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Borwort. 


Die Unterſuchung, welche ich hiermit der Öffentlichkeit über⸗ 
gebe, wurde im Frühjahr 1894 begonnen. Mannigfache Umftände 
haben es verjejuldet, daß fie troß liebenswürdigften Entgegen- 
kommens meines Herrn Verlegers erft jeßt beendet werden Tonnte. 
Schon die gejtellte Aufgabe erwies fich bei genauerer Betrachtung 
weit jchwieriger, als dies auf den erften Blick erjchienen war. 
Galt es doc, fich in die völlig neuen und eigenartigen politifchen 
und focialen Verhältnifſe eines fremden Staates hineinzufinden, 
ein teitverftreutes und nur zum geringiten Zeile bereit3 ver- 
arbeitetes Material zu jammeln, zu fichten und feine Lücken durch 
eigene Beobachtungen und Erhebungen zu ergänzen. Da ich mid) 
nun eigen? zu diefem Zwecke nahezu 14a Jahre in verfchiedenen 
Teilen Hſterreichs aufgehalten habe, jo darf ich mich wohl ber 
Überzeugung hingeben, mit dem Leben diejes Landes einigermaßen 
vertraut zu fein. Und da ferner zwei meiner Fachgenofſen, 
Stefan Bauer in Brünn und Julius Bandesberger in 
Wien, ſich der Mühe unterzogen haben, die Drudbogen einer 
fritiiden Prüfung zu unterwerfen, dürfte mir auch feine Publi- 
kation don erheblicher Bedeutung entgangen fein. ©. Cecconi’s 
Cenno storico dell’azione del partito cristiano-sociale in Austria 
(Monza 1896) Tonnte leider nicht mehr berüdfichtigt werden. 
Gleiches gilt von dem fveben in meine Hände gelangten Bericht 
des Verbandes der Genofſenſchaftskrankenkaſſen Wiens für das Jahr 
1896 (Wien 1897). Doch will id) nicht unerwähnt lafien, daß 
die für diefes Jahr auf erweiterter Grundlage durchgeführten Er- 
hebungen die Ergebniffe der früheren (vgl. unten ©. 286 ff.) in 
vollem Umfange beftätigt haben. „Das Wiener Kleingewwerbe,“ 
bemerkt der Referent (a. a. O. ©. 73), „produziert jahraus jahrein 
eine fo große Anzahl von Lehrlingen, daß es wegen der jeweils frei 
getvordenen Gehilfen Tauſende von Arbeitern im Alter von über 
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20 Jahren nicht mehr zu beichäftigen vermag. Das Handwerk 
bat für die neu einrüdenden Gehilfen nur einige Jahre lang Ver: 
wendung. Dann erjeßt es diejelben teilweile — offenbar im 
Momente, wo fie durch Verheiratung u. |. w. zu größeren An- 
Tprüchen gedrängt werden, — durch friſch nachrückende auzgelernte 
Gehilfen, um in wenigen Jahren auch diefe wieder aus den Werk— 
jtätten zu weifen.“ Wenn man für das Jahr 1896 das Verhältnis 
ſuche, in welchem der Prozeß fich abipiele, jo finde man, daß von 
den zu Beginn des Jahres 1896 beſchäftigten Gehilfen im Alter 
von über 20 Jahren am Scluffe faft 4 Prozent arbeitslos ge— 
worden find, während etwa 2 Prozent nur einen Teil des Jahres 
hindurch in dem von ihnen erlernten Handwerte in Wien Be- 
Ihäftigung gefunden haben. — 

Über gewiffe Mängel diefer Abhandlung täufche ih mid 
nit. Ihre Zahl würde noch größer fein, hätten nicht meine Be— 
mühungen bei unzähligen Mitarbeitern, denen allen an diefer 
Stelle namentli zu danken ganz unmöglich wäre, bereitwilligfte 
Unterftügung erfahren. Immerhin hoffe ih, daß die vorliegende 
Arbeit zu einer weiteren Klärung der ftreitigen ragen weſentlich 
wird beitragen können. Und das halte ich vorderhand für das 
wichtigste. Denn von der Mehrzahl der Freunde einer Mtittelftands- 
politit in jener öſterreichiſchen Form ift noch immer zu jagen, 
was Kleon dereinft von den Athenern behauptete. Sie „juchen 
nad einem anderen Gejellihaftszuftande, ala der ift, in welchem 
fie leben, ohne auch nur über den gegebenen hinreichend unter: 
richtet zu fein.” Auch an Gegnern wird es nicht fehlen. Ich 
fürchte fie nicht, ich erjehne fie fogar. Wird man do, um ge- 
hört zu werden, Thatjachen und wiſſenſchaftliche Deduktionen mit 
ben gleichen Waffen befämpfen müffen, wobei die Theorie wie 
die Politit nur gewinnen werden, jollte auch einer oder der andere 
Abſchnitt diefes freitbaren Buches darunter zu leiden haben. 


Greifawald, im Januar 1898. 


Heinrich Waentig. 
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Einleitung. 





Die prefäre Lage des jogenannten Kleingewerbes ift eine der 
charakteriſtiſchen Eigentümlichkeiten des Wirtſchaftslebens diejer 
Zeit. Nicht daß man, rein äußerlich betrachtet, einer gänzlich 
neuen und bisher noch niemals beobachteten Thatſache gegenüber- 
ftände. Glaubt man doc einen Handwerksmann des 19. Yahr- 
hundert3 zu vernehmen, wenn man zu Ende des 15. Sebaftian 
Brant in feinem „Narrenſchiff“ folgendermaßen lagen hört: 

Kein Handwerk hat mehr feinen Wert, 
uberlaftet ift jedes und beichwert; 

Ein jeder Knecht will Meifter werden, 
Drum find jegt Handwerk viel auf Erben. 
Mancher zum Meifter fich erklärt, 

Dem nie ein Handwerk ward gelehrt. 
Einer dem andern werft zu Leibe 

Und treibt fich ſelbſt oft über die Haide. 
Was diefer nicht will billig geben, 

Das fieht man zwei oder drei daneben, 
Die meinen das zu liefern wohl, 

Doch die Arbeit ift nicht, wie fie joll; 
Man judelt Ware jebt in Eil’, 

Daß man fie billig halte feil. 

Dabei kann man nicht lange bleiben: 
Zeuer faufen und mwohlfeil vertreiben! 
Dad Handwerk trägt man jo zu Grabe, 
Es kann faum noch ernähren fich! 


So ſcheinen des Handwerks goldene Tage ſchon damals ge- 
zählt gewejen zu fein. Und mag man mit Recht Bedenten tragen, 
Brants poetiſche Schilderung zu verallgemeinern, gewiß ift der 
allmähliche Verfall ftädtifcher Kultur im Verlaufe des 16. Jahr⸗ 
bundert3 nicht ohne Einfluß auf die fernere Entwidlung gewerb⸗ 
lichen Lebens in Deutichland geblieben und die Stürme bes 
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dreißigjährigen Krieges haben feine Blüte vollends geknickt. Eeit- 
dem haben auch die Bejchwerden von diejer Seite eigentlich Tein Ende 
mehr genommen. Bald lauter, bald jchwächer werdend, nimmer 
verftummend, ziehen fie fi) wie ein roter Faden durch den Lauf 
der Jahrhunderte hindurch bi3 auf unfere Tage. Und es köonnte 
ein oberflähhlicher Beobachter verjucht fein, von der Konftanz diefer 
äußeren Symptome auf die ihrer inneren Urſachen zurückzuſchließen. 
um dabei zu dem Ergebnilje zu gelangen, daß ſich die allgemeine 
wirtſchaftliche Konftellation im großen und ganzen nicht wefentlid 
veränderte, daß wie das Krankfein eines Teiles der Menſchen, jo 
auch die Notlage eines Teiles der Handwerker ala eine anjcheinend 
unabänderliche Thatfache zu betrachten fei, die wenn ſchon ein theo- 
retiſches, To doch Fein ſpecifiſch wirtichaftspolitiiches Anterefie ver 
diene und die man wohl im Stillen beklagen, nicht aber aus der Welt 
ſchaffen könne. 

Dennoch mochte es ſchon frühzeitig ſchärferen Blicken nicht 
entgehen, daß im Verlauf der letzten 150 Jahre das wirtſchaft⸗ 
liche Situationsbild ſich merklich verwandelte; daß insbeſondere die 
vom Handwerker der Gegenwart beklagte Konkurrenz ihrem Weſen 
nach von der ſeiner Zeit durch Sebaſtian Brant geſchilderten 
ſtark abwich; daß ſie ſich nämlich nicht mehr wie ehedem vorwiegend 
als ein Wettbewerb von Menſchen darſtellte, die mit annähernd gleichen 
Kampfmitteln ausgerüſtet waren, ſondern als ein Wettftreit der 
Betriebsformen, deren immanente Leiftungsfähigfeit eventuell über 
der Menſchen Schickſal fouverän entſchied; daß diefe Erfcheinung 
in nächſter Beziehung ftand zum Auflommen und zur Ausbreitung 
der großfapitaliftiichen Produktionsweiſe und zur gleichzeitigen 
Entfaltung und Umgeftaltung des Verkehrsweſens; und daß diefe 
Entwidlung endlid auch eine neue Yorm des Handwerksnot⸗ 
jtandes zeitigte, feine völlige Verdrängung von einzelnen Pro⸗ 
duftionsgebieten, feine Einſchränkung auf anderen mit allen ihren 
Tolgen. Die moderne „Handiwerkerfrage” war entflanden. 

Die wiſſenſchaftliche Politik, wollte fie diefem Probleme näher 
treten, jah ſich vor eine außerordentlich ſchwierige Aufgabe ge⸗ 
ftellt. War doch offenbar mit der bloßen Feſtſtellung des Umfanges 
jener Tomplizierten Dtaffenerjcheinung, der Größe des Übels, nur 
wenig geivonnen, wenn es nicht gelang, feinen Kauſalzuſammenhang 
mit den übrigen Grundthatjachen des heutigen Wirtſchaftslebens auf- 
zudeden und feinen Charakter im einzelnen genau zu analyfieren, 
was alles nit im Handumdrehen gejchehen Eonnte. Insbeſondere 


Hatte man fi) die Frage vorzulegen, inwieweit man e8 mit einem 
acceidentiellen oder Tonftitutiven Phänomen des focialöfonomifchen 
Entwicklungsprozeſſes zu thun habe. Im erfteren Falle Hätte man den 
Handwerksnotftand als eine Störung, d.h. aldeine pathologische ° 
Ericheinung aufzufaffen. Damit würde fich wenigftens theoretifch die 
Ausficht eröffnen, vermittelft planmäßiger Eingriffe die krankheits— 
erregenden Momente zu bejeitigen und dadurch den normalen Zu: 
ftand wieder herzustellen. Dagegen müßte man im letteren Falle 
die Rotlage des Handwerks, wie jehr man fie auch im Intereſſe des 
einzelnen Gewerbetreibenden beflagen wollte, al eine normale, 
d. h. im Weſen des wirtichaftliden Entwicklungsprozeſſes not- 
wendig begründete und daher unabänderlihe Erſcheinung be⸗ 
traten, an deren grundſätzliche Bejeitigung ebenſo wenig zu 
denken wäre, wie etiva an die der Altersſchwäche. Und es bliebe 
nur die Möglichkeit, die Unbilden der davon in Mitleidenjchaft ge- 
zogenen Perjonen durch anderweitige Maßnahmen nah Kräften 
au lindern, jedoch dabei alles zu vermeiden, was den focialen 
Leidenzzuftand in die Länge ziehen könnte. Erſt nachdem man 
fi in der angedeuteten Richtung über die konkreten VBerhältnifie 
völlig Klar geworden, konnte die weitere Frage nach den zur Be- 
tämpfung de3 vorhandenen Übels geeigneten Mitteln aufgeworfen 
werden. Bei ihrer Beantivortung durfte nicht die Größe des 
Notftandes allein berüdlichtigt werden. Vielmehr war auch zu 
erwägen, ob die im Intereſſe der einen den andern eventuell auf- 
zuerlegende Laft im richtigen Verhältniffe zur volkswirtſchaftlichen 
Bedeutung der begünftigten Bevölkerungsſchicht Itehe. 

Dies der Weg, den eine gründliche wiſſenſchaftliche Unterfuchung 
nehmen mußte und unter der Mitwirkung zahlreicher Forſcher auch 
thatſächlich genommen hat. Aber lange noch bevor die Theorie zu einem 
abtchliegenden Ergebniſſe gelangen konnte, hat ſich Die Alltagsprari3 
Der Dandiverlerfrage zu bemäcdhtigen veritanden. Und ohne jich in 
ihrem Treiben durch nahe liegende Bedenken, insbeſondere Durch 
das Gefühl hoher Verantwortlichkeit irre machen zu laſſen, hat 
fie diejelbe furzer Hand in einer nichts weniger als einwandfreien 
Weiſe zu erledigen geſucht. Dem Drude einer in den Kreijen der 
Intereſſenten entjtandenen mächtigen Volksbewegung nachgebend, 
hat namentlich die öſterreichiſche Staatsgewalt eine Wirtjchafts- 
politik inauguriert, die ihren Zweck, die grundfähliche „Erhaltung 
de3 gewerblichen Mittelſtandes“, in erfter Linie durch eine ent- 
Iprechende Umzgeftaltung des Gewerberechtes zu erreichen ftrebte. Und 
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ganz neuerdings iſt nach langem Zaudern und mit offenbarem Wider— 
ftreben, faft möchte man ſagen zum Scheine, die deutſche Reichs— 
regierung ein bejcheidenes Stüd auf diefem bedenklichen Pfade ge- 
folgt. 

Daß es ebenſo von theoretiihem wie praktiſchem Antereffe 
ift, ſich volle Klarheit über die bisherigen Ergebnifle diefer 
Politik zu verichaffen, wird kaum beftritten werden können. Daher 
bedarſ wohl auch eine Arbeit, die wie die vorliegende gerade diejes 
Ziel verfolgt, feiner weiteren Rechtfertigung. Aus der Natur der 
geftellten Aufgabe ergiebt fich ferner, daß fich dieſe Unterſuchung 
ausſchließlich auf öfterreichifches Material ſtützen mußte. Denn 
nur in Hfterreich gelangte bisher gewerbliche Mittelſtandspolitik 
zu typifcher Entfaltung, nur bier auch lafjen fid) demnad) ihre 
Erfolge beobachten und würdigen. 

Dabei wird die folgende Abhandlung in zwei getrennte Abjchnitte 
zerfallen. Dererfte von ihnen wird zunächft die Entftehung und weitere 
Entwicklung der gewerblichen Mittelftandspolitif von ihren Anfängen 
bis auf die neuefte Zeit zu Schildern haben. Doch mußte, fofern ein volles 
Verſtändnis dieſer jüngften Phaſe erzielt werden jollte, einleitung3- 
weiſe auch auf die vorausgehenden Perioden zurüdgegriffen werden, 
fo daß dieſer erfte Teil, wenn auch für die ältere Zeit nur in den 
Grundzügen, do ein Gejamtbild vom hiftoriihen Entwidlungs- 
gange der öſterreichiſchen Geiwerbepolitit des 19. Jahrhunderts 
darbietet. Der zweite Abjchnitt wird alsdann die praftifchen Er- 
gebniſſe dieſer Politik, insbejondere der Einführung des Befähigungs- 
nachweiſes und der Zwangsgenoſſenſchaft feftzuftellen haben. Dieje 
Analyje wird an und für fi eine ftreng empirijche fein; doch 
wird auch der Verſuch unternommen werden, die auf diefem Wege 
gewonnenen Ergebnifle aus ihrer konkreten Bejonderheit in die 
Sphäre abftrafter Allgemeingiltigleit zu erheben. Im Anſchluß 
daran wird zuguterleßt die Grundidee geiverblicher Mittelftands- 
politit einer kritiſchen Prüfung zu unterziehen fein. 


Meinem Ontel 


Faul Waentig 


zugeeignet. 


Erfter Abjchnitt. 
Die Ara des Abfolutismus, 


Erites Kapitel. 
Der Kampf ums Recht. 


Wie in Deutfchland, fo Hat ſich auch in Öfterreich die erfte Aus- 
geftaltung eines jelbftändigen Gewerberechtes im Schoße der Stadt- 
wirtſchaft und unter dem maßgebenden Einfluffe ftädtifcher Ge- 
mwerbeforporationen vollzogen. Dies gilt in erjter Linie von 
Deutich - Öfterreich,, aber aud) von Böhmen, Mähren, Schlefien, 
Galizien und der Bulowina mit ihrer gemilchten Bevölkerung. 
Denn wie die herrfchende Raſſe und ihre Kultur dentſch waren 
und insbeſondere alles Städteweſen auf einem der deutſchen Stadt- 
rechte beruhte, jo Haben ſich dajelbft auch die deutſche Zunftver- 
fajjung und die deutſchen Handwerksbräuche eingebürgert, wenn 
auch Städte und Zünfte es im Often wohl niemals zu einer ähn- 
lichen Machtentfaltung gebracht haben, wie einige ihrer Schweftern 
im MWeften und Norden!. 





1 Dal. dazu namentlid Heinrich Reſchauer, Gefchichte des Kampfes der 
Hanbdwerferzünfte und der Kaufmanndgremien mit ber öfterreichifchen Bureaufratie. 
Wien 1882, ©. 1ff.; ferner Fr. Enlenburg, Das Wiener Zunftwefen, in Ztichr. 
f. Sor. u. Wirtſch.Geſch. I, ©. 264 ff. u. II, ©. 62 ff.; Karl Werner, Ur 
kundliche Gejchichte der Iglauer Tuhmadjerzunft, Leipzig 1861; Franz Ruby, 
Das Iglauer Handwerk in feinem Thun und Treiben von der Begründung big 
zur Mitte des 18. Jahrh., Brünn 1887; K. Hübner, Geichichte der Reichen- 
berger Tuchmacherzunft, Reichenberg 18795; Bruno Bucher, Die alten Zunft- 
und Verkehrsordnungen der Stadt Krakau, Wien 1889; €. v. Paygert, Die 
Öfterreichifche Gewerbeverfaffung in Galizien, in Schmoller? Jahrb., 15. Jahrg., 
1891, ©. 131}. 
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Da dies ſpecifiſch ſtädtiſche Gewerberecht den Principien der 
Stadtwirtſchaft angepaßt war, jo erſchien es im weſentlichen un- 
erihütterlih, jo lange nicht vollswirtichaftliche Beziehungen die 
Dberhand geivannen und jeine Ökonomische Grundlage zerftörten. 
Mag man nun aud) die Anfänge diefes Neugeftaltungsprozefjes 
für den nördlich) der Alpen gelegenen Zeil Europas etwa an den 
Ausgang des Zeitalter der Kreuzzüge zurückverlegen, in Deutjch- 
Yand und mehr noch im heutigen Ofterreich hat er ſich nur fehr 
langjam und unter vielfältigen Rückſchlägen durchzuſetzen ver- 
modt. Wenn nun troßdem von Anbeginn die Politik des abfoluten 
Staates darauf gerichtet war, auch das gewerbliche Leben ihrer 
Suprematie zu unteriwerfen und insbejondere die Regelung des 
Gewerberechtes an fich zu reißen, jo konnte es fich nad) Lage 
der Dinge ivenigfteng in älterer Zeit lediglih um die Bekämpfung 
mittelalterlider Autonomie und um die rein äußerliche Unter- 
werfung ihrer Träger unter die Souveränetät de3 Staatswillens 
handeln, während Beftrebungen, die über dieſes eng begrenzte 
Ziel Hinausgingen, faft regelmäßig fehlihlugen. Deshalb ge- 
ftaltete ſich zunächft der Kampf zwiſchen der modernen GStaat3- 
geivalt und den ftädtifchen Geiwerbeforporationen zu einem Kampfe 
nicht jowohl um den Rechtsinhalt als um die Rechtskompetenz. 
Daß e3 dann im Weiteren Verlaufe der geſchichtlichen Entwick— 
lung mit der fortjchreitenden Umgeftaltung der Wirtichaftsordnung 
dabei nicht blieb, verfteht fich von felbit. 

Je geringer die Kraftentfaltung der ſtädtiſchen Gemeinwesen und 
je größer demgegenüber die Energie der aufftrebenden Fürftengeiwalt, 
um jo lodender die Verſuchung, der Autonomie der Zünfte mit 
kühnem Schlage ein rajches Ende zu bereiten, fie unter dag Joch der 
ſtaatlichen Allgewalt zu beugen. Wenn irgendivo in deutjchen Landen, 
jo waren die genannten Bedingungen in Öfterreid) erfüllt. Und in 
der That begegnet man bier ſchon frühzeitig, nämlich lange noch 
vor der durch Ferdinand I. vollgogenen Vereinigung der üfter- 
reihiichen, böhmischen und ungariſchen Territorien, mehrfach 
radikalen Reformverfuchen, die zum Teile nicht? geringeres ala die 
grundjäßliche Aufhebung des gewerblichen Korporationsweſens be= 
zwedten. Aber auch in diefem Tyalle bewahrbeitete ſich der Satz, 
daß man fociale Anftitutionen nicht durch Willkürakte ftürzen 
könne und daß eg, mit Bismarck zu reden, nichts helfe, feine 
„Uhren vorzuftellen“. Deshalb blieben die Unternehmungen Otto— 
kars von Böhmen (1276) wie Herzog Rudolf IV. (1361 und 1364) 
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erfolglos. Und auch die Polizeiordnung Ferdinand J. vom 
1. April 1527 wurde ſchließlich von dem gleichen Schickſal ereilt. 
Nach ihr ſollten Zechen und Zünfte aller und jeglicher Handwerke 
in Wien ſowohl als in dem ganzen Kronlande Niederöfterreich 
für die Zukunft aufgehoben fein und von den alten Handwerf3- 
gerechtigfeiten außer der unter obrigfeitlicher Kontrolle durchzu⸗ 
führenden Schau nur noch die kirchlichen Brüderſchaften und die gotte3- 
dienftlihen Verrichtungen beftehen bleiben. Nat und Stadtrichter 
hätten in Zufunft die Enticheidung in gewerblichen Streitigfeiten 
gehabt, Bußen und Strafen wären obrigfeitliche geworden. Selbjt der 
Befähigungsnachweis wäre bejeitigt geivejen. Denn einige Yormali- 
täten abgerechnet, hätte im Falle der Durchführung des Geſetzes zum 
Antritte eines Gewerbes die Erlegung der dreifachen Abgabe für die 
Stadt, den Gottesdienft und die Regierung genügt. Und fehlte 
zur vollen Geiwerbefreiheit die jachliche Ungebundenheit des Be— 
triebe3 und des Verkaufes — denn alle Hierauf bezüglichen Be— 
ftimmungen waren teil3 aus den Zunftjaßungen herübergenommen, 
teils vollftändig neu gegeben und verſchärft —, jo hätte man doc) 
mit Eulenburg von dem Beſtehen einer „perjönlichen Gewerbe— 
freiheit” reden können. Auch wären ferner durch die Freigabe der 
Gejellenzahl wie durch die Erlaubnis, verichiedene Gewerbe nad) 
Belieben in einer Hand zu vereinigen, der Entfaltung des Groß- 
betriebeg mindeſtens die Wege geebnet worden !. 

Aber, wie ich ſchon andeutete, auch diesmal jcheiterte der Ver- 
fuch, die radikalen Neuerungen vom Papiere in das Leben überzu= 
führen. Zwar erhielt die 1552 revidierte Handwerksordnung 
das Verbot von Zehen und Zünften wenigftens formell noch auf- 
recht. Doch kamen bereit3 in der zweiten Hälfte des Jahr— 
hunderts die alten Handwerksordnungen wieder auf und erhielten 
fortan bei jedem Regierungswechſel auf3 neue ihre Sanktion, jo 
daß ſich das Zunftiwejen und mit ihm dag ganze gewerbliche Leben 
feinem Trägheitgmomente folgend gar bald wieder in den alten 
Bahnen beivegte und vorderhand aud) feine weitere Störung erfuhr. 

Erft ala jene durch die Entdedung Amerikas und des See— 
weges nad) Oftindien erfolgte Ablenkung des Welthandelsftromes 
fowie die Wirren der Gegenreformation und des dreißigjährigen 
Krieges ihre verderblie Wirkung zu äußern begannen und in 
Verbindung mit der unter den Handwerksgeſellen ausgebrochenen 
Anarchie eine unerträgliche Entartung des Zunftweſens hervor— 


1 Nah Eulenburg a. a. O. 1 ©. 72ff. 
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riefen !, wandte fi) die Staatsgewalt neuerdings den Problemen 
der Gewerbepolitif zu. Auch gejellten fi nunmehr zu den Be— 
ſchwerden der Bevölkerung die eindringliden Vorftellungen der 
merlantiliftiihen Schriftfteler. Bon Johann Joachim Becher, 
Wilhelm von Hoernigt und Wilhelm von Schroeder, den Beratern 
Leopold I., bis auf Joh. Heinrich Gottlob von Yufti und Joſeph 
bon Sonnenfels, die Matadore des therefianiſchen Zeitalters, 
war man fi) darüber einig, daß eine neue Blüte des tief dar- 
niederliegenden Gewerbfleiße® nur auf den Trümmern des ver- 
fommenen Zunftwejens zu denken jei?. Kein Wunder aljo, daß 
gegen Ende des 17. Jahrhunderts unter Leopold I. wie aud) kurz nad 
Maria Therefias Regierungsantritt der alte Plan wieder auflebte, 
ih „der großen Anconvenienzen und namhaften Bedrüdungen, 
welche die ftabilierte Einrichtung der Zünfte in den öfterreichiichen 
Staaten dem Publico und Commercio zufügen, zu entledigen”, und 
zwar „das Übel bei der Wurzel zu faflen und durch Ausrottung 
der Zünfte den bürgerlichen Erwerb zu Turieren“ ®. 

Wenn aber au jebt noch Schroeder jehnlichfter Wunſch, 
daß „die vermaledeiten und als die ärgfte Peſt in ganz Teutich- 
land verfluchten Zünffte, die urfah, warum in Teutichland die 
Manufalturen bis dato nicht haben über fih kommen Tönnen, 
mit einander zu des Teufeld Großmutter gejaget würden“ *, un« 
erfüllt blieb, jo lag dies wohl daran, daß man ſich einmal zur 


19%. Hatſchek, Das Manufatturhaus aufden Zabor in Wien. Leipzig 
1886 (Schmollerd Staats⸗ und forialw. Forſchungen VI 1), S. 3ff. — Adam 
Wolf, Gefchichtliche Bilder aus fterreich. Wien 1878. I, S. 20 ff. I, 
©. 358 ff. — Franz Meyer, Gefchichte Öſterreichs mit befonberer Rüdficht auf 
Kulturgeichichte. Wien 1874. II, S. 128 ff. 

» % J. Becher, Politifcher Diskurs u. ſ. w. Frankfurt 1668. ©. 30 ff., 
169 ff. — W. v. Hörnigk, ſterreich über alles, wenn ed nur will. 1685. 
S. 235. — W. v. Schroeder, Fürftlihe Schaf: und Rentkammer. Leipzig 
1721. ©. 301 ff., 323 f., 45 ff. — J. H. G. v. Juſti, Volftändige Abhands 
lung von den Manufalturen und Fabriken. I. Zeil. Kopenhagen 1758. S. 203 ff. 
— % v. Sonnenfeld, Grundfäße der Polizey-, Handlungs- und Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft. IL Zeil. 2. Aufl. Wien 1771. S. 160 ff. — Über fämtliche Schrift- 
fteller vgl. W. Roſcher, Geichichte der Nationaldtonomik in Deutichland. München 
1874. ©. 270 ff., 289 ff., 294 ff. 444 ff., 533 ff.: über Becher R. v. Erbberg: 
Krezenciewski, Joh. Joachim Becher, ein Beitrag zur Geſchichte ber National- 
öfonomie. Jena 1896, bei. S. 114 f. 

3 Hofreftripte vom 17. Mai 1699 und vom 4. Dez. 1751. Über die ganze 
Bewegung vol. W. G. Kopetz, Allgemeine öfterreichiiche Gewerbsgeſetzkunde. 
Wien 1829. Bd. II, ©. 18 fl. 

* Schroeder, a.a. O. ©. 302, 348. 
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Durchführung einer jo radikalen Dtaßregel, deren Konjequenzen man 
außerdem nicht zu überfehen vermochte, viel zu ſchwach fühlte, 
weiter aber, wie ich ſpäter zu zeigen haben werde, auch ein Mittel 
ausfindig madte, um in aller Form Rechtens der Zunft und 
ihren Gerechtſamen ein Schnippchen zu jchlagen. Grundſätzlich 
darauf verzichtend, die geiverblicden Korporationen in gefügige 
Organe der ftaatlicden Politit umzugeftalten, beſchränkte man fi 
jetzt darauf, ihre weitere Ausbreitung zu verhindern, ihre Dtachtiphäre 
ſchrittweiſe einzudämmen und, jo gut es eben gehen wollte, ihre 
Ausſchreitungen abzuftellen !. 

Nächft Leopold I., der bereits 1689 behördliche Handwerks— 
fommiffäre zur. obrigfeitlichen Überwadhung der Zufammenkünfte 
von Meiftern und Gefellen anftellte, und Joſef I., der 1708 jed- 
wede Begründung von Zehen und Zünften ohne befonderez landes⸗ 
herrliches Privileg ala einen ftrafbaren Eingriff in die Hoheits— 
rechte des Negenten verbot, hat namentlih Karl VI. weitere ent= 
Iheidende Schritte in diefer Richtung gethan. Allerdings ftießen 
die zuerft im Jahre 1712 erlaflenen und ſpäter mehrfach aufs 
neue eingefhärften Beitimmungen über den Gebrauch „gedruckter 
Abſchiedszettel“, der öſterreichiſchen „Kundſchaften“, zunächſt auf 
ſchwer zu befiegenden Widerſtand?; und nicht anders erging es, 
wie die Flut ſpäterer Dekrete ähnlichen Inhalts bezeugt, der 
Handwerksordnung von 1732. Nichtsdeſtoweniger bedeutete die, 
wenn auch vorderhand nur im Principe, erfolgte Abſchaffung der 
Handwerksjurisdiktion (Art. I) — alle Streitigkeiten ſelbſt in 
Sadıen, „jo ihre Profejfion oder Handtierung betreffen“, waren 
fürderhin ausſchließlich bei der beklagten Meifter oder Gejellen 
Obrigkeit anzubringen — ſowie die der Zunftautonomie (Art. XV) — 
alle mit den Normen der Handiwerksordnung unvereinbarlichen 
Beitimmungen der einzelnen Zunftbriefe jollten ipso iure aufge- 
hoben jein — einen vernichtenden Schlag für das geiverbliche 
Korporationsweſen, von dem e3 fi) nie wieder erholen konnte. 

Noch bildeten dieje geichmälerten Zunftbriefe das letzte Boll- 


1 Hierzu und zu dem Tolgenden vergl. Reſchauer, Handwerközünfte, 
©. 4ff.; ferner Codex Austriacus Pars ]. fol. 458 f. Erlaß Leopold I. vom 9. Dez. 
1689 (Einführung von Handwerkskommiſſaren); III, fol. 692 u. 713. Erl. 
Karl VI. vom 4. und 26. Juli 1713 (gedructe Abjchiedszettel); und IV, fol. 
754. ff. Erl. Karl VI. vom. 19. April 1732 (Handwerksordnung). 

2 Den unmittelbaren Anlaß zu ihrer Einführung bot in Öfterreich an- 
jheinend ein heftiger und langwieriger Aufftand der Wiener Schuftergefellen. 
(Bgl. dazu Cod. Austr. III, fol. 713 f. 784 Erl. vom 4., 26. u. 31. Juli 1713 
und vom 15. Febr. 1715.) 
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werk. Und auch dieſes fiel im Verlaufe der nächſten Jahrzehnte!. Hatte 
ſchon Karl VI. 1739 für die Zünfte und Innungen der kleineren Städte 
und Dörfer in den böhmischen Provinzen unter gleichzeitiger Kaffie- 
zung ihrer Specialftatuten Generalzunftartifel eingeführt, jo verfügte 
Maria Therefia, daß in Zukunft wenigſtens „Jämtliche Kommerzial⸗ 
zünfte? weder der Betätigung ihrer alten Privilegien, noch des 
Anfuchens neuer bedürften, weil ſolche Freiheiten fi) für die Ge- 
werbe mehr ſchädlich als nützlich erwieſen“. Im Anſchluß hieran 
wurden anſtatt der in der Zeit von 1754—1780 für eine Reihe 
zünftiger Kommerzialgewerbe Wiens erlaſſenen Specialartikel 
neue, eigens zu diefem Zwecke verfaßte Generalartitel als einzige 
geſetzliche Richtſchnur vorgejchrieben, eine Praxis, die allmählich 
auch auf die Provinz ausgedehnt ward. Joſef II., Leopold II. 
und Franz I. verweigerten dann überhaupt die formelle Beltätigung 
irgendwelcher Specialzunftartifel der Kommerzial- wie der Polizei= 
gewerbszünfte. Und eine charakteriftiihe Hofentichliegung für 
Böhmen vom 27. Tebruar 1796 verordnete, daß die jogenannten 
Privilegien der Zünfte, ungeachtet fie nicht beſonders beftätigt 
feien, gleichwie andere Privilegien zwar nad wie vor in Kraft 
bleiben jollten, daB aber „vermöge jpäterer Entjcheidungen und Bes 
lehrungen auf dieje alten Zunftprivilegien nur inſoweit noch einige 
Rüdficht genommen werden könne, als fie ſich mit den bejtehen- 
den Zunftgeneralien vertrügen, und diejfelben nunmehr ala An— 
ordnungen zu betrachten feien, welche bei dem freien Vereine der 
Genoſſen eine® oder mehrerer Gewerbe in Zünfte in Gemerb3- 
angelegenheiten feftgejegt und jofort genehmigt wurden, und nad 
dem Geifte und Wortlaute der beftehenden geſetzlichen Vorſchriſten 
nur jo lange wirkſam blieben, als fie durch nachfolgende An- 
ordnungen nicht aufgehoben und abgeändert würden.” 

Seitdem Haben die gewerblichen Korporationen jeden irgend- 
wie maßgebenden Einfluß auf die Geftaltung der Getwerbepolitif, 
namentlich die Fortbildung des Gewerberechtes verloren. Nicht einmal 
mehr ihre inneren Angelegenheiten durch bindende Regeln zu ordnen, 
ift ihnen noch geftattet. Stände es doch, wie eine allerh. Entſchließung 
vom 11. März 1782 draſtiſch bemerkt, der Regierung ohnehin 
frei, dem Handwerk ſolche vorzufchreiben, wenn fie es für nötig 
hielte.e Schon zu Ende des vorigen Jahrhunderts gleicht Die 


I Dazu Kopetz, Gewerbögefeßtunde I, S. 15 ff. 
2 Über den Unterichieb zwiſchen Kommerzial- und Polizeigewerben f. unten 
©. 22. 


Zunft, dereinſt voll ftroßenden Lebens, einem außgeblajenen 
Ei. Nur die äußere Geftalt, die Schale ift geblieben, alle 
Ichöpferiiche Kraft daraus entiwichen. 

Freilich trat dieſer Zuftand erſt etwa Hundert Jahre jpäter 
ein, als dies der Staat3gewalt wünſchenswert ericheinen mußte. 
Noch zu Ende des 17. Jahrhunderts, d. h. gerade damals, als 
man ſich anjchidte, eine ſelbſtändige Gewerbepolitif zu inaugurieren, 
war von einer derartigen Widerftandzunfähigteit der Gewerbekorpo— 
rationen feine Rede. Wollte man demnach auf die Durchführung 
des Planes, „Manufakturen und Fabriken wie in anderen König: 
reichen und Ländern auch in Öfterreich in Flor zu bringen“, nicht 
bon vornherein verzichten, jo blieb nur der eine Ausweg, außer- 
halb des Machtbereiches der Zünfte und ihrer Gerechtſamen ein 
Gebiet gewerblicher Thätigfeit abzuſtecken, dag als eine rein ftaat- 
liche Schöpfung ihren Einflüffen grundfäßlich entzogen war. Und die 
Staatsgewalt hat ihn beichritten. Außer Stande, die Kraft alten 
Herkommens und eingewurzelter Vorrechte zu brechen, bejaß fie 
die Fähigkeit, neue Privilegien zu Schaffen. Denn „Tann Ihre 
Kaiſerliche Majeſtät“, jo fragte Schroeder! untwillig, „denen 
Comitibus Palatinis jelbft privilegia geben, daß fie mögen Doc- 
tores, Magistros und Poeten Treieren, Hurenkinder ehrlid) machen 
und Wappen geben, warum jollte nicht jo einer mit Zuziehung 
von ein paar Meiftern auch einen Schufter oder Schneider madjen 
können?“ Auch fonnte man dabei an eine Anftitution anknüpfen, 
die Halb ein Produkt der Neuzeit, Halb eine hofrechtliche Remi- 
niscenz, ſich ſchon für die Mitte des 16. Jahrhunderts nachweisen 
läßt: die fogenannten „Hoffreiheiten”?. 

Klaren Einblick in das Weſen diefer Einrihtung gewährt 
ein Erlaß Leopold I. vom 22. Nov. 16608, der, hervorgerufen 
durch Beſchwerden der Wiener Handiwerfe über die ihnen aus der 
Verleihung von Hoffreiheiten erwachſenden Nachteile, eine end- 
giltige Regelung der ftreitigen Rechtsverhältniſſe bezweckte. Danach 
gab es damals bereit3 zwei Kategorien „Hofbefreiter”, deren eine 


1 W. v. Schroeder, a. a. O. ©. 348. 

2 Hatſchek (a. a. O. ©. 12, Anm.) glaubt als erften Fall einer Hof- 
befreiung dag von Mar. II. Tochter Elifabeth einem gewiſſen Domenigo Barchino 
im Jahre 1583 erteilte Privileg bezeichnen zu dürfen. Doch erwähnt bereits 
ein Erlaß Mar. I. vom 21. Mai 1569 (Cod. Austr. II, fol. 290, betr. bie 
Störerei im Schneiderhandwerf) dieje Inftitution. 

3 Cod. Austr. I, fol. 476 ff. 


— 14 — 


wahrſcheinlich erft allmählich aus der anderen herausgewachſen 
war: einmal die „würklichen Hoff- und Kammerbedienten, welche 
mit ihren Künſten und Handwerken in würklichen Hoffdienſten 
begriffen ſeynd, als die Kammer-Mahler, Kammer-Goldſchmidt, 
Leibbarbiere, Guardarobba, Püchſenſpanner, Hoff-Schmid, Hoff- 
Zuſchroter und dergleichen würklichen Hoff- und Kammer—⸗ 
bedienten“, die ihr Gewerbe „nach altem Herkommen und ohne 
weitere Hoff⸗Freyheit oder ſchriftlichen Freybrief in der Stadt 
Wienn in offenen Gewölben, Läden und Werkftätten gleich anderen 
Hoff-Befreyten Öffentlich treiben dürfen“ ; zweitens die Hofbefreiten 
im engeren Sinne, offenbar die jüngere Form, Gewerbetreibende 
nämlich, die ohne in einem wirklichen Dienftverhältnis zum Hofe 
zu ftehen, entweder unmittelbar vom Monarchen oder von der 
Kaiſerlichen Reichſskanzlei durch bejondere Verleihung das Höcgft- 
perfönliche! Vorrecht erhalten haben, ungeachtet der beftehenden 
Zunftjagungen ala Handwerker oder Händler öffentlich ihr Ge- 
werbe zu betreiben. Im allgemeinen an den jeweiligen Aufent- 
haltsort des Hofes gebunden, jtand die Fortführung ihres Ge— 
jchäftes wenigstens den unmittelbar vom Monarchen Privilegierten 
auch während deſſen Abweſenheit frei, Jofern fie nicht in jedem 
einzelnen Yale ausdrüdlih zur Hoffolge aufgefordert worden 
waren. Überhaupt jcheint man es mit jener Einſchränkung 
nicht allzu ernft genommen zu haben, wie denn die ganze Anfti- 
tution, nach den fortgejeßten Klagen der Zünfte und Gremien 
über Gewerbaftörungen zu urteilen, thatſächlich auch häufig ala 
willlommener Dedmantel unbefugten Geiwerbebetriebes gedient 
haben mag. Jedenfalls war die „Hoffreiheit” zur Zeit ihrer Blüte, 
d. h. etiva von der Mitte des 17. bis in die erften Sahrzehnte 
des 18. Jahrhunderts hinein, keineswegs etiva eine bloße Kuriofität, 
jondern eine Einrichtung von erheblicher praktiſcher Bedeutung, 
worauf übrigen? auch ſchon die vielfältigen Anfeindungen hinweijen. 
Bereit? im folgenden Jahre mußte daher der Erlaß von 1660 wieder- 
holt werden. Und auch die fpäteren Regenten ſahen fich Hierzu ge— 
ziwungen, wurden aber dabei nicht müde, immer auf3 neue einzu= 
Ihärfen®, daß die „Hofbefreiten“ Meifter, Gejellen und Lehrlinge 
den „bürgerlichen“ in allen Stüden gleichzuachten, daB aud fie 


I &s erliicht mit dem Tode bes Verleihers und auch mit dem bes Bes 
liehenen, foweit nicht der Übergang des Privilegs auf des letzteren Witwe, Kinder 
und fonftige Erben ausdrüdlich vorgefehen ift. 

2 Cod. Austr. 1, fol. 478. 

8 Cod. Austr. IV, fol. 33, 447, 611 ff. 


vollen Anſpruch auf da3 „Handwerksgeſchenk“ und den „Handwerks⸗ 
gruß“ bejäßen und jedes „Schelten“ derjelben ſtrengſtens unter- 
ſagt ſei. So erjcheint die Hoffreiheit als die erfte unbeholfene 
und nur auf einen jehr beſchränkten Kreis ausdehnbare Rechts: 
form, in der fich die Emancipation des Gewerbes vom Zunfthandwerk 
vollzog. Sie mußte in demjelben Maße außer Gebrauch kommen, 
al3 mit dem fteigenden Bedürfnijje neue und einfachere ins Leben 
traten und fie verdrängten. Den unmittelbaren Anlaß dazu bot 
das Auflommen des gewerblichen Großbetriebes. 

Die fernere Rechtsentwicklung knüpft ſich nämlich an die ſeit Mitte 
des 17. Jahrhunderts immer öfter wiederlehrende Erteilung aus⸗ 
ſchließlicher flaatlicher Fabriksprivilegien (privilegia privativa) 
an einzelne Internehmer oder Unternehmervereinigungen, die ji) unter 
gewiflen Bedingungen zur großinduftriellen Herjtellung beftimmter 
Gewerbserzeugniſſe anheiſchig machten!. Da es ſich in älterer Zeit 
Dabei regelmäßig um die Produktion von Waren handelte, die von 
den Zunfthandwerfen gerade nicht verfertigt wurden, jo konnte 
vorderhand wenigſtens von einem Eingriffe in deren Präro- 
gative nicht die Rede fein. Wohl aber entwidelte fich auf diefem 
Wege neben dem altjtädtiichen Gewerberecht ein ganz neues und 
eigenartige Gewerberechtsſyſtem. Mußten doch mit der Zeit die 


1 Reſchau er (Handwerkszünfte S. 5) ſetzt die Entſtehung der „erften Fabrik 
in ſterreich‘“ in den Anfang des 18. Jahrhunderts (die lfabrik des Ignaz 
Höger 1709. Doc fiel bereit die Gründung des Manufakturhaufes auf dem 
Zabor in Wien (Hatſchek ©. 29 ff.) in das Jahr 1676. Noch weiter zurüd 
liegt die Errichtung der berühmten Linzer Tuchfabrik durch den Handelsmann 
EHriftian Sind, die ſchon am 11. März 1672 patentiert worben ift. Über ihre 
bewegte Gefchichte vgl. Cod. Austr. I, fol. 271 ff., IN, fol. 780 ff., 858 fj., IV, 
fol. 225 ff. und Adolf Beer, Studien zur Gejchichte der öfterreichifchen Volks⸗ 
wirtfhaft unter Maria Therefia. I. Die dfterreichifche Induftriepolitit. 1894. 
©. 108 ff. Wie mannigfaltig fich dieſe aufftrebende Großinduſtrie geftaltete, 
möge die folgende Aufzählung veranfchaulidden. Es wurden privilegiert durch 
Erlaß vom 22. April 1709 eine Weinkörnerölfabrit, vom 14. Nov. 1713 eine 
Spiegelglazfabrit, vom 20. Mai 1712 eine Kupfergerätfabrif, vom 20. Mai 1722 
eine Schiffbau-, Segel: und Ylaggentuchfabrit, vom 8. San. 1726 eine Cotton- 
und Pardhentfabrif, vom 7. März 1727 eine Gold: und Silberborden:, Geipinnft: 
und Drahtfabrit, vom 18. März 1727 eine Brofat:, Halbfeidenzeug: und Strümpfe. 
fabrit, vom 14. Mai 1737 eine Papiermühle, vom 23. Dez. 1752 eine Seifen: 
fabrit, vom 30. Juni 1753 eine Farbftofffabrit, vom 25. Aug. 1753 eine Garn⸗ 
fabrit, vom 24. Januar 1755 eine Lederwarenfabrif, vom 19. April 1755 eine 
Birkenrindenölfabrif, vom 11. Sept. 1756 eine Holzwarenfabrif, vom 10. Dez. 1760 
eine Bandfabrik u. ſ. w. (cf. Cod. Austr. III, fol. 593 }., 729 $.; IV, fol. 76 ff.,78ff., 
376 ff., 415 ff., 421 ff., 982; V, fol. 716 ff., 772 ff., 789, 929 f., 996f., 1148; 
VI, fol. 112 f.) 
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zunächſt nur von Fall zu Fall und nad) freiem Ermefjen zwischen 
den Bertretern der Staatsgewalt und den „Fabrikanten“ verein- 
barten und in den Privilegienpatenten firierten Grundjäße über 
die beiderjeitigen Rechte und Pflichten bei häufiger Wiederholung 
older Verhandlungen ſchließlich einen konftanten Charakter an— 
nehmen und allmählich auch innerlich zu einer Einheit verwachien, 
dem Rechte der modernen Großunternehmung, da3, wie e3 ſich aus 
den konkreten Bedürfniljen heraus entfaltete, audy) mit dem Ab- 
fommen der Privilegienpatente ala Gewohnheitsrecht beftehen blieb 
und als ſolches anerfannt wurde. 

Allerdings handelte e3 ſich zunächſt nur um vielveriprechende 
Keime und Anſätze, deren praftifche Bedeutung vorläufig ge» 
ring gewejen wäre, hätte nicht das Recht der Großinduftrie gar 
bald die Tendenz gezeigt, über die engen Grenzen eine nur 
ſpärlich entwidelten Großbetriebes hinauszuwirken. Wurden doch 
die in Fabriken und Manufakturen herangebildeten und darin be= 
ihäftigten Meifter und Gefellen, denen, nebenbei gejagt, jede kor— 
porative Organijation verboten war, nicht nur in ihren Befug- 
niſſen den zünftigen völlig gleichgeftellt, fondern überdies ermäch- 
tigt, auch nad ihrem orönungsmäßigen Austritt aus einer 
Großunternehmung kraft ftaatlichen Rechtes ihr Gewerbe felbftändig 
weiter zu betreiben und nun ihrerfeit3 nach Belieben Gejellen und 
Lehrlinge zu halten!. Es war dies ein Grundjaß, deſſen Tragweite 
in dem Maße wuchs, als die Großinduftrie ſchrittweiſe auch auf 
folde Produktionszweige übergriff, die bisher als eigentliche 
Tomäne des Zunfthandiverkes gegolten Hatten. So entftand 
ihon damals neben den Angehörigen des Großgewerbes eine 
Gruppe Kleingewerbetreibender, deren Geſchäftsthätigkeit grundfäß- 
lich nur ſtaatlicher Reddtsregelung unterworfen war. Und diejer 
wichtige Prozeß wurde weſentlich beichleunigt durch die Einführung 
einer neuen eigenartigen Privilegienform: die der fogenannten 
„Schutzdekrete“?. 

Ein Patent Karls VI. vom 12. April 1725 erwähnt ihrer 
zuerſt. Den äußeren Anſtoß dazu gaben die Reſultate einer im 
Hinblick auf die damals beabſichtigte Neuregelung der Handwerks⸗ 


ı Kopetz, Gewerbsgeſetzkunde I, S. 374 ff. Ferner außer ben Gitaten 
©. 15, Anm. 1, Cod. Austr. IV, fol. 415 ff., 925, 1031, 1032, 1137; V, fol. 
424 f., 593 ff., 883 ff., 925, 1177; VI, fol. 433, 1078, 1351 ff., 1356 ff., 1383. 

2 Cod. Austr. IV, fol. 270 fi. 


verhältniffe angeftellten Enquete über die innerhalb der Linien Wiens 
vorhandenen „unbürgerlidhen” Handwerker, aus denen hervorging, 
daß alle bisherigen Verbote den rechtswidrigen Gewerbebetrieb auch 
nicht im entjernteften zu unterdrüden vermocht. Es verordnete, daß 
„denjenigen eine Zeit lang allhier fi) aufhaltenden unbefugten, 
weder in den bürgerlichen Zünften noch in der Klaffe der Hofbefreiten 
begriffenen Handwerkern und fogenannten Stöhrern, welche von 
ehelicher Geburt jein und ihr Handwerk oder andere Profejfion 
ordnungsmäßig erlernet zu haben erweiſen können”, ebenſo „denen 
ihre Geburt3- und Lehrbriefe per injuriam temporum verloren 
gegangen”, den nicht ehelich Geborenen und endlich denen, „die ihre 
Kunft, Handwerk oder Profejfion nicht ordnungsmäßig erlernet 
oder die beftimmte Zeit in Erlernung dezjelben nicht vollftändig 
erftredfet, doch aber mittler Zeit durch ihren befonderen Fleiß, 
Geſchicklichkeit und Applikation ſich hierinnen dergeftalt quali= 
fizieret haben, daß fie von jedermänniglich für gute Künftler 
oder meifterhafte Leute gehalten werden könnten“, zum ferneren 
ungeftörten Betrieb ihres Gewerbes gegen ein vierteljährlich im 
vorhinein zu erlegendes Schußgeld! von Jahr zu Jahr Schub- 
defrete auszufertigen ſeien. Dieje VBergünftigung jollte, wenige 
namentlich angeführte Ausnahmen? abgerechnet, den Angehörigen 
der verfchiedenartigften Gewerbe, insbeſondere aber auch den Pro— 
teftanten offen ftehen, denen wie der Erwerb des Bürgerrechtes 
feit der Gegenreformation auch der zünftige Gewerbebetrieb ver- 
jagt war. 

Der ganze Erlaß Hatte erfichtlich den Charakter einer provi- 
ſoriſchen Maßregel. Nur den fchreiendften Mißſtänden follte dadurch 
ſummariſch abgeholfen werden, die definitive Regelung Hingegen, wie 
ausdrücklich hervorgehoben wird, einer ſpäter zu erlaffenden „Uni- 
verſalGewerbe- und Zunftordnung“ vorbehalten bleiben. Aber 
da3 Proviforium verwandelte fich in ein Definitivum, da die 1732 
publizierte Handwerksordnung keinerlei entfprechende Beftimmungen 
enthielt und ſich auch hinfichtlich der neugejchaffenen Inſtitution 





1 Die Berpflichtung, ein Schubgeld zu zahlen, wird bei diefer Gelegenheit 
auch für die Hofbefreiten feftgefeßt. 

2 Ausgenommen find nach den Worten des Erlaſſes nur „bag Apo: 
Ihefere, Fleiſchhacker⸗ Maurer: und Zimmermeifter:, Schmiedegewerbe u. dergl.“, 
alfo ſolche, bei denen öffentliche Intereffen in Betracht fommen. 

Baentig, Gewerbliche Mittelftandspolitit. 2 


ausſchwieg. Allerdings blieb deren nächtter Zweck, die Bejeitigung 
der Gewerbsſtörungen, unerreiht. Vielmehr gejellten fich in der 
Tolgezeit zu den altgewohnten Beichwerden über unbefugten Ges 
werbebetrieb nunmehr auch ſolche über böswillige Hinterziehung des 
fälligen Schußgeldes, ein Übel, dem die immer von neuem ein- 
gefhärften Strafdrohungen offenbar ebenfo wenig zu fteuern ver: 
mochten ala allen anderen Ungejeßlichkeiten!. Dazu kam, daß, 
namentlid) wenn e3 fih um Fälle widerrechtlicher Erzeugung von 
„Manufakta“ handelte, die „ſich in der Fremde verfilbern laſſen“, 
ſchon gegen Ende der dreißiger Jahre die bisherige Strenge der 
Behörden in eine auffällige Milde umſchlug. Und da die Schuß» 
defrete ihnen gar bald dazu dienen mußten, „fremden Künft- 
lern, Fabrikanten und Profeffioniften nach an den Tag gelegter 
Kunft allen mögliden Vorſchub, Schu und Handhabung an- 
gedeihen zu lafjen”, gewandten Fabriksarbeitern den jelbjtändigen 
Gewerbebetrieb zu ermöglichen, „ohne fi) an eine Zahl oder an- 
dere Formalitäten zu binden“, und fie alle vor den mißgünftigen 
Nachitellungen der Zünfte zu wahren ?, jo drüdte man auch Hin» 
fihtlich des unbefugten Getwerbebetriebes ein Auge zu oder prote= 
gierte ihn gar®, indem man aus der Not eine Tugend machte und 
dem vom Stadtrechte geächteten „Stöhrer” nach Staatsrecht eine 
Treiftatt einräumte. 

Als letter Akt diefer Ujurpationsbeftrebungen ift die Privi— 
legiengefeßgebung Franz I. zu verzeichnen, niedergelegt in den 
Patenten über die Erlangung ausfchließender Privilegien vom 
4. Aug. und 8. Dez. 1820 und vom 31. März 1832. Danach 
ift zum Gegenftande eines ausfchließenden Privilegs, das gegen 
eine beftimmte Tare auf die Zeit von höchſtens 15 Jahren ver« 
liehen werden darf, jede neue Entdedung, Erfindung und Ber- 
bejlerung im gelamten Gebiete der Induſtrie geeignet. Sein In— 


I God. Austr. IV, fol. 386 ff. Erl. vom 27. März 1726: auch IV, fol. 
824 f., 903}. Die außerordentlihe Schwäche der Stantsgewalt zeigte fich 
namentlich aud) bei den in dieſe Zeit fallenden Tumulten der Wiener Schufter- 
gejellen. Tie drakoniſche Strenge der angedrohten Strafen fteht im Lächerlichften 
Kontraft zu der thatfüchlichen Unfähigkeit der Behörden, Ordnung zu fchaffen. Vgl. 
Cod. Austr. III, fol. 713 f., 715 8, 784: IV, fol. 95 ff, 111 5., 117, 131 u. ſ. w. 

2 God. Austr. IV, fol. 925 Erl. vom 10. Mai 1737. 

® (od. Austr. IV, fol. 11218. Erl. vom 23. Febr. 1740: vgl. audy IV, 
fol. 1004, 1031, 1059, 1120 f. 

J. 8%. berhard Graf Barth-Barthenheim, Üfterreih3 Gewerbe 
und Handel in politiich:adminiftrativer Beziehung. Wien 1846. I, S. 358 ff. 
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haber erwirbt, gleichgiltig, ob dadurch zünftige Gerechtſamen be— 
einträchtigt werden, die ausſchließliche Berechtigung ſeiner be— 
liebigen Verwertung, während nach Ablauf der Privilegienfriſt 
fogar jeder andere des gleihen Vorzuges teilhaftig wird. 
Yortan lag e3 demnah in der Hand der Behörden, es jeder: 
mann zu ermögliden, auf Grund irgend einer noch jo gering: 
fügigen thatſächlichen oder auch nur angeblichen Berbefferung 
immer neue Beitandteile von der Produftionziphäre des zünf— 
tigen Handwerkes abzubrödeln und fi damit unter den . 
Schuß ſtaatlichen Gemwerberechtes zu flüchten. Bezeichnend aber 
für die jenen Gejeßen innewohnende Tendenz war die Beitimmung, 
e3 habe die um Berleihung eines Privilegs angegangene Behörde 
fih in feine wie immer gearteten Erhebungen über die Neuheit 
oder Nüblichkeit der in Vorſchlag gebrachten Entdeckung, Erfin— 
dung oder DBerbeflerung einzulaflen, jondern ausſchließlich zu 
prüfen, ob die im Privilegiengejuche geſchilderte Neuerung in 
feiner öffentlichen Hinficht jchädlich oder den Landesgeſetzen zu- 
wider und nad) den allgemeinen Grundjäßen des Patentes ſelbſt 
zur Erteilung eines Privileg3 geeignet ſei, oder nicht. 

Alfo nicht durch brutale Zertrümmerung des ftädtiichen Ge— 
werberechts ift die Staatsgewalt ſchließlich zum Ziele gelangt, 
Tondern durch feine Iſolierung, die eine Verknöcherung und Ber: 
fümmerung feiner dereinft jo lebensvollen Formen nad) fi) 309, fie 
zu läftigen Hinderniffen des wirtſchaftlichen Verkehrs herabſinken 
ließ. Noch immer Tonnte, wer ein „Meifter” werden twollte, diejez 
nur auf dem althergebrachten Wege erreichen; daß man jedoch 
auf Grund mannigfaltiger Rechtstitel jetzt ein Gewerbe betreiben 
durfte, ohne Meifter zu fein, das war das Entjcheidende. Wenn 
aber die Staatsgewalt unter Eluger Benugung des durch die wirt- 
ſchaftliche Entwicklung geichaffenen Antagonismus zwiſchen den 
Vertretern der alten und der neuen Zeit allen den Elementen, 
welchen nach ſtädtiſchem Rechte die gewerbliche Exiſtenzberechtigung 
fehlte, eine ſolche ſchuf, ſo mußte ihr auch die Befugnis zu— 
ſtehen, deren Verhältniſſe aus eigener Machtvollkommenheit zu 
regeln. Und in welcher Richtung bewegte ſich die ſtaatliche Ge— 
werbepolitik? 

Es wurde bereits bemerkt, daß der Kampf ums Recht 
zwiſchen Staat und Zunft in älterer Zeit grundſätzlich ein Kampf 
um die Macht war und daß damals neben den rein politiichen Die 
ſpecifiſch wirtſchaftlichen Motive nur eine untergeordnete Stellung 

2% 
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einnahmen. Dies änderte fi) gegen Ende des 17. Jahrhunderts. 
Die Politik des öfterreichiichen Etaates wurde Wirtichaftspolitik, 
und zwar, faft kann man fagen notwendig, Finanzpolitik. 
Aus der im Laufe der Zeit ökonomiſch zum Renteninftitut herab- 
gefunfenen Grundherrſchaft herausgewachſen, mußte das abfolute 
Fürſtentum von vornherein geneigt fein, das von ihm politilch be= 
herrichte Gebiet des modernen Staates wirtichaftlicd) als eine fürft- 
liche Domäne zu betrachten. Aber fpeciel in Öfterreich wirkten 
‚ nit nur alte Traditionen hierauf hin, auch der thatſächliche Zu> 
ftand, in welchem ſich zur kritiſchen Zeit fein Wirtichaftsleben 
befand, legte dieſe jonderbare Auffaffung nahe. Denn eine „Volks— 
twirtichaft” im modernen Sinne, nämlich ein durch Arbeitsteilung 
und Verkehr bedingtes Verhältnis wechfeljeitiger Abhängigkeit aller 
zu einem Ganzen verwacjjenen Einzelwirtichaften des Staat3- 
volfes, gab es noch nicht oder do nur in feinen erſten unſchein— 
baren Anfängen. Statt deilen war das Staatzland von allerlei 
feudalen und ftadtwirtfchaftlichen Gebilden bedeckt, die ſich in ihrer 
wirtichaftliden Autarkie noch keineswegs völlig überlebt hatten. 
Als Einheit erſchien demnah dag Wirtichaftsleben des Volkes 
höchſtens im Gegenſatz zu demjenigen anderer Völker oder ala inte- 
grierender Beftandteil des Staatshaushaltes, ala fortftrömender 
Duell zur Berforgung einer ewig geldbedürftigen fürftlihden Schaß- 
und Rentlammer. Und es entſprach vollkommen der herrichenden 
Auffaffung, wenn beifpielsweife W. v. Schroeder! dem Fürſten 
empfahl, ein „guter Hausvater” zu fein, und ihn darauf hinwies, 
daß, wie dieſer lebtere feinen Ader düngen und pflügen, feine 
Teihe mit guter Brut beſetzen, fein Vieh mäjten, jeine Kühe 
füttern müſſe, wenn er einen Borteil von ihnen haben wolle, jo 
der Fürſt „jeinen Unterthanen zu einer guten Nahrung zu verhelfen 
habe, wenn er von ihnen etwas nehmen wolle“. Denn der Ge- 
dankte, des „Pöbels“ Wohl könne auch Selbitzwed fein, lag den 
damaligen Staatsmännern ebenfo fern, wie er dem Socialpolitifer 
der Gegenwart felbftverftändlich erjcheint. 

Eine ftaatlide Gemwerbepolitit?, die auf ſolcher theore- 
tiiher Grundlage ruhte, Tonnte fi) naturgemäß in der Haupt= 


ı Fürftliche Schaf: und Rentfammer, $ 11. 

2 Dazu Adolf Beer, Studien zur Gefchichte der öfterreichiichen Volls⸗ 
wirtichaft unter Maria Therelia. 1. Öfterreichifche Anduftriepolitit. Wien 1894, 
Auch IH Schönborn, Die Wirtfchaftpolitit Öfterreichs in Schlefien im 17. 
und Anfang des 18. Jahrhunderts. Conrads Jahrb., N. F. Bd. 9, Jahrg. 
1884, ©. 295 ff. 
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ſache nur eine Aufgabe ftellen: die höchſtmögliche Steigerung des 
nationalen Produktionsertrages. Das Berteilungsproblem, das 
dereinft den mittelalterlichen Städter jo lebhaft beichäftigt hatte und 
auch von feinen Nachfahren, wenngleich in jchablonenhafter Weife, 
noch immer fultiviert wurde, kam darüber in Vergefjenheit, zu— 
mal da man, von bejonderen Fällen abgejehen, mehr und mehr 
dazu gelangte, da3 Abjaßgebiet des einzelnen Produzenten für unbe- 
grenzt zu halten, und überdies eine lokale Überproduktion begünftigte, 
weil fie zum Export antrieb. Daß nun die Vermehrung der Gewerbs— 
zweige, die Steigerung der Zahl der jelbitändig Ermwerbsthätigen 
und die größtmögliche Erweiterung der Einzelunternehmungen der 
Erreihung jenes Zieles förderlich feien, ward nicht bezmeifelt. 
Und wenn man daneben in Produktions- und Schauordnungen, 
in Überwadhung und Bevormundung die Gewerbepolitif der mittel: 
alterliden Städte Fopierte, ja vielleicht noch übertrumpfte, jo daß 
von Gewerbefreiheit im modernen Sinne faum gejprocdhen werden 
tonnte, fo trug die behördliche Praris doch ſchon damals Keime 
in fi, die, zur Entfaltung gelangt, eine völlige Emancipation 
de3 Gewerbes bewirken mußten. 

Schon in feiner Handwerksordnung (Art. XII) hatte Karl VI. 
die Eröffnung ſelbſtändiger Gewerbebetriebe zu erleichtern gefucht. 
Berichiedene Gepflogenheiten, die bisher den Erwerb des zünftigen 
Meifterrechtes erſchwerten, hatte er abgeſchafft, die alten koſt— 
fpieligen Meifterftüde durch billigere erjeßt und verordnet, es 
folle, falls diefen Beſtimmungen Widerjtand geleiftet werde, „von 
Amts wegen vorgegriffen und derjenige, jo es gefertigt, nicht3 deſto— 
weniger zur Meiſterſchaft, wenn er in aller Wege darzu tüchtig 
befunden werde, zugelafjen werden“. Auch „ftehe zu der Obrigteit 
Willkür, das Mteifterftüc nach Gelegenheit der Sachen eines an- 
deren Ortes unintereffierter Handiwerkscenfur zu untergeben oder 
in andern fürzern und bequemern Wegen mit Zuziehung dieſer 
Handwerksarbeit, wovon die Frage, ſattſam verftändiger Perſonen 
zu entſcheiden“. Inwieweit dieſe Bemühungen von Erfolg gekrönt 
waren, muß dahingeftellt bleiben. Dagegen war von entjcheiden- 
der Bedeutung für die folgende Entwidelung! ein Erlaß vom 
4. Januar 1754. Diejer ſchuf eine neue Einteilung der Gewerbe, 
indem er „alle Borfälle, jo die auswendige Handlung betreffen 


1 Dazu Reihauer S. 15; Barth: Barthdenheim J, S.22 f.; II, S. If.; 
Kopetz ©. 130 ff. 345 ff. 
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und die Fabriksarbeiten in Flachs, Wolle, Seide, Leder und aller- 
hand Mineralien und aud) font zum Commercio ſchickſam und 
damit verknüpft find“, einer bejonderen Hoflommifftion zur Bes 
jorgung der Kommerzial- und Fabriksangelegenheiten überwies. 
während „die Leitung jener Zunft- und Handwerksſachen, nament- 
lich der Schneider, Schufter, Schmiede, Wagner, Geifenfieder, 
Bäder, Fleiſcher, Greißler u. j. w., welche mehr zum Unterhalte 
der Gemeinde jeglichen Ortes oder Bezirkes als zum Betrieb 
einer Kaufmannſchaft intra vel extra provinciam abzielen“, wie 
bisher der Polizeitommilfion unterſtellt blieb!. 

Diejer äußeren Trennung der Verwaltungsgeſchäfte entſprach 
nun aber auch eine Verjchiedenheit der beiderjeits zu beobachtenden 
Verwaltungspraxis. Nur bei Erteilung der Erlaubnis zum An« 
tritt von Poligeigewerben jollte auch fernerhin auf den Lokal⸗ 
bedarf billige Rücklicht genommen, Hingegen einer beliebigen Vermeh— 
rung der Kommerzialgewerbe fein Hindernis bereitet werden. Zu= 
nächſt war die Zahl der von letterer Beitimmung betroffenen Ge- 
werbszweige verhältnismäßig gering. Ein Dekret vom 8. Febr. 1755 
verzeichnete ihrer 502. Doch blieb es dabei nit. Zu den Band» 
und Crepinmadern, Criſtallſchneidern, Drahtziehern, Yellfärbern, 
Salanteriearbeitern, Gelbgießern, Gürtlern, Huterern, Anopfe 
machern, Kotzenmachern, Xederarbeitern, Leinwandmadjern, Nad— 
lern, Nägelmachern, Poſamentierern, Stahlarbeitern, Seidenwebern, 
Spinnern und Stickern, Schnallenmachern, Schwarzfärbern, Tuch⸗ 
webern, Tüchelmachern, Uhrmachern, Webern, Weißnähtern, Wollen⸗ 
zeugmachern, Wollenſtrumpfmachern, Zeug- und Zirkelſchmieden 
u. ſ. w. traten ſeit den ſechziger Jahren immer neue Gewerbe— 
kategorien hinzu, jo daß die angelegten Verzeichnifſe in kürzeſter 
Zeit veralteten. Ein Hoflammerdefret vom 2. Mai 1809, das 
abermals verfucht, das numerische Verhältnis beider Gewerbsarten 
zu regeln, verzichtet bereit auf die genaue Teititellung der Kommerzials 
gewerbe und beſchränkt ſich darauf, eine Lifte der Polizeigewerbe® 


! Cod. Austr. V, fol. 829 f. 

2 (od. Austr. V, fol. 929 7. 

2 Dad Verzeichnis der Polizeigewerbe nennt deren etwa 100 und zwar: bie 
Bauhanpt: und Hilfägeiwerbe, die Nahrıngsmittelgewerbe, die Gafts und Schank⸗ 
gewerbe, die zur unmittelbaren Vefriedigung äußerer phyſiſcher Bedürfnifſe be 
ftimmten Gewerbe (Schneider, Schufter, Binder, Tiſchler, Huffchmiede u. ſ. w.), 
die zu Befriedigung geiftiger Bedürfniſſe beftimmten Gewerbe (Buchdrucker, Buchs 
händler, Kunfthändler) und die Sanitätsgewerbe. Barth⸗Barthenheim IT, 
S. 225.; II, &. 1f., 396 ff.) 


zu entiwerfen. Damit ift die frühere Ausnahme zur Regel geworden, 
aber no immer die Bewegung nicht zum Abſchluß gefommen. 
Zwar find nad) wie vor als Kommerzialgewerbe nur ſolche an- 
zufehen, die „für den auswärtigen Verſchleiß betrieben werden“; 
doch ericheint nach den Worten des Geſetzes dieſes Moment jchon dann 
gegeben, wenn fi) „der auswärtige Abſatz in eine andere öſter— 
reichiiche Provinz, manchmal jelbft nur außer den Ort erftredt, 
wo das Gewerbe errichtet ift“, oder wenn die betreffenden Eriverb3- 
zweige au nur „die Fähigkeit und Eigenſchaft haben, ſich zu 
einem ausgebreiteten Verſchleiß, dann zur Förderung der Pro— 
duftion und des Handels zu erheben“, gleichgiltig ob ihr Abſatz 
bisher allein auf den Betriebzort beichräntt blieb. Wo aber wäre 
da eine fefte Grenze zu ziehen geweſen? 

Gleichzeitig werden auch die von den Gentralitellen an Die 
Unterbehörden erteilten Inſtruktionen immer liberaler. Als 
Mufterbeifpiel erwähne ih die unter Maria Therefia aus- 
gearbeitete Normalverordnung vom 30. März 1776, deren Publi- 
fation zwar aus taktiſchen Gründen unterblieb, deren Inhalt aber 
gleichwohl mährend der ganzen folgenden Zeit für die Ver— 
waltungspraxis jämtlicher Kronländer unter der Hand maßgebend 
war?. Danach jollte es den Magiftraten und Ortsobrigkeiten 
fortan geftattet fein, die Kommerzialproſeſſioniſten, Fabrikanten 
und Manufakturiften nad) Befund und ohne fi an eine gewiſſe 
Anzahl zu binden, bei fi) aufzunehmen und ihnen auf Verlangen 
jogar da3 Bürger- und Meifterreht in ihren Bezirken zu erteilen. 
Ausdrüdli wird ihnen anbefohlen, „den Befugnismwerbern die 
Erlangung folder Vergünftigung keineswegs zu erſchweren, ſon⸗ 
dern auf alle nur immer mögliche Weife zu erleichtern“. Unter 
allen Umftänden foll e3 genügen, wenn fie hinreichende Beweiſe ihrer 
Gewerbstüchtigkeit abgelegt haben. Geſchickten Gejellen, die fpeciell 
zum Meifterrechte nicht qualifiziert erjchienen, ſeien Schußbefugniffe 
zu erteilen; ganz frei aber ſolche Hantierungen zu belafjen, die wohl 
einen ſtarken Berlag, aber nicht eine mehrjährige Kunſterwerbung 
erfordern und dabei viele Hände beichäftigen können, ſowie ſolche, 
deren Erzeugniffe in den Erblanden gar nicht oder doch nicht Hin- 
länglich verfertigt würden, mithin eine Erweiterung nötig hätten, 
ohne daß ihre Produzenten einer vorausgehenden Prüfung bedürften. 


ı Hofdefrete vom 23. März 1792 und 9. April 1799 (Kopetz ©. 132). 
2 Reſchauer ©. 13 ff., 16. 


Wie viele Dekrete auch |päter noch in diefer Angelegenheit 
erfloffen find !, fie atmen alle den gleichen Geift. find Variationen 
ein und desſelben Themas. Mehr und mehr greift ſchließlich die 
hinfichtlic) der Kommerzialgeiverbe zur Herrichaft gelangte liberale 
Praris auch auf die Behandlung der Bolizeigewerbe über, ein un- 
vermeidliches Ergebni3 ihrer unklaren Abgrenzung. Als dam 
dem wirtſchaftlichen Aufſchwunge? der lebten Jahrzehnte des 
18. Yahrhundert3 im 19. die lange Kriegsperiode mit ihren ver- 
bängnisvollen Nachwehen folgte, machten fich hiergegen in Hand» 
werkerkreiſen verſchiedentlich reaftionäre Strömungen geltend®. 
Eine Reorganijation altjtädtiichen Geiwerberechtes, jo wähnte man 
Thon damal3, werde dem eingeriffenen Verfall des gewerblichen Lebens 
ein Ende bereiten. Und Franz I., ein perſönlicher Feind der Frei— 
heit in jeder Yorm, hätte diefen Beſtrebungen nur zu gern Rech— 
nung getragen. Sie ſcheiterten jedoch am zähen Widerftande der Hohen 
Beamtenihaft, die zu wiederholten Malen alle dahin gerichteten 
Berjuche bereit3 im Keime zu erftidlen wußte. Das „Handwerk“ 
der alten Zeit mit feiner Poeſie und Proſa blieb tot. Und kleine 
faiferlihe Ordonnanz hätte es zu neuer Jugend eriweden können. 


Zweites Kapitel. 
Das Kommerziyiten. 


Wie groß nun aber auch die Veränderungen ſein mochten, 
welche im Berlaufe eines Jahrhunderts die Staatspolitit auf 
gewerberechtlichem Gebiete hervorrief, zwei Ziele blieben une 
erreicht: die Rechtseinheit im ganzen Staate und die Einheitlid)- 
feit des geltenden Rechtes jelbft. Nicht daß man für dieje Ideale 
blind gewejen wäre; entipradjen fie doc) völlig dem centraliftifchen 
Grundprincipe des abjolutiftiihen Staates. Auch wurden 


! Eine Zufammenftellung derjelben bei Reſchauer ©. 16 ff., 24 ff., ff. 

2 Pol. dazu Adam Wolf, Geichichtliche Bilder aus Üfterreich II, ©. 389 Ff., 
Molf und Zwiedineck-Südenhorſt, Üfterreich unter Maria Therefia u. f. w. 
S. 193 ff. 413 ff.; Hari Weiß, Gefchichte der Stadt Wien. Wien 1883. IL 
S. 436 fi, 451 ff. 

»Reſchauer <. 49 ff. 

* ber analoge Bemühungen in der Handelspolitit vgl. Adolf Beer, Die 
Öfterreichifche Handelspolitit im 19. Jahrhundert. Wien 1891. S. 4 ff. 


thatſächlich im Anſchluß an die foeben erwähnte Normalverord- 
nung dom 30. März 1776 ſämtliche Länderftellen angewiejen, 
über die Art und Weile, wie die Durchführung der in dem 
Dekrete niedergelegten Grundjäße durch ein gleichfürmiges Ver— 
fahren für den Bereich der ganzen Monarchie fichergeftellt werden 
Ennte, ein umfaſſend begründetes und auf Einvernehmung ihrer 
Unterbehörden bafiertes Gutachten zu eritatten. Doc verliefen 
die 1777 über da3 Ergebnis der eingelangten Erhebungen von 
der T. k. Hoflanzlei gepflogenen Verhandlungen refultatlos, ver 
mutlih, weil man befürddten mochte, die in Ausficht genommenen 
Reformen nicht durchſetzen zu können‘. 

Demnach gab e3 zu Beginn des 19. Jahrhunderts in Dfter- 
eich wohl ein ftaatliches Gewerberecht, aber feines, das fih im 
ganzen Staat3gebiete ausnahmslos unbedingter Geltung zu er= 
freuen gehabt hätte. Vielmehr hatten die kaiſerlichen Kabinet3: 
Ihreiben, die Hoffammerverordnungen,, die Dekrete der Länder- 
fellen, die von den jelbftändigen Magiftraten und jonftigen Unter: 
behörden im eigenen Wirkungstreife getroffenen Verfügungen und 
die faft in jedem einzelnen Kreife und Bezirke durch das Her- 
tommen und durch den behördlichen Schlendrian hervorgerufenen 
Übungen die der Vorzeit entftammende Rechtsverſchiedenheit 
der einzelnen Gebiet3teile noch vermehrt. „Was in der einen 
Provinz volle Geltung Hatte, alſo ins Leben eingeführt worden 
war, dag beftand für andere Provinzen wieder nur auf dem 
Papiere oder hatte in denfelben nur teilweife praftiihe An- 
erkennung gefunden und kaum ein Monat verſtrich, ohne daß 
Entſcheidungen herabgelangt wären, durch welche für einzelne 

rovinzen früher erlaſſene allgemeine Verfügungen teilweiſe wieder 
aufgehoben oder wenigſtens in einzelnen Punkten wieder ab— 
geändert worden wären“?. Aber nicht einmal in ihren Grund— 
gedanken ſtimmte die Gewerbeverfaſſung der einzelnen Kronländer 
überein. So beſtand im ſchroffen Gegenſatze zu anderen Provinzen 
im Gebiete der alten Seeſtadt Trieſt ſeit früheſten Zeiten voll: 
Iommene Gewerbe- und Hanbelsfreiheit, deren aud) die Lombardei 
1786 durch Joſef IL. teilhaftig wurde. Weitere Komplikationen er- 
gaben ſich zu Beginn de3 19. Jahrhundert aus den wechjelvollen 
Schickſalen, denen einzelne Reichsteile infolge der napoleoniſchen Kriege 


1Reſchauer ©. 1öf. 
2 Chenda ©. 178. 
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unterworfen waren. Durch Geſetz der italieniſchen Regierung vom 
26. Jan. 1806 erloſchen beiſpielsweiſe die ehemals Gewerbe und 
Handel belaftenden Beſchränkungen in den venetianiſchen Pro— 
vinzen. Ebenſo fiel die Zunftverfallung in den 1805 und 1806 
abgetretenen Ländern Tirol und Illyrien. Während jedoh in 
Benetien und Illyrien auch nad) ihrer Wiedervereinigung mit der 
Monarchie der neue Rechtszuftand aufrecht erhalten blieb, kehrte 
man in Tirol und Vorarlberg zur früheren Ordnung zurüd. 
Endlich erfolgte im Inn- und Salzburger Kreife die Einführung 
der in der Mehrzahl der übrigen Provinzen herrichenden Gewerbe: 
verfaflung überhaupt erjt im Jahre 1825. Und rechnet man weiter 
hinzu, daß in dem damalg mit Hſterreich noch zu einer Einheit 
verbundenen Königreihe Ungarn, dem Großfürftentum Sieben- 
bürgen und an der Militärgrenze die gewerblichen Verhältniife 
erit recht abweichend geordnet waren, jo wird man zugeben 
müſſen, daß da3 Gefamtbild geltenden Getwerberechtes an bunt- 
ihediger Mannigfaltigkeit wahrhaftig nicht? zu wünſchen übrig 
ließ!. 

Aber nicht viel befjer jah es mit der Verwirklichung des ziveiten 
Poſtulates der Einheitlichteit des Nechtes aus. Zu dem ftörenden 
Nebeneinander der Rechtsgebiete gejellte fih vielmehr in deren 
jedem ein vertoirrendes Durcheinander der Rechtsformen und Recht3- 
principien, die, den verſchiedenſten Entwidlungsftufen gewerblichen 
Lebens ihr Dajein verdantend, ſich Ichlehterdings nicht zufammen- 
reimen laffen wollten. Wohl hatte da3 moderne ftaatliche Gewerberecht 
das altjtädtifche eingeſchränkt und verdrängt, aber do nur zum 
geringjten Zeile e3 mit Stumpf und Stiel ausgerottet. Neben 
neuen und neueften Injtitutionen frifteten daher noch immer viele 
der alten ein zähes, wenn aud) unrühmlicdhes Dafein. Denn 
während man mit geihäftiger Hand dem alten Stamm immer 
neue Reiſer aufpfropfte, verfäumte man e3 nur zu oft, die fort- 
wuchernden Wildlinge zu bejchneiden. Und wer e3 verfteht, ſich 
in einen Rechtszuſtand zurüczuverfegen, da die abftrufe Kategorie 
„freier zünftiger Polizeigewerbe” mehr war ala ein monftröfes 
Stück Urväterhausrat, nämlich ein Stüd Leben, der wird es viel- 
leicht auch begreiflich finden, daß die im Jahre 1816 zur „Rege— 
lung der Kommerzverhältniffe” eingeſetzte Hofkommiſſion nad) 
dreijährigen Bemühungen zu dem Ergebniſſe gelangte, es jei ein 


1 Reihauer ©. 168 ff; Kopetz I, ©. 12f. 
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Ding der Unmöglichkeit, fich in dem angeſammelten Wuſte zu— 
rechtzufinden, und — es dabei bewenden ließ. 

Wenn man daher gleichwohl die öſterreichiſche Gewerbeverfafſung 
jmer Tage mit dem ſtolzen Namen „Kommerziyftem” belegte, 
jo war dies, wenigſtens vom juriftiichen Standpunkte, eine höchft 
euphemiſtiſche Bezeichnung für dieſes loſe Konglomerat hetero- 
gener Normen. Trotzdem ſoll der Verſuch gemacht werden, 
jenen Rechtszuſtand, wie er ſich im Laufe des 18. Jahrhunderts 
allmählich herausgebildet und im Bereiche der wirtſchaftlich fort- 
geſchrittenften Länder der heutigen Monarchie bis etiva in die Mitte 
des 19. in Geltung war, in feinen Grundzügen fyftematifch dar- 
suftellen, wobei der Reihe nad) die rechtliche Stellung der ſelbſtän— 
digen Getwerbetreibenden,, des gewerblichen Arbeiter und endlich 
der Gewerbeforporationen zu unterfuchen fein wird!. 


I. Der felbftändige Gewerbebetrieb. 


Der jelbftändige Betrieb eines Gewerbes bildet grundſätzlich 
den Anhalt eines befonderen Rechtes. 

Demnach iſt der Antritt eines Gewerbes regelmäßig an den 
Erwerb eines befonderen Titels privat- oder öffentlich-rechtlicher 
Ratır geknüpft. 

Rechtstitel der erfteren Art find die Realgewerbsrehte?. Sie 
find teils „vadizierte”, d. h. an einem Grundftüde haftende, teils 
„verfäufliche” , d. h. von einem Grundftüde Losgelöfte, und in 
beiden Formen jeit 1776 nicht weiter vermehrbar. Soweit fie 
beftehen , find fie als Sachenrechte frei veräußerlich, verpfändbar 
und vererblic und ermächtigen ihren jeweiligen Inhaber ohne 
weiteres zur Ausübung des betreffenden Gewerbes. 

Sm übrigen ift der Antritt eines Gewerbes von ber Er- 
langung einer ftaatlihen Konzeffion abhängig, deren Verleihung 
außer der Erfüllung gewiffer allgemeiner Bedingungen (Alter, 
Moralität u. ſ. mw.) in der Regel auch) den erfolgreichen Nachweis 
beftimmter induftrieller bezw. tommerzieller Fähigkeiten voraus— 
ſetzt. Und zwar hat der Meifterrechtsiwerber im allgemeinen die 
Zurüdlegung einer beftimmten Lehrzeit oder doch wenigſtens 
einer etwa zehnjährigen Gefellenzeit darzuthun und außerdem 


1 Diefer Darftellung Liegen zu Grunde die früher citierten Werke Barth: 
Barthenheims, Kopeb’ und Reſchauers. 
2 Barth Barthenheim 1, ©. Sf. 
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ſeine beſondere Profeſſionsgeſchicklichkeit durch Verfertigung eines 
von der Obrigkeit ihm aufgegebenen Meiſterſtückes zu beweiſen. 
Doch iſt in allen rückſichtswürdigen Fällen nach freiem Ermeſſen 
der Behörde Dispenfation von dieſem Befähigungsnachweiſe zu— 
läſſig. Auch wo es ſich um die Erlangung bloßer Gewerbs— 
befugniſſe handelt, ſoll der Befugniswerber für gewöhnlich an— 
gehalten werden, ſich über ſeine Lehr- und Servierjahre auszu⸗ 
weiſen, obgleich die Konzeſſion auch dann ſchon zu erteilen iſt, 
wenn das Vorhandenſein der erforderlichen Fachkenntniſſe außer 
Zweifel ſteht. Künftige Großinduſtrielle ſind vor Erteilung von 
Landesfabriksbefugniſſen ausſchließlich auf ihre beſondere Eignung 
für die Leitung eines Fabriksbetriebes, dagegen nicht auf ihre 
techniſchen Fähigkeiten Hin zu prüfen. Die Verleihung von Klein— 
handlungsbefugniſſen ift an den Nachweis allgemeiner Handels- 
fenntniffe, diejenige von Großhandlungsbefugniffen an den Nach— 
weis der Erlernung und einer mindeſtens zehnjährigen Servierzeit 
im Handel oder in Fabriken geknüpft. Überdies ift bei allen 
Großunternehfmungen die Vermögenslage des Antragsitellers zu 
berücfichtigen !. 

Keine Anwendung finden diefe Grundjäße auf die „frei” er— 
Härten Gewerbe, ſoweit fie im Kleinen betrieben werden jollen, 
da ſchon die bloße Anmeldung bei der Behörde zu ihrem Antritte 
berechtigt. Ihre Zahl. örtlih ſchwankend, ift in fortſchreitendem 
Wachſen begriffen. Sie betrug 1833 in Niederöfterreih 158 und 
vermehrte fich bi3 1846 in Wien um 23, auf dem flachen Lande ſogar 
um 32. Und befanden ſich darunter auch) zahlreiche Gewerbszweige, 
die von alters her jedermann offen ftanden, jo gelangte doch ſchon 
1809 das Princip zur Anerkennung, daß alle nicht ausdrüdlid 
in das Verzeichnis der „zünftigen” und „befugten“ aufgenommenen 
Kommerzialgewerbe als frei gegeben zu betrachten feien und daß 
die als Polizeigewerbe aufgeführten dort, wo fie bisher einer Be- 
ſchränkung nicht unterworfen gewejen, auch in Zukunft frei zu 
bleiben hätten, womit die Herrichende Entwidlungstendenz ge 
nügend charafterifiert iſt?. 


ı Barth-PBarthenheim I ©. % ff. 69 fi. 

2 Narth-PBarihenheim I, <. 4, 11, ©. 3 ff., 12, 396 f. Reſte der 
früheren Verbote gegen eigenmächtige Anmaßung der gewerblichen Selbſtändigkeit 
beitehen noch, dienen jedoch jeit der durch das Patent vom 31. Tez. 1812 erfolgten 
Cinführung des Erwerbſteuerſyſtems nur noch fiskaliſchen Intereſſen. Als Bor: 
tehrungen zur Hintanhaltung unbefugten Wettbewerbed haben fie längft alle 
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Was die Ausübung der Gewerbe betrifft, ſo hat die frühere 
rechtliche Gebundenheit einer bereits weitgehenden Bewegungsfreiheit 
Platz gemacht. Jedem Gewerbetreibenden iſt im allgemeinen die be— 
liebige Wahl ſeines Aufenthalts- und Betriebsortes überlaſſen; und 
auch die beim Übergang aus einem politiſchen Bezirk in den andern 
neuerlich einzuholende obrigkeitliche Genehmigung ſcheint nur noch 
bloße Formſache!. Die berüchtigten Fabrikations-, Qualitäten- und 
Schauordnungen ſind abgeſchafft oder außer Gebrauch gekommen. 
Schon ein Hofdekret vom 2. Juni 1792 erkennt das Bedürfnis 
nach „Warenqualitätenordnungen“ nicht mehr an und überläßt 
es, unbeſchadet der freien Selbſtbeſtimmung der einzelnen, den 
Fabriken und Innungen, unter ſich Beſchauanſtalten und Quali— 
tätenftempelungen einzuführen?. Dementſprechend tft auch die 
Wahl der Werkzeuge und Materialien, deren jeder ſich zur Ausübung 
feines Gewerbes bedienen will, dem freien Ermeſſen anheimgeftellt ®. 
Der Ausdehnung und Geltaltung des inzelbetriebes find 
feinerlei Grenzen gezogen. Insbeſondere fteht der Kumulation der 
Gewerbe, namentlich mehrerer verfchiedener, wenigstens principiel 
fein Hindernis im Wege; auf dem Lande ift fie ſogar von Amts 
wegen zu befördern‘. Jeder Unternehmer endlic) darf beliebig 
viele Hilfskräfte und zwar auch foldhe fremder Gewerbe bei ſich 
beichäftigen, fie daheim mit Arbeit verlegen, einzelne Funktionen 
durch feine Gehilfen jelbitändig ausführen laffen und hierüber mit 
ihnen ein entiprehendes Abkommen treffen? Nur hinſichtlich 
des Haltens von Lehrjungen gelten gewifle einfchränfende Beſtim— 
mungen, doch ohne daß die Lehrheren dadurch an eine Mtarimal- 
zahl gebunden würden ®. 


I. Da3 gewerbliche Arbeitsverhältni3. 


Die vertragsmäßige Geftaltung des Arbeitsverhältniſſes unter: 
liegt grundjäßlich freier Vereinbarung. Durchbrochen wird diefes 


praftifche Bedeutung verloren. Nur im Beiſein des Grundrichters oder einer an 
deren obrigfeitlichen Perſon ift e8 den Innungen noch geftattet, Nachforichungen 
nach Störarbeit anzuftellen. Auch ſoll nur im äußerften NRotfalle gegen die Kontra⸗— 
venienten mit Warenkonfiskation vorgegangen werden. 

I Barth-Barthenheim I, ©. X ff. 

2 Ebenda ©..204 f. 

8: Ebenda ©. 113. 

+ Ebenda ©. 108 F., 111f., 117, 120. Die Normen über den Antritt der 
Gewerbe üben natürlich) auch in diefer Hinficht einen hemmenden Einfluß au2. 

5 Ebenda ©. 64 f., 67 ff. 

8 Ebenda ©. 52, 59. Selbſt die Inhaber fretfer Gewerbe find e3 nicht. 
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Princip für die Arbeiter des zünftigen Handwerkes durch die Be- 
fimmungen der noch immer geltenden Handwerksordnung von 
1732 und der behördlid genehmigten bezw. erlaffenen Arnungs- 
ftatuten; für die der Großinduftrie durch ein ftaatliches Arbeiter: 
recht, das verſchiedentlich auch auf das Kleingewerbe hinüber— 
wirkt. 

Nur das zünftige Handwerk kennt noch ein Lehrverhältnis alten 
Stiles. Im übrigen iſt der „Lehrling“ im weſentlichen zum jugend⸗ 
lichen Arbeiter herabgeſunken. Iſt doch z. B. in Niederöſterreich den 
Angehörigen unzünftiger Gewerbe ſogar der bloße Abſchluß bin- 
dender Lehrverträge unterfagt. Die Aufnahme des Lehrlings fol 
womöglich nicht vor feinem vollendeten 12. Jahre erfolgen. Sie 
jebt auf Seite de3 Aufzudingenden überdies den Nachweis eines 
mindeſtens zweijährigen Normaljchulbejuches voraus, eine Ber 
Dingung, von der nur dann Ddispenfiert werden foll, wenn ber 
Lehrherr fih ausdrüdlih dazu verpflichtet, ıhn das Verſäumte 
nachholen zu laſſen. Diejer felbft ift verbunden, den Lehrling im 
Gewerbe zu unterweifen, ihn keinesfalls zu „Inechtlichen Arbeiten“, 
wohl aber zum regelmäßigen Bejuche der „Chrijtenlehre” ſowie 
der Wiederholungsſchule anzuhalten, da die Beibringung von 
Zeugniſſen hierüber gejeßliche Vorausſetzung für die Erteilung 
des reifpruches und die allerdings nur bei zünftigen Gewerben 
noch übliche Ausftellung eines Lehrbriefes ift. Die Lehrzeit ift 
thunlichft abzukürzen, die von Armenhausfindern gegenüber der jonft 
gebräuchlichen überdies regelmäßig mindeſtens um ein Jahr. Eine 
Lehrlingsprüfung giebt eg nicht. Etwa dem ähnliches, „die ungebühr: 
lichen Gebräuche bei Freiſprechung von Yehrbuben u. |. w.“, wurden 
bereit3 dur Art. IX der Handwerksordnung von 1732 abs 
geichaftt. Während der Dauer der Lehrzeit unterftehen die Lehr 
linge der Zucht der Lehrherrn, die fie jedoch nit „mit unver 
dienten und übermäßigen Schlägen betrafen, aud) ſolches ihren 
Eheweibern und Gejellen nicht gejtatten Jollen” ; ferner, ſoweit eine 
Innung vorhanden, deren Oberaufficht; endlich, jo lange fie das 
12. Lebensjahr no nicht überjchritten haben, der Obhut des 
Ortsſeelſorgers, der im Berein mit dem Ortsſchullehrer namentlich 
den Schulbeiuch zu überwachen und jederlei Vernachläſſigung als- 
bald der Behörde anzuzeigen hat. 

Fine bejondere rechtliche Stellung nehmen die jogenannten 
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Fabrikskinder“ ein. Auch in Öfterreich nämlich) zeitigte die Aus- 
breitung des Kapitalismus die in anderen Ländern beobachteten 
Auswüchſe. Und es ift in Rüdficht auf die fpätere Entwidlung 
bon Intereſſe, die Entitehung und Fortbildung der auf ihre Be- 
kämpfung berechneten ftaatlichen Gejeßgebung genauer zu verfolgen. 

Schon eine aller. Entſchließung vom 20. Nov. 1786 ordnete 
an: e3 jeien in den Fabriken die Schlafzimmer der Knaben und 
Mädchen abzufondern, auch jedem Kinde fein eigenes Bett anzu— 
weiſen und die Kinder jelbft wenigſtens einmal wöchentlich (!) durch 
Waſchen und Kämmen am Leibe zu reinigen und mit frifcher 
Wäſche zu verſehen; allmonatlich feien die Bettjtätten zu ſäubern 
und die Leintücher durch neugewaſchene zu erfegen. Endlich jei darauf 
zu jehen, daß jolche Kinder vor Antritt des 9. Jahres nicht ohne 
Not zur Fabriksarbeit herangezogen würden, und ſoweit dies 
doch der Fall, dafür zu forgen, daß fie gegen Bezahlung von 
Seiten de3 Fabriksherrn oder ihrer Eltern an Wochentagen in einer 
Abendſchule oder dod an Sonn- und Feiertagen vom Ortafeel- 
ſorger und Schullehrer den unentbehrlichiten Unterricht erhielten. 
Ein Hoffanzleidefret vom 18. Febr. 1787 Hatte dann den Kreis- 
imtern, den Ortsobrigkeiten und den betreffenden Seelforgern die 
Durchführung diefer Beftimmungen foiwie eine allvierteljährliche 
Berichterjtattung über ihre Wahrnehmungen eindringlid) zur Pflicht 
gemacht und außerdem die Kreisphyfici damit betraut, zwei—⸗ 
mal im Jahre, im Frühjahr und im Herbite, die Fabrikskinder 
ihres Bezirkes zu vifitieren und dabei das Nötige zu veranlafjen. 
Obwohl nun ein Weiteres Hofdelret vom Jahre 1791 den er- 
wähnten Behörden abermals ihre Aufgabe einfchärfte, klagt eine 
Regierungsverordnung vom 12. März 1816, daß die allerhödhite 
Entſchließung „größtenteil3 unbeachtet geblieben ſei“. Zur beijeren 
Kontrolle werden jebt die Kreisämter und die damalige Stadt- 
bauptmannihaft in Wien angewiejen, fi bis Ende November 
jeden Jahres nach vorgejchriebenen Formularen jeitens der Fabriks— 
inhaber, der Ort3obrigfeiten und der Pfarrer gehörig unter- 
fertigte Ausweiſe geben zu lafjen und dieſe bi3 fpäteftens am 
7. Sanuar de3 darauffolgenden Jahres an die Landesregierungen 
einzufenden. Den Stadt: und Bezirksärzten wird eine genaue 
Überwachung und Unterſuchung der körperlichen Pflege der in den 
Fabriken beichäftigten Kinder anbefohlen; und, „da bei Fabriken 
die Gefahr der körperlichen Berkrüppelung und Berwahrlofung 
doppelt groß ſei, jo werde erinnert, daß eine geſpannte Aufmerf- 
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ſamkeit auf alle vorgeſchriebenen Punkte den Ärzten zum beſon—⸗ 
deren Verdienſte werde angerechnet werden“. Den vorläufigen 
Abſchluß der Entwicklung bildet das Hofkanzleidekret vom 
11. Juni 1842. Dies Geſetz normiert für alle in die Fabrik 
eintretenden Kinder ein Minimalalter von 9, als Regel das Alter 
von 12 Jahren. Dem Eintritt jol womdglih ein dreijähriger 
Schulbeſuch vorausgehen. Zum mindeften ift dur) den Fabrik— 
befiter im Einvernehmen mit der Schulauffiht und dem Seel- 
jorger für einen angemefjenen Religions- und Schulunterridt 
Sorge zu tragen. Die Arbeitszeit wird für jugendliche Arbeiter 
im Alter von 9—12 Jahren im Maximum auf 10, für folde 
im Alter von 12—16 Jahren auf 12 Stunden feitgejekt; 
auch ift die Arbeit beider Kategorien dur eine Paufe von 
wenigſtens einer Stunde zu unterbrechen. In der Zeit von 9 Uhr 
abends bi3 5 Uhr morgens dürfen jugendliche Arbeiter unter 
16 Sahren, über die zur Evidenzhaltung vom Unternehmer 
eine genaue Lifte zu führen ift, überhaupt nicht bejchäftigt wer— 
den. Übertretungen dieſer Beltimmungen, von deren Durd)- 
führung ſich Ortsobrigfeiten, Schuldiftriltsaufjeher und Seeljorger 
durch „zeitweile Nachſicht“ in den Fabriken zu überzeugen haben, 
werden mit einer Strafe von 2—100 Gulden, eventuell mit Ente 
ziehung des Rechtes, Kinder unter 12 Jahren zu bejchäftigen, be= 
droht !. 

Viel ungünftiger ift die rechtliche Stellung des erwachſenen 
Hilfsarbeiterd. Tenn fie wird auf da3 ftärkite durch alle jene 
größtenteil3 noch immer giltigen Specialverordnungen beeinflußt, 
die ehedem zur Bekämpfung der Unbotmäßigkeit der Gejellenver- 
bände erlaflen worden waren. Bon Koalitionzfreiheit ift unter 
jolcden Umftänden feine Rede. Und wenn dag „Abtroten” eines hohen 
Lohnes auch formell nicht verboten war, weil eg dem Gehilfen frei 
ftehen müſſe, jeine Arbeit jo teuer wie möglich zu verkaufen, fo 
war diejes geringfügige Zugeſtändnis doch bedeutungslos, da 
jeder eigenmächtige Austritt aus der Arbeit und no mehr „Zu= 
jammenrottungen” unter harter Strafe ftanden und jchon die 
bloße Verabredung, unter einem gewiſſen Lohnjate nicht arbeiten 
zu wollen, unter den Begriff der Zufammentrottung fiel. Tas 
Gejellenwandern als Zwangzinftitution ift bejeitigt, demgemäß 
de jure aud) das „Geſchenk“. Boch ift der Wandernde zu jeiner 
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Kontrolle noch immer verpflichtet, in den Herbergen einzukehren, die 
Protokolle über die vorſprechenden Geſellen und Vormerkungen über 
die vakanten Stellen zu führen haben und unter beſonderer Aufſicht 
der Arbeitgeber und der Behörden ſtehen. Kontrollzwecken dienen 
endlich auch die an Stelle der durch Patent vom 27. Febr. 1827 
abgeſchafften Kundſchaften, Abſchiedszettel und Wanderpäſſe ſeit 
1. Mai 1829 getretenen Wanderbücher. 

Dagegen fehlt es faſt ganz an geſetzlichen Schutzbeſtimmungen 
zu Gunſten der erwachſenen Arbeiter. So erfährt namentlich die Aus— 
nutzung weiblicher Arbeitsträfte keinerlei Einſchränkung. Spärliche 
Anfänge der |päteren Trucgejeßgebung zeigt ein Hofdelret vom 
24. Yan. 1791, welches verfügt, daß von den Yabrifanten nur die 
auch bei ihnen wohnenden Arbeitsleute mit Koft und Getränten 
verjehen werden dürfen. Dafür ift die Sonntagsruhe eher im 
Schwinden begriffen. Während zahlreide Verordnungen der 
älteren Zeit daran feithielten, daß ſich Gewerbsleute und Hand— 
werker an Sonn- und Teiertagen jeglicher Arbeit zu enthalten 
und nur in Notfällen die befondere Erlaubnis dazu beim 
Pfarrer anzuſuchen hätten, weiſt eine allerh. Entſchließung vom 
18. April 1850 die Behörden nur no an, darüber zu wachen, 
daß an Orten, two die katholiſche Bevölkerung die Mehrzahl bilde, 
die Teier der Sonn- und Feiertage nicht durch geräufchvolle Ar- 
beiten oder durch Öffentlichen Handelsbetrieb geftört werde. Alſo 
nicht die gewerbliche Thätigfeit ala ſolche, jondern nur die Er- 
regung öffentlichen Argerniffes fol vermieden, die Erfüllung kirch— 
Licher Pflichten gefichert werden; und auch dieſes nur, ſoweit nicht 
das Intereſſe des Arbeitgebers das Gegenteil nerlangt!. 


II. DaB gewerbliche Korporationsweſen. 


Der Zerfall des gewerblichen Korporationsweſens kommt vor 
allem auch in jeiner Rechtslage zum Ausdrud. Und zivar hat 
man juriſtiſch zwei Arten gewerblicher Verbände zu untericheiden: 
Zünfte und innungsmäßige Vereine, deren Tcharfe Trennung jedoch 
bei der allgemeinen Unklarheit der Rechtsverhältniſſe in der Praxis 
wohl nicht immer durchführbar geweſen iſt. 

Die Zünfte?, ala Vereine der Angehörigen zünftiger Gewerbe, 


1 Barth=-Barthenheim I, ©. 174 ff.; vergl. auch Emil Steinbad 
im Handwörterb. d. Staatsw. I, ©. 1422 ff. 
2 Kopetz (I ©. 107) bemißt gegen Ende der zwanziger Jahre dieſes Jahr⸗ 
Waentig, Gewerblide Mittelftandspolitif. 3 


find Zmangsverbände. Doch beiteht eine Beitrittspflicht nur für 
die Inhaber von Meifterrechten und auch für dieje nur, jofern 
fi Annungen ihres Gewerbes am Orte ihres Gejchäftsbetriebes 
befinden. Wirkt jonach die Zivangsgewalt der Zünfte grundſätzlich 
nicht über ihren Sitz hinaus, fo ift es ihnen ferner auch unterjagt, 
ihren beichränkten Wirkungskreis dur Zuſammenſchluß zu Ber: 
bänden höherer Ordnung zu erweitern. Aber jelbft innerhalb ihrer 
vier Pfähle ift die Zunft nicht Herrin ihrer jelbft. Denn wie die 
Abhaltung der Zunftverfammlungen, find aud) alle anderen Akte 
torporativer VBerwaltungsthätigkeit, insbeſondere das Aufdingen und 
Treifprehen der Lehrlinge, das Prüfen der Mteifterftüde und nicht 
um mindeften auch die gejamte Vermögensgebarung behördlicher 
berwachung unterftellt. Und was wollte jchließlid das wenn 
auch keineswegs bedeutungaloje Rekursrecht gegen die obrigkeitliche 
Verleihung zünftiger Meifterrehte und weiter die den Innungen 
zuftehende Polizeiaufficht über den unbefugten Gewerbebetrieb be— 
deuten im Vergleiche zur Macht und Herrlichkeit alter Zunftjuris- 
diltion!? Bon einer autonomen Regelung gewerblichen Lebens 
war vollends feine Rede mehr. Die Magiftrate in den Städten, 
die Ortsobrigfeiten auf dem Lande, über ihnen die Landesftellen 
und an der Spibe der bureaufratiichen Pyramide die beiden Hof- 
ftellen, die f. k. vereinte Hofkanzlei für Polizei-, die k. k. all» 
gemeine Hoflammer für Kommerzialfadden, fie und fie allein 
hielten dag Heft in Händen. Und in diefem behördlichen 
Verwaltunggmehanismus war fein Pla mehr für autonome 
Selbftverwaltungsorgane. Sogar ala Auskunftzftellen haben die 
Innungen verthan. Denn zur Einleitung von thatſächlichen Er- 
bebungen wie zur Erteilung von Informationen dienen von rechts⸗ 
wegen die KHreisämter. Und die Hofftellen waren eifrig beflifjen, 
den Unterbehörden einzuprägen, „daß in feinem alle den ge: 
fährlichen Einftreuungen des Monopols- und Zunftgeiftes Gehör 
gegeben werden“ dürfe”. So hat das Zunftwejen, durch den 
Gang der Entwillung aus dem Berwaltungsleben Hinaus- 
gedrängt, jebt nur noch die Bedeutung eined rudimentären Or- 
gans, das verbildet und verfrüppelt ſich Tediglich die Fähigkeit be— 


hunderts die Zahl der Zünfte in Wien auf 141, in Linz auf 45, in Graz auf 
63, in Zirol und Vorarlberg auf 26, in Prag auf 65, in Brünn auf 61, in 
Lemberg auf 43. 
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wahrt bat, den regelmäßigen Ablauf der jocialwirtichaftlichen 
Prozefie zn flören und zu hemmen. 

Die freien innungsmäßigen Bereine find gewerbliche 
Verbände, die Fraft ſtaatlichen Machtſpruches ihren „zünftigen“ 
Charakter verloren haben, wenn fie auh den Namen LZünfte 
beibehalten dürfen. Denn, wie ein Hofdelret vom 26. April 1809 
ausführte, ift in dieſem Yalle „unter Zünftigkeit nur die Hand» 
habung einer gewifjen Überficht der zünftigen Profeffioniften, die 
Berwaltung der zum Beiten der Witwen, Waiſen und Kranken 
u. dal. zuſammengeſchoſſenen Gelder u. f. w. keineswegs aber etwa das 
Necht zur Aufdingung und Freiſprechung der Gefellen und Jungen 
verftanden”!. Ein Hoffammerdefret vom 21. Juni 1834 beftätigte 
diefe Regel. Es ließ die ohne gejeßlichen Titel beftehenden 
Innungen und Zünfte ala freiwillige Vereine zu wohlthätigen, 
fittliden und religiöfen Ziveden fortdauern, jedoch mit der aus- 
drücklichen Einſchränkung, daß dabei an eine Aufrechterhaltung 
des alten Inkorporations- und Zunftziwanges nicht zu denken ſei?. 

Eine allerh. Entſchließung vom 6. Febr. 1838 endlich führte die 
fogenannten „Induftrialvereine” ein. E3 find dies auf dem 
Brincip der Freiwilligkeit beruhende, ſelbſtändigen Gewerbetreiben» 
den ber verjchiedenften Branchen gleihmäßig zugängliche und unter 
ftaatlicher Proteltion ftehende Privatvereine, die zu ihrer Begrün- 
dung der obrigfeitlichen Genehmigung bedürfen, ohne ſelbſt irgend 
welche behördlichen Funktionen auszuüben, vielmehr als ihren aus⸗ 
ſchließlichen Zweck die jelbitthätige Förderung der gewerblichen 
Sintereffen anzuftreben haben?. 

Die Eorporative Organifation gewerblicher Arbeiter, welcher 
Art immer, ift unterfagt. 


1 Die Umwandlung von Zünften in Vereine war namentlich dann unver: 
meidlich, wenn bisher zünftige Gewerbe „frei" erklärt wurden. Dies geichah 
dann, wohl um die aufgeregten Gemüter zu beruhigen, zumeift unter for» 
meller Wahrung ihrer „Zünftigkeit". Dies Schidfal ereilte 3. 3. ſchon 1773 die 
Weberei auf dem Lande in Niederöfterreih (Barth-Barthenheim I, ©. 5). 
Handelte es fich dabei num um ein Polizeigewerbe, jo wurben auf biefem Wege 
jene „freien zünftigen Polizeigewerbe” gefchaffen, von denen ich oben geredet. 

2 Barth-Barthenheim IT, ©. 5; II, ©. 19. 

8 Barth-Barthenheim I, ©. 333 ff. Der erfte Verein Diefer Art war 
ber 1839 gegründete und noch heute geachtete Nieberöfterreichifche Gewerbeverein zu 
Mien. Über feine Geichichte vgl. Fünfzig Jahre gewerblicher Beftrebungen. Feſt⸗ 
ſchrift zur eier feines 5Ojährigen Jubiläums. Wien 1890. 
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ſchauungen in diefer Richtung. In zahlreichen Erläffen trat 
dies zu Tage, mit befonderer Schärfe auch in einer Dentichrift 
der Hoflommerzlommiffion an den Kaifer vom 29. Oktober 1822. 
Sie ſpricht von einem „natürlichen Rechte jedes Staatsbürgers, 
fh durch Arbeit feinen Unterhalt zu erwerben”, und bezeichnet 
geradezu „jede Beſchränkung, die hier auf Koften des Talentes, 
der Arbeitfamkteit und redliden Genügſamkeit eintrete, ala eine 
offenbare Berletung des individuellen Erwerbsrechtes und der 
Gerechtigkeit. der Regierung, die allen ihren Unterthanen eine 
gleiche Sorgfalt zu widmen verpflichtet jei"!. Gejellte ſich nun zu 
diefem immer ftärfer werdenden Berantwortlichteitsgefühl noch 
der Ziveifel an der theoretifchen Haltbarkeit der bisher verfolgten 
MWirtihaftzpolitif und die Erkenntnis der Mangelhaftigkeit ihrer 
Ergebnifle, jo mußte in der Beamtenſchaft das Beftreben erwachen, 
fih auf die eine oder andere Weiſe des ihr auferlegten mißliebigen 
Amtes zu entledigen. Und beides war der Tall. 

- — Blanmäßige Steigerung der induftriellen Thätigkeit war feit 
Ende de3 17. Jahrhunderts die leitende Marime der ftaatlichen 
Gewerbepolitik geivejen. Und eine allwiljende und allgegenmwärtige- 
Bureaufratie hatte alle Hände voll zu thun gehabt, um dem be- 
ſchränkten Unterthanenverftande die rechten Wege zu weiſen, da die 
zünftigen Selbftverwaltungsorgane ihren Dienft verjagten. Daß 
fie dazu berufen und befähigt jei, erſchien ihr ſelbſtverſtändlich; 
denn ein feljenfelter Glaube an fich jelbit bejeelte fie. Natur- 
rechtliche Einflüffe brachten ihn ins Wanken und verliehen gleich: 
zeitig damit der behördlichen Thätigkeit eine völlig veränderte 
theoretiiche Grundlage?. Joſef von Sonnenfeld, der Vorkämpfer 
des freien Wettbewerbes in Ofterreich, war e3, in deſſen Schriften 
diefer Umſchwung wiljenichaftlich zum Karen Ausdruck gelangte. Mit 
den Becher, Hörnigk und Schroeder befämpfte er die Zunftbejchrän- 
fungen. Denn ihre Einrichtung zu dein Zivede, um „unter den 
Beichäftigungen des Volkes ein Gleichgewicht zu erhalten und 
durch Feſtſetzung der Anzahl jeder ihre Schranken anzumeifen, jet 
unnotwendig in dem einen und unangemejjen in dem anderen 
Falle“. Unnötig, „da fi alles durch eigene Bewegung in 


ı Reſchauer ©. 721. . 

2 Es war dies die Zeit der großen Bureaukraten, der Gebler, Eger, Cohr, 
Krefel, Habfeldt, Keeß, Reiſchach, Martini, eines Beamtenjocialigmus auf naturs 
rechtlicher Grundlage. .Bergl. dazu E. von Hod, Der öſterreichiſche Staatsrat 
(17601848). Wien 1879. S. 558, 592,600. —— 
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das Gleichgewicht ſetzes; unangemeſſen und „in der Ausführung 
unmöglid, weil die Beichäftigungsklaffen nicht bloß nad dem 
Verhältnis unter fi, fondern auch zu dem Verbrauche der Waren 
zu meſſen, welche fie verfertigen, diejer Verbrauch aber ſehr ver- 
änderlich ſei.“ Jedoch auch die Einmiſchung des Staates ward nun 
mehr von ihm verdammt. Denn „jobald eine Beihäftigung Gewinn 
trage, ſei fie für fich jelbft verlodend genug; Daher zur Beförderung 
dieſes Wettbeiwerbes nicht ſowohl bejahende Mittel als vielmehr 
verneinende notwendig feien, die alle Hinderniffe, welche ber 
Emfigkeit im Wege ftehen und ihren Wetteifer hemmen könnten: 
Monopolien, ausſchließende Gefellichaften, gewiffe mit Vorzügen 
eingeräumte Hofbefreiungen, Manufakturen auf Rechnung des 
Zanbesfürften, ausfchließende Zünfte und zu große auf eine Yabrit 
belegte Abgaben, bei Seite räumen“. Sei dies geſchehen, jo werde 
„der Wetteifer der Arbeitfamkeit ungehemmt und feine glückliche 
Folge die VBolllommenheit der Manufalturen jein“ !. 

Daß diefe Theorie auch in die Praris übergehe, dafür war 
geforgt. Konnte doch die Errichtung einer Schule für Polizei» 
und Kameralwiflenihaft an der Univerfität Wien unter Sonnen 
fels’ Leitung im Jahre 1763 ſowie die denfwürdige Verfügung 
vom 8. Nov. 1770, daß ferner niemand in ein politisches, ſei es 
landesfürſtliches, ftädtifches oder ftändiiches Amt aufgenommen 
werden dürfe, ohne ein glaubtwürdiges Zeugniß über die Er- 
lernung der Polizei- und Kameralwiſſenſchaft beigebracht zu 
haben ®, auf die Dauer nicht ohne Folgen bleiben. Verächtlich blickte 
die neue Schule auf die Verwaltungspraxis der alten zurüd. 
Ihr zeugten „die in früheren Zeiten beftandenen Statuten und 
Qualitätenordnungen nur von den engen Grenzen, in denen 
Handel und Anduftrie damals noch befangen geweſen“. Sie er- 
Icheinen ihr überflüjfig, ja fogar nachteilig, „injofern fie dem 
Gewerbfleiß und dem Erfindungsgeifte Tefleln anlegen, die ihre 
Entwidlung hemmen“®. Sategorifch erklärte im Anſchluß an 
frühere Erläfie das feitbem maßgebende Hofdetret vom 2. Mai 
1809, daß fortan im Hinblid auf jämtliche Kommerzialgewerbe 
„die gejegmäßig vorgeſchriebene Induftrialfreiheit zur unabweich⸗ 
lichen Baſis der Kommerzialleitung anzunehmen und darüber zu 


3.0. Sonnenfels, Grundfäge der Poligei-, Handlungs und Finanz» 
wiffenfchaft IT (2. Aufl. Wien 1771), ©. 71, 146, 161, 168 ff., 166. 

® Cod. Austr. VI, fol. 488, 1883 und v. Soda. a. O. ©. 59. 

° Hoflammerdelret vom 21. Mai 1825 (Barth: Bartbeubeim I, ©. 206) 
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wachen ſei, daß mit Entfernung aller Nebenabſichten die freie 
Konkurrenz ſtandhaft behauptet werde“, da ſich das Gleichgewicht 
zwiſchen den Gewerben unter dem Einflufſe einer vollkommenen 
Gewerbefreiheit von ſelbſt herſtellei. Spätere Verordnungen 
dehnten die Geltung dieſes Princips mit geringfügigen Einſchrän⸗ 
kungen auch auf die Behandlung der Polizeigewerbe aus: felbft 
bei Verleihung zünftiger Meifterrehte habe „man ſich nicht von 
dem ebenſo einjeitigen als verderblichen Zunft- und Monopolien= 
geifte leiten zu laſſen, ... vielmehr dem jchädlichen Zunfteinfluffe 
fräftig entgegenzuarbeiten, um dem Publikum feine Urfache zu ge- 
rechten Klagen über die jchlechte Bedienung und unmäßigen Forde— 
rungen der Profeſſioniſten zu geben“ ?. 

Ein mächtiger Bundesgenofje erwuchs der neuen Theorie in 
gewiſſen beängftigenden Thatſachen, die ſich ala Begleitericheinungen 
des emporgezüchteten Induſtrialismus Mitte des 18. Jahrhunderts 
einjtellten und darauf hindeuteten, daß die bisher beobachtete Ge- 
iwerbepolitik keineswegs allen Anforderungen genüge®. Schon 1767 
ſieht fih Maria Therefia genötigt, den infolge zeitweiliger Ge- 
ihäftsitodungen in großen Maſſen arbeitslos gewordenen Gla3- 
machern Nordböhmens Unterftüßungen zukommen zu laſſen. In 
der Folgezeit wiederholte ſich dies und während der neunziger Jahre 
bildete ſich die Verdienſtloſigkeit in dieſem Gewerbszweige zu einem 
chroniſchen Übel aus, deſſen auch alle Vorkehrungen, wie ſie in den 
Verordnungen von 1793, 1794, 1796, 1797, 1799, 1803, 1804 
und 1809 getroffen wurden, nicht Herr zu werden nermodhten. Da3- 
ielbe Schietfal ereilte die böhmischen Leineweber und Spinner. 
Joſef I. giebt 1781 vierteljährlid 50000 Gulden aus, um 
wenigftend die äußerfte Not zu lindern, und Franz I. gar 
500000 Gulden im Jahre 1805* zu dem gleichen Zweck. Ahn- 
liche Vorgänge, wenn aud in viel kleinerem Maßſtabe, jcheinen 
fi) damals auch auf dem Gebiete anderer Gewerbe abgespielt zu 
haben. Beſonders nad) den-Befreiungsfriegen war die Kalamität 
eine allgemeine und es entſprach völlig der herrichenden Meinung, 
wenn man den alles reglementierenden Staat auch für Dieje 
Übelftände verantwortlih machte. Aber mit der fortjchreiten- 
den Komplikation des gewerblichen Lebens, mit dem Entftehen 


1 Barth-Barthenheim I, ©. 88ff.; Kopetz I, ©. 351 ff. 

2 Kopetz I, ©. 345 ff. 

3 Eine charakteriftifche Außerung Kaiſer Joſef II. darüber bei Hock a. a. O. 
S. 575 ff. 

Kopetz II, ©. 30 ff. 
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fit faft alles zu wünjchen übrig ließ, fo wird man den damaligen 
Reformbeitrebungen ihre vollfte Berechtigung zufprechen müffen. Im 
fo ſchwieriger war e3 freilich, eine den vielfach weit außeinandergehen- 
den Wünjchen ent}prechende Yormulierung zu finden. Bon 1816 bis 
in die Mitte der dreißiger Jahre Ichleppten fih allein die Vor- 
arbeiten? Bin, weſentlich verzögert durch die unfchlüffige Haltung 
des Monarchen. Erft durch kaiſerliches Kabinetsfchreiben vom 
4. Febr. 1835 wurde endlich die Hofkammer definitiv mit der Aus— 
arbeitung eines neuen Gewerbegeſetzes für die „deutfchen Staaten“ 
der Monarchie betraut, eine Aufgabe, deren fie fich noch im Ber: 
laufe desjelben Jahres glüdlich entledigte. 

Der Gewerbegejeßentiwurf von 1835? umfaßt nur 67 kurze 
Baragraphen, die fortan in jämtlichen Provinzen des heutigen 
Ofterreich mit alleiniger Ausnahme des Küftenlandes Geltung 
haben follten. Allerdings beziwedte er nur eine Neuordnung des 
Gewerberechtes im engeren Sinne, d.h. mit Ausschluß der fogenannten 
Gewerbepolizei, deren Revifion nach weiteren Erhebungen und mit 
befonberer Rückſichtnahme auf die abweichende wirtichaftliche Lage 
der einzelnen Kronländer |päter vorgenommen werden ſollte. In 
Anlehnung an das geltende Recht teilt der Entwurf die „Exriverb3- 
zweige ber Induſtrie“ — „alle Beichäftigungen der landwirt— 
ſchaftlichen Betriebfamkeit, infofern fie fih auf Erzeugung und 
Veräußerung roher Stoffe beziehen, ſowie alle häuslichen Beichäf- 
tigungen, welche ſich mit der Umgeftaltung und Verarbeitung der 


1 Darunter auch eine durch kaiſerl. Handichreiben vom 17. Aug. 1832 zur 
Unterfuchung der von Seiten der Gewerbetreibenden geführten Klagen an: 
geordnete jchriftliche Gewerbeenquete. Eine eingehende Schilderung derjelben 
bei Reſchauer S. 100 ff. Die Einvernehmung erftredte ſich auf die Länder: 
ftellen, die Kreigämter, die herrfchaftlichen Obrigfeiten, die Handelögremien und 
die 82 Wiener Zünfte. Gegenftand der Erhebung war die Frage, ob und bei 
welchen Handels⸗ und Gewerbefategorien eine Beichränfung der in Anwendung 
ftehenden liberalen Grundfäße bei der Verleihung von Gewerben und Befugniffen 
allenfall3 eintreten könne. Sämtliche acht einvernommenen Bänderftellen (Böhmen, 
Mähren-Schlefien, Niederöfterreich, Oberdfterreih, Salzburg, Tirol-VBorarlberg, 
Steiermark und Illyrien) erklärten fi) für die Aufrechterhaltung oder Erweiterung 
des Siberalitätsprincipg. Dedgleichen die Mehrzahl der Kreisämter, nämlich von 69 
allein 53. Dagegen ſprachen ſich die meiften der befragten Unterbehörden, 110 
von 180, und jämtliche Zünfte bis auf zwei dahin aus, daß das von Maria 
Therefia eingeführte „Kommerziuftem“, wenn es nicht baldigft in feiner Libe- 
ralität eingefchräntt werde, den Ruin des Gewerbeftandes nach ſich ziehen müſſe. 
: * Ein allerdings nicht vollftändiger Abdrud des Entwurfes und feiner Mo⸗ 
tive bei Reſchauer ©. 180 ff. 
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Wie weit nun auch dieſes „Gewerbekonzeſfionsgeſetz“, jo 
nannten es die Motive, von der Einführung einer radikalen Ge— 
werbefreiheit noch entfernt blieb, in der Praxis wäre man unter 
ſeiner Herrſchaft dieſem Ideale wohl ziemlich nahe gekommen. 
Aber gerade dies war ſein Verhängnis. Der Entwurf hat nie 
Geſetzeskraft erlangt. Weder Franz I. noch ſein Nachfolger Fer— 
dinand haben ihn beſtätigt. Allerdings wohl ſchwerlich, wie 
Reſchauer! ſpäter gemeint, „aus Beſorgnis, daß hierdurch der in 
den gewerblichen Kreiſen ohnedies vorhandenen Unzufriedenheit 
mit den öffentlichen Zuſtänden neue Nahrung zugeführt werden 
würde“. Gerade das geltende Recht ward ja von allen Beteiligten als 
unerträglich empfunden; es aufrecht zu erhalten, war gewiß nicht 
der richtige Weg, um dieſe Mißſtimmung zu beſeitigen. Und dann, 
was galt des Volkes Meinung dem Regime Metternichs? Er— 
loſchen waren die Joſephiniſchen Traditionen und alle aufkeimende 
Freiheit längſt erſtickt. Sonach wird man ſich nad einem an— 
deren Grunde umzuſehen haben und mir ſcheint, man hat nicht 
weit zu gehen. 

Was man von der Gewerbepolitik der großen Regenten Oſfter⸗ 
reihe im 18. Jahrhundert im einzelnen auch halten möge, ein 
ehrend Zeugnis wird man ihr nicht verfagen können, daß ie 
nämlich ftet3 reine Volkswirtſchaftspolitik geweſen. Mögen die 
tbeoretifhden Grundanſchauungen, von denen fie fich zeitweilig 
leiten ließ, unhaltbar, die fpeciellen Ziele, die fie ſich ftellte, öfters 
verkehrt, die Mittel, deren fie fich bediente, nicht immer einwandfrei 
gewejen fein, nie bat fie fih zur Magd im Dienjte anderer 
erniedrigt, niemals die Intereſſen der Volkswirtſchaft, wie fie die— 
jelben jeweilen verftand, fremden Sonderinterefjen geopfert. Noch 
Leopold II. nahm diefen Standpunft ein?. Mit Franz I. wurde er 
definitiv verlafien. Ward doch von ihm der induftrielle Aufſchwung? 
OÖfterreichg, Maria Therefias und ihres großen Sohnes ganzer Stolz, 
von ihm als „ſtaatsgefährlich“, das Fabrikweſen, ihr Schooß— 
und Sorgenfind, ala Krebsichaden der Volkswirtſchaft gebrandmarft ; 
angeblich, weil dieje Neugeftaltung der Landiwirtichaft die Arbeit3- 


ı Reſchauer a. a. O. ©. 19%. 

2 Wolf: Zwiedined, ſterreich unter Maria Therefia u. ſ. w., ©. 413. 

8 Ein Bild vom Entwicklungsſtande der öſterreichiſchen Induſtrie in den 
erften Jahrzehnten dieſes Jahrhunderts entwirft Stephan Edler von Keeß 
in feiner Darftellung des Fabriks- und Gewerbeweiend im öfterreichifchen Kaiſer⸗ 
ftant. (Wien 1819—1824.) 
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ein höflicher Ausdruck für die gedankenloſe Trägheit, welche an 
keinem Zweige der Verwaltung ernſtlich zu rühren wagte und 
jeden energiſchen Fortſchritt verdammte, weil er die Anftrengung 
der Bewegung vorausjeßte!.“ 

Unter diefen Umftänden ſank Ichließli das Erteilen der 
behördlichen Konzeſſion zu einer leeren Yorm herab. Während 
jedoch die aufftrebende Großinduftrie einer obrigkeitlichen Über- 
wachung alten Stiles längft entraten konnte, mußte die jebt vor- 
wiegend aus Bequemlichkeit und dazu gänzlich ſchablonenhaft geübte 
Iiberale Praxis im Verkehr mit einer geiftig zurücgebliebenen und 
ſyſtematiſch zurüdgehaltenen Bevölkerung, die auf allen anderen 
Gebieten des Öffentlichen Lebens an eine bis ins kleinſte gehende 
Benormundung gewöhnt war, ſchwere Mißſtände hervorrufen ?. 
Sp ftieg insbefondere in Wien bereit? mährend der zwanziger 
Jahre die Zahl der nicht zünftigen gewerblichen Betriebe, die als 
„freie” Beichäftigungen ausgeübt wurden, „ins Legionenhafte”, 
namentlich ſeitdem jedwedem geftattet ward, auch zünftige Gewerbe 
gegen bloße Anmeldung zu betreiben, jobald der Anjuchende nur 
die formelle, in der Praxis freili nur felten auch eingehaltene 
Erklärung abgab, daß er bloß einen oder mehrere einzelne Artikel 
der betreffenden Branche herzuftellen die Abjicht habe?. Dement- 
iprechend häuften fich in einzelnen Gewerben binnen kurzem die Be- 
fugnizerteilungen in dem Grade, daß fie nad) den Worten des 
Wiener Magiftrates „in ein buntes, verworrenes und vegellofes 
Durcheinander” aufgelöſt waren und es fürderhin unmöglich wurde, 
die Berechtigungsſphäre jedes einzelnen Gewerbszweiges auszu- 


1 Genau fo urteilte der 1841 zum Gouverneur von Trieſt ernannte Graf 
Stadion: „EZ giebt im praftiihen Kommerz,“ fo jchreibt er am 15. Dez. 1841 
an den Präfidenten der Hoflammer , „taufend unbedeutend erjcheinende Dinge, 
die in derfelben Richtung geführt, zu einem Ganzen vereinigt bebeutende MWir- 
tungen herbeiführen können. Umfonft juche ich in den Akten der früheren Zeit 
nach einem ausgeſprochenen Princip, umfonft fuche ich nur eine leitende dee aus 
den getroffenen Berfügungen zu erraten.” (Adolf Beer, Die dfterreichifche 
Handelspolitif im 19. Jahrhundert. Wien 1891. ©. 27.) Über die vormärz- 
lichen Zuftände vgl. auch Ernft Bioland, Die jociale Gejchichte der Revolution 
in Öfterreich, Leipzig 1850, ©. 23 ff, und Karl Marx, Revolution und 
Kontrerevolution in Deutichland, überf. von K. Kautsky. Stuttgart 1806. 

©. 32 ff. 

2 Hierzu Reſchauer ©. 202 ff. 

3 Dazu voftammerdetret vom 23. Aug. 1834 Garth— Barthenheim II, 
©. 15). 
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mitteln!. Und diefe Tendenz wurde noch verftärkt durch jene von 
den Behörden denkbar freifinnig gehandhabte Patentgeſetzgebung?, 
gegen deren Schüßlinge auch das zünftige Rekursrecht nichts aus— 
zurichten vermochte®. 

Um fo verhängnispoller war e3, daß nichts geihah, um den 
angehenden Sleingewerbetreibenden mit jenem Wiſſen und Können 
auszurüften, deren er in jeinem Konkurrenzkampfe jo jehr bedurfte, 
ohne ihrer während feiner Lehrlingslaufbahn habhaft werden zu 
können. „Bei den freigegebenen Gewerbszweigen,“ betont Wilfing in 
Übereinftimmung mit allen feinen Zeitgenofien, „hat ſich nur zu 
ſehr ala Thatjache herausgeftellt, daß die meiften derlei Geſchäfts— 
unternehmer ihre in die Lehre aufgenommenen Jungen durch ben 
größten Teil der bedungenen Lehrzeit ihrem eigentlichen Berufe 
entziehen, fie zu andermweitigen häuslichen Verrichtungen vertven- 
den, ihre moralijche und gewerbliche Unterweifung ala bloße 
Nebenſache behandeln und fie endlich, ohne fih um ihre Leiftungs- 


1 Ferdinand Wilfing, Grundzüge zur Regulierung des öfterreichiichen 
Gewerbewejend, mit bei. Rüdficht auf die Reichshaupt- und Refidenzftadt Wien 
und die größeren Fabriks- und Handelaftädte der Monarchie. Wien 1852. 
©. 36 ff. So hatten fih 3. B. aus dem früheren Poſamentiergewerbe losgeldſt 
folgende jelbftändige Gewerbszweige: die bürgerlichen Schnürmacher, die!bürgerlichen 
Knopf: und Crepinmacher, die freigegebene Bandmacherei, Schnur: und Börtel- 
macherei, Knopf: und Grepinmacherei, Czakoroſen- und Helmlammerzeugung. 

2 Dazu Barth-Barthenheim 1, ©. 387 f. und oben ©. 18. 

8 Eine draftiiche Schilderung von der ſeitens der Zünfte bei der Verwertung 
bes Rekursrechtes beobachteten Taktik entwirft zu Beginn der dreißiger Jahre 
die kaijerliche Hoflammer: „Will ein Gejelle das Meifterrecht erwerben,“ heißt 
es in ihrem Bericht, „jo fieht er fich gewöhnlich allen Angriffen der Zunft preis- 
gegeben, bie, je geſchickter der Bittwerber und je ifolierter ex daftehet, infofern 
er nicht der Sohn oder Verwandte eines Mitmeifterd ift, defto heftiger alle 
Mittel aufbietet, um einem Konkurrenten entgegenzuarbeiten, von dem ihr Brot« 
neid und Monopolgeilt Beeinträchtigung ihres Gewerbes bejorgt. Sie verfolgen 
ihn durch drei Rekursinſtanzen, die ihnen nach dem gegenwärtigen Berfahren 
offen ftehen, und verbielfältigen dem Bittwerber, ſoviel fie können, feine Aus- 
lagen, Agentengebühren, Zaren, Stempel, Porto u. |. w. Sie verzögern durch 
Einftreuungen aller Art die definitive Verleihung, fo daß in der Regel ein Jahr 
und darüber zwifchen den Verhandlungen verftreicht. Während diefer Zeit vers 
liert der Bewerber nicht felten fein Brot bei dem Meifter und erhält nicht Leicht 
anderöwo fein Unterfommen. Hat er nun auch in lehter Inſtanz feine Gewerbes 
befugnis rechtskräftig erlangt, jo findet er fein Spargeld gewöhnlich fo exfchöpft, 
daß er fein Gewerbe kaum anders ala mit Schulden anfangen kann. Auch bier 
verfolgt noch der Brotneid den Anfänger und es wird alles aufgeboten, um Kun: 
den don ihm abzuziehen u. f. w.“ (Reſchauer a. a. O. ©. 173}. 
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fähigkeit weiter zu bekümmern, freiſprechen und als Geſellen ver— 
abſchieden“ Aber „die Maxime, ſich ausſchließend oder doch 
größtenteils mit Lehrjungen zu behelfen, iſt leider auch in die 
Werkſtätten der Handwerker und anderer gewerblichen Indu— 
ſtriellen übergegangen und hierdurch der Grund gelegt worden, 
daß die Klagen der Gewerbetreibenden über Mangel an brauch— 
baren und geſchickten Gefellen immer allgemeiner werden !.“ 


% 


Drittes Kapitel. 
Das Gewerbepatent vom 20. Dezember 1859. 


Die Frühlingsftürme, die 1848 über das alte Öfterreich Hin- 
wegbrauften, jind auch an feinem Wirtjchaftsleben nicht ſpurlos 
voräbergegangen. Jedoch war ihre Wirkung nicht allenthalben 
die gleide. Zwar hat die Revolution mit unmwiderftehlicher Kraft 
die unzeitgemäßen Refte einer mittelalterlichen Agrarverfafjung hin- 
weggefegt; eine neue Gewerbeordnung ins Leben zu rufen, ift ihr 
nicht geglüdt, obſchon fie die alte in ihren Grundfeften erjchütterte 
und ihre gänzliche Auflöfung weſentlich beichleunigte. Aller- 
dings handelte e3 ſich im erfteren alle nur darum, eine 
privilegierte Klaſſe ihrer verhaßten Vorrechte zu berauben, worüber 
Einigteit unter den Mibvergnügten unjchiver zu erzielen war; 
im lebteren galt es, die widerſtreitenden Intereſſen der revo— 
Iutionären Elemente auf einen gemeinfamen Nenner zu bringen, 
eine weit dornenvollere und, wie jich gezeigt, unlösbare Aufgabe. 
Wollte do, wie Violand treffend hervorhebt, „der eine Handel3- 
und Gewerbefreiheit, der andere Beſchränkungen der Gewerbe— 
Tonzejfionen, der eine Arbeit, der andere Nichtsthun und doc) gut 
leben, und alles, alles im Namen der reiheit und Gleichheit. 
Leder Stand dachte nur auf Verbeſſerung feiner eigenen Lage, 
ſuchte andere herab-, fi) Hinaufzuftellen, und man fonnte gar 
bald gewahren, daß jeder Stand fi) gerade dann der Reaktion an— 
ſchloß, wenn er den ihn beherrſchenden geftürzt zu haben ver- 
meinte und nun bemerkte, daß die Reihe an ihn fommen jollte, . 


ı Wilfing aa. 9. ©. 30, 46. 
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bon feinen Privilegien, die ihn über andere erhoben, abzu« 
ſtehen!.“ Rechnet man noch hinzu, daB bei der großen Maſſe in 
nationalöfonomifchen Fragen eine wahrhaft „babylonijche De 
griffsverwirrung“ herrſchte, daß beiſpielsweiſe viele allen Ernſtes 
glaubten, es bedeute die Konſtitution für fie die Zuficherung 
eines beſtimmten Einkommens und dgl., jo wird man verſtehen, 
daß bei der allgemeinen Aufregung und bei der verblüffenden 
Mannigfaltigkeit der Meinungen, Hoffnungen und Wünſche die ra: 
tionelle Vereinbarung eines neuen Gewerberechtes ein Ding der 
Unmöglichkeit wurde ?. 


Dennoch ift die revolutionäre Bewegung auch in geiverbe- 
politiſcher Hinficht von nicht zu unterſchätzender Bedeutung geweſen. 
Bor allem verlieh fie, wenn auch vorderhand nur auf kurze Zeit, der 
breiten Maſſe der gewerbetreibenden Bevölkerung erwünichte Ges 
legenheit, mit ihren Beſchwerden und Anliegen ungehindert an 
die Öffentlichkeit zu treten. Und befleißigte fich, nachdem der erfte 
Rauſch vorüber, dag Großbürgertum in diefen unruhigen Zeit: 
läuften einer begreiflihen Zurüdhaltung, jo machten Kleinbürger 
und Arbeiter von ihrer Freiheit um fo unbeſchränkter Gebraud). 
Sa, es zeigten fi) ſchon damal3 die erften verfrühten Anfänge 
zweier jocialer Strömungen, die nachmals zu bedeutender Kraft⸗ 
entfaltung und entiprehendem Einfluffe gelangen jollten. 

Was zunächſt die Öfterreihiihe Handwerterbemwegung? 
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ı Eruft Violand, Die ſociale Geſchichte der Revolution in ſterreich 
S. 88. 

2 Als einzigen über die Vorberatungen hinausgediehenen Reformverſuch 
könnte man das ohne kaiſerliche Sanktion als Miniſterialverordnung verlautbarte 
proviſoriſche Geſeß vom 3. Okt. 1848 betr. die Errichtung von Handelskammern 
citieren. Doc, unterblieb feine Durchführung. 

2 Naäheres darüber bei Reſchauer S. 206 ff. Daſelbſt auch ein wört⸗ 
licher Abdruck der vom &. Auguſt 1548 datierten und dem konſtituierenden Reichs⸗ 
tage überreichten Petition des Centralgremiums- und Innungskomités, in Wien, 
ſowie einer Petition ſämtlicher Gewerbsinhabungen und Innungen Oberöfterreichts 
an den hohen Keichetag. Ferner bei Alois Naske, Die gewerbepolitiſche 
Bewegung in Oſterreich und ihre Schlagworte. Brünn 189%. S. 6 ff. Hier 
ein Abdrud der vom Teputierten Wilh. Wildier in der Berfammlung ber 
neiperbetreibenden Burger aus Mahren, Schlefien, Nöhmen und öfterr. Galizien 
m Brunn den 26, 5%. und 28. Auli 1548 vorgetragenen Anträge unb Bor« 
ſchlage zur Herſtellung einer Wewerbeordnung fur den fleinen Gewerbefleiß und 
der auf Grund der Veratungen ausgearbeiteten Petition an die hohe Heiche- 
verſammlung. 
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jener Zage betrifft, jo war fie in allen Punkten eine Parallel: 
erſcheinung zu der gleichzeitig in Deutichland auftauchenden, wie 
denn auf dem im Juli und Auguft 1848 im Römer zu Frant- 
furt a. M. verfammelten deutſchen Handwerkertage auch die Ge- 
werbetreibenden Äſterreichs durch bejondere Delegierte vertreten 
wurden. Auch die geftellten Forderungen waren im wefentlichen 
die gleichen. Sie gipfelten in Ofterreich in einem geharnifchten 
Proteft gegen die Einführung der Gewerbefreiheit und gegen bie 
Aufhebung des Zunftweſens. Die Gewerbsverleihungen follten 
eingeſchränkt, der Haufierhandel abgeſchafft und alle bisher „ftatt- 
gehabten bureaukratiſchen Mißgriffe und Bevormundungen” künftig 
Hintangehalten werden. Hauptfiß der Bewegung war die Stadt 
Wien, wo fie fih namentlich der Proteftion des Magiftrates 
und des Gemeindeausſchuſſes zu erfreuen hatte!. Aber aud in 
Salzburg, Oberöfterreih, Böhmen, Mähren und Schlefien hielt 
man Geiwerbetage ab, faßte Refolutionen und arbeitete Petitionen 
aus, die dem neu errichteten Handelsminifterium und dem fon- 
ftituierenden Reichatage überreicht wurden?, ohne daß man jedoch 
damit praftifche Erfolge erzielt hätte. Zwar räumte da3 Parlament 
im Anſchluß an die Notitandsdebatten vom 13. u. 14. Sept. 1848 
dem Minifterium einen Kredit von 2 Mill. Gulden Konv.⸗M. ein, 
damit es durdy Gewährung unverzinslicher Vorſchüſſe wenigſtens 
den Gewerbetreibenden Wiens in ihrer bedrängten Lage aufhelfen 
fönne®. Auch verſprach der Kriegsminifter Graf Latour, bei Ver— 
gebung der Lieferungen von Bekleidungs- und Ausrüftungsftücden 
für die Armee in Zukunft da3 Handwerk zu berüdlichtigen, und 
der Handelsminifter Hornboftl, die Gründung einer „Kleingewwerbe- 
bank“ zu fördern und überdies dem Parlamente „binnen wenigen 


1 Der Wiener Gemeindeausſchuß veranftaltete fogar am 28. Juni 1848 eine 
Gewerbeenquete, beren Ergebniffe aber erſt 1852 durch Ferdinand Wilfing in 
feinem früher citierten Buche veröffentlicht wurden. 

2 Verhandlungen bes öfterreichifchen Reichstags (gewählt auf Grund nahezu 
allgemeinen Wahlrecht? nach der Verfaſſungsurkunde des öſterr. Kaiſerſtaates vom 
25. April 1848!) nach der ftenogr. Aufnahme, Bd. II, ©. 548, 582, 714; IV, 
©. 75, 122 f. u. |. w. 

8 Sie wurbe hervorgerufen durch die infolge der revolutionären Wirren 
eingetretenen Stodungen in Handel und Wandel und gefteigert durch den 
Mißerfolg eines jchwindelhaften Finanzunternehmens, Swobodas „Volksbank“. 
Darüber Verhandlungen u. |. w. II, ©. 344ff., 352 ff., 404 ff. u. VBioland ©. 92ff. 
Das ganze Vorkommnis bildet einen draftiichen Beleg für die erftaunliche öfo- 
nomiſche Unbildung ber Kleingewerbetreibenden jener Zeit. 

Waentig, Gewerblide Mittelftandspolitit. 4 
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Wochen“ einen Gewerbegeſetzentwurf vorzulegen!. Allein dieſe wohl- 
gemeinten Verſprechungen der erften „verantivortliden” Minifter 
gingen ſchon deshalb nicht in Erfüllung, weil das ganze fonftitutionelle 
Intermezzo durch das blutige Nachſpiel des Oftoberaufftandes, die 
Belagerung und Eroberung Wiens, die Oftroyierung der „Reichs⸗ 
verfaffung für das Kaijertum ſterreich“ und die am 7. März 
1849 erfolgende Auflöfung des zulegt von Wien nad) Kremfier 
übergefiedelten Rumpfparlament3 einen jähen Abſchluß fand, momit 
zugleich auch den Umtrieben der Handwerker ein Ziel gefeßt wurde. 

BVielleiht noch wichtiger war das erftmalige Auftauchen 
einer fpecifiich proletariihen Arbeiterbewegung. Mochte Alt- 
Öfterreih, die feitdem verloren gegangenen italieniichen Pro— 
pinzen abgerechnet, damala3 im Grunde genommen noch immer 
ein Aderbauftaat fein, ſchon zeigten ſich die unverkennbaren 
Merkmale eines Umſchwunges. Begünftigt durch ſorgliche Pflege 
und gefördert durch das allem Schmuggelhandel zum Trotz auf: 
recht erhaltene Prohibitivſyſtem, Hatte ſich die Großinduftrie be 
reits Mitte des Jahrhunderts zu einem ftellenweije jehr beachtena- 
werten Faktor der Volkswirtſchaft emporgearbeitet?, freilich nicht 
ohne dabei der Entftehung eines gewerblichen Proletariates Borfchub 
zu leiften®. Schon 1844 war e3 infolge der Einführung neuer 
arbeiterfparender Maſchinen unter gleichzeitiger Verlängerung der 
Arbeitszeit und Berfürzung des Lohnes in den induftriereichen 
Kreifen Leitmeri und Königgräß zu Arbeiterunruhen getommen. 


— — — — — — 


mVerhandlungen u. |. w. II, ©. 355, 549. 

2 über die Entwidlung der Großinduftrie in Öfterreic) dor 1848 dgl. ben 
anon. Artikel Deutichlands und öſterreichs Handel in feinen bisherigen Berbält: 
niffen und Ergebniffen in der „Gegenwart“, III. Bd. 1849, ©. 565 ff., inäbef. ben 
Abfchnitt Verkehrs: und Arbeitsverhältniffe fterreichd und der Donaulänber 
(S. 579 ff.). Nach den Zateln der Statiſtik der öfterr. Monarchie für das Jahe 
1843 (Wien 1847) befaß dieſe zu Beginn der vierziger Jahre 7315 Fabriten und 
Manufatturen, wovon allerdings? 2874 auf Kombardovenetien entfallen; ferner 
1536 Sroßhandlungen und Wechsler, 28 773 Warenhandlungen und Niederlagen, 
706 519 Gewerbe und 73792 befondere Beichäftigungen. Am ftärkften vertreten 
ift dad Großgewerbe in der Montans, Metallwaren: und Zertilinduftrie; nächſt⸗ 
dein in der Rudy: und Steindruderei, bei der Herftellung gegorner und gebrannter 
Flüſſigkeiten ſowie chemifcher Erzeugniſſe, in der Thon-, Steingut-, Porzellan-, 
Glas⸗ und Holzwareninduſtrie, endlich auch in ber Lederwarenindufſtrie. 

° Schon in einer Ständefitzung des Jahres 1845 wird von klerikaler Seite 
aus Öffentlicgen Rüdfichten die Eindämmung des Fabriksweſens unb insbeſondere 
der maſchinellen Produktion gefordert, weil das Umſichgreifen des Großbetriebes 
eine wachiende Arbeitolofigkeit der Mailen nach fich ziehe (Springer, Gefchichte 
Sfterreide, l, <. 920). 
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Die Fabriken wurden geftürmt, die Majchinen zertrümmert und 
eine nach Taufenden zählende Dtaffendeputation der Arbeiter bei 
ihrem angeblich friedliden Anmarſche auf Prag Ichlieglih mit 
Waffengewalt zerjtreut!. Damit war der Aufftand nieder- 
geſchlagen; keineswegs aber, wie die verheerenden Wirkungen des in 
Fabriksgegenden graffierenden Hungertyphus bewieſen, aud) feine 
tieferliegenden Urſachen befeitigt. Und da man, wie andere, au 
dieſe Übel dem herrſchenden politifchen Syfteme zu Laſten ſchrieb, 
jo dienten fie nicht wenig dazu, den Haß gegen lebteres zu ſchüren 
und den Ausbruch der Revolution vorzubereiten. 

Welch hervorragende Role dann im Sturmjahre jelbit in3- 
bejondere das entjeglich herabgefommene Wiener Proletariat ge- 
ipielt bat, ift befannt?. Kam e3 doc vorübergehend jogar zur 
Teltjegung eines zehnftündigen Marimalarbeitstages und zu einer 
Unterftüßung der Arbeitslofen aus öffentlichen Mitteln®. Gleich- 
zeitig traten die erften Organijationsbeftrebungen zu Tage. Und 
zwar gründeten die Fabrikarbeiter unter Leitung eines polnischen 
Suden Namens Chaiſes den „radikalen oder liberalen Verein”, der 
e3 angeblich bi3 auf 800 Mitglieder brachte; die des Kleingewerbes 
Hingegen den fogenannten „Arbeiterberein“, der zur Zeit feiner 
höchſten Blüte unter Sanders Präfidentichaft jogar die Zahl von 
etwa 2000 Mitgliedern erreicht haben joll. Beide Verbände waren 
in der Hauptfadde Bildungsvereine. Socialiftiide oder auch nur 
beftimmte gewerbepolitifche Ziele verfolgten fie nad) Bioland nicht, 
wenngleich Hin und twieder, zerftreut und vereinzelt jocialiftifche Ideen 
in ihrem Schooße auftauchten. Erwartete man doc) damal3 die 
enbdgiltige Bejeitigung des wirtſchaftlichen Elendes ſchon von ber 
Konftituierung einer demokratiſchen Staat3verfaflung, die, jo meinte 
man, nit nur volle Gerechtigkeit, Jondern, wie dies bei dem 
freien und gleichen Rechte aller dem Volke jelbftverftändlich ſchien, 
auch Arbeit und Brot im Überfluß bringen mußte‘. Aber diefe 


1 Bioland ©. 5l. | 

2 Eine Schilderung feiner focialen Lage bei Violand ©. 45 ff. Über die 
:Stellung der Arbeiter zur Revolution auch Marz, Revolution und Kontrerevo⸗ 
lution, S. 40 ff. 73 ff. 

s Violand S. 82 ff., 123 ff. Die Arbeitzlofen wurden mit Erdarbeiten 
beſchaͤftigt und dafür ein Tagelohn don 25 Kreuzern Kond.-M. an den erwachjenen 
Mann, Yon 18 Kreuzern Kond.:M. an Weiber und jugendliche Berfonen gezahlt. 
Die Koften fielen der Gemeinde Wien zur Laſt. 

* Genaueres bei Violand ©. 145 ff. 
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ſchönen Träume waren bald zerronnen. Schnell, wie fie empor⸗ 
gewachlen, jant auch diefe Bewegung unter den Schlägen ber 
Reaktion in fih zufammen. 

Biel nachhaltiger als jene ephemeren Strömungen, denen 
kaum mehr ala eine fymptomatifche Bedeutung zugeſprochen twerden 
fann, wirkten die Veränderungen, welche die Revolution in dem 
bisherigen Regierungsſyſtem hervorbrachte. Eine neue Ara war 
angebroden!. Wenig Half es, daß man durh Patent vom 
31. Dez. 1851 nunmehr auch die Märzverfaffung von 1849 wieder 
aufhob und damit in aller Form zum Abjolutismus, vermeintli 
aud) zum ancien regime zurückkehrte. Denn nur ein Thor fonnte fi) 
dem Wahne hingeben, daß letzteres im Ernfte überhaupt möglich 
jet; und wenn nicht anderes, jo mußte auch den Eigenfinnigften 
die jeit dem Staatsbankerott immer troftlojer gewordene Finanz 
lage des Reiches? davon überzeugen, daß man im alten Stile 
nicht fortwirtichaften Türme, ohne die Monarchie an den Rand des 
Verderbens zu bringen. Anarrend begann der eingeroftete bureau- 
tratiihe Mechanismus ſich wieder in Bewegung zu jeßen, immer 
lauter rafjelten jeine Räder, immer fchneller folgten einander Ber: 
fügungen und Verordnungen, die eine Verjüngung des gealterten 
Staatsweſens bezwedten. An die Stelle des behäbig ſchmunzelnden 
Quietismus des Vormärzes trat eine nervös haftende Vielgejchäf- 
tigkeit, der e8 nur leider an jcharfumgrenzten und wohldurd- 
dachten Zielen fehlte. So ward namentlich in den erften fünfziger 
Jahren, mit Springer? zu reden, die „organifierte Anarchie” 
zur herrjchenden Regierungsform. Alle Staatsbehörden und Ber 
waltungskreife gerieten in Unordnung. Inſonderheit „verlor, da 
jih die Geſetze, Verordnungen und Organijationen jagten, bie 
Verwaltung alle Stetigfeit”, während gleichzeitig die elementaren 
nationalen Beſtrebungen des Revolutionzjahres wieder auflebten, fidh 


ı jiber diefe Periode val. insbejondere Walter Rogge, Öfterreich von 
Vilaͤgos bis zur Gegenwart. Leipzig und Mien 1872 und 1873. Bd. I: Tas 
Tecennium des Abfolutismus. — Carl Frh. v. Czörnig, öſterreichs Neugeſtal⸗ 
tung 1848 - 1858. Stuttgart und Augsburg 1858. — (Anton Epringer?) 
Tie Öfterreichiiche Monarchie in Bezug auf ihre materiellen und öfonomifchen 
Verhältniffe. (Gegenwart XI. Bd., 1855, S.N11 ff) — Shmidt:Weißenfels, 
Efterreichifche Zuſtände, zeitgeichichtliche Bilder. Berlin 1862. — 9. F. Bra» 
chelli und Fr. Migerka, Üfterreiche fommerzielle und induftrielle Entwicklung 
in den lebten Jahrzehnten. Wien 1873. 

= Adolf Beer, Tie ‚Finanzen öſterreichs im 19. Jahrhundert. Prag 1877. 


Sf, inebeſ. S. 168 ff. 
" Anten Springer, Aus meinm Leben. Berlin 1892. ©, 191 . 
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ausbreiteten und in radilalen Programmen fefte Geftalt annahmen. 
Die Beamten „zeigten fich teils erbittert und heimlich Oppofitions- 
gelüjten zugethan, teil3 vollzogen fie mechanisch ihren Dienft, 
wenig befümmert um das Wohl des Staates, deſto eifriger da- 
gegen befliffen, ihr perjünliches Intereffe zu wahren.” Wie hätte 
man auch von ihnen bei jchlechtefter Befoldung! eine Hingebende 
Thätigfeit erwarten dürfen, wo doch faft alle Maßnahmen der Regie- 
rung einen ausgeſprochen proviſoriſchen Charakter Hatten, jo daß der 
Einzelne nie wiſſen fonnte, ob er am Abend nicht werde zerftören 
müflen, was er am Morgen mühjelig geichaffen. Und da man 
überdies von Wien aus nicht jelten Unmögliches verlangte, fo be- 
gnügte jich der Durchſchnittsbeamte, „die ſich Treugenden und ohne 
alle Lokalkenntnis erlaffenen Befehle auf dem Papiere zu er- 
ledigen, rojenrote Berichte einzujenden und in ſauberen Referaten 
nah Möglichkeit zu vertufchen, daß die rauhe Wirklichkeit gar 
viele Minifterialdefrete zu einer bloß papiernen Exiſtenz ver: 
damımte.” Daher waren denn nad Rogge „die Wiener Herren über 
die Vorgänge in der Provinz oft miferabel unterrichtet und 
wollten e3 jein. Wenn es nur im Centrum leidlid) und das 
Ganze nicht aus den Fugen ging, jo rieben fi) die Staatsweiſen, 
denen wohl der Kopf von dem Getriebe der Arbeitäleute und dem 
Lärm der Räder fummte, ftill vergnügt die Hände — fo regel- 
recht klapperte das Ding in der dumpfen, gedantenarmen Zeit?.“ 
Wie jehr man alſo auch in dieſer Periode unerjprießlichen 
Erperimentierend von politiſchen „Syſtemen“ reden mochte, nad) 
denen man da3 Land regieren wollte, an einem wirklichen 
Spiteme, daß, auf eingehende Analyje der thatfächlichen Verhält- 
nifje gegründet, fichere Ausfiht auf dauernden Erfolg geboten 
hätte, fehlte e3 gänzlih. Und dies war um fo fchlimmer, als 
eine mächtige Partei fich eben anſchickte, die Herrſchaft im Staate 
an fich zu reißen. 

Wie die Zünfte, fo hatte die aufftrebende Fürftengewalt auch 
die übrigen Potenzen der mittelalterlidden Geſellſchaftsordnung nicht 
radital befeitigt, jondern nur je nach Bedarf zurüdgedrängt?. Noch 


1 Die Beamtenichaft blieb nach wie vor nad) einem Schema bezahlt, da3 
aus Maria Therefias Zeiten ftammte, war aljo geradezu auf Nebenverdienft und 
zweibeutigen Erwerb angewieſen. (Rogge, Öfterreich, I, ©. 288). 

2 Rogge, Öfterreich, I, ©. 288 ff. 

° Wolf-Zwiedined, Öfterreich unter Maria Therefia u. ſ. w., ©. 98 ff, 
264 ff. 361 ff. | 
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Kurz nach dem Jahre 1848 begann, wie Rogge ſchildert, der 
Wettlauf des öſterreichiſchen Hochadels um die Beteilung mit Kon— 
zeſſionen zu induſtriellen Unternehmungen, mit denen das abſolute 
Regiment ihn für den Verluſt eines unmittelbaren politiſchen Ein— 
fluſſes nach Möglichkeit zu entſchädigen ſuchte. Hierzu kam noch, daß 
die zur Sanierung der zerrütteten Staatsfinanzen in Scene geſetzten 
Finanzoperationen ein allgemeines Spekulationsfieber hervorriefen, 
ein Treiben, in welches zahlreiche Glieder der Ariſtokratie ver— 
ftriet wurden. Verſchmähten e3 doch die Schwarzenberg, YFürften- 
berg, Metternich, Eszterhazy, Sapieha, Jablonowski, Waldftein, 
Chotek, Lariſch, Widenburg, Andraͤſſy und allen voran die Zichy 
feinesiwegd, im Bunde mit den Haber, Lämmel und Rothihild 
ihre hochariſtokratiſchen Wappen und Namen herzugeben, wenn e3 
galt, das Publikum zu Aktienunternehmungen oft der zwei— 
deutigiten Art anzuloden und dabei fette VBerwaltungstantiemen 
einzuftreihen. Ihren damaligen Höhepunkt erreichte diefe Flut 
unter Baron Bruds verhängnispoller TFinanzleitung!. Sein 
Werk, die Gründung der Kreditanftalt für Handel und Gewerbe, 
gab gleihfam dag Signal für den Anbruch einer Periode be— 
denklichſter Finanzſchwindeleien. Zum erjten Male ergriff die 
Sudt, ſchnell und mühelos veich zu werden, epidemifch faft alle 
Schichten der Gejelihaft und führte zu einer verderblicdden Kor— 
ruption, wobei abermals nicht wenige Ariftofraten in allerhand 
unſaubere Affairen verwidelt wurden. Unter ſolchen Umftänden 
nun konnte ein großer Teil des einflußreichen Adels ſich einer 
veaftionären Wirtſchaftspolitik wohl aus politiichen Gründen 
zuneigen, unmöglich aber fih zum Träger einer ſolchen maden, 
ohne damit feinen eigenjten Interefjen zuwider zu handeln. Da- 
her denn die jonderbare Erjcheinung, daß jpeciell die wechſelnde 
Tendenz der während der fünfziger Jahre verfolgten Gewerbe- 
politit durch die jeweilige Machtjtelung nicht des Adels, ſondern 
des Klerus bejtimmt ward, daß fie ich in reaftionärer Richtung 
bewegte, jolange deſſen Herrichaft im Wachſen begriffen war, da- 
gegen in liberales Fahrwaſſer einlenkte, als eine neue Strömung 
ſeiner Suprematie ein Ende machte. Es war dies eine zwingende 
Konſtellation, der gegenüber ſich der Wille des leitenden Minifters 
anſcheinend machtlos erwies. 

Über die Reformbedürftigkeit des geltenden Gewerberechtes war, 





1 Genaueres über Brucks Finanzverwaltung bei Beer, Eſterreichiſche 
Finanzen, ©. 259 ff. 
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wie geſagt, niemand im Zweifel!; am wenigſten jener begabte Mann, 
der am 21. Nov. 1848 die Leitung de3 Handelsamtes übernahm. 
Auch reaktionäre Ziele verfolgte er gewiß nit. Schon mit feinen 
handelspolitiſchen Plänen größten Stiles und feinem Beftreben, 
SÖfterreich zur wirtſchaftlich Herrjchenden Macht in Deutſchland 
zu erheben, hätte fi) dies nicht vertragen. Aber gerade darum 
war feines Bleiben3 nicht lange. Als erfter Schritt zu einer funde- 
mentalen Neugeftaltung der gewerblichen Zuftände erjcheint die 
Einführung von Handel3- und Gewerbefammern durch da3 provi⸗ 
ſoriſche Gejeh vom 18. März 1850?. Und weitere wären ihm 
binnen kurzer Trift gefolgt?, hätte Brud nicht ſchon am 23. Mai 
1851 dem „in der Gejchäftsroutine ergrauten und ſtaatsmänniſch 
unbegabten“ Ritter von Baumgartner weichen müfjen, dem mit 
Neujahr 1852 auch das Tinanzreffort zufiel. Tamit ward 


I Zur Feſtigung dieſer Erfenntni® dürften nicht wenig die erften 
Eituationäberichte der neugegründeten Handels: und Gewerbelammern beigetragen 
haben. Ein Auszug daraus bei Refhauer ©. 220. Im einzelnen vgl. 
namentlich die Berichte der Handeld: und Gewerbefammern Brünn für dad Jahr 
1851 ©. 11 ff., Graz für das Jahr 1852 S. 103 ff, Olmütz für dad Jahr 1851 
S. 43 ff., Pilſen für dad Jahr 1851 S. 33 ff., Salzburg für dad Jahr 1851 
©. 11ff., Zroppau für das Jahr 185152 S. 3 ff. u. f. w. Über die Wiener 
Berhältniffe Wilfing a. a. O. S. 30 ff. 

® Über die Handel: und Gewerbefammern jener Zeit und ihre fernere 
GEntwidlung vgl. außer den betr. Artikeln im Handwörterbud d. Staatäw. und 
im Öfterr. Staatswörterbuch Rudolf Graeter, Tie Organiſation der Berufe 
intereffen. Berlin 1890. =. 303 ff. — An Stelle bed Gefeßes vom 18. März 
1850 trat nach dem Ausjcheiden Ungarns das Gejeß vom 29. Juni 1868 (R.: 
G.:B. Nr. 58), welches noch heute in Geltung if. Danach zählt Öfterreich im 
ganzen 29 Kammern, die jich je nach der induftriellen und fommerziellen Ve⸗ 
deutung der verfchiedenen Gegenden auf die einzelnen Kronländer verteilen. Sie 
Kammern, welche, nebenbei gejagt, Handel und Gewerbe zugleich vertreten, erw 
langten fpäter eine befondere politiiche Vedeutung, al® man fie zu parlamen- 
tarifhen Wahlkörpern erhob. 

° Tarauf deuten inöbejondere auch die Erhebungen hin, die Bruck über bie 
wirtichaftliche Yage der induftriellen Arbeiterichaft dur die Stammern ver 
anftalten ließ. Freilich Icheinen diefe nur Schr unvolllommen durchgeführt worden 
zu fen. Tazu Springer (2), Gegenwart XI, 1855, S. 8625. Auch Bericht 
der Handels- und Gewerbefammer Prag über die Arbeitälöhne und Die zur 
Unterftügung der Gemwerbsarbeiter beitehenden Anftalten im Prager und Pardu: 
biger Kreiſe. Prag 181. 

* Inwieweit dad am 4. Sept. 1852 erlaifene Haniterpatent (R.G.⸗Bl. Nr. 
252) auf Brucks Initiative zurückzuführen ift, muß ich dahingeftellt lafſen. über 
die Entwicklung des Haufierhandele und ſeines Rechtes in öſterreich vgl. Georg 
Ritter von Thaa, Tas Haufierweien in öſterreich. Mit Venutzung der amt: 
lihen Quellen dargeftellt. Wien 1384. 
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denn, wie Rogge bemerft!, jelbft äußerlich angedeutet, daß 
Handel und Wandel wieder wie in der guten alten Zeit zum 
Anhängfel des Hoflammerpräfidiums herabgefunfen fei — denn 
fo und nit Finanzminiſterium lautete die Eorrefte Titulatur in 
Hoffreifen — und zugleich dem Treiben der Konkordatspartei freies 
Spiel gegeben, welche nicht ſäumte, diefe günftige Gelegenheit mit 
beiden Händen zu ergreifen. 

Schon im Jahre 1851, vermutlich nad) der Demiſſion Bruds, 
erſchien aus der Feder eines hohen Verwaltungsbeamten? eine Ab- 
handlung, die jeden mit der bisherigen Gemwerbepolitif des djter- 
reichiichen Staates Vertrauten auf das höchfte befremden mußte. 
Weder da3 Shftem der Geiverbefreiheit noch jenes des Gewerbe— 
zwanges, jo wurde darin außeinandergejebt, vermöge die herrjchenden 
Übel zu befeitigen. Sole „der dermaligen Anardjie der Ge- 
werbegejeßgebung eine vernünftige Schranke gefeßt werden und in 
berjelben die Freiheit der Ordnung die Hand reichen, jo müſſe 
eine neue Organijation des Gewerbeweſens feftgeftellt” und eine 
Reform angebahnt werden, die „vor allem geeignet fei, den Hand- 
werferftand zu bilden und zu Fräftigen.“ Maßnahmen diefer Art 
nun jeien — Befähigungsnachweis und Zwangsinnung. Hier- 
durch werde da3 „Recht zur freien Arbeit” noch niemandem ge- 
nommen. Denn, „two es jedem geftattet und jedem Gelegenheit 
geboten ſei, fi die notwendigen Kenntniffe und erforder- 
Iihen Fähigkeiten zur Ausübung eines jeden Gewerbes anzu- 
eignen, da beftehe Gemwerbefreiheit im eigentlichen und wahren 
Sinne, werde aud die Nachtweifung über die Aneignung not- 
wendiger Kenntniffe und das Vorhandenfein beftimmter Eigen- 
ihaften zur jelbftändigen und freien Gewerbeausübung als eine 
Bedingung feitgejebt." Daneben aber führe das Verlangen, der 
bureaufratiichen Willfür Schranken zu jeben, zur „Bildung auto- 
nomer Gewerbegenofjenichaften, d.h. Gewerbeforporationen, wo die 
Form eine freiere jet und der Grundfaß feſt im Auge gehalten 
werde, daß, wie die freie Gemeinde die vorzüglichite Grundlage der 


1 Rogge, Öfterreich u. ſ. w. I ©. 244. 

2 Siegfried Becher (f. f. öfterr. Minifterialrat), Die Organifation des 
Gewerbeweſens. Wien 1851. ©. III, 6, 10, 24, 48 f., 52}. Dieſer Abhand⸗ 
lung war eine andere besjelben Verfaſſers vorausgegangen, betitelt: Ein Bei: 
trag zur Organifation des Gewerbeweſens (Wien 1849), die ſich in der Haupt- 
ſache mit dem Gewerberecht der nord: und mitteldeutichen Staaten, namentlich 
Sachſens, bejchäftigte. | 
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Namentlich wird den Behörden für den Fall der Konzeſſionierung 
fogenannter „bejchränkter Gewerbe” ? die peinliche Berücjichtigung 
bes Lokalbedarfes zur Pflicht gemacht, während die im Entwurfe 
von 1835 vorgejehenen Erleichterungen größtenteils in Wegfall ge- 
tommen find®. Von einer zeitgemäßen Fortbildung des noch gänz- 
lich unentwickelten Arbeiterrechtes ift nur wenig zu jpüren®., 
Wohl aber legt der Entwurf das größte Gewicht auf die Durchfüh- 
zung einer gewerblichen Zwangsorganifation. So follen ſich der 
konzeſſionierte Handel zu Gremien und Genoſſenſchaften, die Trans- 
portgeiwerbe zu Genofjenichaften, alle übrigen, einſchließlich der 
„freien Gewerbe" und eines großen Teiles der Fabriken, zu 
Innungen und Genoſſenſchaften zuſammenſchließen“. Nur die 
„Treien Handelsbejchäftigungen“, bejonders der Handel mit Roh— 
produften und Nahrungsmitteln, ferner einige wenige Kategorien 
des tonzefftonierten Handels, wie der Antiquariats-, Bilder, 
Kunft- und Mufikalienhandel, und endlich auch die „Landesbefugten 
Fabriten“, joweit fie den Beſtimmungen des $ 215 über die Er— 
richtung von Fabriksbruderladen genügen, find von diefem Korpo— 
rationsziwange befreit’. Detaillierte Gremial-, Innungs- umd 
Genoſſenſchaftsordnungen räumen den geplanten Verbänden weit 
gehende Kompetenzen ein und finden ihre Ergänzung in einer 
Fabrifordnung zur Regelung des Großbetriebes‘. Kunz, es 
hätte, wäre dieſer Entwurf Geje geworden, im Reiche Öfterreich 
auch fürderhin am gewerberechtlichen Normen nicht gefehlt, die, 
ein jeltfames Gemiſch mittelalterlicher und abfolutiftijcher Remi— 
miscenzen, unberechenbare Konfequenzen hätten nach fich ziehen 
können. 


Daß das Land damit verſchont blieb, wird man als ein Glück zu 
preiſen haben. Und doch war es bei der beſtehenden politiſchen Kon— 
ſtellation in der Hauptſache wohl nur ein Zufall, der dies bewirkte: 


Drer Zahl nad) 18; darunter Bäder und Zuckerbäcker, Fleiſcher und 
Selcher, Zimmermeifter und Maurer, Hufichmiede u. j. w. ($ 207). 

© Bol. namentlich $$ 4 f., 37 fi, 59, 205 f., 216b, 220, 301 des Entwurfs. 

= 55 230 ff. (bie Lehrlinge betr.), $$ 245 ff. des Entwurfs (die Gehilfen betr.). 
Insbeſondere bleibt das Verbot, „für eigene Rechnung oder fremde Arbeitgeber 
zu arbeiten“ und „unter ſich Berabredungen zu treffen, um durch gemeinfchaftliche 
Weigerung zu arbeiten oder durch andere Mittel von bem Arbeitgeber Bedingungen 
au erzwingen“, aufrecht exhalten. 

#88 18, 34, 40, 118, 124, 133, 139, 208, 221, 297, 309 des Entwurfs. 

5 88 125, 128, 157, 309 des Entwurfs. 

© 58 52 ff. 141 fj., 226 ff., 310 ff. des Entwurfs. 
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ſchreibt ein zeitgenöſſiſcher Schriftiteller! am 19. November 1859, 
„erleben wir das neue Gewerbegeſetz. Es war ung zwar nur 
ein einzige® Mal im zarten Rojenkleide eines höchſt freifinnigen 
Entiwurfes leibhaftig erſchienen und jeit jenem Momente ift 
e3 unjeren Bliden ganz entſchwunden. Seit vier Jahren Hat 
der Verfaſſer diefer Zeilen mit faft Findlicher Zärtlichkeit das 
Wachſen und Gedeihen diejes neuöfterreihiichen Sprößlings be> 
obachtet, er hat das gute Gewerbegeje auf feinen wunderbaren 
Wanderungen in den verichiedenften Bureaus mit ängftlichen 
Bliden verfolgt, er hat gejehen, ivie e8 vom Handelsminifterium 
ins Finanzminifterium, von diefem ins Innere, von diefem in 
die Juſtiz, von dort zurüd ins Handelsminifterium, von hier in 
den Reicharat, vom Reicharat wieder zum Finanzminifterium, von 
bier wieder zum Handelsminiſterium, ſodann wieder zum Reich3- 
rat, endlih an eine höchſte Stelle, dann wieder zurüd zum 
Reicherat, dann zum Yinanzminifterium, dann — ja dann haben 
wir, aufrichtig gejagt, die Spur des Lieblings plößlich verloren.” 
Und wo der Entwurf fih) augenblicklich befinde, fchließt das 
Klagelied, das wiſſe niemand? Genau einen Monat fpäter, am 
20. Dez. 1859, ward er Geſetz. 
Toggenburg Hat diefen von ihm erjehnten Tag im Amte 
wenigftena nicht mehr erlebt. Schon am 21. Aug. 1859 Hatte er 
feinem überlegenen Gegner Brud das Feld räumen müſſen, der 
die abermalige Auflöjung des Handelsamtes durchſetzte, deſſen 
Agenden an die Departements der Finanzen, des Nußern und des 
Innern verteilen ließ und als Toggenburgs Nachfolger, von den 
politiihen Ereigniſſen begünftigt, deilen Werk als das feine 
im Dezember desjelben Jahres zum Geſetz erheben ließ®?. Eine 
um die Mitte der fünfziger Jahre heruorbrechende, gegen den un- 


werbefreiheit gepflaftert, und in Tirol eine Oppojition organifierten, wie fie in 
Diefer Despotie eben nur fie ſich erlauben durften.“ (Rogge, Öfterreich I, 
©. 480 f.) 
I Bernhard Friedmann, Zehn Jahre öfterreichifcher Politit 1859—69. 
Tagebuch zur Zeitgefchichte I.“ Wien 1879. ©. 86 (Artikel vom 19. Nov. 1859). 
2 Nachdem die Regierung bereit? 1855 „zu dem Entjchluffe gefommen war, 
mit bem alten Gewerbefyftem feierlich zu brechen und an die Stelle der unzeitigen 
Beſchränkung die vollfte Freiheit der Yerwegung zu geftatten”, war Toggenburgs 
Entwurf endli am 24. März 1859 dem Kaifer zur Sanktion unterbreitet wor- 
den, wo er offenbar neuen. Schwierigkeiten begegnete. (Sten. Brot. des Ab: 
geordnietenhaufes I. Self. S. 1656, Rede des Handelöminifterd Graf Widenburg 
in der Situng vom 9. Nov. 1861.) 
8 So nah Rogge, Öfterreih I, ©. 544; II, ©. 14. ©. oben ©. 60, Anm. 2. 
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erträglichen Terrorismus der Konkordatspartei und ihrer Handlanger 
gerichtete bürgerliche Oppofitionsbeiwegung, welche deren Dtachtftel- 
lung allmählid) ins Wanten brachte, und ferner die verhängnisvollen 
Mißerfolge der Regierung in der äußeren Politik, die das Land eine 
jeiner induftriereihften und blühendften Provinzen Tofteten, ließen 
einen „Syſtemwechſel“ unvermeidlich erfcheinen. Auch der theokra⸗ 
tiſche Abjolutismus hatte abgewirtihaftet. Unter dem Kanonen- 
donner von Magenta und Solferino hielt der Liberalismus in 
Öfterreich feinen Einzug; freilich nicht ala Sieger nach gewonnener 
Schlacht, jondern als unterthäniger Hausgeift, den man zu Hilfe 
ruft, weil man feiner Dienſte nicht mehr entraten Tann. So ward 
die freifinnige Gewerbeordnung von 1859 gleichſam das Angeld, 
das der abjolute Staat der in dunklem Drange nad) politischer 
Herrſchaft ftrebenden Bourgeojie zu bieten hatte. 


Das kaiſerliche Batent vom 20. Dez. 1859 (R.⸗G.«B. Nr. 227), 
in Wirkſamkeit tretend am 1. Mai 1860, ſetzte „ſämtliche derzeit 
beftehenden Vorſchriften über die Erlangung von Gewerbs-, 
Fabriks- und Handelsberechtigungen jowie alle mit ihm unver- 
einbarlichen älteren Normen über deren Ausübung” außer Kraft. 
Alle wohlerworbenen Gewerberechte, in3bejondere „die Realeigen- 
ichaft der zu Recht beitehenden vadizierten und verkäuflichen 
Gewerbe”, jollten unberührt bleiben, neue Geiverberechte dieſer 
Art jedoch ferner nicht begründet werden dürfen. Räumlich 
erſtreckte fich fein Geltungsgebiet über den geſamten Bereich des 
damaligen Kaiſertumes Öfterreich, alſo einjchließlich der ungarifchen 
Länder, mit alleiniger Ausnahme de3 venetianischen Verwaltungs⸗ 
gebietes und der Militärgrenze; jachlich Über alle Arten geiverb- 
licher Beichäftigungen, ausichlieglich der im Art. V des E.G. 
namentlich aufgeführten Kategorien. Dazu gehören beſonders: bie 
land- und forftwirtichaftliche Produktion und ihre Nebengewerbe, 
joweit dieſe in der Hauptſache die Berarbeitung der eigenen 
Erzeugniffe zum Gegenjtande haben; der Bergbau und die nad 
den Berggefeten von bergamtlicher Konzejfion abhängigen Werk⸗ 
vorrichtungen; die Tohnarbeit der „gemeinften Art” (Tagelöhner⸗ 
arbeit u.j. w.); die in die Kategorie der häuslichen Nebenbeichäf- 
tigungen fallenden und dur die gemwöhnlidden Mitglieder des 
eigenen Hausftandes betriebenen Erwerbszweige; endlid der 
Haufierhandel und andere ausfhlieglih im Umherwandern au3- 
geübte gewerbliche Verrichtungen (Art. I ff. de3 E.-©.). 
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Innerhalb dieſer Grenzen nun ſollten fortan die folgenden 
Rechtsgrundſätze maßgebend ſein: 


J. Der ſelbſtändige Gewerbebetrieb. 

Der ſelbſtändige! Gewerbebetrieb iſt grundſätzlich frei, d. h. 
weder an den Beſitz eines beſonderen Rechtstitels noch an die Er— 
füllung jonftiger Bedingungen geknüpft, es ſei denn, dab das Ge— 
ſetz ausdrücklich etwas anderes beſtimmt?. 

Daher berechtigt im allgemeinen zum Antritt eines Ge— 
werbes ſchon die bloße Anmeldung bei der Gewerbebehörde ($ 13). 
Nur bei 14 Gewerbszweigen — ihre Zahl Tann im Berordnungs- 
wege abgeändert werden ($ 30) — bedarf e3 der obrigkeitlichen 
Konzeffion, deren Erlangung meiſt an den Nachweis bejonderer 
Fachkenntnifſe gebunden ift (8 16 ff.). 

Der Umfang eines „Gewerbsrechtes“ ift nach dem Inhalt 
des auf Grund der Anmeldung ausgeftellten Gewerbeſcheines 
bezw. der Konzeſſion zu beurteilen (8 42)®. Im übrigen find 
dem Geiverbetreibenden bezüglich der Ausübung feiner Erwerbs— 
thätigfeit und der Organiſation feines Unternehmens Teinerlei 
Schranken gejeßt. Insbeſondere hat er das Recht, alle zur voll- 
fommenen Herftellung feiner Erzeugniffe nötigen Arbeiten zu ver- 
einigen, die hierzu erforderlichen Hilfgarbeiter auch anderer Ge- 
werbe zu halten, mit gleichartigen fremden Erzeugniſſen Handel 
zu treiben und mehrere Gewerbsbranden 'in feinem Betriebe zu 
vereinigen (88 43 ff. und 11). Nur in Rüdfiht auf das öffent- 
liche Intereſſe find einzelne geringfügige Beſchränkungen der vollen 
Selbitbeftimmung vorgejehen *. 


1 Das Geſetz verſäumt es, den Begriff der gewerblichen „Selbftändigfeit“ 
zu definieren, obwohl es felbft fich feiner mehrfach bedient (3. B. 88 72, 107). 
Dies ift um jo bedenflicher, ala auch der fomplementäre Begriff „gewerbliches 
Hilfsperfonal” unaufgellärt bleibt. 

2 Ausgenommen find nur Perjonen, denen die Ausübung von Gewerben 
durch beiondere Standed: und Dienftvorfchriften unterjagt oder die rein moralijche 
Befähigung dazu durch obrigfeitliches Erkenntnis aberfannt worden ift ($$ 6 ff.). 

8 Der allgemein gebrauchte Ausdrud „Gewerbörechte” ift ungenau. Er paßt 
ftreng genommen nur noch für die verhältnismäßig wenigen Inhaber von 
Konzeffionen und NRealgewerben. Übrigen? verfolgt die ganze Beltimmung 
Lediglich fiskaliſche Zwecke. Es jollte dadurch die Hinterziehung don Erwerb3- 
fteuer verhindert werden, bie fich natürlich auch nach dem jachlichen Umfange des 
einzelnen Betriebes bemißt. Keineswegs richtet fie fich gegen die Kumulation der 
Gewerbe, die durch $ 11 ausdrüdlich freiem Ermeſſen anheimgegeben wird. 

So 3. B. die Beitimmungen über die befondere Genehmigung von Betriebs⸗ 
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II. Das gewerbliche Arbeitsverhältnis. 


Die Geſtaltung des Arbeitsverhältniſſes, ob Lehr- oder, Dienſt“⸗ 
verhältnis, ruht grundſätzlich auf freier Übereinkunft zwiſchen dem 
Arbeitgeber und dem „gewerblichen Hilfsperfonal” ! (88 75, 92). 

Allerdings ift diefes Princip mehrfach durchbrochen; fo 3. 2. 
durch die Feſtſtellung gejeßlicher Auflöjungsgründe des Arbeits 
vertrages (SS 78, 96). Und zwar zeigen die davon abweichenden 
Beitimmungen, außer einigen wenigen zum Schutze der Lehr 
linge getroffenen Anordnungen?, unverkennbar die Tendenz einer 
Bevorzugung des Arbeitgebers. Koalitionsverbot ($ 77) und 
„Arbeitsbuch” ($ 74 und 88 1 ff. d. Anhang) find als eiferner 
Beftand in das neue Recht hinübergewandert. Auch ift die 
Stellung des Hilfsarbeiter® im alle des Kontraktbruches eine 
weit ungünftigere (88 79 ff., 99°. Nur im Intereſſe der in 
„größeren Gewerbsunternehmungen“ * bejchäftigten Perſonen ent- 
faltet der Gefeßgeber eine gewiſſe Fürſorge; doch find die betreffen- 
den Normen jo allgemein gefaßt und fo modulationsfähig, daß 
fie mehr den Charakter wohliwollender Ratſchläge ala den binden- 
der Rechtsbefehle an ſich tragen. 


anlagen ($$ 31 ff.), die Feſtſtellung von Preisjaßungen für notwendige Bedarfs 
artikel jowie die Leiftungen der Rauchfangfehrer und des Trandportgewerbes 
(8 55), die Betriebapflicht der Bäcker, Fleifcher und Rauchfangfehrer ($ 57) u. |. w. 

ı Eine Definition des Begriffes „gewerbliches Hilfsperfonal” fehlt, wie ge 
fagt. $ 72 verfteht darunter „Gehilfen und Lehrlinge‘. Ale „Gehilfen" find 
nach $ 73 zu betrachten „Handlungsbdiener, Gefellen und Fabriksarbeiter unb bie 
in gleichen Dienftverhältnifjen ftehenden weiblichen Hilfsarbeiter”, wogegen „bie 
für höhere Drenftleiftungen angeftellten Individuen, wie Werfführer u. |. w., die 
für Handlanger- und andere gröbere Arbeiten aufgenommenen Arbeiter und 
Taglöhner und die Perfonen, die bei dem Betriebe eines Gewerbes bloße Hause 
gefindedienfte verrichten, wie Kellner, Fuhrknechte u. j. w.“ darunter nicht zu 
fubfumieren find. Als „Lehrling“ wird angefehen, „wer bei einem jelbfländigen 
Gewerbetreibenden zur praftiichen Erlernung des Gewerbes in Verwendung tritt® 
($ 88). Die Fabrikskinder find im Sinne des Geſetzes „Gehilfen“. 

2 Dazu 85 88 ff. Insbeſondere kommt in Betracht die Beftimmung, daB 
„eine längere als die für das Gewerbe ortsübliche Längfte Dauer der Lehrzeit 
nicht ftipuliert werden darf“ ($ 92) und daß „im Erkrankungsfalle ber in ber 
Hausgenoffenfchaft des Lehrheren Lebende Lehrling auf die gleiche Hilfe Anſpruch 
hat, die nach) den allgemeinen Geſetzen den Tienftgebern gegen ihre Zienftboten 
obliegt“ ($ 94). 

8 Der Unternehmer wird dadurch nur jchadenserfatpflichtig, der Gefelle und 
Lehrling überdies ftrattällig (85 79 ff., 99). 

Nach 5 82 folche, in denen „gewöhnlich mehr ald 20 Arbeiter obne 
Unterſchied des Geſchlechtes und des Alters in gemeinjchaftlichen Werkftätten zus 
fammenwirten“. 
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So ift der Großunternehmer zwar verflichtet, unter Beitrags- 
leiftung der Arbeiter entweder eine jelbftändige Unterftügungs- 
kaſſe bei jeinem Etablifjement zu errichten oder einer fchon be= 
ftehenden beizutreten; aber doch nur, „wenn mit Rüdficht auf die 
große Zahl der Arbeiter oder die Natur der Beichäftigung eine be- 
jondere Borforge für die Unterftügung der Arbeiter in Fällen der 
Berunglüdung oder Erkrankung nötig erſcheint“ (885). In ſolchen 
Betrieben dürfen ferner Kinder unter 10 Jahren garnicht, ſolche von 
10—12 nur gegen Beibringung eines auf Antrag des Vaters oder 
Bormundespom Gemeindevorftande ausgefertigten Erlaubnisfcheineg, 
und auch dann nur zu ſolchen Arbeiten verivendet werden, die ihrer 
Gefundheit nicht nachteilig find und ihre körperliche Entwidlung 
nicht Hindern. Endlich joll die Arbeitszeit jugendlicher Hilfsarbeiter 
unter 14 Jahren täglih 10, die ſolcher von 14—16 Jahren 
12 Stunden nit überjchreiten, die Beichäftigung von Arbeitern 
unter 16 Jahren in der Zeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr 
morgen? überhaupt unterbleiben. Da es jedoh an behörd- 
lichen Organen fehlt, die eine wirkſame Kontrolle üben könnten, jo 
wird man dieſen Schußbejtimmungen nur eine jehr geringe praf- 
tifche Bedeutung beizumeljen haben. Auch ift die Behörde er— 
mächtigt, „bei Gewerben, wo Tag und Nacdıt gearbeitet wird, 
und wenn ſonſt der Betrieb gefährdet wäre”, ſelbſt die Ver— 
wendung von Arbeitern im Alter von 14—16 Yahren unter der 
Bedingung zu gejtatten, daß eine angemejlene Abwechslung in der 
Tag- und Nachtarbeit ftattfinde, und in Fällen eines außer: 
ordentlichen Arbeitsbedürfnifjes für die Dauer von höchſtens vier 
Wochen jogar eine vorübergehende Verlängerung der Arbeitszeit 
fämtlicher Arbeiter unter 16 Jahren um zwei Stunden täglid) 
zuzulaſſen ($ 87). 

Decentralifierte Großbetriebe und ſolche centralifierten, in 
denen für gewöhnlih nicht mehr ala 20 Arbeiter zufammen- 
wirken, werden von diejen Beichränfungen überhaupt nicht be= 
troffen. 


II. Das gewerblide Korporatiousmejen. 


Das gewerbliche Korporationswejen iſt univerfale 
ZWwangsorganijation. | 

Unter denjenigen, welche gleiche oder verwandte Gewerbe in 
einer oder in nachbarlichen Gemeinden betreiben, ift ein gemein- 
Ichaftlicher Verband aufrecht zu erhalten und, jofern er noch nicht 


Waentig, Gewerbliche Mittelſtandspolitit. 
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vorhanden, ſoviel ala möglich Herzuftellen ($ 106)!. Wer in dem 
Bezirke eines folchen Verbandes das Gewerbe, für welches dieſer 
befteht, jelbftändig betreibt, ift ipso iure Mitglied der „Genoflen- 
ihaft“; auch kann, wer mehrere Geiwerbe ausübt, mehreren Ge— 
nofjenfchaften zugleich angehören ($ 107). Gehilfen und Xehr- 
Yinge der Genojjenfchaftsmitglieder find „Angehörige“ der Genofjen- 
ſchaft und deren Vorſchriften unterworfen ($ 113). 

Geſetzlicher Zweck der Genoſſenſchaft ift „die Förderung 
derjenigen Anſtalten und Vorbereitungen, welche die Bedingungen 
der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen abgeben" (79). ns: 
befondere liegt ihnen ob „die Sorge für die Erhaltung geregelter 
Zuftände zwiſchen den Genofjenichaftsmitgliedern und Ans 
gehörigen in Bezug auf den Lehr- und Dienftverband, die Aus- 
tragung ber hierauf bezüglichen Streitigkeiten, die Errichtung und 
Förderung von Fachſchulen und deren Beauffihtigung, die Grün: 
dung von Anitalten zur Unterftüßung von Mitgliedern und Ans 
gehörigen in Fällen der Erkrankung oder jonftiger Notlage und 
deren Überwachung, die Arbeitsvermittlung, die Grftattung von 
Gutachten und Erteilung von Auskunft über die in ihrem 
Wirkungskreiſe liegenden Berhältniffe an die Behörden und 
Kammern ihres Bezirkes und endlich die Mitwirkung an allen 
Vorkehrungen der öffentlichen Verwaltung, die ſich auf die Geſamt⸗ 
heit der Gewerbsgenoſſen beziehen“ (88 114, 125). Innerhalb 
diefer Grenzen find für jede Genofſenſchaft fpecielle, der behörd⸗ 
lichen Genehmigung unterliegende Saßungen zu entwerfen, bie 
unter anderem namentlid auch genaue Vorſchriften über Rechte 
und Pflichten der genoſſenſchaftlichen Unterſtützungskaſſen zu ent- 
halten haben (SS 127 f.), Teinesfall3 aber den Antritt oder den 
Betrieb eines Gewerbes „weiter bejchränten dürfen, ala durch 
das Gejeß bejtimmt iſt“ ($ 115). Die zur Erreihung der Genoffen- 
ſchaftszwecke benötigten Geldmittel ſind, ſoweit die Zinſen des etwa 


’ Ten Umfang diefer Verbände, „Genoilenfchaften”, die nach Umftänden 
auch die Gewerbetreibenden mehrerer Gemeinden und verfchiedenartiger Branchen 
umfaffen dürfen, beitimmen Die politiichen Yandesjtellen im Einvernehmen mit 
den Handels- und Wewerbefammern ($ 111). Die bereit3 beftehenden Gewerbe: 
forporationen dürfen die landesüblichen Venennungen (Gremien, Gilden, In: 
nungen u. f. mw.) beibehalten (8 129), Haben aber ihre Statuten den Beftim: 
mungen des Geſetzes entiprechend abzuändern. Sie können auf Antrag aud zu 
größeren Verbänden vereinigt werden (38 10 f.), wodurch jedoch die mohlertworbenen 
Nermögenerechte ihrer ehemaligen Mitglieder und Angehörigen nicht berührt werben 
(8 150). 


RUN me 


vorhandenen Vermögens zur Dedung der Erforderniffe nicht aus- 
zeichen, auf die Genofjenichaftsmitglieder umzulegen und im Ver— 
waltungswege einzutreiben ($ 123). Doc) joll zur Teilnahme an 
gewerblichen Geihäftsunternehmungen auf gemeinſchaftliche Rech- 
nung u. ſ. w. fein Mitglied der Genoſſenſchaft wider feinen Willen 
herangezogen werden, außer in Fällen, wo folche gemeinjchaftliche 
Anlagen aus öffentlichen Rückſichten behörblicherjeits angeordnet 
wurden ($ 126). 

Organe der Genoſſenſchaft find die Genofjenjchaftsverfamm= 
fung! und der von diefer in der Negel auf drei Jahre gewählte 
Genoſſenſchaftsvorſtand, beftehend aus einem Ausſchuſſe unter 
Leitung de3 Genofjenfhaftsvorftehers. Und zwar find aktiv wie 
paſſiv wahlberechtigt nur diejenigen Genofjenjchaftsmitglieder, 
die „ihr Gewerbe bereits durch drei Jahre aufrecht betrieben 
haben“ (8$ 116, 118, 120). Die laufenden Gejchäfte beſorgt der 
Borftand ($ 119). Auch fungiert er als Schiedsgericht, deſſen 
Kompetenz für gewiſſe Streitigkeiten eine ausſchließliche und deſſen 
Erkenntniffe im Verwaltungswege vollitredbar find ($ 102). End» 
Lich ift dem Vorftande das Necht eingeräumt, Kontraventionen 
von Mitgliedern und Angehörigen gegen die Genoſſenſchaftsvor— 
ſchriften durch Verweiſe und Geldftrafen bis zu 5 Gulden dis- 
eiplinarifeh zu ahnden ($ 122). 

Eine geordnete Vertretung der Genoſſenſchaftsangehörigen 
ift nicht vorgejehen, eine bejchränkte Mitwirkung der Gehilfen 
nur in zwei Fällen. Einmal wird dem Genoſſenſchaftsvorſtand 
als Schiedsgericht „eine entiprechende Anzahl Vertreter aus dem 
Stande der Gehilfen beigegeben, welche von der Behörde aus den 
ehrenhafteften und verſtändigſten Individuen diejer Klaſſe für eine 
bejtimmte Dauer beftellt werden“ ($ 121). Zweitens ift auch bei 
der Verwaltung der genofjenichaftlichen Unterftügungstaffen „den 
Gehilfen ein angemefjener Einfluß zu ſichern“ (8 124). 

Alle Genofjenihaften unterftehen der Oberaufficht der 
politijchen Verwaltungsbehörden, die „zur Überwachung des gejeh- 
mäßigen Vorgehens bei denſelben“ eigene Kommifjare ernennen 
($ 129), aud) der Wahl des Genoſſenſchaftsvorſtehers ihre Beſtä— 
tigung berjagen können ($ 118). 


3 Bei Genoffenichaften bis zu 50 Mitgliedern aus fämtlichen ſtimmfähigen 
Perfonen, bei größeren aus den „im Wege fchriftlicher Stimmabgabe“ gewählten 
Bertrauensmännern bejtehend. 


5* 
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Nur wenige Worte noch über die gewerbepolitiſche Bedeutung 
des neuen Geſetzes. 

Die langerſehnte Rechtseinheit war geſchaffen, gewiß eine 
Thatſache von eminenteſter Tragweite. Wie aber ſtand es mit 
der Einheitlichkeit des Rechtes? Der juriſtiſchen Verwirklichung 
des Grundſatzes der wirtſchaftlichen Freiheit hatte die Entwicklung 
der letzten hundert Jahre unaufhaltſam zugeſtrebt. Nahezu erreicht 
ward fie im Patente von 1859 nur im Hinblick auf den Wett- 
beiverb der Unternehmer. Schlimmer jchon ftand es mit ber 
rechtlichen Anerkennung der Freiheit des Arbeitsvertrages. Mannig- 
fache aus der früheren Zeit überfommene Beſchränkungen beein- 
trächtigten die principiell freie Gejtaltung des Arbeit3- oder, wie 
das Geſetz bezeichnend ſagt, „Dienjt“verhältnifjes, indem fie dag 
labile Gleichgewicht ſichtlich zum Vorteile des Arbeitgebers ver: 
ichoben!. Geradezu einen Rückſchlag aber bedeutete in Anſehung ber 
herrichenden Theorie die Einführung der Zwangsgenoſſenſchaften, 
welche gleichjam das Erbe der verrotteten Zünfte und Innungen 
antreten jollten. 

Konfequent hatte der Toggenburgſche Entwurf von 1855 dieje 
letteren bejeitigt und fie durch „freiwillige Vereine” erjeßt, die er 
Genofjenichaften nennt. Nur jollte es der Regierung vorbe- 
halten bleiben, dort, wo adminijtrative Gründe dies rätlih er 
ſcheinen laſſen würden, für einzelne Gattungen von Geiverben 
oder auch für einzelne Bezirke die Bildung folcher Genofjenjchaften 
den Gewerbetreibenden zur Pflicht zu machen (88 121 ff. des Ent 
wurfs). Allerdings war nicht recht abzujehen, welche Momente die 
Entjtehung ſolcher Vereine hätten begünjtigen jollen, wenn man 
deren Mitgliedern anftatt der gewünjchten Privilegien eine Menge 
läftiger Aufgaben übertrug ($ 123 des Entwurf3), deren Löfung 
man aus Öffentlichen Rücfichten für wünſchenswert hielt. Weſentlich 
aus diefem Grunde ſprachen jich wohl auch die gutachtlich einver- 
nommenen Landesſtellen und Kammern überwiegend zu Gunften des 
Genoſſenſchaftszwanges aus?. „Eine derlei eingerichtete Genofien- 
ſchaft, jo jagte man, „Itelle fich gleich der Ortsgemeinde gewiffer- 


ı „Es ift den Gehilien verboten”, erklärt $ 77 kategoriſch, „ohne Einwil- 
ligung des Tienitgebers für eigene Rechnung oder für fremde Arbeitgeber zu 
arbeiten und unter fi Berabredungen zu treffen, um durch gemeinjchaftlicye 
Arbeitsverweigerung oder durch andere Mittel von ihrem Tienftheren Bedingungen 
zu erzwingen ($ 431 des <trafgejegbuches:.“ 

2 Rede des Handelsiminifters Grafen Wickenburg. (Sten. Prot. des Ab: 
geordnetenh., I. Seſſ., S. 1656 ff.) Gegen jeden Korporationäzwang erklärten ſich 
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maßen als die Zunftgemeinde dar; fie bilde ein unentbehrliches Organ 
der Regierung, ohne welches der Verkehr der Behörden mit ber 
Geſamtheit der Gewerbsgenoffen nicht möglich jei. Freiwillig 
aber würden ſich Genofienicaften, bei denen es ſich zumächit 
darum handele, im Intereſſe dev Humanität umd des Gemein- 
finnes beftimmte Beiträge zu leiften, kaum bilden. Zur Er— 
richtung und Erhaltung gewerblicher Fachſchulen, zur Unterftügung 
verarmter und erkrankter Gewerbsgenoſſen werde fein Genofjen- 
ſchaftsmitglied beitragen wollen, wenn der Austritt eines Teiles 
der Mitglieder die Laften für die übrigen merklich erhöhen 
könne. Auch für die Erhaltung geregelter Zuftände in Beziehung 
auf den Lehr- und Dienftverband vermöchten die Genofjenichaften 
nicht zu jorgen, wenn es den einzelnen Gewerbsleuten unbe 
nommen bleibe, außerhalb der Genofjenjchaft in voller Selb- 
ftändigteit zu leben. Ebenſowenig könne ihnen zugemutet wer— 
den, bei Vorkehrungen Öffentlicher Verwaltung thatträftig mitzu— 
wirken, wenn fie als freie Vereine jeder Autorität entbehren 
müßten. Neben ben Gewerbsleuten der Genoſſenſchaften würden 
überdies andere zu derfelben Branche gehörige Perſonen außerhalb 
derſelben beftehen, was fortwährend zu feindjeligen Neibungen 
Anlaß geben und die Zwede dieſer Inftitution gefährden dürfte 
u. f. w.“ Die Regierung glaubte fich diefen Erwägungen nicht 
verſchließen zu können. Unbekümmert um die mit den Zünften 
und Innungen fortdauernd gemachten Erfahrungen, weil überzeugt 
don der Wichtigkeit der Genoſſenſchaftszwecke, ſchuf fie korporative 
Organe, deren Leiftungsfähigteit jedem Vorurteilslofen im höchſten 
Grade problematijch erſcheinen mußte!. 


die Kammern von Brünn und Linz, dafür diejenigen von Wien, Prag, Graz, 
Klagenfurt, Innebrud, Troppau, Lemberg, Czernowitz, Kronftabt, Klauſenburg 
u. ſ. w. 

? Übrigens iſt für eine derartige Organiſation 1856 auch Schäffle in 
einem Aufjahe ber Deutſchen Vierteljahrsſchrift (1. Heft) mit dem Titel „Abbruch, 
und Neubau der Zunft“ eingetreten. (Auch Gejammelte Aufähe, Tübingen 1885, 
Bd. 1, ©. 37 ff., wonad) ich citiere). „Um den Segen eines auf wirklicher Intereffen- 
gemeinjchaft ruhenden gewerbagenofjenichaftlichen Lebens in alle Regionen bes Gewerb⸗ 
fleibes zu leiten,“ heißt e3 dafelbft, „muß die genofjenfchaftliche Gliederung eine all- 
‚gemeine fein. Sie muß womöglich alle Zweige der Induſtrie und des Handwerts 
umfaffen“ und zum „gejehlich allgemeinen Inftitute* gemacht werden. „Die Ger 
noſſenſchaft hat mit pofitiver Hilfe in den Hauzftand der Mitglieder dann ein— 
‚zugreifen, wenn berjelbe bedroht ift, durch Kriſen irgend welcher Art in Auflöfung 
‚zu geraten.“ Ihre Aufgabe wäre es, Kranken-, Sterbe-, MWittven- und Unter: 
Rüpungstaffen „durch ihren autonomifchen Stwang zu allgemeinen Inftitutionen zu 
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Begreiflicherweiſe hat fich die liberale Strömung in ihrer 
aufſteigenden Tendenz bei dieſem unbefriedigenden Ergebniſſe nicht 
zu beruhigen vermocht. Kaum geboren, ward daher das jugend- 
liche Geſetz alsbald der Gegenftand weiterer Reformbeftrebungen, 
die, an feinen zwiejpältigen Charakter anfnüpfend, jene mit dem 
liberalen Wirtſchaftsprincipe unvereinbarlichen Beitimmungen aus⸗ 
zumerzen ſuchten. Daneben freilich erwuchs in immer ftärkerer 
Ausprägung eine Reaktionsbewegung, die auf den Sturz des poli- 
tifhen wie öfonomifchen Liberalismus Hinarbeitete und in der 
Reformgejeßgebung von 1883/85 ihr nächſtes Ziel erreichte. Auf- 
gabe des folgenden Abjchnittes ift eg, dieſe zweite Entwidlungs- 
phaſe zur Darftellung zu bringen. 


erheben“. Sie hätte „Hauptorgan der Armenpflege” zu fein. Aber „die allgemeine 
genofienichaftliche Gliederung jei nicht nur ein Bedürfnis für das Gewerbaleben 
felbft, für welches fie gerade das praftiiche Komplement der Gewerbefreiheit fei, 
fondern auch für Gemeinde und Staat.” Sie fei namentlich die „naturgemäße 
Grundlage für Berfaffung und Verwaltung ber ftädtifchen Gemeinden”. „Freie Afio- 
ciationen” vermöchten dem Bebürfniffe nicht zu genügen (S. 42 ff.). — Inwiefern 
dieſe Auseinanderſetzungen die öfterreichiiche Politik beeinflußt haben, ift mir nicht 
befannt. 


Hweiter Abſchnitt. 
Die Ara des Siberalismus. 


Erftes Kapitel. 
Bourgeoispolitit. 


Wie das Sturmjahr 1848, jo bedeutete auch das Jahr 1860 
einen entjcheidenden Wendepunkt in der inneren Geſchichte Öfter- 
reichs. Magenta und Solferino führten, wie ſchon erwähnt, die Kata— 
ftrophe im Drama des Abjolutismus herbei und der verluftreiche 
Trieden von Zürich bildete den großen Schlußpuntt. Ein faifer- 
lies Manifeſt vom 15. Juli 1859 verhieß „zeitgemäße Berbefje- 
tungen in Gejeßgebung und Verwaltung“. Eine neue Entwicklung 
\ebte ein. Tortichreitende Entfaltung des Anduftrialismug!, 
Einführung von Gewerbefreiheit und Yreihandel?, Begründung 
des Konftitutionalismus und Barlamentarismus? beftimmen ihren 

ı Noch 1857 betrug die Zahl der Yabrifanten, Gewerbsleute und Hilfe- 
arbeiter im Durchfchnitt der Monarchie nur 6,8 Yo ber Eivilbevölferung, 1869 
war fie bereit3 auf 11,2 %0, d. h. um 84,1 90 geftiegen. Am ftärfften war ihre 
Zunahme in Niederöfterreich (173 %), am geringften in Kärnten (88,3 %o). 
Sragelli-Mig erfa, Öfterreichd kommerzielle und induftriele Entwidlung. 

2 Say Ad. Beer, Öfterreichifche Handelspolitit, S. 206 ff., und Johann 
von Bazant, Die Handelapolitif Öfterreich-Angarns 1875—1892 in ihrem 
Sie zum Deutſchen Reiche nnd zum weftlichen Europa. Leipzig 189. 
8 Zunächſt vermittelft des allerdings nicht zur Durchführung gelangten Oftober- 
diploma vom 20. Oft. 1860. Danach follten die felbftändigen Provinziallandtage 

Delegierte in eine aus einer einzigen Kammer beftehende und im übrigen zu 
ernennende Reichsvertretung entjenden. Später durch das Februarpatent vom 
®. Febr. 1861. Es zerlegte die geplante Reichßvertretung in zwei Kammern: 
en Herrenhaus, in welchem neben ben vom Kaifer zu ernennenden Mitgliedern 
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ökonomiſchen, wirtſchafts- und verfaſſungspolitiſchen Charabter. 
Auch eine neue Perſon betrat die Bühne des öffentlichen Lebens: 
das Bürgertum, der Vorkämpfer des ökonomiſchen und politiſchen 
Liberalismus. Als Verfaffungspartei, Klub der Liberalen, ver 
einigte Yortihrittspartei u. |. w. erlangte e8 1861 die parlamen- 
tarifhe Vorherrſchaft und übte fie ſeit 1867 ziemlich unbejchräntt 
aus. Da fich jedoch der Übergang vom abfolutiftifchen Regierungs: 
ſyftem zum modernen Staat3- und Verfaffungsleben nur jehr all- 
mählid) und unter großen Schwanfungen vollzog, jo war fein 
praftifcher Einfluß in den erften Jahren relativ gering. Symmer: 
hin fühlte es fich ftark genug, um alsbald den Feldzug gegen die 
mit dem liberalen Wirtjchaftsprincip unverträglichen Beitimmungen 
des neuen Gewerbepatentes zu eröffnen. 

Wider Erivarten, jo kann man wohl jagen, var die Einführung 
der Gewerbefreiheit faft allenthalben mit Befriedigung aufgenommen 
worden. Weder in den Handelsfammerberichten noch in den Ber: 
handlungen der Landtage traten ſtärkere oppofitionelle Rundgebungen 
zu Tage!. Nur in Tirol, dem „glaubenseinheitlicden” Paradiefe 
der Konkordatspartei, ſchlug man einige Jahre vergeblich Lärm, 
um ſchließlich gleichfalls zu verftummen?. Deſto läftiger warb 
in dem allgemeinen Freiheitstaumel die Beibehaltung der Ziwangs- 
genoſſenſchaften empfunden, und zwar nicht nur von den in An- 
betracht ihrer bisherigen Unabhängigteit am meisten betroffenen Groß- 
induftriellen, fondern, wie eine 1862 durch den mährifchen Getverbe- 


die Vertreter des Großgrundbefikes erblich Sitz und Stimme haben follten, und 
ein Abgeordnetenhaus, deifen Mitglieder von den Landtagen nach einem be 
ftimmten Berteilungsmodus aus den einzelnen Kurien derjelben zu wählen waren. 

ı Hier und da beichäftigt man fich mit der Frage, ob die Berleihung ge 
wiſſer fonzeifionierter Gewerbe (namentlich der Gaft: und Schanfgewerbe unb dei 
Haufierhandels) einzuichränfen, oder den Inhabern von Realgewerben billige Ent- 
ſchädigung zu gewähren fei. So 1863 im oberöjterreichifchen, ſteieriſchen und kärnt⸗ 
nerifchen, 1864 im böhmischen, mährifchen, oberöfterr. und vorarlberger Landtag. 
Vgl. Berichte über d. Verh. d. oberöfterr. Landt. II. Seſſ. 1863, ©. 117, 412, 811: 
II. Seſſ. 1864, S. 634; Sten. Ber. über d. Verh. des fteierm. Landt. 1868, 
©.383, 428; Sten. Prot. d. kärnt. Landt. I. Landt.-Per. 2. Sef. 1863, &. S61f.: 
Eten. Ber. d. böhm. Landt. I. Leg. Per. 3. Seſſ. 1864, ©. 2, 18; Landt. 
Platt üb. d. Ei. d. mähr. Landt. I. Landt.:Per. 3. <efl. 1864, €. 161ff., 352f.: 
dazu Anhang D. S. 173 ff.: Sten. Ber. des vorarlb. Zandt. 3. Sefl. d. I. Landt. 
Mer. 1864, <. 87, 113 f., 121 #8. 

2 Verhandt. d. tirol. Landt. II. Seil. 1863, S. 956 ff., 1082 ff.; III. Erf. 
1864, S. 247 }. u. 667 f.: S. 244. u. 488 ff: ©. 319 u. 501ff.; IV. Seff. 1865'66, 
©. 8, 457 }., 566 ff. 742 fi. u. ©. 153 fi; V. ©. 1866, ©. 14. 
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verein zu Brünn veranftaltete Enquete! betveift, viefach auch von den 
einen Leuten. Erklärte ſich doc unter 24 einvernommenen Ger 
ierbetreibenden, Vertretern von 13 Gewerbszweigen und teilweiſe 
ehemaligen Zunftvorftehern, für den Veitrittsgwang nur ein 
Schloſſer, gegen die Gewerbefreiheit im allgemeinen, aber wieder 
um unter ausdrüclicher Verwahrung gegen die Bildung von 
Zwangsgenoſſenſchaften, nur ein Anftreicher. 

Der am 27. Juni 1861 feitens des Delegierten der Brünner 
Kammer Alfred Stene im Abgeordnetenhaufe eingebrachte Antrag 
anf Abſchaffung diejer Inftitution verlieh jener Strömung parlas 
mentariſchen Ausdruck?. Zum erſten Male ftanden fich Feudal- 
Kleritale und Liberale im Kampfe um die Enticheidung einer 
Frage der Wirtſchaftsordnung in der politifchen Arena feindjelig 
gegenüber?. Der Antrag ward angenommen und wäre wohl bei 
der neutralen Haltung der durch den Handelsminifter Grafen 
Widenburg vertretenen Negierung und unter dem Drude der 
öffentlichen Meinung aud der Zuftimmung des Herrenhaufes+ 
tie ber kaiſerlichen Sanktion ficher gewefen, Hätte nicht der vor- 
zeitige Schluß der Tagung der weiteren Geſchäftsbehandlung ein 
Ziel gejegt. Um für künftige Fälle gerüftet zu fein, veranftaltete 
die Regierung auf befondere Veranlafjung des Herrenhaufes im 
Jahre 1862 eine Umfrage über die bisher mit dem Genoſſenſchafs- 
weſen gemachten Erfahrungen und jcheint dies 1865 wiederholt 
zu haben’, ohne daß Genaueres über die Ergebniffe dieſer Er- 


a Vierteljahrefchrift des mährifchen Gewerbevereins, 1. u. 2, Heft, Brünn 
1862, ©. 25ff. Dazu die tabellarifche Beilage; au) Naste, Die gewerbepoli- 
tiſche Bewegung, ©. 127. 

2 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh. I. Seſſ. S. 378. Wortlaut des Antrages 
©. 429, Bol. aud Entwurf einer Gewerbeordnung jamt Motiven, Wien 1880, 
©. 97. Der Hauptſatz des angenommenen Antrages lautete; „Den Gewerbes 
treibenden fteht es frei, innerhalb der geſetzlichen Schranken zur Förderung ge- 
merblicher, wohlthätiger umd gemeinnüßiger Zwecke Genoſſenſchaften zu bilden. 
Die vorhandenen Gremien, Innungen und fonftigen gewerblichen Korporationen 
fönnen als freie Vereine fortbeftehen und haben ihre Statuten nad) dem Ge- 
werbegeje zu reformieren. Ihre neuen Statuten unterliegen der Genehmigung 
der politifchen Landesſtelle. Durch die Errichtung von Genoſſenſchaften darf für 
miemanben der Antritt oder der Betrieb eines Gewerbes befchränft werden.“ 

3 Sten. Prot. b. Mbgeordnetenh. I. Seſſ. ©. 438 ff., 1583 ff., 1682, 2384. 
Einzelne Petitionen ſprachen ſich teils für, teils gegen den Antrag aus. 

4 Sten. Brot. d. Herren. I. Seff. ©. 645 fi. 

5 Dies exgiebt fid) aus einer 1866 im tiroler Sandtage vorgetragenen Note 
des Minifteriums fir Handel und Volkswirtſchaft vom 27. März 1866 an bie 
tirofer Statthalterei. (Verhandlungen bes fir. Sandt. V. Seſſ. 1866, ©. 14f.) 
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hebungen an die Offentlichkeit gedrungen wäre. Aber die mit 
Zuverſicht erwartete Erneuerung des Antrages Stene blieb aus! 
und auch das Minifterium hatte keine Urſache, den Stein ins 
Rollen zur bringen, 

In der That waren die Zeitverhältniffe gewerbepolitifchen Re 
formen denkbar ungünftig. Hatte nämlich das abjolutiftiiche Syftem 
der fünfziger Jahre jeden freien Gedanken, jede jelbftändige politifche 
Regung zu unterbrüden vermocht, die nationalen Gegenſätze hatte 
es dabei großgezüchtet. „Langſam aber ftetig vollzog fich bie 
Wandlung von ber Gleichgiltigteit zur förmlichen Staatzfeind- 
ſchaft. Nicht das Staatswohl, jondern nur noch das nationale 
Sonderintexeffe Ienkte die Stammesgenofjen?.“ Und weder der 
ſtarre Gentralismus Schmerlings (1861— 1865) noch die Schaufel- 
politit des Drei-Grafen-Minifteriums Beleredi-Lariſch-Mensdorff 
vermochte den auffteigenden Sturm zu beſchwören. Wohl aber 
führte die letztere am 20. Sept. 1865 zur „Siftierung“ der Fe— 
bruarverfaffung und zur Auflöfung des von den Ungarn ſeit feinem 
Beftehen umbejchiett gebliebenen Reichsparlamentes, womit man 
bei aller Schwärmerei für die ungehinderte Entwidlung der 
hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten“ unverjehens wieder bei 
dem Univerfalheilmittel der öſterreichiſchen Staatsapothefe, dem 
Abjolutismus angelangt war. Hinzutretende äußere Verwicklungen 
führten dann die Krifis herbei. Wie ſieben Jahre früher Sol- 
ferino, jo machte diesmal der Tag von Königgräß den Wirren 
ein Ende. Dem Frieden zu Prag (23. Aug. 1866), in welchen 
Öfterreich definitiv auf die Hegemonie in Deutſchland verzichtete 
und außerdem Benetien an Jtalien überließ, folgte im Februar 1867 
der Ausgleih mit Ungarn und damit das Ausjheiden der Länder 
der ungarifhen Krone aus dem engeren Verbande der öfter- 
reichiſchen Monarchie, ohne daß der nationale Konflikt Hier- 
durch endgiltig gelöft worden wäre. Auch in Gisleithanien 
jelbft kam es zu tiefgreifenden Umgeftaltungen. Die verfaffungs- 


Daß die Vertreter ber Grohinduftrie die Angelegenheit auf fich beruhen 
ließen, erflärt ſich vor allem aus ber laren Handhabung des Geſehes, bie ihmem 
wenig Veläftigung bereitete. Über die Durchführung der Beftimmungen des 
Batentes betr. die iwangagenoffenfhaften ift unten ausführlich zu handeln. 

® Springer, Aus meinem Leben, ©. 192. 

® Ungarn befolgt jeitdem eine jelbftändige Gewerbepoliti. Val. bayın 
Franz Heltai, Die ungariiche Gewerbebewegung und das ungariſche Gewerbes 
neleh dom Jahre 1884 (Schmollers Jahrb. VIII 1884, ©. 1117 ff.). 
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mäßigen Zuftände wurden wiederhergeſtellt, der ſuſpendierte 
Reichsrat einberufen, die fiftierte Februarverfaſſung revidiert 
und in ihrer neuen Form am 31. Dez. 1867 veröffentlicht‘. 
Diefe Dezemberverfaffung ſchuf ala Parlament Gisleithaniens den 
öfterreichiichen Reichsrat, der zunächſt nichts anderes war ala 
der infolge des Ausfcheidens Ungarns und der Abtrennung 
Venetiens auf 203 Abgeordnete zuſammengeſchmolzene Neichsrat 
des Februarpatentes von 1861, aljo eine Delegation der Land» 
tage. Erſt die durch die tſchechiſche Abftinenzpolitit hervor— 
gerufene Wahlreform vom 2. April 1873 machte ihn von diefen 
letzteren unabhängig, indem fie unter Beibehaltung eines ziemlich 
hohen Wahlcenfus und des Aurienwahliyftemes die direkten Wahlen 
einführte und bei diefer Gelegenheit auch die Zahl der Abgeordneten 
auf 353 vermehrte. 

Damit war denn Öfterreich nad) zwanzigjährigen Irrfahrten 
endlich in den geficherten Hafen konftitutionellen Staatslebens ein- 
gelaufen. Regierung und Parlament ftanden einander als gleichberech- 
tigte Machtfaktoren gegenüber und es fragte ſich, welchem von beiden 
die wirtſchaftspolitiſche Führung zufallen würde, Die That- 
ſachen haben zu Gunften des Parlamentes entjchieden. In der 
älteren Zeit machte ſchon die unfichere Stellung und der fort 
mwährende Wechjel der Kabinette dem leitenden Staatsmännern 
eine planmäßige und zielbewußte Thätigkeit unmöglid. Bon 
Wickenburgs Entlafjung im Oktober 1863 bis zu Schmerlings 
Sturz im Juli 1865 blieb der Poften eines Handelaminifters zu= 
nächſt unbejeßt, da Schmerling fi) mit einem proviforifchen Leiter 
von Kalchberg behalf. Es folgten einander dann in raſcher Flucht 
die Handelsminifter bezw. Leiter: Admiral (!!) von Wüllerſtorff- 
Urbair® (27. Juli 1865 bis 18. April 1867), Becte (bis 30. Dez. 
1867), d. Plener (bis 12. April 1870), Pretis (bi8 6. Febr. 1871), 
Schäffle (bis 30. Okt. 1871), Wiedenfeld (bis 25. Nov. 1871) und 
Banhans (bis 19. Mai 1875). Erſt mit letzterem Fam wieder eine 
gewiſſe Stetigteit in die Geſchäftsführung des Handelsminifteriums. 
Und auch jein Nachfolger von Chlumetzky Hielt fich mehrere Jahre 


I Sie warb ausgebaut durch die Gejeße über das Vereins: und Verfamms 
lungerecht vom 15. Nov. 1867, ſowie durch das Chegefek, Schulgeſetz und inter⸗ 
£onfeffionelle Gejeg dom 25. Mai 1868, die ſich gegen das noch immer zu Recht 
beftehende Konlordat richteten. * 

® Rad) Rogge, Öfterreich IT, ©. 278 Hatte feine Ernennung lediglich „einen 
igmbolichen Zweck zum Abſchluß von Handelöverträgen*. 
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Zeugniffe über das Vorhandenjein jüdiſcher Anfiedlungen ent 
ftammen dem 11. Jahrhundert. Schon damals beginnen ihre 
Bedrängniffe, um jedoch exft viel jpäter ihren Höhepunkt zu er— 
zeichen. Die Ausichliegung dev Judenſchaft von der Verwaltung 
öffentlicher Ämter im Jahre 1239 und die Judenmaſſacres von 1847 
und 1406 find nur die Vorboten der großen Jırdenverfolgungen 
von 1420/21, die eine totale Austreibung dev jüdijchen Bevölkerung 
aus ganz Öfterreich bezweckten und im wefentlichen auch wohl er— 
reichten. Trogdem müſſen fich im Laufe der folgenden Jahrzehnte 
neuerlich jüdiſche Gemeinden gebildet haben. Angeblich wegen 
Bedrückung der Bevölkerung durch wucherliche Kontrakte werden 
die Juden 1544 abermals aus Niederöfterreich „abgeichafft“ ; doch 
ſcheint dieſes wie die jpäteren Patente von 1554, 1567, 1572, 1614, 
1625, 1669, 1670 u. j. ww. erfolglos geblieben zu fein. Ein Um— 
ſchwung in der ſtaatlichen Judenpolitit vollzog ſich gegen Ende 
des 17. Jahrhunderts mit dem Aufkommen des Merkantilismus. 
Immer häufiger wird das Princip, daß Juden in öſterreichiſchen 
Landen der Aufenthalt unterfagt ſei, durchbrochen. Ein Edikt von 
1673 erlaubt den „nicht abgeſchafften“ Juden, die Jahrmärkte zu 
bejuchen und Handel zu treiben; 1699 werden die Faktoreien der 
Juden Oppenheimer und Wertheimer befonders privilegiert; 1714 
den Wiener Juden die Einverleibung in das daſelbſt errichtete 
Bankalitätsinftitut gejtattet. Judenordnungen von 1718, 1721, 
1723, 1731, 1753 und 1764 führen zu einer immer fortfchreiten- 
den Emancipation und Joſeph IL, auch in diefem Punkte vadikal, 
ſcheint nichts Geringeres beabfichtigt zu haben, als fie wenigſtens 
im wirtſchaftlicher Hinficht allen anderen Staatsbürgern gleichzu— 
stellen, wozu es allerdings vorderhand noch nicht kam. Wie verjchie- 
den ſich aber auch ihre Lage in den einzelnen Provinzen geftalten 
mochte, überall zeigt ſich die gleiche Neigung, fie vom bürgerlichen 
Sandwerke und der Landwirtſchaft fernzuhalten, fie dem Geld- 
geſchäft, dem Handel und der Großinduftrie zuzutreiben!. Kein 


Zuben in Ofterreich. Wien 1853. — (von Wertheimer?) Die Juden in 
Öfterreid vom Standpuntte, der Geſchichte, des Rechts und bes Stantsvorteils, 
2 Bde. Seipzig 1842. — ©. Wolf, Die Gejhichte der Juden in Wien 1156 
bis 1976. Wien 1876. — Über die erften jüdifchen Anſiedlungen in Öfterreich 
auch Franz Krones, Handbuch der Geſchichte Öfterreiche von der äl- 

teften bis zur meueften Zeit. II. Bd. Berlin 1878. ©. 56 ff. 
1 &o ift 3. 8. im Nieberöfterreich (Batent vom 29. Oft, 1821) den Juden die 
Nieberlaffung auf bem Sande nur geftattet, foweit „ie in Landſtädten, Märkten 
‚ober Dörfern oder allenfalls auf einem. öden Grunde eine Fabrik errichten oder 
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und mehr nod eine finanzielle Staatsnotwendigkeit, jo war 
es geradezu ein Verhängnis, daß fie ſich in einem Augen- 
blicke vollzog, wo fie die noch mit allen üblen Eigenfdaften und 
Inſtinkten inbuftrieller Glüdsritter behafteten Emporkömmlinge 
als die einflußreichite, routinierteſte und herrſchſüchtigſte Gruppe der 
Bourgeoifie aus ihrer bisherigen untergeordneten Stellung nicht 
allein zur ftaatsbitrgerlichen Gleichberechtigung, jondern mit einem 
Male auch zur ausichlaggebenden politifchen Macht emporheben 
mußte. So kam e3 denn, daß zu einer Zeit, da „der Öfterreichifche 
Konftitutionalismus noch in den Kinderſchuhen ſteckte, beveits die 
volle Korruption einer geldgierigen und geldprogigen Bourgeoifie ſich 
ſchamlos in den Vordergrund drängte” *, die wie friiher zahlreiche 
Glieder des Hochadels in ihre Netze zu verſtricken wußte und in 
dieſer Alliance einen ficheren Nücdhalt fand. Was aber waren die 
zahmen Ausjchreitungen eines frühreifen Kapitalismus unter Baum 
gartner und Bruck im Vergleich zu jenen Orgien der Spekulation, 
wie fie jeit Ende der jechziger Jahre fortdauernd gefeiert wurden ? 
Schon unter dem Bürgerminifterium? nahmen die Gründungen 
und Börſenſchwindeleien einen unerhörten Aufſchwung, indem fie 
‚gleichzeitig eine verderbliche Anziehungskraft aufdie fittlich tief ftehen- 
den polnijch-jüdifchen Schichten ausübten, die wie die Fliegen am 
Syruptopf fi) in dichten Schwärmen am Wiener Glückshafen nieder: 
liegen. Und fie erhielten einen beſonderen Beigeſchmack durch die be— 
‚merkenswerte Thatjache, daß die Hauptmacher in diefem Treiben zum 
Zeil diejelben Leute waren, die mit chnijcher Offenheit den Staats- 
banferott als das geeignetfte Mittel zur Sanierung der zerrütteten 
Staatsfinangen proflamierten. Jetzt kam die Zeit, da Wiener 
Frauen fih in den Fremdenbüchern der böhmiſchen Bäder als 
„Gründersgattinnen” einzutragen twagten, da angeblich jogar kaifer- 
liche Minifter im Amte VBerwaltungsratftellen und andere Sine- 
furen nicht verſchmähten, da „Wien fi) des angenehmen Bewußt- 
jeins erfreute, daß drei jeiner verbreitetften Journale Eigentum 
dreier Banken jeien“®, und die berüchtigte Maxime „non olet* 


3 Zu bem folgenden die Schilderung Rogges, ſterreich III, ©. 78 ff., 


= Gharatteriftiten vom Gistra, Herbft und Breftel in der anonymen Schrift : 
Öfterreichs parlamentarifche Größen, ein Beitrag zur neueſten Geſchichte Öfter: 
zeicje. Ceipzig 1872. ©. 11 ff., 37 ff., 42 fi. 

® Die Korruption in Öfterreich, ein Beitrag zur Charakteriftit ber öfter 
zeichifchen Verhältniſſe. 2. Aufl. Leipzig 1872. ©. 6ff. Hier aud) eine Schil: 
berung ber damaligen Prehzuftände im allgemeinen. 
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fih zum ſtillſchweigend anerkannten Principe nicht etwa nur des 
wirtſchaftlichen, ſondern des geſamten öffentlichen Lebens heraus⸗ 
zubilden ſchien. Denn das war vielleicht das Beklagenswerteſte 
an dieſer ſittlichen Verderbnis, daß fie nicht auf ihren urſprüng⸗ 
lihen Herb, die Finanz- und Börjenwelt, beſchränkt blieb, jon- 
dern von da aus krebsartig um fi) greifend alle Schichten des 
Bürgertumes und alle Verhältniffe durchſeuchte, daß fie fih vom 
wirtichaftlichen auf das gejellichaftlidde, von da auf das politifche 
Gebiet fortpflanzte und namentlid) durch die Korruption der 
Tagesprefje eine krankhaſte Zerfegung des ganzen privaten und 
öffentlichen Lebens in Wien, ja bis zu einem gewiflen Grade in 
ganz Öfterreich herbeiführte!. Und als dann in den Maitagen 
de3 Jahres 1873 mitten im Weltausftellungstrubel die Kataſtrophe 
hereinbrach, als die Luftigen Gebäude der Spekulanten und Grün- 
der zufammenfielen und Tauſende von Eriftenzen unter ihren 
Trümmern begruben?, da entblödete man ſich wahrlich nicht, gleich- 
ſam als einen Rejervefonds für ſolche Zwede zur Dedung des 
Defizits die Yinanzen des ohnehin bedrängten Staates in Ans 
ſpruch zu nehmen! 

Langer Jahre hat es bedurft, ehe die Wunden, bie „der Krach“ 
der öſterreichiſchen Volkswirtſchaft gejchlagen, völlig vernarben 
tonnten®. Dauernder noch und ieittragender aber waren bie 
Nachwirkungen jener Thatjachen, die ihn in letzter Linie hervorriefen. 
Denn fie lieferten ſchon damal3 den unwiderleglichen Beweis, daB 
Oſterreich vorderhand von feiner deutjch- jüdifchen Bourgeoifte 
nicht verwaltet werden könne, da wenigftens in einem modernen 
Staatswejen der nicht zur Herrſchaft befähigt ift, der fich jelbft 
nicht zu beherrfchen vermag und Freiheit mit Zügellofigleit, Macht- 
ausübung mit Unterdrüdung anderer verwechjelt. Gewiß wäre es 
verfehlt. die Diajorität des Parlamentes mit der Finanzwelt und 


I 99. uußerdem die anonymen Brofchüren: Skizzen aus dem ſocialen Leben 
öſterreichs. Leipzig 1871. — Politiſche Skizzen aus Öfterreich. Leipzig 1871. — 
Volkswirtſchaftliche Zuftände in Öfterreich. 2. Aufl. Leipzig 1871. — Der volks⸗ 
wirtichaftliche Verfall öſterreichs. Leipzig 1875. 

2 Über Entſtehung, Verlauf und Folgen der Kriſis: Rogge, Öfterreich feit 
der Kataſtrophe Hohenmwart:Deuft, I, S. 147 ff. — Joſef Neuwirth, Bank 
und Baluta in Öfterreich: Ungarn 1862 — 1873. Xeipzig 1874. Bd. II: Die Speku⸗ 
lationsfrifis von 1873, namentlich S. 5ff. — A. Schäffle, Gejammelte Auf⸗ 
ſätze. II. Rd. Tübingen 1886. S. 67 ff.: Der große Börſenkrach des Jahres 1873 
(auch Zeitſchr. f. d. gei. Staatsw. 1874, 1. Heft). 


s Mar Wirth, öſterreichs Wiedergepurt aus den Nachwehen ber Krifis, 
Wien 1876; über dieſe leßtere felbft S. 23 ff. 
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ihrem taufendfältigen Anhange zu identifizieren, und ungerecht, 
für das Treiben der lebteren die einzelnen Mitglieder der erfteren 
verantivortlich zu machen. Manche mögen ihm ganz ferngeftanden, 
andere e3 im Herzen gemißbilligt haben. Dem maßgebenden Ein- 
fluffe jener Sphäre haben fie fich nicht zu entziehen vermocht und 
noch weniger die Kraft gefunden, vor ber Öffentlichkeit das Tafel- 
tuch zwijchen fich und jenen unlauteren Elementen zu zerjchneiden. 
So erhielt denn die deutjch-Liberale Partei von Anbeginn einen 
eminent plutofratiiden Charakter. Sie war im Grunde nidht 
anderes als eine einjeitig großfapitaliftifche Intereffenvertretung und 
handelte darnach. Bon nie geftilltem Gelddurfte gepeinigt, erwies 
fie fih unfähig, das öffentliche Leben mit großen Ideen zu be= 
fruchten oder gar focialpolitifche Reformen höheren Stiles durch— 
zuführen, tie fie die Zeit verlangte. Und vielleicht Hat dem Deutſch— 
tum, da3 fie zu vertreten borgab, in Öfterreich zuguterlegt nichts 
mehr gejchadet, ala daß es in diefer greifenhaft fterilen Form zur 
parlamentariſchen Herrichaft gelangte, die fi nicht nur den Hohn 
unb die Beradjtung der Gegner, jondern aud) da3 Mißtrauen und 
den Haß breiter Schichten der deutſchen Bevölkerung zuzog. 
Derart war die politifche Lage, als, begünftigt durch die 
freifinnigeren Vereins- und Berfammlungsgejete vom 15. Nov. 
1867, die durch die Kontrerevolution im Jahre 1848 unterbrüdten 
Bewegungen der Handwerker und Arbeiter wieder aufzuleben be= 
gannen! und die Trage der Geiwerberechtsreform auf3 neue in 
Fluß brachten?. Die Regierung bejchritt zunächft den Weg der 
Enquete. Welche Abficht fie damit verfolgte, geht klar aus einem 
Rundjchreiben hervor, das der damalige Handelsminifter von Plener 
am 14. Yuli 1868 an die Handels- und Gewerbefammern richtete®. 
„Bon verichiedenen Seiten und zu wiederholten Malen,“ heißt es 
dajelbft, „find Wünſche und Beſchwerden laut geworden, welche 
eine Abänderung einzelner Beftimmungen der Gewerbeordnung 
vom 20. Dez. 1859 zum Gegenftande hatten. Am bäufigften 
galten diefelben dem VI. und VII. Hauptftüde, welche die Rege— 
lung der Rechtsverhältniſſe zwiſchen den jelbitändigen Gewerbe— 


1 Genaueres darüber unten ©. 96 ff. und ©. 169 ff. 
2 Über diefe Periode E. v. Plener, Referat über die Gemwerbegefeggebung 
in Öfterreich. Schriften d. Ber. f. Socialpol. XI, Verhandlungen von 1875, 
©. 72 ff., namentlih ©. 84 ff. 
° Erlaß de Handeläminifteriums vom 14. Juli 1868, Nr. 12276/1152, 
Die wortgetreue Mitteilung dedfelben verdanke ih Dr. Stefan Bauer in Brünn. 
Baentig, Gewerblide Mittelftandspolitit. 6 
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treibenden und ihrem Hilfsperſonale und das Genoſſenſchaftsweſen 
behandeln. Das Handelsminifterium verkennt nicht, daß manche 
Beitimmungen der Gewerbeordnung den ſeit dem Jahre 1860 
politiſch und wirtſchaftlich vorgeichrittenen Verhältniſſen nicht 
mehr ent|prechen ; inZbefondere unterliegt es keinem Zweifel, daß 
die Bildung obligatoriſcher Genofjenfchaften dem Grundfaße wirt» 
Ichaftlicher Freiheit mwiderftreitet. Die Thatfachen haben es be 
wiejen, daß die Bildung von Ziwangsgenofjenichaften entweder 
gar nicht zu Stande kam oder daß, falls deren Bildung den Be- 
mühungen hie und da gelang, diejelben den gehegten Erwartungen 
nur in jehr befcheidenem Maße entſprochen haben. Die Regierung 
beabfichtigt — feithaltend an dem Grundfate wirtihaftlicder Frei⸗ 
heit — eine zeitgemäße Reform der Gewerbeordnung vorzunehmen 
und zu diefem Zwecke womöglich noch im Tommenden SHerbfte 
eine Gejetesvorlage zur verfaflfungsmäßigen Verhandlung zu 
bringen.” Hierzu fam e3 nun freilich Schon deshalb nicht, teil die 
den Kammern übertragenen Erhebungen fi) weit über den vom 
Minifterium gefeßten Termin Hinauszogen!. Wohl aber traten 
unterdeifen Ereigniffe ein, die der ganzen Reformbewegung eine 
beftimmte Richtung verliehen. 

Ein am 12. Sept. 1868 vom Vorarlberger Landtage gefaßter 
Beihluß ermahnte nämlid die Regierung, ein Reichsgeſetz zu 
veranlaffen, das die tägliche Arbeitäzeit in Fabriken auf 12, 
Samſtags fogar auf 11 Stunden befchräntte?. Schweizer Ein- 
flüffe waren e8 offenbar, die diefe Kundgebung hervorriefen. Doc 
fand fie im Mbgeordnetenhaufe Wiederhal. Schon am 18. De. 
1868 bradjten die Abg. Dr. Rojer und Genoſſen den Antrag ein, 
die Regierung jei aufzufordern, dahin zu wirken, daß die täg- 
lie Arbeitszeit in den Fabriken auf 10 Stunden beſchränkt, Kin⸗ 
dern unter 14 Jahren der Eintritt in die Fabrik verwehrt und 
über die Durchführung diefer leßteren Beftimmung durch eigene 
Kinderarbeitsbüchher Aufficht geführt werde. Allerdings blieb ber- 
jelbe unerledigt® und erlebte das Jahr darauf, in erweiterter 


ı Enquete der niederöfterr. Handels- und Gewerbefammer über bie Wünfche 
be3 Handeld:, Gewerbe⸗ und Arbeiterjtandes im Stammerbezirt bezüglich der Res 
vijion des Gewerbegeſetzes vom WO. Dez. 1859. Wien 1863. Dazu vgl. Sitzungẽ⸗ 
protofolle der Handels u. Gewerbekammer f. das Erzherzogt. Üfterreich u. d. Enns. 
1. 3b. Jahrg. 1868, S. 270 ff. 

° ten. Sitzungober. des vorarlb. Yandt., II. Landt.:Per. 2. Sefl., S. %6, 
102, 182 ff, 189. 

°Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., IV. Seſſ., S. 4732, 4781 ff., 4865. 
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Faſſung vorgelegt, das gleiche Schickſal!. Trotzdem folgte die 
Regierung der empfangenen Anregung, veranftaltete weitere Er- 
bebungen über die Lage der induftriellen Arbeiterihaft? und be- 
zeitete ſchließlich im Jahre 1870 einen Gejeßentwurf zur Neu- 
regelung der Berhältnifje zwifchen Arbeitgebern und Hilfsarbeitern 
vors, der jedod nicht zur parlamentarifchen Behandlung ge- 
langte ; nad) Plener, tvegen des inzwiſchen eingetretenen Regierungs- 
wechſels, nach einer fpäteren Darftellung des Minifteriums, weil 
die darüber einvdernommenen Kammern und Gewerbebehörden 
nahezu einftimmig eine Reviſion der gejamten Gewerbeordnung 
forderten *. 

Übrigens würde bei der herrſchenden Strömung eine Regierungs- 
vorlage, die eine irgendwie nennenswerte Einſchränkung ber Frei— 
heit des Unternehmer3 geplant hätte, wohl kaum auf Zuftimmung 
de3 Parlamentes haben rechnien können. Schon die Kammern, 
um ihre Meinung befragt, hatten zivar die Notwendigkeit, „die 
Kinder und überhaupt die nicht Eigenberedhtigten unter den Schuf 
des Geſetzes zu ſtellen“, anerkannt, fich jedoch gegen jede legislatoriſche 
Regelung der Arbeitszeit für Erwachjene ausgeſprochen. Ein bhier- 
auf abzielendes Gejeb, jo wurde behauptet, fei „ala ein gewalt- 
thätiger Eingriff in das wirtſchaftliche Verhältnis zwiſchen An- 
gebot und Nachfrage, in die natürlichen Produftionsbedingungen 
und in da3 freie Selbftbeftimmungsredht der Arbeiter” zu be- 
trachten. Statt einer Verkürzung der Arbeitszeit ſei vielmehr „bie 
Abſchaffung der vielen, teilweife jogar abufiven Feiertage“ anzu— 





1 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., V. Seſſ., S.16, 31. u. Nr. XV d, Beil. 
2 Ergebnifje der Unterfuhung über die in Fabriken und Gewerben Nieder- 
öfterreich® beftehenden Einrichtungen zum Wohle der Arbeiter, veröffentlicht von 
ber nieberöfterr. Handela- und Gewerbefammer. Wien 1869. — Die Arbeits: und 
Lohnverhältnifje in den Fabriken und Gewerben Niederöfterreichd, erhoben und 
Dargeftellt von ber niederöfterr. Handela- und Gewerbefammer. Wien 1870. 

3 Bal. dazu Sib.:Prot. d. niederöfterr. Handels- und Gewerbefammer, I. Bd., 
Jahrg. 1870. Sit. vom 12. Jan. 1870, Punkt X, und Sit. vom 20. April 1870, 
Punkt XV. Dajelbft auch ein Seftiongbericht über den Entwurf und über das 
Ergebnis einer zu feiner Begutachtung unter Zuziehung von Delegierten der Ge- 
werbegenofjenfchaften, Gewerbevereine und Arbeiterorganifationen Wien? am 
: 20. Febr. 1870 abgehaltenen Enquete. 

* 9. Plener, Referat, ©. 85, und Referentenentivurf einer neuen Gewerbe: 
ordnung ſamt Einführungagefeb. Wien 1874. Motive, ©. 48. 

5 Gutachten der Handeld: und Gewerbelammern über die Regelung ber 
Arbeitszeit in Fabriken, herausgegeben vom k. k. Handelaminijterium. Wien 
1869. | 
6* 
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ftreben. Bezeichnend für die Stimmung der Majorität des Parla- 
mente3 war die folgende in der Sitzung vom 10. Yebr. 1870 durch 
den Abg. Klın ala Berichterftatter des Ausſchuſſes zur Regelung 
des Arbeitsverhältniffes abgegebene Erklärung!: „Der Ausſchuß 
erkenne bie PBrincipien de3 freien Verkehrs, der wirtichaftlicdhen 
Hreiheit an. Eine gefunde wirtſchaftliche Politik könne Eingriffe 
in das Gefje der freien Bewegung niemals geftatten, fie könne 
nur an die befjere Einficht appellieren. Der Ausſchuß jei ferner 
der Anfiht, daß die Gewerbeordnung von 1859 allerdings eine 
Anbahnung zur Gewerbefreiheit, aber bei weiten noch unvoll- 
ftändig und ungenügend fei. Er glaube daher, daß die Gewwerbe- 
ordnung revidiert und reformiert werden jolle, allein nad) vor: 
wärts und nit — nad) rückwärts.“ Das einzige, wozu man 
fih unter diefem Geſichtspunkte notgedrungen verftehen mußte, 
nachdem man durch Gejeh vom 14. Mai 1869 (R.-G.:B. Nr. 63) 
die Errichtung von Gewerbegerichten für die Angehörigen der Groß- 
induftrie ermöglicht, war die wenigſtens formelle Aufhebung des 
neben dem neuen Vereinsgeſetze gänzlich unhaltbar gewordenen 
Koalitionsverbotes?, womit e3 freilich, wie ſich fpäter zeigen wird, 
feine bejondere Bewandtnis hatte. 

Damit nun kehrte die Reformbetwegung gleichſam zu ihrem 
Ausgangspunkte von 1867 zurüd. Wiederum ftrebte fie einer 
Revifion der gejamten Gewerbeordnung zu. Und abermals 
betrat die Regierung, diesmal, wie e3 fcheint, einer Aufforderung 
aus Handiwerkerkreifen nachgebend?, den Weg der Enquete, 
indem fie 1872 die Kammern mit Specialunterjucjungen über die 
wirtichaftliche Lage und die Bedürfniffe des Kleingewerbez be= 
traute. Nur wenige davon dürften ſich ihrer Aufgabe mit Umficht 
und Gründlichkeit unterzogen haben‘; allen voran unter Auf» 


1 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., V. Seſſ., S.366 und Nr. XLVIb. Beil 

2 Geſetz vom 7. April 1870 (R.-G.:B. Nr. 48), wodurch unter Aufhebung 
ber 58 479, 480 und 481 d. allg. Etr.:6.:B. in betxeff der Verabredungen von 
Arbeitgebern oder Arbeitnehmern zur Erzwingung von Arbeitöbedingungen und 
von Gewerbälenten zur Erhöhung des Preifes einer Ware zum Nachteile bes 
Publikums beiondere Beftimmungen erlaffen werben. 

® Dal. H. Refchauer, Tas Mort des Kaijerd und die Bebürfniffe des 
Gewerbeftandes. Wien 1873. Anhang ©. 21 ff.: Die erfte Anregung zur Ges 
werbeenquete. Petition der Wiener Handfhuhmachergenoffenfchaft an den Handels: 
minifter, beichloffen am 16. April 1871. ©. auch Sit.:Prot. d. niederöfterr. Handels⸗ 
u. Gewerbelammer, Il. Bd., Jahrg. 1871, Sitzg. vom 10. Mai 1871, Punkt IL 

* Reichauer, Tas Wort des Kaijers, ©. 16 |. — Bericht der oberöfter: 
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wendung beträchtlicher Geldmittel die Wiener Kammer, deren Er— 
hebungen nad den Stenogrammen der mündliden Verhandlung 
im Drude vorliegen !. 

Taft allgemein? wird über die wirtichaftliche Lage des Klein- 
gewerbe3 Klage geführt. Zwar wird zugegeben, daß jeit 1859 
die geiverbliche Produktion auch de3 Handwerkes an Umfang be- 
deutend gewachſen jei, doch werde diefe günstige Erſcheinung durch 
eine noch ſtärkere Vermehrung der jelbftändig Beichäftigten neu— 
tralifiert. Als Urſachen des angeblich vorhandenen Notitandes 
werden die verfchiedenartigften Momente angeführt: neben ben 
ungünftigen Wohnungs- und Kreditverhältnifien insbejondere der 
Mangel an Kapital, an techniſcher und fommerzieller Bildung und 
die hierdurch herbeigeführte Konkurrenzunfähigkeit gegenüber ber 
Großinduftrie®. Seltener, als man erwarten follte, und häufiger 
nur in den ſchriftlichen Außerungen der Genoſſenſchaften und ge= 
werblichen Vereine finden fich Beſchwerden über die Geiwerbefreiheit *. 


reichiſchen Handels- und Gewerbefammer zu Linz an das f. k. Handelaminifterium 
über das Ergebniß der von St. Exc. dem Herrin k. k. Handelaminifter angeorb: 
neten Enquete zur Erhebung der Lage und der Bedürfniſſe des Kleingewerbes in 
Oberöſterreich. Linz 1872. — Refultate der von der Handels: und Gewerbe: 
fammer in Innsbruck im Auftrage Sr. Exc. des Herrn Handelgminifters be: 
zufenen Enquete zur Erhebung ber Tage und Bedürfniſſe des Kleingewerbes, dar: 
geftellt von Karl Payr. Innsbruck 1872. — Protokolle der allgemeinen öffent: 
lichen Enquete über die Lage de Stleingewerbes in Niederöfterreich, abgehalten 
von der Handeld- und Gewerbefammer in Wien 1873 und 1874. Wien 1874. 
Die Kammer bewilligte zur Beranftaltung der Enquete einen Kredit von 1000 
Gulden. Bgl. darüber Sik.:Prot. der Handel3- und Gemwerbefammer, II. Bd., 
Jahrg. 1872, Si. vom 6. März 1872, Punkt XVII, und Sitz. v. 22. Mai 1872, 
Punkt RX. 

1 Die Enquete war eine mündliche und jchriftliche. Die Beftimmung der 
zu vernehmenben Experten war teils den Genoſſenſchaften überlaſſen, teils der 
Enquetelommiffion vorbehalten. Eine tendenzidje Auswahl ſeitens der letzteren zur 
Verſtärkung ber liberalen Elemente war aljo nicht ausgeichloffen. Man behauptet, 
daß fie auch ftattgefunden habe. — Eine einfeitige Darftellung der Enqueteergebniffe 
bei Sigmund Mayer, Die Aufhebung des Befähigungsnachweiles in ſter⸗ 
reich. Leipzig 189. ©. 9 ff. 

2 Ausnahmen: Enquete, S. 227 (Pfaidler und Stider), 265, 321 (Gold⸗ und 
Silberarbeiter), 465 (Zafchner), 475 (Baugewerbe und Hafner). 

® Enquete, ©. 126, 131,156, 160, 227, 254, 256, 272, 881, 337, 355, 358, 
451 u. |. w. Einer der Erperten (©. 358) erwähnt auch „das gemütliche Weſen 
des Öfterreicherd“ ala Grund des Rückganges! 

* Enquete, ©. 158 ff., 222 f., 230, 234, 236, 238, 242 f., 247, 251, 255 f, 
272, 274 f., 342, 358 ff-, 362 f., 432, 459; 467 f., 470, 6 496, 500, 502, 526, 
532, 535, 548f., 556 f., 565 u. |. w. 
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Dabei betonen allerdings manche Experten, die es an Ber 
ficherungen „principiellen“ Ginverftändniffes nicht fehlen lafſſen, 
daß zum mindeften in ihren Gewerben auch die Freiheit ihre 
„Srenzen” haben müfje und jedenfall3 nicht „außarten” dürfe!. 
Heftige Angriffe richten fi gegen die Zwangsgenoſſenſchaften, 
von deren Dafein die allertrübften Schilderungen entworfen 
werden. Mit Entichiedenheit wird ihre Aufhebung gefordert, 
da die ganze Inſtitution unnüß und läftig jei, ja „zur Demo- 
ralilation des Kleingewerbes diene"?. Nur wenige Stimmen 
erheben fich zu ihrer Verteidigung; auch hat man dann die Wieder- 
berftellung de3 alten Zunftwefens im Auge. Neben diejer 
Kardinalforderung befteht noch ein reihhaltiger Wunſchzettel. 
Denn nur wenige Experten ftehen auf der feltenen Höhe der ebr- 
famen Mödlinger Schuhmadjergenofjenichaft, die in ihrem Gut- 
achten offen erklärt, „nicht in der Lage zu fein, jene ‘Mittel an- 
zugeben, wodurd dem Rüdgange des Kleingewerbes gefteuert 
werden könne, daher fie dies geiwiegteren Nationalölonomen über- 
lafjen müfje"?. Auch die Wiedereinführung des Befähigungs- 
nachweiſes wird von mehreren Experten gefordert; aber doch nur 
von einer Minderzahlt. Die freifinnigen Handwerker wollen 
natürlich von diefer Maßregel nichts willen. Sie plädieren viel- 
mehr für eine zwedmäßige Unterftübung der „Selbithilfe“ durch 
verbeflerte Organtjation des Kredites, Ausbildung des gewerb- 
lichen Schulweſens und planmäßige Förderung „aflociativer 
Etabliſſements“, eventuell unter pekuniärer Beihilfe des Staates. 


I Enquete, ©. 489. Eo verwahrt jich 3. B. auch die Genoſſenſchaft ber 
Wiener Optiker entichieden gegen jede „Antaftung des Princips der Gewerbefrei: 
heit“, nur müfle daneben — der Befähigungsnachweis eingeführt werben 
(E. 337 f.). Unter derfelben Vorausſetzung erklärt fie auch ein Experter ber 
Holz:, Leder und Papierbrande für „eine Wohlthat” (S. 363). Und bie fchlaue 
Fleiſchhauergenoſſenſchaft in Wolkersdorf bemerkt, „von einer Beichräntung ber 
im Princip anerfannten Gewerbefreibeit fei feine Rede, nur ftelle fie den Antrag, 
bat das Fleiſchhauergewerbe in die Kategorie der fonzeffionierten Gewerbe ein- 
gereiht werde“, damit „der Fleiſchhauerſtand durch tüchtige Fachmänner vertreten 
werde” (©. 548 f.). 

2 An Stelle der Zwangsgenofienichaften jollen freiwillige Vereine treten. 
Enquete, S. 120, 134, 143, 162, 209, 217 ff., 225, 311, 316, 339, 341, 488 ff, 
446, 455, 518 ff., 627 ff. 

8 Enquete, S. 260. 

* Dal. die Gitate S. 85 Anm. 4. 

5 Neben der Gründung von Rohftoffs und Vorfjchußvereinen foll namentlich 
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Allenthalben zeigt fi der Mangel eines tieferen Berftändniffes 
für die Eigenart der wirtſchaftlichen Gejfamtlage, jo daß Auße- 
rungen kindlich naiven Vertrauens in eine glückliche Geftaltung 
der Zukunft mit trübfinniger Refignation in das Unabänderliche 
in bunter Reihe abwechſeln. 

Unterbrochen dur) die Weltaugftellung, dehnten ſich die En- 
queteverhandlungen der Kammer bi3 in das Jahr 1874 Hinein. 
Die Regierung fcheint ihr Ende nicht abgewartet zu Haben. Schon 
in der Sibung vom 7. Tebr. 1873 ließ fie durch den Petitions— 
ausfhuß des Abgeordnetenhaufes die formelle Erklärung abgeben, 
„daß eine neue Gewerbeordnung, melde die Bejeitigung ber 
Zwangsgenoſſenſchaften normiere, gegenwärtig im Minifterium in 
Beratung jei und zur baldigen verfaffungsmäßigen Behandlung 
gelangen werde”!. E3 war der Referentenentwurf von 18742, ein 
neuer Verſuch, durch weitgehende Konzelfionen im Sinne des 
Liberalismus die twiderftrebende Majorität des Parlamentez für 
einen zeitgemäßen Ausbau der Arbeiterſchutzgeſetzgebung zu ge— 
winnen. 

Die lebten Refte de3 ſtaatlichen Konzeſſionsſyſtems werden be- 
feitigt. Der Entwurf fennt nur noch „freie” Gewerbe. Ausdrüd- 
Lich betont $1, daß „alle Gewerbe gegen bloße Anmeldung felbftändig 
betrieben werden können, ohne an eine bejondere Bewilligung der 
Behörde gebunden zu fein”, eine formelle Neuerung, die in der 
Praxis allerdings ohne wejentliche Bedeutung geblieben fein würde ?®. 
Biel einjchneidender jedenfall3 war die Reform des Genofjenichaft3- 


auch die von Produktivafiociationen mit ftaatlider Subvention angejtrebt 
werben. Enguete ©. 16 ff., 133, 136, 262, 273, 329 f., 347, 428 f., 433, 488 
u. ſ. w. Doc fehlt es im Hinblick auf die wegen des mangelnden Gemeinfinng 
und ber vorwiegenden Indolenz der Gewerbsgenoſſen bisher nur geringen Erfolge 
(S. 610 ff.) auch nicht an fleptiichen Einwänden gegen dieſe Reformvorfchläge 
(S. 426 f., 429). 

1 Sten. Prot. des Abgeordnetenh., VII. Seſſ., ©. 1194 f. 

2 Neferentenentiwurf einer neuen Gewerbeordnung ſamt Einführungagefeß. 
Wien 1874. Eine kurze Inhaltsangabe bei v. Plener, Referat, ©. 87 ff. 

° Ohne weſentliche praftiiche Bedeutung deshalb, weil die Ausübung ge: 
wifler (nach $ 10 im ganzen 18) Gewerbe, jo 3.3. der Gaft:, Schanf: und Baus 
gemwerbe, nad) wie vor teild an dad Borhandenfein ausreichender „Verläßlichkeit”, 
teil an da3 einer „bejonderen Befähigung“, teila endlich auch an die Voraus» 
fegung gebunden bleiben follte, „daß vom Standpunfte der Sicherheits-, Gejund- 
heits⸗, Sittlichleit3: und Yeuerpolizei gegen den beabfichtigten Gewerbebetrieb fein 
Anftand obwalte” (88 10f.). Auch dag Erfordernis der Genehmigung gewiſſer 
Betriebsanlagen wirb beibehalten (88 15 ff.). 
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weiens (88 49 ff.). Tie Zwangsgenoſſenſchaft wird geopfert. Ber- 
einigungen von Gewerbetreibenden aller Kategorien „zur Erreichung 
und Förderung ihrer gewerblidden und wirtſchaftlichen Zwecke“ 
find in Zukunft nach dem Vereinsgeſetze zu beurteilen. Ein Bei- 
trittsztwang darf nicht ausgeübt werden; wohl aber fteht es den ge- 
werblicdden Vereinen frei, fi” mit behördlicder Genehmigung zu 
„Berbänden”“ zujammenzuichließen, deren Recdhtäverhältniffe ſpäter 
durch ein beionderes Geſetz zu regeln find. Die derzeit befteben- 
den Gewerbeforporationen (Genofjenjchaften, Gremien, Innungen 
u. ſ. w.) verlieren ihre behördlichen Funktionen, haben ihre Sta- 
tuten, joweit deren Inhalt mit den Normen des Geſetzes unver- 
träglich ift, abzuändern, die obrigkeitliche Genehmigung einzuholen 
oder fih aufzulöſen. Won bejonderer Wichtigkeit ift es, daß 
fünftig auch der Organijation der Arbeiter kein Hindernis in 
den Weg gelegt werden jol. Müfle doch, wie der Referent in 
feinem Motivenberiht ausführt, „ein entwideltes Afſociations⸗ 
weſen der arbeitenden Klaflen geradezu ala wünſchenswert be⸗ 
«zeichnet werden, weil gewifle im ftaatliden und gejellihaftlichen 
Intereſſe notwendige Einrichtungen, wie Kaflenwejen, Lehrlings- 
weſen u. ſ. w. nad) Wegfall des Zunftzwanges ohne Mitwirkung 
der Arbeiter ſelbſt nicht vollftändig durchführbar erſchienen.“ So 
gewiß nun „die Regierung nicht dazu berufen jei, die Organifation 
der Arbeiterichaft in die eigene Hand zu nehmen, ebenjo gewiß fei 
e3 ihre Aufgabe, die freie und jelbftändige Entwidlung diefer 
Drganifation aufmerkjam zu beobachten, entſprechend zu fördern, 
in geordnete Bahnen zu lenken und darin zu erhalten”. In ihrer 
Eigenſchaft als behördliche Auffichtsorgane jollen die Zwangs⸗ 
genofienichaften durch „nach Bedarf“ zu beftellende Gewerbe- und 
Fabrikinſpektoren mit dem Charakter Öffentlicher Beamten ($ 62), 
als Ausfunftöftellen in fachlichen Angelegenheiten durch von Fall 
zu Tal einzuberufende Jachverjtändige „Gewerbekommiffionen“ 
unter Zeitung eines Staatsbeamten erjeßt werden ($ 115). 

Allen dieſen Zugefländniffen an die Liberale Zeitftrömung 
ftehen nun als Äquivalent eine Reihe jocialpolitifcher Reformen 
auf dem Gebiete des Arbeiterrechtes gegenüber (SI 53 ff.). Im 
twejentlichen unberührt bleiben die bisherigen Beftimmungen über 
das Lehrlingsweſen und die gewerblichen Hilfskaſſen. Doch er- 
fahren die leteren injofern eine bedeutfame Ergänzung, ala $55 


I Referentenentiwwurf von 1874, Motivenbericht, S. 44. 
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eine ſubſidiäre Entſchädigungspflicht des Arbeitgebers gegenüber 
feinen Hilfsarbeitern für den Fall konſtatiert, daß diefe ohne 
nachweisliches Verſchulden in feinem Gewerbebetriebe an ihrer 
Berfon Schaden leiden und ihre Unterftüßung durch eine Hilfs: 
kaſſe ganz fehlen oder dod nicht ausreichen follte. Tiefgreifende 
Neuerungen enthalten die Borjhriften des Entwurfes über die Rege- 
lung der Arbeitszeit. Kinder unter 12 Jahren jollen von jet ab über- 
haupt nicht mehr, joldde im Alter von 12—14 Jahren nicht länger ala 
6 Stunden täglih und auch nur dann regelmäßig geiwerblich be- 
Tchäftigt werden, wenn der betreffende Unternehmer ſich vorher aus— 
drüdlich dazu verbindet, fie an der Erfüllung ihrer bi3 zum 14. Jahre 
währenden gejeßliden Schulpflicht nicht zu hindern. Die Arbeits- 
zeit jugendlicher Hilfsarbeiter männlichen Gejchlechtes von 14—16 
Sahren und die ſämtlicher weiblichen Hilfsarbeiter hat die Dauer 
von höchſtens 10 Stunden täglich nicht zu überſchreiten. Ebenſo 
hat für beide Kategorien alle Nachtarbeit (von 9 Uhr abends 
bi3 5 Uhr morgens) zu entfallen, auch iſt wenigften3 den jugend 
lien Hilfsarbeitern mittags eine einftündige, vor- und nach— 
mittag3 je eine halbjtündige Arbeitspauje einzuräumen. Endlich 
ift der Unternehmer verpflichtet, fein Perſonal bis zum vollendeten 
18. Lebensjahre zum regelmäßigen Bejuc der gewerblichen Fort— 
bildungs- und Fachſchulen anzuhalten und ihm die Hierzu er- 
forderlicde Zeit freizugeben (88 56 ff.). Zur befleren Kontrolle 
der Durchführung aller zu Gunften der jugendlichen Arbeiter ge- 
troffenen Anordnungen werden für fie wie die Handwerkslehrlinge 
Arbeitsbücher eingeführt, während der Entwurf umgekehrt die er- 
wachſenen Hilfsarbeiter davon entbindet. Umfaflende Vorſchriſten 
gegen da3 Trudiyftem (88 93 ff.) Tuchen den Gehilfen aud) während 
der Dauer des Arbeit3verhältnifies die möglichſte Unabhängigkeit zu 
fichern. Sämtliche Arbeiterfchugbeftimmungen der Gewerbeordnung 
follten gleichmäßig für alle Arten gewerblicher Betriebe Geltung 
haben. Damit wäre namentlich auch dag bisher beitehende pri- 
vilegium odiosum der nit in fabrifmäßigen Großbetrieben be- 
ſchäftigten Hilfsarbeiter bejeitigt geweſen. 

| Wer auch der Verfaſſer des Entwurfes geivejen fein möge, 
er wie der Minifter, der ihn mit feiner Perſon deckte, haben volles 
Verſtändnis für die Bedürfniffe der Zeit an den Tag gelegt. 
Denn die endgiltige Abſchaffung der gänzlich verrotteten Ziwang3- 
genoſſenſchaften, die Entfeilelung der organifatorifchen Kräfte der 
gewerbliden Bevölkerung, der Schuß der widerjtandsunfähigen 
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Frauen und jugendliden Perfonen unter Gleichftellung der Be- 
triebe hätten wohl nur günftige Folgen nach ſich ziehen können. 
Anfnüpfend an die thatfächlichen Verhältniffe, hätte man endlich 
einmal mit den Überbleibjeln der Vergangenheit aufgeräumt und, ohne 
jtörend in dag Tomplizierte Getriebe der verfehrswirtichaftlichen 
Organifation einzugreifen, einen feſten Rechtsboden gejchaffen, auf 
dem man ſpäter hätte weiterbauen können. Leider follte e8 ganz 
anders kommen. Der Referentenentiwvurf des Jahres 1874 erhielt 
nicht Gefeteskraft, ex gelangte nicht einmal zur parlamentarifchen 
Beratung. Mit der am 19. Mai 1875 erfolgenden Entlafjung 
de3 Miniſters Banhans war aud) fein Schiefal beftegelt. Denn 
Treiherr von Chlumetzky, der nachmals ala Führer der Liberalen 
eine parlamentarifche Rolle fpielen jollte, ſchien nicht gewillt, die 
Fäden feines Vorgängers weiter zu Tpinnen. 

Freilich wäre der Entwurf wohl unter allen Umftänden nur 
arg verftümmelt aus den Händen der Majorität des Abgeordneten- 
hauſes hervorgegangen, da dieje wenig Neigung verjpüren mochte, 
die Reform des für fie wahrlich nicht drückenden Genoſſenſchaftsrechtes 
durch eine wirkſame Arbeiterfchußgefeßgebung zu erkaufen. Sehr 
bezeichnend dafür ift eine gutachtliche Außerung des einflußreichen 
niederöſterreichiſchen Gewerbevereins!, der feine ablehnende Hal- 
tung damit begründete, daß „jede wie immer geartete Beſchränkung 
der Arbeitszeit eine Verteuerung des Arbeitslohnes ſei, welcher in 
Oſterreich im Vergleiche zur Leiftungsfähigkeit anderer Länder 
feine Steigerung mehr erfahren dürfe, folle nicht die Induſtrie 
und mit ihr da3 allgemeine Intereſſe aufs empfindlichfte geſchädigt 
werden.“ Daher wohl auch die Vorliebe des Vereines für bie 
Gewerbefommiffionen des 8 115, die in „eminenter Weife be 
rufen jeien, den Wirkungskreis der in 8 62 beantragten Ge 
werbe- und Fabrikinſpektoren in ſich aufzunehmen“, angeblid), 
„weil e3 zweckmäßig erſcheine, Fürforge und Überwadhung nicht 
zu trennen und feiner allaugroßen Decentralifation der betreffenden 
Organe Raum zu geben“ (2), in Wirklichleit aus Gründen, die 
faum einer Erläuterung bedürfen. 

So verlief fich denn die geplante Gewerberechtsreform wiederum 
im Sande, wofür aud) der Erlaß des an und für fi) wohlthätigen 


ı Sutacdhten des niederöfterreichifchen Gewerbevereines über den Referenten- 
entwurf einer neuen Gewerbeordnung von 1874. Wien 1881. 
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und zeitgemäßen Gejehes vom 9. April 1873 (R.-6.-8. Nr. 70) 
über die Exwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften niemanden zu 
entfhädigen vermocte!. Und obwohl das Abgeordnetenhaus, 
mit Petitionen beſtürmt, am 17. Dez. 1874 und abermals am 
29. Oft. 1876 und ebenjo der öſterreichiſche Handelstammertag 
am 28, Jan. 1876° in ihren Reſolutionen die Regierung auf- 
forderten, dem Parlamente mit thunlichjter Beſchleunigung einen 
Entwurf zur Reform der Gewerbeordnung vorzulegen, kam dieſe 
aud) dem twiederholt geäußerten Wunſche nicht nad, Allerdings 
veröffentlichte fie im Jahre 1877 einen neuen Gejeentiwurf®, aber 
nur um wie bisher Gutachten darüber einzufordern* und ohne ihn 
der verfafjungsmäßigen Behandlung zuzuführen. Auch dem Be- 
ſonnenſten mußte ſchließlich die Geduld reißen. „Seit zehn Jahren,” 
zuft in der Situng des niederöfterreichtichen Landtages vom 16. Oft. 
1878 der Abg. Mauthner aus, „jeit zehn Jahren arbeiten die be— 
treffenden Kreiſe ununterbroden an einer Änderung der Gewerbeord— 
mung. 63 werden immer von Zeit zu Zeit von der hohen Regierung 
Entwürfe vorgelegt; diefelben werden in Fachkreiſen beraten, das 
Botum geht an die Regierung zurüd, die Regierung findet ſich 
veranlaßt, neuerlich eine Vorlage zu machen, diejelde wird wieder 
beraten und in infinitum geht dieſe Angelegenheit, man kann 
jagen, jeit 10 Jahren fort. Ich Habe damals als Referent (der 
Wiener Kammer) für einen Teil diefer Gewerbeordnung (von 
1877) meinen Bericht nicht erjtattet, weil ich gejagt habe: Ich 
Habe ja ſchon genügend oft Bericht exftattet und habe gejehen, 


1 Ergänzt durch das Geſetz vom 21. Mai 1873 (R. G.-B. Nr. 87) in ber 
treff der den Erwerbs und Wirtichaftsgenoffenichaften zufommenden Begünftigung 
in Anfehung der Stempel» und der unmittelbaren Gebühren, und vom 27. Dez. 
1880 (R.-G.-BL. Nr. 151) betr. Abänderung der Erwerb: und Einkommenſteuer- 
geſehze und Borjhriften in ihrer Anwendung auf Erwerbs: und Wirtſchafts- 
genoffenfehaften und Vorfchußlaffen. Cine Heine Konzeifion an die Arbeiter ber 
deutete das Geſetz vom 29. April 1873 betr. die Sicherftellung und Exekution 
auf die Bezüge aus dem Arbeits- oder Dienftverhältniffe. 

© Näheres über die Wünfche des Handelstammertages in d. Sih.-Ber. der 
Wiener Kammer, II. Bd. Jahrg. 1876, Sitg. v. 19. Jan. 1876, ©. Tf. 

® Entwurf einer neuen Gewerbeordnung jamt Einführungsgefeß und Ans 
hängen. Wien 1877. 4 

* Später gefammelt und veröffentlicht unter dem Titel: Gutächtliche Nufer 
zungen diber den Entwurf einer neuen Gewerbeordnung, nad) den Materien ges 
‚ordnet und herausgegeben im Auftrage des k. £. Handelminifteriums. Wien 1879. 
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daß derſelbe nur zur Vermehrung des Materials im Papierkorbe 
des hohen Miniſteriums diene. Wenn die Regierung nicht einmal 
Ernſt macht, die Vorlage im hohen Haufe der Abgeordneten ein- 
bringt und darauf dringt, daß fie auch zur Beratung komme, fo 
find dieje Vorbereitungen alle überflüffig, ja jogar ſchädlich. Denn 
wechſelnde Anſchauungen führen zu wechjelnden Gutachten und zu 
Widerſprüchen !.” 

In der That läßt fid) ſchwer ein befriedigender Grund für dieſe 
ſeltſame Regierungspolitik ausfindig maden, die zuguterleßt faſt 
darauf Hinauslief, daß man ſich ſelbſt Obftruftion bereitete. 
Pielleiht, daß die intimen Beziehungen des Handelsminiſters 
zur liberalen Partei nit ohne Einfluß gewejen find. Daneben 
wüßte ich nur einen zu nennen: die leider berechtigte Über- 
zeugung, daß fi} eine wirkſame Socialreform mit diefem Parla- 
mente vorderhand nicht durchführen lafle, während die Regierung 
andererfeit3 in Rüdficht auf das Staatswohl eine Gewerbereform 
ohne entiprechende Umgeftaltung des Arbeiterrechtes nicht glaubte 
verantiworten zu können. So tröftete man fich wohl mit dem Worte: 
Kommt Zeit, kommt Rat, indem man die entjcheidende Aktion von 
Jahr zu Jahr hinausſchob. 

Aber mußte denn überhaupt, ſofern eg der Majorität des Parla⸗ 
mente3 mit ihren Rejolutionen Ernſt war, die entſcheidende Anregung 
notwendig von der Regierung ausgehen? Wo es ſich um die vitalen 
Sntereffen des Unternehmertumes handelte, da hat die Yiberale 
Partei mit Gefhi und Energie die Initiative zu ergreifen ge- 
wußt. Dies geihah auf dem Gebiete der Handelspolitik?. 
Eeit 1860 fegelte Öfterreih unter freihändlerifher Flagge. Der 
Handelsvertrag mit England vom 16. Dez. 1865 und in 
befondere die Nachtragskonvention vom 30. Dez. 1869 mit ihren 
niedrigen Zöllen für MWoll- und Baummwollwaren gaben den 
Anlaß zur Entftehung einer Gegenftrömung, die in den Kreifen 
der Brünner Wollwarenfabrifanten ihren Ausgang nahm, fich jedoch 
infolge des Appreturverkehres und feiner geſchickten Ausnutzung durch 
die eljäjliihe Baummolldrudinduftrie auch auf die öfterreichifchen 
Baummwollinduftriellen fortpflanzte. „Träger und Bollwerk bes 


ı Eten. Prot. d. niederöfterr. Sandt., 1. Seff. IV. Wahlper. 1878, &. 221. 
3 Dazu A. Beer, öſterreichiſche Handelspolitikt, S. 450 ff. — Joh. von 
Bazant, Tie Handelspolitit Öfterreich: Ungarns, ©. 12 fi. 
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Schutzzollſyſtemes“ war das Abgeordnetenhaus, Wortführer der 
Schutzzöllner der bereits durch feinen Antrag auf Abſchaffung der 
Zwangsgenoſſenſchaften befannt gewordene Brünner Wollinduftrielle 
Alfred Stene. Immerhin waren e3 zunächſt nur einzelne Stimmen, 
welche die ſtaatliche Handelspolitif bemängelten. Erſt als die 
Tolgen des Börſenkrachs von 1873 ſich fühlbar zu machen be- 
gannen, verſtärkte fi die Agitation der jogenannten „Brünn- 
Reichenberger Nebenregierung” und e8 wurde die Oppofition eine 
allgemeine. Auf Antrag der Dr. Dr. Peez und Menger ſprach 
ih im April 1875 auch der Kongreß der öſterreichiſchen Volks— 
wirte für die Kündigung und Nichterneuerung der beftehenden 
Zoll- und Handelöverträge aus. Ein totaler Umſchwung der 
öffentliden Meinung zu Ungunften der Handelävertragspolitif 
machte fich geltend. Er führte zum Siege der Schußzöllner und, 
nachdem bejonders die Verhandlungen mit dem Deutichen Reiche 
fich zerjchlagen Hatten, zum Erlaß des autonomen Zolltarifes vom 
27. Juni 1878. | 
Welch jonderbare Gefühle jedoch mußten den gemeinen Mann 
bejchleihen, da er gewahr wurde, daß diejelben Leute, die jede 
Einſchränkung ihres Selbftbeitimmungsrechtes zu Gunften der 
ökonomiſch Schwächeren als eine Kränkung des Princips 
der wirtſchaftlichen Freiheit verläfterten, für ſich felbit den 
weiteftgehenden Schub des Staates in Anfprud nahmen, die— 
jelben, die e8 mit ihrem politifhen Liberalismus vereinbar 
fanden, daß die jugendlich - ungeftüme Arbeiterbewegung unter- 
drückt, die „Argumente von der Gafje” zum Schweigen gebracht 
wurden, auch feinen Finger rührten, um nunmehr ala wahre 
Bollsvertreter wenigſtens die Gejchäfte derer gewiljenhaft zu 
führen, denen fie die Möglichkeit, es auf ihre Weile zu thun, 
ohne Proteft Hatte rauben laſſen. Wer aber könnte ermeſſen, wie 
lange noch die erfehnte Reform des Gewerberechtes in der Schiwebe 
geblieben wäre, hätte nicht eine zu Ende der ftebziger Jahre ein= 
tretende Verſchiebung der politiiden Machtverhältniſſe in Ver— 
bindung mit einer ftarfen Reaktionsbewegung der ftaatlichen Ge— 
werbepolitik ganz unerivartet eine neue Wendung gegeben. 
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Zweites Kapitel. 
Die Reaktion. 


Die jociale Bewegung, die zu Beginn der achtziger Jahre 
ſchließlich eine Umgeſtaltung der Gewerbeordnung herbeiführte, 
war eine reaktionäre. Nicht etwa die Überfülle des Lebens 
drängte in ihr zu neuen Erſcheinungsformen, ſondern ein tief— 
empfundener Widerwille gegen die Fortentwicklung des Lebens 
über gegebene Lebensformen hinaus. Sie entſprang dem Nefjen- 
timent gegen die Kraftentfaltung des Liberalismus und ber durch 
ihn begünftigten Bevölferungsichichten, fie war eine Empörung 
aller derer, die dabei zu kurz gelommen waren oder doc) für ihren 
Beſitzſtand fürchten zu müffen glaubten. Trotz diefer einheitlichen 
Grundridtung war fie doc die Refultante ziveier gejonderter 
Strömungen, deren jede für jich betrachtet in einer anderen Quelle 
ihren Urſprung Hatte, ein anderes Ziel verfolgte und in anderen 
Kreifen wurzelte. Die eine von ihnen war eine ausgeſprochen 
twirtichaftspolitiiche, fie Tehrte fich gegen den ökonomiſchen Libe- 
ralismus und entwidelte ſich im Kleinbürgertum. Die andere 
war eine vorwiegend verfaffungspolitiiche, wandte fich gegen bie 
beftehende Staat3- und Geſellſchaftsordnung und fand ihre Träger 
in feudal-klerikalen Elementen. Beide Strömungen nähern Fi 
einander gegen Ende der fiebziger Jahre und verftärken fidh 
mwechjeljeitig, ohne vorderhand zu verichmelzen. Jede von ihnen 
fol im Folgenden genauer unterfucht werden. 

Wirtſchaftliche Urſachen waren e3, die im Kleinbürgertum 
eine Reaktion gegen den Liberalismus ins Leben riefen. Schon 
zu Beginn des Jahrhunderts ift, wie die damals auftaucdhenden 
Reformbeftrebungen bezeugen, die Lage einzelner Handwerke eine 
fehr prefäre geivorden. Und jeitdem fieht man den Großbetrieb 
als Fabrik oder Verlag auf immer neue Gebiete übergreifen, 
während ſich die Wirkungsiphäre des Kleingewerbes ſichtlich ein- 
engt, jeine Ausficht, die alte Selbftändigkeit zu bewahren, immer 
mehr dahinſchwindet. „Beinahe jedes Jahr“, bemerkt Springer 
1855, „wird eine andere Induſtrie dem Handwerksbetriebe und 
der Handarbeit entzogen und der Yabritsthätigkeit, der Diafchinen- 
arbeit überliefert. Handwerker, die fich ziemlich ficher fühlten, 
wie die Schufter, jehen mit Staunen die Eingriffe der Fabriks— 
induftrie auch in ihre Kreife und werden immer verzagter, immer 
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elender. Der ungeheure Bedarf der Armee an Schuhwerk wird 
gegenwärtig faft ausſchließlich durch Maſchinen geliefert, auch die 
Einführung folder für die Anfertigung von Monturen fteht be- 
vor. Schloſſerwaren find ein Artitel des ausländiſchen Handels 
geworden, die Wachszieherei durch neue Erfindungen überflüjfig ge- 
madt. So find faft alle Handwerke aus ihrer gefiderten Poſition 
gedrängt und dem Untergange überliefert. Der immer größere Ber: 
fall des Handwerfes zieht natürlich die wohlhabenden Klaſſen von 
demjelben ab und macht e3 zu einer immer felteneren Erſcheinung, 
daß Leute, die im Beſitze eines größeren Betriebskapitales und 
einer tüchtigen Bildung find, dem Handwerke fich zuwenden. Der 
Handwerkerſtand verfällt darum mit Macht dem Proletariat und 
bat feine alte Selbftändigfeit faſt ganz verloren !.“ 

Jene an: und für fich bereit3 vorhandene Tendenz mag 
durch die Einführung der neuen Gewerbeordnung von 1859 ver- 
ftärkt worden fein, namentlich injofern diefe für einige Jahre einen 
erhöhten piychologifchen Antrieb zu jelbftändiger Niederlaffung 
ſchuf und dadurch zeitiweilig den Wettbewerb der Fleinen Leute 
verſchärfte?. PBrincipielle Bedeutung ift ihr wohl ſchwerlich bei- 
zumeljen®. Doc dürfte jich die Gefamtlage de3 Handwerks im 


1 (Springer?), Die dfterreihiiche Monarchie, Gegenwart, XI, 1855, 
©. 860 ff. 

8 Dazu vgl. Eugen Schwiedland, Kleingewerbe und Hausinduftrie in 
Öfterreich. Leipzig 1894. I, ©. 175 ff. Die überzähligen Elemente wurden ver- 
möge eines natürlichen Ausleſeprozeſſes aus der Reihe der Unternehmer jehr raſch 
wieder außgejchieden, was ben Berichterftatter der Brünner Kammer (Statiftifche 
Arbeiten der Handels- und Gewerbefammer Brünn, 1. Heft, Brünn 1862, ©. 19) 
zu der Bemerkung veranlaßte, dat „das Leben jelbft das wirkſamſte Korrektiv⸗ 
mittel gegen eine über den Bedarf hinausgehende Vermehrung der Gewerbe bilde, 
da fich eine folche in der rajcheften Weiſe von jelbft berichtige und ſomit eine all: 
mähliche, naturgemäße, den gejellichaftlichen Beftand nicht gefährdende Zunahme 
ohne jedwede fünftliche Beeinfluffung ſich von felbft vollziehe.“ 

8 Notwendige Vorausſetzung für eine exakte Feſtſtellung der ftattfindenden 
Verſchiebungen wäre die genaue Kenntnis der Zahl der Gemwerbainhaber wie 
ber von ihnen bejchäftigten Hilfsarbeiter während der Jahre vor und nach 1860. 
In beiderlei Hinficht ift dag vorhandene Material unzuverläflig, am meiften be« 
züglich der Hilfgarbeiter. So betrug 3.8. nach den „Mitteilungen des Handels⸗ 
minifteriums aus dem Gebiete der Statiftif” (4. Jahrg., Wien 1855, 2. Heft, 
2. Abtlg., S. 27) im Jahre 1851 die Zahl der in den Provinzen des heutigen 
Öfterreich mit Ausnahme von Galizien und Dalmatien induftriel beſchäftigten 
Hilfsarbeiter 349839 gegenüber 484832 jelbjtändigen Gewerben. Eine An: 
merfung erflärt jedoch, es ſei dieſe Nachweiſung jedenfall zu niedrig angeſetzt 
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Laufe der jechziger Jahre noch weiter verfchledhtert Haben, wenn 
diefe Thatſache auch wegen des zu Ende de Jahrzehntes ein- 
tretenden und bis zur Weltausſtellung anhaltenden „wirtichaft- 
lichen Aufſchwunges“ vorderhand noch nicht Klar zum Bewußt⸗ 
fein fam. 

Sicher ift, daß mit dem Erlaß der freifinnigeren Vereind- und 
Verſammlungsgeſetze von 1867 neben einer Arbeiterbeivegung eine 
Handwerferbewegung! auftauchte, die fi) zunächſt gewifler- 
maßen als äußerfter rechter Flügel der liberalen Strömung darftellte 
und auch von gemäßigt liberalen Elementen geleitet wurde. Ihren 
Hauptherd bildeten in Wien der Mitte der fechziger Jahre als 
Verband mehrerer Gewerbegenofjenichaften gegründete „Genofien= 
Ihaftstag” ?, in der Provinz, bejonders in Böhmen und Mähren, 
die emporblühenden Gewerbevereine. Die ganze Bewegung hatte 
zunächſt einen ziemlich unklaren Charakter. Scharf umgrenzte 
Ziele fehlten ihr. Schon deshalb erlangte fie vorderhand Teine 
größere Bedeutung. Wohl aber kam fie bei vereinzelten Ber» 
ſuchen, in Wien durch agitatoriihe Verfammlungen eine Art 
Heingeiwerblicdder Propaganda zu entfalten, alsbald mit der Ar- 
beiterbewegung® in Konflikt, ein Umftand, der fie den Liberalen, 
nachdem ihre Bemühungen, die Arbeiter an fich zu fefleln, ge- 
I&eitert waren, als geeignetes Werkzeug zu deren Belämpfung 
eriheinen lajjen mußte. Wenigſtens zielte dahin der Plan des 
Redakteur und Abgeordneten Reſchauer, den man zu Beginn ber 
geweien, da fich jchon 1853 (Galizien und die Bulowina abgerechnet) die Zahl 
von 568555 ergeben habe! Die Handelskammerberichte enthalten regelmäßig 
überhaupt feine Nachweife über die Zahl der Gehilfen. 

1 Dazu die früher citierte Brofchüre A. Naskes, Die gewerbepolitifche Be⸗ 
wegung in Öfterreich. 

° Hierüber vgl. Wiener Gewerbegenoflenjchaftstag, Organ für Vertretung 
gewerblicher Intereſſen in Öfterreich, I. Jahrg. 1894, Nr. 1, ©. 2. 

s Nah Reſchauer, Sten. Prot. d. Abgeorbnetenh., IX. Sefl., &. 8590: 
„Die focialiftiiche Bewegung hat im Jahre 1868 begonnen und ihr Erſtes war 
ed, fich in die Eleingewerbliche Bewegung, die gleichzeitig mit ihr begonnen hatte, 
hineinzumengen. Ich erinnere mich an den erften Gewerbetag, ber damals in 
Wien ftattgefunden hat. Er wurde von ben Socialiften geiprengt." Diefer aus- 
geprägte Antagonismus zwiſchen Gewerbetreibenden und Arbeitern fommt auch in 
der Enquete der Wiener Kammer über die Wünſche des Handels⸗, Gewerbe- unb 
Arbeiterftandes 1868 zum Ausdrud. Insbeſondere zeigten ſich bie Arbeiter ala er: 
bitterte Gegner der Zwangsgenoſſenſchaft, anftatt deren fie volle Koalitionsfrei⸗ 
beit verlangten. (Enquete, ©. 5 ff., 30 f., 32 ff., 35, 37, 40.) 
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fiebziger Jahre im Berein mit dem Kupferſchmied Löhlich an der 
Spibe der Handwerkerbewegung findet und der, mit den Leitern 
des Genofjenichaftstages Fühlung nehmend, die ganze folgende Zeit 
hindurch in Wort und Schrift eine unermüdlicde Thätigfeit in 
ihrem Intereſſe entfaltete. 

Mit Hilfe des mächtigjten der Gewerbevereine, des nieder- 
öfterreihifchen, follte eine jämtliche Gewerbetreibenden und Indu⸗ 
ftriellen umfafjende „Gewerbepartei” mit zwei Fronten gegen die 
Börjenelemente und die Socialdemokraten gegründet werden, um 
vermittelt diefer politifchen Organilation die Wahlen zu be- 
herrfjen!. Die Durchführung des Projektes mißlang, und zwar, 
wie fein Urheber jelbft betont, wegen des Widerftandes der 
Mitglieder des Gewerbevereines. Wie hätten ſich dieje auch gegen 
die „Börjenelemente” Tehren jollen, zu denen fie doch in naher 
Beziehung ftanden, wenn jie ihnen nicht gar ſelbſt angehörten. 
Die Abfiht, den Kleinen Mann gegen die Arbeiter außzufpielen, 
ward freilich deshalb noch nicht aufgegeben. Das Handiverf, bis 
dahin „ein Spielball der politifhen Parteien“, jollte zum „Schuß- 
damm gegen die anwachjende ſocialdemokratiſche Hochflut“ werden. 
„Führt die Kleingewerbefrage einer nur halbwegs entjprechenden 
Löſung zu," predigte Rejchauer den Liberalen, „mat es dem 
fleinen Manne möglich, einä ruhiges, gefichertes Fortkommen zu 
finden, vermehrt joviel, al3 e3 die Verhältniffe nur aulaffen, die 
Zahl der Kleinen felbjtändigen Unternehmer und jchafft einen 
Mittelitand in den Städten und in den gewerblichen Bezirken, 
der, durch alle feine Intereſſen feft und innig mit dem Yortbeftand 
de heutigen Staates und der heutigen Geſellſchaft verknüpft, 
ftark und mächtig genug fein wird, Staat und Geſellſchaft inner- 
halb der Bahnen friedlichen Yortichrittes zu erhalten!“ Und wie 
dies bewerfftelligen? „Nicht durch ſtürmiſche, an leidenfchaftlichen 
Debatten reiche Gewerbetage!" Wird doch „die Kleingewerbefrage 
mindeften3 zur Hälfte erledigt fein, bevor es nur Zeit fein wird, 
zur Einberufung eines ſolchen Kongrefjes zu jchreiten, wenn eine 
Notwendigkeit hierzu überhaupt jemals ſich ergeben ſollte.“ Son— 
dern durch Erforſchung der vorhandenen Übelftände vermittelt 


1 Refhauer, Das Wort des Kaiferd und die Bebürfniffe des Gewerbe - 
ftandes. Wien 1873. Anhg. V: Die politifchen und wirtichaftlichen Intereſſen 
des dfterreichifchen Gewerbeftandes ©. 58 ff. 

Waentig, Gewerblide Mittelftandspolitik. 7 
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„ruhiger, leidenſchaftsloſer Enqueten“ und durch Gründung 
einer auf gemeinnützigem Fundamente ruhenden und über alle 
Länder ſterreichs ausgebreiteten Geſellſchaft zur Förderung der 
Gewerbe mit einem Centralſitze in Wien und autonomen Filialen 
in den Hauptorten der Provinz. Denn nicht Aufgabe des 
Staates könne es ſein, „ſich mit der Fortbildung und Organi— 
ſierung der kleingewerblichen Unternehmer unmittelbar zu be- 
faffen !.“ 

Dies alles waren Reformvorichläge, die fich vortrefflid 
mit den liberalen Wirtjchaftsprincipien vertrugen und die auch der 
enragiertefte Fortſchrittsmann gutheißen konnte, ohne fich damit 
etwas zu vergeben. Die Gewerbeenqueten, wenn auch bei weitem 
nit in der von Reſchauer gewünſchten Ausdehnung, kamen zu- 
ftande. Zwar fürderten fie, wie befannt, nur wenig brauchbares 
Material zu Tage, wohl aber verftärkte die damit verbundene 
Öffentlide Diskuſſion der wirtichaftlicden Lage des Kleingewerbes 
die ohnedies vorhandene Mißſtimmung, indem fie deren Einzel: 
heiten zu Harem Bewußtfein brachte. Und einen ähnlichen Erfolg 
hatte eine am 4. Nov. 1873 gefallene Hußerung des Kaiſers, der 
gegenüber einer vom Wiener Bürgermeifter geführten Deputation 
den bejonderen Wunſch ausſprach, es möchten „angeficht? der 
ſchwierigen VBerhältnifje, mit welchen der Stand des Kleingewerbes 
in Wien zu kämpfen habe”, die zur Feier feiner 25jährigen Ne- 
gierung gefammelten und ihm gewidmeten Fonds diefem Stande 
zjugeivendet werden, was denn in Form einer Gtiftung aud 
thatſächlich gefhah?. Dagegen unterblieb die Gründung jener 
Gejelihaft zur Förderung der Gewerbe, während doch gerade 
erſt fie ein erſchöpfendes Reformprogramm aufftellen unb 
verwirklichen ſollte. Nicht glückliche war der Wiener Ge: 
noffenihaftstag, der eine korporative Organifation ſämtlicher 
Keleingewerbetreibenden Öſterreichs ins Auge faßte und deren 
Durhführung felbit in die Hand zu nehmen beſchloß. Agis 
tatoriſche Reden Reſchauers, die Berteilung von Flugfchriften, 
fowie endlich die Abhaltung eines Delegiertentages in Wien am 
4. Mai 1876 zur Feſtſtellung der VBerbandäftatuten bildeten die 
einleitenden Schritte. Hierüber jedoch gelangte man nicht hinaus 
und ebenſo fjcheiterte der Plan des fteiermärfifchen Gewerbever- 


ı Reſchauer, Tas Wort des Kaiſers, ©. 6, 18, 17, 19 f., 27 ff., 54 ff. 
2 Chenda ©. 3 f. 
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eines, eine Delegiertenverfammlung der öfterreihifchen Gewerbe— 
vereine einzuberufen, um dort über die weiteren Maßnahmen zu 
beraten !. 

Es war ein dumpfes Gähren und Brodeln, das fi) immer 
weiterer Kreife der handwerkenden Bevölkerung bemächtigte und 
dur die mit aller Energie betriebene Schubßzollagitation der 
Großinduftriellen noch beträchtlich gefteigert wurde. Aber auch die 
Richtung der Gewerbebewegung wurde durch letztere notwendig be- 
einflußt. Konnte es doch nicht ohne Wirkung bleiben, daß nun— 
mehr da3 bisher al3 unantaftbar Hingeftellte liberale Wirtichafts- 
princip und das mit begeifterten Worten angepriejene Univerjal- 
heilmittel der „Selbfthilfe" gerade von denen fallen gelafjen 
wurden, die fie bi3 auf diefe Zeit am eifrigften verteidigt Hatten. 
Allerdings handelte e3 fich bei der Trage der Schubzollpolitif um 
die Abwehr ausländiihen Wettbewerbs, um den Schub der 
„nationalen Arbeit”, und man hatte nicht verfehlt, diefe Momente 
in der Agitation gebührend hervorzukehren. Was aber konnte e3 
dem Kleinen Gewerbsmanne verjchlagen, vor der Übermacht der 
Deutichen, Franzoſen und Engländer gelichert zu fein, blieb er 
nad) wie vor den Mächtigen feines Baterlandes ausgeliefert? Durfte 
man jeßt den Freihandel befämpfen, ohne für einen Dummkopf 
erflärt zu werden, warum dann nicht auch die Gewerbefreiheit ? 
Einſchränkung der freien Konkurrenz, Schuß der Schwachen hier 
wie dort konnte allein zum Ziele führen und es mußte dem Hand- 
werfer unverftändlich bleiben, warım man dem Kleinen hätte 
verjagen jollen, wa3 man eben im Begriffe war dem Großen frei= 
gebig zu gewähren. 

Nicht minder inftruftiv war für den Handwerker die Taktit, 
die von den Induſtriellen eingefchlagen wurde, um gegenüber 
einer zunächſt widerftrebenden Regierung ihren Willen durchzu— 
jegen. Auch dem blöden Auge des Spießbürgers konnte e3 nicht 
entgehen, daß im Eonftitutionellen Öfterreih das Wirtſchaftsrecht 
nicht nur für die Betriebfamen, fondern vor allem auch von ihnen 
gejchrieben werde, daß nur derjenige Ausfiht habe, etwas zu 
erreichen, der es mit gehörigem Nahdrud zu begehren verjtehe und 
daß die Regierung ähnlich der VBogelmutter denen am ausgiebigiten 
den Schnabel ftopfe, die ihn am weiteiten aufreißen. Man lernte, 


ı Naske, Gewerbepolitifche Bewegung, S. 15. — Feſtſchrift des mähriichen 
Gewerbevereines in Brünn. Brünn 1886. ©. 38 f. 
7* 
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mit einem Worte, wie „es gemacht wird“. Und man muß dem kleinen 
Mann da3 Zeugnis ausſtellen, daß er ein gelehriger Schüler ge 
weſen. Nur zu jchnell verwandelte ſich der ftille und befcheidene 
Handwerker, wie er dem Lefer noch in der Geiwerbeenquete von 
1873/74 entgegentritt, in einen rüdfichtslojen und anmaßenden 
Patron, der ſich wohl bewußt ift, daß die Lunge des unermüdlichen 
Volksredners und der Arm des Handfeften „Ordners“ nur zu 
häufig jicherer wirken, als das Gewicht fachlicher Argumente. 
Diefer hat dann dafür Sorge getragen, daß dem am 21. Nov. 1875 
zu Reichenberg abgehaltenen erſten dfterreichiichen Gemwerbetag, wo 
die Vertreter der Großinduftrie den Kreuzzug gegen den Freihandel 
predigten!, ungezählte andere folgten. Nur da3 Thema war ein 
anderes geworden. 

Sp bedurfte es denn lediglich eines äußeren Anftoßes, um 
die zunähft nur in engeren Seifen fich regende und unent- 
ichloffen zwischen Liberalismus und Reaktion Hin- und her— 
pendelnde Strömung in eine ausgeſprochen rüdjchrittliche Maffen- 
bewegung zu verwandeln. Ein joldder fand fih in der Ber- 
öffentlichung des Gewerbegefegentiwurfes von 1877. Aber nicht in 
Wien, der damaligen Hochburg des Liberalismus, jondern in ber 
Provinz jollte fich die entjcheidende Wendung vollziehen. Der zur 
Begutachtung des Entwurfes vom Verein zur Ermunterung des Ge 
tverbegeiftes in Böhmen auf den 28. und 29. Sept. 1879 nach Prag 
einberufene und zahlreich befuchte erſte allgemeine böhmifche Getwerbe- 
tag? ift meines Wiſſens die erfte größere Verſammlung gewefen, 
die ſich mit Entſchiedenheit für die Aufrehterhaltung und den 
Ausbau der Zwangsgenoſſenſchaft und für die Wiedereinführung 
de3 Befähigungsnachweiſes ausgeſprochen hat?. Die betreffenden 


I Stenogr. Bericht über den erften öfterreichifchen Sewerbetag, abgehalten 
in Reichenberg am 21. Nov. 1875 (Sep.:Abdruc aus der Reichenberger Zeitung). 
Reichenberg 1875. 

2 Darüber Jahresbericht des Vereines zur Ermunterung des Gewerbegeiftes 
in Böhmen für das 47. VBereinsjahr. Prag 1880. €. 35 fl. Die Abhaltung 
des Gewerbetage® war bereit? für den Mai deajelben Jahres in Ausſicht ger 
nommen. In Prag wie auswärts hatten Borberatungen jtattgefunden. Ein 
Verbot der Prager Polizeidirektion zwang zu feiner Verfchiebung, bis die Gtatt- 
halterei die Bolizeiverfügung aufhob. 325 Perfonen nahmen baran teil; und zwar 
57 Bereindmitglieder, 71 Gewerbaleute und Induftrielle und 197 zur Bertretung 
von 113 gewerblichen Verbänden (Gewerbe: und Handwerkervereinen wie Genoffen 
ichaften) bevollmächtigte Delegierte. 

8 Der erſte allgemeine böhmifche Gewerbetag, abgehalten zu Prag am 
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Refolutionen lauten: „Niemand joll ein Gewerbe früher betreiben 
dürfen, bevor er den Gewerbeſchein dazu erhalten Hat. Zur Er— 
langung desſelben ift im allgemeinen die ordentliche Anmeldung 
bei der kompetenten Gewerbsbehörde erforderlich, bei welcher je= 
doch derjenige, der ein handwerksmäßig betriebenes Gewerbe au3- 
üben till, auch den Nachweis zu liefern Hat, daß er e3 ordnungs— 
mäßig erlernt und ſich in demfelben mindeſtens durch drei Jahre 
verivendet hat. Welche Gewerbe in die Kategorie der Handiverfe 
fallen, ift im Wege der Landesgeſetzgebung feſtzuſtellen.“ — „Die 
Zwangsgenoſſenſchaften Tollen als ein wichtiger Organismus des 
Gewerbeweſens al3 ſolche beitehen bleiben, wo es deren nicht 
giebt, eingerichtet werden und die beftehenden nad) Maß und Be- 
dürfnis reorganifiert werden können. Den Genoſſenſchaften fol. 
es kraft Geſetzes geftattet fein, Eintrittstaren einzuheben. Diefe 
wären ftet3 vor Ausfertigung des Gewerbefcheines zu erlegen. Den 
Genoſſenſchaften ſoll e3 ferner unbenommen fein, ihre VBertretungs- 
förper in der ihnen zufagenden Weife organifieren zu können. 
Auch ſollen fie das Recht haben, entweder für fi oder im Verein 
mit anderen Lehrlingsprüfungen vorzunehmen und Zeugnifje dar- 
über zu erteilen u.f. w.!.“ Nur mit „Gewerbeordnung“ gepaart, 


28. und 29. Sept. 1879. Seine Refolutionen und die Denkſchrift des Vereines 
zur Grmunterung des Gewerbegeiftes in Böhmen betr. die Reform ber Gewerbe- 
ordnung. Prag 1880. Übrigens erſtreckten fich die Verhandlungen über da3 
Gebiet der Gewerberechtäreform hinaus, welcher nur, der zweite Beratungstag 
gewidmet war. Der erfte wurde mit Erörterungen über die Errichtung gewerb: 
Yicher Fach: und Fortbildungsſchulen, die Herausgabe einer Handwerferbibliothet 
in böhmifcher Sprache und die Begründung eines Gentralverbandes aller Gewerbe: 
forporationen des Königreich Böhmen ausgefüllt. 

1 Ich gebe den wichtigſten Zeil der Rejolution im Wortlaut, weil fie, wie 
fich bald zeigen wird, für die fpätere Amgeftaltung bes Gewerberechtes map- 
gebend geworben ift. Da dieſe Ießtere fi) unter hervorragender Mitwirkung 
des unterdefjen in das Reichaparlament eingetretenen böhmischen Hochadels voll- 
30g, jo Spricht alle Wahricheinlichkeit dafür, daß die Abhaltung dieſes Gewerbe- 
tages wie insbejondere die Formulierung der einzelnen Forderungen auf Elerifal- 
feudale Einflüffe zurüdzuführen ift. Hierauf deutet auch ein Brief ded Grafen 
E. Belcredi an Dr. Rud. Meyer vom 21. Mai 1878 Hin. Bol. Rud. Meyer, 
Hundert Jahre konſervativer Politif und Litteratur. Wien 1896. ©. XVI 
u. 312. Endlich darf auch das Hervortreten des böhmifchnationalen Partiku⸗ 
larismus nicht überjehen werden; 3. B. in der Forderung, daß die Kategorie 
ber handwerksmäßigen Gewerbe landesgeſetzlich feftzuftellen jei u. a. m. Auch 
der einberufende Verein zur Ermunterung de3 Gewerbegeiftes ift wenigſtens gegen 
wärtig ein tichechifcher Verband. 
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heißt es in der Begründung dieſer Reſolutionen, vermöge „Ges 
werbefreiheit“ gedeihliche Zuftände herbeizuführen. Auch in Zu- 
Zunft jolle niemandem das Recht zur freien Arbeit verkümmert 
werden, jedermann aber doch nur diejenige gewerbliche Thätigteit 
ausüben dürfen, zu welcher ex fich nach freier Wahl die unent- 
behrlichen Fertigkeiten angeeignet habe. „In diefem Verlangen 
nad) Ausbildung eines tüchtigen Gewerbeſtandes Liege bei weitem 
noch feine Beſchränkung der Gewerbefreiheit.“ Aus ähnlichen 
Gründen ſei zu wünjden, daß „den gewerblichen Organismen 
und Jnftitutionen eine feftere Bafis und Gliederung gegeben 
werde, als dies bisher der Fall geweſen, weil nur dadurch im 
Verein mit einer ftrengen Handhabung des Geſetzes eine heilfame 
Ordnung aufrecht zu erhalten fei.“ 

Übrigens nahmen die Verhandlungen des Getwerbetages einen 
durchaus geordneten Verlauf. Sie waren Beratungen im beften 
Sinne de3 Wortes. Ein weſentlich anderes Bild zeigte bereits bie 
kurz darnad) am 23. Nov. 1879 im Brünner Augartenfaale tagende 
Maſſenverſammlung mährifcher Gewwerbetreibendert). Schon bie 
Zahl der Anweſenden — angeblich waren e3 über 1400 — ſchloß 
hier eine jahlihe Diskuffion aus. Weitere Momente traten hin- 
zu. Wie ein Lauffener hatten ſich die Grundſätze der Prager 
Nejolution über die Lande verbreitet und waren überall mit frene- 
tiſchem Beifall aufgenommen worden. Bald jedoch genügten fie 
den fteigenden Anjprüchen einer aufgeregten Menge nicht mehr. 
Zu den Hauptforderungen Befähigungsnachweis und Zwange— 
innung gejellten fi) immer neue. So jollte Künftig der Betrieb 
gewifjer Gewerbe an den Nachweis eines beftimmten Betriebs- 
fonds gebunden, die behördliche Erteilung von Handelsbered- 
tigungen vom Lokalbedarf abhängig gemacht, den Grojfiften der 
Kleinverfauf verboten, zur Vertretung der jpecifiich kleingewerb⸗ 
lien Intereſſen neben den bereits beftehenden bejondere Hand- 
werkerfammern errichtet werden u. ſ. w. Wie die Pilze in 
ſchwülen Sommernächten jchoffen jet an allen Ecken und 
Enden der Monarchie die Gewerbetage empor, um Regierung und 
Parlament mit fulminanten Rejolutionen und Petitionen zu hd 
ftürmen. Faſt giebt es keinen größeren Ort in ſterreich der 
nicht um jene Zeit Schauplaß einer jolhen Demonftration geweſen 
wäre. Prag, Brünn, Troppau, Graz, Innsbruck, Salzburg, Laibadı, 
Teplitz, Karlsbad, Krems, Steyer, Horn, Baden, Völlabrud, 


Nas te, Gewerbepolitiſche Bewegung, ©. 15 f. 
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Voigtsberg find mir als folde bekannt. Und wie viele Kongreſſe 
mögen damals in Scene gejeßt worden fein, ohne daß bei dieſer 
Fülle der Gefichte die Öffentlichkeit von jedem einzelnen hätte 
Notiz nehmen können. Wien allein fehlte no), und doch konnte 
nur hier im Centrum des Reiches, am Site der Regierung und 
des Parlaments, das entjcheidende Wort gefprochen werden. Es 
geihah auf dem vom Wiener Genoffenjchaftstag einberufenen und 
unter Löblichs Vorſitz am 13., 14. umd 15. Nov. 1881 dajeldft 
abgehaltenen eriten allgemeinen: öſterreichiſchen Gewerbetage”, mit 
welchem zugleich die erfte Entwicklungsphaſe der Handwerker— 
bewegung ihren Abſchluß findet. 

Alle Teilnehmer, jo berichtet die feitens des Einberufungs- 
fomit&s „zum offiziellen Organ der ſämtlichen Gewerbetreibenden 
Öfterreichs“ ernannte? Morgenpoft, „alle waren von dem Gefühle 
der Solidarität auf das Tieffte durchdrungen, keine politifche und 
nationale Differenz beeinträchtigte das Einvernehmen, kein Miß— 
ton ftörte die Beratungen.“ Beratungen! Wer von den auf das 
Wiener Narmfignal aus allen Teilen der Monarchie herbeigeeilten 
Handwerfsleuten hätte in diefem Augenblide ernftlic an fachliche 
Beratungen denken follen! Brauchte man fie denn überhaupt ? 
„Wie Luther zu Wittenberg jeine Thejen an die Kicche geichlagen“, 
jo jollte nach den bezeichnenden Worten eines der Redner? der in 
Wien verjammelte Gewerbeftand vor aller Welt jein „eigentlichftes 
Glaubensbefenntnis“ ablegen. In der That, das war es. Und 
auch die von Löblich ausgearbeitete und auf fein Betreiben am 
15. Nov. 1881 en bloe angenommene Rejolution, bis 1890 bie 
magna charta des djterreichijhen Handwerkes, ift nichts anderes. 
Nicht als Ergebnis befonnener Reflexion, jondern lediglich als 
Glaubensbekenntnis, als fondenfierter Niederichlag der Hoffnungen, 
Wünfche und Überzeugungen einer breiten Schicht der gewerbe— 
treibenden Bevölkerung Hat fie Bedeutung. Ihre Hauptpumkte 
find die folgenden: 

Rückkehr zum Befähigungsnachweiſe, bejtehend im Nachweis 


1 Offizieller Bericht nad; den ftenographiichen Aufnahmen über den allg. 
fterr, Gewerbetag in Wien am 18., 14. und 15. Nov. 1881. (Wiener Morgenpoft, 
Jahrg. 1881, Nr. 331-341, 343—350, 352, 354—360; Jahrg. 1882, Nr. 1-8, 5.) 
Rein Separatabbruk! Die Rejolution wurde neu veröffentlicht im Vericht über 
die Verhandlungen des 3. allg. öfterr. Gewerbetages. Wien 1884. ©. 141 ff. 

© Morgenpoft, Jahrg. 1881, Nr. 327/28. 

3 Morgenpoft, Jahrg. 1881, Nr. 332. 
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der Erlernung und mehrjährigen praktiſchen Verwendung, für 
die Tünftigen Inhaber „handiwertsmäßiger" Gewerbe; Reorgani- 
Tation der obligatorifchen Genoſſenſchaften für „ſelbſtändige“ Ge- 
werbetreibende; weitere Eindämmung der Geiwerbefreiheit durch Ein- 
führung eines gejeßlichen Zwanges zur Rüdfichtnahme auf den Lokal⸗ 
bedarf bei Verleihung von „Plaßgewerben“, und zwar unter Ein- 
vernehmung der Genoſſenſchaften, ferner durch Einführung eines 
Marken- und Adreffenzwanges für alle zum Berlauf gebradhten 
Fabrikate, durch Abichaffung der industriellen Strafhausarbeit und 
ber Wanderlager, durch Einſchränkung des Haufierhandels und bes 
Warenverſchleißes durch Reijende u. ſ. w.; Begründung gewerblicher 
Fach- und Fortbildungsſchulen für die Lehrlinge ; Errichtung geiverb- 
licher Schiedsgerichte ſowie ſtaatlich geleiteter und jubventionierter 
Sinvaliden-, Alterd-, Witwen- und Waiſenkaſſen für die Gehilfen ; 
zweckmäßige Reform des Steuerfyftemes (progreifive Einfommen- 
fteuer!), des Zollivefens (Erhöhung der Pofitionen des autonomen 
Bolltarifs!) und des Prozeßrechtes (namentlich des Konkurspro— 
zeſſes!); endlich Einrichtung befonderer Kleingeiverbe- und Arbeiter- 
fammern und Ausdehnung des direkten Wahlrechtes auf jämtliche 
Steuerträger". 

Die Handiwerferfrage ſei Teine politifche, jondern eine rein 
wirtſchaftliche Frage, hatte Reſchauer noch 1873 behaupten können?; 
und auch die Kleingewerbetreibenden jelbft waren dieſer Meinung. 
Dem entſprach e3, daß die Handiwerkerbeivegung als ſolche damals 
jede3 politifchen Charakters entbehrte. Dies dauerte an, folange fie 
fih unter Rejchauers Leitung im Strome de3 Liberalismus dahin- 
beiwegte, änderte jich jedoch, als fie in das reaftionäre Fahrwafſer 
einlenfte und gleichzeitig damit in den Kreifen der kleinen Leute das 
Bewußtjein beftimmter, von denen anderer Gejellichaftsichichten ab- 
weichender, wenn auch nicht damit Tollidierender Sonderinterefjen 
aufdämmerte. Ste ward jet eine „Itändifche” Bewegung. Neben 





ı Die Refolution vom 15. Nov. 1881 formuliert nur die Forderungen bes 
Handwerks, nicht auch diejenigen des Kleinhandels, deſſen Regelung jedoch vom 
Gewerbetage „als dringend geboten“ anerfannt wird. Der Antrag, die Wünfche 
ber Hanbeltreibenden gleichzeitig zum Ausdrud zu bringen, wurde nad) längerer 
Debatte abgelehnt (Morgenpoft, Jahrg. 1881, Nr. 234-236), Ihre Delegier: 
ten erließen deshalb eine bejondere „Deklaration“ (Morgenpoft, Jahrg. 1882, 
Nr. 8, Beil.), in welcher ebenfalls die Einführung des Befähigungdnachweifes und 
die Aufrechterhaltung der Zwangsgenoſſenſchaften gefordert wird. 

2» Reſchauer, Tas Wort des Kaiſers, S. 20. 
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dem Bauern-, dem Handel3-, dem Fabrikanten-, dem Arbeiter: 
ftande jollte nunmehr aud dem Handwerferftande fein Recht 
werden, aber nicht etiva auf Koften anderer, fondern unter voller 
Wahrung ihrer fpeciellen Bedürfniffe. Denn, wie die Stände 
ihrer Idee nach einander nicht ſowohl über- als nebengeordnet 
find, einander nicht beherrfchen, ſondern ergänzen und ihre Sonder: 
intereffen fich nicht Freuzen, fondern einander parallel laufen, fo 
glaubte man, müſſe fich in3bejondere auch für den Handwerker— 
ftand ohne Beeinträchtigung der übrigen Berufsftände ein 
Marimum günftiger Lebensbedingungen ſchaffen laffen. Auf diejer 
eigentümliden Anſchauung aljo ruhte die kleingewerbliche Be— 
wegung, wie ſie ſich bis zum Beginne der achtziger Jahre her— 
ausgebildet hatte. Gerade in dieſer Form aber paßte ſie ſich 
unbewußt jener Oberſtrömung an, die ihr ſchließlich zum Siege 
verhelfen ſollte. 

Der Sturz des Bachſchen Abſolutismus und der allmähliche 
Übergang zum konſtitutionellen Staatsleben verlieh auch dem 
Adel neue Impulſe. Bis dahin in der Hauptſache nur darauf 
bedacht, ſich bureaukratiſcher Übergriffe zu erwehren und gegen 
eine „Revolution von oben“ rechtzeitig Front zu machen, blickte 
man zum erſten Male beſorgt nach unten und glaubte Sicher- 
heitgmaßregeln gegen die aufleimende Macht des Bürgertums 
treffen zu müfjen. Eine Eleine Gruppe des böhmijch - mährifchen 
Hochadels ward Trägerin diefer Bewegung. Sie verfuchte, eine 
„tonjervative Bartei” ! zu gründen, und ihr Programm, datiert 
vom 1. San. 1860, Tündigte allen Formen de3 Liberalismus, 
dem Konftitutionalismus und Parlamentarismus in erfter Linie, 
den Kampf an, forderte Schub der. „hiſtoriſch-politiſchen Indivi— 
dualitäten“, d. h. aller Hiftorifch gegebenen focialen, nationalen 
und religiöjen Zufammenhänge, zur Sicherung ihrer ungejtörten 
Tortentivielung gegenüber der Omnipotenz de3 Staates und be- 
abfichtigte, wie ein zeitgenöffiicher Schriftiteller ſich ausdrüdt, 
nichts geringeres als „die pure Ausmerzung der Weltgejchichte 
ſeit 70 Sahren, die Ausrottung aller jeitdem aufgelommenen 
revolutionären Ideen, die Vernichtung des Franzoſentumes und 
was dergleichen Paradore eines modernen Nittertumes mehr 


ı Eine Skizze ber Entwidlung des Konfervatismus in Öfterreich von feiner 
Entftehung bis 1879 in der anonymen Schrift „Der Adel und ber Konjervatismus 
in Öfterreich." Wien 1879. 
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waren.” Die nah dem Mufter der Berliner „Kreuzzeitung” im 
Sommer 1860 von einigen Kavalieren gegründete und jubventio- 
nierte neue öſterreichiſche Adelszeitung, das „Vaterland“, jollte 
diefe Anſchauungen propagieren und den publiziftiiden Kampf 
gegen die Hydra des politifchen Liberalismus einleiten und fort- 
führen. 

Die ganze Bewegung, von Anbeginn nur auf einen Tleinen 
Kreis von Teilnehmern beſchränkt, verjimpelte, vor allem, weil 
e3 ihr an den notwendigen politifchen und focialen Vorausſetzungen 
gebrach. Einmal ließ die auf großen Beſitz gegründete, hocdragende, 
unantaftbare und von der des preußiichen Junkertumes total ver- 
Ichiedene Stellung de3 öſterreichiſchen Hochadels deren befondere 
Verteidigung ſchon an und für fich völlig überflüjfig erſcheinen. 
Erſt recht aber fehlte es an einem ebenbürtigen Gegner, den 
man vernünftiger Weiſe hätte in die Schranken fordern können. 
Denn „gegen da3 politiſch noch al3 Embryo eriftierende Bürger- 
tum zu fehden“, erwies fi zu Beginn der jechziger Jahre als 
durchaus finnlos. „Der Adel mochte es mit der Krone zufammen- 
drüden, Tnechten, aber nie befämpfen, da e3 weder Macht hatte, 
no jo gefährlich emporragte, um überhaupt als politifche Partei 
gelten zu können !.“ 

Begeiſterte man ſich nun troßdem für „die gute alte Zeit”, da 
„jeder vor feiner Thüre Tehrte, der Familienvater in feinem Haufe, 
die Stadtälteften in der Stadtmarfung, der Gutsherr in feinem 
Gutsgebiete, der Landesherr im Lande und der Kaijer im Neid 
regierte und man weder das berüchtigte l'état c’est moi! noch den 
gefährlichen Grundfa salus reipublicae suprema lex esto! Tannte”, 
eiferte man gegen die bureaufratifche Centralifation und gegen 
den Konftitutionalismus, jenen „Ternfaulen Baum mit dürrem 
Wipfel, dem da3 Mark des ftaatlichen Lebens fehle”, pries man 
mit überihwängliden Worten die „Autonomie“, vor allem bie 
der Gemeinde, für deren Organifation diejenige des ftädtifchen Ge⸗ 
werbejtandes den Unterbau bilden müfle, und ſprach man ſchließlich 
die Hoffnung aus, daß an diefem Schutzwall die „große revolutionäre 
Springflut fih brechen werde”, wenn nur erft „die trägen 
Miasmen der althergebrachten, unerquidliden und koſtbaren 


1 Schmidt-Weißenfels, Öfterreichifche Zuftände, S. 188 ff. — Fried: 
mann, Zehn Jahre öfterreichiicher Politik, E. 157 ff. — Rubdolf Meyer, Ter 
Emancipationskampf des vierten Standes. II. Bd. Berlin 1875. S. 80f. 
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Bevormundung von der friſchen Strömung autonomen Gemeinde— 
lebens überwunden“ worden ſeien: daß die wirtſchaftliche Um— 
wãlzung dev letzten Jahrzehnte „die Gewerbefreiheit zu einer blo— 
nomijchen und focialen Notwendigkeit“ gemacht habe, wurde von 
diefen politijchen Reaktionären nicht beftritten!. Zwar begrüßte 
das „Vaterland“, das Sprachrohr der „Konjervativen“, den in 
den Septembertagen des Jahres 1860 zu Berlin verfammelten 
Handwerkerftand, weil er fi „den Burcaufraten entgegenftelle 
und ihnen beweijen werde, daß fie nichts waren und find als ein 
Notbehelf, als eine eiferne Klammer, die man um ein auseinander 
fallendes Gebilde jchlägt, die aber unnötig wird, jobald die inneren 
Kräfte desſelben ſich wieder regen?.“ Gleichwohl hatte es gegen die 
Geiwerbegenofjenichaften des Patentes von 1859, die von dem 
Ideale gewerberechtlicher Autonomie gewiß weit entfernt waren, 
nichts einzutvenden. Die Genoſſenſchaft, jo erklärte es am 21. Sept. 
1860 ausdrüdlich, „genießt nicht und bedarf auch nicht der Auto— 
nomie“, das Geſetz „verbietet, und zwar mit vollem Rechte, ein 
Mitglied dev Genofjenjchaft wider feinen Willen zur Teilnahme 
an Unternehmungen heranzuziehen u. j. w.®.“ 

ALS dann gegen Ende der jechziger Jahre die Frage der Ge- 
werberechtsreform twieder aufgerollt wird, unterjcheidet ſich das 
„Vaterland“ Hinfichtlich feiner gewerbepolitifchen Anſchauungen 
Taum weſentlich von irgend einer Liberalen Zeitung. „Saft all- 
gemein,“ bemerkt e3 Anfang 1869, „wird jet die Forderung 
erhoben, das im Jahre 1859 gejchaffene Zwitterding von Zunft 
und freier wirtſchaftlicher Genoſſenſchaft jofort zu bejeitigen, nach— 
dem ſchon gleich beim Erſcheinen unferer Getverbeordnung einzelne 
und jpäter mehrere mit den Jahren fi immer mehr häufende 
Stimmen diefe Forderung ausgefprochen Hatten. Heute ift man 
fi) über die Notwendigkeit ihrer Verwirklichung einig und ftaunt 
jogar darüber, wie es möglid war, ein Meifter und Gehilfen 
gleich belaftendes Inſtitut ohne jedweden oder doch entjprechenden 
Nutzen zu ſchaffen“.“ Deshalb brauche der alte Korporations- 


3 Seine Beiträge zu großen Fragen in Öfterreich (anonym). Leipzig 1860. 
S. 1,4 25 ff. 

® Das Baterland, 1. Jahrg. 1860, Nr. 5 vom 6. Sept. 1860: Der Hand- 
werfertag in Berlin. 

© Das Vaterland, 1. Jahrg. 1860, Nr. 18 vom 21. Sept. 1860: Die Ger 
noffenfchaft der neuen Gewerbeordnung. 

+ Das Vaterland, 10. Jahrg. 1869, Nr. 5 vom 5. Jan. 1869: Die Zwangs⸗ 
genoſſenſchaften. 
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gedante noch nicht aufgegeben zu werden. Vielmehr jeien nad) 
Analogie der Yamilie von Arbeitgebern und Arbeitnehmern neue 
Verbände zu errichten, „Verbände nicht bloß zum gemeinfchaft- 
lichen Trinken und Radotieren, fondern jittlid) dauernde Verbände, 
die freiwillig gefnüpft, durd) Gewohnheit ſüß, ebenfoviel an Schub 
und Hilfe dem einzelnen gewähren, ala fie ihm an unbeſchränkter 
Freiheit nehmen.” Trüher hätten Zünfte und Innungen dieſen 
Dienst verjehen. „Was aber ftehe im Wege, dieſe alte, ewig braudh- 
bare dee in modernen, der Neuzeit angepaßten Gebilden wieder 
auszudrüden? Freilich könne dies nicht der Staat thun; diefer Tönne 
es höchſtens gejetlich ermöglichen !.” Noch weniger war von einer 
Einſchränkung der Gewerbefreiheit oder gar von einer Rückkehr zum 
Befähigungsnachweis die Rede. Und in der That wäre es abfurd 
gewefen, hätte ſich das Adelsblatt über die Ausartung der twirt- 
ſchaftlichen Freiheit ereifern wollen, während der Adel jelbft „fich 
maſſenhaft durch Teilnahme an faulen Finanzgejchäften befudelte 2“ 
und dadurch die Kataftrophe von 1873 bejchleunigen half. 

Erſt die Aſchermittwochſtimmung, die dem Börjenfturze folgte, 
bereitete einen Umſchwung vor. Die Macht der Kirche, durch die 
liberale Strömung der leßten Jahre ſtark zurüdgedrängt, begann 
twieder aufzuleben und ihre Bußpredigten fanden jebt geneigtere 
Ohren. Der anfcheinend aud) von Ofterreid) aus zahlreich befuchte 
Mainzer Katholifentag von 1874 dürfte den unmittelbaren Anftoß 
zu den folgenden Ereigniffen gegeben haben. Jedenfalls entftand in 
demjelben Jahre unter klerikalem Einfluffe in den Kreifen des 
Öfterreichifchen Hochadel3 eine Reformbeivegung, die, wie nach dem 
früher Gefagten nicht anders zu ertwarten, wiederum einen vorwiegend 
verfaffungspolitifchen Charakter annahm. Ihre treibende Kraft war 
Prinz Alois Liechtenftein, der im Herbfte 1874 zunächſt in einem 
engeren Kreiſe von Gefinnungsgenofjen Beſprechungen „über bie 
Grundfragen der Rechtsbildung“ veranlaßte und deren Ergebniffe 
im Jahre darauf in einer eigenen Abhandlung „Über Antereffen- 
vertretung im Staate mit befonderer Beziehung auf Ofterreich“ ® 
veröffentlichte. Etwa gleichzeitig wurden die darin entiwidelten 


ı Las Vaterland, 9. Jahrg. 1868, Nr. 230 v. 22. Aug. 1868: Zur Arbeiter 
frage. 

2 R. Meyer, Smancipationztampf, II, S. 39 

s Wien und Peft 1875, 2. Aufl. Wien 1877. 
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Grundjäße in einer Berfammlung des niederöfterreihiichen Volks⸗ 
vereina am 18. Mai 1875 zur Rejolution erhoben und fanden 
von da ab jchnelle Verbreitung in allen katholiſchen Blättern 
und katholiſch-politiſchen Vereinen der Monardie, ja, drangen 
angebli jogar nad) Frankreich und Italien hinüber. Der unter 
dem Borfit des nachmals ala Gemwerbereferent des Abgeordneten: 
hauſes befannt geivordenen Grafen Egbert Belcredi am 30. April 
und 1.—3. Mai 1877 zu Wien abgehaltene erjte allgemeine öfter- 
reichiſche Katholifentag! gab dann die erwünfchte Gelegenheit, 
fie als Principien einer Tatholifh - ocialen Reformpartei zur 
öffentlichen Diskuſſion zu ftellen und programmatiih zu formu- 
lieren. „Ultramontane“ nannten fich, die ic) hier zur Rettung von 
Staat und Geſellſchaft zufammenfanden, Ultramontane, d. h. nad) 
den Worten eines der Redner „Leute, welche weit über alle Berge 
hinausbliden, welche mit dem Fernrohre des Glaubens nicht etwa 
innerhalb eines engen Gebirgskeſſels ihren Geſichtskreis haben, 
fondern weit hinausſchauen in die Lande der Ewigkeit?.“ Und meit- 
ſchauende Pläne waren es in der That, die Liechtenftein feinen 
andächtig laufcdenden Zuhörern auf dem Katholitentage entwickelte. 
Ihre leitenden Ideen waren die folgenden: 

Allezeit werden die innerhalb des Staatsganzen als berechtigt 
anerkannten Sonderinterefjen am beften von denjenigen Geſellſchafts— 
freifen verftanden, deren perjönliche Intereſſen fie find, daher denn 
auch diefe Kreife in allererfter Linie berufen ericheinen, fie wahr- 
zunehmen, und zwar nad) Maßgabe derjenigen Rechtsanſchauungen, 
die ſich innerhalb ihrer ſelbſt naturwüchſig herausbilden. Dem- 
entiprechend hat nicht die Staatsgewalt das Recht zu ſetzen, ſon— 
dern fie hat es aus diefen Intereſſenkreiſen heraus ich frei ent- 
wickeln zu laflen, jo daß ihr lediglih die Aufgabe bleibt, ım . 
Talle eines Intereſſenkonfliktes den friedlichen Ausgleich anzubahnen 
fowie allen Hilfe- und Schußbedürftigen mit Nat und That zur 
Seite zu ftehen. Auf ſolchen Principien ruhte die „mittelalterliche“ 
Geſellſchaftsordnung. Ihre Herrſchaft verbürgte die Kontinuität der 
gefhichtlichen Entwicklung und damit Zufriedenheit und Wohlftand 


1 Berhandlungen des allgemeinen öfterreichiichen Katholifentages für die ge- 
ſamte Monarchie zu Wien am 30. April, 1., 2. und 3. Mai 1877. Wien 1877. 
Über die Entftehung der Bewegung dajelbft ©. 156 ff. 

2 Ebenda ©. 132. 
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des Volkes. Der Abfall von ihnen erzeugte die fociale Not, die 
ihren äußeren Ausdruck vor allem in dem gänzlich fehlerhaften Aufbau 
der modernen Gejellihaft findet. Denn einer Finanzoligarchie und 
einer Rentnerklaffe von Kouponbejitern fteht Hier eine breite Unter: 
Ihicht, „die verarınte, bedrängte und erſchöpfte Maſſe des probu- 
zierenden und arbeitenden Volkes (Handwerker, Kaufleute, Arbeiter, 
Unternehmer, große und Tleine Grundbefiter), gegenüber und über 
dem Ganzen thront der liberale Staat in feiner Hroniichen Gelb- 
not.” Nur die Wiedereinführung jener Ideen in das moderne 
Staat3leben kann daher aud) eine Gejundung bewirten. Sin der 
Prari3 bedeutet dies: „Die ſociale Trage ift nur durch bie 
autonome Gejeßgebung der Berufsftände in den eigenen Ge: 
twerb3angelegenheiten, wenn auch unter der vermittelnden und aus⸗ 
gleichenden Einwirkung der chriftliden Staatsgewalt zu löſen.“ 
Ausftattung der einzelnen Klaffen des produzierenden Volkes mit 
„den Handel3- und Gewerbefammern analogen, aber autonomen 
Drganen, um gegen- und nebeneinander ſowie gegenüber ber Staat3- 
geivalt ihre berechtigten Intereffen zur Geltung bringen zu können“, 
wäre der erjte Schritt zu einer wirkſamen Socialreform. In⸗ 
Sonderheit werden dann auch „die Kleingeiwerbefammern für eine 
gründliche Reviftion der Gewerbeordnung forgen. Sie werden an 
jedem Orte die Mitglieder desjelben Gewerbes in eine Genofjen- 
ſchaft vereinigen und die gleichen Genoſſenſchaften desfelben Abſatz- 
gebieteg mit einander in Verbindung jeßen. Diefen Genoffen- 
ſchaften aber werden fie die dreifache Befugnis erftreiten: außer: 
halb der Genofjenjchaft die gewerbliche Thätigkeit zu unterfagen, 
über die Aufnahme neuer Mitglieder zu entjcheiden und ihre 
Qualifikation zu prüfen !.“ 
| Alfo nicht etwa nur eine reaktionäre Reform der Gewerbeordnung, 
fondern eine tiefgreifende Umgeftaltung der beftehenden Staatäver- 
faflung, eine Verſchiebung aller politiichen Herrichaftsverhältnifie, 
das ift in Wahrheit das Projekt Liechtenfteing und feiner Anhänger. 
Der „Liberale“ Staat jeiner Machtſtellung entjeßt, feine widhtigften 
Attribute Geſetzgebung und Verwaltung in Stüde geſchlagen und 
an autonome Berufsorganijationen verzettelt, er jelbft zu einer 
Art von Schiedsgericht und Verforgungsanftalt herabgedrüdt, was 
bleibt ihm dann noch von feiner Herrlichkeit, wo er ſchon ohnedies 


! giehtenftein, Jntereifenvertretung, S. 8f. — Verhandlungen des erften 
Katholitentages, S. 159, 217 fi., 230, 239. 
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Gefahr läuft, von den centrifugalen nationalen Strömungen in 
Stücke geriſſen zu werden? Eine Variation auf eine alte Melodie 
iſt es, die man zu hören bekommt. Nur ſollten die „hiftorifch-poli= 
tiſchen Individualitäten“ jetzt nicht mehr erhalten, jondern erſt — 
geichaffen werden! Und diejer neuefte Vorſtoß war um jo wuch— 
tiger, als er von der Zeitſtrömung begünftigt umd überdies 
mit wiſſenſchaftlichem Nüftzeug unternommen wurde. Denn, wie 
der Fatholifch-jocialen Bervegung Deutjchlands ein Theoretiker in 
Franz Hibe! erftand, fo derjenigen Öfterreidhs ein folder in der 
Perjon des Freiheren Karl von Vogeljang. 

Urſprünglich meclenburgifcher Grumdbefiter, dann aus dem 
Norden nach Öfterreich eingewandert, jeit 1875, nachdem ex fein 
Bermögen durch den Börſenkrach verloren, Redakteur bezw. Mit- 
arbeiter des „Baterlands“ und jeit 1879 Herausgeber der von ihm 
gegründeten Monatsſchrift für Geſellſchaftswiſſenſchaft und Volks- 
wirtſchaft, hat Bogelfang, auf alle lärmende Agitation verzichtend, 
durch feine weitreichenden Verbindungen und feine reiche publi- 
ziſtiſche Thätigkeit? bis zu feinem am 8. Nov. 1890 erfolgten 
jähen Tode einen maßgebenden Einfluß auf die Socialpolitik 
feines zweiten Vaterlandes ausgeübt. Selbft politiſche Gegner 
haben gemeint, ihm die hohe Anerkennung nicht verjagen zu 
dürfen, daß „er ein Mann von großer Bildung und umfafjendem 
Willen, ein Denker von wirklicher, echter Originalität“ geweſen ®. 
Ich möchte letzteres beftreiten. Er war Eklektiker; wenigſtens ift 
mir in feinen Schriften kein Gedanke begegnet, der nicht vor ihm 


"Bol. Franz Hitze, Die fociale Frage und die Beftrebungen zu ihrer 
Söfung. Paderborn 1877. — Die Quinteffenz der focialen Frage. Paderborn 
1880. — Kapital und Arbeit und die Neorganifation der Gejellfchaft. Pader- 
born 1880. 

? Ein Shftem hat Bogelfang nicht hinterlaffen. Seine Schriften find 
weit zerſtreut. Eine foftematiiche Sufammenfaffung feiner Lehren unter mög. 
lichſter Benugung des Driginaltertes Hat Wiard Klopp verjucht unter dem 
Zitel: „Die jocialen Lehren des Frh. Karl v. Vogelſang, Grundzüge einer chrift- 
lichen Gejellicjafts- und Vollswirtſchaftslehre, aus dem litterariſchen Nachlaffe 
desjelben zufammengeftellt." St. Pölten 1894. — Bol. auch Gejammelte Aufjähe 
ber focialpolitifdje und verwandte Themata. I. Bd. Augsburg 1886, ſowie die 

Abhandlungen aus feiner Feder im „Vaterland“ und in der Monatsſchriſt 
für Gejeljehaftswifienichaft und Volkswirtichaft (päter Monatsſchrift für chriſtliche 
Soeialreform). Über Vogelfang auch Rud. Meyer, Gmancipationsfampf. L Bd. 
2. Aufl. Berlin 1892. ©. 85 ff., bei. 9. 

3 Urbeiterzeitung, IT. Jahrg., Nr. 46 v. 14. Nov. 1890, ©. 3 f. 
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ſchon von anderen ausgeſprochen worden wäre!. Doc war er 
mehr als ein origineller Kopf: ein Charakter, ein warmherziger, 
uneigennübiger, edler und wahrbeitsliebender Menſch, nicht? ges 
ringes zu einer Zeit und in einem Lande, wo kalte Berechnung, ge- 
meine Selbſtſucht und ſchlecht verhehlte Unwahrhaftigkeit das 
öffentliche Leben nahezu beherrichten. 

„Kampf gegen den Liberalismus in jeder Form!“ hat Vogel: 
fang jelbft als die Devife feines Schaffens bezeichnet. „Organi⸗ 
Sation des durch den Liberalismus der Fürften, den Abfolutismus 
und den Liberalismus der Völker, den parlamentarifchen Konfti= 
tutionalismus in Atome aufgelöjten und der Fäulnis überlieferten 
Staates, Wiederaufbau des Geſellſchaftskörpers, damit jedes Glied 
dem Wohle des Ganzen, das Ganze dem Wohle jedes Gliedes 
diene, Belebung des neugebildeten Organismus dur) den Geift 
des Chriftentumes, der allein das vielteilige Gebilde zufammen 
und für feine Zwecke fähig zu erhalten vermag“, dies ift in feinen 
Augen das Ziel, „auf welches bewußt oder unbewußt alles hin- 
arbeitet, was in den mächtigen Ruf nach jocialer Reform ein- 
fimmt“®. 2. Freilich nur eine jittlich-religidfe Wiedergeburt vermag 


ı In feiner Kritik der beitehenden Geſellſchaftsordnung jchließt er ſich im 
wejentlichen an den wiljenjchaftlichen Socialismus, namentlid an Marx, in feiner 
pofitiven Theorie und in feinen praftifchen Forderungen an die ihm voraußgegangenen 
fatholifchen ESocialreformer, insbejondere aber auch an feinen Zeitgenofien Franz 
Hitze an, deifen Schriften Bogelfangs Anfchauungen wejentlich beeinflußt zu haben 
icheinen. Auffällig ift vor allem die Thatſache, daß in den erften beiben Jahr⸗ 
gängen der Monatzichrift zwei Abhandlungen enthalten find (1879 ©. 568 ff, 
1880 ©. 4 ff., 64 ff), die in ihrer wohlthuend nüchternen Auffaffung des Ge 
gebenen wie de3 wirtjchaft3politiich Crreichharen ftarf von den nachmals dafelbk 
vertretenen Grundfüßen abweichen. Gänzlich „ausfichtslos“ nennt dort der Berfaffer 
das Bemühen, „durch fragmentariſche Wiederherftelung der alten Handwerfi 
verfaffung die induftrielle Gejellihaft zu reorganifieren*. Namentlich feien „Ber: 
bietungsrechte nicht mehr möglich”, ebenſo „geſchloſſene Wirtichaftsgemeinde (Bes 
friedigung aller Bedürfniſſe innerhalb derjelben) und geichlofjenes Arbeitägebiet (Ge⸗ 
werbeabgrenzung) nicht mehr durchführbar“. Die betreffenden Aufjäße ftammen von 
Dr. Betermann, dent gegenwärtig leitenden Beamten der Geheftiftung in Dresden, 
welchem ich wichtige Mitteilungen verdanfe. Sie hätten wohl ſchwerlich Aufnahme 
gefunden, wenn fie nicht zur Zeit ihres Ericheinens in der Hauptjache wenigftens 
auch den Anfichten des Herausgebers entjprochen Hätten, deren Wandel dann auch bie 
Löſung des Verhältniffes zu Petermann nad; jich zog. Übrigens foll Vogelfangs 
jpäterer Radikalismus nıchrfach auch zu Konflikten mit der Adelspartei geführt Haben. 
Volle Klarheit wird freilich erft die Veröffentlichung der gegenwärtig noch in dem 
Händen feiner Tochter Marie v. Bogelfang befindlichen Papiere bed Verſtorbenen 
bringen, Die bisher aus Rückſichten gejellichaftlichen Taktes unterblieben if. 


® Nogeliang, Gelammelte Aufſätze, S. 
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dies Wunder zu wirken. Immerhin ift es möglich, durch geeignete 
Maßnahmen der Fünftigen Entwidlung die Wege zu ebnen; auf 
gewerblichem Gebiete vor allem durch Erhaltung des Handwerkes 
mit allen feinen politiſch, focial und ethifch wertvollen Eigenschaften. 
Zerftört hat e3 die Mafchine und das allmähliche Zerfallen feiner 
fittlihen und wirtſchaftlichen Grundlagen, den lebten Todesſtoß 
gab ihm die Manie des Yreihandel® und die damit zufammen- 
hängende Teilung der Arbeit. Will man das Handwerk erhalten, 
muß man dag Abjabgebiet beſchränken. Denn je größer das Abjat- 
gebiet ift, je mehr e3 alſo zur Maſſenproduktion einladet, defto 
größer ift der Drang zur Aktienfabrik, zur Herrſchaft des Groß- 
fapitales und der Großmagazine über die menschliche Arbeit, zur 
Specialifierung der le&teren, alfo zur Degradierung der menſch— 
lichen Würde des Arbeiters. Je mehr fich hingegen das Abjatgebiet 
umgrenzt, je fleiner aber ficherer es wird, defto mehr verliert die 
Specialifterung der Arbeit ihren Anreiz, deſto mehr tritt das 
Gleichgewicht zwiſchen Menfchen und Maſchine ein und endlid 
das Übergewicht des Menjchen über die Mafchine, der Handwerks: 
betrieb. Daher Einſchränkung der Abjabgebiete, forporative Organi— 
fation der Gefellihaft und Befeilung der gefhaffenen autonomen 
Verbände mit „den Amtern der nationalen Arbeit“! Damit 
aber auch Rückkehr zur „hriftliden Socialordnung des Mittel: 
alter3, die, ein socialpolitifcheinfarniertes Chriltentum, wie die gen 
Himmel ftrebende Majeſtät gothiſcher Dome die in ſich abgejchlofjene 
Schönheit griediicher Tempel, fo die edeljte Entwidlung des 
Altertumes unvergleidylich überragt.“ Denn was ift „die ganze 
iociale Bewegung unjerer Tage überhaupt anderes als ein Wieder> 
erftehen der feudalen Ydee!?“ 

Sp feierten denn in der „Behandlung focialer und wirt— 
ihaftlider Probleme nad Fatholifhen Principien” durch den 
„Hriftlihen Sociologen” Vogelſang die romantiſchen Theorien 
eines Friedrich Gent, Adam Müller und Ludwig Haller ihre Auf- 
erftehung. Nicht, daß dies geichah, ift wunderbar — denn, wann 
immer der ftarre Geift katholiſcher Dogmatik und die bewegliche 
Socialwiflenihaft fih paarten, haben fie dieſelben Kindlein zur 
Welt gebracht —, jondern daß dieje Lehren Schule machen Eonnten, 
und zwar aud) bei Leuten, die feine felbftfüchtigen Zwecke verfolgten, 


1 W. Klopp, Sociale Lehren, ©. 5l, 54 ff. 137 ff., Br 540 ff., 548 
Waentig, Gewerblide Mittelſtandspolitik. 
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wie die größere Menge der Hochadeligen Herren. Diefe lebteren 
bedurjten überhaupt feiner theoretiſchen Anleitung, fie brauchten 
nur ihren politiichen Inſtinkten zu folgen; fie wußten gar wohl, 
warum fie fi für eine Feudalifierung von Staat und Geſellſchaft 
ervärmten, zu deren Gunften fie jchwerlih einen Finger ge: 
rührt haben würden, hätten fie dabei etwas zu verlieren gehabt. 
Es war der alte ariftofratijche Löwe, der jeine Tate erhob, um ber 
lärmenden Roture zu zeigen, daß noch immer er und er allein der 
Herr im Lande jei, wenn er wolle. Und er hat es beiwiefen. 

Im Februar 1879 demifjionierte das Kabinett Auersperg. 
Nach einem kurzen Interregnum des politiſch farbloſen Miniſteriums 
Stremayer ergriff im Juli desjelben Jahres Graf Eduard Taaffe, 
der dem proviforifchen Kabinett bereits ala Minifter bes Innern 
angehört hatte, als Minifterpräfident die Zügel der Regierung. 
Sein Auftreten bedeutete einen tiefgreifenden Umſchwung in ber ganzen 
inneren Politik Öfterreichd. Die ſchon feit längerer Zeit nur mit 
größter Mühe noch aufrechterhaltene Fiktion, daß es ein rein deutfcher 
Staat fei, ward endgiltig aufgegeben. Im Principe twenigftens 
ward ſchon damals die volle Gleichberechtigung der Nationalitäten 
anerkannt. Der klugen Vermittlung Taaffes gelang e3, der tſchechiſchen 
Abdftinenzpolitit ein Ende zu machen: die Tſchechen traten, wenn 
auch unter formellem Proteſt, in den Reichgrat ein. Am 7. OM. 
1879 war zum erſten Male ein VBollparlament verfammelt. Eine 
totale Verſchiebung der politiiden Macdtverhältniffe innerhalb 
des Haufes war die Folge. Die Bildung des Togenannten 
„eifernen Ringes“ (Polen, Feudalklerikale, Alttſchechen) machte der 
Herrſchaft de3 Liberalen Flügels mit einem Schlage ein Ende. „Die 
gejamte Rechte”, Heißt es in einer Proflamation jener Tage, 
„wird al3 eine große organijierte Partei in das parlamentarifche 
Leben eingreifen.“ Die Bahn war frei! 

Dies alles geſchah um diejelbe Zeit, da auch die reaktionäre 
Handwerferbewegung ihren Aufſchwung zu nehmen begann. Und 
man könnte wohl an einen engeren Saujalzufammenhang beider 
Strömungen denten. Ich habe einen ſolchen nicht ausfindig machen 
fönnen. Wohl ift es möglich, ja wahrſcheinlich, daB, wie ich 
früher angedeutet, die zündenden Schlagworte Befähigungsnadhweis 
und autonome Zwangsgenoſſenſchaft im entjcheidenden Diomente 
von oben in die Maſſen geichleudert wurden. Doch wäre man 
unzweifelhaft über kurz oder lang auch ohne diefe Hilfe bei dem 


— 15 — 


gleihen Ziele angelangt. Und in ihrer Entftehung ift die Hand» 
werferbeiwegung exit recht von feudal-klerikalen Einflüſſen gänz- 
lich unabhängig, da fie bekanntlich im Liberalen Lager ihren Ursprung 
nahm!. Auch eine Verſchmelzung beider Strömungen unterblieb. 
Was fie vereinte, war der gemeinfame Kampf gegen den wirtjchaft- 
Yichen Liberalismus. Stärker jedoch erwies fih ein trennendes 
Moment, ihr abweichender verfaffungspolitifcher Grundcharakter. 
Während die klerikale Adelsbewegung vor allem eine politifche Reak— 
tion anftrebte und hieraus auch gar feinen Hehl machte, Hatte jid 
die demokratiſche Handwerkerbewegung auch in ihre neuere Entwick⸗ 
Yungsphafe hinein politifch Liberale Anſchauungen aus der Ber: 
gangenheit herübergerettet und befundete eine offene Abneigung gegen 
jederlei Bevormundung aus den höheren Regionen. Wie „die Apoftel 
des Geldſackes“ befämpfte die Fleinbürgerliche Preife „auch jenen 
terifalen Heerbann, welcher die Religion nur zum Vorwande 
nimmt, um das Bolt zu verdummen, zu knechten und auszu— 
beuten, welcher nicht die idealen Ziele der Kirche im Auge hat, 
fondern materielle Zwecke verfolgt.“ Der öſterreichiſche Gewerbe— 
ftand, Heißt e3 ein ander Mal, „it Mann’3 genug, feine An- 
gelegenheiten jelbft in die Hand zu nehmen, und er braucht weder 
die Advofaten noch die Pfarrer, weder die Jeſuiten im Trad 
noch die Advokaten in der Kutte?!“ Solche und ähnliche 
Außerungen, welche „die Schladhttrompete des Gewerbeftandes“, 
fo Hatte ſich die Morgenpoſt ſelbſt getauft, alltäglich in die Welt 
hinauspofaunte, Tonnten ariftofratiiden und klerikalen Obren 
nicht fein und lieblid Klingen. Und wie hätte auch ein Social— 
reformer vom Sclage Liechtenſteins, der namentlich „durch ver- 
mehrte Pflege des jegt jo vernachläſſigten Religionzunterrichtes, 
buch ftrammeres Anziehen der geloderten Disziplin und durch 
eine zeitgemäße Reform der Schule die Zahl der Gehorjamen, 
der den beftehenden Autoritäten zugängliden und anhänglichen 


2 Wohl aber ift e8 möglich, dat die Mitte der fiebziger Jahre in Ungarn 
entftehende Gewerbebewegung (1876 Gemwerbetag von Szegedin und 1879 von 
Budapeft!), die ſich gegen das höchſt freifinnige ungarifche Gewerbegeſetz von 1872 
kehrte, auf Öfterreich hinüberwirfte (Heltai, Die ungarifche Gewerbebewegung, 
in Schmoller3 Jahrb. VIII, 1884, ©. 1117 ff., bei. 1129 ff.). Spuren find mir je- 
doch auch) davon nicht begegnet. 

2 Morgenpoft, Jahrg. 1881, Nr. 323 u. 340 Beil. 

3 Morgenpoft, Jahrg. 1881, Nr. 328. 
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Elemente” vermehren, die der „anarchiſch veriwilderten” vermindern 
wollte!, die Herzen derer gewinnen fünnen, die im Bollgefühle 
ihres jüngft erworbenen foctalen Selbſtbewußtſeins foeben ihre 
politiihen Flitterwochen feierten? 


Drittes Kapitel. 
Die Reform. 


Die „Feudaliſierung“ von Staat, Gejellichaft und Bolkswirt- 
Ihaft war das Ziel, dem die „Konfervativen“ vermittelft ihrer 
reaktionären Gewerberechtsreform zuftrebten. Gelang e8, die letztere 
durchzufeßen, jo war die in jahrhundertelangen Kämpfen errungene 
Einheit der gewerblichen Gejeßgebung und Verwaltung preißgegeben, 
autonome Korporationen, Herde widerjtreitenditer Intereſſen, 
waren zu maßgebenden Faktoren des Wirtſchaftslebens erhoben, 
alle centrifugalen Zendenzen um ein Bedeutendes verftärtt. Dem 
erſten Schritt auf diefer abjehüfjigen Bahn wären binnen kurzem 
andere gefolgt, unabjehbare Konjequenzen hätten fich daran knüpfen 
fönnen. Kein dfterreihiicher Staatsmann durfte Hierzu die Hand 
bieten; am wenigſten Graf Taaffe, der al3 Augendfreund und 
treuer Diener feines Tatjerliden Herrn, Jolange er am Ruder ivar, 
feine höhere Aufgabe kannte, als der Dynaſtie den Einbeitzftaat 
Hſterreich zu erhalten. 

Treilich war die Lage des Ninifteriums eine kritiſche. Eine aber: 
malige Bertagung der Gewerberechtsreform, offenbar der bequemite 
Ausweg aus dem Dilemma, mußte ausgejchloffen erfcheinen. Zu 
oft hatte die Regierung in jolenner Form die dringende Ber: 
bejlerungsbedürftigteit des geltenden Rechtes anerkannt und that 
e3 abermal3 in der Thronvede? vom 8. Dft. 1879, in der fie eine 
baldige „Revifion der Gewerbegeſetze mit Beachtung der ſeit Er- 
laffung der Gewerbeordnung von 1859 gewonnenen Erfahrungen 
zum Zwecke der Förderung der gewerblichen Intereſſen, ins: 
befondere durh Kräftigung des Kleingewerbes und zeitgemäße 
Regelung des Verhältniffes zwiſchen Arbeitgebern und Hilfs» 
arbeitern”, in Ausficht ftelltee Dazu fam, daß feit 1877 die 


ı Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., IX. Seſſ., ©. 2688. 
2 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., IX. Seſſ., Nr. 1 d. Beil. 
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Handiwerferbewegung auch die gefeßgebenden Körperfchaften und zwar 
zunächſt die Yandtage ergriffen hatte!. Und mochte nun hier der 
Sturmlauf gegen die Gewerbefreiheit nach kurzem Kampfe fiegreich 
abgeichlagen werden, wie 3. B. in Niederöfterreih und Mähren, 
oder, wie anderwärts, zu kleingewerblichen Enqueten, erregten 
Debatten und kategoriſchen Rejolutionen in reattionärem Sinne 
führen, ignorieren fonnte man dieſe Kundgebungen ſchon deshalb 
nicht, weil die Regierungspartei de3 Reichaparlamentes, die neu— 
geichaffene Majorität des Abgeordnetenhauſes, mit Entjchiedenheit 
auf einer Reform beftand. Doch auch an ein einfaches Zurüdgreifen 
auf den von den politifchen Behörden, Kammern und gewerblichen 
Bereinen im allgemeinen beifällig aufgenommenen Entwurf von 
18772 war unter den obiwaltenden Umständen nicht wohl zu 
denten. Im Grunde ivie feine Vorgänger liberalen Wirtſchafts— 
principien zugethan®, dabei jedoch durch die veränderten politischen 
Verhältniſſe gezivungen, ſich einer reaftionären Strömung anzu= 


1 Verhandl. d. Salzb. Landt., 7. Seil. IV. Per. 1877, ©. 328,584; 1. Sell. 
V. Ber. 1878, ©. 253 f., 292, 693 f.; 2. Seff. V. Per. 1880, ©. 5, 317, 359, 
422, 658, 907; 3. Self. V. Ber. 1881, ©. 553 ff., 1107 ff.; 4. Seſſ. V. Ber. 
1882, ©. 273 ff. (Bericht des Land. Ausfch. d. Herz. Salzburg betr. d. Erhebung 
über die Regelung des Gewerbeweſens im Herz. Salzburg), 1227 ff.; 5. Sefl. 
V. Ber. 1883, ©. 197, 267, 477, 626, 955. — Landt.-Blatt über d. Gib. d. mähr. 
Landt., VI. Zandt.: Ber. 1. Sell. 1878, ©. 171, 257 f. — Sten. Brot. d. nieder: 
Öfterr. Landt., 1. Seſſ. V. Wahlper. 1878, ©.36, 213 ff. — Ber. über d. Verh. 
d. oberöfterr. Landt., VI. Landt.:Per. 1. Seſſ. 1878, ©. 216, 255 ff.; VI. Landt.: 
Der. 2. Seſſ. 1880, ©. 142ff., Beil. 31 u. 70 (Bericht des Land. : Auzfch. über 
eine in Rüdficht auf den Antrag des Dechanten Grünberger u. Gen. bei 13 Landes⸗ 
ausſchüſſen gehaltene Umfrage). — Sten. Sit.:Ber. d. vorarlbd. Landt., 1. Sefl. 
V. Landt.-Per. 1878, ©. 87, 121ff.; 2. Seſſ. V. Landt.:Per. 1880, ©. 124 ff., 
Beil. X (Bericht d. volkswirtſch. Ausſch. über eine ſeitens des Land.-Ausſch. durch 
Einberufung von Gewerbetreibendenverfammlungen in verjchiedenen Orten des 
Kronlandes veranftaltete Getwerbeenquete). 

2 Sutachtliche Außerungen über den Entwurf einer neuen Gewerbeordnung 
(Wien 1879). Allgemein herrſcht das Verlangen nad) Aufhebung der Zwangs⸗ 
. genofjenfchaften (©. 73 ff.); für deren Aufrechterhaltung verwendet fich allein die 
Statthalterei in Lemberg (©. 81). Nur ganz vereinzelte Stimmen, fo der mäh— 
riſche Gewerbeverein in Brünn und die Kammer Graz, plädieren für den Be: 
fähigungsnachweis (©. 11, 18). 

s „E3 ift unrichtig,“ jchreibt Graf Belcredi am 18. Jan. 1880 an Rudolf 
Meyer, „dab ... Graf Taaffe ein Konſervativer ſei. Das Gegenteil ift von ihm 
wie von ber Majorität des Minifteriums wahr.“ (R. Meyer, Hundert Jahre 
fonferdativer Politit und Litteratur. 1. Bd. ©. 317.) Hierzu vergl. aud 
Nudolf Meyer, Heimftätten- und andere Wirtjchaftsgejeße. Berlin 1883. 
©. 560, 605. 
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pafjen, verzichtete das Kabinett Taaffe gar bald darauf, bie 
gewerbepolitiihe Führung zu übernehmen, indem es ſich in der 
Defenfive darauf beſchränkte, den grundftürzenden Plänen der 
„Konfervativen“ die Spite abzubrechen, ohne es doch mit diefem 
unentbehrlidden Faktor ganz zu verderben. 

Bon diefem Standpunkte aus erhält der mehrjährige bizarre 
Streit um die Reform der Gewerbeordnung eine befonbdere Be 
leuchtung. Nicht die Überzeugungskraft ſachlicher Argumente, 
ſondern die Überlegenheit diplomatifcher Taktik im politifchen 
Machtkampfe gab den Ausſchlag. Darum war e8 auch ziemlich 
gleichgiltig, wer um jene Zeit an der Spite des Handel3amtes 
ftand, ob von Korb-Weidenheim (12. Aug. 1879 bis 26. Juni 
1880), von Kremer-Auerode (bi3 14. Yan. 1881) oder von Pino- 
Triedenthal (bis 16. März 1886). Es waren Männer ohne 
jelbftändige Bedeutung, Gejchäftsführer des Dtinifterpräfidenten, 
von denen fein einziger feiner Amtsführung den Stempel einer 
Individualität aufzudrücden vermocht hat. Und wie dag Minifterium 
Taaffe feine Aufgabe damals auffaßte, hätten in der That Per- 
fönlichfeiten mit einer ausgeprägten und in fi abgejchlofjenen 
wirtſchaftspolitiſchen Grundanſchauung der Abwidelung der Re 
gierungsgeſchäfte nur Hinderlich fein können. 

Um fein in der Thronrede gegebenes Verſprechen einzuldjen, 
brachte das Minifterium am 26. Nov. 1879, alfo kurz nad Eröff⸗ 
nung des PBarlamentes, im Abgeordnetenhaufe eine Vorlage zur 
Reform der Gewerbeordnung ein!. Es war ein Brudftüd: mit 
Umgehung der zu erwartenden Kämpfe follte zunächft in aller Eile 
die Reform de3 Arbeiterredhtes und der gewerblichen Hilfskafſen 
durchgejegt ſowie die Einführung der Gewerbeinfpeftoren ficdergeftellt 
werden. Der Plan war klug, aber er mißlang. Dem zur Beratung 
eines neuen Haufiergefeges gewählten Ausſchuſſe überwieſen, ftieß 
der Entwurf jofort auf lebhaften Widerſpruch, der übrigen? 
auch in zahlreichen Betitionen feinen Ausdrud fand. Insbeſondere 
entfejjelte der am 5. Febr. 1880 ſeitens der Abg. Löblih u. Gen. 
eingebraddte Antrag auf Ausdehnung der Ausjchußberatungen 
über alle Ztveige des Gewerbeweſens ftürmifche Debatten, in deren 


I Eten. Brot. d. Abgeordnnetenh., IX. Seil., ©. 356 u. Nr. 63 der Beil; dazu 
Joſef Kaizl, Ter Regierungsentwurf eines Geſetzes zur Abänderung und Grs 
gänzung der Gewerbeordnung in Cfterreich. (Conrads Jahrb., Jahrg. 1879, 34. Dpd., 
S. 294 ff.) 
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Berlaufe das Vorgehen der Regierung einer höchſt abfälligen 
Kritik unterzogen wurde!. 

Auf erweiterter Grundlage wurden jebt die Ausfchuß- 
verbandlungen fortgejeßt und noch einmal griff Reichauer in die 
Reformbewegung ein. Sein Bericht an den Gewerbeausſchuß vom 
26. April 1880 juchte zu vermitteln?, war aber vielleicht gerade 
deshalb bei der wachjenden Verſchärfung der Parteigegenfähe aus- 
ſichtslos. Denn fein entjchiedenes Eintreten für eine Reorgani- 
jation der Genoſſenſchaften, die allerdings? nur für die Lehrlinge 
befchäftigenden Gewerbsleute ihren Zwangscharakter behalten 
ſollten, ſowie für eine geordnete Ausbildung und beſchränkte Ber- 
wendung des jugendlichen Nachwuchſes mußte die Liberalen, feine 
ebenjo energifche Bekämpfung des Befähigungsnachweiſes umgekehrt 
die Klerifalen vor den Kopf ftoßen®. Jedenfalls gelangte man zu 
feinem befriedigenden Ergebniffe und die Beratungen wurden ab— 
gebrochen, als die Regierung am 16. Dez. 1880 ihre Vorlage zu= 
rüdzog und fie durch einen neuen Entwurf erjeßte, der, dem all- 
gemeinen Wunſche nachgebend, wiederum eine Revifion der ge= 
famten Gewerbeordnung in Ausfiht nahm. 

Ein ſeltſames Geſchick jollte diefer Regierungsvorlage beichieden 
fein. Als einheitliches Ganzes ward fie dem Gewerbeausſchuſſe 
anvertraut, in Bruchſtücken und von Grund auf umgeändert hat 
fie ihn Später wieder verlaffen. Und doc ſchien auf den erſten 
Blick die Sprache des Motivenberichtes feinen Zweifel darüber 
zu lafien, daß es fich wenigſtens im Hinblid auf die geforderte Ein- 
dämmung der Geiverbefreiheit diesmal um ein Ultimatum handele. 
„Da3 Handelsminifterium fteht nit an zu erklären,“ bemerkt der 
Referentd, „daß e3 unter den in der Vorlage angegebenen Ein 
fchränfungen auf dem Boden der Geiwerbefreiheit fteht und von 
der fortichreitenden Entwicklung des gewerblichen Unterrichtsweſens 
eine allmähliche befriedigende Löſung der fchwierigen Trage des 
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1 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., IX. Sefſ., S. 1191 ff. u. Nr. 124 d. Beil. 

2 Bericht des Abg. Heinrich Reichauer an den Gewerbeauzjchuß des hohen 
Adgeordnietenhaufes über die maßgebenden Principien, nach denen die Revifion 
ber Gewerbeordnung vom 20. Dez. 1859 vorgenommen werden fol. (Wien 
26. April 1880.) 

° Daſelbſt S. 2 ff., 11f., 14 ff. 22, 25 ff., 39. 

* Sten. Brot. d. Abgeordnetenh., IX. Sefl., ©. 3529, 3539 und Nr. 253 
d. Beil. Entwurf einer neuen Gewerbeordnung ſamt Motiven. Wien 1880. 

5 Entwurf, ©. 85. 
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Befähigungsnachweiſes erwartet.” Zwar fei, wie aus mannig- 
fachen Beftimmungen des Entwurfes hervorgehe, der Standpunft 
des Minifteriums „keineswegs ber einer ſchrankenloſen Gewerbe: 
freiheit”; doch habe andererſeits, „jo jehr auch vielfadhe Peti— 
tionen von Kleingewerbetreibenden die Normierung eines Be— 
fähigungsnachweijes bei dem Antritte der bisher freien Gewerbe 
anftreben, eine Änderung der Gewerbeordnung in dieſer Richtung 
in die jeßige Vorlage nicht aufgenommen werden können. Biel: 
mehr jei die Regierung, abgejehen von zahlreichen entgegengejehten 
Wünſchen anderer Intereſſenten, der Anficht, daß die Hebung des 
geiwerblichen Lebens zunächſt aus der Organijation der Genofjen- 
ſchaften fich entwideln werde; dort ferien die jebt beftehenden 
Klafjengegenfäße zwilchen den Gewerbetreibenden und ihren Hilfs- 
arbeitern auszugleichen, durch Regelung des Lehrlingsweſens, durch 
fachliche Ausbildung der Lehrlinge die Elemente zu einem intelli- 
genten Gewerbejtande heranzuziehen und überhaupt durch die zu 
erhofiende Thätigfeit der Genofjenichaften weitere Reformen im 
Gewerbeleben vorzubereiten. „Auf diefem Wege”, jo erwarte man, 
„werde aud) die jo vielfach beftrittene Frage der Gewerbefreiheit und 
de3 Bejähigungsnachmweifes ihre meitere Anregung und Klärung 
finden.“ Thatſächlich Liegt der Schwerpunkt der Regierungsvorlage 
in ihren Beftimmungen über die NReorganifation der Zwangs— 
genoſſenſchaften, während fie fi) im übrigen noch eng an die Re- 
formentiwürfe der ausgehenden jiebziger Jahre anfchließt. Es war 
dies die erſte Konzejfion an die reaftionäre Strömung. Es ſollte 
nicht die lette fein. 

Der genoſſenſchaftliche Zwangsverband unter denjenigen, welche 
gleiche oder verwandte Gewerbe in einer oder in nadhbarlichen 
Gemeinden betreiben, bleibt aufrecht erhalten (3 61). Doch wer: 
den einmal „Inhaber und Hilfsarbeiter fabritmäßjger Betriebe, 
injofern diejfe nad) ihrem Umfang und ihrer Beichaffenheit an der 
Gejamtheit der den Genoſſenſchaften vorgezeichneten Zwecke nicht 
beteiligt erjcheinen“, von ihrer bisherigen Beitrittspflicht entbunden 
($ 63). Und e3 werden zweitens die Korporationen des Patentes 
don 1859 in „paritätifche” verwandelt: Gemwerbsinhaber und 
großjährige Hilfsarbeiter find principiell gleichberechtigte „Mit: 
glieder“ desfelben Verbandes ($ 62). Minderjährige Gehilfen, 
Lehrlinge und zu untergeordneten Hilfsdieniten im Gewerbe ver: 
wendete Arbeitsperfonen find als „Angehörige” der Genoſſenſchaft 
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zwar deren Vorſchriften unterworfen, ein Recht auf Vertretung 
und Wahl jedoch fteht ihnen nicht zu (8 68). Den mannigfacdhen 
Schwierigkeiten, die fich bei der praktiſchen Durchführung des 
Geſetzes aus dem Intereſſengegenſatze der zwangsweiſe Zufammen- 
geketteten unzweifelhaft ergeben haben würden, ſucht der Entwurf 
durch eine Reihe ſehr detaillierter Normen zu begegnen, ohne daß 
es ihm gelungen wäre, die vorhandenen Bedenken zu beſeitigen. 
Blieb doch ſchon das Paritätsprincip unverwirklicht. Denn, da 
nah 8 81 der Genofjenichaftsvorfteher unbedingt dem Stande 
der Gewerbsinhaber angehören, diefer aber in den Sibungen 
de3 aus Arbeitgebern und Arbeitern in gleiher Zahl zufammen- 
gefetten Verwaltungsausſchuſſes der Genoffenichaft bei Stimmen- 
gleichheit den Ausſchlag geben follte, jo wäre bei allen principiellen 
Meinungsverfhiedenheiten der Meifterichaft von vornherein das 
Übergewicht gefichert und andererfeit3 der Gejellenschaft ihr ohne: 
dies geringes Intereſſe an derartigen gemeinjamen Verhandlungen 
genommen geweſen. 

Über ein Jahr zogen fi) die Beratungen des Gewerbeaus- 
Tchufles Hin!. Und eine in den Monaten März und April des 
Sjahres 1881 ſeitens der Wiener Kammer veranftaltete jchriftliche 
und mündliche Gemwerbeenquete?, bei der die Meifter mit 147, Die 
Arbeiter mit 102 Delegierten vertreten waren, Tcheint zur Auf- 
klärung der ftreitigen Punkte ebenjowenig beigetragen zu haben, 
wie die am 16. März dezjelben Jahres vom exiten Subfomite 
des Gewerbeausſchuſſes im engiten Kreife abgehaltene Expertife 
über die Art der Erbringung des Befähigungsnachweiſess. Erft 


1 Genaueres darüber im Bericht des Gewerbeausſchuſſes. (Sten. Prot. des 
Abgeorbnetend., IX. Seff., Nr. 280 d. Beil., ©. 41 ff.) 

2 Bericht der vereinigten erſten'und zweiten Sektion der niederöfterr. Handels: 
und Gewerbefammer über die Regierungsvorlage einer neuen Gewerbeordnung 
vom Jahre 1880. Wien 1882; bei. S. IIIF., Vff., 5 ff, 14ff. Wie früher trat 
auch diesmal der fcharfe Gegenſatz zwiſchen Meiftern und Gehilfen in der Enquete 
hervor, infofern fich die überwiegende Mehrzahl der Gewerbsinhaber für, nur 
eine geringe Minderzahl derjelben und jämtliche Vertreter der Arbeiterjchaft 
gegen den Befähigungsnachweis und die Zwangsgenoſſenſchaften ausjprachen. 
Letzteren Standpunkt nahm in ihrem Bericht an dag Minifterium auch die Kammer 
jelbft ein. 

8 Expertiſe über die Art der Erbringung eines Befähigungsnachweifes be: 
hufs Antritt? eines handwerfsmäßig betriebenen Gewerbes im 1. Subfomite des 
Gewerbeausichuffes am 16. März 1881. Wien 1881. Mit Ausnahme des al 
Vertreter des Wiener Gewerbegenoijenichaftstages vernommenen Abg. Löblich 
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am 24. Mai 1882 erſchien ein gedrudter Ausfchußbericht, der 
zunächft nur die Reformoorjchläge enthielt; ein jpärlicher Motiven- 
bericht folgte im Juni nad". 

Als beſonders „mwünfchenswert und dringli” hatte die Re— 
gierung im Jahre 1879 die Reform des Arbeiterrechtes bezeichnet. 
„Wichtigkeit und Dringlichkeit“ jollten nunmehr auch) die gerabe 
entgegengejeßte Geſchäftsbehandlung rechtfertigen. Denn der Ge: 
werbeausſchuß hatte fi) vorläufig auf eine Revifion der Beftim- 
mungen über den jelbjtändigen Gewerbebetrieb und dag Genoffen- 
Ihaftswelen beichräntt, indem er in feinem Berichte eine Drei- 
teilung der Gewerbe in freie, Tonzejfionierte und handwerksmäßige, 
die Wiedereinführung des Befähigungsnachweiſes für die letzteren 
ſowie die Umwandlung der beftehenden Genoſſenſchaften in ſpecifiſch 
tleingewerbliche Ziwangsverbände empfahl. Wer die geiverbepoli- 
tiihen Strömungen der le&ten Jahre mit einiger Aufmerkfamteit 
verfolgt hatte, mochte nicht3 anderes erwarten. Und doc) fehlte 
nit viel, jo wäre die ganze Yeudalifierungsakftion zuguterlegt 
noch gejcheitert, weniger an dem MWiderftande der Gegner, ala an 
der Hilflofigfeit ihrer eigenen Träger. „Vorzüglich wünfchte ich 
eine Trennung des großen und kleinen Gewerbes, ferner eine 
Fabriks- und eine Handwerksordnung und einen entjchiedenen 
Bruch mit der Gewerbefreiheit. Jedoch, wie das machen?“ fragt 
Graf Belcredi, der Obmann des Gewerbeausfchufles, noch im 
Dezember 18792. Glücklicherweiſe fand fi im rechten Augenblide 
ein Helfer in der Not. 

„Es war vor einigen Jahren,” jo erzählte ſpäter der Abg. 
Dr. Ruß im Barlament?, „als ſich unfere Feudalherren einen 
nationalöfonomischen und focialpolitiihden Wanderlehrer beriefen, 
der aber nicht etwa von Gaſthaus zu Gafthaus, von Gewerbe: 
verein zu Gewerbeverein ging, nein, von einem bochmögenden 


ſprachen fi) fämtliche Experten gegen ben Befähigungsnachwei® aus, weil er 
wirfungslos, ſchädlich oder doch undurdhführbar fei. 

I Bericht de Gewerbeausichuffes. (Sten. Prot. d. Abgeordnetenh. IX. Eefi., 
Nr. 580 d. Beil.) Dal. auch E. Popper, Der Abänderungsentwurf zur öfter 
reichifchen Gewerbeordnung. (Conrads Jahrb., Jahrg. 1882, N. F., Bd. 5, 
©. 404 ff.) 

3 Rudolf Meyer, Hundert Jahre konſervativer Politik, S. 315. 

° Sten. Prot. d. Abgeorbnetenh., IX. Seff., ©. 8641. Daß Meyer von 
Öfterreih aus in die Redaktion des „Vaterland“ berufen wurde, nachdem er durch 
fein Buch über „politifche Gründer" in Deutfchland unmöglich geworben, erzählt 
er felbft. (Heimftätten- und andere Wirtichaftägefeke, S. 607, 609). 
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Schlofje zum anderen geladen wurde und dort im intimen Kreije 
die ſocialkatholiſche Politit lehrte.” Rudolf Meyer, der lebte 
Ritter der focialfonfervativen Partei, ift e3, der, als politischer 
Flüchtling im deutſchen Süden Schuß ſuchend, zum „Johannes 
der feudalen Partei und des Grafen Egbert Belcredi”, zur 
„Zriebfraft der wirtſchaftlichen Politik Hſterreichs“ und zum 
geiftigen Vater de3 neuen Gewerbegeſetzes geworden ijt!. Wenn 
er jelbft es nicht mit Stolz jagte?, die jüngft von ihm veröffent- 
lichten vertraulichen Briefe Belcredis müßten die lebten Zweifel 
zerftreuen. Beſchränkt auf „die eigene geringe Einficht und das 
eigene bejcheidene Können, allein unter meift unwiſſenden Kollegen 
gegenüber Liberalen, Fabrikanten und Bureaukraten“, verlaffen 
vom „ganz unfähigen Handelsamte“, weiß ſich Belcredi in 
feiner „nicht beneidenswerten,, ziemlich vereinfamten Stellung im 
Ausſchuſſe“ Leinen befferen Rat, als den Meifter „mit ragen zu 
beftürmen, fig Winke und Yingerzeige von ihm zu erbitten“ oder 
ihn in „kritiſchen Momenten“ zu ſich zu beitellen, um ſich „jeiner 
freundlidden Unterftüßung und feines erprobten Rates“ zu ver- 
fidern®. Aber was für ragen werden da geitellt! „In England 
beftehen wohl noch die alten Zünfte? Wie fteht e8 aber mit der 
Organiſation der Großinduftrie? Iſt diefe Genoſſenſchaft nad) 
Branchen oder fonftwie organifiert? oder ließ man fie wild auf- 
wachien, wie hier‘?“ Derart war die wiflenfchaftliche VBorbildung 
eine3 Mannes, der nach Meyer „jeit vielen Jahren mit etjerner 
Ausdauer an der Verwirklichung eines großen Syſtemes der fo- 
cialen Reform arbeitete” 5, der von fich jelbft ohne Überhebung 
behaupten durfte, daß er den Gewerbeausſchuß eines großen 
Barlamentes „beherriche” ®, und der nichts Geringeres plante als 


1 fiber R. Meyer? Berhältnis zu Belcredi und anderen Gliedern des Hod): 
adel3 vgl. den Leitartikel der „N. Fr. Preſſe“ (Morgenbl.) vom 12. Oft. 1894. — 
A. Naske, Die Gewerbebewegung S. 18. — R. Meyer, Emancipationslampf, 
1 (2. Aufl), ©. 528 f., und Denf., Heimftätten- und andere Wirtichaftsgefeke, 
©. 494 f., 501, 560 f. 

= R. Meyer, Hundert Jahreu. ſ. w., ©. 311: „Belcxebi, Zallinger und ich, 
andere haben an der Gewerbeordnung nicht gearbeitet.“ Ahnliche Außerungen in 
R. Meyer, Ter Kapitalismus fin de siecle. Wien und Leipzig 1894. ©. 293 
und in Hardens „Zulunft“, IV. Jahrg. Nr. 44, ©. 341. 

SR. Meyer, Hundert Jahre u.f. w., ©. 314 f., 320 f., 329, 333. 

+ Ebenda ©. 319. 

5 Meyer, Smancipationzlampf, I, S. 529. 

Meyer, Hundert Jahre u. |. w., ©. 814 f. 
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eine radikale Umgeftaltung der beftehenden Wirtichafts- und Ge- 
ſellſchaftsordnung. 

Und die Regierung? Schon bei früheren Beratungen des 
Gewerbeausſchuſſes, ſo erklärte in der Sitzung des Abgeordneten: 
hauſes vom 6. Dez. 1882 der Handelsminiſter von Pino!, ſei an 
die Regierung die Trage herangetreten, wie fie ſich gegenüber den 
zu Tage tretenden Meinungsverſchiedenheiten verhalten werde. 
Sie habe e3 damals „behuf3 neuer Studien und reiflidder Er: 
wägungen“ nicht angemefjen gefunden, eine andere Haltung einzu: 
nehmen al3 eine zumwartende, ſich aber gleihiwohl an den Ber: 
handlungen in meritaler und formaler Beziehung beteiligt. Die 
entftehende Getwerbebewegung mit ihren VBerfammlungen, Beti- 
tionen u. ſ. w. habe dann den Ausfchlag gegeben. „Nach eingehender 
Erwägung und veiflicher Überlegung ſei die Regierung zu der 
Überzeugung gelangt, daß die von den Gemwerbetreibenden kund— 
gegebenen Wünfche ſehr beachtenswert feien und daß vielen der- 
felben die vollfte Berechtigung zugeſprochen werden müſſe. Sie 
habe auch die Überzeugung gewonnen, daß e3 unter den gegen= 
twärtigen Berhältniffen notwendig und wünſchenswert fei, daß 
bezüglich der Beftimmungen über die Art und Weife des Antrittes 
eines Gewerbes noch weitere Rejtriktionen Platz griffen, ala dieſe 
von der Regierungsvorlage in Aussicht genommen geweſen.“ Ahn- 
liches gelte Hinfichtlich der Früher im Hinblick auf eine Reorganifation 
der Genoſſenſchaften gemachten Vorſchläge. „Unter diefen Um: 
itänden habe das Minifterium beichloffen, dem von dem Ausſchuſſe 
vorgelegten amendierten Entwurfe beizutreten und für denjelben 
einzuftehen.” 

Wenn nın auch die Gewerbenovelle in der Form, in der fie 
offenbar als Ergebnis langmwieriger Kompromißverhandlungen 
zwilchen der Regierung und den Wortführern der Majorität vom 
Gewerbeausſchuß veröffentlicht wurde, To gut wie gefichert war, 
jo fam es doch im Parlamente wie außerhalb desjelben zu heftigen 
Auseinanderjeungen zwiſchen den Liberalen und ihren Gegnern®. 
Bezeichnend für die allgemeine Tage war es, daß auch Refchauer, 
der älteite und einſtens populärjte Vorkämpfer des Kleingewerbes, 


1 Eten. Prot. d. Abgeordnetenh., IX. Seſſ., ©. 8491 ff. 

? Für das liberale Mirtichaftsprincip ftritt namentlih auch die „N. Fr. 
Preſſe“. Cine damals veröffentlichte Artifelferie aus der Feder Sigmund 
Mayers erichien 1883 in Buchform mit dem Titel: Tie Aufhebung der Ge: 
werbefreiheit. 
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in den Debatten des Abgeordnetenhaujfes wider die Tatholiichen 
Socialteformer Partei ergriff. Gegen Liechtenftein polemifierend, 
der al3 der redegetwandteite der Klerifalen die Verteidigung des 
Belcrediſchen Entwurfes übernahm und es ſich dabei nicht ver- 
lagen Tonnte, da3 Programm de3 erften Katholitentages zu ent- 
wieeln?!, rief er aus: „Für feine Durchlaucht, glaube ich, Handelt 
es fich in leßter Linie nicht um das Handwerk, auch nicht um 
die Einführung von Beſchränkungen, jondern für feine Durchlaucht 
handelt e3 ſich in leßter Linie um nichts anderes al3 um die Ex— 
propriation der ihm verhaßten Liberalen und der fortſchrittsfreund— 
lichen Anduftrie Ofterreichg. Die Folge aber einer ſolchen Politik 
wäre eine mafjenhafte Austwanderung. Allerdings wäre dann die 
Bevölkerung auf jene Stufe herabgedrüdt, daß e3 einer gewifjen 
Partei ohne Schwierigkeit gelingen würde, dasjenige deal von 
einem’ Staate, das fie bereit3 im Jahre 1854 in Öfterreic) ver- 
wirklichen wollte, ‚zur Berwirklihung zu bringen?” Und er ſprach 
damit wohl nur aus, wa3 die einen wußten, die anderen wenigfteng 
ahnten. 

Noh verihärft wurden diefe Kämpfe durch den Erlaß de3 
neuen Wahlgeſetzes vom 4. Dit. 1882 (R.-G.-Bl. Nr. 142). 
Es ſchuf einmal für den böhmiſchen Fideikommißadel einen be= 
fonderen Wahlkörper und vernichtete dadurch das bis dahin be- 
ftehende Übergewicht der Deutfchen in der Kurie des Großgrund- 
beſitzes. Es fette ferner, was noc wichtiger war, in der Wähler- 
flafje der Städte und Landgemeinden den bisherigen hohen Wahl- 
cenfu3 auf 5 Gulden herab und erhob damit eine breite Schicht 
der Kleingewerblichen Bevölkerung. die fogenannten „Fünf-Gulden- 
Männer“, zu einem maßgebenden politifhen Faktor. Mochte nun 
auch die leßtgenannte Reform dem Beſtreben entipringen, da3 
Parlament volfstümlicher zu geftalten, erreicht wurde dieje Abficht 
nicht, da die Klerikalen es verjtanden, den größten Teil des 
jriiden Stromes in ihre Teiche zu leiten. Wohl aber gelang e3 
den Zünftlern, durch den Hinweis auf die nächſte Wahlkampagne 
einen Druck auf die widerftrebenden Elemente auszuüben und fie 
einzuſchüchtern. Der eigens zu dieſem Zwecke auf den 12., 13. 


1 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., IX. Seff., ©. 8552 ff. Übrigens ftanden 
ſchon damals Belcredi mit jeinem Heinen Anhang und Liechtenftein mit dem Gros 
ber Konfervativen keineswegs völlig auf dem gleichen Standpunkte, wenn fie auch 
äußerlich gemeinfame Sache machten. Bergl. au Rud. Meyer, Heimftätten: 
und andere Wirtſchaftsgeſetze, ©. 561, 608 f. 

2 Sten. Prot. d. Abgeordnetend., IX. Seſſ., ©. 8592. 
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und 14. Nov. 1882 nad) Wien einberufene und ziemlich ftürmijch 
verlaufende zweite allgemeine öfterreichiiche Gewerbetag! erwies 
fi ganz al3 das geeignete Mittel. Auch die kernigen Worte einer 
von den damaligen Leitern der Handiwerkerbewegung erlafjenen 
Prollamation: „Der öfterreichiihe Gewerbeftand Hat laut und 
vernehmlich geiprochen ; er wird nun jehen, wer für ihn ift und 
wer gegen ihn, und danach wird er jein fernere3 Verhalten 
einrichten!” ſowie die gleichzeitig an die Wähler gerichtete Auf: 
forderung, bloß den „freundlich gefinnten” Abgeordneten Tünftig 
wiederum Mandate zu erteilen, konnten ihre Wirkung auf die Be- 
teiligten unmöglich verfehlen. Und wenig half es, daß man die 
Klerifalen des Stimmenfanges, demagogiſcher Umtriebe und anderer 
unlauterer Handlungen bezichtigte?, wenn man nichtsdeftorweniger 
den Befähigungsnachweis als eine obſchon wirkungsloſe, fo 
doch unschädliche Neuerung in Kauf nahm und erft recht mit den 
reorganifierten Zwangsgenoſſenſchaften feinen . Frieden madhte®. 
So fam es, daß im entjcheidenden Augenblide die Konjervativen 
und ein Teil der Liberalen in „Gewerbefreundlichkeit“ mwetteiferten 
und dem Entwurfe Belcredis unter PBerzichtleiftung auf jede 
principielle Abänderung zu einem glänzenden Siege verhalfen. 
Erbitterte Gegner warteten feiner im SHerrenhaufe. Zwar 
hatte die Regierung nad) einem energiſchen Pairsſchub im Jahre 
1881 einen ernftlichen Widerftand nicht zu befürchten; doch Tießen 
e3 fih die Männer der alten Schule, insbejondere Toggenburg 
und der ältere Plener, die dereinft noch für die Verwirklichung 
ber Gewerbefreiheit gerungen, nicht nehmen, ihr Vorgehen einer 
rückſichtsloſen Kritit zu unterwerfen‘. Sonderbar aber mußte e3 
berühren, daß ein üfterreichiiches Miniſterium fi gegen den 
von berufener Seite vor dem ganzen Lande erhobenen Vorwurf 
„mangelnder Principientreue” 5 nicht anders zu verteidigen wußte, 


— 





I Der zweite allg. öfterr. Gewerbetag in Wien am 12., 13. und 14. Rov. 
1882. (Authent. ftenogr. Protokoll.) Genaueres unten S. 145. In diefer Zeit 
fcheint auch Belcredi mit den Leitern der Gewerbebewegung engere Fühlung ge 
nommen zu haben. Bgl. Naske, Gewerbepolitiiche Bewegung, ©. 19 f., und 
Meyer, Hundert Jahre u. |. w., ©. 324 f. 

2 ten. Prot. d. Abgeordnetenh., IX. Seſſ., <. 8591 f., 8641, 8694 f. 

8 Beſonders bezeichnend für die dabei angerandten Sophismen ift eine 
von Reſchauer am 21. Dft. 1882 im Heichenberger Gewerbeverein gehaltene 
Rebe. (Die Reform der öfterreichiichen Gewerbegejeßgebung, NReichenberg 1882, 
namentlid) ©. 20 f.) 

* Sten. Prot. d. Herrenh., IX. Eeff., S. 1091 ff. 1102 ff. 

5 Ghenda S. 1095 f. 
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als durch den Hinweis auf die Stimme des Volkes. Die eigent- 
liche Gewerbebewegung, wandte der Handeläminifter ein, fei erft 
nach Veröffentlichung des Entwurfes von 1880 zu Tage getreten; 
dann aber mit ſolcher Kraft, daB die Regierung habe nachgeben 
müflen. Denn es müfje „ein ernfter Politiker mit fih zu Rate 
gehen, ob e3 möglich ſei, wegen jeines vermeintlichen Beſſerwiſſens 
folder Art geäußerten Wünſchen entgegenzutreten!.” 

Durch Gefeh vom 15. März 1883 (R.-G.-Bl. Nr. 39) trat 
die Novelle endlich ins Leben. Und das Geſetz vom 17. Juni 
1883 (R.-©.-Bl. Nr. 117) betr. die Einführung von Gewerbe— 
inſpektoren bedeutete einen weiteren wichtigen Schritt. Dagegen 
harrte die Arbeiterfchußgejeßgebung noch immer ihrer Erledigung. 
Große Hindernifje waren hier zu überwinden, nicht zum mindelten 
da3 günjtige Vorurteil über die Öfterreihiichen Arbeiterverhältniffe, 
das Schriftfteller wie Mar Wirth in der Öffentlichkeit hatten 
verbreiten helfen. Die Lage der unbemittelten arbeitenden Klafſen 
in Öfterreih Tonnte nad) der Meinung dieſes Autors „fait allen 
übrigen Nationen zum Borbilde dienen”. Es würden daſelbſt höhere 
Löhne gezahlt al3 in Deutichland und in der Schweiz, und aud 
die gejamte Lebenshaltung des öſterreichiſchen Arbeiter ſei eine 
höhere. Beſonders hervorzuheben jei die „außerordentliche 
Humanität und Rüdfihtnahme, mit welcher die Arbeiter behandelt 
zu werden pflegen”, daher denn auch ihr Verhältnis zu den 
Arbeitgebern „ein ungetrübtes und natürliches jei”. Nur die 
übergroße Zahl der Teiertage ſei zu beklagen? Die unter 
Zallingers Vorſitz in den Monaten April und Mai des Jahres 
1883 abgehaltene parlamentarische Enquete über die Arbeiterſchutz— 
gejeßgebung im Verein mit den von Bogeljang eingeleiteten Privat— 
erhebungen über die Arbeits- und Lohnverhältniffe der indu— 
ftriellen Arbeiterſchaft in Ofterreich hat diefe Illuſionen gründlich) 
zerftört®. Troßdem aber würde die Regierung, allein auf die 
Unterjtüßung der Liberalen angeiviejen, wohl ſchwerlich zum Ziele 
haben gelangen können. Auch in Wxbeiterfreifen war die An— 


1 Sten. Prot. d. Herrenh., IX. Seſſ., ©. 1116 ff. 

2 Max Wirth, Die Wiedergeburt Öfterreichd aus den Nachwehen der 
Krifis, ©. 497, 498 f., 500 f. 

8 Sten. Protokolle über die vom 30. April bis 8. Mai 1883 ftattgefundene 
Enguete über bie Arbeiterſchutzgeſetzgebung. Wien 1883. — Die materielle Lage 
des Arbeiterſtandes in ſterreich. Artikelſerien der ſterreichiſchen Monatsſchrift, 


ſchauung vertreten, „daß von der linken Seite des hohen Hauſes 
jehr wenig zu erwarten jei”. Denn, wie einer der Experten 
bitter bemerkt, „wäre etwas zu erivarten, jo Hätten diefe Herren 
bereit3 genug Gelegenheit gehabt, etiva3 zu thun!!" Es wird fid) 
darum kaum beitreiten laffen, daß ſich die katholiſchen Social- 
veformer und ihr parlamentarifcher Anhang, vor allen anderen 
Graf Belcredi, im Kampfe gegen ein engherzigeg Manceftertum 
wahre VBerdienfte um da3 Zuftandefommen einer Arbeiterjchuß- 
gejeßgebung exrivorben haben. Ob ſich die Mehrzahl unter ihnen 
nicht mehr von dem Gedanken leiten ließ, der verhaßten Bour—⸗ 
geoiſie zu ſchaden, als von dem, der Arbeiterichaft zu nüßen, bleibe 
dahingeftellt. Faſt möchte man e3 glauben, wenn man gewahrt, 
daß nicht ſowohl die Schußbedürftigkeit des Arbeiter als Die 
wirtſchaftliche Stellung des Arbeitgebers für die Richtung ihrer 
legislatorifhen Thätigkeit ausschlaggebend geweſen if. Durd) 
das Gejet vom 8. März 1885 (R.-G.:Bl. Nr. 22) fanden end= 
lich auch diefe Reformbeftrebungen ihren Abſchluß. 

1. Jahrg. 1879 und 6. Jahrg. 1884. — Namentlich die damaligen Arbeiterverhält: 
niffe in der Brünner Tertilinduftrie erinnern bedenklich an die Schilderungen, die 
Engel? feiner Zeit von den englifchen Zuftänden entworfen hat. „In einer Reihe von 
Fabriken,“ erzählt der Experte Bardorf, „pflegen, wie ich höre, bie Arbeiter 
regelmäßig am Montage früh mit einem Schnappjade oder vielmehr mit einem 
Sade, in welchem fi) Brot und eine Flaſche Schnaps befindet, zur Arbeit zu 
fommen und erft Samſtag nacht? oder Sonntag früh heimzufehren. Die ganze 
Woche leben fie von dem mitgebrachten Brot und Schnaps und höchſtens dann 
und wann faufen fie fi) um einige Kreuzer Wurft. Die Arbeit wird fo ein» 
geteilt, daß immer eine Schicht einige Stunden ſchläft. Dan hat mir beteuert, 
daß die Arbeiter nie länger als 4, höchſtens 6 Stunden jchlafen, und zwar ge- 
Ichieht dies in einem Winkel der Fabriksräume. Die Arbeiter find im wahrften 
Einne des Wortes die vollftändigjten Heloten. Es ift Dies die vollſtändigſte 
Stlaverei, indem fie erft nach Beendigung der Arbeit, welche ununterbrochen eine 
ganze Woche dauert, ins Freie fommen und das Grüne wieder erbliden. Soweit 
ift e3 gefommen. Ich habe dieje Thatjachen dem einen, der fie mir mitgeteilt, 
nicht geglaubt, ich habe mich bei anderen informiert und überall hörte ich bass 
jelbe. In allen diefen Fabriken wird 15, 16, auch 18 Stunden gearbeitet. Die 
Arbeiter verdienen 5,6, 7 Gulden“ (S. 146 f.). Vgl. aud) Albin Bräaf, Stubien 
über nordböhmijche Arbeiterverhältniffe, Prag 1881, und J. Singer, Unter: 
fuchungen über die focialen Zuftände in den Fabriksbezirken des norböftlichen 
Böhmens. Leipzig 1885. 

ı Engquete über Die Arbeiterichußgefeßgebung, S. 151. Der von J. M. 
Baernreither (Socialreform in ſterreich, in Zeitichrift f. Volkswirtſchaft, 
Socialpolitik u. Verwaltung, I. Bd., 1892, S. 15) herborgehobene Antrag der 
„vereinigten Yinfen“ vom 5. Dez. 1882 auf Turchführung focialer Reformen kam 
etwas post festum. Auch ift es wohl fein Verdienſt, zu wollen, wenn man — muß. 
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Drei Novellen bilden demnach das gewerbepolitifche Ergebnis der 
Yiberalen Ara!. Sie reformieren das Batent von 1859, ſetzen e3 je- 
doch nurteiliveife außer Kraft. Völlig unberührt bleiben ingbefondere 
die Beftimmungen des Kundmachungspatentes der alten Gewerbe— 
ordnung fowie deren V. (Marktverkehr), VIII. (Übertretungen und 
Strafen) und IX. (Behörden und Verfahren) Hauptſtück. Die ſechs 
übrigen werden durch neue Sabungen verdrängt, während da3 
Geiwerbeinfpeftorengejeß dem Syſteme der neuen Gewerbeordnung 
überhaupt nicht einverleibt wird. Folgende Rechtsgrundfäte? ge— 
langen damit zur Geltung: 


I. Der jelbftändige Gewerbebetrieb. 


Der jelbftändige® Gewerbebetrieb ift Frei oder an den Erwerb 
eine® bejonderen Rechtsſstitels gebunden. 

Letzteres, wie bisher, bei den Tonzefftonierten, fortan aber aud) 
bei den „handiwerfsmäßigen” Gewerben, injoweit fie Handiwerf3- 
mäßig, d. h. nit fabrik⸗, Handels- und Hausinduftriemäßig 
betrieben werden jollen. Über den Charakter eines Gewerbes 
bezw. Betriebes enticheidet bis zur endgiltigen legizlativen Teit- 
ftellung der Handelsminifter im Einvernehmen mit dem Minifter 
des Innern nach Maßgabe der im Geſetze jelbft normierten Merk⸗ 
male (8 1). 

Zum Antritt eines „handwerksmäßigen“ Gewerbes ift unter 
Beobachtung der allgemein giltigen Vorſchriften „überdies der 


1 Bol. dazu Emil Sar, Die dfterreihifche Gewerbenovelle von 18883 
(Schmollerd Jahrb., 7. Jahrg. 1883, ©. 867 ff). — Joſef Kaizl, Die Reform 
des Gewerberechtes in Öfterreich im Jahre 1883 (Conrads Jahrb., N. F. 8. Bd., 
1884, ©. 893 ff... — —e, Das neue Öfterreichiiche Gewerbegejeß (Zeitichr. f. d. 
geſ. Staatswiſſ., 39. Bd. 1883, ©. 821 ff.). — Leo Verkauf, Die Arbeiterfchub- 
gefeßgebung in ſterreich (Conrads Jahrb., N. %. 18. Bd., 1889, ©. 194 ff., 
535 ff). — Viktor Mataja, Die gefebgeberifche Beglücung des Handwerks in 
Öfterreich (Die Nation, 3. Jahrg. 1885, Nr. 10—12). — Die öfterreichiiche Gewerbe: 
gejeßnovelle (Neue Zeit, 1. Jahrg. 1883, ©. 82 ff.). 

2 Um Wiederholungen zu vermeiden, werden in diefem Zufammenhange nur 
die Grundzüge des geltenden Rechtes mitgeteilt werden. Das Detail bleibt jpä= 
teren Ausführungen vorbehalten. 

8 Auch im neuen Gejete bleibt der Begriff der wirtfchaftlichen „Selbftändig: 
feit” unaufgeflärt. Doch geht aus $ 1 Abi. 3 wenigſtens jodiel hervor, daß die 
„hausinduſtriell“ beichäftigten Perfonen den Selbftändigen nicht zuzuzählen find, 
da „bie gefamte Hausinduftrie von der Einreihung unter die Gewerbe überhaupt 
ausgenommen ift.“ 

Baentig, Gewerblihe Mittelftandspolitit. 9 


— 130 — 


Nachweis der Befähigung erforderlich”, der regelmäßig, d. h. ab- 
gefehen von den geſetzlichen Ausnahmen, „durch das Lehrzeugnis 
und ein Arbeitszeugni3 über eine mehrjährige Verwendung als 
Gehilfe in demjelben Gewerbe erbracht wird“ (8 14). 

Im übrigen erleiden die bisher hinfichtlid des Antritt? und 
der Ausübung eine® Gewerbes geltenden Beftimmungen Teine 
grundjäßliche Anderung!. Nur verfügt $ 38, es dürfe der In— 
haber eine Handelsgewerbes „die handiwerfsmäßige Herftellung 
oder Verarbeitung von Geiverb3erzeugniffen nur dann betreiben, 
wenn er den Borjchriften des 8 14 über den Antritt der hand— 
werfamäßigen Gewerbe entfprochen habe“. Auch wird die Einftellung 
und Verwendung von Lehrlingen, die einem fremden Handwerke 
angehören, unterjagt ($ 37). 


I. Das Arbeit3verhältnis. 


Das Arbeitsverhältnis? unterliegt grundfäßlich freier Über: 
einkunft ($ 72). Doc it diefes Princip in zahlreichen Fällen zu 
Gunften der Arbeiterfhaft durchbrochen. 

Bor allem dürfen gewifle Perfonen (Kinder vor vollendetem 
12. Jahre, in fabrifmäßig betriebenen Gewerbsunternehmungen 
Kinder vor vollendetem 14. Jahre und Wöchnerinnen 4 Wochen 
nach ihrer Niederkunft) überhaupt nicht und andere (jugendliche 
Hilfsarheiter vor vollendetem 14. Jahre, in fabritmäßig be 
triebenen Unternehmungen vor vollendetem 16. Jahre) nur dann 
regelmäßig gewerblich beichäftigt werden, wenn die ihnen zue 
gewiefene Arbeit ihrer Gefundheit und ihrer Entwidlung nicht 
nachteilig und der Erfüllung der gejeßlichen Schulpflicht nicht im 


! Inwieweit die Beftimmungen über den Antritt „handwerfsmäßiger” Ger 
werbe auf diejes neutrale Gebiet hinüberwirken, wird fpäter zu erörtern fein. 

° „Hilfsarbeiter” im Sinne des Geſetzes find „alle Arbeit2perfonen, weldke 
bei Gewerbsunternehmungen in regelmäßiger Beichäftigung ftehen, ohne Unter: 
ſchied des Alters und Geichlechtes, und zwar Gehilfen (Handlungsgehilien, Ge: 
jellen, Kellner, Kutſcher bei Fuhrgewerben u. dergl.), Fabrikarbeiter, Lehrlinge 
und die zu untergeordnieten Gilfsdienften beim Gewerbe verwendeten Perlonen, 
ausschließlich der Kohnarbeit der gemeinften Art (Tagelöhnerarbeit u. ſ. w.)“. Tie 
„tür höhere Tienftletftungen in der Regel mit Jahres: oder Monatsgehalt am: 
geftellten Individuen, wie Werkjührer u. |. w.“ werden den „Hilfdarbeitern“ nicht 
zugerechnet. Ebenſowenig die hausinduftriell beichäftigten Arbeiter (f. oben 
S. 129, Anm. 3). Auf das kaufmänniſche Hilfsperfonal finden die Veſtimmungen 
der SL. nur iniomweit Anwendung, als das Handelsgeſetzbuch nicht etwas an- 
deres Derorduet (NS 92). 


ZZ 
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Wege fteht. Auch ift der Handelsminifter im Einvernehmen mit 
dem Minifter des Innern ermächtigt, im Verordnungswege dies 
jenigen gefährlichen und gefundheitsiädlichen gewerblichen Ver— 
richtungen zu bezeichnen, bei denen toeibliche oder jugendliche 
Hilfsarbeiter gar nicht oder doc) nur bedingungstweife verwendet 
werden dürfen ($$ 94, 96b). 

Ausdrücklich wird ferner der Unternehmer durch) das Geſetz ver- 
pflichtet, für eine techniſch und janitär einwandfreie Einrichtung 
feiner Werkftätte wie der den Arbeitern zur Benutzung über— 
laſſenen Wohnräume Sorge zu tragen ($ 74), dieſen ihr Lohn- 
einfommen auf feine wie immer geartete Weife zu ſchmälern 
S 77 ff.) und durch Errichtung von bezw. durch den Beitritt zu 
beftehenden Krankenkaſſen die wirtichaftliche Exiftenz des erkrankten 
Hilfsarbeiters zu fichern ($ 89). Die Führung fpecifizierter 
Arbeiterverzeichniffe (8 88) und behördlich genehmigter Werkftätten- 
ordmungen ($ 88a) fol die Überwachung der geſetzlichen Normen 
durch die ftaatlichen Aufjichtsorgane erleichtern. 

Detaillierte Vorſchriften regeln die Dauer der Arbeitszeit. 
Grundjäßlich wenigftens ift alle „gewerbliche“ Arbeit an Sonn- 
tagen und während des Vormittagsgottesdientes auch an den 
Feiertagen unterſagt (8 75); desgleichen die Nachtarbeit (von 
8 Uhr abends bis 5 Uhr morgens) jämtlicher jugendlichen (bis 
zum vollendeten 16. Jahre) und in fabritmäßig betriebenen Unter— 
nehmungen auch die der weiblichen Hilfsarbeiter (8$ 95, 966). 
Für die Fabrikarbeiter wird eine Diarimalarbeitzzeit von 11, für 
alle jugendlichen unter 14 Jahren eine ſolche von 8 Stunden feft- 
geießt (88 96a, 94). Überdies ift dem gewerblichen Hilfsperfonal 
tägli) eine insgefamt mindeftens 1/2 ftündige Unterbrechung der 
Arbeit zu gewähren, auch ift der Arbeitgeber verbunden, feinen 
Hilfsarbeitern bis zu ihrem vollendeten 18. Lebensjahre die zum 
Beſuche der gewerblichen Abend- und Sonntagsjchulen exforder- 


Verloren ging der wichtige Haftpflichtparagrapf; des Entwurfes von 1880 
($ 9). Ex beftimmte: „Wenn der Bevollmächtigte ober ein anderer Beſtellter 
bes Gemerbsinhabers durch Außerachtlaffung der Vorſchriften des $ 93 (Borforge 
für Hilfsarbeiter) oder durch ein anderes Verſchulden die Tötung oder körperliche 
Verlegung eines Hilfsarbeiters Herbeigeführt Haben, jo haftet im allen. diefen 
Fällen der on für den dadurch entftandenen Schaden und hat ben 
Grjak nad) Mahgabe der $$ 13251327 allg. bürg. ©.-®. zu leiften. Eine vom 
Gewerbsinhaber oder beijen Beftellten im vorhinein angekündigte oder vereinbarte 
Ablehnung oder Einfchräntung dieſer Erſatzpflicht hat keine vechtliche Wirkung.“ 


9* 
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liche freie Zeit einzuräumen (88 74a,75a). Freilich wird der Handels⸗ 
minifter im Einvernehmen mit dem Mtinifter des Innern er= 
mächtigt, hinſichtlich faft aller Arbeiterfhußbeftimmungen je nad) 
Bedarf und nah freiem Ermefjen weitgehende Modifitationen 
eintreten zu laffen (8$ 74a, 75, 95, 96a, 96 b). 

Eine wichtige Sonderftellung nehmen im Kreiſe der Hilfs- 
arbeiter die Lehrlinge ein. Und zwar ift der Gejeßgeber bemüht 
geweſen, da3 im Patent von 1859 beinahe auf dag Niveau eines 
reinen Arbeit3verhältnifjes herabgejunfene Lehrverhältnis zu einem 
ſpecifiſchen Unterricht3- und häuslichen Abhängigkeitzverhältnifie 
zurüdzubilden (SS 97 ff.), wovon in anderem Zufammenhange aus» 
führlich zu reden fein wird. Bezeichnend dafür find die im Geſetz 
erlafjenen genauen Borichriften über den Anhalt und den Ab- 
ſchluß des obligatorifchen Lehrvertrages und über die hieraus für 
beide Kontrahenten erwachſenden Verpflichtungen, jowie eine An- 
zahl Normen, die darauf berechnet ſcheinen, deren freie Beweglichkeit 
einzuſchränken. Ich erwähne die Einführung des Arbeitsbuches für 
Lehrlinge ($ 79) und das Verbot, einen entlaufenen Lehrling ohne 
die Zuftimmung des früheren Lehrheren binnen SJahresfrift ander» 
weit zu beichäftigen (8 102). 

Schließlich ift hervorzuheben, daß auch das neue Gejeh die 
volle Gleichberechtigung der den Arbeitsvertrag abſchließenden 
Parteien nicht anerkennt. Wie bisher wird der kontraktbrüchige 
Unternehmer nur jfchadenserjagpflichtig ($ 84), der Arbeiter im 
gleichen alle überdies jtraffällig ($ 85). Auch wird das Arbeits» 
buch der erwachjenen Hilfsarbeiter beibehalten. 


III. Das gewerblide Korporationsweſen. 

Das gewerbliche Korporationsweſen bleibt Zwangsorgani— 
ſation im Sinne des Patentes von 1859. Nur verliert dieſe ihren 
univerjelen Charakter, injofern die Inhaber fabrikmäßig be» 
triebener Sewerb3unternehmungen und mit ihnen aud) ihre Hilfs» 
arbeiter von ihrer bisherigen Beitrittspflicht entbunden werden 
(S 108). Die Genoffenihaften der Novelle von 1883 find dem> 
nad), die der Handels- und Transportgewerbe abgerechnet, grund» 
jäglid Handmwerfervereinigungen. 

Tie Geichäfte der Genoſſenſchaft werden geführt durch die 
Genoſſenſchaftsverſammlung, die Genoſſenſchaftsvorſtehung, bie 
Krankenkafſenorgane und den fchiedsgerichtlichen Ausſchuß (3 117). 
Taneben erjcheint als gänzlich neues Annerinftitut mit befonderem 
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Wirkungskreiſe die „Gehilfenverfammlung” ($120)!. Sie befteht 
aus ſämtlichen über 18 Jahre alten Gehilfen der einer Ge- 
noflenihaft angehörenden Gewerbetreibenden und entläßt aus fich 
einen Ausſchuß mit einem von der Behörde zu beftätigenden Ob- 
mann an der Spite, Gefellen, die länger ala 6 Wochen außer 
Arbeit ftehen, verlieren ihre Mitgliedſchaft und gehen damit auch 
der ihnen anvertrauten Funktionen verluftig. Pflichten und Rechte 
der Gehilfenverfammlung werden durch ein befonderes Statut ge: 
regelt. Insbeſondere liegt ihr ob die Wahl ihrer Gejchäftsführer, 
die des ſchiedsgerichtlichen Ausſchuſſes und der Krankenkaſſenorgane, 
ſowie „die Wahrnehmung und Erörterung der Intereſſen der zur 
Genoſſenſchaft gehörigen Gehilfen (Geſellen), ſoweit die Förderung 
dieſer Intereſſen den Zwecken der Genoſſenſchaft nicht widerſtreitet“ 
($ 120a). Eine Vertretung der Lehrlinge iſt nicht vorgeſehen. 

Die Zweckbeſtimmung der Genoſſenſchaft (8 114) iſt im 
weſentlichen die gleiche geblieben, nur ſind die einzelnen Punkte 
genauer ausgeführt. Man könnte ſagen, der Geſetzgeber habe eine 
authentiſche Auslegung der Vorſchriften des Patentes von 1859 
verjucht. Eine bemerkenswerte Umgeftaltung erfahren nur die 
Normen über da3 genoſſenſchaftliche Schiedsgericht und die Kranten- 
kaſſe (F 121 ff). Auch in diefer Hinfiht ift auf fpätere Aus— 
führungen zu verweijen. 

Gewiſſermaßen als Erjaß der für die Sroßinduftrie in 
Wegfall gelommenen Genofjenichaften? ward in dem Geiverbe- 
infpeftorat ein den politifden Landesbehörden unterftelltes, den 
unteren Gewerbebehörden innerhalb feines Wirkungskreiſes koordi— 
nierte3 und mit wichtigen Vorrechten ausgeftattetes „beauffich- 
tigendes, berichtendes und beratendes Fachorgan“ geſchaffen. Aus 
den eigenartigen Bedürfniſſen einer hochentwickelten Verkehrswirt— 
ſchaft herausgewachſen, ſchien es von Anbeginn dazu prädeſtiniert, 


1 Eine, wie ſich noch zeigen wird, in der Praxis total verfehlte Einrichtung; 
aber auch juriftiih unklar gedacht. Kann man fie doch weder als ein Organ der 
Genoſſenſchaft noch als eine felbftändige Organilation bezeichnen. 

2 Hierher gehören auch die Beltimmungen der 88 87 ff. d. G.⸗O. betr. die 
Beilegung von Streitigkeiten aus dem Arbeitd-, Lehr- und Lohnverhältniffe 
zwifchen jolchen Gewerbainhabern, welche einer Genofjenjchaft nicht angehören, 
und ihren Hilfsarbeitern, oder zwijchen dieſen Hilfsarbeitern untereinander durch 
auf Antrag der Beteiligten von der politifchen Yandesbehörde zu errichtende 
fakultative „ichiedsrichterliche Kollegien“. 
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immer wichtigere und umfaffendere Aufgaben zu übernehmen und: 
befriedigend zu löjfen!. — 

So endete die Ara des Liberalismus mit einem Siege ber 
Reaktion auf der ganzen Linie. Aber die Form, in der dies ge- 
ihah, war im höchſten Grade verhängnisvoll. Hatten die Libe— 
ralen aus der Wirtſchaftspolitik ein Geſchäft gemacht, jo haben 
die Feudal-Klerikalen diejen Fehler zu vermeiden gewußt. Dennod 
war ihre Wirkjamkeit um nicht jegensreicher. Denn auch fie ließen 
fich in der Hauptſache von egoiftiichen Motiven leiten. Und wenn ihre 
Ziele auf einem anderen Gebiete lagen, das wirtichaftliche Klajien- 
intereffe daneben zurüdtrat, jo fehlte ihnen andererjeit3 das 
tiefere Verſtändnis für die wirtſchaftliche Entwidlung ihrer Zeit, 
die fie zu meistern ſich kühnlich unterfingen, ohne au nur ihr 
Weſen zu begreifen, gejchiweige denn e3 geiftig zu beherrſchen. 
Kein Wunder alfo, daß ſelbſt die mahnenden Worte eines Lorenz 
Stein? ungehört verhallen mußten. in nicht geringer Teil 
der Schuld trifft die Regierung. Mag fein, daß fie, durd 
die politiiche Ronftellation zur Nachgiebigteit gezivungen, fi 
darauf beichränfen mußte, den von ihr gemißbilligten Ent- 
würfen der klerikalen Socialreformer „die Giftzähne auszu— 
brechen“, jedenfall Hat fie nicht das Geringfte gethan, um 
durch eine gründliche Unterfuhung und Diskuſſion der thatſäch— 
lihen Berhältniffe die öffentlide Meinung aufzullären, die 
wuchernden Borurteile zu zerftreuen. Ya, man Tann behaupten, 
daß im kritiſchen Augenblide fih unter den leitenden Staats— 
männern feiner befand, dem man eine gründliche Kenntnis der 
Lage des Handwerks und der bisherigen Wirkfamfeit der Ziwangs- 
genofjenichaften hätte nadhrühmen können. Wenigſtens wird man in 
ihren ſpärlichen Anßerungen nach entſprechenden Anzeichen für das 
Gegenteil vergeblich juchen. 


ı Kine Tarjtellung der Entwicklung und Wirkfamteit des öfterreichifchen 
Sewerbeinipeftorates während der Periode 1883—93, verfaßt vom Eentral: 
gewerbeinipeftor Dr. Migerka, im Bericht d. k. k. Gewerbeinfpeftoren f. d. Jahr 
1893. Wien 1894. ©. 1. Vgl. jener E. Mifchler, Die öfterreichifche Ge: 
werbrinipeftion mit beionderer Nückficht auf den Bericht vom Jahre 1892, Brauns 
Archiv f. for. Geſetzgeba. u. Statiftit, VI. Bd. 1893, S. 458 ff., und denſ., Tie 
Denerbeh be ion in Cfterreich, Zeitichr. f. Volkswirtſch, Socialpol. u. Verwaltung. 

V. Rd. 1896, S. 270 ff., endlich 9. Herz, Der gegenwärtige Stand und die Wirt: 
famfeit der Arbeiterichußgefepgebung in Kfterreich. Wien 1898. 5. 69 ff. 

® Lorenz dvd. Stein, Gewerbegefeggebung, Münchener Allgemeine Zeitung, 
Jahrg. 1883, Nr. 15 u. 16 v. 15. u. 16. Jan. 1883, ©. 201 ff., 209 ff. 
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Halbheit und Inkonſequenz der Reform brachten es aber ferner 
mit fi, daß niemand davon befriedigt ward: nicht die Regie- 
rung, denn fie hatte das Zuftandelommen ihrer längft geplanten 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung durch eine Reihe nicht unbedenklicher 
Konzeffionen erfaufen müſſen; nicht die Elerifale Adelspartei, 
denn ihre Teudalifierungspläne waren troß aller jcheinbaren Er- 
folge an der Wachſamkeit der Centralgewalt geſcheitert; nicht die 
Bourgeoifie, denn ungeachtet der Bejeitigung des Genoſſenſchafts— 
zwanges für die Großinduftrie war die neue Gewerbeordnung 
nicht3 weniger al3 eine Verwirklichung des Principe der wirt— 
Ihaftlichen Freiheit, nicht das Kleinbürgertum, denn viele feiner 
Programmforderungen waren unerfüllt geblieben; und endlich 
auch nicht die Arbeiterichaft, denn, was ihr geboten ward, be— 
trachtete fie als eine fpärliche Abichlagszahlung auf langjährige 
Forderungen und noch weniger konnte fie für das Ausbleiben 
genügender Garantien ihres Koalitionsrechtes die verhaßte Feſſel 
der zwangsgenoſſenſchaftlichen Organifation entjchädigen. Ein 
Recht3zuftand aber, der auch nicht von einer einzigen der daran 
interejfierten Parteien als ziwerdentfprechend anerkannt wurde und 
fich überdies in Widerfprud befand mit den allgemeinen Wirt- 
Ihaftliden Entwidlungstendenzen, konnte unmöglich das gelobte 
Land fein, welchem der Zug ber gewerblichen Reformpolititer alle 
die Jahre hindurch zugeftrebt hatte. 


Dritter Abfchnitt. 
Mittelftandspolitik. 





Erftes Kapitel. 
Der Antiſemitismus. 


„Ich beforge, daß durch die Anwendung diejes Geſetzes bie 
Klafjenunterjchiede auf dem Gebiete des Gewerbeweſens, die Gegen- 
jäße zwijchen Kapital und Arbeit, zwiſchen Yabrit und Hand» 
wert, Gewerbzinhabern und Gehilfen, dann die Spannungen und 
Reibungen zwiſchen den einzelnen verwandten Gewerbsarten in 
einer Weile fich zufpigen und verſchärfen werden, welche ber ge- 
deihlihen und friedlihen Entwidlung jehr gefährlid werben 
kann“, hatte der ältere Plener jchon am 14. Febr. 1883 im Herren- 
hauſe warnend ausgerufen!. „Es werden Hoffnungen erregt und 
Wünſche ermutigt, deren Rejultat die Nichterfüllung fein wird. 
Die Folge wird Entrüftung und Erbitterung fein, ja, e8 werben 
noch weiter gehende Prätenfionen und mit noch lauterer Stimme 
erhoben werden. Ach bejorge daher, daß wir auf dem wirtichaft: 
lichen Gebiete de3 Gewerbslebens durch Anwendung diefes Geſetzes 
Ähnliches erleben werden, wie wir auf dem Gebiete der inneren 
Bolitit in den Reibungen der nationalen Gegenjäße, in der bis 
zum Hafle und bis zur Erbitterung gefteigerten Stimmung der 
Völkerſtämme gegen einander bisher in trauriger Weiſe mit 
ſchmerzlichem Gefühle für unfer Vaterland bereit3 erlebt haben 
und fortan noch erleben.“ Nur zu jehr follte der greife Staats» 
mann mit jeiner trüben Weiflagung Recht behalten. Denn nicht 
Waſſer, wie man vielleicht glauben mochte, jondern Ol goß man ins 


ı Sten. Prot. d. Herrenh., IX. Seſſ., €. 1097. 
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Teuer, als man dem ſtürmiſchen Verlangen der Eleinbürgerlichen 
Mafjen nad einer reaftionären Getwerberechtsreform von oben her 
nachgab. Kaum ins Leben getreten, ward die Novelle von 1883 
im Parlamente gerade von Eleingewerblicher Seite auf das heftigfte 
angegriffen!. Noch bedeutjamer aber war die Metamorphofe, die fich 
während der kritiſchen Tage vor aller Augen mit der Handwerker— 
bewegung jelbjt vollzog. 

Als eine Gegenftrömung wider „mancheſterliche Ausſchrei— 
tungen“ zur Verfechtung der befonderen Berufsinterefjen des 
Kleinen Mannes war fie entftanden, ohne deshalb, jolange wenigstens 
ala Reſchauer die Oberleitung behielt?, mit den Grundſätzen des 
Liberalismus endgiltig zu bredden. Aber aud) nachdem fie in 
da3 reaftionäre Fahrwaſſer geraten war, bewahrte fie fih als 
ſpecifiſch ftändiiche Bewegung eine gewiſſe Mäßigung. Fremd 
war dem Zünftler damals jede Rancune gegen da3 „Großkapital“ 
und jeine Träger, und erft recht nicht Hatte er ſich politiich als 
MWiderpart de Bourgeoi3 fühlen lernen. Noch in der General- 
debatte über den Belcrediſchen Reformentwurf? durfte Löblich, jebt 
der erklärte Führer des Handwerkerſtandes, öffentlich befennen: „Wir 
haben wohl die Erfahrung gemacht, daß mande Erwerbszweige 
infolge des Großbetriebes vollftändig eingegangen find; aber e3 
ift noch feinem Gewerbetreibenden eingefallen, zu verlangen, daß 
die Thätigleit jener Großinduftrie gehemmt werde, damit der be- 
treffende Kleingewerbszweig wieder entjtehen könne. Solche Be- 
merfungen gegen da3 Kleingewerbe entbehren auch deshalb der 
Begründung, weil jedermann weiß, daß die dfterreichiiche Induſtrie 
noch nicht jo univerjell ift, um alle Bedürfniffe des Staates und 
der Bevölkerung deden zu fünnen. Wenn aber einmal unjere 








1 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., IX. Seſſ., S. 12855 ff. 

2 Sr verlor fie, ala die Provinzbewegung von Prag aus in Fluß fam, und 
erhielt 1880 in aller Form feinen Abjagebrief. (Dal. Promemoria des von der 
am 23. Nov. 1879 im Brünner Augartenfaale abgehaltenen Berfammlung von 
1435 Gewerbetreibenden zur Wahrnehmung der gewerblichen Intereſſen eingefeßten 
Komités betr. den Bericht de8 Herrn Abg. Heinrich Refchauer an den Ge: 
werbeausihuß des hohen Abgeordnetenhaufes über die maßgebenden Principien, 
nach denen die Revifion der Gewerbeordnung vom 20. Dez. 1859 vorgenommen 
werden fol. Brünn 1880. In der That konnte fi ein Mann, der 1882 in 
Öffentlicher Nede den Befähigungsnacdhweis verwarf und die Beihaffung von 
Geldfapital, Roh: und Hilfgftoffen und Abfabgelegenheit als die Hauptaufgabe der 
Genoffenjchaften bezeichnete, unmöglich an der Spibe der Bewegung halten. 

s Stenogr. Prot. d Abgeordnetenh., IX. Seff., S. 8566. 
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Sroßinduftrie einen ſolchen Umfang erreicht Haben wird, daß jene 
Nebenerzeugung überflüffig fein wird, dann hört die Sade für 
den Gewerbeftand von ſelbſt auf, dann wird der Getwerbeftand 
auf jene Zweige fich beichränfen müflen, welche für den Lokal—⸗ 
bedarf abfolut erforderlich find.” — Schon wenige Monde jpäter 
wären jo verföhnlide Worte in joldem Munde undenkbar ge- 
wejen. Der parlamentariide Kampf um die Reform des Ge- 
werberechtes Hatte unterdeifen die vorhandenen Gegenjäbe ver- 
Ihärft und, was noch wichtiger war, ihr geheimes Dafein enthüllt. 
Der Heine Mann war „erwacht“, erwacht zum Klaſſenbewußtſein. 
Sofort nahmen feine wirtichaftliden Reformbeftrebungen einen 
ausgeſprochen Tapitalfeindliden Charakter an. Die Harmonie der 
Berufsintereffen verſchwand vor dem Widerftreite der Beſitzes⸗ 
intereffen.. Die Tleingewerbliche Standesbewegung ward zur 
Heinbürgerlichen Klaſſenbewegung. Daß fie dabei eine ausgeſprochen 
antifemitifhe Färbung annahm, bedarf bejonderer Erklärung. 
Wie früher berichtet wurde, Hatte fich etwa feit Mitte des 
17. Sahrhundert3 die Entwidlung des Judentumes in Hſterreich 
fortdauernd in auffteigender Linie bewegt. Nachzutragen bleibt, 
daß es auch nicht an widerftrebenden Tendenzen fehlte, die frei- 
lich ſpäterhin nur noch bei befonderen Gelegenheiten in die Er— 
Icheinung traten. „Zu keiner Zeit,” To ſchreibt ein jüdischer Autor!, 
„war das Leben und Eigentum der Auden mehr bedroht, als in 
den Tagen von 1848. Die erften in Wien jpielenden Ecenen 
jenes unheilvollen Drama? waren Brandftiftungen, an den Lokali⸗ 
täten der jüdischen Fabrikanten Benedikt, Granichſtätten, Steineru. a. 
verübt. Wie in glüdlichen Tagen Siegesbulleting in den Etraßen 
Wiens ausgerufen worden waren, jo durchzogen jebt Weiber die 
dichtgedrängte Menge mit Flugſchriften, deren Titel „Schlagt die 
Juden tot!" mit gellender Stimme ausgerufen wurde?.” Auch 
während der Konkordatsära waren Berfolgungen ber Juden feine 
Seltenheit?. Sie wurden von dem übermäcdtigen Klerus an- 
gezettelt oder doch begünjtigt. Er war es anjcheinend auch, der 
ihre ſtaatsbürgerliche Gleichſtellung jolange verzögerte* und den 


12 Die Stellung der Juden in Öfterreich, S. v. 

2 Auch in den Verhandlungen des Reichstages über die in Vorſchlag ger 
brachte Aufhebung der Judenſteuer zeigten fich tiefgehende principielle Meinungs- 
verfchiedenheiten. Bgl. Berhandlungen des öfterreich. Reichätages nach den ften. 
Aufnahmen, Bd. II, ©. 615 ff., 790 fi. 

3 Rogge, Öfterreich von Vilägos bis zur Gegenwart, I, S. 430 f., 408 ff. 

* Aus der Streitfchriftenlitteratur jener Zeit erwähne ich: Dentichrift über 
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Judenhaß als koſtbare Reliquie vergangener Zeiten in das liberale 
Oſterreich hinüberſchmuggelte. 

Allerdings dürften die gutmütig polternden Ausfälle des jüngſt 
verſtorbenen Pater Wieſinger und ſeine unter der Rubrik Randgloſſen 
und Ghettogeſchichten mitgeteilten Hiſtörchen aus der chronique 
seandaleuse der Wiener Finanzwelt den Leſern der „Wiener Kicchen- 
zeitung“, ſoweit es deren gegen Ende der jechziger Jahre in Laien- 
kreiſen überhaupt gab, ſchwerlich mehr abgelockt haben als ein be- 
Kuftigtes Lächeln. Denn, mochte Pater Wiefinger in feinem Blatte 
gegen „eine gewiſſe arbeitsſcheue und dabei geldfüchtige Majorität 
im modernen Judentume“ donnern, welche „vom Wucher und von 
der Ausbeutung des arbeitenden Volkes Lebe umd welche zugleich 
deftruierend einwirke auf die gefamten moralifchen und veligiöfen 
Berhältniffe* *; mochte Pater Greuter im Parlamente zornig auf 
„die Paläfte der Finanzbarone“ hinweiſen, die ſich als „wahre 
Geldvampyre an das Herz de3 Armen hängen, ihn wie eine Saug- 
pumpe auszufaugen bis zu dem Schattenbilde jenes Mittelftandes, 
des Arbeiterſtandes, wie es auf allen Straßen dem Wanderer 
jeßt begegne“*: wer hätte im Iuftigen Wien jener Tage, da 
aller Welt der Himmel voller Geigen hing, die eraltierten Dekla- 
mationen jener Prediger in der Wüſte ernftlich beachten ſollen? 
Immerhin nahm die liberale Prefje den Fehdehandſchuh auf. Sie 
zog ihrerſeits das „Vaterland“ auf den Plan, das die Partei der 
Kicchenzeitung ergriff, in einer Reihe von Artikeln die „Juden- 
frage” als eine „ſehr ernfte und dringend der Löſung bedürftige” 
eingehend erörterte, auch darauf hinwies, wie man bei den mannig- 
fachen Übelftänden in Öfterreich allenthalben „Männer der jüdi— 
ſchen Nationalität in vorderfter Reihe jehe, überall ihren unver— 
kennbaren Stempel aufgedrückt fühle“, und ſchließlich die jüdiſche 
Vreſſe ernſtlich ermahnte, „nicht noch durch eigene Thätigkeit die 
unvermeibliche Kataftrophe zu beſchleunigen oder zu fehüren®1” 


die Stellung der Juden in Öfterreih. Wien 1859. — Quirin Endlich, Eine 
Stimme gegen die Judenemancipation. Wien 1859. — Gonftantin Ritter 
Cholewa von Pawlomwsti, Cine Ghriftenantwort auf die Judenfrage- 
Wien 1859. 

ı Wiener Kirchenzeitung für Glauben, Willen, Freiheit und Gejeß in ber 
tatholiſchen Kirche (jeit Ende der vierziger Jahre in Wien erſcheinend), Nr. 34 
vd. 22. Aug- 1868. 

2 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., IV. Seff., S. 2115 f. (Debatte über die 
Aufhebung der Wuchergefebe). 

® Das Vaterland, Nr. 233, 235,259 vom 25., 27. Aug. und vom 20. Sep: 
tember 1868. 
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Reihe Nahrung bot der allmählich erftarkenden antifemi- 
tiſchen Strömung die Spekulationskriſis von 1873. Namentlich 
jeitdem die redaktionelle Leitung des „Vaterlands“ in Vogelfangs 
Hände übergegangen und e3 dadurch Organ der Tatholiich-focialen 
Reformbeivegung geivorden var, traten darin judenfeindliche Ten- 
denzen immer unverhüllter zu Tage. Und auch die Redner des 
erjten Katholifentages vermochten folche nicht ganz zu verleugnen !. 
Aber diefer katholiſche Antifemitigmus, wie er damals be- 
fonder3 von Vogelſang gepredigt wurde, Hatte einen ſpecifiſchen 
Charakter. „Wenn durd) irgend ein Wunder,” heißt es bezeidh- 
nender Weile in einem jeiner Aufjäße, „an irgend einem gejegneten 
Tage alle unjere 140000 Juden ung entzogen würden, e8 Wäre 
wenig geholfen. Denn uns felbjt hat der Judengeiſt angeftedt, in 
unferen Inſtitutionen ift er infarniert, unjere ganze Lebens: 
anſchauung, unfer Handel und Wandel ift davon durchzogen,“ 
daher wir, „bevor wir über die Juden zu Gericht fißen, über uns 
jelbft richten mögen, über den Abfall vom Geifte des Chriften- 
tumes und unſeres chriſtlichen Volkſftums?.“ Und noch im Jahre 
1882, da bereits der Antiſemitismus als politiſches Glaubensbekennt— 
nis der kleinbürgerlichen Maſſen ſeine volle Kraft zu entfalten 
begann, verwahrte ſich Vogelſang energiſch dagegen, diefem „in einer 
höchſt ungeſchickten Weiſe zum Ausdrud gebrachten Antifemitismus 
jemals gehuldigt zu habens.“ Für ihn wie für feine Geſinnungs— 
genofjen ift das Judentum nicht um feiner jelbft willen, nicht 
ala ein fremdes und überlegene® Clement im öfterreichiichen 
Staatsvolke, fondern nur deshalb und nur injoweit zu befämpjien, 
als e8 der Träger gewiſſer „undhriftlicden“ und daher verdammend- 
werten Ideen, der Ideen des politiichen und wirtichaftlichen Libe- 
ralismus ift, und injofern es feinem zerjeßenden Einfluffe zu- 
gejchrieben werden muß, daß das ala „jüdiſch“ verläfterte 
„PBrincip der arbeitälojen Ausbeutung“ im modernen Wirtichafts- 
leben der chriftlihen Völker zur Geltung gelangen Tonnte. 
Gegen dieſe fittliche Verderbnis aber helfen „Leine Broſchüren 
und Reden, jondern nur die Verwirklichung Hriftlicder Traditionen, 
die Befehrung zu Gott”, und dervulgäre „Judenhaß“ kann beftenfalls 





I Verhandlungen des I, Katholifentages, bei. die Rede LKiechtenfteins über 
den Wucher, S. 163 f. 

2 Vogeljang, Geſammelte Auffäße, I, ©. 113, 115. 

2.Ebenda ©. 123. 
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als eine „anthropomorphe Zwiſchenſtufe“ in der Entwidlung des 
Volksgewiſſens zu jenem wahrhaft chriſtlichen Antifemitismus, 
Antilapitaliemus und Antiliberalismus angejehen werden!. Mit 
einem Worte: der echte Antifemit wendet ſich nicht gegen den 
Juden, jondern gegen fid) ſelbſt; er jucht feinen Feind nicht in 
der Außenwelt, jondern im eigenen Herzen; er jagt nicht etiva 
den Fremdling zum Lande hinaus, jondern er kehrt ſich ab von 
jüdiſchem Geifte! 

Es verfteht fi nun, daß dieſer Antifemitismus in Sad 
und Aſche agitatoriih unfruchtbar bleiben mußte. Mochte ihn 
Thon jein Urſprung im klerikalen Lager dem Volke damals ver- 
dächtig machen, wie hätte fich überhaupt der Kleine Dann jenes 
moralifierende mixtum compositum von katholiſcher Dogmatik 
und Alltagsphilojophie mit feinen jubtilen Unterjcheidungen und 
Borbehalten zu eigen machen follen! Und was hätte es ihm praftifch 
genüßt? In der That wird man in den Annalen der Hand- 
werferbeiwegung bis in die achtziger Jahre hinein nah Spuren 
antijemitiiher Anwandlungen vergeblich ſuchen. Eine ganz ver- 
einzelte und dabei höchft maßvolle Kundgebung diefer Art ward 
noch auf dem Gewerbetage von 1881 durch den Vorſitzenden als 
unftatthaft zurüdgewiejen?. Auch die „Morgenpoft” z0g mit 
allen Waffen gegen die neue Strömung zu Felde und ſprach die 
fefte Überzeugung aus, e3 werde „die in Spreeathen von einigen 
proteſtantiſchen Muckern angezettelte und von der Metropole der 
Sintelligenz über Deutjchland fi ausbreitende antijemitische 
Agitation an der in glänzendftem Lichte Hervortretenden civilija= 
torifchen Überlegenheit Ofterreihg und der Stadt Wien zu 
Schanden werden”? Ad, wie bald jollte fih das Blättchen wen- 
den! Und welche Ironie des Schiefjals, daB gerade aus deutſchem 
Nationalgefühle jene Bewegung entjproß, die das öſterreichiſche 
Kleinbürgertum gegen das „jüdiſche Großkapital“ revolutionieren 
follte! 


1W. Klopp, Die focialen Lehren Vogelſangs, ©. 187 ff., bei. ©. 189, 
194 u. 131; ferner Bogelfang, Gejammelte Auffäbe, I, ©. 113 ff., 115 ff., 117 f., 
122 ff., 192 ff., 195 ff., 197 ff., 200 ff. (im „Baterland“ erfchienen in den Jahren 
1875, 18801882). 

2 Morgenpoft v. 5. Jan. 1882 (Bericht über den Gewerbetag). „Wir find 
feine Antifemiten,” fonftatiert der Angreifer noch) ausdrüdlich, „aber etwa muß 
in diefer Richtung geichehen!” 

8 Morgenpoft, Jahrg. 1881, Nr. 1, 142—144, 199 u. |. w. 
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Wo nationale Regungen das öffentliche Leben maßgebend beein- 
fluſſen, zeigen auch principiell anders geartete politiſche Strömungen 
die Tendenz, ſich in nationale Gewande zu kleiden. So hatte die 
großbürgerlich-liberale Partei ſich von alters her als eine „deutſche“ 
bezeichnet. Und ſolange das deutſche Element, von jahrhunderte— 
langen Traditionen zehrend, im öſterreichiſchen Staate unbeſtritten 
ſeine Suprematie behauptete, mochte ſie auch als ſolche ihre Geltung 
behalten. Dies änderte ſich, als ſie gleichſam über Nacht ihre 
parlamentariſche Herrſchaft verlor, als die tſchechiſchen Sonder— 
gelüſte ſich halb und halb obrigkeitliche Anerkennung erzwangen, 
während gleichzeitig das Deutſchtum an der mehr und mehr 
mit fremden Elementen durchſetzten und überdies durch mäch— 
tige Kreiſe gelähmten Bureaukratie keine Stütze mehr finden 
konnte. Jetzt hätte ſich die liberale als nationale Partei in 
achtunggebietender Stellung nur auf breiteſter volkstümlicher 
Grundlage behaupten können. Gerade eine ſolche aber fehlte ihr. 
„Der Notwendigkeit enthoben, ſich durch Kampf zur Geltung zu 
bringen, hatte es der öſterreichiſche Liberalismus verſchmäht, zu 
den Volksmaſſen hinabzuſteigen. Bald hatte das Bürgertum keine 
Principien, ſondern nur noch Intereſſen gehabt. Und wie es das 
Volk verlaſſen, ſagte dieſes von ihm ſich Io3!.“ Hätten nun aber 
inmitten des wachſenden Nationalitätenhaders allein die Deutſchen 
Hſterreichs ohne anerkannte Führer bleiben ſollen? Eine kleine 
Gruppe entſchloſſener Männer dachte anders. Neben der „deutich- 
liberalen“ entftand eine „deutichenationale“ Partei. Mögen aud 
ihre erften Anfänge in frühere Zeiten zurüdreichen, erſt zu Be⸗ 
ginn der achtziger Jahre nahm fie eine beftimmte Geftalt an. 
Schönerer, Pattai und der allerdings bald darauf ausicheidende 
PBernerftorfer traten an ihre Spite. In Zerbonis „Oſterreichi⸗ 
ihem Volksfreund“ ſchuf man fih 1881 ein Wochenblatt als 
Kampforgan, in Pernerftorfers „Deutſchen Worten” eine wiffen- 
ihaftlide Monatsjhrift. Der Anfang 1882 zu Wien gegründete 
„Dfterreichifche Reformverein“ endlich follte ala politifche Eentral- 
organijation die Propaganda leiten und die zeriplitterten Streit- 
fräfte an fich ziehen. 

Schuß und Pflege des deutfchen Volkstums im Gegenjate zu 
demjenigen anderer Nationalitäten bezeichneten die Leiter der 
neuen Bewegung als deren vornehmfte Aufgabe. Dan konnte id 


Dal dazu Michael Hainiſch, Zur öſterreichiſchen Wahlreform, „Zentiche 
Worte”, 15. Jahrg. 1895, S. 3 ff. 
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darunter ſehr Verſchiedenes denken und faft ſchien e8, als ſollte 
auf dem fleinigen Boden der Bolitit noch einmal die Holde Blume 
deuticher Romantik erblühen. Schwärmte man doc) wie ehe- 
mal3 für die deutfche Eiche, fhwur bei Thor und Wodan und 
hätte wohl am liebiten wieder den altgermanifchen Geer zur 
Hand genommen, um damit die Götzen verhaßten Fremdtumes 
zu zerſchmettern. Freilich konnte man hierbei nicht ftehen bleiben. 
Ind gab es überhaupt nicht bereits eine „deutjche” Partei? Bon 
ihr galt es fich jauber abzujcheiden, wollte man nicht unverſehens 
im Volke der gleichen Unpopularität zum Opfer fallen. Man that 
dies, indem man jener ihren deutjchen Charakter abſprach, fie 
um ihrer Zufammenfegung willen ala „jüdiſche“ brandmarfte 
und, der judenfeindliden Strömung der angrenzenden Länder 
Deutſchland und Rußland folgend, dieſes Moment als trennendes 
in den Vordergrund ſchob. Hiermit war der „Raſſenantiſemitis— 
mus“ auch in Hſterreich geboren und binnen kurzem hatte der neue 
Trieb alle anderen überwudert. „Kaum war ihm Thür und 
Thor geöffnet,” jchreibt Pernerftorfer 1883 in feinem Scheidebrief 
an Schönerer?, „Jo nahm der Antifemitismus auch ſofort eine 
übertriebene, untmwürdige und ſkandalmäßige Geftalt an und e3 
wurde ihm bald, obwohl er niemals in da3 Parteiprogramm 
aufgenommen worden war, die Kraft eines entſcheidenden 
Momentes beigelegt. Ya, heute ift bei jener deutich-nationalen 
Bartei, als deren Führer Reichsratsabgeordneter Ritter von 
Schönerer gilt, die erfte Anforderung an ihre Mitglieder die 
antifemitifche Gefinnung. Man hat jich ſogar entihloffen, mit 
Elementen zu paftieren, welche bloß antifemitifh, aber gar nicht 
mehr deutjch-national find.” 

Anden nun die „Deutſch-Nationalen“ den „Juden-Liberalen“ 
den Krieg erklärten, konnten fie nit umhin, auch deren Wirt- 
ihaftspolitif zu befämpfen. „Solange da3 Bedürfnis nad) Schuß 
des Individuums und Aufhebung unnötiger Bevormundung alles 
andere überwog,“ erklärte Pattai jchon bei Begründung des 
Reformvereind®, „hatte die liberale Partei einen natürlichen 
Wirkungskreis. Mit der Hinwegräumung überflüffiger Schranten 


1 „Der beutichen Nation zumuten, die Juden für ihre Volfägenoifen zu 
halten,* exflärt der Öfterreichifche Volksfreund (1. Jahrg. 1881, Nr. 8), „heißt ihr 
Bewußtfein der Nationalität vernichten, Heißt ihr die auf dem Gefühle der Ver— 
wandtichaft und gegenfeitigen Solidarität begründete Vaterlandsliebe rauben.“ 

2 Öfterreichifcher Volksfreund, Nr. 22 vom 24. Juni 1883, ©. 7. 

8 Ebenda Nr. 8. 
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und der Berleihung eines ganz neuen Rechtsſchutzes für das 
Individuum gegenüber der Alleinmacht des Staates ift dieſer 
Wirkungskreis jo gut wie entfallen. Das heutige alljeitige und 
geradezu verblüffende Emporlommen der Juden erfcheint mir nur 
als Illuſtration der von mir auf da3 Außerfte befämpften Man— 
chefterſchule. Sa, es ift von diefem höheren Standpunkte aus die 
Judenfrage nur ein Symptom der allgemeinen wirtfchaftlicden 
Krankheit. Das Übergewicht der Juden über die direkt produzierende 
einheimifche Bevölkerung ift eben ein Zeichen für die Reform: 
bedärftigkeit der heutigen wirtchaftlichen Verhältniffe überhaupt.” 
Daher „regen ſich die Dentenden und Weiterbliefenden überall und 
organifieren die Abwehr und den Befreiungslampf, indem fie Har 
und offen al3 den gemeinfamen Teind jenes vaterlandalofe 
Prieftertum des goldenen Kalbes bezeichnen, welches, über die ganze 
Erde zerftreut, zum Fluche der Nationen geworden iſt.“ Was 
bezweckt die antijemitiiche Bewegung in Wien, wie überall? fragt 
um diefelbe Zeit der Ofterreichifche Volksfreundi. „Nichts ala 
twirtihaftliche Reformen. Da aber unfere jebige Wirtfchaft eine 
Judenwirtſchaft ift, fo trachtet man nad Löſung der Judenfrage.“ 
Oder, wie Schönerer fid) prägnant ausdrücdte: „Die ſociale Frage, 
das ift die Judenfrage?!“ 

Troß alledem war man, nah dem Inhalte des „Wolts- 
freundes“ zu urteilen, noch 1881 von einer reaftionären Ge— 
iwerbepolitif recht weit entfernt. Und auch die von Battai im 
Tebruar 1882 proflamierten „Principien“: „Vreiheit des Bürgers, 
Achtung und Schuß aller feiner Rechte, aber auch energifche 
Mitwirkung des Staates, wo fie nit entraten werden Tann, 
Herftellung einer gefunden wirtfchaftlicden und moraliſchen Bafis 
für unjere Geſellſchaft und hierdurch Sicherung derfjelben gegen 
Stürme, die fonft geradezu heraufbeſchworen werden?!” Yaffen bie 
mannigfaltigfte Deutung zu. Erſt bei dem im weiteren Ber: 
laufe diejes Jahres fih entjpinnenden Preßkampfe fieht man das 
antifemitifche Hauptorgan in unverblümter Weile für die Zünftler 
Partei ergreifen*, womit denn die erfte Vorbedingung für eine 
Verſchmelzung beider Bewegungen gegeben var. 


1 Öfterreichiicher Volksfreund, 2. Jahrg. 1882, Nr. 18. 

2 Ebenda Nr. 4344. 

8 Shenda Nr. 8. 

+ Dal. namentlich die Artikel „Der Hefähigungsnachweis* und „Tas neue 
Geſetz“ in Nr. 43/44 u. 46 b. öſterr. Volksfreundes, Jahrg. 1882. 
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Schon auf dem erften Wiener Gewerbetage (1881) Hatte fich 
Schönerer den Handwerkern unauffällig genähert!. Dank feiner 
unermüdlidden Agitation in Wort und Schrift jcheint es im Laufe 
des Jahres 1882 dem Reformvereine gelungen zu fein, im Wiener 
Kleingewerbe feiten Fuß zu faflen?. Aber erft der zweite Wiener 
Geiwerbetag follte die Entſcheidung bringen. Ginberufen mit der 
ausgeſprochenen Abficht, durch Ausübung eines energiichen Druckes 
auf Regierung und Parlament ein Scheitern der gerade im Ab: 
geordnetenhauje verhandelten Reformoorlage Belcredis zu ver- 
hindern, Hatte er von Anbeginn einen durchaus demonftrativen 
Charakter. Eine am dritten Verhandlungstage einftimmig gefaßte 
Rejolution ſprach ſich „Für das unverrückbare Feſthalten“ an den Be- 
ichlüffen des Gewerbetages von 1881 aus, erflärte aber gleichzeitig, 
wennſchon unter mannigfadden Vorbehalten, den Belcrediichen 
Entwurf „zur Grundlage für ein neues Gewerbegeje geeignet“ ®. 
Was allein dem Kongreſſe einigen Wert hätte verleihen Tönnen, 
die ſachliche Durchberatung der einzelnen Gejeßesparagraphen, mußte 
wegen der Sinterefjelofigkeit und Ungeduld der Verſammelten jchließ » 
lich aufgegeben werden, da immer wiederkehrende Schlußrufe jede 
gründliche Diskuffion verhinderten. Und als gar einige Delegierten 
ſich exdreifteten, die Nachtjeiten des Genoſſenſchaftsweſens zu be— 
leuchten, und energiſch Abhilfe forderten, kam e3 wohl zu ftür- 
miſchen Scenen, ihre Reformanträge aber wurden ohne Debatte 
— abgelehnt‘. 

Eine folde Berfammlung in joldder Stimmung mußte den 
antijemitifhen Führern wie gerufen kommen und man ver- 
fehlte nicht, dieje Situation gebührend auszunüßen. Eine zu 
Ehren des Kongrefjes vom Reformverein bei Dreher veranftaltete 
Plenarverfammlung, zu deren Beſuch ſämtliche Delegierten vom 
Präfidenten offiziell eingeladen twurden ’, erreichte, wie bereit3 Die 
Verhandlungen des folgenden Tages bewieſen, ihren Zived®. Sie 
führte eine große Menge Kleiner Gewerbsleute dem Antifemitismug 





1 Morgenpoft, Jahrg. 1882, Nr. 1 (Bericht über den 1. Gewerbetag). 

2 Pal. die Verfammlungsberichte des Öfterr. Volksfreundes, Jahrg. 1882, 
Nr. 18, 15, 25, 32, 48/44, 45 u. ſ. w. 

3 Der zweite allg. öfterr. Gewerbetag in Wien am 12., 13. u. 14. Nov. 
1882. Authentifche Protokolle (Sep.:Abdr. d. Morgenpoft), ©. 9. 

+ Ehbenda ©. 74 ff. 

5 Ebenda ©. M. 

6 Ebenda ©. 103 ff., 117}. 

Waentig, Gewerblide Mittelftandspolitit. 10 
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in die Arme und man kann wohl jagen, daß der 13. Nov. 1882 
der eigentliche Geburtstag einer ſpecifiſch antiſemitiſchen Hand- 
twerferbeivegung geworden ift. 

Unterliegt e3 jonad) feinem Zweifel, daß der antifemitische 
Infektionsſtoff von außen in die Handwerkerkreiſe Hineingetragen 
wurde, jo wäre e3 dennoch verfehlt, diefem Umftande allein ausjchlag- 
gebende Bedeutung beizumeſſen. Das widtigite, die Entwidlung 
fleinbürgerlichen SKlafienbewußtjeins, die Verwandlung der ftän- 
diſchen in eine Klafjenbewegung, vollzog ſich ohne äußere Beihilfe. 
Dies einmal gegeben, beruhte im Kleingewerbe das Aufkommen 
antijemitijcher Regungen, die hier weniger nationalen ala öfono- 
milchen Motiven entjprangen, wenn ich jo jagen darf, auf einer 
optiſchen Täuſchung, nämlich auf einer Verwechslung der Bourgeoiſie 
mit ihrer reichften und mächtigsten Gruppe. Aus früher erörterten 
Gründen war diejer Fehler weit geringer, al3 man angejicht3 
reichsdeutſcher Verhältnilje glauben könnte. Daß man dabei vor 
allem die Eriftenz eines jüdischen Proletariates! und mehr nod 
die großkapitaliftiihe Bedeutung des Hochadels überjah, ift er: 
Härlih. Erſteres verſchwand in der Maſſe, lebtere war nur dem 
Eingeweihten erkennbar. Die öjterreichiiche Ariftofratie „arbeitet“ 
nicht. Und indem fie gegen Entgelt die Verwaltung ihrer Güter 
und Etablifjements geſchickten Gejchäftsleuten, und zwar, wie man 
mir jagte, mit Vorliebe jüdiſchen Stammes, überließ und ſich 
darauf beichränfte, ihre induftriellen Einkünfte cavalierement 
auszugeben, entging fie dem Hafje, der ſich an deren unmittelbaren 
Erwerb zu fnüpfen begann?. Überhaupt aber war es begreiflich, daß 
man ſich in diefem Lande des Nationalitätenhaders injtinktiv an die 
jüdiihen Elemente der Bourgeoiſie hielt. Glaubte man doch, fidy 
an ihnen vergreifen zu können, ohne ſich damit vom nationalen 
Standpunkte aus etwas zu vergeben. 

In Gefahr, ſich troß mancher unerfüllt gebliebenen Forderungen 


J dazu Max Zetterbaum, Klaſſengegenſätze bei den Juden, Neuer 
Zeit, II, S. 4 ff., 36 ff., insbeſ. die Schilderung des proletariſchen Judenelendes 
in —8 2.3955. Ich verweiſe and) auf die Lage ber Tallisweber in Kolomea. 
(Gewerbeenquete des Abgeordnetend. v. 1893, S. 846 f.) 

2 Allerdings hätte ſchon ein einziger Ali in den „Kompaß* (iyinanzielles 
Jahrbuch j. öſterreich Ungarn) jede Illuſion zerjtören müflen. Giebt es doch nur 
wenige Yantinftitute, bei denen die Thun, Kinsky, Stadnidi, Hardegg, Radziwill. 
Pallavicint, Vourgoing, Mirbach Kielmannsegg, Tubsty, Velcredi, Potodi, Sapiche. 
Zedtwiß, Cjernin, Yedebur u. j. w. nicht ala Tireftoren, Kuratoren oder Berwaltungs: 
räte figurierten, wennſchon ein Yiechtenftein oder Schwarzenberg derartige Poſten 
verichmäht. 
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nah Erlangung des Befähigungsnachweiles und der Zwangs— 
innung in einem Zuftande gejättigten Banaujentumes zu ver- 
lieven, ward die Handiwerferbewegung durch das ihr zugeführte 
antifemitifche Reizmittel auf3 neue in Gährung verjeßt, ja, fie 
wurde in gewiſſem Sinne erſt jet eine Maſſenbewegung großen Stileg, 
die, von den oberen Schichten herabgreifend, auch die Tiefen und 
Breiten der Eleingewerblichen Bevölkerung mobilifierte. Wie dereinft 
Reichauer, ward jet auch Löblich zum alten Eifen geworfen. Und 
indem fie unter der Leitung ebenſo rückſichtsloſer wie gefchickter 
Agitatoren mehr und mehr ihren urfprünglichen Charakter ab- 
ftreifte, verlor fie, immer fanatifcher, radikaler und zugleich reaf- 
tionärer werdend, ſchließlich auch den legten Reft innerer Berechtigung. 

Der in Rüdfiht auf die bevorftehenden Wahlen durch dag 
Aktionskomitee de3 unter der Leitung des Mechaniker Ernit 
Schneider zum Hauptherde des gewerbliden Antifemitismus 
getvordenen „Gewerbegenoſſenſchaftstages“ auf den 6., 7. und 
8. Sept. 1884 nad) Wien einberufene dritte allgemeine öſter— 
reichiiche Gewerbetag! ließ den unterdeffen eingetretenen Um— 
ſchwung deutlich hervortreten. ingeleitet durch einen großen 
Standal, den Ausschluß der vom Einberufungsftomitee geladenen 
Berichterftatter der „nicht geiwerbefreundlichen” Wiener Preſſe?, 
und dor allen Dingen darauf berechnet, die Volksleidenſchaften 
aufzumwühlen, löften fich feine „Verhandlungen“ in eine Reihe 
durch Ausbrüche brutalen Raſſen- und Klaſſenhaſſes gewürzter 
Hetzreden auf, während ein ſchrankenloſer Terrorismus jeden ſach— 
lichen Meinungsaustaufc verhinderte. „Wenn Sie derartig vor— 
gehen,“ ruft ein Wiener Delegierter empört aus, der vergebliche 
Verſuche macht, die Berfammlung über die Bedeutung des gewerb— 
lichen Schulwejens aufzuklären, „wenn Sie derartig vorgehen, ift 
es am beiten, wenn man gar nicht jpricht ?.” Und nur mit größter 
Anftrengung gelingt e3 dem Borfitenden, dem Vertreter der jü— 
diſchen Gewerbetreibenden in Czernowitz für kurze Zeit das Wort 
zu verſchaffen“. Mit der politiihen Mäßigung verſchwindet im 
Paroxysmus der Parteileidenichaft auch alles Verſtändnis für das 


1 Bericht über die Verhandlungen des dritten allg. öfterr. Gewerbetages, 
abgehalten in Wien am 6., 7. u. 8. Sept. 1884, veranftaltet von dem Wiener 
Gewerbegenojjenschaftätage. Wien 1884. 

2 Ebenda ©. 15 ff. 

8 Ebenda ©. 53. 

+ Ebenda ©. 727. 


— 148 — 


wirtichaftspolitiich Erreichbare. Denn nur zu deutlich weift die am 
8. Sept. 1884 en bloc angenommene Refolution! mit ihren alles 
vernünftige Maß und Ziel überfchreitenden grundftürzenden Forde⸗ 
rungen bereit3 auf die berühmte Charte vom Jahre 1890 Hin. 

Während nun angeficht3 der bevorftehenden Wahlen?, da zum 
erjtenmale aud die Yünfguldenmänner an die Urne treten follten, 
die Leiter der Handwerferbeiwegung ein altes Projekt der fieb- 
ziger Jahre wieder aufgriffen, um vermittelft einer politischen 
Drganifation ſämtlicher Geiwerbetreibenden Öfterreicha® den Wahl: 
fampf zu beherrſchen, rüftete man fih auch im feindlichen 
Lager zur Abwehr. Offenbar unter dem Einfluffe liberaler Agi- 
tation fammelten ſich die veriprengten Refte der ehemaligen Ge- 
folgichaft Reſchauers, denen fi) andere mit der antijemitifchen 
Heeresleitung ungzufriedene Elemente angliederten, zur Partei des 
jogenannten „fortſchrittlichen Gewerbeſtandes“. Sie Tonfolidierte 
ſich 1890 unter der Agide des Vorſtehers der Wiener Buchbinder- 
genoſſenſchaft, Joſef Schlechter, notdürftig durh Gründung des 
ala Gegenſtück zum antifemitifchen „Senofjenichaftstage” gedachten 
niederöfterreichiichen Gewerbegenoſſenſchaftsverbandes. Doch ent- 
faltete jie wohl niemals erhebliche Thätigkeit *. 

Übrigens kam diefe neue Konftellation, wie fie fich während der 
zweiten Hälfte der achtziger Jahre herausbildete, auch in der gewerb— 
lichen Prefje zum Ausdrud. Waren in der erften Zeit der Bewegung 
neben dem „Vaterland“ die „Wiener Morgenpoſt“ und Die 
Kremfer „Unabhängigen Blätter“ ? ohne Unterjchted für die Forde⸗ 
rungen de3 gefamten Handmwerkerftandes eingetreten, jo zeigte fich 
jeit dem Aufkommen de3 deutjch-nationalen Antifemitismus aud) 
hier eine Spaltung. Mit dem Jahre 1883 ward der radial anti- 
jemitiſche „OHfterreichiſche Volksfreund“ auch zum Leibblatt des 


! Verhandlungen des dritten Gewerbetages, S. 133 ff. 

2 Sie fanden am 1. Junt 1885 ftatt. 

3 Verhandlungen bes dritten Gewerbetages, S. 1385. Vin Statutenent: 
wurf <. 145 ff. 

Schlechter jelbft trat zu Beginn der neunziger Jahre durch Weröffent: 
lichung einiger Broſchüren hervor, die, ein jeltiames Gemifch von Liberalismus 
und Reaktion, die unklaren Borftellungen jener Streife vorteefflich illuftrieren. 
Ich erwähne insbefondere: Tie Revition der Sewerbeordnung und der fortichritt: 
liche Gewerbeftand. Wien 1891. Der öfterreichiiche Gewerbeftand und die 
Steuerreform. Wien 1892. 

s Möchentlich ericheinende „politische Wochenschrift für gewerbliche und land: 
wirtjchaftliche Antereifen“. gl. bei. Nr. 1 vom 7. Jan. 1881 und Wr. 47 vom 
25. Tez. 1982. 
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Wiener Genofjenichaftstages!. Ihm ſchloſſen ſich dann mit 
Eintritt der Wahlbewegung noch einige kurzlebige Agitations— 
blätter, die „Oſterreichiſche Wählerzeitung“ und nach deren Ein— 
gehen der „Hfterreichiſche Reformer“ an?. Außer durch die libe— 
talen ZTagesblätter, die Neue freie Prefje und ihre zahlreichen 
Ableger, wurde jeit 1887 der geiverbepolitiihde Kampf von der 
Gegenfeite namentlih durch da3 „Wiener iluftrierte Flugblatt“, 
die „Deutjche Gewerbezeitung” und die „Allgemeine Handwerter- 
zeitung“ geführt, die, einander ablöfend, Freilich ebenfo fchnell, wie 
Jie aufgetaucht, wieder verſchwanden und unter der Leitung eines 
gewiſſen, übel beleumundeten %. C. Hauck während der Furzen 
‚Zeit ihres Beftehens wohl kaum einen anderen Zweck verfolgten 
al3 den, durch unflätige Angriffe die gegnerifchen Führer in der 
Öffentliden Meinung zu disfreditieren®. 

Auch nad den Wahlen ward die Agitation unermüdlid) fort- 
gefeßt. Lag e3 doch, ſeitdem ihnen die parlamentarische Laufbahn 
eröffnet worden war, im eigenjten Intereſſe der Yührer, die Be— 
wegung nicht zum Stillftand kommen zu laſſen. Und wenn eine 
für das Jahr 1887 geplante Reichsdelegiertenverfammlung unter- 
blieb, jo leifteten die in den einzelnen Provinzen, zumal in den 
"Alpenländern, unter der Leitung von Wiener Emifſären oder 
ihrer auswärtigen Vertrauensmänner abgehaltenen zahlreichen 
kleineren Lofal- und Provinzialgewerbetage vielleicht noch befjere 
Dienftet. Erft im Jahre 1890 gelang e3, wiederum einen all- 
gemeinen Gewerbetag in Wien zuftande zu bringen. Auch dies- 
mal gaben die vor der Thüre ftehenden Reichratswahlen die bejon- 
dere Beranlaffung. Gleichzeitig jollte der Wiener Kongreß als 
Seitenftüd des auf den 3. uni desfelben Jahres nach Berlin ein: 





1 Artikel Schneiders, betitelt: „Die Gründung der Genojjenjchaften” und 
„Sffener Brief an den Erminifter Ritter von Chlumetzky, Führer unſerer ver⸗ 
einigten Linken” im Öfterr. Volksfreund, Jahrg. 1883, Nr. 38—44 und Jahrg. 
1884, Nr. 17 u. 19. 

2 Beide ſeit Sommer 1884 monatlicd) erjcheinend ala „Organe für Volks— 
intereffen”, heraudgegeben von Frz. Barth. 

8 Bol. bei. Wiener illuftr. Ylugblatt, Jahrg. 1887, Nr. 1. — Deutjche 
ASewerbezeitung, Jahrg. 1887, Nr. 6, 13, 16, 18. — Allgemeine Handwerfer: 
zeitung, politifche® Organ des Sleingewerbejtandes, Jahrg. 1888, Nr. 361 u. 362. 

4 Vol. 3. B. Protokoll des oberfteirifchen Genofjenfchaftstages in Juden: 
burg am 13. und 14. März 1886. — Sten. Protokolle über die Verhandlungen 
bes zweiten oberöfterreichiichen Gewerbetages am 22. und 23. Sept. 1888. — Ber- 
Handlungen bes am 29. April 1888 in Troppau abgehaltenen djterr. = jchlefifchen 
Gewerbetagee. Troppau 1888. U. a. m. 
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berufenen deutſchen Innungstages die Einhelligkeit des geſamten 
deutichen Handwerkerjtandes unwiderleglich dofumentieren. Und 
die Gelegenheit war um jo günftiger, ala da3 Scheitern eines 
im Jahre 1889 unternommenen naiven Verſuches, den Kaifer durch 
eine, wie man behauptet, mit mehr als 100000 Unterjchriften 
Getwerbetreibender aus allen Teilen Hſterreichs bedeckte Monftre- 
petition zu perſönlicher Intervention in Sachen der Gewerbe— 
vechtsreform zu bewegen, die Gemüter mächtig erregt hatte!. 
Mochte nun aud) vielleiht der am 7., 8. und 9. Sept. 18% 
unter Teilnahme von insgeſamt 1113 Delegierten, nachweislich 
Vertretern von 446 Gewerbegenojjenichaften und 26 Vereinen oder 
Verbänden, mit Pomp abgehaltene vierte allgemeine öfterreichiiche 
Gewerbetag? auf den Ternerftehenden den Eindrudf einer impo- 
lanten Kundgebung maden, dem fchärfer Blidenden konnte das 
Sheatralifhe der ganzen Beranftaltung unmöglih entgehen ?. 
Ward eine ernfthafte Beratung ſchon durch die ungeheure Zahl 
der Anweſenden ausgejchloffen, jo deuten die zur Hintanhaltung 
unliebfamen Widerjpruches getroffenen Vorkehrungen unverkennbar 
darauf hin, daß den Arrangeuren hieran auch nicht? gelegen war. 
Und die große Rejolution* war angenommen, noch ehe man fie 
überhaupt zur Abſtimmung gebradht hatte. Der vierte Getwerbe- 
tag erklärte fih darin zunächſt für die Aufrechterhaltung der 
jeiner Zeit von dem erften und dritten gefaßten Beichlüfje, nahm 
aber weiter ein Reformprogramm an, dag, in Geftalt eines Gejeb- 
entwurfes zur Abänderung de3 geltenden Rechtes auf Schneiders 


I 63 handelte ſich um eine Entjcheidung des Verwaltungdgerichtshofes, die 
den mit Kleidern und Schuhen Handelnden zwar nicht die Herftellung dieſer 
Gegenitände, wohl aber das Maßnehmen geftattete. Der Kaifer, fo verlangte die 
Petition, jollte eine Aufhebung dieſes vechtöfräftigen Urteils verfügen. Tas zur 
Ermirtung einer Audienz bei dem Monarchen an die Regierung gerichtete Geſuch 
ward jedoch abjchlägig beichieden. 

2 Bericht über die Verhandlungen des vierten allgem. öfterr. Gewerbe 
tages, abgehalten in Wien am 6., 7. und 8. Sept. 1890. Wien 1890. S. 25 
und 9 ff. 

° Sp beitimmte z. B. 3 2 der Geſchäftsordnung, dab alle Anträge „zur 
Vorberatung an das Burean gehen follten, welchem die Enticheidung zuftehe, ob 
diefelben fich zur Verhandlung eignen, oder nicht“: ferner $ 6, daß „der Bor: 
fißende berechtigt Sei, folchen Perfonen, von denen dem Einberufungskomitee be- 
tannt jet, daß fie mit der Abficht, die Verhandlungen zu jtören, gekommen feien, 
das Wort zu verweigern“. (Bericht S. 63 |.) Nicht zu vergefien, daß eine wohl- 
organifierte Clique von „Schlukrutern“ mißliebige Redner zum Schweigen brachte. 
(Bericht S. 3, 104 u. ſ. w.) 

Bericht S. 142, 192 ff. 
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Antrag zum „Programm des Gewerbeftandes in Ofterreich“ erhoben, 
einige Jahre ſpäter ala „lex Liechtenftein“ die Öffentliche Meinung 
lebhaft beihäftigen follte. Seine Hauptpunfkte find die folgenden: 

Die Ausübung handwerksmäßiger Gewerbe ift an die Er- 
bringung eine Befähigungsnachweiſes zu binden, bejtehend in 
dem Nachweiſe einer mindeſtens achtjährigen Verwendung und 
einer Meifterprüfung. Die Lifte der Handwerke iſt geſetzlich feit- 
zuftellen und zu erweitern. Insbeſondere find derjelben einzu— 
verleiben die Gewerbe der Färber, Seifenfieder, Tuchmacher, 
Weber, Modiiten, Kaufleute, Gaftwirte, Pfaidler, Ziergärtner u. |. w. 
Inhabern handwerfsmäßiger Gewerbe Jind Diejenigen fabrit- 
mäßiger Untergehmungen gleichzuftellen, jofern fie Handswerks— 
erzeugnifje anfertigen. Im Zweifel über den Charakter eines Ge- 
werbebetriebes entjcheidet das genoſſenſchaftliche Gutachten. 

Der Umfang eines Gewerberechtes hat ſich bei konzeſſionierten 
Gewerben nach dem Inhalte der Konzeſſion, bei freien und hand— 
werksmäßigen, gleichgiltig, ob ſie im Kleinen oder Großen be— 
trieben werden, nach den von der Gewerbebehörde im Einver— 
nehmen mit den Genoſſenſchaften feftzujegenden „Gewerbenormalien“! 
zu bejtimmen. Jeder Gewerbetreibende werde nur zur Herftellung 
der ſpecifiſchen Erzeugnifle feines Gewerbes ermächtigt und habe 
die zu deren Anfertigung etwa benötigten Arbeiten anderer von 
ſelbſtändig Erwerbsthätigen beforgen zu laſſen. Die Haus- 
induftrielle Produktion von Handwerksware werde unterfagt, 
ihr kaufmänniſcher Vertrieb, befondere Ausnahmen abgerechnet, 
ausjchließlich dem Handwerker vorbehalten. Auch ift dem Händler 
zu verbieten, Artikel roh oder halbfertig von den Mitgliedern 
einer Genoſſenſchaft zu beziehen und fie von denen einer anderen 
Tertigftellen zu lafjen. Rein Gewerb3- oder Handelamann dürfe mehr 
als eine Filiale an einem und demſelben Orte begründen. 
Sollten jedoch felbft dadurch Inhaber handwerksmäßiger Gewerbe 
geſchädigt werden, ift auch dieje eine zu befeitigen. Desgleichen wäre 
nach Umftänden der Warenabja durch Mittelsperfonen (Agenten, 
Handelsreijende) abzuitellen bezw. zu erſchweren. 

Allenthalben und ohne Rücklicht auf Örtliche Hinderniffe find 
Gewerbegenoſſenſchaften zu errichten, denen beizutreten aud) die 
Tabrikanten von Handwerksprodukten gehalten find. Ihre Autonomie 





1 Mie man fich dDiefe Gewerbenormalien dachte, Darüber vgl. Karl Howorfa, 
Erläuterungen und Vorſchläge zu den im Zuge befindlichen Gewerbereformen. 
Wien 1892. ©. 20 ff., bei. 27 ff. 


— 12 — 


fowie ihr Einfluß auf obrigkeitliche Amtshandlungen find zu er- 
weitern. Insbeſondere ift ihnen bei allen Unterfuchhungen über 
Fälle unbefugten Gemwerbebetriebes welcher Art immer eine aus: 
reichende Ingerenz zu fihern und ein Relursreht mit auf: 
ichiebender Kraft gegen jederlei in ihren Wirkungskreis ein- 
greifende behördliche Entſcheidung einzuräumen, wogegen fie von 
zeitraubenden ftatiftiichen Arbeiten und ähnlichen läftigen Ber: 
pflichtungen möglichft zu befreien’ find. Die Verwendung des 
Korporationsvermögen3 zu gewerblichen Beranjtaltungen ift thun- 
lichſt zu erleichtern, jede bureaufratiiche Bevormundung fernzuhalten. 

Diefe Heine Blütenleje aus dem „Programm des Gewerbeftandes 
in Hſterreich“ dürfte genügen, um jeden Zweifel über feine Tendenz 
zu zerftreuen. Bon der noch zu Beginn der achtziger Fahre beob- 
achteten Mäßigung, die wohl eine Verbeilerung der Lage des Klein— 
gewerbes, aber doch nur innerhalb de3 Rahmen? der gegebenen 
MWirtichaftsordnung und unter Wahrung fremder Antereffen anftrebte, 
ift feine Spur mehr zu finden. Erhebung des Handwerks zum gewerb—⸗ 
lichen Normalbetriebe, Umgeftaltung des gefamten Produktionsorga⸗ 
nismus zu Gunften feiner Vertreter, ſei es aud) auf Koften aller an= 
deren Bevölkerungsſchichten, — läßt fi) wohl ein einfeitigeres und 
engherzigeres Klaſſenideal denken. als dieſes? Freilich. je überſpannter 
es war, deſto ſtärker mußte der Kontraft zwiſchen ihm und der Wirt: 
lichfeit empfunden werden, deſto ſchwerer mußte e3 dem Kleinen 
Panne fallen, fich den Übergang aus feinen gedrücten Verhält: 
nifjen zu jenem Paradieſe jorglojer Behäbigfeit vorftellig zu 
maden, da3 man ihm verhieß. Nun bezeichneten zwar die Führer 
die Umgeftaltung des Gewerberechtes al3 die fichere Brüde, die 
dazu Hinüberleite. Mußte aber nicht gerade die Reform von 1883 
darüber belehren, wie eine ſolche noch keineswegs den Eintritt des 
erwarteten Erfolges verbürge und wie ſchwer e3 unter allen Um— 
ftänden halte, programmatiicheyorderungen gejeßgeberijch zu verwirk— 
lichen? Starke Gefühlsmotive mochten über derartige Bedenken 
hinmweghelfen. Und der Antiſemitismus leiftete einem Teile der Hand- 
werker diejen Tienft. Wen der Judenhaß ganz erfüllte, wer die 
leidige Judenherrſchaft als Haupturſache der ganzen kleingewerblichen 
Kalamität anerkannte, der mochte in der Hoffnung jein Genüge 
finden, daß mit ihrer Bejeitigung des Handwerks „goldener Boden“ 
zurückkehren tverde. Aber nicht von allen in der Bewegung ftehenden 
galt dies. Und in diefen anderen mußte mit der Zeit das Beftreben 
erwachen, abjeits von den übrigen eigene Wege zu wandeln. ine 
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tiefe Spaltung der bisher ziemlich einheitlich verlaufenen kleinbürger— 
lichen Reaktionsbewegung war die Folge diefer inneren Einkehr. 
Und ihr Entftehen wurde unterftüßt durch jene Strömung auf den 
Höhen der Gejelichaft, die ſchon früher ala maßgebender Faktor 
der Gewerbepolitik ſich eriwiejen hatte. 

Wie ji) nad) Beendigung gemeinfamer Kauffahrt die früh- 
mittelalterlihen Fahrtgenoſſenſchaften in ihre Elemente aufzulöfen 
pflegten, jo geſchah e3 ähnlich mit jener politifchen Vereinigung, 
die ſich gegen Ende der fiebziger Jahre ala „konſervative“ Partei 
in Ofterreich aufgethan hatte. Der Kriegszug gegen den „Liberalen“ 
Staat war mißglüdt, die Feudalifierung von Geſellſchaft und 
Bolkswirtichaft geicheitert. Still ergab man fi in das Unabänder- 
liche, Tehrte auf die hHochadeligen Stammfite zurüd und tröftete ſich 
über da3 Fehlſchlagen ariftofratifcher Socialpolitif, indem man ſich 
durch eine Reform des Volksſchulgeſetzes billiger ländlicher Arbeit3- 
fräfte, durch die Botierung agrariicher Schubzölle Hoher Kornpreiſe 
zu verjichern ſuchte. Die jocialfonjervative Partei entpuppte ſich 
jeßt ala das, was fie in wirtichaftlicher Hinficht immer geweſen 
war, als agrar-tapitaliftifche Antereffenvertretung!. Erſchreckend 
ſchnell fraternifterte fie mit den vor Turzem noch verketerten 
Liberalen, eine Verbrüderung, die ſich auch äußerlich offenbarte, 
ala die lebteren nad) dem Zuſammenbruche der Alttichechen in 
das befannte „freundenachbarliche” Verhältnis zu Taaffe traten, 
und die ſpäter in der „Koalition“ unrühmlichen Angedenkens 
ihren folgerichtigen Abſchluß fand. Auch das Kleine Häuflein 
waderer Männer, denen es mit der Durchführung joctaler 
Reformen Ernſt war, vermochte diefen rapiden Zerfall nicht auf- 
zuhalten. Belcredi, „alt und verftimmt“, wie Rudolf Meyer von 
ihm jagt, dazu durch die Ungunft des Schickſals dieſes feines 
unentbehrlichen focialpolitifchen Natgeber3 beraubt ?, trat au8 dem 
Parlamente, um der Politik für immer Lebervohl zu jagen. Zal- 
Iinger, Bogelfang und einige andere, zujammen mit der ganzen 
fonjervativen Partei, wenn auch perſönlich jchuldlos, durch den 


1 Bitter beklagt fih auch Rudolf Meyer über den Verrat feiner ehe- 
maligen Freunde an der gemeinfamen Sache. (Heimftätten: und andere Wirt: 
ichaftsgejete, ©. 560.) Vgl. ferner Heinrih Mandl, Öfterreichiiche Social: 
reformer, Neue Zeit, 2. Jahrg. 1884, ©. 315 ff., bei. 318. 

2 Meyer felbit berichtet, daß, nachdem er infolge der Verdächtigungen 
„Durch den befannten Baron Hammerftein von der Kreuzzeitung im Jahre 1882 
habe weichen müſſen, die Reformthätigfeit Belcredig erlahmt jei.” (Konſervative 
Bolitit, S. 811.) Vgl. auch Hardens Zufunft, 4. Jahrg. 1895, Nr. 44, ©. 224. 
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von liberaler Seite nad) Kräften ausgenüßten Bontour-Schwindel ! 
Öffentlich disfreditiert, harrten zwar auf ihrem Poften aus, ohne 
jedoch die Kraft zu finden, die widerftrebenden Elemente auf den 
alten Bahnen vorwärt3 zu treiben. Mochten alfo aud), wie man 
behauptet ?, in Hfterreih die Vorbedingungen für die Eriftenz 
einer großen, wahrhaft fonfervativen Partei gegeben jein, von 
ihrem Wirken war vorderhand recht wenig zu jpüren. Und e 
würde die weitere Darftellung an dieſer verlaffenen Tyeuerftätte 
gewerbepolitifcher Reformbeftrebungen ohne Aufenthalt vorliber- 
Ichreiten fünnen, wäre es nicht im enticheidenden Augenblide einer 
fonjervativen Großmadt erjten Ranges gelungen, das bereits in 
ih zuſammengeſunkene Aſchenhäuflein zu neuen Gluten anzufaden. 
Ich meine die katholiſche Kirche. 

Zwölf Jahre waren ſeit jenem erſten Katholikentage ver- 
floſſen, ohne daß die Kirche ihr Banner neuerlich entfaltet hätte. 
Abgeſtoßen dur den radikal - demofratiiden Charakter ber 
jüngeren Gewerbebewegung, hatte fi der Klerus aller Hund» 
gebungen zu ihren Gunften enthalten. In der That Hatte er 
feine Urſache, ſich zu bemühen, denn fein erbittertfter Feind, der 
Liberalismus, lag im Sterben. Bornehm durfte er die Henters- 
arbeit dem antijemitiichen Kleinbürgertum überlaffen. Doch ein 
neuer Gegner, die jocialiftiiche Arbeiterbewegung in ihrem jugend» 
friſchen Emporftreben, rief ihn gegen Ende der achtziger Jahre 
wieder auf den Plan. Der vom 29. April bi3 2. Mai 1889 zu 
Wien abgehaltene zweite allgemeine öfterreihiiche Katholikentag 
für die gefjamte Monardhie® war der Ort, wo die Kirche fid 
zu neuem Kampfe rüſtete. DBezeichnend aber war e8, ba 
beide Streiter, kaum einander anfichtig werdend, fi fofort zu 
würdigen veritanden. Der Katholitentag, jo erklärte die ſocial⸗ 


ıRagl. dazu Mar Wirth, Geichichte der Handelsfrifen, 4. Aufl., Frank⸗ 
furta. M. 1890, S. 621 ff., und R. Meyer, Heimftätten- und andere Mirtichaft: 
geſetze, S. 605 ff. Es handelte ſich um die mit Hilfe flerifaler und ariftotratifcher 
Kreiſe im Herbite 1878 von Eugen Bontour gegründete Societe de l’Union generale 
und ihre Beziehungen zur öfterreichiichen Yänderbanf. Übrigens hätte ınan, wie 
früher, allen Grund gehabt, vor der eigenen Thüre zu fegen. Vgl. au Heimt. 
Mandl, Tie Wiener Prekforruption, Neue Zeit, 2. Jahrg. 1884, S. 550 fi. 

EM. Meyer, Heimftätten: und andere Mirtichaftögeiehe, S. 609, und 
Fr. ©. Sintenis, Giebt ed eine große fonfervative Bartei in Öfterreich ? Alien 
1888. S. 9. 

? Verhandlungen des zweiten allg. öfterr. Katholifentages für die gefamte 
Monarchie zu Wien am 29. u. 30. April und 1. u. 2. Mai 1889. 2 Abe. 
Wien 1889. 
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demofratifche „Gleichheit“ T, „iſt unftreitig eine höchſt bedeutungs— 
volle Erſcheinung, die nach mehr ala einer Seite volle Aufmerf- 
feit verdient. Es wird der Verſuch gemacht, die Partei auf dem 
Boden eines neuen Programms von Grund auf nen zu organifieren. 
Da3 Programm umfaßt alle Fragen der focialen und der geiftigen 
Entwidlung Kein Mittel der Agitation und Propaganda ward 
da überjehen, von einer umfafjenden Preßorganijation, von einem 
ſyſtematiſchen Ne von Vereinen aller Art bis zur agitatoriichen 
Verwendung der Kirhenmufit und der Heiligenbilder, alles wurde 
mit Sachkenntnis und Eifer erörtert. Der Katholitentag ift ein 
Symptom dafür, mit welcher Energie und mit welchen Macht— 
mitteln die Kirche den Verſuch macht, nochmal die Herrichaft 
voll zu erlangen, welche zum Zeile ihren Händen entglitten ift.“ 
Die Kirche! Denn, während einft die Ariftofratie, da fie im 
Jahre 1877 zur Befriedigung ihrer Machtgelüfte die Kirche ſich als 
Bundesgenofjin erfor, doch wenigstens eine jelbftändige Politik be— 
trieben hatte, war fie, indem fie fich gedanfenlos? mehr und mehr 
ihrer geijtigen Leitung anvertraute, unverfehens zu ihrem Werf- 
zeuge berabgejunfen. 

Den zeitgemäßen Ausbau der Rejolution des erſten Katho— 
lifentages „in Angelegenheiten der Schule, der Prefje, der Kunſt 
und Willenfchaft, der Vereine und der focialen Reform“ bezeichnete 
der Präfident der illuſtren Verſammlung, Graf Blome, befcheident- 
lich als Ziel der Berhandlungen®. Und ſpeciell in geiverbepolitiicher 
Hinficht ift man auch in der That hierüber nicht Hinausgegangen. Wer 
- die Fatholijch-jociale Litteratur jeit der Mitte der fiebziger Jahre 
verfolgte, findet nur alte Bekannte, obſchon es nicht gleichgiltig 
war, daß, was bisher in Büchern und Zeitjchriften ſchlummernd 


1 Gleichheit, 3. Jahrg, Nr. 19 v. 10. Mai 1889, ©. 2 ff. 

2 Dazu die charakteriftiiche Außerung R. Meyers in Heimftätten- und 
andere Wirtjchaftsgejete, S. 610 f.: „Leider geht ein Zeil des öſterreichiſch-unga⸗ 
rifchen Adels jo und da unter, wie und wo nach Taine der Untergang des fran⸗ 
zöfifchen Adels des vorigen Jahrhunderts ftattfand — im Salon und auf der 
Jagd. Ihm bleiben weder Zeit, noch Kraft, noch Gedanken für die Arbeit, welche 
diejeg Land jetzt von jedem Patrioten fordern ſollte. Fürs Vaterland das Leben 
lafſen — gleich, wenn’? fein muß; für den hier jehr reizbaren Ehrbegriff auch — 
aber für’3 Baterland täglich zwei Stunden ernfthaft arbeiten — niemals — 
niemal3 — niemals! Und die Älteren ziehen oft enexrgifchere junge Männer ihres 
Standes in ihr ſchales, inhaltloſes, wenn auch prunkvolles, gänzlich nichtiges 
Treiben mit hinein.” Vgl. aud Sidney Whitman, Das Reich der Habs⸗ 
burger. Berlin 1892. ©. 112 ff., bei. 122 ff. 

3 Verhandlungen des zweiten KHatholifentages, I, ©. 27. 
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geruht, jebt in da3 Programm einer mächtigen Partei aufgenommen 
wurde. Gleichwohl handelte es fih um mehr. Verwandelte fich 
doch das dürre Skelett der Beſchlüſſe von 1877 in ein wohlorgani⸗ 
fiertes Gedankenſyſtem, deſſen praftiide Verwirklichung das 
moderne Ofterrei” in eine von Prieſtern regierte römifche 
Dependence hätte umgeltalten müſſen. 

Allerdings hatte dieſe Tocialveformeriide Strömung aus- 
geſprochen Elerifaler Natur, wie fie jet, an früheres anfnüpfend, 
gleihjam als Reflerericheinung der ſocialiſtiſchen Arbeiterbewegung 
ins Leben trat, von Anbeginn feinen völlig einheitlichen Charafter. 
Schon auf dem zweiten Katholifentage offenbarte fich dies. Zwar 
erihien noch immer Liechtenftein ala der gemeinfame Wortführer. 
Scharf und Ichneidig geißelte er die beftehende Wirtſchaftsordnung,. 
namentlich jenen Liberalismus, der „wie Nathan der Weile angezogen, 
triefend von Aufklärung und Menſchenglück predigend, die Welt- 
bühne betreten, bald aber in feine natürliche Rolle zurüdigefallen 
lei, in die des alten Shylof, der auf feinem Schein beftehe und ein 
Pfund Fleiſch aus unjerem Leibe begehre!.“ Dennod war er 
nicht mehr der alte. Als Bertreter des Feudaladels jah man ihn 
ſcheiden, als Borkämpfer Heinbürgerlicher Klaſſenintereſſen war er 
zurüdgetehrtt. „Blut von ihrem Blute und Fleiſch von ihrem 
Fleiſche, ebenſo wie fie begeiftert für Wahrheit und Recht,” war 
er bereit3 1889 ſtreng genommen fein „Alerifaler“ mehr. Und der 
vom 8. bi3 11. Aug. 1892 zu Linz abgehaltene dritte allgemeine 
öſterreichiſche Katholikentag? zeigte die katholiſchen Socialreformer 
in zwei getrennte Gruppen gejpalten. Slerifale „Deutich-Sonjer: 
vative” und antifemitifhe „Chriftlich - Sociale” , Sylva-Tarouca 
und Liechtenstein ftehen einander hier gegenüber. Geeint durch die 
gemeinfamen Feinde Liberalismus und Socialdemofratie ſowie dur 
die Grumdprincipien ihrer Bekämpfung, werden fie geſchieden durch 
Taktik und Gefolgichaft: erftere vornehm zurüchaltend und Haupt- 
ählih in den ftumpfen Maſſen der Kleinbäuerliden Bevölkerung 
fußend, leßtere demagogifch vorgehend und geftüßt auf die mobili- 
ſierten Scharen des klaſſenbewußten Kleinbürgertums. Hatte fi num 


ı Verhandlungen des zweiten Katholikentages, I, S. 120 ff., bei. 132. 

2 Bericht über den dritten allg. öfterr. Statholifentag in Linz vom 8. bie 
11. Aug. 1892. Wels 1892. Ten Borfik führte Graf Sylva-Tarouca, ber 
„Nachfolger und Yögling Belcredis“. Win ich recht unterrichtet, fo ift Rudolf 
Dieyer auch fein Berater geworden. über die Spaltung vgl. die Rebe Liechten- 
ſteins, S. 102 ff. 
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die chriftlich-fociale Gruppe offenbar in unmittelbarer Anlehnung 
an die antiſemitiſche Gewerbebewegung entwicelt, al3 deren poli- 
tiſches Centralorgan ſie ſich gewiflermaßen darftellte, jo war es 
höchft bedeutungsvoll für die Deutſch-Konſervativen, daß ſich, und 
zwar gewiß nicht ohne ihr Zuthun!, zu Beginn der neunziger 
jahre umgekehrt eine Strömung herausbildete, die geeignet ſchien, 
ihren Einfluß auch im Handwerke zu befeftigen. 

Da3 Auflommen de3 Antifemitismus als ſpecifiſcher Form 
kleinbürgerlichen Klaſſenbewußtſeins hatte nicht nur zu einer Stär- 
fung, ſondern ebenfojehr zu einer Gentralifation der Gewerbe— 
bewegung geſührt. In Wien, feiner Hochburg, liefen jebt alle 
Fäden auch der le&teren zufammen und die von Yiberaler Seite 
unternommenen Berfuche, dieſe Einhelligfeit zu ftören, waren hier an 
der Wachſamkeit und Popularität der Gentralleitung gejcheitert. 
Wohl aber traten in den Provinzen hie und da jeparatiftiiche 
Tendenzen hervor, ebenjo begünftigt durch) die ohnedies vor- 
handenen centrifugalen Beftrebungen, wie durd) den befonderen 
Umftand, daß in einigen Gegenden eine antifemitifche Strömung 
fich überhaupt nicht hatte entwideln können. Als Spielart 
de3 Nationalismus ſchnell um ſich greifend unter den über- 
mwiegend deutſchen Bewohnern der Alpenländer, mußte der 
Antiſemitismus verpönt ericheinen in den Bezirken der geiverb- 
fleißigen Sudetenländer Böhmen, Mähren und Sclejien, wo das 
Deutihtum, von einer überwuchernden ſlaviſchen Bevölkerung in 
die Enge getrieben, feinen nationalen Belibftand nur mühſam zu 
behaupten vermochte und ein Kampf gegen das der wirtſchaftlich 
herrichenden deutſchen Bourgeoifie angegliederte Judentum leicht- 
fertige Kraftvergeudung, wenn nicht gar eine empfindliche Schwächung 
der bedrohten Machtitellung des Deutſchtums bedeutet haben 
würde?. Hier mochte man mit jedem Jahre mehr die Luft ver- 





ı So dürfte auch die 1890 zu Wien auftauchende „Öfterr. Gewerbezeitung“ 
flerifalen Urſprungs fein. Intime Beziehungen beftehen zwijchen ihr und dem 
Grafen Sylva, den fie bei jeder Gelegenheit als Retter des Gewerbeitandes 
preift. (Gew.Zeitung, 6. Jahrg. 1895, Nr. 9 ©. 2, Nr. 14 ©. 2f., Nr. 28 
E. 1 u. ſ. w.) Als Redakteur fungiert J. ©. Blaſchek, früherer Socialdemokrat 
(Gleichheit, 1. Jahrg. 1887, Nr. 7, ©. 1), nachmals beim „Vaterland“ bedienſtet 
und für Vogelſang thätig. Ein Aufſatz Blaſcheks, wohl von letzterem inſpiriert, 
in Vogelſangs Monatsſchrift (VII. Bd. 1885, ©. 403 ff.), betitelt „Die Ziele der 
heutigen Genofjenichaftsbewegung.“ 

2 Nach Heinrich Rauchberg (Die Bevölkerung Öfterreichd auf Grund 
der Ergebniffe der Volkszählung vom 31. Dez. 1890. Wien 1895. ©. 220) ent- 
fielen von der Gejamtzahl der Söraeliten (1143305) 67,5 %0 auf Galizien, 
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lieren, den Wiener Antijemiten zu billigen und dazu für die Ge— 
ſamtheit unfruchtbaren Siegen zu verhelfen. Und mit dem allmäh— 
lichen Entſtehen fogenannter Genofjenfchaftsverbände, die eine, 
wenn auch loſe, Verknüpfung der Genofjenichaften einzelner poli- 
tifcher oder ganzer Kammerbezirke herftellten, unter fi) Verbands— 
tage abhielten und eine felbjtändige Politik inaugurierten, begann 
die alte provinziale Gewerbebewegung der fiebziger Jahre in 
neuer Form wieder aufzuleben. Die Führung übernahm Deutſch- 
böhmen, die perjönliche Leitung der Uhrmacher und Feinmechaniker 
Adolf Mandlik in Komotau!. Bon Anbeginn aber zeigte jie ım 
Gegenjate zur antifemitifchen zwei charakteriſtiſche Eigentümlich— 
feiten. Sie wollte einmal eine rein „geiverbliche” fein, d. 5. fie 
jeßte fi} unter ausdrüdlichem Verzicht auf die Diskuſſion und Löſung 
„politifcher, nationaler und Eonfejfioneller Fragen” ausſchließlich 
die Durchführung wirtichaftlicher Reformen zum Ziele. Sie wollte 
zweitens an der Verwirklichung diejes Zweckes durch fonjequenten 
Ausbau und durch möglichfte Belebung der berufsgenofjenidhaft: 
lichen Organiſation jelbjtthätig mitarbeiten. So erſcheint fie ge: 
wiffermaßen als eine Art Rückbildung der Eeinbürgerlichen Klaſſen— 
bewegung zur ftändifchen Handiwerferbewegung, ohne daß man eine 
ſcharfe Grenze zwischen beiden zu ziehen vermöchte. 

Den geeigneten Anlaß zum erftmaligen Hervortreten gab die für 
den Sommer 1893 geplante große Gewerbeenquete?. Eine im Februar 


113 Oo auf Niederöfterreih, 8,3 00 auf Böhmen, 7,2% auj die Aufomina, 
4 00 auf Mähren, nicht ganz 1%o auf Echlefien, auf alle anderen Yänder y 
faınmengenommen faum 190. Im Verhältnis zur ortsamweienden Vevölkerung 
find fie am ftärfjten vertreten in der Yufomwina (12,8 %0), in Galizien (11,7 %o, 
in Niederöfterreich (4,890), Trieft und Gebiet (3 %o), Mähren (2,0 0), Schleiten 
(1,7 ° 0), Böhmen (1,6 0). Trotzdem daß alio die jüdische Bevölkerung der Alpen 
länder faum der Rede wert ift, ftanden 3. ®. noch der erſte allg. färntuer 
Dandwertertag vom 6., 7. n. 3. Dez. 1390 zu St Veit a. d. Glan und der erfle 
jteierm. Schuhmachertag vom 19. u. 20. März 1892 zu Graz völlig unter antı- 
femitiichem Einfluſſe. Temgegenüber erwähne id), daß einer der Xeiter des deutichen 
Handwerkervereines in Prag feine Auskunftserteilung ausdrücklich an die Hedinqung 
tnüpfte, daß ich fein Antiſemit fer, obwohl das Judentum bekaunntlich gerade hier 
eine außerordentlich große Rolle ipielt. Neuerdings jollen fich freilich unter der 
Einwirkung der von Wien nad) Böhmen verpflanzten Antifemitenbemegung die 
Verhältnifſe hie und da geändert haben. Tie Juden werden gelegentlich „Zichechen” 
wie in Ungarn „Magyaren“ und finden dabei ihre Rechnung. 

! (sine kurze Schilderung dea Fntmwiclungsganges der neuen Bewegung im 
Rechenichaftsbericht, eritattet beim dritten Gewerbekongreß am 12. April 1296 in 
Zroppau vom Pralidenten Adolf Mandlik. Komotau 1X96. 

2 Ziehe unten 2. 21U ft. 
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zu Linz ftattfindende Vorbeſprechung führte Ende Mai desfelben 
Jahres zur Abhaltung eines von Mandlit nad) Graz einberufenen 
„Sewerbefongrefjes”!. Ein Berbandstag, auf dem laut officiellen 
Berichtes insgeſamt zwanzig bereit3 Eonjtituierte bez. in der Ent- 
ftehung begriffene Genofjenichaftsverbände durch je 1—3 Delegierte 
vertreten waren, vermied er glüdlich die agitatorifhe Anfammlung 
größerer Menſchenmaſſen. Auch wußte die Wachſamkeit des Prä- 
ſidiums die durch die Anwejenheit von Wiener Antifemiten bedrohte 
Einträchtigkeit zu wahren. Gegenstand der Verhandlungen bildete in 
erjter Linie die Geiwerbereform, die wegen der bevorftehenden Enquete 
noch ein gefteigertes Intereſſe beanſpruchte; ferner die Organifation 
der Genoſſenſchaften, die gewerbliche Preſſe, die Steuerreform, da3 
Verſicherungsweſen und das geiverbliche Kreditivefen. In gewerbe— 
politiſcher Hinficht adoptierte der Grazer Kongreß die Beichlüfle 
des vierten Wiener Gewerbetages von 1890 und dokumentierte 
Thon hiermit unverkennbar, daß eine twirkliche Regeneration der 
Handiwerferbeiwegung von ihm nicht zu erwarten ſei. 

Noch im Herbite deijelben Jahres follte die zu Graz gegründete 
„Sewerbepartei”, jo nannten fi) nämlich die Separatiften, ihre 
Widerftandsfähigkeit zu erweiſen haben?. Die Wahlreformvorlage 
des Grafen Taaffe, mit ihren weitgehenden Konzelfionen an die 
Arbeiterichaft, rief auch in Zünftlerkreifen lebhafte Erregung hervor. 
Bon den Antilemiten acceptiert, wurde fie von Mandlif und feinem 
Stabe ala mit dem Principe einer „ſtändiſchen“ Volksvertretung 
unvereinbar abgelehnt. Und die verichiedenartige Stellungnahme 
beider Richtungen zu der nach Taaffes Sturz ana Ruder gelangten 
Koalitionsregierung verjchärften ihren Gegenjat. Die Gewwerbe- 
partei überftand dieje erſte Kriſe. Ja, es bedeutete der am 13., 
14. und 15. Mai 1894 zu Neichenberg tagende zweite deutſch— 
öfterreichifche Gewerbefongreß?, an welchem ſich 16 Genoſſenſchafts- 
verbände mit insgefamt 28 ftimmberedhtigten Delegierten be- 
teiligten, einen Weiteren Schritt zur völligen Loslöjung von 





I Ein Protofoll in Sonderausgabe ift nicht, veröffentlicht worden. Im 
übrigen vgl. Steiermärkifches Gemwerbeblatt (Graz), 9. Jahrg. 1898, Nr.7 u. 9 ff., 
und Das gewerbliche Programm. Innsbruck 189. ©. 20 ff. 

2 Nechenichaftäbericht, S. 4 ff. 

3 Verhandlungsſchrift über den zweiten Gewerbefongreß der deutich-diterr. 
Gewerbeverbände, abgeh. am 13., 14. und 15. Mai 1894 zu Neichenberg. Siehe 
auch Das Gewerbeprogramm, ©. 27 ff. 
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den Wiener Antijemiten. Denn der al3 Bertreter deg Genoffen- 
ichaftstages erfchienene Schneider zog es vor, noch vor Beendigung 
der Verhandlungen den Schauplaß jeiner erzivungenen Unthätig: 
feit wieder zu verlaffen. Übrigens bewegten fich die Debatten in 
den alten Geleifen und führten auch zu den gleichen Ergebniffen, 
d. h. zur neuerlichen Aufjtellung der alten Forderungen. Bon einiger 
Bedeutung war lediglich die Annahme eines Drganifationgentiwurfes!. 
Danach war die „Organilation des deutjch-öfterreihifchen Gewerbe: 
ſtandes auf Grund der genoſſenſchaftlichen Organiſation“ durd: 
zuführen. Alle deutichen Gewerbegenoſſenſchaften jollten jtd, 
„unbefchadet der Anftrebung obligatorifher Verbände”, freiwillig 
zu Bezirks- oder Fachverbänden, diefe zu Kammerbezirksverbänden 
und diefe endlih zu einem Reichsverbande zufammenschließen. 
An der Spite des letzteren, der „die oberjte Leitung des deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Gewerbeſtandes bildet“, fteht ein Präfidium fowie 
ein engerer und ein Weiterer Ausſchuß. Aljährlih durch einen 
jeiten3 des Reichsverbandes einzuberufenden Kongreß neugewählt, 
haben fie deſſen Beichlüffe auszuführen und auch fonft die Inter— 
efien des Gewerbes zu wahren. Der Kongreß beftimmt den an 
die Gentralleitung dur) die Kammerverbände zu entrichtenden 
Jahresbeitrag, während diefe über die Beitragsleiftung der Bezirks: 
und Fachverbände ein Abkommen mit letteren ſelbſt zu treffen haben. 
Die genaueren Normen über die Durchführung diefer Organijation im 
einzelnen jowie iiber die Pflichten und Rechte der verſchiedenen Organe 
find dur) ein Statut feſtzuſetzen, da3 von einem mehrgliedrigen 
Komitee auszuarbeiten und dem nächſten Kongreſſe zur Beichlup- 
fafjung vorzulegen ift. Bis dahin find alle Verbände in ihrer 
Wirkſamkeit an die Kongreßbeſchlüſſe und bei jelbftändigen At« 
tionen an die Zuftimmung des Kongreßpräfidiumg gebunden. 
Inwieweit diefes Programm zur Verwirklichung gelangte. 
entzieht fi) meinem Urteil?. Sedenfall3 blieb die Organtfation 
der Barteigenoffen nach wie vor eine ziemlich lodere, was freilid 
der Betriebſamkeit der Gentralleitung? Teinen Abbruch gethan zu 
haben jcheint. Und will man das Abhalten von Bertrauend 


! Verhandlungsichrift, <. 9f.: Tas Gewerbeprogramm, S. 33 ff. 

= Tod) erwähnt Mandlik in feinem Nechenichaftsbericht (S. 28) wenigſtene. 
daß ihm als Heirat ein Gremium von 3 Perjonen zugewiefen worden, die Zahl 
der Senoffenfchaftsverbande innerhalb zmeier Jahre auf 46, nämlich feit dem 
Reichenberger Kongreß um 20 Verbände geftiegen fei. 

3 Tarüber Nechenfcaftsbericht, <. 29 ff. 
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männerverfammlungen und VBerbandstagen, das Überreichen von 
Petitionen bei Regierung und Parlament, das Interviewen ein- 
flußreicher Perſonen, das Antichambrieren bei Miniftern, das Er- 
laffen von Erklärungen, Aufrufen und Memoranden al3 geeignete 
Borkehrungen zur Hebung der Lage des Handwerks gelten laſſen, jo 
darf man ihre Thätigkeit fogar ala eine höchſt eriprießliche be- 
zeichnen. Wenn nicht, ift für die Zeit von 1894—1896 nur ein 
bedeutfames Ereignis zu vermelden: der endgiltige Bruch mit den 
Wiener Antijemiten, die in der Provinz immer mehr an Anhang 
verloren. Nah mannigfachen Plänkeleien kam der Zwiſt gegen 
Ende de3 Jahres 1895 zum Austrag. Ausgefochten wurde er in 
der „Dfterreichifchen Gemwerbezeitung”', die dabei ala Organ ber 
Anhänger Mandliks fungierte, und in dem von Schneider 1894 
gegründeten „Wiener Gewerbegenofjenichaftstag” 2. Seitdem ver- 
wandelte jih da3 geipannte Verhältnis beider Richtungen in 
eine offene Spaltung, nicht ohne daß hierdurch die Eriftenz der 
jungen Gewerbepartei ſchwer bedroht worden wäre. Denn, unter 
den Mitgliedern diejer leßteren Ziwietradht zu ſäen, ward fortan 
die Hauptaufgabe des antijemitifchen Heerbannes. Schon im 
Frühjahr 1896 gelang es feiner überlegenen Taktik, einige miß- 
vergnäügte Verbandzleiter auf die gegnerifche Seite herüberzu- 
ziehen. Und ein zu agitatorifchen Ziveden auf den 8. März 
nad Wien einberufener und von den Führern des Genofjenjchaft3- 
tages geleiteter „Gewerbetag” dürfte voriviegend mit ihrer Unter- 
ſtützung zuftande gekommen jein®. 

Noch einmal glücte es Mandlit, ſchwerere Verwicklungen zu ver- 
hüten. Ja, der von Schneider unternommene Verſuch, den zur Be- 
ratung einer jeitens der Regierung im Dezember 1895 eingebrachten 
Gewerbenovelle* am 12. und 13. April 1896 zu Troppau ab- 
gehaltenen dritten Gewerbekongreß mit Hilfe ſeines aus Wien 
mitgeführten Anhanges zu jprengen, jcheiterte nicht nur, ſondern 
trug ihm jogar eine ſchmähliche Niederlage ein, da ihm durd) 
einftimmigen Beihluß der Verſammelten der Zutritt zu allen 


1 Bol. dazu namentlich Öfterr. Gewerbegeitung, Jahrg. 1895, Nr. 36, 41, 42. 

2 Organ zur Bertetung gewerblicher Intereſſen in Öfterreich, Monatlich 
„mindeftenz einmal“ ericheinend. 

® Berichte darüber in der Arbeiterzeitung vom 9. März 1896, ©. 3, und 
in ber ſterr. Gewerbezeitung, 7. Jahrg. 1896, Nr. 9. Über die Spaltung inner- 
halb der Gewerbepartei ſ. auch Öfterr. Gewerbezeitg., 7. Jahrg. 1896, Nr. 8 u. 10. 

+ Siehe unten ©. 214 ff. 

Waentig, Gewerbliche Mittelftandspolitit. 88 
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fünftigen Kongreſſen der Partei unterfagt wurde!. Es war dies 
ein großer Sieg des Präfidiums, gleichzeitig allerdings fein leßter. 
Mit ber Reichsratswahlreform und den alljeitigen Vorbereitungen 
auf die für das Frühjahr 1897 bevorftehenden Barlamentswahlen 
tauchten neue Streitigkeiten auf. Und weder der von Mandlik 
im Auguft 1896 veröffentlichte Wahlaufruf mit feiner dringen: 
den Mahnung, gejchloffen al3 eine „jociale Standespartei” in 
den Wahlfampf einzutreten, noch die langatmigen Plaidoyer3 der 
Gewerbezeitung für Die „berufsgenoſſenſchaftliche Organijation“ 
und den „Ständejocialismu3” ? vermochten die widerftrebenden Ele: 
mente länger bei der Fahne zu erhalten. Des trodenen Tones „weijer 
Mäßigung“ fatt, blickte man jehnjüchtig hinüber in das lärmende 
Teldlager der Ehriftlih-Socialen und Deutſch-Nationalen, deren 
Lockrufe auf die Dauer ihre Wirkung nicht verfehlen konnten. Inner⸗ 
halb des auf dem Troppauer Kongrefje gewählten Parteirates felbft 
bildete fich jebt eine ftarke Oppofition gegen das Präfidium, die 
ohne deſſen Vorwiſſen Separatbejprehungen abhielt, mit den 
Gegnern fraternifierte und eine felbftändige Politik verfolgte. 
Troß aller Nachgiebigkeit der Parteileitung jcheiterten die in den 
MWeihnachtstagen des Jahres 1896 zu Linz gepflogenen Vergleichd- 
verhandlungen. Zwar wurde die in Vorſchlag gebrachte „Grün- 
dung einer politiſchen Gewerbepartei auf deutjch-nationaler Grund» 
lage” wieder aufgegeben, das von Mandlik ausgearbeitete 
„Wahlprogramm der deutjch-öfterreihiichen Gewerbepartei” durch 
Majoritätäbefhluß angenommen und endlich verfügt, daß an den 
früheren Kongreßbeſchlüfſen and) fernerhin feftzuhalten jet. Mandlik 
jelbjt aber erlag den gegen ihn gerichteten gehäffigen Angriffen. Er 
309 e3 vor, freitvillig abzudanten, ehe man ihm die Thüre wies. 

An die Spitze der Bewegung traten jebt diejenigen Dlänner, bie 
bereit3 im Frühjahr durch ihr willfürliches Vorgehen eine Kriſe herauf. 
beihmworen Hatten. Auch wurden noch im Dezember 1896 von ber 
früheren Oppofition die Fäden mit den antiſemitiſchen Chriſtlich⸗ 

I Rerichte darüber int der Neuen freien Preſſe vom 13. April 1896 (Abendbl.‘, 
14. April und 15. April (Morgenbl.), in der Cfterreich. Gewerbezeitung, 7. Jahrg. 
1896, Nr. 14, und im Handwerkemeiſter ($tomotau), 9. Jahrg. 1896, Nr. IM. 
Über die auf dem Iroppauer Kongreß beichloffenen Abänderungsvorfchläge zum 
Regierungsentwurfe vgl. die fortlaufenden Berichte in der Cfterr. Gewerbezeitung. 
7. Jahrg. 1896, Nr. 20ff. Sie decken fich im weſentlichen mit der Reſolution des 
vierten Gewerbetages don 1890. Tie früher in Ausficht genommene yeftiegung 
von Parteiftatuten umterblicb. Das Präſidium wurde wiedergewählt, dayu ein 
weiterer und ein engerer Parteiausſchuß zu jeiner Unterftüßung. 

> Citerr. Gewerbezeitung, 7. Jahrg. 1396, Nr. 30. 
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Socialen und den radikalen Deutich-Ntationalen wieder angetnüpft 
und allem Anfcheine nach fortgefponnen!. Eine totale Zerfeßung 
der „Gemwerbepartei” war die Folge. Die Wahlagitation gab ihr 
den Reſt. Schon im Februar 1897 ſah fich die Gewerbezeitung ? 
genötigt, „ben raſchen Zerfall der deutichen Gewerbepartei” zu 
fonftatieren. „Nur wenige ihrer Führer Haben bisher Die 
grajfierende Wahljeuche überjtanden,“ klagt fie. „Die meiften find 
umgeſchnappt. Wenn e3 nicht jo unendlich traurig wäre für den 
Gewerbeitand, jo fünnte man lachen über die jämmerlidhe Rolle, 
welche mancher Gewerbeführer in dem Wahltampfe jpielt. „Mandat 
um jeden Preis“, das ift die Lofung für jene Schwachen, deren 
Eitelkeit und Größenmwahn alle übrigen winzigen perjönlichen 
Eigenſchaften überragt. Unter den verjchiedenften Ausflüchten find 
dieje „Gewerbeführer” in unterfchiedliche politifche Lager gefrochen, 
two ihnen vermeintlih ein Mandat zumintt. Leute, melde an 
einem Tage programmatiich erklärten, der gewerbliche Mitteljtand 
könne nur auf dem Boden der chriftliden Weltanſchauung ge- 
deihen, flogen anderentags in’3 liberale Lager, in der Hoffnung, 
ih dort ein Mandat zu erbeuten; andere, welche früher von 
Patriotismus förmlich getrieft und den Standpunkt der Mäßig- 
feit eingenommen, fchlojjen um des Mandates willen Kompromiſſe 
mit antipatriotiihen und ertremen Elementen. Kurz, von eigent- 
lichen Gewerbefandidaten ıft wenig zu jehen. Die meiften 
„Führer“ der Gewerbepartei find in alle politiichen Windrichtungen 
zerftoben.” — — 

Ein jo herbes Urteil aus fo glaubwürdigem Munde mag 
fonderbar berühren. Und doch vollzog fich nur, was jeder Kenner 
hätte voranzjagen können. Denn zu einer Zeit, da Rafjentampf 
und Klaſſenkampf das öffentliche Leben Hſterreichs beherrichten, 
mußte eine Bewegung Schiffbruch leiden, die, von ftändilchen An- 
fchauungen getragen, ſtändiſchen Idealen zuftrebte, die fich ihrem 
Ursprung nad zwar eine „deutiche” nannte, doch es ängitlich ver- 
mied, anderen Nationalitäten zu nahe zu treten, die mit ihren 
Forderungen die Intereſſen anderer Klaffen bedrohte, nicht3dejto- 
weniger mit diejen allen in Trieden leben wollte. Wenn aber Die 
„Sewerbepartei” ſich äußerlich in ihre Elemente auflöfte, die Ideen der 
gewerbepolitiichen Reaktion, die fie am reinften verkörperte, gingen 


1 jiber alles dies vgl. Öfterreich. Gewerbezeitung, 7. Jahrg. 1896, Nr. 42 ff. 
und 8. Jahrg. 1897, Ne. 1 ff. 
2 Hfterr. Gemwerbezeitung, 8. Jahrg. 1897, Nr. 7. 
11* 
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deshalb noch nicht verloren. Sie lebten in den Programmen 
aller derjenigen Fraktionen fort, die im eigenften Intereſſe nebenher 
die Wünfche der Eleingewerblichen Bevölkerungsſchichten hatten ver: 
treten müfjen und dieje nun obdachlos gewordenen mit offenen Armen 
bei fich aufnahmen. Vielleicht Jogar, daß ihre Stärke wuchs, inſo— 
fern fie fortan in der Hauptjade nicht mehr von denen geftüßt 
wurden, die ein ausgefprochenes und unmittelbares Interefſe an 
ihrer Verwirklichung hatten. Aufgabe eines der folgenden Kapitel 
wird e3 fein, den thatſächlichen Einfluß , den die gewerbliche Be: 
twegung jeit dem Erlaß der Reformgefeßgebung von 1883:85 auf 
die ftaatlide Gewerbepolitit ausgeübt, genauer zu erläutern. 
Bon allgemeinerem Werte aber und aud für die fpäteren Auß- 
führungen nicht belanglo3 ift e8, ihre immanente Bedeutung als 
ſociale Lebengäußerung zu analyjieren. 

Ausdehnung und Intenfität einer jocialen Strömung wird man 
im großen und ganzen als Maßſtab ihrer Kraftentfaltung betrachten 
dürfen. WIN man nun fon die bloße Hinneigung zu einer 
reaftionären Gewerbepolitif ala ausfchlaggebendes Kriterium gelten 
lafien, muß erjtere in diefem Falle erheblich erſcheinen. Freilich 
ergäbe fi) dann eine jehr buntjchedige Maſſe, innerhalb deren die 
verichiedenartigjten Abftufungen vom gemäßigten Liberalismus 
bi3 zum radikalſten Zünftlertum dur Angehörige völlig Hetero- 
gener Beruf3gruppen vertreten wären, jo daß Wwenigftens von 
jener vielgerühmten „Einigfeit des Gewerbeſtandes“ micht die 
Rede fein könnte. Sehr weſentlich ſchmilzt dieſe Zahl zu— 
jammen, berüdfihtigt man nur die an der Bewegung aktiv be- 
teiligten Elemente. Bor allem zeigt ſich dann, daß ihre Anhänger 
überwiegend deuticher Nationalität find!, Slaven und Romanen 


1 Teilweiſe mag dies daher kommen, daß, wie es ſcheint, gerade die klein⸗ 
gewerbliche Bevölkerung ſterreichs eine überwiegend deutſche iſt. Es bedienten 
ſich nah Rauchberg (Bevölkerung Siterreichd, S. 205) Ende 1890 nur 3604 
aller Staatsangehörigen regelmäßig der deutichen, 64 90 einer anderen Sprache, 
während von den fiir 1894 ausgewielenen 5317 Genoflenichaftsftatuten 62 0 ans: 
ichließlich in deuticher, 33,9% o ausschließlich in einer anderen, 4,1%0 in zwei Sprachen 
abgejaßt waren, wovon wiederum eine immer Die Deutiche. (Tie gewerblichen 
Genoſſenſchaften in fterreih. Verfaßt und herausgegeben vom Statiftiichen 
Tepartement im f. k. Handelsminifterium. Wien 1895. 1.28. S. 6*, Taß 
die genoſſenſchaftliche Organiſation gerade in verichiedenen nichtdeutichen Gebieten 
noch immer nicht durchgeführt werden fonnte, deutet ebenjalle auf ein recht ge- 
ringes Intereſſe der betreffenden Vevölferungebeitandteile an der gewerblichen 
Reformbewequng hin. 
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daneben nur eine untergeordnete Rolle |pielen. Denn, joweit fich 
leßtere in diefer Richtung überhaupt bethätigen, wie die an- 
ſcheinend hie und da namentlich in Böhmen der Fall ift!, haben 
‚ihre Beitrebungen einen ftreng exrflufiv nationalen Charakter und 
fallen jchon deshalb aus dem Rahmen des Ganzen heraus. Aber 
aud unter den Deutichen it die Anteilnahme eine verhältnig- 
mäßig geringe, und jedenfalls im Sinken begriffen. Durch den 
trügerifhen Zauber der Gewerbetage und Kongreſſe, bei denen 
Reifen und fonftige Vergnügungen eine nit zu unterſchätzende 
Anziehungskraft ausüben, möge man fih nicht täufchen laſſen?. 
Wie gering das rein ſachliche Intereſſe an diefen Beranftaltungen 
ist, beweist nur zu jehr da3 Treiben der Genoſſenſchaften, wovon Später 
ausführlich zu berichten fein wird. Nur eine Kleine Gruppe von 
Männern und ihr perjönlicher Anhang erjcheinen demnach heute als 
eigentliche Träger einer Bewegung, die in den breiten Maſſen er— 
loſchen ift. Sie find es, die teils aus ehrlicher Überzeugung, teilg 
aus Eitelfeit und Großmannsſucht, teild aus gemeinem materiellen 
Intereſſe die MWerbetrommel rühren und Alarm blafen. Und 
mögen fie bei bejonderen Gelegenheiten in ſtürmiſchen Tagen noch 
immer vorübergehende Erfolge erzielen, die belebende Kraft des alten 
Handwerksevangeliums fcheint dahin. Beſonders „junge Kräfte“ 
find nah Mandliks eigenen Worten nicht mehr zu haben®., 
Einen verwandten Eindrud empfängt man, prüft man die 
Handiwerferbeivegung auf ihre Intenſität hin. Nicht die Energie 
der Agitation fehlte ihr und nit die Zähigkeit im Teithalten 
an altbefannten Tyorderungen, wohl aber jene Opfertilligfeit, 
ohne welche fein höheres Ziel erreicht werden kann. Schon 


1 ber den nationalen Charakter einer 1895 gegründeten „tichechiichen Ge: 
werbepartei“ und einen tjchechifchen Gewerbetag vgl. Öfterreich. Gemwerbezeitung, 
6. Jahrg. 1895, Nr. 7, ©. 2f., und 7. Jahrg. 1896, Nr. 44, ©. 2f. Übrigens 
werden die Forderungen der Zünftler im Parlamente auch von einigen jung: 
tichechifchen Abgeordneten vertreten. 

2 Sp waren nad Mandlit (Das gewerbliche Programm, ©. 7, 20, 27) 
auf dem vierten Gewerbetag (1890) 100000, auf dem Grazer Gewerbelongreh 
.(1893) ſchon 160 000, auf dem Reichenberger (1894) gar 200 000 Gewerbetreibende 
„vertreten“. Natürlich hat man es mit völlig wertlofen Schäßungen zu thun, 
ungerechnet den AUmftand, daß man von einer ordnungsmäßigen „Vertretung“ 
ber in den Genoffenichaften bunt zujammengewürfelten Elemente faum reden 
fann. 

° Berhandlungsfchrift über den zweiten Gewerbekongreß, ©. 49. 
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in materieller Beziehung gilt dies, wie der überaus klägliche Zu- 
ftand der gewerbliden Preſſe bezeugt. Troß Hoher Protektion 
und einer Anhängerfhaft von angeblih „Hunderttaufenden” hat 
man e3 auch nicht zu einem einzigen Tageblättchen bringen Tönnen. 
Ale jogenannten PBarteiorgane erjcheinen höchſtens wöchentlich 
und dazu jehr unregelmäßig. Ar geficherter Lage befindet fich nur die 
aus klerikalen Mitteln geipeifte „Ofterreichifche Gewerbezeitung“ !. 
Die meisten anderen, jo „Der Handwerksmeiſter“ und „Die Wahr- 
heit“ in Böhmen, das niederöfterreihiiche „Gewerbe“, das fteier- 
märkiſche und das oberöfterreichiiche „Gewerbeblatt“, die tiroler 
und die vorarlberger „Gewerbezeitung“ u. f. w., jie alle leiden nit 
allein an ftändigem Abonnentenmangel, fie kämpfen zeitweife jogar 
um ihre Eriftenz . Was aber joll man erjt dazu jagen, wenn der 
„Parteikaſſierer“ ſich noch im Juni 1895 darüber beſchwert, daß 
trotz aller Urgenzen an Beiträgen zur Beſtreitung der Koften des 
erſten Gewerbekongreſſes zwei Verbände noch 12,44 Gulden, zur 
Beſtreitung derer des zweiten gar fünf Verbände noch 50 Gulden 
ſchuldig geblieben ſind; wenn man hört, daß jelbft am Sitze der 
Parteileitung (Komotau), und zwar bei fortgejfeßtem Mahnen, die 
wahrhaft minimalen Mitgliedsbeiträge der dem dortigen Genoffen: 
ihaft3verbande angehörigen Genoſſenſchaften nicht einzutreiben 
find? ; wenn man erfährt, daß geradezu die Yortführung der Partei- 
geihäfte ind Stoden geraten wäre, wenn nicht der unermüdlide 
„Präſident“ einen „beträchtlichen Zeil feines geringen Einfommens* 
für Parteizwede geopfert, jein Geſchäftsperſonal in ihren Dienft 
geftellt,, ja, jogar die Auslagen für die Parteilorrefpondenz aus 


ı ad) einer Erklärung des Herausgebers J. C. Blaſchek (Öfterreich. Ge- 
werbezeitung, 6. Jahrg. 1895, Nr. 2, Beil. E. 6) ift das Blatt als eine von 
der „nicht zur Erzielung gefchäftlichen Gewinnes, fondern zur Förderung und 
Erhaltung von patriotifchen, joctalwiienfchaftlichen und ähnlichen publiziftiichen 
Unternehmungen chriftlicher Tendenz gegründeten Buchdruderei und Berlagsanftalt 
Auftria” erhaltene Zeitung, leinerlei „äußeren Einflüffen oder finanziellen Rüd- 
fichten unterworfen.“ Der „Gemwerbezeitung” zur Eeite zu ftellen wäre etwa bas 
von dem mährijchen Gewerbeverein in Brünn herausgegebene, zweimal monatlid 
ericheinende „Stleingewerbe* mit gemäßigt Liberaler und gleichzeitig gewerbe: 
reforinerifcher Tendenz. 

2 Pal. Üfterr. Sewerbegeitung, 6. Jahrg. 1895, Nr. 27, S. 4 u. Nr. 22, &.1. 

3 Ebenda 6. Jahrg. 1895, Nr. 22, ©. 1. Wie ich perfünlidy ermittelte, 
betrugen damals die an den Verband abzuführenden Beiträge nit mehr als 
5 Kreuzer pro Jahr und GBenotjenichaftsmitglied. 
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der eigenen Taſche beftritten hätte, da die Parteigenofjen ihm auch 
nieht die allergeringften Mittel zur Verfügung ftellten!. Wie 
mag e3 unter foldden Umftänden wohl mit der zur Dedung der 
Wahlagitationgkoften ausgejchriebenen Barteifteuer von — 1 Heller 
pro Berbandsmitglied? ausgeſehen haben? 

Treilich, lähmender noch als der Mangel an materieller Opfer- 
willigfeit mußte fic) innerhalb der Bewegung die verbreitete Abneigung 
der Beteiligten gegen alle perfönliche Selbftentäußerung, gegen jede 
ſtramme Unterordnung unter einen einheitliden Willen fühlbar 
maden. Denn alle Kongreßbeſchlüſſe und die feierliche Einſetzung eines 
PBarteipräfidiums zu ihrer Durchführung waren überflüffig, wenn 
die läppiſchſten Perjonenftreitigkeiten jeden Augenblid die Aufrecht- 
erhaltung der PBarteidizziplin erfolgreich in Frage ftellen konnten, 
wenn allen Abmachungen zum Txoße jeder beliebige e3 ſich heraus» 
nehmen durfte, ungeltraft feine eigenen Wege zu wandeln, wenn 
die Anweiſungen und Rundjchreiben der Gentrale von den unter- 
geordneten Organen unausgeführt, unbeantwortet, wo nicht gar 
ungelefen blieben, wenn jogar „VBertrauensmänner” ſich nicht ent- 
blödeten, gegen das freigewählte Parteioberhaupt hinterliftig 
Ränke zu Schmieden, mit den Gegnern anzubändeln und fchnöden 
Verrat an der gemeinfamen Sade zu üben. Einer „Partei“, 
deren „Führer“ To jehr ihre Pflichten vergeffen konnten, mußte 
auch die ſchöpferiſche Kraft fehlen, um dem Geifte einen Leib, der 
Bewegung eine Organifation zu Ichaffen. Die Zwangsgenoſſen— 
Ichaften der Novelle von 1883 Tann man als ſolche unmöglid) 
gelten lafjen. Nicht nur, weil fie, ein dilettantifches Kunſtprodukt, ſich 
aus völlig heterogenen Elementen, aud) widerftrebenden, zufammen- 
legen, jondern mehr noch, weil jchon ihre bloße Exiſtenz in unzähligen 
Fällen fragwürdigfter Natur ift. Nach einer ſpecifiſch politischen Or- 
ganilation aber wird man fich erft recht vergebens umſehen. Nicht 
an den Anfeindungen ihrer Gegner, an ihrer eigenen Seriplitte- 
rung, Schwäche und Haltlofigfeit geht die Bewegung allmählich 
zu Grunde, um der beliebte Tummelplatz politifcher Spekulanten 


1 Mandlitk, Rechenſchaftsbericht, S. 69. Unter diefen Umftänden war es 
ein Glüd für die bedrängte Parteileitung, daß ihr in Geftalt der Öfterr. Ges 
werbezeitung ein „centraleg Sprachorgan” Durch den Herausgeber „unentgeltlich 
zur Berfügung geftellt* wurde. Wie e3 jcheint, interejfierte jich die Auftria mehr 
für da3 Beftehen der Partei ala deren eigene Mitglieder. 

2 Öfterr. Gewerbezeitung, 7. Jahrg. 1896, Nr. 24, ©. 1. 


— 18 — 


aller PBarteifchattierungen zu werden!. So fommt e8, daß aud 
im neuen Parlamente mit feinen zahllofen Fraktiönchen der „&e- 
werbeftand“ wohl viele gute „Freunde“, wirkliche „Vertreter” nur 
verſchwindend wenige hat. Und auch von diefen möchte man am 
liebften ſchweigen. 

Alfo, weder ihrer Ausdehnung noch ihrer Intenſität nad 
kann die dfterreichiiche KHandiverferbewegung in ihrer jüngften 
Entwidlungsphafe als focialpolitiider Machtfaktor angefehen 
werden. Und auch damit darf man fih nicht etwa tröften 
wollen, daß man es mit bejcheidenen Anſätzen zu Größerem 
zu thun habe. Denn, was man zuleßt an ihr erlebte, das waren 
nicht die erſten ſtürmiſch-ungelenken Regungen des überftrömenden 
Kraftgefühles einer aufftrebenden Bevölkerungsklaſſe, ſondern die 
le&ten konvulſiviſchen Zuckungen eines abgezehrten und greifen- 
haften Leibes, der fich im Todeskampfe windet. Die Altersſchwachen. 
Kränklihen und Gebrehlidhen. die Männer der guten alten Zeit 
haben fih in ihr zufammengefunden, die Augendfriihen und 
Mohlgeratenen, die Starken und Zufunftsfreudigen, wohlgemerkt, 
auh im Handwerke Halten fich fern von ihr. Sie haben neue 
und andere Ideale. Wenn nun diefe Bewegung troß alle 
dem einen maßgebenden Einfluß auf die Geftaltung der ftaatlichen 
Geiwerbepolitif ausüben konnte, jo verdankt fie dies wahrlich 
nit dem, was fie an fich jelbft, jondern vielmehr dem, was 
fie in der Vorftellung und nach dem Urteile anderer war und 
noch ift. Diefe Vorftellung aber und diefes Urteil wurden be= 
herrfht durch eine andere Erjcheinung, die, zunächſt verjpottet 
und unbeachtet, ſich jeit Mitte der achtziger Jahre mit immer 
größerer Energie in den Vordergrund der focialen Bühne drängte: 
die jocialiftiiche Arbeiterbewegung. 


ı Sehr Iuftig hat in feinem Wiener Schwanf „Der kleine Mann“ €. Karl⸗ 
weis diefe Sachlage illuftriert. Seine politifhe Komödie bildete lange Zeit ein 
Zugftüd ded Wiener Raimundtheaterd und mag allen Freunden des Humors in 
der Eorialpolitit beitend empfohlen fein. 
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Hweites Kapitel. 
Der Socialismus. 


Spuren einer modernen Arbeiterbeiwegung!, jenes vorüber⸗ 
gehende Aufflackern einer ſolchen während der vierziger Jahre 
abgerechnet, laſſen fi in Hſterreich kaum weiter als drei De— 
zennien zurückverfolgen. Schon die allgemeine wirtſchaftliche 
Struktur der Monarchie mußte ihrer Entfaltung lange Zeit ſchwere 
Hinderniſſe bereiten. Schien doch, wie man treffend hervor— 
gehoben, in einem Lande vorwiegend agrariſchen Charakters, 
deſſen große Fabrikcentren noch in den ſechziger Jahren mit 
Reichenberg, Prag, Brünn und dem Wiener Becken ſo ziem— 
lich erſchöpft waren, eine proletariſche Maſſenbewegung ebenſo— 
wenig am Platze, wie auf den Pußten Ungarns, den Edel— 
höfen Galiziens und in den Sennhütten der Alpen. Wo nun 
aber das allmähliche Fortſchreiten der Großinduſtrie gleichwohl 
die ökonomiſchen Vorbedingungen geſchaffen hatte, fehlte es bis 
1867 an der unentbehrlichen Bewegungsfreiheit. Und auch dann, 
als dieſe Schranke wenigſtens zum Teile gefallen war, bereiteten 
Armut, Unwiſſenheit und nationale Zerklüftung ihrer Ausbreitung 
ſchier unüberwindliche Schwierigkeiten. Wenn ſie dieſe, allerdings 
nach langem Ringen, ſchließlich trotzdem beſiegte, ſo wird man darin 
einen neuen Beweis für die von wiſſenſchaftlicher Seite freilich 
wohl kaum noch beſtrittene Anſicht ſehen dürfen, daß man es 


1 Eine Geſchichte der öſterreichiſchen Arbeiterbeiterbewegung iſt noch nicht 
geſchrieben. Auch die folgende Darſtellung beanſprucht nicht, dieſe Lücke auszu— 
füllen. Denn nur, inſofern ſie die Geſtaltung der Gewerbepolitik maßgebend 
beeinflußte, kommt jene Bewegung für ſie in Betracht. Vorwiegend mit ihrer 
jüngſten Entwicklungsphaſe wird ſie ſich demnach zu beſchäftigen haben. Für die ältere 
Zeit ſchließt ſie ſich auf das engſte, teilweije wörtlich an die vorhandene Litte⸗ 
ratur an. Ich nenne vor allem: R.Meyer, Der Emancipationskampf des vierten 
Standes, II, ©. 39 ff. — Albin Braf, Studien über nordböhmiſche Arbeiter⸗ 
verhältniffe, S. 147 ff. — Heinrich Oberwinder, Socialismus und Social: 
politik, ein Beitrag zur Gejchichte der jocialen Kämpfe unferer Zeit. Berlin 1887. 
S. 63 ff. — Derf., Die Anfänge der modernen jocialen Bewegung in Öfterreid). 
(Die Zeit, XII. Bd. 1897, Nr. 156). — ? Die Entftehung und Organifation der ſocial⸗ 
demokratischen Arbeiterpartei in Öfterreich (Öfterreich. Monatzjchrift f. chriſtl. Social« 
reform. 9. Jahrg. 1887. ©. 466 ff.) — 8. Kausty, Die Arbeiterbewegung in 
Öfterreich. (Neue Zeit, Jahrg. 1890, S. 49 ff., 97 ff., 154 ff.) — Karl Höger, 
Aus eigener Kraft! Gejchichte eines öſterreichiſchen Arbeitervereing jeit 50 Jahren. 
Wien 1892. ©. 222 ff., 350 ff., bei. 357 ff. — Heinrich Herfner, Die Gewerf- 
vereine in Öfterreih. (Handw. d. Staatew., Bd. IV, ©. 28 ff.) — Geoffrey 
Drage, Foreign Reports of the Royal Commission on Labour. Vol. XI. Lon- 
don 1894. Austria-Hungary and the Balkan States. ©. 19 ff. 


mit einer in ihrem äußeren Verlaufe nad) Zeit und Ort ver- 
ichiedenen, ihrem inneren Wejen nach aber gleihartigen und not 
wendigen Ericheinung zu thun Habe. 

Überblidt man die Entwicklung der öfterreichifchen Arbeiter 
beivegung von ihrem erftmaligen Auftreten bis zu unjerer Zeit, fo 
ergeben fich gleihjam von jelbft drei gefonderte Abſchnitte, die, eng 
mit einander zufammenhängend, dennoch jeder für ſich eine befondere 
Natur zeigen. Man könnte fie je nach ihrem Grundcharakter bie 
Perioden der Emancipation (1867 — 1878), der inneren Konfolidation 
(1879— 1888) und endlich der äußeren Organifation (1889—1897) 
nennen. &3 foll verjucht werden, fie in ihrer hiftorifchen Abfolge 
und Bedingtheit vorzuführen. 

Die wirtihaftlicde und Tociale Lage der geiverblichen Arbeiter: 
ſchaft, wie fie fi) inZbefondere unter der Herrichaft des Patentes 
von 1859 herausgebildet hatte, erzeugte in ihren Kreiſen eine Span» 
nung, die fi) in eine Reaktionsbewegung auslöjen mußte, jobald 
die nötige Freiheit hierfür gegeben war. Als diefer Moment im 
Jahre 1867 eintrat, zeigte e3 fich, daß ihre Fünftige Richtung nod 
vor ihrer Geburt durch gewilje äußere Einflüffe vorherbeftimmt 
worden war. Deutjche Arbeiter und deutliche Zeitungen hatten im 
Verlaufe der ſechziger Jahre die Doktrin Laſſalles ala Geheim— 
lehre auch nach Sfterreich hinübergepaſcht. Deutfche Proletarier 
hatten fie hier aufgenommen und unter der Hand verbreitet. Eie 
wurden jo zu „Apofteln“ des Socialismus unter den übrigen 
Nationalitäten ihres Baterlandes. Nahe der ſächſiſchen Grenze 
bildeten ſich jogar kleine focialiftiihe Gemeinden. Reichenberg 
und Ach Icheinen die Hauptherde der neuen Strömung geweſen 
zu fein. Aber au nad Wien wirkte fie hinüber. Zu einer 
eigentlichen Bewegung kam e3 freilich damals noch nit. Eine no 
zu Lebzeiten Lafjalles in Ach begründete Gemeinde des Allge- 
meinen deutjchen Arbeitervereina ging Wieder ein, „aus Mangel 
an Luft und Licht“, wie e3 heißt. Und ähnliches mag ſich ander: 
wärts zugetragen haben. Dennoch ging der ausgeftreute Same nidt 
verloren; vielmehr befruchtete ex die proletarifche Bewegung, die 
Ende 1867 ſpontan in Wien zum Ausbruch kam. 

Ein kleines Gafthaus in der Gumpendorferftraße bildete den 
Vereinigungspunkt einer Reihe von Arbeitern, die eifrig für bie 
Gründung eines Bildungsvereines wirkten. Die Mehrzahl von ihnen 
ahnte faum, welche Dimenfionen der zu gründende Verein annehmen. 
noch welche Richtung er einichlagen werde. Hatten ſich doch von 
33 nur etwa drei aus den Schriften Laſſalles die Grundſätze dei 
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Socialismus angeeignet!. Eine von Anhängern Schulze-Delikfcha 
unter liberaler Patronanz? auf den 2. Dezember 1867 einberufene 
Arbeiterverfammlung führte zur definitiven Gründung des Ver— 
eines, und zwar im Schulzeihen Sinne. Hier, wie auf weiteren 
Berlammlungen am 8. und 15. Dez. gelang e3, die immer zahl» 
reicher werdenden Socialiften zu terrorijieren. Aber ſchon im 
Sanuar erfolgte der Umſchlag. Die in großer Menge in den 
Arbeiterbildungsverein eingetretenen Lafjalleaner erzwangen am 
12. Yan. 1868 eine Statutenänderung im Sinne der Lehren ihres 
Meisters. Damit war da3 203 des Vereins entichieden, die intellef> 
tuelle Führung der Liberalen abgefchüttelt und die ganze Bewegung 
in das ſocialiſtiſche Fahrwaſſer Hinübergefteuert. Heinrich Ober- 
winder übernahm die Leitung und jchnell erfolgte die meitere 
Drganifation. Neben der fogenannten Centrale wurden in allen 
Bezirken und VBororten Wiens Filialen gegründet, die den Namen 
„Leſezimmer“ erhielten. Binnen Jahresfrift entjtanden aud in 
den meiften anderen größeren Städten Arbeiterbildungsvereine, die 
ihrerjeit3 wiederum in den benadjbarten Ortſchaften Leſezimmer er- 
richteten. Zur Bekämpfung der verhaßten Zwangsgenoſſenſchaften 
bildeten fich Fachvereines. Häufige Arbeiterverfammlungen beforgten 
die jocialiftiihe Propaganda. 

Sp nahm denn die jugendliche Arbeiterbeiwegung einen raſchen 
Aufſchwung. Sie war von Anbeginn eine Klaflenbewegung, ohne 
freilich vorderhand noch don einem ſcharf ausgeprägten Klaſſen— 
betvußtjein getragen zu fein. Ahrer kraftvollen Andividualifierung 
aber ftellten fi vor allem zwei Hinderniffe entgegen: ihre Ab- 
hängigfeit und ihre innere Zerrifjenheit. 

Unter deutſchem Einfluffe erwachſen, blieb fie noch lange Zeit 


I Arbeiterblatt, Nr. 1 v. 29. März 1868, ©. 3. 

2 Kaum war die Arbeiterbewegung ins Leben getreten, fo fuchten jich die 
Liberalen ihrer zu bemächtigen. Charakteriſtiſcher Weiſe erfchien die erfte öfter: 
reichiiche Arbeiterzeitung, das „Arbeiterblatt” (jeit 29. März 18681), in Wien 
als Beilage bürgerlich-radifaler Organe, zunächſt des „Zelegraphen“, dann der 
„Allgemeinen Volkszeitung“. Al Ziel der Bewegung bezeichnete es „die Befei- 
tigung aller Klafſengegenſätze innerhalb der Gejellichaft" ſowie die Feſtſetzung 
„gleichen Rechtes für alle“, endlich die Begründung der „äußeren Möglichkeit zu 
einem der Menſchenwürde im allgemeinen und der Kulturftufe des Volkes ent= 
iprechenden Leben, zur Erwerbung von geiftiger Bildung und mittlerem Wohl⸗ 
ftande”. 

° Petitionen der Arbeiter um volle Koalitionsfreiheit und Aufhebung der 
Zwangsgenoffenichaften in den Sten. Prot. d. Abgeordnetend., IV. Seff., ©. 4284, 
4960, 5009, 5046, 5096, 5305 f., 5405, 5449, 5526 f., 5558, 5574 u. ſ. w. 
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ein unjelbftändiger Ziveig der nordiichen Bewegung. „Volksſtimme“, 
„Volkswille“ und „Slode”, ihre Organe, waren zunächſt das bloße 
Echo der focialdemofratiichen Blätter Deutſchlands. Und wie eng 
diefe Fühlung geweſen, beweift unter anderem die Thatſache, daß 
auf dem Eiſenacher Kongreß von 1869 nit nur „die gefamte 
öfterreihiiche Arbeiterfchaft, ſoweit fie ſocialdemokratiſch dachte 
und fühlte, durch eine große Anzahl dfterreihiicher Delegierten 
vertreten war”, jondern daß man aud) „ein gemeinfames Pro: 
gramm und eine einzige Organifation für die deutſche und öfter: 
reichiſche Arbeiterichaft zufammen ſchuf“, ja, ſogar daran dachte, „die 
Leitung der Partei überhaupt nad) Wien zu verlegen”, wie dies mit 
der zweiten neben der Gentralleitung damals geſchaffenen Partei⸗ 
behörde, der jogenannten „Kontrollkommiſſion“, aud) thatjädhlid 
geſchah!. Mochte nun dieſe feite Angliederung an eine höher 
entwickelte Organifation mancherlei Vorzüge bieten, auch an Nach—⸗ 
teilen fehlte e8 nicht. Verlieh fie doch der ohnehin Schon „deutlichen“ 
Bewegung gleihjam einen offiziellen deutjch-nationalen Stempel, 
der ihrer Ausbreitung unter den übrigen Stämmen nicht fürder: 
lich fein konnte. 

Noch verhängnisvoller freilich ward für ihre fernere Ent—⸗ 
wicklung diejenige Art von Abhängigkeit, in die ſie durch ihre 
wechſelnden Beziehungen zu den herrſchenden Parteien des Mutter— 
landes geriet. Gleich den ärmeren Schichten des Bürgertums von 
der Ausübung politiicher Rechte ausgeſchloſſen, verbündeten fid 
die Arbeiter zunächft mit diefen und machten gemeinfam mit den 
Liberalen eine Zeit lang gegen Adel und Geiftlichfeit Front. 
Dies war nicht gefährlih und jedenfall begreiflid. Denn erft 
allmählich Tonnte fich das Klare Bewußtſein der zwiſchen den jo Ver: 
bündeten bejtehenden Intereſſengegenſätze Bahn brechen. Bedenk⸗ 
licher war es, daß man aud), nachdem dies gejchehen, die Hoffnung 
nit aufgeben mochte, mit Hilfe der Bourgeoifie oder des Adels, 
je nachdem das Zünglein der politiihen Wage nach rechts oder 
links ſchwankte, etwas für die Sache de3 Proletariates zu er« 
reihen, und es bei diefer Schaufelpolitif wohl auch nicht ver: 
ſchmähte, in fremden Sold zu treten. So unterhielten, wie es 
Icheint, einzelne Arbeiterführer zeitweilig intime Beziehungen zur 
liberalen Preſſe und jollen, nad) Angabe ihrer chriftlich-[ocialen 

I So von Auer auf dem dritten Parteitage der öfterreich. Socialdemofratie 
tonftatiert. (Verhandlungen des dritten öfterr. foc..dem. Parteitages von 139. 
Mien 1892. S. 15 f.) 
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Gegner, ſelbſt Geldzuſchüſſe aus, wenn auch nur ideologifch 
Iympatbifierenden, Finanzkreiſen nicht verſchmäht haben. Wie weit 
dieje Abhängigkeit im einzelnen gegangen, bleibe dahingeftellt. Eine 
zielbewußte und jelbjtändige Politik war unter ſolchen Umftänden 
ſicherlich ausgeſchloſſen. 

Als ſchlimmſtes Übel geſellte ſich zu den erwähnten, wie be- 
reit3 angedeutet wurde, die innere Zerrifienheit der Partei. Mögen 
Oberwinders jpätere Schilderungen von der Uneinigteit, Gehäffig- 
teit und Scheeljucht der Führer übertrieben fein, zweifellos fehlte es 
an großen und beherrſchenden Perjönlichteiten, jo daß fich gerade 
die jchledhteren Elemente in den Vordergrund drängten, die Partei 
aus eigennüßigen Gründen Tpalteten, oder wohl gar verrieten. 
Neben dieſe Perjonenftreitigkeiten traten Meinungsverſchieden— 
beiten principieller Natur. Hatte man 1868 dag Programm 
Laſſalles acceptiert, jo wurde diejes feit 1869 infolge der vom 
Auslande aus unternommenen Berfuche, die Öfterreichifche Arbeiter- 
bewegung mit der „internationalen“ zu verjchmelgen, von dem 
größeren Zeile der Antereffierten fallen gelaffen und mit dem 
Marrismus vertaufht. Dabei blieb vorläufig der Reſt der 
Laſſalleaner in den Vereinen organifiert und beteiligte ſich mit den 
übrigen auch an allen größeren Demonftrationen. Zu einer tieferen 
Spaltung zwiſchen Gemäßigten und Radilalen und gleichzeitig 
zum Verſuche einer gejonderten Organijation beider Richtungen 
fam e3 erft im Jahre 1873 aus Anlaß der Wahlreform. Zwar 
gelang es, wie in Deutjchland, bald, die vorhandenen Gegenſätze 
wenigjtens äußerlich zu überbrüden. Und es ward auf einem im 
Sommer 1873 zu Neuddrfl in Ungarn abgehultenen Delegiertentage 
auf Grundlage eines dem Eiſenacher fi) nähernden Programmes 
einhellig die Begründung einer „Socialdemokratiſchen Arbeiterpartei 
Hſfterreichs“ mit den offiziellen Organen „Gleichheit“ und „Delnide 
Liſty“ beſchloſſen. Doch war dieje Einigkeit, ſoweit dem äußeren 
Frieden überhaupt ein innerer entſprach, nur von kurzer Dauer. 
Raſch lebten die alten Streitigkeiten, obihon in neuer Yorm, 
wieder auf und gaben zu neuen Spaltungen Anlaß, die vorder- 
hand auch nicht ausgeglichen werden konnten. 

Sp war denn die Öfterreichifche Arbeiterpartei während der 
erften Phafe ihrer Entwicklung nicht3 weniger als eine zielbewußt 
geleitete und jchlagfertige Armee. Weit mehr von dunklen 
Trieben ala von Karen Vorftellungen beherrſcht, innerlich zer- 
fallen, äußeren Einflüffen der verjchiedenften Art zugänglich und 
auch fonft mit allerlei Schwierigkeiten vingend, hätte fie bei dem 
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lebensfrohen und friedfertigen Charakter des Deutichöfterreichers ! 
durch ſtaatsmänniſche Weisheit frühzeitig „in geordnete Bahnen“ ge: 
lenkt werden können. Leider fehlte es an jedem tieferen Verſtändnis 
für die Bedürfniffe der Zeit. Denn weder da3 gönnerhafte Wohl: 
wollen, daß der misera plebs ihr billiges „Sonntagdvergnügen“ 
nicht vauben wollte, noch die frivole Mißachtung, wie jie aus 
den berüchtigten Worten eines Giskra? ſprach, noch die Eleinliche 
Furcht, welche ſich in der nervöſen Vielgeſchäftigkeit der Polizei: 
organe Luft machte, waren Gemütsftimmungen, aus denen eine 
von den Tagesereigniſſen unbeirrte Socialpolitit hätte entjpringen 
fönnen. Unzweifelhaft jtand das Gros der Arbeiterichaft der 
Staatsgewalt zunächſt nicht feindjelig gegenüber. Was aber follte 
fie jchließlich von einer Regierung halten, die nach dem „Krache“ 
wohl den „notleidenden“ Börfianern ihr thätiges Dtitleid bes 
zeugte, die noch weit ſchwerer betroffenen Proletarier aber leer 
ausgehen ließ? 

Im einzelnen war die Regierungstattif eine wohlwollend 
abwartende, ſolange Schulze- Telitih& Anhänger die Oberhand 
behielten. Sie änderte fi mit der Beſchickung de3 Eiſenacher 
Kongreſſes durch öfterreichiiche Delegierte. Ein Minifterialerlak 
verbot ala „ftaatsgefährlich” jede Gründung von Vereinen auf 
Grundlage des Eiſenacher Programms und die am 13. Dez. 1869 
veranitaltete Riejendemonjtration vor dem Parlamente endete mit 


 Megeichnend für den Gbarafter des öfterreihiichen Arbeiter? find folgende 
Autzerungen Induitrieler: „Wir haben ein gutes Arbeiterperjonal, wie fait in 
feinem anderen Yande Wir follten das benupen und follten mit dieſen kleinlichen 
Körgeleten aufboren. Die Leute wollen nicht? anderes als ihre politifche Frei⸗ 
beit baren, giebt man ihnen Ddiete. dann baben die Fabrikanten Ruhe.“ (Hugo 
Zipperleus Maichineniabrit in Zimmering. „Teer Rern, der in dem öfter: 
reribiicbenr Arbeiter ſteckt, iit ein Fo auegezeichneter, wie er in der ganzen Welt 
nicht wieder zu finden ıft. Geben mir ibm Dayu eine beifere Erziehung, dann 
tonnen wer chm unbelorgt als durgerlichen ‚rreibeiten gönnen. Er wird dann 
kein Intereſie zuchr an der Stastägerkgung finden, sondern wahrnehmen, daB 
ſein Bortal mars der Zinatierbaitumg Liegt.” Arthur Krupp, Metallwaren: 
iabrik an Rerednt Sol Ergebnife 3er von dem Gewerbeausſchuñe des öfter: 
schhiiähen Abgeerdnerendauies birenftsieten giundtschen und fchriftlichen Enguete 
zer den olkgentimen?. ur. Ne Einitzdrursa don Einrichtungen jur Förderung 
ded winvermibrmeo ymuiibn den Wonerbsuntimehnern und ihren Wrbeitern. 
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der Teltnahme und Beftrafung der dabei beteiligten Arbeiterführer. 
Vereins- und Verſammlungsrecht waren jeitdem jo gut Wie 
ſiſtiert. Erſt mit dem Amtsantritt des Minifteriums Hohenmwart- 
Schäffle vollzog fih ein Umſchwung zum Befjeren. Eine Amneftie 
der politiſch Verurteilten mar jeine erjte That, auch geitattete 
man wieder eine freiere Bewegung, freilich ohne die focialpoli- 
tiſchen Yorderungen der Arbeiterfchaft zu befriedigen. Ebenſo 
verfolgte das Kabinett Aueröperg zunächſt eine hinhaltende Politik. 
Es begünjtigte die gemäßigte „ſocial-liberale“ Richtung Ober- 
winders und legte nur der radilaleren Hindernifje in den Weg. Der 
endgiltige Sieg dieſer leßteren innerhalb der Bewegung und bie 
Beſchlüſſe des Wrbeiterdelegiertentages zu Neudörfl beivirkten je: 
doch einen abermaligen Rückſchlag. Geftüßt auf $ 12 des Staatsgrund— 
gejeßes und auf die 88 6 de3 Vereins- und des Verſammlungs— 
gejeßes, Löjte man im Sommer 1874 zahlreiche Arbeiterverbände als 
„ſtaatsgefährlich“ auf, verhaftete die Führer nnd machte ihnen 
den Prozeß. Die fernere Abhaltung von Arbeiterverfammlungen 
ſowie die Gründung neuer Vereine wurde unterjagt, die Arbeiter- 
preſſe vernichtet. 

Unter ſolchen Umftänden nun ward eine freie und unter der 
Kontrolle der Öffentlichkeit fich vollziehende Weiterentwicklung der 
Arbeiterbewegung zur Unmöglichkeit. Wirklich erſtickt jedoch 
wurde fie nicht. Vielmehr erlangten, während die zaghafteren und 
gemäßigteren Elemente ſich ängſtlich zurüdzogen. die radikaleren 
und rüdfichtsloferen erft recht die Oberhand. Und die Behörden 
felbft erwarben ſich unfreiwillige Verdienfte um ihre Ausbreitung, 
indem fie mißliebige Perjönlichteiten aus den Anduftriecentren in 
ihre Heimatsgemeinden abſchoben und auf diefe Weiſe die jocialiftifche 
Agitation in bisher davon noch gänzlich unberührte Gegen- 
den künftlich verpflanzten. Gerade unter dem Drude diejer un- 
ausgeſetzten VBerfolgungen aber griff in immer weiteren Kreijen 
der gewerblichen Arbeiterbevölferung die in älterer Zeit wohl nur 
von doktrinären Yührern vertretene Anſchauung Pla, daß inner: 
Halb des Rahmens der beitehenden Staat3- und Geſellſchafts— 
ordnung für eine auf die Verbefferung des Loje der unteren 
Klaſſen gerichtete Reformbewegung fein Raum ſei und daß eben 
deshalb nur eine grundfäßlicde Umgeftaltung diejer Ordnung zum 
Ziele führen fünne. Bon der Staatsgewalt als ftaatsgefährlid) 
befämpft, lernte man fi allmählich als eine außerhalb des 
Staatsbürgerverbandes ftehende Partei betrachten und handelte 
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danach. Eben diefe innere und äußere Loslöfung des klaſſenbewußten 
Broletariates aus dem Gefüge des öfterreichiichen Staatsvolkes, feine 
Berjelbftändigung und Emancipation von fremden Einflüflen, 
darf man als das bedeutungsvollite Ergebnis diefer erften Ent- 
wicklungsperiode bezeichnen. 

Deutlich ſpiegelt fich diefer Sachverhalt in der Arbeiterenquete 
de3 Jahres 1883 wieder. „Wir haben jo traurige Erfahrungen 
gemacht,“ klagt Peutert!, „man hat uns in folcher Weile verfolgt. 
Nicht nur, daß man einen um den anderen Hunderte in den 
Kerker geworfen hat wegen nicht? anderem, als daß fie eine focia- 
liftifche Zeitung abonniert haben, wegen nichts, ala daß fie teil: 
genommen haben an einem gejetlich erlaubten Vereine, welcher 
jocialiftifche Tendenzen verfolgt hat, wegen nicht, als daß man 
vermutet hat, der Arbeiter habe fich mit einigen beſprochen; noch 
mehr; man weiſt Leute aus, ohne daß fie etwas gethan haben, nur 
weil man weiß, daß fie ſocialiſtiſch gejinnt find. Man entzieht 
ung unjere verfaffungsmäßigen Rechte in Öfterreich und Heute ift 
unter meinen Kollegen in der Exrpertife einer anweſend, welder 
am Samftag ausgewiejen wurde ohne jeden Grund. Solange 
jolde Maßregeln ausgeführt werden gegen die Arbeiter, jolange 
werden Sie feinen Boden und fein Bertrauen unter ihnen 
für Ihre Gefeßesvorlagen finden, und wenn fie auch noch fo gut 
gemeint fein mögen.” — „Wir jagen,“ erklärt Höger?, „uns ıft 
jedes Mittel recht, welches gegen das Kapital angewendet wird. 
Und darum haben wir nichts gegen diefe Vorlage. Wir lieben 
diefelbe aber auch nicht und jagen auch nicht, daß fie gut ſei; 
wir jehen in ihr wieder nur ein Balliativmittel, das nichts nutzt. 
Wir jehen vielmehr ein, daß nur radikale Mittel Hilfe Tchaffen 
fönnen, die wir aus uns jelbjt herausholen müffen. Die langjame 
Menjchentötung in den Yabriten macht den Menſchen Hart und 
böfe, macht ihn mit dem Gedanken vertraut, jo oder jo ein Ende 
zu finden; und immer weitere Kreiſe ergreift diefer Gedanke. Jede 
Hoffnung wird allmählid) tot, wenn man fieht, wie immer das 
arbeitende Volk um Gefundheit und alles betrogen wird; und 
vielleicht triumphiert bald der Glaube, daß es beiler jein wird, 
jtatt des langjamen Todes lieber einmal einzutreten für die Rechte 


ı ten. Protokoll über die vom 30. April bis &. Mai 1883 im Gew.⸗Aus⸗ 
ſchuß d. Abgeordnetenh. ftattgehabte Enquete iiber die Arbeitergefeßgebung, ©. B. 
3 Ebenda S. 68. 
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der Menſchen und fich töten zu laſſen für die Ideen der öfo- 
nomiſchen Yreiheit auf dem Kampfplatze der focialen Revolution.“ 
Selbft die weiter recht3 ftehenden zeigen fi von einer dumpf 
grollenden Stimmung ergriffen. „Wir, die gemäßigten Socia- 
liſten,“ ruft Bardorf! aus, „wir wollen die Entwidlung der 
Dinge; es wird aber nicht in unferer Macht liegen, e8 wird von 
der Kampfesweiſe unferer Gegner abhängen, ob und inwieweit diefe 
Entwicklungsphaſe durchgemacht werden Tann. Wir wollen Die 
Entwidlung; wenn aber auf der Gegenfeite der Wille nicht vor- 
handen ift, dann beflage man fich nicht, ſondern ergebe ſich in 
da3 Schickſal. Wir eilen focialen KRataftrophen entgegen!” — 

Der Erlaß des deutfchen Socialiftengefeges von 1878 und mehr 
noch die darauf folgende Unterdrüdung der deutichen Socialdemo= 
fratie und ihrer Zeitungen ward aud) für Ofterreich verhängnisvoll. 
Noch immer gewöhnt, fih an das fortgefchrittenere Ausland anzu- 
lehnen, gelangte die öſterreichiſche Arbeiterbewegung alsbald 
unter den Einfluß einer radifalen Emigrantenprefje?, während 
gleichzeitig die jcheinbaren Mißerfolge der bisher von der deutfchen 
Arbeiterpartei befolgten Taktik das Vertrauen zu letzterer zerftörten. 
Die „Revolutionäre im Schlafrod” wurden durch anardiitiiche 
Hitzköpfe verdrängt. Und es ward ihnen um fo leichter, fich der 
Führung zu bemäcdhtigen, ala e8, offenbar durch Vermittlung 
ihrer einflußreiden Freunde, den Bemühungen Rudolf Meyers 
und Vogelſangs gelang, der gewerblichen Arbeiterihaft wenigſtens 
vorübergehend eine erhöhte Bewegungsfreiheit zu verichaffen. So 
trug zu Beginn der achtziger Jahre innerhalb der Partei die 
terroriftiiche Richtung den Sieg davon. Das damalige Partei- 
organ, die „Zukunft“, fiel ihnen zur Beute, desgleichen die 
Mehrzahl der Vereine, denen zahlreiche unerfahrene Elemente zu- 
ftrömten. 

Mochte nun, wie Kautzky bemerkt, diefer Spaltung auch 
mehr ein „Gegenjat der Temperamente” ala „des Princips“ zu 


1 Sten. Brot. über die vom 30. April bis 8. Mai 1883 im Gew.⸗Ausſchuß 
des Abgeordnetenh. ftattgehabte Enquete über die Arbeitergejeßgebung, S. 152. 

2 Damals ging auch das im Jahre 1877 gegründete erſte öfterreichijche 
Gewerkichaftsorgan, „Der Gewerkichafter, Organ für die wirtichaftlichen Intereſſen 
der Arbeiter Öſterreichs“, aus Mangel an Abonnenten wieder ein. (Lebte Nummer 
vom 21. Sept. 1878!) Die Parteigenofjen wurden zum Abonnement de3 berüch- 
tigten „Socialift“ aufgefordert, „des Gentralorgans der jocialdemokratifchen Arbeiter: 
partei Öfterreichs“. | 

Waentig, Gewerblide Mittelftanbspolitit. 12 
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Grunde liegen, die dadurch herbeigeführte Schwächung war darum 
nicht weniger fühlbar!, während die herausfordernde Sprache 
der zur Herrichaft gelangten Radikalen e8 der Regierung nahe: 
legen mußte, ihre Zügel wiederum ftraffer anzuziehen. Mehrere 
anarchiſtiſche Mordanſchläge gegen Polizeibeamte und ähnliche 
Mifjethaten führten die Entjcheidung herbei. Die Anardhiften 
Kammerer und Stellmader wurden hingerichtet, gleichzeitig aber 
durch Verordnung des Gejamtminifteriums vom 30. Yan. 1884 
über Wien und Umgebung bi3 auf weiteres eine Art Tleinen 
Belagerungszuftandes verhängt?. Die Artifel VIU bis X, XII 
und XIII de3 Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Nedhte 
der Staatsbürger vom 21. Dezember 1867, betreffend die Freiheit 


1 So beflagt fih namentlid „Die Wahrheit“, das 1881 neugegrünbete 
Organ der Gemäßigten, darüber, „daß die Partei, jo oft eine politifche Frage 
von Bedeutung in Sicht fomme, gefpalten in Aktion trete, oder fich gar paffiv 
verhalte, weil fie über ihr Vorgehen nicht einig werden könne; daß fich bie Un- 
Harheit und der Mangel an einheitlicher Taktik bei allen ihren Beftrebungen wie 
ein Wleigewicht anhänge und es nirgends zu einer erfolgreichen Wirffamteit 
fommen laſſe“, während „die Lebenzfähigkeit der Partei davon abhänge, ob ei 
ihr gelinge, fich zu einer beftimmten, einheitlicyen, ihren Zielen ſowie ben that. 
fählichen Verhältniſſen angemeijenen Taktik durchzuarbeiten.“ (Wahrheit, 1. Jahrg. 
1881, Nr. 1, ©. 1.) 

2 Verordnung des Gefamtminifteriums vom 30. Jan. 1834, mit welder 
auf Grund des Gejeges vom 5. Mai 1869 (R.-G.:Bl. Nr. 66) für die Gerichtäbof- 
Iprengel Wien, Korneuburg und Wiener Neuftadt Ausnahmsverfügungen getroffen 
werden (R.:G.:Bl. Nr. 15). Verordnung des Gefamtminift. v. 30. Jan. 18% 
betr. die Ginjtellung der Wirkſamkeit der Gefchworenengerichte für bie Gericht; 
hofiprengel Wien und Norneuburg in Niederöfterreih (R.G.⸗Bl. Nr. 16). Tier 
Beltimmungen werden aufrecht erhalten durch das Geſetz v. 22. Dez. 1884 (R.:W. 
DB. Nr. 198), die Verordnung des Gejamtminift. v. 19. Dez. 1884 (R.:G.:AL 
Nr. 192), und das Geſetz v. 8. Nov. 1885 (R.G.⸗Bl. Nr. 158); modifiziert durd 
das Geſetz dv. 25. Juni 1836, womit Beftimmungen über die Gerichtsbarkeit in 
Straflachen, welchen anarchijtifche Beitrebungen zu Grunde Tiegen, erlaffen werden 
(R.-G.⸗Bl. Nr. 120), und die Verordnung des Gefamtminift. v. 1. Aug. 188 
betr. die Einſtellung der Wirkjamfeit der Geichworenengerichte in Straffachen. 
welchen anardiftiiche Beftrebungen zu Grunde liegen, für die Gerichtähoffprengel 
Wien, Korneuburg, Wiener Neuftadt in Niederöfterreich, Wels in Oberöſterreich. 
Prag, Brür, Jidin, Yungbunzlau, Neichenberg in Böhmen, Brünn, Clmüß. 
Neutitjchein in Mähren, Gray und Leoben in Eteiermarf, Klagenfurt in Kärnten 
(R.“G.«Rl. Nr. 130). Grlofchen am 31. Juli 1889. Schließlich Verordnung d. 
Sefamtminift. v. 3. Juni 1891, mit welcher die infolge ber Verordn. d. Geiamt 
minft. v. 30. Jan. 1884 (R.GG.⸗Bl. Nr. 15) Für die Gerichtöhofiprengel Wien. 
Korneuburg und Wiener Weuftadt getroffenen Ausnahmeverfügungen teilmwei 
wieder aufgehoben werden (R.-GG.⸗Bl. Nr, 69. 
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der Perſon, die Unverleglicykeit des Hausrechtes, das Briefgeheim- 
ni3, da3 Vereins- und Verſammlungsrecht, die freie Meinungs— 
äußerung und die Preßfreiheit, wurden für die Gerichtshofſprengel 
Wien, Korneuburg und Wiener Neuftadt aufgehoben, die Ge— 
ſchwornengerichte in Strafjadhen, denen anardiltiiche, auf den ge: 
waltfamen Umfturz der bejtehenden Staat3- und Gefellichaft3- 
ordnung gerichtete Beftrebungen zu Grunde liegen, dur Aus— 
nahmsgerichtshöfe erſetzt und alle Arbeiter, die ſich in letter Zeit 
unliebfam hervorgethan, ausgewiejen. &3 war ein harter Schlag. 
Da3 Organ der Radilalen, die „Zulunft“, wie das der Ge- 
mäßigten, die „Wahrbeit”, gingen ein’, die politifche wie die gewerk— 
Ihaftlidde Organilation brachen zujammen. Und jchlimm würde 
e3 um bie Bewegung geftanden haben, hätten nicht die gewerblichen 
Zwangsgenoſſenſchaften in ihren obligatoriſchen Gehilfenverfamm- 
lungen den Trümmern der Partei eine ſchützende Zuflucht ge- 
boten. Bielleiht war e3 dieſe bei ihrer Einführung gewiß nicht 
beabfichtigte Wirkung der Genoffenichaften, welche die Behörden 
bewog, mit der Zeit auch im allgemeinen mildere Saiten auf- 
zuziehen?. Dazu drängten die mit dem Inkrafttreten der Ar- 
beiterjchußgefeßgebung von 1885 ſich häufenden Strifes zu gemein- 
famem Vorgehen und ließen aud) die alten Verbände allmählich 
wieder aufleben. Trotzdem dauerte die frühere Spaltung un- 
gehindert fort und lähmte die Schlagfertigfeit der wirtjchaftlichen 
Streitfräftee Sie zu bejeitigen, mußte jedem an der Bewegung 
Intereſſierten fortan als die wichtigſte Aufgabe erjcheinen. Dieſe 
wurde gelöft durch Viktor Adler. 

Einer wohlhabenden Wiener Bürgerfamilie entjtammend und 
ein Mann von ungewöhnlicher, namentlich rednerifcher Begabung, 
fcheint fich Adler, obgleich urſprünglich Mediziner von Beruf, fchon 
frühzeitig focialpolitiichen Problemen zugewandt zu haben. Dabei 
versuchte er zunächit, fich in diefer Richtung im Kreife feiner Klaſſen— 
genoſſen zu bethätigen. Gab er ſich doch, wie er ſelbſt eingefteht?, noch 
zu Beginn der achtziger Jahre „der Täuſchung hin, es ſei möglich, als 
Bourgeois unter Bourgeois für die Arbeiterſchaft zu wirken, und der 


1 Eine Zeit lang war der monatlich zweimal zu Brünn erſcheinende „Volks- 
freund“ ba3 einzige Öfterreichifche Arbeiterblatt in deutfcher Sprache. 

2 Nur in Böhmen gelang ed, und zwar ohne Ausnahmegejeg, durch ein 
drakoniſches Regiment jede AUrbeiterorganijation zu zerftören. Auch das Genoſſen- 
ichaftswejen machte hier nur jehr langſame Fortichritte. 

8 Sleichheit, 1. Jahrg. 1886, Nr. 8, ©. 2, Anm. **. 
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jugendlichen Illuſion, der nationale Gedanke vermöge eine nationale 
Bourgeoispartei über das Klaſſenintereſſe Hinmwegzutragen zur 
Bertretung und Berfechtung der Intereſſen des ganzen Volkes. 
Praktiſche Erfahrungen und theoretiſche Studien ſcheinen diefe An- 
ihauung zerjtört haben. Der jocialiftiichen Arbeiterpartei näher 
tretend, gewann er ſich allmählich das Vertrauen beider Rid- 
tungen. Als Begründer und Herausgeber der ebenjo von den 
Radikalen wie von den Gemäßigten als Parteiorgan anerkannten 
„Gleichheit“, trat er Ende des Jahres 1886 an die Spibe der ganzen 
Bewegung, die unter feiner opferfreudigen und geſchickten Leitung 
überrafchend ſchnell zu innerer Einheit und Feſtigkeit fortfchritt. 
Schon auf einer am 3. April 1887 in Wien abgehaltenen großen 
Mafjenverfammlung zu Gunften des allgemeinen, gleicjen und 
direkten Wahlrechtes, „ala eines wichtigen Mittel der Agitation 
und Propaganda”, hatten ſich ohne Unterjchied beide Fraktionen ein- 
gefunden. Aber erſt dem auf den 30. und 31. Dez. 1888 und 
1. Jan. 1889 nad) Hainfeld einberufenen und von 110 perjönlid 
geladenen Bertrauensmännern bejucdhten erjten jocialdemotratijchen 
Barteitage war e3 bejchieden, die feindlichen Brüder endgiltig 
zu verföhnen!. „Der Parteitag,“ jo heißt es in der be 
rühmten Einigungstefolution ?, „erklärt den Parteizwiſt durch die 
Annahme de3 Programmes für beendet und erivartet von jedem 
PBarteigenoffen ehrliches und brüderlicdes Eintreten für die Ge 
iamtpartei ſowie energiſche und unerſchrockene Arbeit auf dem 
gemeinjamen Boden unjeres Programmes zum Beiten des Emanci- 
pationstampfes der Arbeiterklaſſe.“ Die wichtigften Säbe diejes 
Programmes, da3 in Form einer von den Einberufern in Bor- 
ihlag gebrachten „Principienerklärung“? zur Annahme gelangte, 
find die folgenden: 

„Die ſocialdemokratiſche Arbeiterpartei in Öfterreich erftrebt 





! Die „Principienerklärung“, die dem Zwifte ein Ende machte, ward mit 
allen gegen 3 Stimmen angenommen. Rißmann, der legte der öfterreichtichen 
Anarchiſten und gleichzeitig der Hartnädigite unter den wenigen Opponenten, 
verließ den Kongreß, nachdem cr die feierliche Erklärung abgegeben, nichts ver- 
fechten zu wollen, was der gemeinfamen Sache jchaden könne. (Berhandlungen 
des Parteitages der öfterreichiichen Socialdemofratie in Hainfeld. Wien 189. 
S. 11ff, 19 ff., 26.) 

2 Verhandlungen, S. 28. 

3 Sbenda ©. 31. 
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Tür da3 gefamte Volk ohne Unterſchied der Nation, der Raſſe und 
des Geſchlechts die Befreiung aus den Feſſeln der ökonomischen Ab- 
hängigfeit, die Bejeitigung der politiihen Rechtloſigkeit und die 
Erhebung aus der geiftigen Verfümmerung. Die Urfache diejes 
unwürdigen Zuftandes ift nicht in einzelnen politiichen Einrich— 
tungen zu juchen, jondern in der das Weſen des ganzen Gejell- 
Ichaftszuftandes bedingenden und beherrfchenden Thatjache, daß die 
Arbeitsmittel in den Händen einzelner Beſitzer monopolifiert find. 
Der Beliter der Arbeitskraft, die Arbeiterklaffe, wird dadurch 
zum Sklaven der Befiter der Arbeitsmittel, der Kapitalijtenklaffe, 
deren politiihe und ökonomiſche Herrihaft im heutigen Staate 
Ausdruck findet. Der Einzelbefit an Produktionsmitteln, wie 
er aljo politiſch den Klaſſenſtaat bedeutet, bedeutet ökonomiſch 
fteigende Meaflenarmut und wachſende Berelendung immer 
breiterer Volksſchichten. Durch die techniſche Entwicklung, das 
koloſſale Anwachſen der Produktionskräfte, erweiſt ſich dieſe 
Form des Beſitzes nicht nur als überflüſſig, ſondern es wird auch 
thatſächlich dieſe Form für die überwiegende Mehrzahl des Volkes 
beſeitigt, während gleichzeitig für die Form des gemeinſamen Be— 
fiße3 die notwendigen geiftigen und materiellen VBorbedingungen 
geichaffen werden. Der Übergang der Arbeitsmittel in den ge- 
meinſchaftlichen Befit der Gefamtheit des arbeitenden Volkes be— 
deutet alſo nicht nur die Befreiung der Arbeiterklaſſe, jondern 
auch die Erfüllung einer gefhichtlic notwendigen Entwicklung. 
Träger dieſer Entwidlung kann nur da3 Hafjenbewußte und ala. 
politiiche Partei organifierte Yroletariat fein. Das Proletariat 
politiich zu organifieren, es mit dem Bewußtſein feiner Lage und feiner 
Aufgabe zu erfüllen, eg geijtia und phyſiſch fampffähig zu machen 
und zu erhalten, ift daher da3 eigentliche Programm der focial- 
demokratiſchen Arbeiterpartei in Ofterreich, zu deffen Durchführung 
fie ſich aller zweddienlichen und dem natürlichen Rechtsbewußtſein 
des Volkes entjprechenden Mittel bedienen wird.“ Im Hinblid 
auf die politifche Praxis erklärt fich demnach die ſocialdemokratiſche 
Arbeiterpartei Öfterreich3 für eine internationale Partei, die zur 
Verbreitung der ſocialiſtiſchen Ideen alle Mittel der Öffentlichkeit 
ausnußen und für die Befeitigung aller Feſſeln der perjönlichen 
reiheit, insbeſondere der freien Meinungsäußerung, eintreten 
wird; die, ohne fich Über die Bedeutung des Parlamentarismus 
al3 einer Form der modernen Klafjenherrihaft zu täujchen, da3 
allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht ala eines der mwichtigften 
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Mittel der Agitation und Organijation anftrebt; die, um das 
Sinten der Lebenshaltung der Arbeiterklaffe zu verhüten, eine 
umfaſſende Arbeiterfhußgefeßgebung, im Intereſſe der Zukunft des 
Proletariat3 die Hebung jeiner geiftigen Ausbildung dur Er- 
weiterung und PBertiefung des Schulunterricht? erzwingen, bei 
allen wichtigen politiichen und ökonomiſchen Fragen Stellung 
nehmen, das Klafjeninterefje des Proletariates jederzeit vertreten 
und aller Berdunfelung und VBerhüllung der Klaſſengegenſätze }o- 
wie der Ausnußung der Arbeiter zu Gunften der herrichenden 
Parteien energisch entgegentreten wird!. 

Damit ivar, wie zehn Jahre früher ihre Emancipation, nunmehr 
auhdieRonjolidation der Arbeiterpartei, und zwar auf marrifti- 
Icher Grundlage, erfolgt. Es konnte nicht fehlen, daß diefer Prozeß 
die Kluft zwiſchen ihr und den übrigen Klaffen der Geſellſchaft 
noch vertiefte. „Was wir durchjeßen und erreichen wollen,“ be- 
merkt einer der Redner, „das werden wir nur erreichen, wenn wir 
una unserer eigenen Kraft, Energie und Thätigkeit anvertrauen. 
Bon Seite der verjchiedenen bürgerlidden Parteien, darüber find 
wir längft im Haren, haben wir einmal nicht? zu eriwarten?®.* 
„Es gab eine Zeit,“ jagt ein anderer Redner, „two die Bourgeoifie 
noch freiheitliche Jdeale hatte, two ihre Intereſſen mit denen des 
Volkes identiſch waren. Dieſe Zeit ift vorbei, die Bourgeoifie tft 
feige getvorden. Gerade für die Klaſſe, welche auf die Straße 
herunterftieg, um für die Bourgevifie zu kämpfen, gerade für dieje 
werden Ausnahmägejete geichaffen. Die Bourgeoifie Hat un ver 
raten, wir fünnen auf fie nicht mehr bauen — wir find eine ge 
ionderte Klaſſe, wir werden für unfere Rechte einftehen und fie 
erfämpfen®.” „Ach möchte noch Hinzufügen,” bemerkt ein dritter, 
„daß wir nicht gewillt find, etwas Weiteres zur Aufklärung der 
Regierung zu thun. Wir find nicht gewillt, no wie in der 
Jugendzeit unjer Minifterium und Abgeordnetenhaus mit Peti« 
tionen zu behelligen, Rejolutionen ins Haus zu ſchicken — — biele 
Dinge find vorbei. Wir wiſſen, was wir von einander gegenjeitig 
zu halten Haben, wir rechnen nicht auf Xiebe und bringen ihnen 


ı Hierzu Verhandlungen des zweiten öfterr. joc.:dem. Parteitages. Wir 
1891. S. III fi. Yufammenfaffende Tarftellung ber wichtigften Beſchlüfſe det 
Hainfelder Parteitager. 

2 Merhandlungen des erften Parteitages, S. 5. 

3 Ebenda <. 45. 
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feine Liebe entgegen. Wir verlaffen uns im ganzen Kampfe nur 
auf ung felbjt !.“ 

Bon dem faft ariftofratiich-erklufiven Selbſtbewußtſein eines 
auserwählten Volkes getragen, das die Vermiſchung mit anderen 
zu jcheuen hat, in volliter Klarheit über die Natur und Tragiveite 
ihrer Ziele, die fie unter dem erhabenen Geſichtspunkte einer welt- 
hiftoriihen Kulturmiffion auffaßt, bedurfte die ſocialdemokra— 
tiſche Arbeiterpartei nur noch einer zweckentſprechenden Organiſa— 
tion, um den Kampf für die Rechte des Proletariates in wirktungs- 
voller Weile eröffnen zu können. Eine ſolche hatte big 1889 
gefehlt. In Arbeiterbildungsvereinen, Gewerkſchaften und ge— 
noſſenſchaftlichen Gehilfenvertretungen hatten ſich die Parteigenofjen 
zwanglos zujammengefunden. Daneben fcheinen als Tpecifiiche 
Gentren der politiſchen Organifation die Redaktionen der Partei- 
organe gedient zu Haben. Auch die Beſchlüſſe des Parteitages 
änderten hieran vorderhand noch nichts. Nur ſprach man Til 
ausdrüdlih für die Errichtung von Gewerkvereinen „mit mög- 
lichfter Heranziehung der männlichen und weiblichen Hilfsarbeiter” 
fowie für die Gründung „eine® monatlich ericheinenden Partei— 
blattes“ aus, während e3 im übrigen bi3 auf weiteres dem Ein- 
berufungstomitee überlajjen bleiben jollte, nach freiem Ermeſſen 
da3 Nötige vorzuftehren?. Auf die Dauer war diefer Zuftand 
unhaltbar. Die ſyſtematiſche Durchführung einer für den wirt— 
Ichaftliden wie den politiihen Kampf gleih unentbehrlichen 
DOrganijation der verfügbaren Streitkräfte ward das ſchwierige 
Problem der folgenden Jahre, da3 unter fortgejegtem Ringen um 
da3 parlamentariiche Wahlrecht der Arbeiterjchaft ſchrittweiſe feine 
finngemäße Löſung fand. 

Der Hainfelder Parteitag mar eine Vertrauensmännerver- 
fammlung, fein Delegiertentag geweſen. Seine Beichlüffe hatten 
demnach feine bindende Kraft. Troßdem fanden fie allenthalben 
im Lande, wo fich eine focialiftiihe Arbeiterbewegung zu regen 
begonnen, ungeteilte Anerkennung. Und die alsbald für Prag, 
Brünn und Galizien erlafjenen Polizeiverbote des Druckes und 
der Verbreitung des Hainfelder Programmes verfehlten ihren Zweck 
um jo mehr, als die im Jahre 1889 durch den Gewerbeausſchuß 
des Abgeordnetenhaufes veranftaltete Enquete über die Errichtung 


1 Verhandlungen des eriten Parteitages, ©. 47. 
2 Shenda ©. 71, 83. 
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von Arbeiterfammern vreichlide Gelegenheit zu ungeftörtem 
Meinungsaustaufch bot, ja, wie man nicht unzutreffend bemerkte, 
den Charakter eines auf Staatskoften abgehaltenen Socialiften- 
kongreſſes annahm!. Ebenſo erfolglos erwies ſich die auf Grund 
des Ausnahmegejeßes im Frühjahr 1889 erfolgende Suspendierung 
der „Sleichheit”, da dieſe bereit3 am 12. Juni durch daB neu: 
gegründete „Organ der öſterreichiſchen Socialdemokratie“, die „Ar 
beiterzeitung”, erjeßt wurde. Wohl aber bewährten fich die um jene 
Zeit ausbrechenden zahlreichen Strifes, insbeſondere die Arbeitsein- 
ftellung der Wiener Trammapbedienfteten mit ihrem Nachipiele, 
einem Anardhiftenprozeß, in den auch mehrere hervorragende 
Arbeiterführer verwidelt wurden, und endlich die am 1. Mai 1890 
zum eritenmale in Scene gejebte „Maifeier” ala wirkſamſte Agi- 
tationsmittel, denen die Behörden madtlos gegenüberftanden. 
Mußte doch im Kampfe gegen diefe planmäßig geleitete und ge 
wiſſermaßen unter dem Schutze der Öffentlichkeit ſich vollziehende 
Propaganda des Wortes da3 auf die fingulären Exceffe der Pro- 
paganda der That berechnete grobe Geſchütz der Anarchiſtengeſetze 
feinen Dienft verfagen. 

Wie wenig e3 troß vaftlojer Bemühungen gelang, die Ent- 
faltung der Arbeiterbewegung zu hindern, das beweiſen jelbft 
die ſpärlichen ftatiftiihen Daten des erften Parteiberichtes. 
Denn e3 hatte fi) in der kurzen Zeit von 1889 bis 1891 bie 
Zahl der Bildungs- und Fachvereine von 104 auf 219, bie 
ihrer Mitglieder von 15498 auf 47160 vermehrt. An Stelle 
von 6 politifchen und 4 Fachblättern mit ihren 15400 bezw. 
6700 Abonnenten waren jeßt 16 politiſche und 19 Fachblätter 
mit 55 750 be3. 44400 Abonnenten getreten, ungerechnet eine Reihe 
ebenfalls exit jeit dem Hainfelder Parteitage entftandener focia- 
liftifcher Blätter, die weder den politifchen noch den Fachorganen 
zugezählt werden Fonnten?. Endlich liefen während diejes Zeit: 
raumes an Parteigeldern für den Agitationsfonde 4528,32 Gulden, 
für den Inhaftiertenfonds 4137,5313 Gulden, für den Wahlfonds 


ı Adler ſelbſt bezeichnete nachmals dieſe Enquete „als einen mächtigen 
Hebel für die weitere Urganifation und Agitation.“ (Verhandlungen des zweiten 
dfterr. joc.:dem. Parteitages, abgeh. zu Wien am 2%, 29. und 30. Juni 1891. 
Wien 1891. S. 18.) 

* Tie 1889 gegründete „Socialdemofratiiche Monatsjchrift“ ging nach einem 
Jahre wieder ein. (Verhandlungen des zweiten Parteitages, S. 29.) Tie Xüde 
wurde mehr und mehr durch Pernerjtorferd „Tentſche Worte” ausgefülit. 
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5269,63 Gulden und für den Wiener Strifefonds 30614 Gulden 
bei der Gentrale in Wien ein!. Wann jemals hätten die Leiter der 
Handwerferbewegung, bei aller Begünftigung von oben, auf annähernd 
ähnliche Erfolge zurücbliden fönnen? So wurde denn der Ende 
Juni 1891 nah Wien einberufene zweite Parteitag der öfter- 
reichiſchen Socialdemofratie unter den günftigften Aufpizien er- 
öffnet. Auch daß ſich mehrere Frauen eingefunden, die mit be- 
redten Worten für die Gleichberechtigung ihres Gejchlechtes und 
feine Einbeziehung in die ſocialdemokratiſche Organiſation plä- 
dierten, galt als glüdlicheg Omen. Sprach man es doch offen 
aus, daB „in dem Augenblide, wo die Frau für die focial- 
demofratilche Bewegung geivonnen fein werde, diefe mit Riejen- 
ſchritten ihrem Ziele zuftreben müſſe“?. Und fiherlid) ahnte nie- 
mand, daß ſich im Schooße der einträchtiglich Berfammelten eine 
ſchwere Kriſe vorbereite. 

Den äußeren Anlaß zum Ausbruch dieſes neuen Zwiſtes gaben 
die Beratungen über die Durchführung einer einheitlichen Partei— 
organiſation, insbeſondere die Anfechtung des Internationalitäts— 
princips durch die Vertreter der „böhmiſch-nationalen Social- 
demofratie”. In volliter Selbitändigfeit aufwachſend und nur loſe 
verknüpft durch die Einheitlichkeit des nach den gleichen Grundfäßen 
gemeinfam erftrebten Zieles, waren die über die ganze Monarchie 
ſporadiſch verftreuten jocialiftiichen Gruppenverbände bisher vom 
Nationalitätenhader verichont geblieben. Der Berfud, fie in 
wechjeljeitige Abhängigkeit zu bringen und ihre freie Selbftbeitim- 
mung zu Gunften einer übergeordneten Zwangsgewalt zu be= 
ſchränken, forderte eine Reaktion heraus. Der Internationalismug, 
To wandten die Opponenten ein, könne wohl in vollswirtichaft- 
lichen, allenfalls auch in politiichen und Fulturellen Tragen Gel- 
tung haben, unmöglid in nationalen, wo jeder ſeine Nationalität 
anerfennen müſſe. Mit ihrem Antrag, e3 Habe die Organifation 
der jocialdemofratiihen Partei nach Volksſtämmen plaßzugreifen, 
von der Überiviegenden Mehrheit zurückgewieſen, verließen die vier 
Vertreter der „tſchechiſch-nationalen Arbeiterpartei”, nachdem auf 
beiden Seiten ſcharfe Reden gefallen waren, unter Proteft den 
Parteitag?! 


1 Verhandlungen des zweiten Parteitages, ©. 31 ff. 

2 Ebenda ©. 39 ff., 46, 62, 67 ff., 72. Die endgiltige Enticheidung diefer 
Frage erfolgte erft auf dem dritten Parteitage. 

3 Shenda ©. 142 ff., 161 ff. 169. 
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Das unter ſolchen Umftänden ziemlich teuer erfaufte Organi- 
lationzprogramm! bedeutete in der Hauptſache nicht viel mehr, 
als eine Kodifilation desjenigen Verfaſſungsrechtes, wie es fid 
unter dem Drude der Verhältniſſe innerhalb der Bartei gewohn⸗ 
heitsmäßig Herausgebildet hatte. Ausſchlaggebend war vor allem 
da3 Beitreben, zur Vermeidung vernichtender Schläge auch ferner- 
hin weitgehende Decentralifation walten zu laffen. Sämtlide 
Anhänger der Hainfelder Principienerflärung haben fi) hiernach 
zu politifchen Vereinen zufammenzufchließen, deren Wirkungs- 
frei3 fi) womöglich über eine ganze Provinz erftreden ſoll. Nach 
wie vor bilden die Redaktionen der wichtigften Parteiorgane, unter 
denen al3 prima inter pares die Wiener Arbeiterzeitung eine 
bevorzugte Stellung einnimmt, das Gerüft, an das fidh die ein- 
zelnen Verbände anzugliedern haben. Sie berufen den Parteitag. 
wählen die Berichterftatter, Leiten die Agitation, fungieren als 
Auskunftsorgane in Parteiangelegenheiten ſowohl der Wiener 
Gentralleitung wie allen einzelnen PBarteigenojjen gegenüber und 
endlih auch als Sammelftellen für die wöchentlich einzuzahlenden 
Parteigelder, deren ordnungsmäßige VBerwendung der Kontrolle 
jämtlider am Orte befindlichen Parteiangehörigen unterfteht. 
Sit der Parteileitung ift die Redaktion der Arbeiterzeitung in 
Wien. Sie ift auch) mit den Vorarbeiten für den nächſten Parteitag 
betraut, hat Anſpruch auf vierteljährliche Berichterftattung ſeitens 
der Provinzblätter jowie, und zwar im Verein mit dem Brünner 
Rovnoſt, auf die Hälfte aller an die Partei abgeführten Geld- 
mittel. 

Aber diefe Organijation, wie fie formell erft auf dem zwei—⸗ 
ten PBarteitage feitgeftellt wurde, Hatte ſich thatſächlich bereits 
überlebt. Im einzelnen wurde jie, anscheinend aus Oppofition 
gegen die Gentralleitung, vielfach überhaupt nicht durchgeführt. 
Und e3 zeigte fi, daß „die unbedingte Bewegungsfreiheit,, die 
bi3 dahin jeder hatte, die Möglichkeit, nach Willkür vorzugehen“, 
befeitigt, die „bis zum Exzeß füderaliftiiche” Organijation durd 
eine gejchloffenere erſetzt werden müſſe, wenn nidht ihre 
Leiftungsfähigfeit in Trage geftellt bleiben jolle?. Dies umio- 
mehr, als das Auflommen unlauterer Glemente innerhalb der 

! Verhandlungen des zweiten Parteitages, <. 144 ff., 161. 

® Verhandlungen des dritten ölterr. joc..dem. Parteitaged, abgeh. zu Wien 
vom 5. bis 9. Juni 1892. Wien 1892. S. 117 ff. 
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Partei, da3 vorübergehende Wiederauftauchen der alten radikalen 
Strömung gegen den „Waſſerſuppenſocialismus“ ſowie endlich die 
Empörung einiger Provinzler gegen den angeblid) von den Wienern 
ausgeübten Terrorismus abermals ernftere Zerwürfniſſe herbei- 
führten?. Ein zunächſt nach Linz einberufener, Schließlich aber vom 
5. bi3 9. Juni 1892 wiederum zu Wien abgehaltener Parteitag 
follte den erwähnten Übelftänden abhelfen. 

Hauptergebnis® der mehrtägigen Debatten war die Teftlegung 
eines neuen Organiſationsplanes“. Bon den PBarteigenofjen der ein- 
zelnen Ortſchaften freigewählte Vertrauensmänner, die unter ein- 
ander Beziehungen zu pflegen haben, bilden die unterfte Stufe. In 
einem von Tal zu Fall genauer zu beftimmenden Umfreife fchließen 
dieje ſich zu Bezirksverbänden zufammen, denen e3 obliegt, durd) 
Entjendung gewählter Vertreter die über ein ganzes Kronland ſich 
erftredende Landesorganifation, die Landestonferenz, ins Leben zu 
rufen. Höchſte Inſtanz ift der Parteitag, der aus feiner Mitte eine 
ihm für die Durchführung feiner Beſchlüſſe verantwortliche PBartei- 
vertretung von neun Perjonen und eine ihr beigeordnete fünf- 
gliedrige Kontrollkommiſſion ausfcheidet. Kompetenz und Amt3- 
führung der einzelnen Organe find nicht genau geregelt. Jedes 
von ihnen genießt innerhalb jeines lokalen Wirkungskreiſes 
freie Selbftbeftimmung, namentlich da3 Recht, Beichlüffe zu 
faflen, die, ſoweit fie nicht denen von Parteiorganen höherer 
Ordnung zumwiderlaufen, injolange bindende Kraft haben, ala 
fie nicht von berufener Seite ausdrüdlih aufgehoben werden. 
Wichtigſte Glieder der Organifation find die Bertrauensmänner 
und der Parteitag bez. die Parteivertretung. Erftere, weil ihnen 
die Sorge für die Ausbreitung der Agitation, die geordnete Ab— 
widlung der Parteigejhäfte und die Beiltelung der finanziellen 
Mittel anvertraut, lettere, weil ihnen die unbeſchränkte Beratung 


1 Verhandlungen bed dritten Parteitages, ©. 23 ff., 26 ff., 34 ff., 39 f., 
64 fi. Die Dizkuffion endet mit_dem Ausſchluß mehrerer Parteimitglieder wegen 
unehrenhafter Handlungen. 

2 Ebenda S. 30 ff., 95 ff., 126 ff. u. ſ. w. 

3 Die grundfäßliche Anerkennung der focialpolitischen Gleichberechtigung des 
weiblichen Gefchlechtes und die Aufnahme der Forderung, dab alle indirekten 
Steuern durch eine einzige direkte progreifive Einkommenſteuer zu erjegen feien, 
find die wejentlichen Neuerungen in dem ebenfall3 revidierten Barteiprogramm. (Ver⸗ 
handlungen des britten Parteitages, S. 112 ff.) 

+ Ebenda ©. 169 ff. 
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und bindende Beſchlußfaſſung über alle Parteiangelegenheiten, 
bez. die ſachgemäße Durchführung der Parteibeihlüffe übertragen 
ift. Um insbefondere der ‘Parteivertretung ihre Aufgabe zu er- 
leihtern, find ſämtliche politiſche Parteiblätter gehalten, alle ihre 
Berlautbarungen ohne Verzug zum Abdrud zu bringen. 

Mit der Durchführung diefer Organijation, die fogleid 
energiih in Angriff genommen murde, war ein lang erfehntes 
Ziel erreiht und man hätte damit zufrieden jein können, wäre 
nit durch die Sonderftellung der Tihehifch-Nationalen die Ein- 
heit der Partei empfindlich geftört worden. Cinen „nationalen“ 
Parteitag hatte einer der oppofitionellen Redner den Kongreß von 
1892 jchadenfroh benennen dürfen, weil nur Deutſche und Polen 
dafelbft vertreten jeien!. Und felbft ein ſpäterer Parteibericht 
fonnte nicht umhin, zu geftehen, e3 ſei damals das Berhältnis 
der tſchechiſchen Sorialdemofratie zur gefamtöfterreihiichen „trotz 
aller engen Beziehungen ein unklare geblieben”?. Ein Weih- 
nachten 1893 zu Budweis abgehaltener Parteitag der Tſchechiſch⸗ 
Nationalen machte diefem mißlichen Zuftande ein Ende. Zwar 
bedeuteten die dort aufgeftellten drei Grundſätze — das Partei⸗ 
programm könne nur von der gejamtöfterreihiihen Partei ab» 
geändert werden; mit ihr vereinbare die tichecho-jlaviiche Frak—⸗ 
tion aud) die Taktik, wennſchon fie ich die genaueren Beftimmungen 
über ihre Organifation vorbehalten müſſe; deshalb jeien endlich 
die ordentlichen gejamtöfterreihiichen Parteitage von den Böhmen 
regelmäßig zu beſchicken — nod) feine Verſchmelzung beider Organi- 
jationen, wohl aber verbürgten fie, wie der erwähnte Parteibericht 
fh ausdrüdt, die „jolidarifche Verknüpfung und einheitliche 
Altionsfähigkeit der geſamten öſterreichiſchen Socialdemofratie* ?. 

Wichtiger noch ala dieje Eingliederung der tſchechiſchen Frak⸗ 
tion war für die Kräftigung der Partei die fortichreitende Ent- 


I Verhandlungen des dritten Parteitages, S. 96. 

= Verhandlungen de3 vierten öfterr. joc.»dem. Parteitages, abgeh. zu Wien 
vom 25. bis 31. März 1894. Wien 1894. S. 3. 

3 Ebenda S.4. Möglicherweiie wurden bie Tſchechen auch durch die infolge ber 
Entladinaerzeile erlafjenen Berordnungen des Gejamtminifteriumd vom 12. Sept. 
1893 (R.G.B. Nr. 139 u. 140), die über Prag und Umgebung einen Audnahmi: 
zuftand verhängten und die Wirkjamteit der Gefchworenengerichte einftellten, ver: 
föhnlicher geftimmt. Tie Audnahmsverfügungen wurden zwei Jahre fpäter durch 
Verordnung des Geſamtminiſteriums vom 18. Dt. 1895 (R.⸗G.⸗B. Rr. 154) wieder 
aufgehoben. 
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faltung der Gewerkihhaftsorganifation !, die, in ihren Anfängen bis 
in die Mitte des Jahrhunderts zurüdreichend, nad) mancherlei 
Mißgeſchick jeit Ende der achtziger Jahre einen überrafchenden Auf- 
ſchwung nahm, wobei ihr die genofjenschaftlichen Gehilfenverfamm= 
lungen als willlommene „Refrutierungsgebiete” dienen mußten. 
Schon im Jahre 1893 konnte daran gedacht werden, die 
über die ganze Monarchie verftreuten Gewerkfchaften aus ihrer 
Iſolierung herauszureißen?, fie zu einem Gejamtverbande zu ver- 
einigen und defjen ferneren Ausbau wie feine praftifche Thätigkeit 
nad) einheitlichen Grundjäßen zu regeln. Dem am 24., 25. und 
26. Dez. 1893 zu Wien tagenden erjten öfterreihiichen Gewerk— 
Ihaftsfongrefie® war es vorbehalten, die einleitenden Schritte in 
diefer Richtung zu thun. Jede einzelne Gewerfichaft, jo wurde 
bejchloflen, habe ihren Wirkungskreis über das ganze Kronland 
auszudehnen, welchem fie angehöre, und in allen Orten, wo eine 
genügende Anzahl von Berufsgenofjen vorhanden fei, Ortsgruppen 
zu errihten. Daneben ſei zwijchen verwandten Berufszweigen 
eine engere Verbindung Herzuftellen und auf diefem Wege die Er: 
rihtung umfafjender Anduftrieverbände anzuftreben, deren jeder 
jeine Thätigfeit über dag ganze Reich hin zu erftreden habe. An 
die Spibe aller jolle eine vom Kongreß zu mwählende Gewerfichafts- 
fommijfion treten, die als Gentralorgan für eine zweckentſprechende 
Durchführung der Kongreßbeſchlüſſe, für gemeinjchaftliche Agitation 
und Organijation jowie für ein planmäßiges Vorgehen bei Au3- 
ftänden u. |. w. Sorge zu tragen habe‘. 


1 Insbeſondere für Wien hatte wohl auch die am 30. Nov. 1890 erfolgte 
Konftituierung des Verbandes der Genoſſenſchaftskrankenkaſſen Wiens (vgl. „Ar: 
beiterichuß“, 1. Jahrg, Nr. 14 v. 15. Dez. 1890) eine ähnliche Wirfung wie die 
Entwidlung der Gewerfichaften. 

2 Einige wenige Gewerbe, jo 3. B. die Buchdruder, waren bereit3 auf eigene 
Fauft mit gutem Beifpiele vorangegangen. Schon in der proletarifchen Be- 
wegung des Jahres 1848 fcheinen fie eine hervorragende Rolle gejpielt zu Haben. 
Dal. dazu den Artikel der Arbeiterzeitung (Nr. 73 v. 14. März 1887, ©. 3f.) 
„Zur Arbeiterfrage im Jahre 1848”, der erſt nachträglich zu meiner Kenntnis 
gelangte. 

8 Ein ftenographiiches Protokoll der Kongreverhandlungen ift nicht er: 
fchienen. Berichte darüber finden fich in den einzelnen Yachblättern, insbeſondere 
auch in dem jeit 15. Juni 1893 zu Wien erjcheinenden Korrefpondenzorgan der 
gewerblichen Arbeitervereine Öfterreiche, „Die Gewerkſchaft“, 2. Jahrg. 1894, 
Ne. 1ff. 

+ Genauere darüber in „Anträge vom Gewerkſchaftskongreß, ftattgefunden 
am 24., 25. und 26. Dez. 1893 in Wien“, herausgegeben von der Gewerkſchafts⸗ 
tommilfion Öfterreichs. 
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Damit waren die Grundzüge einer der politiſchen Klaſſenorgani— 
ſation ebenbürtigen wirtichaftliden Berufsorganilation gefenn- 
zeichnet. Auch die leßtere ruht auf jocialiftifcher Grundlage. In 
aller Schärfe wird dies in den Beſchlüſſen des Gewerkſchafts⸗ 
kongreſſes betont!, ebenſo entichieden einige Monate ſpäter von 
der Parteileitung. „Die Streitfrage zwiſchen gewerkichaftlicher 
und politifcher Bewegung, welche in anderen Ländern die Dis— 
kuſſion in der Arbeiterſchaft vielfach beſchäftigt, eriftiert in Ofter 
reich nicht,“ Eonftatiert der Referent. „Socialdemokratiſche und 
gewerktichaftliche Bewegung find nur zwei Seiten einer und ber: 
jelben Sache?“ Soweit meine Erfahrung reicht, entjpricht Diele 
Behauptung im allgemeinen den Thatfachen. 

Während jo der junge Nieje jeine ungelenten Glieder redte 
und ftredte und in den Augen des friedlichen Bürgers eine immer 
bedrohlichere Geftalt anzunehmen begann, zogen fi) zu Häupten 
der Barteileitung dräuende Wetterwolfen zuſammen. Bon jeher 
hatte unter den Agitationsmitteln der Arbeiterpartei die Yorderung 
de3 allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes eine hervor: 
ragende Stelle eingenommen. Und ihre werbende Kraft war um 
fo größer, als fie auch den Wünjchen folder Bevölkerungsſchichten 
entgegenkam, die, gleich der Axrbeiterichaft, durch den Wahlcenjus 
von der Ausübung politiſcher Rechte ausgeſchloſſen, im übrigen je- 
doch durch keinerlei wirtjchaftliche Intereſſengemeinſchaft mit ihr ver- 
bunden waren. Ihren größten Umfang erlangte unter dem frifchen 
Eindrude der belgiſchen Wahlreform die Bewegung im Jahre 
18938. Schon die Wtaifeier bedeutete eine einzige ungeheure 
Demonftration zu ihren Gunften und auch in allen Reden der 
zahlreich abgehaltenen Maſſenmeetings wie in den Zeitartileln 
der Arbeiterhlätter bildete die Vernichtung des „Wahlunrechtes“ das 
ftehende Thema. Cine von Viktor Adler verfaßte Brojhüre 
„Das allgemeine gleiche und direkte Wahlrecht und das Wahlunredt 
in Ofterreich“ * beleuchtete grell den Thatbeftand und eine in zahl- 
Iojen Exemplaren über das ganze Land verbreitete Flugſchrift 
„Eine Frage an die Rechtloſen!“ trug die Agitation in die ent- 

I Anträge vom Gewerkſchaftskongreßß u. j. w. S. 3. 

2 Verhandlungen des vierten Parteitages, S. 3, und an zahlreichen an: 
deren Stellen. 

Mal. dazu MW. Ellenbogen, Ter Kampf um das allgemeine ANahlredht 
und die politiichen Parteien in Oſterreich, Neue Zeit, 11. Jahrg. 1893 94, II. Rd.. 
S. >, 6 ff. 

4 dikien It, 
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fernteften Winkel der Monarchie. Die Erregung erreichte ihren 
Höhepunkt, als die Jungtſchechen fih im Parlamente zu Yür- 
ſprechern des Volkswillens machten und den formellen Antrag 
auf Einführung des allgemeinen, gleidhen und direkten Wahl- 
rechtes einbradhten. Die Situation ward kritiſch. Auch Die 
Parteileitung erfannte dies. Eine auf den 8. Oft. 1893 nad) 
Wien einberufene Reichskonferenz, die von allen Parteiorgani- 
Tationen beſchickt war, beauftragte die Parteivertretung, für den 
Tal, daß Regierung und Parlament fi) den Forderungen der 
Arbeiterfchaft gegenüber auch fernerhin ablehnend verhalten jollten, 
die Trage des Maſſenſtrikes auf die Tagesordnung des nächiten 
Barteitages zu ſetzen, bis dahin aber in Preſſe und Berfamm- 
lungen die Diskuſſion über den Maſſenſtrike ala politisches 
Kampfmittel zu eröffnen und die Wahlrechtsagitation in allen 
ihren Formen ungeſchwächt fortzujfegen!. Schneller vielleicht, als 
man erwartet, nahte die Entſcheidung. Denn ſchon am 10. Oft. 
überraſchte Taaffe, des greifenhaften Barlamentes müde und darauf 
bedacht, diefem altersſchwachen Leibe friiche Säfte zuzuführen, 
das Haus mit einer Vorlage, die zwar nicht das allgemeine, 
gleiche und direfte Wahlrecht, wohl aber die weiteftgehenden Konzef- 
fionen in diefer Richtung enthielt und als Geſetz eine totale Ver- 
ſchiebung der politiichen Machtverhältniſſe bewirkt haben würde. 
Raſch war der Entſchluß des Parlamentes gefaßt. Polen, Kleri- 
tale und — Liberale ſchloſſen die „Koalition“ und brachten den 
Entwurf und mit ihm das Kabinett zu alle. 

Ob nun eine im rechten Augenblice ſeitens der Arbeiterjchaft in 
Scene gejeßte Demonftration zu Gunſten de3 Taaffefhen Entwurfes? 
genügt haben würde, um den Widerftand der Oppofition zu brechen, 
dem Dtinifterium die nötige Spannkraft zu verleihen und der Vorlage, 
die fich bei weiterblickenden Männern aller Richtungen großer Sym—⸗ 
pathie erfreute, zum Siege zu verhelfen, will ich nicht enticheiden. 
Speciell in Arbeiterkreiſen und weit darüber hinaus war dieſe An- 
ſchauung vertreten. DBegreiflich war es deshalb, daß die durd) das 


1 Verhandlungen des vierten PBarteitages, ©. 6. 

2 Es wird jogar von zuderläffiger Seite behauptet, die focialiftiiche Partei: 
vertretung habe damals unter der Hand die formelle Zuficherung erhalten ge: 
habt, e8 werde die Regierung einer wie immer gearteten Demonjtration, die Ge- 
waltthätigfeiten vermeibe, feinerlei Hindernifje in den Weg legen. Man verhielt 
fich troßdem paffiv, weil man dem Frieden nicht traute und fich überdies für die 
Regierung Taaffes nicht in die Schanze jchlagen wollte. 
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Scheitern des Geſetzes erzeugte Erbitterung ſich in heftigften Angriffen 
gegen die Barteivertretung Luft machte. Die Empörung fteigerte fid 
noch, ala das an Stelle des gefallenen Kabinett3 getretene Koa- 
litionsminiſterium Windiſchgrätz feine leitenden Grundſätze zur 
Mahlreform veröffentlichte, die unter Preisgabe aller früheren 
Konzeifionen im wejentlichen auf eine Erhaltung des status quo 
hinausliefen. Daß e3 nun dem Manne, den man öffentlich des 
„Parteiverrates“ bezichtigte, auf dem Ende März 1894 zu Wien 
zufammentretenden vierten PBarteitage gelang, die ftürmifchen 
Wogen zu bejänftigen und eine Kataftrophe zu verhüten, darf 
man al3 eine glänzende Kraftprobe jeiner Perfünlichkeit, zugleich 
aber auch al3 einen fehlagenden Beweis dafür anfehen, welch hoben 
Grad innerer Teitigung die Partei als ſolche in der verhältnis: 
mäßig kurzen Zeit ihres Beſtehens bereits erlangt hatte. 
Stürmiſche Debatten blieben natürlih nit aus: Adlers 
Politik fei eine „Politik der Halbheit“, er felbft ein „Liberaler 
Socialdemokrat“. Ya, eine befonder3 radiale Gruppe drohte den 
Parteitag zu verlafjen, wenn nicht alsbald die Durchführung eines 
Generalftrikes zur Erlangung des allgemeinen, gleichen und direiien 
MWahlrechtes und des Achtitundentages beichloffen werde!. Adlers 
ſachliche Ausführungen über die für das Gelingen eines Waffen: 
jtrifes unentbehrlichen Borausfegungen, unterftüßt durch die Provin⸗ 
zialberichte, die den Schwarmgeiftern die jtellenmweife noch immer 
recht fühlbare Lückenhaftigkeit der gewerkſchaftlichen wie der poli- 
tiichen Organifation vor Augen führten, dienten zur Ernücdhterung. 
Durch die faft einftimmige Annahme zweier vermittelnder Refo- 
Iutionen wurde der Zwiſt beigelegt?. Und wie wenig im Grunde 
genommen die Vorkommniſſe der lebten Zeit da3 Vertrauen zu 
den alterprobten Führern zu erſchüttern vermocht, bezeugte die Neu: 
wahl der PBarteivertretung, welche diejelben Männer auch fernerhin 
auf ihrem verantiwortungsvollen Poſten beließ?. Die VBerhand- 
lungen, die fi) nad) Erledigung der brennenden Tagesfragen ins 
befondere mit der drängenden Reform der Bruderladen befchäftigten, 
zeitigten auch eine Revifion der Parteiverfaflung, ohne jedoch an 
deren Grundlagen zu rütteln‘. An Stelle der bisherigen Landes: 





1 Verhandlungen des vierten Parteitages, ©. 56 f., 59, 93, 96. 
> Ebenda S. 62, 64 ff., 75 ff., 105. 

8 Ebenda S. 131, 145. 

Ebenda S. 193 ff. 
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organijation joll die Kreiſsorganiſation treten, die nicht notivendig 
ein ganzes Kronland, ſondern je nach Bedürfnis auch nur be- 
ftimmte Teile einer Provinz umfaſſen darf. Die bisher neun- 
gliedrige Parteivertretung wird durch eine ſechzehngliedrige erſetzt, 
derart, daß ihr vom Parteitag zu ernennender engerer Ausſchuß 
die eigentlichen Parteigeſchäfte führt, der glei große Reit die 
Parteifontrolle übernimmt. Die feit dem Aufihtwung der Wahl- 
bewegung wöchentlich zweimal exicheinende Arbeiterzeitung wird 
zum Organ der Gejamtpartei erklärt und der PBarteivertretung 
unmittelbar unterftellt. 

Hatte nun der Parteitag die Gentralleitung beauftragt, die ge- 
famte äußere Barteithätigkeit zunächſt auf die Erringung des parla= 
mentariihen Wahlrechtes zu konzentrieren, gleichgeitig aber aud) die 
innere Organiſation möglichſt raſch und mit allen Kräften zu fördern, 
um die Partei für alle Fälle ſchlagfertig zu machen, jo entividelte 
jene, unterftüßt von den ihr unterftellten Organen, während der 
nächſten Zeit in der That eine ebenſo raſtloſe wie erfolgreiche 
Wirkſamkeit. Hieran haben auch die unabläfjigen Anfeindungen, 
denen die Partei unter dem Regime des Koalitionsminifterrums 
auögejeßt war, wenig zu ändern vermodt. Ja, man fann jagen, 
daß ſie ihrer Entwidlung eher förderlich gewejen. Einmal, weil 
fie die proletarifhen Maſſen im politiihen Kampfe ſchulten und 
zu firenger Selbftbeherrihung erzogen, mehr noch, weil fie das 
allzu üppig wuchernde Rankenwerk nicht Iebensfähiger Organi- 
jationen ſchonungslos hinwegfegten. Dabei blieb, wie eine jpäterer 
Parteibericht hervorhebt, das Verhältnis der deutſchen Organi— 
ſation zur tſchechiſchen, der nach deren Muſter entftandenen pol- 
niſchen und den noch in ihren erften Anfängen begriffenen jlo- 
veniſchen und italieniichen Organifationen das der feiteften Soli— 
darität, jo daß man mit Stolz fagen Tönne, es weile Die 
Socialdemofratie des dom Spracdhenftreite zerriffenen Ofterreid) 
nicht einen einzigen Punkt auf, an dem der nationale Zwiſt die 
gemeinjame Arbeit geftört hätte!. 

Die wachſende politifhe Bedeutung der Partei fand ihren 
äußeren Ausdrud in der am 1. Januar 1895 erfolgenden Um— 
wandlung der „Arbeiterzeitung” in ein Tageblatt. And Die 


ı Berhandlungen bed fünften öfterr. joc.:dem. Parteitages, abgeb. zu Prag 
vom 5. bis 11. April 1896. Wien 1896. S. 4. 
2 Unterdeſſen ift in Prag auch ein tichechiiches ſocialdemokratiſches Tage» 
blatt entitanden. 
BWaentig, Gewerblide Tittelftandspolitit. 13 
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noch im Herbſte desſelben Jahres zwiſchen den Liberalen und 
Antiſemiten ausbrechenden Streitigkeiten um den Wiener Bürger— 
meifterftuhl, die fich bis weit in das folgende Hineinzogen, gaben 
ihr zum exftenmale Gelegenheit, als Machtfaktor in den politifchen 
Kampf einzugreifen. Da3 von der Parteivertretung ausgearbeitete 
und am 2. Febr. 1896 im Gentralorgan veröffentliddte „Kommu- 
nale Programm”, welches neben Forderungen allgemeinerer Art! 
in3bejondere die einer Reform der Kommunalfteuer, der Armen- 
pflege, des Geſundheitsweſens, des Schulweſens und der Wohnungs 
polizei aufftellte und ferner für eine Kommunalifierung der 
ſtädtiſchen Nahrungsmittelverjorgung, des Transportweſens, der 
Straßen und Kanalreinigung wie des Beleuchtungsweſens ein- 
trat, erregte allgemeines Auffehen und wurde in der Prefje aller 
Parteien auf da3 lebhaftejte diskutiert. Nichtsdeſtoweniger ward 
die von der Parteivertretung eingeleitete Beteiligung an den Wiener 
Semeinderatswahlen um ihrer vorausſichtlichen Erfolglofigkeit 
willen auch innerhalb der Partei nicht allerjeit3 gebilligt. Und 
ebenjo erging e3 ihrer Stellungnahme zum Wahlgeſetzentwurfe 
Badeniz, der eine Ergänzung der alten Wahlkurien durch eine 
neue fünfte allgemeinen und gleiden Wahlrechtes mit 72 Man— 
daten anitrebte, jo daB der Anfang April 1896 nad) Prag ein: 
berufene fünfte Parteitag gerade zur rechten Zeit kam, um die 
ſchwebenden Differenzen beizulegen?. 

Seine Beratungen, die fi unter anderem auch mit einer 
eingehenden Erörterung der Lage und der Forderungen der länd- 
lichen Arbeiterfchaft befaßten, endeten wiederum mit einer Im: 
bildung der Parteiverfaſſung. Die allmählide Außgeftaltung 
national getrennter, dabei aber durch da3 gemeinfame Ziel und 
die gemeinjame Taktik ſolidariſch verbundener Organifationen 
hatte daS Bedürfnis nach einer Gefamtvertretung der Social: 
demofratie ſterreichs wachgerufen. Eine ſolche ward jebt ge 
ſchaffen. Sie jebt ſich zuſammen aus den Sondervertretungen 
oder Erefutivfomitees der deutſchen, tſchechiſchen und polniſchen 
ration. Doc ift auch den italieniſchen und jlovenifchen Partei: 


ı Zoldye waren: Reichsunmittelbarfeit der Stadt Wien, Cinführung dei 
allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes für die fommunalen Wahlen. 
Reform bed Geimatsrechtes, Reorganifation des Magiftrates in feiner Eigenichait 
als Sewerbebehörde u. ſ. w. (Arbeiterzeitung vom 2. Febr. 1896, S. 1.) 

* Nur eine verichwindende Winderzahl verharrte in Oppojition. (Verhand⸗ 
Lungen des fünften Parteitages, S. 66 ff., 70. 
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genofjen ein entjprechender Einfluß gefichert. Sie hat nad) Erfordernis 
zu Beratungen über die Regelung der allen Organilationen ge- 
meinjamen Angelegenheiten zufammenzntreten und bereitet jo die 
fünftige Berichmelzung der in ihr vorderhand nur loſe vereinigten 
jelbftändigen Körperihaften vor. Um jedoch ſchon jebt deren 
„Händige Fühlung“ zu vermitteln, jollen überdies in die Bartei- 
jondervertretung der deutſchen Organijation mit dem Site in Wien 
auch Angehörige der anderen Nationalitäten hineingewählt werden’, 
wobei man der Gefahr de3 noch immer gefürchteten Centralismus 
durch die Beitimmung zu entgehen hofft, daß der Chefredakteur des 
Centralorgans, der „Arbeiterzeitung”, an den Sibungen der Ge- 
jamtvertretung nur mit beratender Stimme teilnehmen dürfe?. _ 
Mit gutem Grunde hatte der Parteitag auch der Gewerk— 
Tchaftsbewegung? befondere Aufmerkfamfeit geſchenkt. „Die poli- 
tiſchen und gewerfichaftlidden Organijationen,“ Elagte einer der 
Redner, „hHarmonieren nicht jo, wie e3 fein ſollte. Die Gewerk— 
Thaften fühlen ſich vernadhläjligt, die Partei ſieht fich wieder in 
ihren Einnahmen durch die Gewerkichaften geſchädigt. Es ent- 
Tpringt diejes gefpannte Verhältnis dem Umftande, daß wir durch 
da3 abjurde Vereinsgeſetz gezwungen find, die wirtichaftliche Be— 
wegung und die politifche jeparat zu behandeln, und daß ebenfo 
in der gewerkichaftlichen wie in der politiihen Bewegung Die 
notwendigen Arbeitsfräfte fehlen. In der Regel hindert die 
eine die andere“.“ Diefem Übelftande follte abgeholfen mer: 
den. Schon, um das „Sigerltum” innerhalb der Partei zu 
befeitigen, ward den Parteigenoſſen ausdrüklih zur Pflicht 
gemacht, womöglich auch einer gewerkſchaftlichen Organijation 
beizutreten, diefe mit allen Kräften und bei allen Anläſſen zu 
fördern, die von den Delegiertentagen, Konferenzen und Gewerk— 
ſchaftskongreſſen gefaßten Beichlüffe, injofern ſie den Principien 
der Socialdemokratie nicht zumiderlaufen, anzuertennen und für 
deren Durchführung zu wirken. Auch ward den Fachorganiſationen 


1 Verhandlungen des fünften Parteitages, S. 179. 

2 Ebenda ©. 180. 

8 Unerledigt blieb die vieldisfutierte Frage nach der Stellung der Partei 
zu ben Konjum- und Preoduftivgenofjenfchaften. Doch einigte man fi) dahin, 
daß diefelbe ala jolche mit der Gründung derartiger Vereine nicht? zu thun 
habe. (Berhandlungen des fünften Parteitages, S. 101ff., 111, 119f., 121 ff., 125.) 

* Ebenda ©. 123. 

13* 
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der einzelnen Induſtriegruppen die Befugnis zugefprochen, je einen 
ſtimmberechtigten Vertreter zu den Barteitagen zu entjenden !. 
Daß nun die Gewerfichaftsbewegung in der That während 
der lebten Jahre mit außerordentliden Schwierigkeiten zu 
fämpfen gehabt, ergab ſich aus den Debatten des in den Weih: 
nachtstagen 1896 zu Wien abgehaltenen zweiten öſterreichiſchen 
Gewerfichaftsfongrejjes? und dem ihm vorgelegten Thätigkeits— 
bericht der Gewerkſchaftskommiſſion?. „Noch ſteckten die meiften 
Drganifationen in den Kinderfchuhen. Unbeholfenheit, Begriffs- 
ftußigfeit und Mangel an den allernotwendigften Mitteln waren 
feine Kleinen Hinderniſſe,“ jo bemerkt der Referent. „Dazu kam 
noch der unglüdjelige Fall, daß Kleedorfer, der als Sekretär 
eingefegt war, fich feinen Aufgaben nicht gewachſen zeigte, was 
Mißtrauen und monatelange Verſchleppung der Arbeiten zur Yolge 
hatte.” Wenn es troß alledem gelang, die gewerkſchaftliche Or— 
ganifation ein gutes Stück vorwärts zu treiben, jo hat man dies 
neben der fortichreitenden Verbreitung focialiftiicher Gedanken vor 
allem der aufopfernden Thätigfeit einzelner Männer zuzufchreiben, 
die, für die Gewerkſchaftsidee begeiftert, Tein perjönliches Opfer 
iheuten, um ihr in immer weiteren Kreifen zum Siege zu ver: 
helfen. Daß dieſes Ziel aber in vielen Fällen auch wirklich er: 
reicht wurde, dafür fpricht außer den Ergebnifjen der Statiftif in 
erfter Linie die Thatfache, daß man auf dem Kongreſſe daran gehen 
fonnte, die bisherige Mannigfaltigfeit der Geftaltungsformen unter 
Befeitigung de3 Beralteten und doch in engfter Anknüpfung an 
da3 Beftehende nad einheitliden Principien ſyſtematiſch zu 
ordnien*. Tſchechiſche Sondergelüfte Haben e3 verjchuldet, daß dieler 
Plan nur unvolllommen zur Durchführung gelangen Tonnte°. 








1 Verhandlungen des fünften Parteitages, S. 179, 181. 

> Protokoll des zweiten öfterr. Gewerkſchaftskongreſſes, abgeh. vom 25. bi: 
29. Dez. 1896 zu Wien. Wien 1897. S. 7 ff. 

3 Inütigfeitsbericht der Gewerfichaftstommijfion Öfterreichs für 1894—%. 
Wien 1897. =. 19 ff. 

* Auf die KFinzelheiten genauer einzugehen, würde hier zu weit führen. 
Die Intereffenten verweiſe ich auf das Protofoll S. 18 ff., namentlidy 24 #., 
56 FF. und 71. Son Wichtigkeit war das Veftreben, die alten Arbeiterbildung:: 
und Yejevereine zu gemerkichaftlichen Urganijationen umzuformen. Ver Antrag 
auf „Berbindung von Gewertjchaften, Fachvereinen, Ortsgruppen und Zahlſtellen 
zu Ortsverbänden oder „Unionen“ zweds Gentralifation der Arbeitövermittlung. 
Errichtung von Herbergen, Abhaltung von Vorträgen und Unterrichten am Urt”, 
wurde nach langem Redetampfe abgelehnt. 

» Von tichechifchen Telegierten war der Antrag geitellt worden, daß in der 
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So wichtig jedoch alle diefe Vorgänge auf gewerkſchaftlichem 
Gebiete für die Arbeiterfchaft auch waren, ihr ganzes Intereſſe 
nahmen die politiihen Ereigniſſe dieſes Jahres in An- 
ſpruch. Tas Geſetz vom 14. Juni 1896 (R.-G.-B. Nr. 169), 
welches das beftehende Reichsratswahlrecht abänderte, ſchuf eine 
neue Operationsbaſis für den proletarifhen Klafjenfampf!. Se 
weniger es die gehegten Erwartungen befriedigte, um jo mehr 
galt es jeßt alle Nerven anzujpannen. Und wenn, wie ein 
ſpäterer PBarteiberiht ausführt?, noch vor kurzem die Wahlreform 
der Mittelpunkt der gefamten Parteithätigkeit geivefen war, fo 
war e3 fortan die Agitation zur Wahl ſelbſt, welche die Bartei 
geradezu fieberhaft beichäftigtee Ein am 8. Jan. 1897 in ca. 
2%, Millionen Eremplaren und in fünf Sprachen verteilter Wahl- 
aufruf? trug die Joctaliftiiche Propaganda bis an die entfernteiten 
Grenzen des Reiches, während gleichzeitig in Hunderten von Ber- 
fammlungen, aud an Orten, die bisher davon unberührt geblieben 
waren, „der Boden der von Gott gewollten Ordnung erbarmung3- 
103 aufgewühlt ward“. Der eigentlide Wahllampf mar ein er- 
bitterter — die Ausbrüche fanatiicher Volksleidenſchaft, die ihn 
in Galizien begleiteten, find noch friih in aller Erinnerung — 
fein Ausgang ein überrajchender. Die Partei unterlag in Nieder- 
dfterreich, dem einzigen Kronlande mit durchgängig direftem Wahl- 


Gewerkſchaftskommiſſion alle Nationen im Verhältnis zur Zahl ihrer Angehörigen 
vertreten jein jolten und daß insbeſondere ein tichechiicher Sefretär zu wählen fei, 
der, von dem deutichen unabhängig, nur der Gewerffchaftstommisfion gegenüber ver: 
antwortlich jein follte. Diefer Antrag wurde abgelehnt, worauf die tichechifchen Ber: 
treter erklärten, daß fie fich diefem Beſchluſſe nicht unterwerfen fünnten, vielmehr 
die Enticheidung darüber ihren heimifchen Organifationen überlaffen würden. (Pros 
tofolle ©. 23, 66, 70.) Dieſe ift bereit3 im Januar 1897 gefallen. (AUrbeiterzeitg. 
v. 10. Jan. 1897, ©.9.) Und zwar ward beichlojjen, un beſchadet der Soli— 
DdDarität der Arbeiter aller Nationalitäten eine felbftändige tichechtiche 
Gewerkſchaftskommiffion mit dem Site in Prag zu gründen, die unterdeſſen auch 
bereits ins Leben getreten iſt. 

1 Es fügte zu den beſtehenden vier Wahlkurien mit ihren 353 eine fünfte 
mit 72 Mandaten Hinzu und machte den Wahlmodus diefer allgemeinen Wähler: 
flaffe in der Hauptjache von dem für die Wählerklaſſe der Landgemeinden bei 
den Zandtagen normierten abhängig, jo daß thatjächlich, mit Ausnahme von 15 
MWahlkreijen, allenthalben das indirefte Wahlrecht beftehen blieb. 

2 Verhandlungen des jechiten öfterr. joc..dem. Parteitages, abgeh. zu Wien 
vom 6. bis 12. Juni 1897. ©. 21 ff. 

8 Abgedruckt in der Arbeiterzeitung vom 26. an. 1897. 
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rechte; fie jiegte in zahlreichen anderen und erbeutete im ganzen 
14 der 72 Mandate der neugeichaffenen fünften Kurie. 

Doc wirkte die Wahlbeiwegung über ihr nächftes Ziel hinaus. 
Ohne daß man e3 beabfichtigt, oder auch nur hätte ändern können, 
war in ihrem Verlauf an Stelle der bisherigen Krei3- die Wahlkreis- 
organifation getreten und es blieb dem im Juni 1897 wiederum 
zu Wien tagenden ſechſten Parteitage nur die Aufgabe, dieſes fait- 
accompli zu legalijieren!. Noch bedeutungsvoller aber war e3, daß 
der gemeinfame Kampf und Sieg das ſchon immer vorhanden ge- 
weſene Solidaritätsgefühl des PBroletariates der verſchiedenen Natio- 
nalitäten in ſolchem Grade fteigerte, daß man die Thatſache diefer 
internationalen Intereſſengemeinſchaft auch) äußerlich zum Ausdruck 
gebracht zu ſehen wünſchte. Die Schöpfung eines den nationalen 
Sonderorganifationen übergeordneten Gefamtparteitages und einer 
Gefamtvertretung der Socialdemofratie Öfterreichd zur Erledigung 
aller Angelegenheit der Geſamtpartei in Bezug auf Agitation, 
Taktik und Organifation ſowie mit der ausfhließlichen Befugnis, 
da3 Tarteiprogramm abzuändern, war das Ergebnis diejer Be- 
ftrebungen?. „Die vom Prager Parteitage angebahnte und vom 
ſechſten durchgeführte Organifation der öfterreihifchen Social- 
demofratie nach jelbjtändigen nationalen Gruppen”, fo erflärten 
die zu Wien veriammelten Vertreter aller nationalen Fraktionen?, 
„hat den Zweck, für die Arbeit der Organiſation des vielſprachigen 
Proletariats in Hſterreich die beſten praktiſchen Bedingungen zu 
bieten, die praktiſchen Schwierigkeiten der Sprachverſchiedenheit zu 
überwinden. Indem wir jo die Nützlichkeit der vollen Selbftändig- 
feit für die Organijation der Eocialdemofratie jeder Zunge aner- 
fennen und ihr Rechnung tragen, jchaffen wir zugleid in dem 
Gejamtparteitag und der Gejamterefutive die Einrihtungen, die 
geeignet find, noch mehr ala bisher die feſte und fchlagfertige Zu- 
jammenfaflung aller einzelnen Organijationen zum gemeinjamen 
Kampfe zu fihern. Nationale Selbftändigfeit und internationale 
Geichloffenheit ift dag Grundprincip unjerer Organiſation!“ 

Smanzipiert von aller fremden Beeinfluffung, innerlich Tonjoli- 
diert, äußerlich organifiert, trat die ſocialdemokratiſche Arbeiterpartei 





ı Verhandlungen des jechiten Parteitages, S. 8, 110 ff. 

2 Ebenda S.7. „izragen der Crganijation, Adminiftration, Preſſe und alle 
fonftigen Fragen, die nicht für alle nationalen Urganijationen gemeinfam find“, 
bleiben dieſen letzteren üLlerlaflen. 

3 Shenda S. 220. 
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Oſterreichs nad) dreißigjährigem Ringen in das gährende Chaos des 
parlamentariichen Lebens ein. Ob fie ſich darin als ein wirkſamer 
Sauerteig bewähren wird, bleibt abzuwarten. Schon heute aber 
mag man die Frage nad ihrer immanenten Bedeutung auf- 
werfen. Darf insbeſondere die Arbeiterbewegung, um auch hier 
den gleichen Maßftab anzulegen, nad) Ausdehnung und Intenſität 
als ein foctalpolitiiher Machtfaktor angejehen werden? 

Was den eriten Punkt betrifft, jo hat die Wahlſchlacht manche 
Illuſionen zerſtört. Zeigte fie doch, wie der letzte Parteibericht mit 
Genugthuung hervorhebt!, daß jämtliche großen Jnduftrie- und 
Bergwerksbezirke Öfterreichd „durch und durch ſocialdemokratiſch“ 
ſind. Nord- und Wefibohnen— der Kladnoer Wahlkreis im Herzen 
Böhmens, Nordmähren, die mähriſch,ſchleſiſchen Wahlkreiſe mit 
Oſtrau, dann Brünn und Graz, ja, ſelbſt Krakau und Lemberg wurden 
im Sturme genommen, ungerechnet die oft bedeutenden Minori— 
täten insbeſondere in vielen böhmischen Wahlfreifen und in Galizien 
mit überwiegend bäuerlicher Bevölkerung. Und daß die Eroberung 
Wiens ceteris paribus nur eine Frage der Zeit ift, werden Kenner 
der dortigen Verhältniffe Taum beftreiten wollen. Dabei entfielen 
in den 15 Bezirken mit direfter Wahl von 598527 abgegebenen 
im ganzen 218832 Stimmen auf die Arbeiterpartei. Nur von 
den Chriftlid:Socialen mit ihren 247712 Stimmen wurde fie 
überholt. In den Bezirken mit indirelter Wahl gaben von ins— 
gefamt 37128 Wahlmännern nicht weniger als 6269 ihre Stimmen 
ſocialdemokratiſchen Kandidaten. Die Partei vereinigte hier jogar 
die größte Stimmenzahl auf fi, jo daß, da die Ehriftlih-Socialen 
in diefen reifen nur mit 2188 Stimmen vertreten waren, die 
Socialdemofratie mit einer rund auf 800 000 geſchätzten Wählerzahl ? 
offenbar ſchon gegenwärtig die numeriſch ftärkfte Bartei in Öfterreich 
ift. Allerdings darf dabei die unfelige Zerfplitterung des Parteilebens 
nicht überjehen werden®. Auch mag man mit Recht einwenden, daß 


1 Verhandlungen des jechiten Parteitages, ©. 22 f. 

2 Arbeiterzeitung vom 14. März 1897, ©. 1. 

° Die amtliche Zufanımenftelung der Ausſchüſſe, Klubs und Vereinigungen 
de3 neuen Parlamentes weift deren nicht weniger ala 17 auf, und zwar: Gruppe 
der Abgeordneten des böhmischen fonjervativen Großgrundbefites (19 Mitglieder), 
Gentrum (6), chriftlich-fociale Bereinigung (26), Klub der tichechifchen Abgeordneten 
(60), deutiche Yortjchrittäpartei (33), Bereinigung von Großgrundbefitern (30), Club 
Italiano (19), Polenklub (59), polnifchschriftliche Volkspartei (6), polniſche Volks⸗ 
partei (3), Rumänenflub (5), Schönerergruppe (5), ſlaviſcher chriſtlich-nationaler 
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die in Zeiten höchſter politiicher Erregung einer Partei zufallende 
Etimmenmenge feinen verläßlicden Maßſtab ihrer wirklichen Stärfe 
abgeben könne. Tod fehlt es nicht an unterftügenden Momenten. 
Bon jymptomatiicher Bedeutung ericheint vor allem die Dtitglieder: 
zahl der durchgehends jocialiftiihen Gewerkſchaften und Arbeiter: 
bildungsvereine. Es wurde Ende 1896 die der erjteren auf über 115.000, 
die der leßteren auf ca. 33000 angegeben !, und zwar ift zu berüdfid): 
tigen, daß diefe Crganifationen nur den Kern der gewerblichen 
Arbeiterihaft umfaſſen und in ihrer Entfaltung ſchwer unter dem 
Übelmollen der Behörden zu leiden hatten?. Einen ungefähren 
Rückſchluß auf die Ausdehnung der Bewegung geftattet enblid 
auch die Auflage der politiichen wie fachlichen Parteiblätter. Sie 
bemaß jich 1894 auf 179150, im Juni 1896 auf etwa 229000 
Sremplare und der jüngfte PBarteiberiht Tonnte feſtſtellen, daß 
jeither, namentli) unter dem Einfluffe des Wahlfampfes, die Prefie 
abermals „einen bedeutenden Aufſchwung genommen“ habe?. 
Und nun ihre Intenſität? ft es wirklich noch notwendig zu 
jagen, daß die Arbeiterbewegung bei ihrem Aufſchwunge jeit Ende 
der achtziger Jahre das öffentliche Leben des alten Öfterreich ver- 
wandelte, es wahrhaft bereicherte, ihm gleichſam einen neuen 
Inhalt verlieh? Haben ihre Träger nicht allen Anfehtungen zum 


Verband (35), freie deutiche Vereinigung (15), Verband der deutjichen Volkspartei 
‚(38 und 3 Hofpitanten), Klub der fatholiichen Volkspartei (31), jocialdemofratijcher 
Verband (14); dazu kommen 17 Wilde. 

! Arcbeitergeitung vom 28. Dez. 1896, ©. 3. Eine im Juni 1896 von ber 

Gewerkſchaftskommiſſion deranftaltete Statiftit gelangte zu dem GErgebniffe, daß 
in den Gewertſchaften 99434, in den Arbeiterbildungsvereinen ca. 33400 Arbeiter 
männlichen und weiblichen Geſchlechtes (127833 bez. 5001) organiſiert feien. 
Fine größere Zahl kleiner Gewerfichaften lich die ausgefandten Fragebögen un: 
beantwortet. Etwa 20 Prozent der Mitglieder von Bildungsvereinen find gleich⸗ 
zeitig Angehörige von Gewerfichaften. (Ihätigfeitsbericht der Gewerkſchaftékom⸗ 
miſſion Für 1894 1896, S. 46, 48 ff. und beiliegende Tabellen.) 
° Verglichen mit der Selamtzahl der Arbeiter und Tagelöhner machen obige 
Zahlen allerdings nicht gerade einen impojanten Gindrud. Nah Rauchberg 
(Tie Bevolkerung Citerreichs, S. 258 f., 355) befanden ſich 1890 unter den 
23895415 Perſonen der ortsampeienten Bevölkerung 13569287 Beruisthätige. 
Tedon waren 3812640 Selbſtändige und 539177 Angeftellte, Z084814 Arbeiter 
und 1102656 Inqeloimer.  Nady einer Berechnung der Arbeiterzeitung vom 
IS. Febr. 1806, 2.6, betrug 1505 die Zahl der in Gewerkſchaften organtiicrten 
Arbeiter va. 350 \Jrozent der überhaupt beichäftigten. 

Berhandluungen Des fünften Parteitages, S.37: Verhandlungen des fccdhiten 
Parteitag S. Ih In Betracht zu yteben tt. daß infolge der Armut der Des 
volterung vieliach cin Eremplar don mehreren gemeinſam gehalten wird. 
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Trotz mit Begeifterung an ihren Idealen feftgehalten und, ohne 
darüber die Forderungen des praftifchen Lebens zu vergeſſen, ihnen 
zahlreiche moralifche und materielle Opfer gebracht!? Haben fie 
nicht oft ihre individuellen Wünfche dem proletarifchen Gejamt- 
interefje untergeordnet und ein eigenartige, wenn auch nicht jtaat- 
Lich anerkanntes, VBerfaffungsrecht entwickelt? Haben fie nicht durch 
ihre Agitation in Wort und Schrift? Taufende fchlummernder 
Kräfte zu einer höheren Lebensthätigfeit erweckt? Haben fie nicht 
zwei Organijationen gejchmiedet, deren fefte Kadres zu durchbrechen 
bisher jelbjt den raftlojen Bemühungen der routinierten Volksmänner 
‚aus hriftlich = jocialem und klerikalem Lager mißglüdte®? Und 


1 Es wurden nach einem Berichte der Parteivertretung (Verhandlungen des 
ſechſten Parteitages, ©. 58) angeblich innerhalb des Jahres 1896 im ganzen 32 Jahre 
an Kerker und Arreft wegen politifcher Vergehen über Mitglieder der Arbeiterpartei 
verhängt, darunter allerdings auch mehrere Strafen wegen Augjchreitungen bei 
Strifes; an Unterfuchungshaft allein 4 Jahre, 6 Monate und ein Tag. — Die 
Summe der vom 1. Mai 1896 bis 30. April 1897 bei der Gentrale eingelaufenen 
‚Gelder belief fi rund auf 37000 Gulden. Sie muß nah Anficht des Partei- 
faffierer mindeftend vervierfacht werden, wenn man die wirkliche Höhe der in 
der ganzen Monarchie für parteipolitifche Zwecke aufgebrachten finanziellen Mittel 
ermeſſen will. (Berhandlungen des jechiten Parteitages, S. 25f.) Tazu betrugen 
die Gejamteinnahmen der in die Gewerfſchaftsſtatiſtik einbezogenen Gewerffchaften 
im erſten Semefter 1896 492585,88 Gulden, die der Bildungävereine 36 747,45 
Gulden, Jo dab fie zufammen im ganzen Jahre rund 1058000 Gulden erreicht 
haben mögen. (Thätigfeitsbericht der Gewerfichaftsfommiifion für 1894— 1896, 
€. 46, 48). 

? Die Partei verfügte 1896 über nicht weniger ala 65 politifche und fach- 
liche Blätter mit einer Gejamtauflage von 229000 Exemplaren, darunter 33 
deutſche, 25 tichechifche, 4 polniſche, 1 flovenifcher, 2 italienische und 1 in jüdischen 
Jargon geichriebenes. Wie der jüngjte Parteibericht (Verhandlungen des fechiten 
Parteitages, ©. 24 f., 174 ff.) fonftatiert, haben jeitdem zahlreiche Neugründungen 
ftattgefunden. Bon Intereſſe ift, daß während der Wahlbewegung die Auflage 
ber Arbeiterzeitung von 20000 auf 50000 Exemplare emporfchnellte. Dabei tft 
nicht zu vergefien, daß in Öfterreich der Zeitungsſtempel der Entfaltung der Preffe 
anderwärtd unbefannte Hinderniffe bereitet. 

8 Nachdem ſchon längere Jahre hindurch antijemitifcherjeit3 in Arbeiterfreifen 
agitiert worden war, erfolgte am 5. Ian. 1896 zu Wien die formelle Gründung 
der „Partei der chriftlich- jocialen Arbeiterichaft Öfterreich3“ durch Annahme eines 
Programmes, da3 don einem proviforischen Aktionskomitee der antijemitifchen 
Partei ausgearbeitet worden war. Genaueres darüber in ber Monatsjchrift 
für chriftl. Socialreform, 18. Jahrg. S. Sf. Ein Abdrud des Programms in 
der Arbeiterzeitung vom 8. Jan. 1896, ©. 3. Als Hauptorgan der „Partei“ 
fungiert die monatlich dreimal erjcheinende „Gerechtigkeit“, deren Sig im Früh— 
jahr 1896 von Wien nad) Bilin i. B. verlegt worden ift. Organifiert find ihre 
Anhänger in den über die ganze Monarchie verjtrenten fatholifchen oder chrift- 


haben fie nicht endlich für fi) und vielleicht für ihr Vaterland 
zum erftenmale jenes Problem gelöft, an dem da3 Bürgertum fid 
elendiglich verblutet, um eine fichere Beute des Klerikalismus zu 
werden, haben fie nicht der Schlange des Nationalitätenhaffes den 
Kopf zertreten, jo daß, wie dereinft die Gejellenverbände in den 
Zeiten von Deutfchlands größter Zerriffenheit, Heute nächft der 
angejtammten Dynaftie die joctaliftiiche Verbrüderung zum fefteften 
Bande der augeinanderfallenden Glieder des öſterreichiſchen Staats— 
voltes geworden iſt? — 

Mag man fie aljo preifen, oder anklagen, auch in Ofterreid 
ift die foctaliftiiche Arbeiterbewegung ein politifher Machtfaktor 
geworden und fie hat bekanntlich ala ſolcher auch bereits offizielle 
Anerkennung gefunden von jener Seite, die im Reihe der Hab} 
burger in derartigen Fragen ex cathedra entjcheidet, von der Tatho- 
lichen Kirche. Denn nit mehr gegen den altersſchwachen Xibe 
ralismus, fondern gegen feinen „mißratenen Sohn“, den focia- 
liſtiſchen „Materialismus“, hat fie neuerdings ihre Waffen gekehrt. 
Auf dem zweiten Katholitentage zu Wien im Jahre 1889 jammelte fie 
ihre Scharen, fie hielt Heerihau ab 1892 zu Linz, fie gab das Teld- 
geihrei aus 1896 zu Salzburg! und fie hat nad) einem mehr 
jährigen exbitterten Kleinfriege im Wahllampfe des Frühjahres 
1897 die erſte große Feldſchlacht geliefert. Ste hat den Gegner mit 
allen Waffen rückſichtslos verfolgt, fie hat ihn gebannt und exrfom- 
muniziert, ihm die Abjolution und das ehrliche Begräbnis vertveigert, 
ihn von der Kanzel herab verfluht?. Diejer Hat jet den hin 
geworfenen Fehdehandſchuh feterlich aufgenommen und jeinerjeita den 
Kampf gegen „die wieder hereinbrechende Verdummung und Ber- 
pfaffung in Ofterreih“ als feine nächſte und mwichtigfte Aufgabe 
erklärt. „Weil es fich Heute um die Aufrufung eines im Volke 
noch tiefliegenden und meitverbreiteten Inſtinktes von Leuten han- 
delt, welche da3 Produft einer Erziehung find, die zur Verſklavung, 
zur Liebedienerei führt, weil man diefe Stimmung dazu benutzen 


lichen Arbeiter:, Arbeiterinnen:, Gejellen: und Volksvereinen. Die Vorbereitungen 
zum Wahlfampfe verlichen auch diefer Bewegung, die fich gegenwärtig bober 
Proteftion erfreut, eine beſondere Schwuntgfraft. 

Auf dem vierten allgemeinen öfterr. Katholifentag, Anfang September 
1896 abgehalten zu Salzburg. (Vgl. Berichte der Arbeiterzeitung vom 1. Sept. 
1896, <. 3, und 2. Zept. 1896, S. 2.) 

2 Vgl. die Zituationsberichte der einzelnen Stronländer an den Techhen 
Parteitag (Verhandlungen S. 30, 34f., 43 ff). Am ſchlimmſten jcheint es aud 
in diefer Hinficht in Galizien Hergegangen zu fein. 
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will, um die aufjtrebende Arbeiterbeivegung in den Boden zu 
Ihaufeln, weil man unter dem Namen einer Elerifalen und anti- 
femitifchen Volksbewegung gegen una eine volfsfeindliche, eine ver- 
räterifche, d. h. eine an den wahren Intereſſen des arbeitenden Volkes 
Verrat übende Bewegung hervorruft, darum müſſen wir uns jeßt 
mit aller Kraft dagegen ſtemmen,“ To erklärte das geiftige Haupt der 
Arbeiterpartei auf ihrem 6. Kongrefje!. Die daraufhin gefaßte 
Refolution ift eine offene Kriegserklärung. Sie lautet: „In Er- 
wägung, daß die Vertreter von ſtaatlich anerkannten Religion3- 
gemeinjchaften die Kirche zu parteipolitifchen Zwecken benußen 
und die perfideiten Lügen und Entjtellungen über unfere Partei 
unter dem Volke verbreiten, troßdem nad) den Grundjäten jeder 
wahren Religion dieſe über jede Parteipolitif erhaben jein fol, 
erklärt der Parteitag: die Socialdemofratie befämpft — unbe- 
Ichadet ihres Principes Religion ift Privatſache — die Vertreter 
aller Religionzgemeinichaften auf das Entichiedenfte mit allen 
zuläffigen Mitteln, warn und wo immer diejelben unfere Partei 
und deren Angehörige verleumden, ſowie wenn ihre Lehren ſich 
dem Befreiungsfampfe des Proletariat3 entgegenftellen” ?. 

Diejer Scharfe Gegenſatz zwiichen Klerikalismus und Sociali3- 
muß, wie er in Öfterreich Yatent ſchon lange Jahre beftand, nur 
bei den letzten Wahlen erſtmalig zum allgemeinen Bewußtfein fam, 
ift ein notwendiger. Denn, mag da3 Ehriftentum als Religion ſich 
mit den verjchiedenften politifchen und wirtichaftliden Ordnungen 
befreunden, der Socialismus al3 ökonomiſche Theorie mit aller- 
band Glaubenslehren feinen Frieden machen, niemals giebt es ein 
Kompromiß zwiſchen zwei focialen Mächten, deren jede nicht nur 
einem völlig heterogenen Kulturideale huldigt, ſondern überdies 
für fi) die ausſchließliche Herrſchaft über die Volksſeele anftrebt. 
Mochte darum die Kirche das ſpöttiſche Lächeln des „auf- 
geklärten“ Bourgeois verſchmerzen, niemals die eifige Gleich— 
giltigkeit des von marxiſtiſchen Ideen erfüllten Proletariers. 
Deshalb ift der unerbittliche Kampf zwiſchen ihnen unvermeidlich, 
fein fchließlicher Ausgang in Ofterreich wenigſtens unberechenbar. 
Abermal3 wird die Staatögeivalt endgiltig darüber zu entjcheiden 
haben, ob fie Organ eines fortfchreitenden Volkes oder Büttel der 


1 Verhandlungen des fechiten Parteitages, S. 76 f. 

2 Ebenda ©. 13 ſ., 77, 106. Eine zweite Rejolution wandte fich gegen „die 
Berklerifalifierung der Volksſchule“. Bergl. dazu auch die Artikel der Arbeiter: 
zeitung vom 14. Yan. 1897, ©. 2: „Was die Öfterreichiichen Biſchöfe planen”, 
und vom 5. Mai 1897, ©. 3f.: „Der Schulantrag der Klerikalen“. 
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alternden Kirche fein will, und ob Öfterreich ein modernes Gemein- 
weſen bleiben, oder zuguterleßt nod) ein zweites Spanien werden foll. 
Ein „Kulturkampf“ von allgemeinfter Bedeutung, ift er in dieſem 
Zufammenhange deshalb von bejonderer Wichtigkeit, weil er feine 
Schatten vorauswarf in die Gewerbepolitit de3 verfloffenen Jahr: 
zehnts. 


Drittes Rapitel. 
Gewerbepolitiſche Irrfahrten. 


Mit der Aufhebung der „Gewerbefreiheit“, d. h. des freien 
Wettbewerbes und des freien Arbeitsvertrages, durch die Novellen 
von 1883 und 1885 Hatte die Aera des Liberalismus geendet. 
Die praktiſchen Erfolge diefer Reform hatten fi nur geringen 
Beifalles zu erfreuen. Die Ziweifler waren nicht befehrt, die 
Anhänger nicht befriedigt, wie Mataja die allgemeine Mißſtim— 
mung treffend charakterifierte. Die bloße Negation der Treiheit 
als Princip der Gemwerbepolitif erwies fich innerhalb des Syftemes 
der mehr und mehr auch in Öfterreich zur Herrſchaft gelangenden 
kapitaliſtiſchen Verkehrswirtſchaft al3 unzulänglid. Cine pofitive 
Forderung trat im Volle an ihre Stelle: Erſatz der beitehenden 
Ordnung dur eine andere. Handwerker und Arbeiter wurden 
die Verkünder des neuen Evangeliums, toobei freilich erftere eine 
energiſche Rücbildung, leßtere eine ſchleunige Fortentwicklung des 
gegebenen Zuftandes im Auge hatten. Da fi nun folcher Geftalt 
beide Beivegungen gewiflermaßen neutralifierten, die Bourgeofie 
geſchwächt, der Adel der Socialpolitit müde war, jo hätte 
bi3 zu dem Eingreifen der Kirche die Staat3gewalt die Tinge 
nad ihrem Sinne gejtalten können, wenn nicht vor allem bie 
nationalen Gegenjäße eine zielbewußte Politik unmöglich gemadt 
hätten. Thatſächlich begann jene Periode, die Graf Taaffe jelbft 
einmal als die Aera des „Fortwurſtelns“ bezeichnete und die ſtreng 
genommen erſt im vergangenen Jahre durch den erbitterten Wahl- 
fampf und den ganz Ofterreich auftwühlenden Sprachenſtreit ihren 
Abſchluß gefunden hat!. 


1 Vergl. hierzu Baernreither, Socialteform in Öfterreich, Zeitfchr. für 
Volkewirtſchaft, Socialpolitit und Verwaltung, I. Bd., Jahrg. 1892, S. Iif. 
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Welche Mißgriffe nun auch die Bureaufratie ſich während 
diefer Zeit mag Haben zu ſchulden kommen lafjen, man wird ihr 
das ehrende Zeugnis nicht verfagen können, daß fie, durch Lorenz 
Stein geſchult, fi, in ihren oberen Schichten wenigftens, wie eine 
liberale jo eine arbeiterfreundlihe Gefinnung durch alle Wechſel— 
fälle Hindurd) bewahrte!. Wenn fie daneben nur geringes Ver— 
ſtändnis für die politiichen Emancipationzbeftrebungen des Prole- 
tariates zeigte, ja, diefen einen hartnädigen und heftigen Wider- 
ſtand entgegenjeßte, jo lag dies ebenjo jehr an ihren abjolu- 
tiftiichen Traditionen, die eine werfthätige Anteilnahme der breiten 
Waffen des Volkes an den Staatsgeſchäften ala überflüſſig 
und gemeingefährlich erjcheinen Tiefen, wie an dem Glauben, 
die Arbeiterbewegung dem bureaufratiichen Mechanismus ein- 
gliedern und auf diefe Weile beherrichen zu können. ern 
aber lag ihr damals der Gedanke, die Erhaltung des Hand- 
werfes durch eine Preisgabe der Arbeiterfhaft zu exrfchleichen. 
Und froh, den feudalen Aipirationen gegenüber fo leichten Kauf 
davongekommen zu jein, bemühte fie ſich, deutſchem Beifpiele 
folgend, bisher Verjäumtes nachzuholen. Die grundlegenden Ge- 
fee vom 28. Dezember 1887 (R.-©.-B. Nr. 1 ex 1888) betr. die 
Unfallverfiherung und vom 30. März 1888 (R.-G.-B. Nr. 33) 
und 4. April 1889 (R.-G.-B. Nr. 39) betr. die Krankenverficherung 
der Arbeiter? waren die wichtigfte Frucht diefer Beitrebungen ®. 


1Als Typus diefer jocialpolitifch gereiften Beamten nenne ich vor allem 
den ehemaligen Tinanzminifter Emil Steinbad. Bezeichnend für jeine An- 
ſchauungen find die beiden Vorträge „Die Pflichten des Beſitzes“, Wien 1887, 
und „Erwerb und Beruf”, Wien 1896. 

2 Bol. dazu Leo Berfauf, Das öſterreichiſche Geſetz über die Unfallver- 
fiherung der Arbeiter (Conrads Jahrb., N. F., Jahrg. 1888, Bd. 17, ©. 480 ff.), 
Die Kranfenverficherung in Öfterreich (ebenda ©. 491 ff.) und Die Novelle zum 
Öfterreichifchen Krantenverficherungsgejege (ebenda, N. F., Jahrg. 1889, Bd. 19, 
©. 276 ff.). 

° In diefe Zeit fällt aud) der am 6. Sept. 1886 von dem jüngeren Plener 
eingebrachte Antrag auf Einführung don Arbeiterfammern. Zur Vertretung der 
fpecifiichen Intereſſen der Arbeiterichaft war die Errichtung von 26 Arbeiter- 
fammern geplant, die aus der Wahl der verjicherungzpflichtigen Mitglieder der 
Krankenkafſſen hervorgehen, den bejtehenden Kammern analoge Funktionen au? 
üben und insbeſondere auch eine allerdings Außerft beichränfte Anzahl Ab- 
geordneter in den Reichgrat entjenden jollten. Das Ganze war eine liberale 
Attrappe, deren Inhalt den Appetit reizen, nie fättigen fonnte, wohl aber der 
proletarischen Wahlreformbewegung die Spite abbrechen follte. Daß fie ala jolche 
erfannt wurde, beweiſt die bereit3 erwähnte Enquete betr. die Errichtung von 
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Dagegen fanden die Zünftler mit ihren Rejolutionen und Beti- 
tionen, die gewerbefreundlichen Abgeordneten mit ihren Anträgen 
auf eine abermalige Revijion der Gewerbeordnung ! verjchlofjene 
Thüren im Handelsamte, an defjen Spite im Juni 1886 Mar- 
quis Bacquehem getreten tvar.: Man müßte denn die am 16. April 
1890 exfolgende Einbringung einer Vorlage betr. die Veräußerung 
beivegliher Sachen gegen Ratenzahlung? und die Vorberatung 
zweier anderer Geſetzentwürfe betr. den Haufierhandel und den 
Betrieb von Wandergewerben?, die eine Reform de3 gänzlich ver- 
alteten Haufierpatentes von 1852 bezweckten, als Symptome der 
gewerbepolitifchen Reaktion anjehen wollen. 

Ein grundſätzlicher Umſchwung bahnte fi) an in dem Augen: 
blide, al3 die Kirche, um ihre bedrohte Machtſtellung im Volke 
bejorgt, den Feldzug gegen die zu Hainfeld gegründete jocialiftiiche 
Arbeiterpartei eröffnete, indem fie jih mit meiſterhaftem Geſchick 
jener Mitte der achtziger Jahre jpontan entitandenen, an und für 
fih völlig unkirchlichen, Kleinbürgerlich - radikal - antijemitifchen 
Strömung bemädhtigte, die, ihren ſpecifiſch gewerbliden Charakter 
einbüßend, ſich Tchließlih in der von Alois Liechtenſtein und 
Karl Lueger geführten „chriſtlich-ſocialen Partei” ein politifches 
Drgan zu Schaffen wußte „Die Macht des modernen Staates,“ 
hatte der Abg. Adamek* in der Debatte über die Gemerbenovelle 
bon 1883 ausgerufen, „beruht auf der Profperität de3 wirtjchait- 
lich unabhängigen, jelbjtbewußten Mittelſtandes. Es darf daher 
der Staat vor feinem Mittel, vor feinem Opfer zurüd: 
ſchrecken, welches zur Reftaurierung und Hebung diefeg Standes 
führen Tann, wenn wir überhaupt vor der von den Führern bes 
vierten Standes prophezeiten Umwälzung bewahrt werden follen.“ 
Dieje gewagten Grundjäße, deren Proflamation übrigens in biejem 
Talle wohl bejonderen Motivens entjprang, mögen ſchon damals 


Arbeiterfammern vom Jahre 1889. In den Protofollen (S. 193 ff.) auch ein 
Abdruck der betr. Gejehentwürfe. 

ı Sten. rot. d. Abgeordnetend., X. Seſſ., Nr. 347, 598, 654, 682, 777, 
945, 971, 976, 977, 978 d. Beil. 

? Sten. Brot. d. Abgevrdnetenh., X. Seſſ., Nr. 1015 d. Weil. 

3 Tiefelben wurden den Kammern zur Begutachtung unterbreitet. gl. 
Brot. d. niederöfterr. Handels- u. Gewerbekammer, Beil. 3. 31/1888, 4599 IS, 
7635’1389. 

+ ten. rot. d. Abgeordnetenh., IN. Seſſ., ©. 8501. 

® Adämet, Heute Mitglied des Jungtſchechenklubs, vertrat ſchon damals ım 
Gegenſatze zu den alttichehiichen Hochtories bürgerliche, und zwar vorwiegend 
fleinbürgerliche Intereſſen. Ga erklärt ſich died aus dem Umftande, daß bie 
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von mander Seite gebilligt worden fein. Leitendes Princip der 
Gewerberechtsreform waren fie nicht. Weder entiprachen fie, ich be- 
tonte die bereit3, den in Handwerkerkreiſen um jene Zeit ver- 
breiteten Anſchauungen, noch haben Vogelſang und der von 
Rudolf Meyer! geleitete Belcredi ernitlih die Abficht verfolgt, 
den ftaubigen Rod des Kleinmeifters gegebenenfall3 auch auf de3 
Arbeiters wundem Rüden auszuflopfen. Sie wurden jebt mit 
vollem Bewußtſein zur Grundlage eines Syſtems der Gewerbe— 
politif erhoben. Erhaltung des Handwerk? um jeden Preis! ward 
die Parole. Bezeichnend aber war e3, daß fie im Parlament von 
jenem Manne ausgegeben wurde, der in der vergangenen Seſſion 
dem Haufe einen reaktionären Entwurf zur Reform der Volks— 
Thule vorgelegt und noch kurz vor ihrem Schlufje mit glänzender 
Berdſamkeit verteidigt hatte?. 

Der am 28. April 1891 eingebradgte Antrag Liechtenftein 
u. Gen. betr. die Revifion des Gewerbegeſetzes vom 15. März 1883 
ftellte Wort für Wort die Refolution des vierten Gewerbetages 
zur Diskuſſion und die am 17. Juni desfelben Jahres gehaltene 


böhmiſche „Bourgeoifie” früher noch mehr ala heute deutſchen bezw. jüdischen 
Stamme® war. Auf diefe waren feine Worte wohl umjomehr gemünzt, ala 
Die ganze gewerbepolitifche Aktion der erften achtziger Jahre überhaupt ala ein 
Sturmangriff gegen die deutfch-Liberale Partei aufgefagt wurde. 

1 M.s Plan war damals, jenes fonjervative wirtichaftspolitifche „Syſtem“, 
mit dem er in Deutjchland gejcheitert, durch Belcredi in Öfterreich durchführen 
zu laflen. Er Hat fich mehrfach (jo 3. B. Heimftätten: und andere Wirtſchafts— 
geleße, ©. 560) beklagt, daß dies nur fragmentarifch gejchehen fei, und jede Verant— 
wortung für etwaige Mikerfolge abgelehnt. In diefem Syſteme nun (vgl. Emans 
cipationskampf des vierten Standes, I. Bd., 1. Aufl., Berlin 1874, ©. 356 ff., 
und Heimftätten: und andere Wirtjchaftögejeße, ©. 550 f.) ift von einer Erhal- 
tung de3 Handwerfes auf SKoften der Arbeiterichaft nicht die Rede. Am aller: 
wenigiten in feiner eriten, von der zweiten wejentlich abweichenden Redaktion, wo 
M., es ift wichtig, dies zu konſtatieren, ſich auf das entichiedenfte gegen jede 
„Zunftreaftion“ verwahrt, fich weidlich Luftig macht über jene, die als Bürger 
eines „Induſtrieſtaates“ dennoch „mit allen ihren Gedanfen und Ideen ebenjo 
tief im Ackerbau- und Zunftftaate ſtecken, wie ihre Gefühle ſehr erflärlicher Weiſe 
demjelben angehören“, und, last not least, das Handwerk Halb und halb verloren 
giebt, wern man e3 feiner Anficht nach auch „nach Mögfichteit ſchützen und fon- 
fervieren fol, jolange eg geht“. (Emancipationsfampf, ©. 348 f., 356 f., 391, 400.) 
Seht ift das freilich ander? geworden. Was wohl „Marx, Rodbertus, L. v. Stein 
und Le Play“ von ihrem „Freund und Schüler“ jagen würden? 

2 Sten. Prot. d. Abgeordnetend., X. Seif., S. 11319 ff. u. Nr. 490 d. Beil. 
Zum Antrag Liechtenftein vgl. auh Sigmund Mayer, Die Aufhebung des 
Befähigungsnachweiſes in Öfterreih, S. 95 ff. 
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Budgetrede des Prinzen entividelte jein „auf chriftlicden An- 
ſchauungen auferbautes fociales Programm” und gab den nötigen 
Kommentar dazu!. Die „Hriftliche Socialrefom“ verhalte fich zu 
den bisherigen Maßnahmen der Parlamente und Regierungen 
wie die neueſte Hydrotechnik und Forſtwirtſchaft zu den plumpen 
Flußregulierungen der jüngjten Vergangenheit. Nicht Die ge: 
raden Dämme und die geraden Durchftiche, jondern die Ber: 
bauung der Wildbäche, die MWiederaufforftung der Gebirge, da3 
Verbot der kahlen Abtriebe, mit einem Worte, die Bindung des 
Erdreiches, da3 feien die eigentlichen Mittel, um Wafferkataftrophen 
zu verhüten. So wolle man aud auf den fteilen Abhängen der 
Gejelihaft das Rutichterrain wieder befejtigen, jo wolle man die 
Mailen des Mittelftandes ſtützen, damit fie nicht hinabgeſchwemmt 
werden in die Tiefe des Elends, jo wolle man der Verwüſtung 
dort oben Einhalt gebieten, two man noch mit leichter Mühe ihrer 
Herr werde, nicht aber bloß da unten, wo fie, lawinenartig an= 
geſchwollen, alle Dämme niederreiße. Nun beftehe das Geheimnis 
der Haltbarkeit einer Geſellſchaftsordnung immer in der organijchen 
und perjönlichen Berbindung von Arbeit und Beſitz in den 
breitejten Volksſchichten. Wo dieſe zerichnitten worden jei, alſo 
im Yabrikproletariate, wolle man ſie zwar wieder anknüpfen, vor- 
erjt aber dort, wo fie bloß gelodert, nämlich in der Bauernſchaft 
und im Kleingewerbe, durch ftarfe Klammern wieder zujammen- 
fügen. Ganz gewiß ſei es demnach notwendig, daß dem Hand» 
werk ein eigenes Organ zur Vertretung feiner Intereſſen gewährt, 
die Fabrikanten dem Befähigungsnachweiſe unterworfen, die Lifte 
der handiverfsmäßigen Gewerbe erweitert, der Haufierhandel ab: 
geihafftt, die Wanderlager verboten, die Strafhausarbeit ein: 
geſchränkt werde. Damit allein aber jei e3 nicht gethan. Wolle 
man das Handwerk vor dem Untergange retten, müſſe man dem 
Starken in den Arm fallen. Da in einem Redtsftaate erworbene 
Rechte zu Ichonen jeien, möge man die vorhandenen „Großbetriebe 
im Handwerk“ beftehen lafjen, gleichzeitig aber ein legislatives 
Mittel jchaffen, um für die Zukunft ihre Neubegründung, Ber: 
erbung und freie Übertragung hintanzuhalten, und die Genoffen- 
ihaften jo ausbauen und entwideln, und mit folchen rechtlichen 
Befugnijien den oberen Behörden wie ihren eigenen Mitgliedern 
gegenüber ausrüften, daß fie obligatoriiche, mit laufendem Banl- 





ı Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., XI. Seſſ., ©. 845 ff. u. Nr. 85 d. Heil. 
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kredite ausgeftättete Erwerbsgeſellſchaften würden, ohne darum dem 
Heinen Meifter die Befriedigung feiner Kundſchaft unmöglich zu 
machen. Dann werde auch die Arbeiterfrage ihre Löfung finden. 
Unbedeutende Reformen, jo den Normalarbeitstag, die Sonntags- 
ruhe, das Verbot von Frauen- und Sinderarbeit und eine 
Reihe Berficherungen, habe man bereit eintreten lafjen. Das 
wichtigſte, die Regelung der Lohnfrage, ftehe noch aus. Aber 
erſt, wenn die inländijche Induſtrie durch eine ausgiebige Zoll- 
exrhöhung gegen fremde Invafion vollftändig geihügt und ihre Ren— 
tabilität durch genoſſenſchaftliche Organifation und Aufteilung 
des Bedarfs eine fire Größe geworden jei, werde der Staat im 
friedlichen Einverjtändnis mit Unternehmern und Arbeitern zur 
Feftftellung bez. Erhöhung der Löhne jchreiten können. 

Der Antrag Liechtenftein und einige andere gleicher Tendenz 
verſchwanden vorderhand in der parlamentarischen Verſenkung!. 
Und auch die Regierung konnte dieſen verſchwommenen Projekten 
umfjoweniger Geſchmack abgewinnen, als fie ſich jelbft mit weit 
ſchauenden Plänen trug. Eine genoſſenſchaftliche Organijation 
der Großinduftrie jollte durchgeführt, Arbeiterausſchüſſe gegründet, 
Einigungsämter errichtet werden, um den jocialen Frieden zwiſchen 
Unternehmern und Arbeitern nach Möglichkeit wieder Hexzuftellen ?. 
Daneben hatte fie ſchon am 13. April 1891 die in der vergangenen 
Seſſion umerledigt gebliebene Borlage betr. den NRatenhandel 
wieder eingebracht? und am 2. Dez. 1892 einen Geſetzentwurf betr. 
die Regelung der Ausverläufe hinzugefügtt. Auch ſcheint fie fich, 





4 Sten. Pot. d. Abgeordnetenh., XI. Seff, Nr. 30, 82, 165, 323, aud) 29 
(betr. Errichtung einer Reichsgenoſſenſchaftsbank) und 130, 273, 366 (betr. Wieder: 
einführung der Realeigenſchaft von Gewerben!) d. Beil. 

2 Sten. Prot. d. Abgeorbnetenh., XI. Seff., S. 817 u. Nr. 191 d. Beil. 
Unternehmer wie Arbeiter verhielten ſich dieſem Projekte gegenüber im großen 
und ganzen ablefnend. Vgl. dazu Ergebniffe der von dem Gewerbeausfchuffe des 
fterreichifc—hen Abgeordnetenhaufes veranftalteten mündlichen und fehriftlichen Enz 
quete über den Geſehentwurf betreffend die Einführung von Einrichtungen zur 
Förderung des Einvernehmens zwifcen den Gewerbäunterncehmern und ihren 
Arbeitern. Zufammengeftellt von Dr. Baernreither. Wien 1893. Ferner das 
vortreffliche Gutachten der Brünner Kammer „Arbeiterausichüffe, Induftriegenoffen- 
haften und Einigungsämter“, Brünn 1892, und Eugen von Philippovic, 
Arbeiterausfehüffe und Ginigungsämter in ſterreich, Brauns Archiv für Sor. 
Gefepgebg. u. Stat., VII. Bd, 1894, ©. 595 fi. 

® Sten. Brot. d. Abgeordnetend., XI. Seſſ. ©. 15 f. u. Nr. 8 d. Beil. 

4 Sten. Prot. b. Abgeordnetenh., XI. Seſſ., S. 8150 u. Nr, 546 d. Beil. 
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dem Drängen der Intereſſenten nachgebend, ſchon damals mit 
dem Gedanken einer gejegliden Regelung des Kleinhandela be- 
freundet zu haben!. Erſt im März 1895, die Nerhandlungen de 
Linzer Katholikentages mögen den Ausſchlag gegeben Haben, ward 
die Frage einer Reviſion der Gewerbeordnung wieder aufgerollt, 
um von da ab nicht mehr von der Tagesordnung zu verſchwinden. Ein 
Bericht des Gewerbeausſchuſſes Eonftatierte die alljeitig anerkannte 
Notwendigkeit, fich neuerdinga hiermit zu befaffen. Doch Sei in 
Anbetraht der beftehenden Meinungsverſchiedenheiten eine be 
friedigende Löjung diefer Aufgabe nur dann zu erwarten, wenn 
man fi) vorher in einer allgemeinen Gewerbeenquete über bie 
Wünſche der beteiligten Kreife eingehend informiert habe. Der Bor: 
ſchlag fand den Beifall des Haufes und auch den der Regierung, 
die Schon aus eigener Initiative eine umfaffende jchriftliche Er- 
hebung bei den Behörden, Kammern und geiverblichen Korporationen 
eingeleitet hatte?. Gleichzeitig tauchten auch die 1891 ad acta 
gelegten Anträge, insbeſondere der Liechtenfteinjche, wieder auf, um 
dem zur Abhaltung der Enquete eingejeßten Permanenzausſchuffe 
al3 Material überwieſen zu werden?. 

Die große Gewerbeenquete des Abgeorönetenhaufes war un- 
ftreitig eines der wichtigſten gewerbepolitiſchen Ereigniffe der Iehten 


1 Vgl. den Bericht des Gewerbeausſchuſſes über 85 Petitionen von Genoſſen⸗ 
ichaften der Gaft: und Schanfgewerbe um Aufnahme des Handel® mit Flaſchen⸗ 
bier in die fonzejfionierten Gewerbe (Sten. Prot. d. Abgeorbnetenh., XI. Sefl., 
Nr. 183 d. Beil.) und den auf Anregung des Handelsminiſteriums verfaßten 
Bericht der Wiener Hammer betr. die Regelung des Gemischtwarenverfchleißes (Proto: 
kolle, 3. 2818/1893 d. Beil.). 

2 Bol. Gutachtliche Außerung der Handels- und Gewerbefammer Wien über 
mehrere in Antrag gebrachte Abänderungen bez. Ergänzungen der Gewerbeordnung. 
Wien 1893. — Zufammenftellung der gutachtlichen Außerungen über mehrere in 
Antrag gebrachte Abänderungen bez. Ergänzungen der Gewerbeordnung. Rad 
den einzelnen Anträgen geordnet und herausgegeben von bem k. k. Handel 
minifterium. Und zwar 1. der politifchen Landesbehörden, 2. der hauptſtädtiſchen 
Magiltrate und k. £. Gewerbeinjpeftoren, 3. der Handels: und Gewerbefammern, 
gewerblichen Genoſſenſchaften u. j. w., 4. diefer aller über Arbeiterſchutz. Sämt: 
lid Wien 1893. 

3 Sten. Prot. d. Abgeordnetend., XI. Seſſ. S. 11119. VBgl. auf tm. 
Prot. der Gewerbeenquete im öfterreichifchen Abgeordnetenhaufe ſamt geſchicht⸗ 
licher Einleitung und Anhang. Wien 1893. ©. II. Die Enquete dauerte 
vom 6. $uli big 9. Aug. 1893. Gine tendenziöfe und oberflächliche Verarbeitung 
ihrer Ergebniffe lieferte A. Ebenhoch in jeiner Broſchüre „Die mündliche Ge 
werbeenquete im öfterreichifchen Barlamente unb die Gewerbereform in Öfterreidh“. 
Mien 1894. 
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Jahre. Und fie würde vielleicht auch eines der folgenreichſten 
geivejen jein, hätten nit ſchwere Mängel in ihrer methodischen 
Anlage wie in ihrer praktiſchen Durchführung fie ihrem idealen 
Zwecke, der Aufllärung der thatfächlichen Lage des Kleingewerbes 
in den verichiedenen Teilen der Monarchie, durchaus entfremdet. 
Vernommen wurden nicht weniger al3 365 Experten. Handel 
und Gewerbe, Großinduftrie und Handwerk, Unternehmer und 
Arbeiterichaft waren gleihmäßig vertreten. Dabei ernannte die 
Enquetekommiſſion nur die zur Entjendung von Delegierten be= 
rechtigten Korporationen, Genoſſenſchaften und Vereine, während 
deren Auswahl im einzelnen dieſen leßteren ſelbſt überlaflen blieb. 
Daß nun der kurz vor Eröffnung der Enqueteverhandlungen zu Graz 
tagende erſte Gewerbekongreß die Vertreter de3 Handwerks gleich- 
fam mit gebundener Marjchroute entjandte! und auf diefe Weife 
die Erpertenbeeinfluffung im großen betrieb, war, wenn aud) leider 
fein Unikum?, ſchon höchſt bedenklich. Schlimmer noch war es frei- 
lich, daß ein Zeil der Kommilfionsmitglieder alles darauf an- 
gelegt zu haben jchien , joldh ungehörigen Manövern Vorſchub zu 
leiften. Schon der den Erhebungen zu Grunde gelegte Fragebogen 
mußte in diefer Richtung wirken? War do von feinen ins— 
gefamt 30 Fragen nur eine verfchwindende Minderheit auf die 
Teftftellung thatſächlicher Verhältniffe, die Mehrzahl dagegen darauf 
berechnet, den Bertretern des „Gewerbeſtandes“ Gelegenheit zu 
Demonftrationen und zu langatmigen Kritifen über diefe oder jene 
der vorgeſchlagenen Reformen zu verfchaffen, Außerungen, deren In— 
halt man nad) allem Borausgegangenen ſich wahrlich an den Fingern 
abzählen konnte. Immerhin begreift man wenigſtens, wieſo ein 
illuftres Mitglied der Enquetelommijfion den zu Graz verfammelten 
Handwerkern depefchieren konnte, daß die Fragen für die mündliche 


1 Die Leitung des Grazer Gewerbekongreſſes richtete „An die P. T. Er: 
perten der mündlichen Gewerbeenquete“ einen Aufruf, in welchem fich der „Bor 
ſitzende des erften öſterr. Gewerbefongreijes erlaubt, die Antworten befaunt zu 
geben, die der Kongreß in Bezug jener vom Gewerbeausfchuffe des hohen Ab: 
geordnietenhaufes der mündlichen Gemwerbeenquete vorgelegten Fragen bejchloffen 
bat, mit der Bitte, ihre Antworten im Sinne dieſer Beſchlüſſe zu formulieren.” 
Es folgen dann bie einzelnen ragen nebft den zugehörigen Antworten und die 
Bemerkung, daß „die P. T. Experten erjucht werden, fich ftreng nach der Bor: 
lage zu halten.“ (Steiermärf. Gewerbeblatt dv. 15. Juni 1893, 2. Beil.) 

2 Ähnliches ereignete fich ſchon 1889 Hei Gelegenheit der Enquete betr. die 
Arbeiterfammern. (Sten. Prot. d. Enquete, ©. 46 f.) 

8 Pol. Sten. Prot. d. Gewerbeenquete v. 1893, S. VIL ff. 
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Enquete „günftig ausgefallen jeien”!. Aber nicht genug damit! 
Einzelnen Kommiffionsmitgliedern ſcheint e8 überhaupt nicht um 
die Ermittlung der Wahrheit zu thun geivefen zu fein. Ohne 
von dem Vorfitenden daran gehindert zu werden, treibt man 
die Erpertenbeeinfluffung mitten in den Sitzungen ungehindert 
fort? Kein Wunder, daß die Verhandlungen ftellenweije auf 
dag Niveau eines Gewerbetages herabfinten, two nicht mehr die 
individuelle Anſchauung des einzelnen, jondern die ſummariſche 
Abſtimmung entjcheidet?. Wenn daher diefe ganze, nebenbei gejagt, 
höchſt koſtſpielige Veranſtaltung doch etwas anderes ward als 
eine auf Staatskoſten inſcenierte Maſſenkundgebung der Zünftler, 
ſo iſt dies in der Hauptſache denjenigen Experten, und zwar auch 
aus Handwerkerkreiſen, zu verdanken, die fich durch jene allerhand 
Machinationen in ihrem Rechtlichkeitsgefühle nicht beirren ließen“. 

Der Kampf um die Wahlreform drängte die gewerbepolitiſchen 
Streitfragen für einige Zeit in den Hintergrund. Von um ſo 
größerer Bedeutung auch für die Schlichtung der letzteren war 
der eintretende Kabinettswechſel. Graf Wurmbrand, Bacquehems 
Nachfolger, war in der That ein „gewerbefreundlicher“ Miniſter 
im landläufigen Sinn des Wortess, wenn auch, wie ich babe 
jagen hören, mehr aus Ratlofigfeit denn aus mwohlbegründeter 
Überzeugung. Munfelte man doch allen Ernftes, es werde mit 
geringfügigen Änderungen der Antrag Liechtenftein von ihm als Re— 


I Steiermärf. Gewerbeblatt dv. 1. Aug. 1893. (Bericht der Verhandlungen 
des Grazer Gewerbefongrefjes vom 30. Mai 1893.) 

2 Sin Elaffiiches Beifpiel für diefe namentlich von den Abg. Lueger und 
Ebenhoc verfolgte Taktik in den Sten. Prot. d. Gewerbeenquete von 1893. &, 629 j. 

3 Wendungen, wie: „Sch glaube diefer Anſchauung könnten fich alle Herren 
anfchließen“, oder „es werden wohl auch die übrigen Herren Experten für bie 
Bejahung diefer Frage fein”, fehren häufig wieder. (Sten. Prot. d. Gewerbe 
enquete von 1893, ©. 260, 261, 263, 266, 276 u.j.w.) Statt die Experten zum 
Reden anzuhalten, veranlaßt man fie zum Schweigen. 

* Die Wiener Gewerfjchaften waren im Winter 1892/93 bereit mit gutem 
Beifpiele vorangegangen und hatten auf eigene Fauſt eine Enquete veranftaltet. 
Bol. Eten. Prot. der durch die Gewerfjchaften Wiens einberufenen gewerblichen 
Enquete. Abgeh. vom 18. Tez. 1892 bis 12. Jan. 1893. Wien 1895. Cine er 
ichöpfende Tarftellung ihrer Ergebniffe lieferte Jojef Redlich in feiner Abhand- 
lung „Tas Arbeitsverhältnig im Wiener Gewerbe nad) der Enquete der Gewert. 
ſchaften Wiens.” (Teutjche Worte, 15. Jahrg. 1895, ©. 449 ff.) 

»über feine vertraulichen Beziehungen zu den Leitern der „Gewerbepartei‘ 
dgl. Öfterr. Gemwerbezeitung, 6. Jahrg. 1895, Nr.9 S. 1ff., Nr. 12 S. 1, Ru. 3 
S. 2, und Mandliks Früher erwähnten Rechenichaftsbericht S. 14, 29, 34 ff. 
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gierungsvorlage eingebracht werden. Und man darf es unter ſolchen 
Umftänden als ein Glück bezeichnen, daß die „Koalition“ wie auf 
anderen auch auf diefem Gebiete ihre ſprichwörtliche Gterilität 
bewährte. Zwar erklärte! in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
von 22. Mai 1894 der damalige Minifter des Innern im Ein— 
vernehmen mit dem Handelsminifter auf eine Anterpellation der 
Ag. Ebenhocd u. Gen., daß „die Regierung bereit jet, im Herbſte 
des Jahres eine Gejebesvorlage zum Zwecke der Abänderung und 
Ergänzung der Gewerbeordnung, joweit fich eine ſolche nad den 
bisherigen Erfahrungen und nad) den Ergebniffen der im vorigen 
Jahre durchgeführten jchriftlichen und mündlichen Expertiſe als 
notwendig Herausgeftellt, zur verfaflungsmäßigen Verhandlung 
einzubringen.“ Aber der Herbft kam und die Novelle blieb aus, 
während unterdefjen die parlamentarische Beratung der früher 
eingebrachten Gejegentwürfe betr. die Regelung der Ausverkäufe 
und des Natenhandels ihren Fortgang nahm und zwei neue Vor— 
lagen betr. die Regelung des Haufierhandels? und der Sonn- und 
Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe? ſich ihnen zugefellten. Ein 
Dringlikeitsantrag vom 21. Nov. forderte die Regierung auf, 
ihr Verſprechen mit größerer Beichleunigung einzulöfen. Und der 
Handelsminifter gab die beruhigende Erklärung ab, daß das Mini» 
ſterium „jic) über die Reform der Gewerbeordnung Klar geworden“, 
daß es ihm jedoch „vorbehalten bleiben müfje, den Zeitpunkt der 
Einbringung folder großer Geſetze felbft zu beurteilen, weil es 
jeiner Verpflichtung nicht damit entledigt zu fein glaube, Geſetze 
nur einzubringen, jondern fie auch durchgeführt ſehen und eben 
nit verfumpfen laſſen wolle”. Wie nahe dieſe Gefahr thatjächlich 
Tag, bezeugt die Mitteilung des Abg. Adämet, daß dev Gewerbe- 
ausſchuß im Gejfionsabjchnitte 1893/94 nicht mehr als zwei 
Situngen abgehalten habe*. Auch jest wurde die Dringlichkeit 
des Antrages abgelehnt und das Koalitionsminifterium fam im 
Sommer 1895 über das ſteiriſche Städtlein Cilli zu Falle, ohne 
mit feinen Plänen überhaupt an die Öffentlichkeit getreten zu fein. 

Das Kabinett Badeni und fein Handelsminifter Freiherr von 
Glanz haben diefer Verſchleppungspolitik ein Ende zu machen gefucht. 
Schon wenige Monate nad) ihrem Amtsantritte überreichte die neue 


3 Sten. Prot. d. Abgeordneteng., XI. Seff., ©. 14415. 

2 Ste. Prot. d. Abgeordmetenh., XI. Seff, Nr. 313 d. Beil. 

3 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., XI. Seff., Nr. 978 u. 1086 d. Beil. 
4 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., XI. Seif., S. 15747 ff. 
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Regierung dem Parlamente eine Gewerbenovelle, die, wie man ge- 
fordert, eine Revifion der gefamten Gewerbeordnung ins Auge faßte!. 
Nach) den Worten des Motivenberichtes? dazu berufen, „einer: 
jeit3 die zum Schuße des Kleingewerbes erlaffenen gejeßlichen Be: 
fimmungen nad) Maßgabe der gewonnenen Erfahrungen auszu- 
bauen, andrerjeit3 aber auch die übrigen Gebiete der Gewerbe— 
ordnung, insbefondere die Vorſchriften über den Arbeiterſchutz ent- 
Iprehend auszugeſtalten,“ läßt fie die Principien des geltenden 
Rechtsſyſtemes unberührt. Der Entwurf verzichtet alfo auf eine 
den Wünſchen der Zünftler entiprechende Verſchärfung des Be— 
fähigungsnachweiſes durch Einführung einer obligatorifchen Meifter: 
prüfung und ebenjo auf finngemäße Ausdehnung desjelben auf die 
Inhaber fabrikmäßiger Großbetriebe und die Leiter von Handels— 
unternehmungen. Und zwar aus folgenden Gründen: 

„Bor allem“, erklärt der Referent, „erjcheine es bei der auch in 
da3 Kleingewerbe eingedrungenen Arbeitsteilung bei vielen Gewerben 
unmöglich, einen Befähigungsnachweis dur) Prüfung zu erbringen. 
Die Meifterprüfung würde aber ferner zur Begünftigung einzelner 
Kandidaten, beziehungsweise zur Behinderung mißliebiger Perſonen, 
aljo zur Chicane führen. Die größten Schwierigkeiten würden 
ih auf dem Lande ergeben, wo hauptſächlich Kolleftivgenofjen- 
ihaften für ganze Reihen von Gewerben beftehen. Bier fehle e3 
an den Organen zur Vornahme von Meifterprüfungen, hier fehle 
es auch vielfach) noch an der Vorausſetzung derjelben, nämlich an 
Fach- und Fortbildungsichulen, ohne welche an theoretiſche Meifter- 
prüfungen gar nicht gedadht werden könne. Sollten aber für das 
Land andere Beitimmungen über die Bornahme der Meifter- 
prüfungen gegeben werden, jo entjtänden neue Schiwierigfeiten 
bezüglich der Überficdelung von Meistern vom Lande in die Stadt, 
da doh der Grundja der Treizügigkeit im Geiwerbe nicht auf: 
gegeben werden dürfe. Wenn man weiter den Koftenpunft be- 
züglic) des Meifterftüces und die daraus hervorgehende Erſchwerung 
de3 Antrittes von Gewerben, endlich die nachteiligen Konjequenzen 
ertwäge, welche fie) daraus ergeben, daß diejenigen, welche die 
Meifterprüfung nicht bejtehen, dem unbefugten Gewerbebetriebe, 
der Pfujcherei obliegen würden, jo fünne man in der vorliegenden 





ı Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., XI. Seil, Nr. 1355 d. Beil. Über ihren 
Anhalt vgl. Yeo Verkauf, Sorialreform in Literreih. Wien 1896. 
2 Entwurf, <. 61. 
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Anregung feine durchführbare, dem Gewerbebetriebe zuträgliche 
Maßregel erblicken“. 

Nicht viel anders aber jtehe es mit den hinfichtlich der Groß— 
induftrie umd des Handels gemachten Vorſchlägen. „Denn abgejehen 
davon, daß die in Eleingewerblichen SKreifen vielfach verbreitete 
Meinung, als ob ihr Heil in der Einſchränkung der Großinduftrie 
gelegen wäre, fich als eine irrige darftelle, indem vielmehr die Er— 
fahrung lehre, daß neben der Fräftigiten Großinduftrie ein blühender 
Gewerbeſtand bejtehen könne und daß fich beide Erwerbsarten viel- 
fach ergänzen, erjcheine diefe Forderung auch darıım nicht begründet, 
weil die Bedingungen für den Antritt eines Fabritbetriebes ganz 
andere jeien, als die für das Handwerk, insbejondere der fachliche 
Bildungsgang für die beiden Erwerbsarten ſich weſentlich unter— 
ſcheide, und weil auch die Aufgabe des Fabrifanten, die Leitung 
des Unternehmens ohne Teilnahme an der manuellen Axbeits- 
leiftung, gegenüber der Aufgabe des Handwerkers eine verſchiedene 
jei. Die geforderte Maßregel könnte auch nur von nachteiligen 
allgemeinen Konfequenzen begleitet fein. Sie würde eine Behinderung 
der Errichtung von Fabriken zur Folge haben, während doc um— 
getehrt die Förderung des Fabrikweſens, insbeſondere der Exrport= 
induftrie, von volfstwirtichaftlicher Bedeutung jei; fie wiirde der 
ausländifchen Konkurrenz Vorſchub Leiften und die Induftrie zum 
Zeile über die Grenzen des Staatsgebietes drängen“. Was nun jpeciell 
den Handel anbelange, jo bedürfe derfelbe im allgemeinen mög- 
lichft freier Bewegung und ungehinderter Kraftentfaltung; nur 
beim Vorhandenſein überwiegender öffentlicher Rücfichten dürften 
ihm Beichräntungen auferlegt werden. Überdies müſſe man fagen: 
„Ein Befähigungsnachweis für das Handelsgewerbe, welcher in 
der Nahweifung einer Lehr- und Gehilfenzeit bezw. in der Ab— 
jolvierung von Fachſchulen beftehen würde, träfe nicht das Ziel, 
welches einer ſolchen Maßregel gejegt werden müßte. Das Wejen 
der Befähigung des Kaufmannes liege in der perjünlichen Eignung 
zur Führung des Gejchäftes, in fommerzieller und allgemeiner 
Bildung, im Unternefmungsgeift, verbunden mit Solidität u. ſ. w. 
Diefe Eignung treffe jedoch bei anderen Perfonen als folden, 
welche ala Lehrlinge oder Gehilfen im Handelsgewerbe jerviert 
haben, oft in höherem Grade zu. Der Befähigungsnachweis hätte 
aber bei der Arbeitsteilung und Specialifierung des Handels aud) 
feinen praftifchen Wert. Ex wäre ferner auf dem Lande kaum durch— 
zuführen und würde keinem Intereſſe der Konfumenten begegnen. 
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Der Borteil würde Tchließlih abermal3 nur dem Auslande zu- 
fommen, wo der Handel fich frei entfalten und dem öftereichifchen 
die fühlbarfte Konkurrenz machen könnte”. 

Wenn jo die Vorlage eine Verſchärfung und Ausdehnung 
de3 Befähigungsnachweifes in der angedeuteten Richtung zurüd- 
weist, jo hält fie ihn doch innerhalb der bisherigen Grenzen im 
vollen Umfange aufrecht, weil er „unleugbar erzieherifche Vorteile 
biete und gänzlich ungeeignete Elemente vom Gewerbe fernhalte“. 
ja, fie ergänzt ihn durch Normen, die darauf abzielen, diefe Ein- 
richtung „für handwerfsmäßige Gewerbe wirkſamer auszugeftalten 
und ihre Umgehung thunlichft zu verhindern” !. Weſentliche Ver— 
änderungen enthält das Arbeiterrecht des Entwurfes, zahlreiche 
Verbeſſerungen, aber auch nicht wenige Beftimmungen, die faum den 
Namen „Arbeiterfchußgejeßgebung“ verdienen?. Unbeſchränkt bleibt 
nad) wie vor die Arbeitszeit im Kleingewerbe, wofür ber Vor— 
ichlag eines 12 }tündigen Marimalarbeitstages im Handel ($ 104b 
d. Entw.) ſchwerlich entichädigt; völlig unberührt auch die Haus- 
induftrie, während andrerjeit3 das Beitreben, die Bewegungsfreiheit 
der Arbeiter zu beſchränken, ziemlich unverhüllt zu Tage tritt®. 
Mit Entichiedenheit hält endlich die Vorlage an der Anftitution der 
Zwangsgenoſſenſchaft feit, deren Machtſtellung fie nad) Möglichkeit 
zu ſtärken fucht *, indem fie gleichzeitig den Kreis der Korporations- 

ı Hierzu gehört unter anderen die Beitimmung, daß vor Ausfertigung bes 
Gewerbefcheines mit der Ausübung eines handwerfsmäßigen Gewerbes nicht be 
gonnen werden darf ($ 14a d. Entw.), die VBorfehrift über den Antritt hand- 
werf3mäßiger oder fonzejfionierter Gewerbe durch eine offene Handels: oder ſtom⸗ 
manditgejellichaft S 3a d Entw.), die Einichränfung der biöherigen Begünftigungen 
für Befucher gewerblicher Fachſchulen Hinfichtlich der Erbringung des Befähigungss 
nachweiſes Durch Abgangszeugnifje (5 14 d. Entw.) u. |. w. 

2 Vgl. dazu Leo Verkauf, Socialreform in Oſterreich, ©. 16 ff. 

3 Vgl. bei. $ 78d, der den Unternehmer ermächtigt, zur Sicherung des ihm 
wegen miderrechtlicher Auflöjung des Arbeitsverhältniſſes zuftehenden Griag- 
anjpruches Lohnabzüge bis zur Höhe eines 14tägigen Durchſchnittslohnes zu 
niachen, und 88 80 ff., die geeignet find, da Arbeitsbuch zu einer Art von 
Zwangspaß umzugeſtalten. 

+ So durch die Beſtimmung, daß über die Stihhaltigfeit eines beigebradhten 
Befähigungsnachweiſes für ein handwerksmäßiges oder ein an eine beiondere Ae 
fähigung gebundenes fonzejlioniertes Gewerbe in zweifelhaften Fällen die Genofien- 
ichaften zu Hören find (S$ 14a u. 23a d. Entw.), daß Gleiches bei Entfcheidungen 
über den Umfang don Gewerberechten zu gejchehen habe ($ 36 d. Entw.), daß drm- 
jenigen, der die etwa feſtgeſetzte Inkorporationsgebühr innerhalb ber ftatuterikkh 
beſtimmten Friſt nicht erlegt habe, auf Antrag der Genoſſenſchaft der Fortbetrieb 
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pflichtigen ausdrücklich auf die zu untergeordneten Hilfsdienften im 
Gewerbe verwendeten Arheitsperjonen ausdehnt. ($ 106 d. Entw.). 
Auch joll in Zukunft die Begründung gemeinnüßiger wirtichaft- 
licher Unternehmungen mit genofjenjchaftlichen Geldmitteln erleichtert 
($ 1152 des Enttw.), die Entwicklung dev mit befonderen geſetz— 
lichen Befugniffen auszurüftenden Genofjenjchaftsverbände gefördert 
werden. ($$ 130a ff.). 

Nur zum geringften Teile jollte die Novelle des Kabinetts 
Badeni in das geltende Recht übergehen. Schon eilte die Laufende 
Seſſion ihrem Ende entgegen und immer noch harıten inhalt 
ſchwere Geſetzentwürfe aus früherer Zeit dev Verabſchiedung, nicht 
zum mindeften die neue Wahlreformvorlage, deren Erledigung 
nicht verichoben werden konnte und ſollte. So rettete man denn in 
aller Haft, was davon zu retten war, den gewwaltigen Reſt auf 
zuhigere Zeiten verjparend. Bezeichnend jedoch für die herrſchende 
Strömung waren die Materien, nad) denen man in diefer Zwangs- 
lage griff. Das Gejeh vom 23. Febr. 1897 (R.-G.-Bl. Nr. 63) 
befaßt ſich ausſchließlich mit einer Neuregelung des Lehrlings- 
und Genofjenjchaftswejens. Aber weit davon entfernt, grundjäß- 
liche Änderungen an diefen Inftitutionen vorzunehmen, oder gar 
ihre Umbildung bezw. Abſchaffung anzubahnen, geht e3 vielmehr 
darauf aus, fie durch Vorjehriften zu befeftigen, die den feit 
1883 hervorgetretenen gröbften Mißftänden ein Ziel ſetzen jollten®. 
Bon einem zeitgemäßen Ausbau der Arbeiterſchutzgeſetzgebung ift 
feine Rede. Und jonderbar, auch alle anderen gewerbepolitiſch 
bedeutfamen Heinen Gejege dieſer letzten Periode zeigen das gleiche 
Geſicht. 
des Gewerbes zu unterſagen und der Gewerbeſchein bez. die Konzeſſion zu entziehen 
jei (& 107 d. Entw.) u. j. w. 

3 Übrigens hatte bereits eine Entich. d. H.-M., 8. 21797 ex 1885, betont, 
dab, wenn die G.-D. am verſchiedenen Stellen des VII Hauptftüdes nur von 
Gehilfen (Gejellen) jpreche, diefer Ausdruck nicht in dem engen Sinne des $ 73a, 
welcher dieſe den Fabrifarbeitern, Lchrlingen und den zu untergeordneten Hilfs- 
dienften beim Gewerbe verwendeten Perjonen als befondere Kategorie gegenübers 
elle, aufzufaffen ſei. 

2 Bol. bei. bie $$ 99 (Aufnahme des Lehrlinge), 100 (Pflichten des Lehr: 
herem). Die behördliche Befugnis, untauglichen Lehrheren das Recht der Lehr- 
Lngshaltung zu entziehen, wird erweitert ($ 137), gleichzeitig aber auch die Er- 
mächtigung exteilt, die Sehrzeit derjenigen Lehrlinge, welche die ftatutarifch vor— 
geichriebene Prüfung nicht bejtehen, bis zu einem Jahre zu verlängern ($ 99b). 
Dal. ferner die SS 115 (genoffenfchaftliche Finanzgebarung), 1154 (gemoffenjchafte 
liche Unternefmungen) und oben ©. 216, Anm. 4, 


| 
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Da find die ſpecifiſch antifemitifchen Gefeße vom 16. Januar 
1895 (R.-6.-B. Nr. 26) betr. die Regelung der Ausverfäufe und 
vom 27. April 1896 (R.-G.-B. Nr. 70) betr. Ratengefchäfte, die 
den „ehrlichen Handel” vor unlauterem Wettbeiverb, das chriftliche 
Bolt vor jüdiſchem Warenwucher ſchützen jollen, von einem Schutze 
der Handelsangeftellten aber nichts zu berichten wiffen!. Da ift 
das Geſetz vom 26. Dezember 1893 (R.-.-Bl. Nr. 193) betr. die 
Regelung der fonzejfionierten Baugewerbe, das die rechtlichen Be- 
fugniffe der Bau-, Maurer-, Steinmet-, Zimmer- und Brunnen: 
meifter untereinander wie gegenüber einer Reihe von Bauhand— 
werten (Tifchler, Schloffer, Spengler, Anftreicher, Glafer u. ſ. w.) 
abgrenzt, um in ihrem Intereſſe die Entwidlung des Bauunter: 
nehmertums zu unterbinden, der Leiden der Bauarbeiter Hingegen 
mit feinem Worte gedenft. Ferner das Gefeh vom 4. Juli 1896 
(R,-©.:B. Nr. 205) betr. die Regelung de3 Umfanges der Be 
rechtigung einiger Detailhandelsgeiverbe, welches den Verſuch 
madt, das im Handwerk zur Geltung gelangte Princip der 
Gewerbeabgrenzung aud) auf den Kleinhandel zu übertragen, 
um zu Gunjten de3 Kleinen Krämers der einer fortjchreitenden 
Bedarfsfonzentration entjprechenden Tendenz zur Abſatzkonzen⸗ 
tration entgegenzumirten, und das fi) über kurz oder lang zu 
einer arbeiterfeindlichen Meaßregel gegen die Konjumvereine au3- 
wachten dürfte. Endlich das Geſetz vom 20. Juli 1894 (R.-G.:2. 
Nr. 168) betr. die Ausdehnung der Unfallverfidderung?, das, ver- 
ſchwindende Ausnahmen abgerechnet, nad wie vor die breiten 
Maſſen der Eleingewerblichen Arbeiterfhaft aus Rückficht auf ihre 
Arbeitgeber der Unfallsgefahr ſchonungslos preisgiebt, und das 
der Initiative des Abg. Baernreither? entiprungene Geſetz vom 
27. Nov. 1896 (R.-G.:B. Nr. 218) betr. die Einführung von 
Gewerbegerichten und die Gerichtsbarkeit in Streitigkeiten auß 
dem gewerblichen Arbeit3-, Lehr- und Lohnverhältniffe, das, eine 
anertennenswerte Reform des Gejetes vom 14. Mai 1869, nur 
leider vor den jchiedsgerichtlichen Ausſchüſſen der Gewwerbegenoffen- 
Ihaften wiederum pflichtiguldigft Halt macht. Zwei Novellen 





1 Der Gefeßentwurf betr. den Haufierhandel blieb unerledigt, beägleichen 
der Antrag Hauck, Töß und Gen. (Sten. Prot. d. Abgeorbnetenh., XI. Geil. 
Nr. 977 d. Beil.) auf Erlaß eines Gejeßes gegen den unlauteren Wettbewerb. 

2 Bol. dazu Leo Verkauf, Die Reform der Unfallverfiherung in Eſter⸗ 
reich, Brauns Archiv f. Soc. Geſetzgebg. u. Stat., VII. Bd. 1894, ©. 42. 

3 Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., XI. Sefl., Nr. 950 d. Beil. 
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allein haben diejen Zauberkreis überfchritten!, indem fie Neue— 
rungen einführten, die allen Schichten der Arbeiterichaft in 
Gewerbe und Handel zu Gute famen, die Geſetze vom 16. Jan. 
1895 (R.-6.-8. Nr. 21) und vom 28. April 1895 (R.-6.-B. Nr. 60). 
Und diefe betreffen — die Sonn- und Feiertagsruhe! 


Verſucht man rückblickend ſich Nechenfchaft zu geben von dem 
Entwicklungsgange gewerblichen Rechtes in ſterreich, jo er— 
tennt man, daß diefer zwar immer in nahem Wechſelverhältniſſe 
ftand zur wirtſchaftlichen Gvolution, daß dieſe Beziehungen 
aber ihrem Inhalte nad) keineswegs immer die gleichen gewejen 
find. Die abfolute Staatsgewalt war es, wie ich früher ge— 
ſchildert, die ftädtifches Gewerberecht durch ein anders geartetes 
Syſtem zu erſetzen ſuchte. Aus finanziellen Nüdfichten gezwungen, 
ihr Augenmerk in erfter Linie auf die Hebung dev Produktivität 
der gewerblichen Thätigkeit zu richten, begünftigte fie als die 
quantitativ leiftungsfähigften Betriebsformen Verlag und Fabrit 
und paßte das Recht den jpezifiichen Bedürfniffen ihrer Vertreter 
an. Dabei entging es ihr freilich zunächit, daß äußerlich geftei- 
gerte Produktivität der Volkswirtſchaft fteigenden Volkswohlſtand 
noch nicht involviere, daß die von ihr geförderte Umgeftaltung 
der ftäbtifhen Taufh- zur großkapitaliftiiden Vertehrsiwirtichaft 
zugleic) eine partielle Umſchichtung der Gefellichaft zur Folge 
habe, daß fie die beruflichen Intereſſengemeinſchaften in Klaſſen— 
gegenjäße verwandele und daß endlich ein den Kapitalsinterefjen 
einfeitig dienendes Recht nicht nur diejenigen der Arbeit verletze, 
jondern auch die durch die Wirtſchaftsordnung notwendig bes 
dingten Klaſſengegenſätze verjchärfe, die Benachteiligten aber 
dem Staatsgedanten entfremde. Die fortſchreitende Einfiht in 
dieſen Sachverhalt erweckte das Beftreben, dem Gewerbeunrechte 
abzubelfen. Nur mit Mühe und ganz allmählich gelang es je- 
doch dem Eonftitutionellen Staate, den Widerftand der zur parla= 
mentarifhen Herrſchaft gelangten Kapitaliftenklaffe zu brechen, 
zu jpät, um das Entjtehen einer politifch-revolutionären Arbeiter- 
bewegung zu verhüten, während gleichzeitig die noch immer kom— 


3 Begeichnend für biefe neue Strömung find aud) die Maßregeln, vermittelft 
derer das Hanbelsminifterium der Heimarbeit zu Leibe gehen will. Gine ver- 
michtende Keitit derjelben bei Stefan Bauer, Die Heimarbeit und ihre ger 
plante Regelung in Öfterreich. (Brauns Archiv f. Soc. Geſehgeb. u. Stat., 
X. ®b., 1897, ©. 239 ff.) Dort auch Angaben über die weitere Litteratur. 
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pakten Maſſen des gemwerbliden „Mittelftandes” in ihrem ver- 
Iuftreihen Kampfe gegen die wirtichaftlichen Entwidlungstendenzen 
den Staat um Hilfe anflehten. Der Gedanke, dur) „Erhaltung“ 
diejer leßteren ein weiteres Anſchwellen der proletarifchen Strömung 
zu verhindern, das Recht aus einer Triebkraft zu einem Hemm- 
ſchuh des focialen Evolutionsprozeſſes umgzugeftalten, lag nahe. 
Der vorderhand ungläubigen Bureaufratie dur) äußere Macht: 
faftoren aufgezwungen, gelangte er fchließlich teilweife zur Ver— 
wirklichung, doch ohne daß hierdurch das gleichzeitige Zuftande- 
fommen einer Arbeitergefeßgebung Hintangehalten worden wäre. 
Die Erfahrung nun, daß leßtere die Arbeiterbewegung keineswegs 
abſchwäche, wohl aber bei Eonjequenter Durchführung die Vertreter 
rückſtändiger gewerblicher Betriebsformen in ihrer ohnehin gefähr- 
‚ beten Stellung beeinträdhtige, Tcheint unter dem ausfchlaggebenden 
Einfluffe der katholiſchen Kirche die öſterreichiſche Staatsgewalt in 
ihrem früheren Entſchluſſe wankend gemacht und für die Ideen der 
„Mittelſtandspolitik“ gewonnen zu haben, die, au3 politifchen und 
wirtichaftlichen Gründen auf Koſten der Großinduftrie undurchführ— 
bar, zu einer Lähmung der Socialreform führen mußte und bereits 
geführt hat. 

Inwieweit es dem rückjchrittlichen Rechte gelungen, die fort: 
Ichreitende Wirtihaft zu meiftern, wird im zweiten Zeile diefer 
Arbeit des Genaueren zu unterfuchen fein. Erſt wenn dieſes ge— 
geſchehen, mag e3 auch gelingen, ein abjchließendes Urteil über 
jene Politik zu fällen, durch deren verivorrene Gänge ich den ge- 
neigten Leſer bis hierher zu leiten geſucht. Wohin fie noch führen, 
wer wüßte es zu jagen? Wer, vor allem in einem Lande wie 
Ofterreich, deſſen Geſchichte an Höhen und Tiefen fo reich, jo arm 
an Ebenen, eine der wechjelvolliten ift, die je ein Staat durchlebte? 
Hat es nicht erſt in diefem Jahre noch feine ganze Phyfiognomie 
verändert, jeitdem der Pole Baden zum „Einiger der Deutfchen“ 
geworden ift? Wie man aber ein modernes Gemälde nur dann 
ala Ganzes erfaffen kann, wenn Tarbenverteilung und Binjel- 
führung dem fehauenden Auge leife entſchwinden, alfo muß man 
auch Öfterreich von ferne betrachten — und aus dem Rahmen tritt 
milde lächelnd da3 kluge Greifengeficht de3 Zauberer? von Rom. 


Hweiter Teil. 
Wirtfhaft und Recht. 
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Erfter Abjchnitt. 
Der Befähigungsnacmeis. 





Dorbemerfung. 
Der Unterfuhungsgegenitand. 


e $ 14 der Gewerbeordnung bindet den Antritt „Hand- 
iBiger” Gewerbe an den Nachweis der Befähigung. Als 
nd jene gewerblichen Beichäftigungen anzujehen, „bei denen 
ım Yertigkeiten Handelt, welche die Ausbildung im Ge- 
urch Erlernung und längere Verwendung in demjelben er- 
und für welche diefe Ausbildung in der Regel ausreicht.“ 
Gewerbeordnung.) Und zivar bezeichnete die Verordnung 
. Juni 1884 (R.-G.-Bl. Nr. 110) als handwerksmäßig in 
Sinne die folgenden Gewerbszweige: 


Anftreiher und Ladierer, 

Bäder, 

Buchbinder, Futteralmacher, Vedergalanterie- und 
Kartonnagenarbeiter, 

Bürjtenbinder, 

Drechaler, Meerijchaumbildner und Pfeifenjchneider, 

Erzeuger muſikaliſcher Injtrumente, 

Faßbinder, 

Feinzeugſchmiede, Sporer, Meſſerſchmiede u. ſ. w., 

Fleiſchhauer, 

Fleiſchſelcher, 

Friſeure, Raſeure, Perrückenmacher, 

Glaſer, 

Gold-, Silber- und Juwelenarbeiter, 

Gold-, Silber- und Metallſchläger, 

Gürtler und Broncewarenerzeuger, 

Graveure u. ſ. w., 

Hainer, 
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Handihuh- und Bandagenmacher, 
Hutntacher, 

Kamm, Fächermacher und Beinfchneider, 
Kleidermacher, 

Korbflechter, 

Kürjchner, Rauchwarenfärber und Kappenmacher, 
Kupferichmiede, 

Lebzelter und Wachszieher, 
Metall- und Zinngießer, 
Mechaniker, Optiker u. j. w., 
Blattierer, 

Vofamentierer, Schnur- und Börtelmacher u. ſ. w., 
Rotgerber, 

Schloſſer, 

Schuhmacher, 

Geiler, 

Siebmader und Gitterjtrider, 
Sonnens und Regenſchirmmacher, 
Spengler, 

Tapezierer u. ſ. w., 

Taſchner, Riemer, Sattler u. ſ. w., 
Tiſchler, 

Uhrmacher, 

Vergolder, 

Wagner, 

MWagen-, Roh- und Grobſchmiede, 
Wagenſattler, 

Weißgerber, 

Ziegel- und Schieferdecker, 
Zimmermaler, 

Zucker- und Kuchenbäcker. 


Der Befähigungsnachweis wird erbracht durch das Lehrzeugnis 
und ein Arbeitszeugnis über eine mehrjährige Verwendung als 
Gehilfe bei dem betreffenden Gewerbe, jei e8 im Handwerk oder 
in einem analogen Fabrikbetriebe. Lehr: und Gedilfenzeit find 
im Mindeftmaße auf die Dauer von je zwei Jahren feftgeieht. 
Die in Ungarn verbrachten Lehr: und Gehilfenjahre werden in 
Hſterreich in Anrechnung gebracht, die darüber ausgeftellten Zeug⸗ 
nifje als beweisfräftig anerfannt. (8 14 d. G.O., H.-M.-E. v. 
17. Sept. 1883, R.G.-B. Nr. 149 u. M.-E. v. 29. Jan. 188%, 
3. 141.) 

Durchbrochen wird diejes Princip durch folgende Beltim- 
mungen: 

Es unterliegen der erwähnten Beichräntung einmal nur 
ſolche Gewerbetreibende, die ihr Gewerbe auch handwerksmäßig, 
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d. h. nicht handels-!, fabrif-? oder hausinduftriemäßig? auszu- 
üben gedenten. 

Es iſt zweitens in gewiljen Fällen der reguläre Befähigungsnach— 
weis durch Surrogate erſetzbar. So darf an jeine Stelle immer treten 
das Zeugnis über den mit Erfolg zurüdgelegten Beſuch gewerb- 
licher Unterrichtsanftalten (Fachſchule, Lehrwerkſtätte, Werkmeiſter— 
ſchule), deren Zahl wie Kompetenz zu normieren, dem Handels— 
miniſter im Einvernehmen mit dem Unterrichtsminiſter überlaſſen 
iſt. (8 14 d. ©.-D.). 

Es ift ferner die politiiche Yandesbehörde ermächtigt, nad) 
Einvernefmung der Genofjenihaft ausnahmsweiſe von der Bei- 
bringung eines Lehrzeugniſſes abzujehen, was inZbejondere dann 
zu geichehen hat, wenn die nachgewiejene Zahl der zugebracdhten 
Gehilfenjahre der Summe der für das betreffende handwerksmäßige 


1 Handelägewerbe im engeren Sinne find jene, „bei welchen die Gewerbs— 
anmeldung bez. der Gewerbeichein auf den Betrieb des Handel3 lautet, bei denen 
alfo dieſer Handelöbetrieb das alleinige Gejchäft bildet und nicht als ein Aus— 
fluß des den gewerblichen Produzenten zuftehenden Rechtes, mit ihren Erzeug- 
niffen und Waren Handel zu treiben, erſcheint.“ (Min.-Erl. v. 16. Sept. 1883, 
3. 26701). 

2 Fabrikmäßig betriebene Unternehmungen find folche, „in welchen bie 
Herftellung oder Verarbeitung von gewerblichen Verkehrsgegenſtänden in ge: 
ichloffenen Werkftätten unter Beteiligung einer gewöhnlich die Zahl von 20 über- 
fteigenden, außerhalb ihrer Wohnung beichäftigten Anzahl von gewerblichen Hilfg- 
arbeitern erfolgt, wobei die Benutzung von Maſchinen ala Hilfsmittel und die 
Anwendung eines arbeitsteiligen Verfahren? die Regel bildet, und bei denen eine 
Unterfcheidung von ben handwerksmäßig betriebenen Produftionzgewerben auch 
durch die Perjönlichkeit des zwar dag Unternehmen leitenden, jedoch an ber 
manuellen Arbeitsleiftung nicht teilnehmenden Gewerbaunternehmers, dann durch 
höhere Steuerleiftung, durch Yirmenprotofollierung u. dgl. eintritt.” (Min-Erl. 
v. 18. Juli 1883, 3. 22 037.) 

3 Als Hausinduſtrie ift jene gewerbliche Thätigfeit anzujehen, welche „nad) 
drtlicder Gewohnheit von Perjonen in ihren Wohnftätten, jei e8 ala Hauptz, jei 
es ala Nebenbeichäftigung, jedoch in der Art betrieben wird, daß diefe Perjonen 
bei ihrer Erwerbsthätigfeit, falls fie derjelben nicht bloß perjünlich obliegen, feine 
gewerblichen Hilfsarbeiter (Gehilfen, Gejellen, Lehrlinge) befchäftigen, ſondern fich 
der Mitwirkung der Angehörigen bes eigenen Hausftandes bedienen." (Min.-Erl. 
v, 16. Sept. 1883, 3. 26701.) — Im Zweifel über ben Charafter eines be= 
ftimmten Gewerbebetriebes entjcheibet die politifche Vandesbehörde nach Anhörung 
der Handels- und Gewerbefammer und der beteiligten Genojlenjchaften, im 
Rekurswege ber Minifter des Innern im Einvernehmen mit dem Handelaminifter. 
(810. G.⸗O.) 

Waentig, Gewerblide Mittelftandspolitit. 15 
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Gewerbe vorgefchriebenen Lehr- und Gehilfenjahre gleichkommt. 
($ 14 d. G.O. u. Min.-Exl. dv. 16. Sept. 1883, 3. 26701.) Doch 
gilt dies nicht für den Fall der bloßen Verwendung in einem 
hausinduftriellen Betriebe. (Hand.-Mtin.-Entid. v. 6. Juli 1886, 
3. 20399.) 

Weiter kann der Befähigungsnachweis eines gemeiniglich von 
Frauen betriebenen Gewerbes, 3. B. der Damenfchneiderei, von 
diefen auch in beliebig anderer Weile, jo dur den Nachweis 
der im amilienverbande, jei es durch eigene häusliche Thätigkeit 
oder durch Verwendung bei einer einjchlägigen Haudinduftrie, oder 
auch dur den Beſuch einer Fraueninduftriefchule erworbenen 
Kenntniffe und Fähigkeiten erbradht werden, deren Würdigung 
dem Ermeſſen der Behörde anheim geftellt ift. ($ 14 d. G-D. 
u. Min.-Erl. dv. 16. Sept. 1883, 3. 26701.) 

Um „in befonderz rücfichtswirrdigen Fällen“ den Übergang von 
einem Gewerbe zu einem anderen „verivandten Gewerbe“ zu ermög- 
lichen, ift die politifche Yandesbehörde befugt, Inhaber handwerks— 
mäßig betriebener Gewerbe nad) Einvernehmung der einfchlägigen 
Genoſſenſchaft bez. Handel3- und Gewerbefammer von der Erbringung 
des Befähigungsnachweiſes zu dispenfieren, eine Vergünftigung, 
welche namentlid) in ſolchen Fällen zu gewähren ift, in denen 
mit Rückſicht auf die Geſchäftskonjunktur der Übertritt zu einem 
anderen Gewerbszweige, oder im Hinblid auf den Ortsgebrauch 
und die ſchwierigen Erwerb3verhältniffe die Kumulierung mehrerer 
verwandter Gewerbe in einer Hand gerechtfertigt erjcheinen. Des- 
gleichen kann im allgemeinen gegenüber Gewerbaleuten , die vor 
dem Inkrafttreten der Novelle in den Beſitz des Gewerbeſcheines 
für ein jeitdem handwerksmäßig erflärtes Gewerbe gelangt find, 
behuf3 Überganges zu einem anderen verwandten oder gleid- 
zeitigen etriebes verwandter handwerksmäßiger Gewerbe fall 
weile von der Beibringung des Befähigungsnachweiſes Abftand 
genommen werden. Davon zu befreien find fchließlich auch folde 
Profejfionijten, die ein früher betriebeneg und wieder zurüd 
gelegte®, unterdejjen aber handwerksmäßig gewordenes Gewerbe 
wieder aufzunehmen wünjchen, ſoweit diefe darzuthun vermögen. 
daß fie e3 ehedem die feftgejeßte Anzahl von Jahren Hindurd old 
Gewerbsinhaber jelbjtändig ausgeübt Haben. ($ 14 d. G.⸗L. 
H-M.-Erl. dv. 16. Sept. 1883, 3. 26701, u. H.:M.-Erxl. v. 14. Jar. 
1884, 3. 46987 ex 1883.) 

Was man von diefem neuen Recht erhoffte, Hat feiner Zeit 
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Belcredi ! alſo formuliert: „Die Forderung der Erbringung eines 
Befähigungsnachweiſes zur Ausübung eines jelbftändigen Gewerbe— 
betriebes ift — richtig aufgefaßt — weit weniger eine Schranke, 
welche den Zutritt zum Gewerbe erſchwert und die Möglichteit 
des Getwerbebetriebes einengt, als ein höchſt notwendiger Schub 
der redlichen Arbeit und der beftehenden Gewerbebetriebe gegen 
Konkurrenz und Schleuderproduftion, ein Schub gegen Unerfahren- 
heit, ungenügendes Können und Vermögen jowie Leichtſinn beim 
Antritt des Gewerbes, ein Schuß auch der Konfumenten, der Käufer 
vor umnfolider Ware. Der Befähigungsnachweis ſchützt aljo ſo— 
wohl die Produktion als die Konſumtion.“ Iſt dies der Fall? — 

Es wird von Vorteil fein, die Fuageftellung anders zu 
geftalten und von dem Rechte jelber auszugehen. Diejes nun 
entwidelt vorwiegend zwei Tendenzen. Indem e3 einmal grund- 
ſätzlich die jelbftändige Ausübung eines Handwerkes von dem 
Nachweiſe einer rite verbrachten Lehr: und Gejellenzeit abhängig 
macht, drängt es von Geſetzes wegen die große Mafje der ge- 
werblichen Bevölkerung in einen Bildungsgang, den es autoritativ 
für den normalen und zeitgemäßen ausgiebt und von weldem es 
anerkennt, daß er, joweit Hierbei perfönliche Tüchtigkeit in 
Frage kommt, eine ſpätere erfolgreiche Wirkjamteit in jelbftändiger 
Stellung garantiere. Indem e3 zweitens alle nicht approbiexten 
Berjonen von eben jenem Felde gewerblicher Thätigkeit ausjchließt, 
neigt es dazu, einer gewiſſen Gruppe von Individuen eine be- 
ftimmte wirtſchaftliche Erwerbsquelle ausſchließlich zu fichern, 
während es gleichzeitig vermitteljt dev als notwendige Konjequenz 
des Befähigungsnachweiſes fich ergebenden Abgrenzung der Ge— 
werbebefugniſſe einen fühlbaren Einfluß auf die Verteilung eventuell 
vorhandener Erwerbsgelegenheit ausübt. Inwieweit diefe Tendenzen 
ſich ökonomisch durchzuſehen vermocht und welche Folgen fich hier- 
aus für die drei gejeßlich anerkannten Kategorien Kleingewerbe- 
treibender: Lehrlinge, Gejellen und Meifter ergeben haben, wird im 
Folgenden auzeinanderzufegen fein. 


2 Bericht des Gewerbeausſchuſſes. (Sten. Prot. d. Abgeordnetend., IX. Seſſ., 
Nr. 580 d. Beil., ©. 45.) 
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Erſtes Kapitel. 
Der Lehrling. 


„Lehrling“ iſt, wer bei einem Gewerbsinhaber zur praktiſchen 
Erlernung des Gewerbes in Verwendung tritt ($ 978. G.“O.). Auf—⸗ 
nahmefähig ſind nur Kinder im Alter von mehr als 12 Jahren, 
aufnahmeberechtigt nur ſolche Gewerbsinhaber, die ſelbſt, oder deren 
Stellvertreter wenigſtens die erforderlichen Fachkenntniſſe befiten 
und die auch in fittlicher Hinficht makellos find. (88 94, 98 d. &.-D.) 
Begründet wird da3 Lehrverhältnis ausschließlich durch den Lehr: 
vertrag, und zwar darf die ftipulierte Lehrzeit in Fabrikbetrieben nicht 
mehr al3 drei, in anderen nicht mehr ala vier Jahre betragen, 
eine eventuell ausbedungene und in die Lehrzeit einzurechnende 
Probezeit die Zrilt von drei Monaten nicht überjchreiten. (88 98a, 
99, 99a d. ©.-D.). Seine Löſung wird thunlichft erſchwert 
Denn, abgejehen von den geſetzlich fejtgelegten befonderen Fällen, in 
denen e3 ipso iure oder durch einfeitige Kündigung erlifcht, darf 
es nur während der erjten vier Wochen durch einjeitigen Rüdtritt 
iede3 der beiden Teile aufgehoben werden. (88 101ff., 103, 108a, 
99a d. ©.:0.). Was die twechjeljeitigen Verpflichtungen der Par- 
teien betrifft, jo ift der Lehrling dem Lehrheren zu Folgſamkeit, 
Treue, Fleiß, Verſchwiegenheit und anftändigem Betragen ver- 
bunden und muß fi nad) deilen Anmweifung im Gewerbe ver- 
wenden lafjen. Der minderjährige ift überdie8 der väterlichen 
Zucht de3 Lehrheren unteriworfen, wogegen er deflen Schuß und 
Dbforge genießt. ($ 99bd.©.-D.). Insbeſondere hat der leßtere fid 
die gewerbliche Ausbildung des Lehrlings angelegen fein zu lajjen 
und ihm die hierzu erforderliche Zeit und Gelegenheit durch De 
nußung zu anderen Dienftleiftungen nicht zu entziehen. hm 
liegt die Uberwachung der Sitten und der Aufführung des minder 
jährigen Lehrlings in- und außerhalb der Werkitätte ob, auch hat er 
ihn zur Arbeitfamfeit und zu guten Sitten, zur Erfüllung der 
religiöfen Pflihten und zum Beſuche der geiwerblidden Schulen 
anzuhalten und diejen Schulbefuch zu überwachen. Er hat jede 
Mißhandlung desjelben zu unterlafjen, ihn gegen ſolche von Eeitt 
der Arbeit3- und Hausgenoſſen zu ſchützen und dafür Sorge zu 
tragen, daß ihm nicht Arbeitäverrichtungen zugeiviefen werden, 
die feinen phyſiſchen Kräften nicht angemefjen find. Tabei 
find Xehrlinge zwiſchen dem vollendeten 12. und 14. Jahre 
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zu regelmäßigen gewerblichen Arbeiten in der Zeit von 8 Uhr 
abends bi3 5 Uhr morgens überhaupt nicht, tagsüber nicht länger 
al3 8 Stunden und aud) nur dann zu verivenden, wenn ihre 
Arbeit der Gejundheit nicht nachteilig ift, ihre körperliche Ent- 
wicklung nicht hindert und der Erfüllung der geſetzlichen Schul- 
pflicht niht im Wege fteht. Lebt der Lehrling in der Haus— 
genofjenjchaft des Lehrherrn, fo ift diejer auch verpflichtet, ihm im 
Erkrankungsfalle die gleiche Hilfe angedeihen zu lafjen, die zu leiften 
gejetlih den Dienftgebern gegenüber ihren Dienjtboten obliegt. 
488 94f, 99b u. 100 d. &.-0.) Zu ihrer befferen Überwachung 
find die Gewerbainhaber gehalten, bejondere Verzeichnifle über die 
von ihnen befhäftigten jugendliden Hilfsarbeiter zu führen und 
diefe auf Verlangen der Gemwerbebehörde vorzulegen. ($ 96 d. 
G.⸗O.) Bei Auflöfung des Lehrverhältnifies hat der Lehrherr 
dem Lehrling ein Zeugnis über die verbrachte Lehrzeit, fein Be- 
tragen während derjelben und die gewonnene gewerbliche Aus— 
bildung auszuftellen, nad) deſſen definitiver Beendigung die Ge- 
nofienihaft ihm überdies einen Lehrbrief auzzufertigen, der in 
Das Arbeitsbuch) des Lehrling3 einzutragen und von der Orts— 
polizeibehörde zu beglaubigen iſt. (88 79, 80b u. c, 104 d. 
®.D.)". 

Nach alledem ericheint das Lehrlingsweſen wohlgeordnet, das 
Lehrverhältni3 von Rechts wegen al3 eine vielverfprechende Inſti— 
tution. Es tft einmal ein Pflege- und Schußverbältniz, injofern 
dem Lehrherin an Vater Statt die Erziehung und die unmittel- 
bare Türjorge für das geiftige und körperliche Wohl feines 
Lehrling3 anvertraut ift. Zweitens ein Unterricht3verhältnis, da 
dem VBormunde die allgemeine und namentlid) auch die fachliche 
Ausbildung feines Schußbefohlenen übertragen iſt. Endlich aud) 
Arbeitsverhältnis, infoweit dem Meifter innerhalb der eng ge- 
zogenen geſetzlichen Schranten die freie Verfügung über die Arbeits— 
fraft feines jugendlichen Gehilfen zufteht. Nach allen drei Seiten 
hat man e3 genauer zu betrachten, um ſich über feine praftifche 
Bedeutung ein gerechtes Urteil zu bilden. 


ı Die das Lehrlingsweien berührenden Beitimmungen der Novelle von 1897 
mußten in diefem Zufammenhange unberüdfichtigt bleiben. Yhre Bedeutung wird 
gelegentlid) erläutert werden. 


1. Das Lehrverhältniz als Pflege- und 
Schutzverhältnis. 

Gerade als Pflege- und Schutzverhältnis Hat ſich von alters das 
Lehrverhältnis der ſpeciellen Vorliebe konſervativer Politiker zu er— 
freuen gehabt. So hat, um nur einen öſterreichiſchen Autor zu citieren, 
noch dor wenigen Jahren C. von Paygert! in einer Studie über 
die galiziiche Schuhmacherei die Miſchung häuslichen Lebens und ge- 
werblicher Thätigkeit ala beſonders ſegensreich bezeichnet und vor 
jtörenden Eingriffen der Sorialgefeßgebung gewarnt, weil dadurch 
„zwilchen der Familie des Meifters und den Lehrlingen ein Damm 
errichtet twerde, der dem bisherigen herzlichen Verkehr ein Ende 
made”. Um jo auffälliger ift es, daß die Wirklichkeit diejem 
Ideale jo wenig entipriht. Ganz allgemein wird vor allem 
über die Kleingewerbliden Werkitätten und Wohnräume, 
die den Handwerkslehrlingen zugewiejenen Schlafftellen und 
die ihnen verabreichte Kost geklagt, Beſchwerden, die doppelt 
ins Gewicht fallen, weil noch immer die überwiegende Zahl der 
jugendlichen Hilfsarbeiter im Kleingewerbe die Hausgenoſſenſchaft 
des Meiſters teilt?. 


1 &. v. Paygert, Die fociale und wirtjchaftliche Lage der galiziſchen 
Schuhmacher (Schmollerd Forfchungen, XI, 1). Leipzig 1891. S. 126. ch ftehe 
Paygert3 Ergebnifien durchaus jeptifch gegenüber. Schon fein Material (Frage 
bögen, von galizifchen Genoſſenſchaftsvorſtehern ausgefüllt!) kann nicht argwöhniſch 
genug beirachtet werden. Wie „Herzlich“ fich das von ihm gepriefene Verhältnis 
übrigens gerade in Galizien geftaltet, wird fich jofort offenbaren. 

2 Pal. dazu die Berichte der k. k. Gewerbeinfpeftoren über ihre Amtsthätig⸗ 
feit im Jahre 1884, ©. 145 (Prag); 1886, ©. 45 ff. (Wien); 1888, ©. 157. 
(Wien): 1889, ©. 206 f. (Prag); 1890, ©. 271 (Brünn); 1891, ©. 96 (Wiener 
Neuſtadt), S. 209 (Prag), ©. 353 (Lemberg); 1893, ©. 42 (Wien), ©. 13 1. 
(Graz), S. 161 (Klagenfurt), ©. 203 f. (Prag), ©. 108 (Linz), ©. 171 (Tief), 
©. 241. (Reichenberg), ©. 253 (Pilfen), ©. 282 (Brünn), S. 3283 (Olmüß) 
S. 358 (Lemberg); 1894, ©. 92 (Linz), ©. 107, 117 (Graz), S. 134 f. (Klagen: 
furt), ©. 177 (Prag), ©. 205 f., 209 (Reichenberg), ©. 264 (Königgräb), S. Mli. 
(Pillen), ©. 272 (Brünn), ©. 326, 339 (Troppau), ©. 349 (Lemberg): 18% 
S. 29 (Wien), ©. 64 (Wiener Neuftadt), S. 89 (Linz), S. 125 f. (Graz) S. 181. 
134 ff. (Stlagenfurt), ©. 163 f. (Innsbrud), ©. 175 f. (Prag), ©. 219, 2 
(Bilfen), S. 321, 334 (Olmüb), S. 348 f., 366 (Troppau), S. 372, 380 (Lem 
berg); 1896, ©. 6 (Wien), S. 35 f. (Wiener Neuftadt), ©. 58 (Linz), ©. 7, & 
(Graz), S. 101 (Stlagenfurt), 124 (Trieft), 142 (Innabrud), 154, 159 (Prag), 19 
(Reichenberg), 205, 207 (Pilſen), 227 (Budweis), 249 f. (Stöniggräg), 272 f. (Tetichen). 
297 (Brünn), 323 f. (Olmüb), 347 (Troppau), 367 (Lemberg). Die den Seiten 
zahlen in Klammern beigefügten Ortsnamen bezeichnen ben Amtafig bes Se 
werbeinipeftor® und ermöglichen einen ungefähren überblick über die lolale 
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Um mit den beiden Großftädten Wien und Prag zu be- 
ginnen, jo bezeichnete insbejondere dev Wiener Gewerbeinipettor 
bereits 1886 die Wohnungsverhältniffe im Kleingewerbe feines 
Auffichtsbezirkes als äußert ungünftige: 

„Was die Wohnungen reſp. Schlafräume betrifft, welche die 
Arbeitgeber — nahezu ausſchließlich Kleingewerbetreibende — ihren 
Hilfsarbeitern überlaffen,“ heißt es im dem betreffenden Jahres— 
bericht, „jo habe ich im allgemeinen wahrgenommen, daß die Unter- 
tunft der Gehilfen relativ beſſer ift, als die der jugendlichen Hilfs- 
arbeiter, da wie dort jedoch viel zu wünſchen übrig läßt. Die 
Schlafftellen der letzteren befinden fich zumeift in den Werkjtätten 
und Küchen, bie und da auch in Kellern und jonftigen unpafjenden 
Orten. Ich habe Schlafräume für Lehrlinge angetroffen, in denen 
dier Betten übereinander geftellt waren, jo daß der im oberjten Bette 
Tiegende beim Siten mit dem Kopf an die Dede anjtieh.” 


Ausdehnung ber fonftatierten Erſcheinung. Doch ift aus dem Fehlen der ber 
treffenden Nachtweife nicht ohne weiteres auf das Vorhandenjein befriedigenber 
Zuftände zu fliehen. Namentlich in früheren Jahren haben die Gewerbeinfpet: 
toren das Kleingewerbe nur in Ausnahmefällen in ihre Auffichtsthätigfeit ein- 
bezogen. Erſt die allmähliche Vermehrung ber Beamten und die entjprechende 
Verkleinerung der Bezirke ermöglichten dies in weiterem Umfange. Aber auch jet 
noch betrachtet die Mehrzahl als Hauptaufgabe die Überwachung der Großinduftrie. 
Dazu kommt, daß natürlich auch der perjönliche Wert der einzelnen Infpettoren 
eim jehr verfchiebener ift. Manche von ihmen machen fich die Berichterftattung ziem- 
lich leicht, inbem fie fich auf Das nötigfte beichränten. Andere wieber Leiften darin ganz 
hervorragendes. So find 5. B. die Referate des taiſ. Rates E. R. Leonhardt zu Stlagen- 
Furt in ihrer Art muftergiltig. Vgl. ferner die Berichte betr. die Enquete über das 
Lepelingswefen in Wien, die im Frühjahr 1897 der dortige focialpofitiiche Klub 
veranftaltete. Diejelbe ward im Sommer abgebrochen, ihre Protofolle find des- 
Halb noch nicht erichienen. Ich eitiere die betreffenden Nummern der Arbeiter: 
zeitung, Jahrg. 1897, und zwar Nr. 113 (Bäder), 118 (Schloffer und Schufter), 
124 (Tijchler), 134 (Handſchuhmacher) 139 (Schneider), 150 (Schmiede und Kupfer⸗ 
jchmiede), 152 (Hutmacher), Weiter vgl. Wiener Gewertſchaftsenquete von 1892/98, 
&.72, 147f., 151, 171, 2045, 212 u. f ww. — Statiftit über die Cohn-, Arbeitse 
unb Vereinsverhältniffe ber Buchdrucker Öfterreiche. Wien 1892. — So leben 
die Baderarbeiter! Statiftiiche Zufammenftellung über die Arbeits- und Lohn- 
verhältnifie im Badergewerbe in den 19 Gemeindebeziren Wiens mebft einem 
Anhang über bie Berhältniffe von Klofterneuburg und Umgebung, Linz und Mr- 
fahr, Salzburg, Innsbruck und Villach. Wien 1893. Reiches Material endlich, 
enthalten namentlich die früheren Jahrgänge der Arbeiterfachblätter: Vorwärts 
(Buchdruder), Freie Hutmacherzeitung, Freie Schuhmacherzeitung, Tifchlerzeitung, 
Der Bauarbeiter, Fachblatt der Drechsler, Bäderzeitung, ſterreichiſcher Metalle 
arbeiter, Der Organifator (Holzinduftrie), Der Zeitgeift Mahrungsmittelinduftrie), 
Die Bekleidungsinduftrie u. |. w. 
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Die folgenden Jahre Icheinen Teinerlei nennenswerte Befjerung 
mit fich gebracht zu Haben: 

„Man findet niedrige, feuchte und fenfterlofe Schlaflofale, die nur 
notdürftig zufammengeflickte Bettjtellen mit mangelhaften, ſchmutzigen 
Bettzeug enthalten... Es giebt Kleinmeifter, die nach dieſer Rich— 
tung Unglaubliches leiſten und ſich 3. B. fein Gewiffen daraus 
machen, ihre Sehrlinge lelbjt im ftrengen Winter in ungeheizten Seller: 
oder Bodenräumen, in feniterlofen Materiallanımern u. |. w. ohne 
hinreichendes Bettzeug Ichlafen zu laffen. Bei einzelnen Meiſtern ift 
als Schlafitelle für Lehrlinge jeder Plaß und jeder Winkel gut 
genug und es kommt fogar dor, daß dieje bedauernawerten Jungen 
ihr Nachtlager auf Hobelbänken, in Wajchtrögen, Koffern u. f. w. zu: 
gewiejen erhalten.” (1893.) 

Auch die jüngsten Wahrnehmungen dienen nur zur Beftätigung 
des früher Mitgeteilten und finden ihre Ergänzung durch bie 
Ausjagen der Erperten in der Lehrlingsenquete von 1897, die 
fih Häufig über den ſtarrenden Schmuß, die ftintende Wäſche und 
die Mafje des Ungeziefer3 beklagen. 

Nicht viel anders fteht es in Prag. Noch 1895 wird amt- 
lich feftgeftellt, daß „in vielen Kleingewerblichen Betrieben die Lehr. 
linge in den MWerkitätten übernachten müſſen“. Dabei fcheint 
dies nod) lange nicht das Schlimmite. Fand fich doch 3. B. in 
einer Bäckerei „ein Kleines, vollkommen dunkles, ungeheiztes Lokal, 
in welchem nur zwei mangelhafte, überdies ſchmutzige Betten Plat 
finden fonnten, den ſechs Gejellen und drei Lehrlingen als Schlaf- 
raum angetviefen. Die lebteren waren gezivungen, unter den 
Betten zu nächtigen, toofelbjt Unmaſſen von Ungeziefer vorhanden 
waren.“ Solche Verhältniſſe, bemerkt der betreffende Beamte, „laflen 
e3 ertlärlich ericheinen, daß die Arbeiter e8 vorziehen. in den Arbeitd- 
Iofalen auf Mehlfäden oder am Arbeitstiiche zu ſchlafen.“ 

Durchaus verfehlt wäre e3, die erwähnten Erſcheinungen al3 
ſpecifiſche Auswüchſe des Großftadtlebens zu erklären. Finden fid 
doch in den Hleineren Orten ganz die gleichen Übelftände. So 
entiprachen von 128 daraufhin inspizierten Kleinbetrieben 18% 
im Brünner Aufjichtsbezirkte nur etwa 30 den für die Gefund: 
heit der Arbeiter notwendigen Anforderungen. Ganz ungenügende 
Schlaf- und Wohnräume werden ferner vom Piljener Gewerbe 
inſpektor Tonftatiert: 

„Inden jelteniten Fällen werden Arbeitern und Lehrlingen be 
iondere Schlafräume angeboten, und wo dies wirklich gefchieht, find 
fie jo fchlecht beichaffen, daß es begreiflich erfcheint, wenn die Be 
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quartierten entweder die MWerkjtätte oder den Dachboden diefen Ubi- 
cationen vorziehen... Noch jchlechter ift e8 mit den Lagerjtätten beitellt. 
Bejondere, einzelnen Arbeitern zus Benugung dienende Bettjtätten 
gehören zu den größten Seltenheiten. In den meiiten Klein 
gewerben find zur befjeren Ausnußung des Schlafraumes, falls folche 
Räumlichkeiten geboten werden, bejondere Etagenbetten in Verwendung, 
deren Belagitellen überdies von zwei oder auch drei Arbeitern gleich- 
zeitig benußt werden.” (1894.) 

Die im Jahre 1896 infpizierten 473 Kleinbetriebe erforderten 
nicht weniger als 557 Anordnungen bezüglich der Beichaffenheit 
und Einrihtung der Arbeit3- und MWohnftätten und von den 562 
fanitären Übelftänden, die überhaupt zu rügen waren, entfielen allein 
auf das Kleingewerbe 548. „Abgang der notwendigen Reinlichkeit 
in Arbeit3- und Schlafräumen, mangelhafte Trennung der Arbeit3- 
räume von Wohnftätten und Aborten, demzufolge Verunreinigung 
der Luft durch Abortgeruch, janitätswidrige Einrichtung der 
Aborte, gänzlicher Abgang oder mangelhafte Belchaffenheit der 
Waſchvorrichtungen, fehlende Ventilation u. |. w.“ waren ftändig 
wiederfehrende Ericheinungen. Am meisten Anlaß zur Bean- 
ftandung gab das Bädergewerbe. Nur in 3 von 54 nachgejehenen 
Betrieben entfpradhen 1895 die Arbeitsräume den gejeßlichen An- 
forderungen. In 31 eriviefen fih die Schlafitellen ala unzu— 
veihend. Beſonders jtiefmütterlich bedacht jcheinen die Arbeiter 
der Karlöbader Bädereien. „Die nit heizbaren Dachkammern 
mit gemeinjchaftlicden Betten gehören noch zu den bejjeren Schlaf- 
ſtätten,“ Eonftatiert der Inſpektor. „Ich fand aber auch alte Rumpel- 
fammern, Mehlmagazine und völlig dunkle, dumpfige Lokale, die 
als Ruheftätten den Arbeitern angewiejen waren.” 

Analoge Zuftände wurden noch 1896 im angrenzenden Bud- 
weifer Bezirke angetroffen. „Nur in wenigen Ausnahme— 
fällen entipraden Werkftätten und Wohnräume in 116 in- 
Ipizierten Bädereien den einfachiten hygieniſchen Anforde- 
rungen.” Bon den Wohnräumen konnten nur 16, von den 
Betten nur 14 als genügend betrachtet werden. Dabei waren für 
237 bei ihren Meiftern bequartierte Gejellen und Lehrlinge über- 
haupt nur 138 Betten vorhanden. Für 17 unter ihnen war gar 
feine Schlafftätte übrig. „Einige in einem Winkel zujammen- 
getragene Säde, eine Holzbank, ein nadtes Brett diente diejen 
als ftändige Ruheftätte.“ Als Schlafräume wurden benußt in 
39 Betrieben die Werkftätte, in 28 Zimmer oder Kammer, in 12 
der offene Dachboden, in 7 das Mehlmagazin, in 5 das Vorhaus, 


— 234 — 


in 4 die Holzlage, in 3 die Bodenſtiege, in 2 der Verkaufsladen, 
in 2 die Küche (gemeinihaftlid mit den weiblichen Dienſt⸗ 
boten !) in 2 endlich der Keller! 

Ein würdiges Seitenftüd dazu bilden gewiſſe Schlafftellen 
des Reichenberger Bezirkes: 


„Etagenbetten in dunklen, infolge der ſchlechten Ventilation und 
des ſchmutzigen Bettzeuges übelriechenden Kammern, mit Brettern ein- 
gefriedete Dachbodenwinkel mit einem gemeinſchaftlichen Strohſack für 
höchſtens 2 Perſonen, wo jedoch 4—6 Perſonen ſchlafen müſſen! Dieſe 
von den Gewerbetreibenden als Schlafſtellen der Lehrlinge bezeichneten 
Kammern werden aber in Wirklichkeit nur von den Gehilfen be 
nutzt; denn die Lehrlinge müffen fich mit einem Pläßchen am Badofen, 
ſehr oft jedoch irgendwo im Gange begnügen, wobei fie entiweder direkt 
am Pflafter oder aber auf ſchmutzigen Fetzen ſchlafen.“ (1893.) 

„Nur zu Häufig” mußten ferner die den Gejellen und Lehr: 
Lingen beigeftellten Schlafftätten in und um Königgräß bean- 
ſtandet werden. 

Sp wurde 3. B. „in einer Schlofjerei mit 6 Lehrlingen nach den 
Schlafftellen gefragt, worauf der Gewerbsinhaber auf einen Winkel 
der Küche hinwies, in welchem erſt nach längerem Suchen etwas 
Bettitellenartigee entdedt werden konnte, was als zwei Betten für je 
zwei Lehrlinge deklariert wurde. In einem zweiten Betriebe derfelben 
Art befand fich das Nachtlager des Lehrlings in einem abjolut finjteren 
Raum ohne Luftzutritt, zu welchem man nur nad) Überwindung ber 
ſchiedener Hinderniffe zu gelangen vermochte.“ (1895.) 

Auch der Olmützer Gewerbeinſpektor erflärt, „die im Klein⸗ 
geiverbe dem Arbeiterperfonale, hauptſächlich den Lehrlingen, 
angewiejenen Schlafjtellen, ſelte ne Fälle ausgenommen, für durch⸗ 
wegs ungenügende. Dabei fei man noch im Unflaren, was auf die 
Gefundheit des Arbeiter nachteiliger wirkte, ob der ungenügende, 
nicht geheizte und nicht gelüftete Raum, oder das wochen⸗, ja 
monatelang nicht gereinigte, ſchmutzige und übelriechende Bettzeug.” 
(1896). Endlich fanden ſich auch in Schlefien vielfach „ſowohl den 
Anforderungen der Hygiene wie denen der Moral zumwiderlaufende‘ 
Zuftände vor: 

„Die Verwendung von Etagenbetten oder richtiger Etagenpritichen, 
da jede Etage mehreren Perſonen zur gemeinfamen Lagerftätte dient, 
gehoͤrt in Kleinbetrieben feineswegs zu den Ausnahmen. Ra 
einer Bäckerei befand ſich die Schlafitelle des Lehrlinge im Vorhauſe ia 
einem faum 1m hohen, dunklen Holzverichlage; der Zugang zu dieſen 
Schlafraume erfolgte mitteljt einer hölzernen Leiter. In einer Tiſchleri 
mit Mtotorenbetrieb wurden die Holzbänke als Schlafftellen für Be 
Lehrlinge verwendet.“ Und endlich „ergab die Revifion mehrere 
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Büdereibetriebe den Befund, daß Gehilfen, Lehrlinge und — Dienit- 
mädchen in einem und demfelben Raume ihr Nachtlager hatten.“ 
(1895.) 

Sollte nun auch, wie die Zünftler dies gern behaupten, in 
den gewerbfleißigen Sudetenländern das zerfeende Gift des 
Judenliberalismus“ die patriarchalijche Idylle des alten Hand- 
werks zerftört haben, jo müßte fie fich doch in den von der großen 
Verkehrsſtraße abgelegenen Alpenthälern unverändert haben er— 
halten können. Aber welche Enttäufchung! Mit Entjchieden- 
heit erklärt allen voran der Gewerbeinjpettor in Klagenfurt, 
der feit Jahren der Überwachung des Kleingewerbes feine befon- 
dere Nufmerkfamteit zuwendet, daß „die Schlafitellen, die ex bei 
Teider ziemlich vielen Mleingewerbetreibenden den Gehilfen, nament- 
lich aber den Lehrlingen zugewiefen fand, in fanitärer Beziehung 
fehr viel zu wünſchen übrig ließen, ja teilmeife in einem Zu- 
ftande geweſen, daß man ſchlechterdings nicht begreifen könne, 
daß ſolche Meifter überhaupt noch Arbeiter fänden“. (1893) Die 
jpäteren Berichte entwerfen ein immer troftlofer werdendes Bild 
der vorhandenen Übelftände. Cine verſchwindend Heine Zahl von 
Ausnahmen abgerechnet, jeien die Wohn- und Schlafftätten der 
Hilfsarbeiter im Kleingewerbe „überall minderwertig, dazu un— 
zureichend, in vielen Fällen jogar direkt janitätswidrig". Nicht 
bei einem Drittel aller infpizierten Kleinbetriebe habe jeder Hilfs- 
arbeiter jein jeparates Bett. Bei Bädern, Schujtern, Schneidern, 
Tiſchlern u. ſ. w. ſeien häufig den Gehilfen und Lehrlingen Räum- 
lichkeiten angewiefen, „die au nicht den beſcheidenſten 
Anforderungen der Hygiene entſprechen“. Wirklich gute Unterkunft, 
d. h. „eine ſolche, wobei jedem einzelnen Arbeiter oder Lehrling 
ein feparates, jauberes, im Winter genügend warmes Bett zuge 
wieſen und dieſe Betten in geräumigen, hellen, trockenen, im 
Winter heizbaren, ſtets rein gehaltenen Lokalitäten unter 
gebracht waren, fand ſich außer bei einem Handelsgewerbe, ftreng 
genommen, nur — bei 2 Profejfioniften. Überall anderwärts ließen 
bie Gehilfen-, bejonders aber die Lehrlingsichlafftätten nad) der 
einen oder anderen Richtung zu wünſchen übrig“. Und noch 
in dem jüngften Berichte wird konftatiert, daß unter den 1062 
im Jahre 1896 infpizierten Stleinbetrieben eigentlich wieder— 
um nur 2 gewejen, bei denen nicht allein alle gewerbepolizei= 
lichen Vorſchriften auf das Gewiſſenhafteſte erfüllt, jondern auch 
die Shhlafitätten der Hilfgarbeiter tadellos in Ordnung waren. 
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Zur Illuſtration des Gefagten nur einige wenige Beifpiele aus 
der überreichen Yülle de3 zur Verfügung ftehenden Materials: 


„Bei einem Schuhmacher 3. B. jchliefen fieben Gehilfen und Lehr— 
linge auf einen niedrigen, unbeheizbaren, ſchmutzſtarrenden Dachboden; 
das Fenſter war notdürftig mit Papier verklebt. Bei einem Zeug- 
ſchmied wurde zehn Gehilfen und Lehrlingen ein früher als Stall 
benußter, noch immer ganz feuchter Raum angewiejen, in deſſen einer 
Ede fünf doppelipänige Betten, davon je zwei und zwei übereinander 
jtehend, aufgejchlagen waren. Die Werkjtätte eines nur mit zwei 
gehrlingen arbeitenden Tiſchlermeiſters, die zugleich Küche, Wohn- und 
Schlafraum war, zeigte zwei nebeneinander aufgeſtellte Betten, in 
deren einem die zwei Lehrjungen, in deren anderem der Meijter und 
— die Köchin fchliefen. Ein Schuhmacher, der in feiner mehr ale 
fleinen, zugleih ala Küche und Wohnraum für die Meijterfamilie 
dienenden Werkſtätte abjolut auch nicht mehr den beicheideniten Raum 
verfügbar hatte, ließ feinen Lehrling in einem Hinter der Wertitätte 
gelegenen, total finftern und feuchten Keller jchlafen wo außerdem nod 
Holz, Kohlen, Kartoffeln und Kraut aufbewahrt wurden. Bei einem 
Schneider, welcher zwei Gehilfen und drei Lehrmädchen befchäftigte, 
ichliefen die leßteren drei zufammen in zwei in der Werkitätte jtehen- 
den Betten, die zwei Gehilfen aber zuſammen in einem Bette, das — 
Sommer und Winter — unter dem Schindeldadhe eine® Wagen- 
ſchuppens aufgeichlagen war, in einem Raume, zu welchen man vom 
Hofe aus nur mittelft angelegter Leiter gelangen fonnte. Tenfter 
war feins vorhanden; Licht erhielt dieſes „Schlafzimmer nur durd 
das Einſteigloch im Fußboden und Durch die zahlreichen Fugen in 
der Lattenverfchalung, welche natürlich auch Wind und Regen bereit: 
willigft Eingang gewährten.” Häufig muß der Heuboden in Sommer, 
im Winter der Viehſtall Gehilfen und Lehrlingen als Schlairaum 
dienen, „was gegenüber den anderwärts gemachten Erfahrungen nicht 
einmal als jchlecht bezeichnet werden fann.” 


Am jchlimmiten fteht es auch Hier beim Bädergewerbe: 

„Ein Bäckermeiſter, mitten in einer volkreichen Stadt wohmend. 
arbeitet nur mit zwei Lehrlingen; für den einen ſteht ein ſchmales 
Bett in der Bardjtube, wogegen fi” der andere feine Schlai⸗ 
ſtelle — gleichfalls in der Backſtube! — dadurch bereitet, daß 
er einen ſchmutzigen Strohſack, der während der übrigen Zeit in 
einen Wintel der Hausflur ſteht, auf einen der beiden Wadtröge 
legt.” In einer anderen Bäderei diente ala Schlafraum für ſieben 
Gejellen und Lehrlinge „ein kaum 2 m breites, nicht bebeizbares, 
feuchtes und daher dumpfiges Parterrekämmerlein im Hoje, deſſen 
Thüre zugleich das Fenſter bildete. In dieſem befanden ſich für 
Betten, davon vier je zwei und zwei übereinander angeordnet: die 
beiden unteren Kojen wurden von je zwei Schläfern gleichzeitig be 
nußt.” In einen: Betriebe, wo drei Gehilfen, ein Lehrling und drei 
Austrägerinnen bedienſtet waren, „ſchlieſen in einem und demſelben 
finjteren, früher als Waſchküche benußten Raume in vier Betten jämt- 
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Yiche fieben Hilfsarbeiter — männliche und weibliche zufammen!" Sn 
einem Galle endlich „mußten die drei Hilfsarbeiter in einen gemölbten 
PBarterrelofale jchlafen, das nicht beheizbar und dejjen eine Wand buch— 
jtäblich naß war von dem außen an diefer Wand angebrachten Gajt- 
hauspiſſoir. Das einzige jehr große Bogenfenjter war vernagelt, feit 
Monaten nicht geöffnet, was infofern gerechtfertigt war, als fich un— 
mittelbar dor und unterhalb diejes Fenſters die Senfgrube befand“ 
u. |. w. 

Ähnliches, wenn auch minder ausführlich, berichten die Beamten 
von Graz, Linz, Innsbruck und Trieft. „An den meijten 
der im Berichtsjahre bejuchten Werkftätten des Kleingewerbes“ heißt 
e3 3. B. noch im jüngften Referat des Innsbrucker Gewerbes 
inſpektors, „waren faft diejelben Mängel und Übelftände, wie in 
früheren Jahren vorhanden: Heine, niedrige, ſchlecht ventilierte, un- 
reine, oft mit verichiedenen Materialien verftellte Arbeitsräume. Bei 
vielen find auch die Schlafräume der Hilfsarbeiter ungenügend, feucht 
und dunkel, ohne Fenſter, und müſſen nicht jelten zwei in einem 
Bette ſchlafen. Einige diefer Schlafräume find in der Nähe der 
Aborte gelegen und dringt der unangenehme Gerud) in die Schlaf- 
räume.” Und ivie appetitlih iſt gar jene Schilderung, die der 
Triejter Beamte 1896 von den Bäckereien der Hauptftädte feines 
Bezirkes entwirft: 

„Durchwegs Badjtube und Backküche ebenerdig gegen einen jchacht- 
artigen, feuchten, ſchmutzigen und widerlich riechenden Lichthof ge: 
richtet, dem Bereiche der Sonnenjtrahlen völlig entrüdt, jämtliche 
Arbeitsräume durch Kleine, rauchige Ollampen tagsüber im düſterſten 
Schimmer erfcheinend,, die Dede durch Spinnengewebe verjchleiert, die 
Wände mit Pilgwucherung bededt, die Arbeitztifche der Ichier verfengenden 
Ofenitrahlung ausgeſetzt, fait jämtliche Fenfteröffnungen ohne Ber- 
glajung, die Dachbodenräume nur mitteljt ſchadhafter und ſteiler Holz- 
treppen erreichbar, daſelbſt die Schlafftellen etagenfürmig aufeinander 
getürmt, die oberften nur auf unficherer Leiter zugängig, die ſchmierigen 
Strohläfe mit Fetzen allerlei Provenienz bededt.” 

Sp bleiben dem „Gewerbefreunde“ als letzter Troft allein 
die polnifhen Provinzen Doch muß aud diefer ihm 
genommen werden. Im Kleingeiwerbe, jo lauten die jtereotypen 
Berichte des Gewerbeinjpeftors von Lemberg, „lajlen Die 
Arbeitsräume fehr viel zu wünſchen übrig“. Die Werkitätten 
find „oft überfüllt“, auch ift „die Unterbringung der Lehrlinge, 
welche höchſt jelten eine menſchenwürdige Schlafſtelle zu— 
gewieſen erhalten, eine ſehr mangelhafte.“ Und noch in den 
letzten Referaten wird ausdrücklich hervorgehoben, daß eine 
Wendung zum Beſſeren nach keiner Richtung eingetreten ſei: 
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„Die Lehrlinge haben nur in den ſeltenſten Fällen hinreichendes 
Bettzeug, ſie ſchlafen in ungeheizten Bodenräumen oder in der 
Werkſtätte auf Hobelbänken, Koffern, in Hängebetten, am Fußboden. 
Jeder Platz, jeder Winkel muß fürfie gut ſein. Waſch— 
becken werden als ein Luxus angeſehen. Unter ſolchen Verhält— 
niſſen kann es nicht wundernehmen, wenn ein Lehrling, welcher 
die ganze Woche angeſtrengt arbeitet, nie ordentlich ausruht, im 
Schmutze lebt, ſelten gut gekleidet iſt, auch nur in Aus— 
nahmefällen zu einem phyſiſch und moraliſch ge— 
ſunden Manne heranwächſt.“ 

Nach alledem unterliegt es wohl keinem Zweifel, daß die 
kleingewerblichen Werkſtätten, Wohnräume und Schlafftellen im 
allgemeinen weit Hinter den geſetzlichen Anforderungen zurück— 
bleiben, daß insbejondere die Hausgemeinſchaft zwiſchen Lehr 
ling und Meifter die ohnedies ungünftigen Wohnungsverhält- 
niffe! der unteren Bevölferungsichichten noch erheblich ver- 
Ichlechtert, weil fie das Zufammendrängen von Menden in un- 
zureihenden Räumlichkeiten befördert, und daß Hierbei in der 
Hauptſache der Lehrling der Yeidende Teil ift. Dies alles gilt, 
jelbft wenn man zugiebt, daß, wie bezeichnender Weije einer der 
Gemwerbeinfpeftoren dies bejonder3 hervorheben zu müfjen glaubt ®, 
„im Kleingewerbe auch muftergiltige Werkftätten und gefunde, 
reine Arbeiterichlafräume” zu finden find. Und rechnet man nod 
hinzu, daß leider gar nicht felten, und zwar am meiften dann, 
wenn der Lehrling an den Mahlzeiten der Meifterfamilie nit 
regelmäßig teilnimmt, die ihm verabreichte Koft fi) quantitativ 
twie qualitativ al3 ungenügend Herausftellt®, jo wird man zu 


1 Bol. dazu Eugen von Philippovich, Wiener Wohnungaverhältnifk, 
Braun Archiv f. foc. Gefeßgebg. u. Stat. VII. Bd. 1894, ©. 214 ff. 

2 Berichte d. Gew.-Inſp. f. d. Jahr 1896, ©. 250. 

3 Namentlich die Wiener Lehrlingsenquete hat in diefer Hinftcht ſehr un: 
erfreuliche Thatjachen zu Tage gefördert. Vgl. Arbeiterzeitg., Jahrg. 1897, Rr. 11: 
(Schloffer und Echufter), 124 (Tiichler), 150 (Kupferſchmiede). Bezeichnend iR. 
daß die erwachjenen Hilfsarbeiter fich, wenn irgend möglich, dem „Stoftübel” p 
entziehen fuchen. Selbft im Bäckergewerbe, wo die Ausfcheidung der Gehilien 
aus dem Haushalte de8 Meifters verhältnismäßig langfam von ftatten geht. 
wird nach den Angaben der oben citierten ftatiftiichen Zufammenftellung (2. ! 
die Koft nur mehr in wenigen Betrieben und auch ba nur ben zu unter 
geordneten Arbeitzleiftungen verwandten Hilfsfräften verabreicht. Berlänfe 
rinnen und Xehrlinge haben jaft überall bie Koft, die „in ber Regel in 
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geben müſſen, daß das Lehrverhältnis als Pflegeverhältnis von 
höchft problematiſchem Werte ift. 

Immerhin tönnte der ärmliche oder knauſerige Hausvater 
fich als ein liebevoller und firforglicher Erzieher erweiſen. Doc) 
auch diejes jeheint nur zu häufig nicht der Fall zu fein. Viel— 
fach berichten die Getverbeinjpektoren, daß Fälle voher Be- 
handlung, ja, direkter Mißhandlung von Lehrlingen durch 
ihre Lehrheren keineswegs zu den jeltenen, jondern vielmehr zu 
den alltäglichen Vorlommnifjen gehören!. Schon in Wien? 
ſcheint es in diefer Beziehung nicht zum beiten zu ftehen. Denn, 
wenn au) das Prügeln mit „Eiſenröhrln“, Holzlatten, Bejenftielen, 
Hämmern, eingeleifteten Stiefeln wohl zu den Ausnahmen gehören 
mag, fo jpielen, wie die zahlveichen Gerichtsverhandlungen® be- 
zeugen, namentlich bei Schloffern und Schmieden, Tifchlern und 
Drechslern, Schuftern und manden anderen Gewerben dafür 
Ochſenziemer und Knieriemen in der Lehrlingsausbildung eine 
Rolle, die ihnen von Rechts wegen gewiß nicht zufommt, von ge- 
linderen Brutalitäten ganz zu ſchweigen. 

Aber auch in dieſer Beziehung ſcheint die Hauptftadt von 
der Provinz eher noch übertroffen zu werden. Nennt doch der 
Gewerbeinjpettor von Wiener Neuftadt die Lehrzeit geradezu 
eine „Leidenszeit“. Das Entlaufen von Lehrlingen wegen ex- 


qualitativer Beziehung altes zu wünſchen übrig Läft*. Vgl. aud) die der Statiſtit 
beigefügten Fußnoten. Selbft im Gaft: und Schanfgewerbe wird über ſchlechte 
Koft geklagt. (Gewerfichaftsenquete von 1892/93, S. 163, 209.) 

= Berichte der Gewerbeinipeftoren für das Jahr 1884, ©. 259 (Lemberg); 
1837, ©. 227 (Prag); 1888, ©. 58 (Wien); 1889, S. 58 (Wien), ©. 329 ff. (Lem- 
berg); 1892, ©. 66 (Wien); 1893, ©. 80, 96 (Wiener Neuftadt), S. 150 (Nlagen- 
Furt), 345 (Troppau), 368 (Lemberg); 1894, S. 80 (Wiener Neuftadt), S. 117 (Gray), 
339 (Zxoppau), 359 (Lemberg); 1895, ©. 47 j. (Wien), 126 (Graz), 143 (Rlagen- 
furt), 181 (Prag), 380 (Lemberg); 1896, ©. 21 (Wien), 87 (Graz), 116 (Stlagen- 
Furt), 240 (Bubweis), 308 (Brünn), 360 (Troppau) u. j. w. Dal. auch die Wert- 
fättenberichte der oben citierten Arbeiterblätter. 

© Wiener Schrlingsenquete, Arbeiterzeitung, Jahrg. 1897, Nr. 118 (Schloffer 
und Schufter), 124 (Tijchler), 131 (Poſamentierer), 144 (Zuderbäder), 150 
(Schmiede und Kupferſchmiede), 164 (leidermacher). 

3 Bol. die Berichte über die Gerichtsverhandlungen in der Arbeiterzeitung 
d, 18. Dez. 1895, ©. 6; 11. März 1896, ©. 8; 4. April 1896, S. 6; 10. April 
S. 5f.; 18. April 1896, ©. 6; 23. April 1896, ©. 5; 30. April 1896, 
©. 7; 22. Juni 1896, ©. 3; 24. Juni 1896, ©. 4 u. 5; 28. Juni 1896, ©. 7; 
9. Hug. 1896, ©. 6; 21. Aug. 1896, ©. 6; 3. Aug. 1896, ©. 6; 5. Sept. 1896, 
©. 5; 19. Oft. 1896, ©. 4 u. |. w. 
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littener Mißhandlungen fei durchaus fein jeltenes Vorkommnis. 
Bon 652 im Jahre 1894 an ihn gelangten Beſchwerden in Lehr: 
Iingsangelegenheiten habe die Mehrzahl Fälle von Mißhandlungen 
betroffen, wenn nicht durch die Meifter, dann durch die Gejellen, 
denen erſtere nicht genügend entgegengetreten. Auch der Trop- 
pauer Beamte Tonjtatiert, es jei „eine leider ftet3 wieder: 
fehrende Erſcheinung, daß der Lehrherr das ihm gewährleiſtete 
Recht der väterlichen Zucht als eine Berechtigung auffafje, das 
geringfügigfte Vergehen des Lehrlings durch harte Züchtigung 
zu ahnden“, wie „daß er fi überhaupt in weit höherem 
Maße der ihm gejeßlich zuftehenden Rechte ala der ihm nament: 
lich in erzieheriicher Hinjicht obliegenden Pflichten bewußt fei”. 
Desgleichen wurden im Brünner Bezirke 1896 wieder viele Fälle 
Ichlechter Behandlung der Lehrlinge durch ihre Meiſter befannt. 
In ziveien von ihnen „wurden die betreffenden ungen jogar 
zu Selbjtmordverjuchen getrieben”. Und ein Kärntner Meifter 
brachte jeinen Lehrling thatſächlich „durch tägliche und unmenfd)- 
lie Prügel“ um3 Leben. 

Am Ichlimmiten liegen die Tinge anſcheinend in den pol: 
nifhen Provinzen. Schon 1884 wird die Lage bes Lehr 
ling als „gerade feine beneidensiwerte” bezeichnet. Denn neben 
der ſchlechten Beköftigung und Unterkunft habe er auch nod 
allerhand Plagen zu exdulden. „Nur rüftige, Träftige Naturen 
fönnten eine ſolche Behandlung ohne Gefährdung aushalten.“ 
Dabei ift es geblieben. Die Lehrlinge, heißt es zehn Jahre 
jpäter, werden nit nur „mit Rückſichtsloſigkeit und Strenge“, 
jondern mit „empörender Roheit“ behandelt, da den Kleingewwerbe: 
treibenden „in jehr vielen Fällen neben anderem der 
humane Sinn fehle, um ein fremdes, meift in Not und Elend 
aufgewachjenes Kind mit der nötigen Geduld und Fürſorge zu 
einem ehrlichen, biederen, dabei aber auch fleißigen und fachlich 
gebildeten Wann zu erziehen. Inter ſolchen Verhältniſſen auf: 
genommene Jungen feien nur ausnahmsweiſe edleren Ge» 
finnungen augänglid.“ 

Tarf man num von der verhältnismäßig großen Zahl brutaler 
Roheiten, die allein weiteren Kreijen offenbar wurden, auf alle 
jene leichteren Fälle zurückſchließen, die der Öffentlichkeit ver 
borgen blieben, jo ergeben fid) die ungünftigften Perſpektiven auf 
die perfönlichen Beziehungen zwiſchen dem Lehrling und jeinem 
Meiſter, deſſen Rüdfichtslofigkeit zuweilen nicht einmal vor der 
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Krankheit jeine® Schutbefohlenen Halt maht!. Bezeichnend ift 
e3 jedenfalls für die wahre Natur dieſes „Schubverhältnifies”, 
wenn der Wiener Gewerbeinfpeltor 1894 allen Ernſtes die Er- 
nennung eines befonderen Vormundes für jeden don auswärts 
zugereilten Lehrling in Vorſchlag bringt, um diefen letzteren vor 
der Willtür und Zuchtlofigfeit ſeines geſetzlichen Schußheren zu 
behüten. Man wird demnad) das Lehrverhältnig von einer an- 
deren Seite betrachten müſſen, um feines angeblichen Wertes gewiß 
zu werden. 


Il. Das Lehrverhältnis al3 Unterridt3- 
verhältni2. 


Das Geſetz überträgt dem Meifter die Leitung der fachlichen, 
die Überwachung der allgemeinen Ausbildung des ihm anvertrauten 
jugendlichen Gemwerbetreibenden. Bon ausfchlaggebender Bedeutung 
für die Löſung beider Aufgaben erſcheint zunächſt die Zahl der bei 
je einem Lehrheren in Verwendung ftehenden Lehrlinge. Ye größer 
diefelbe, je geringer da3 Maß der Fürforge, das auch im günftigften 
Talle auf jeden einzelnen der leßteren entfallen kann. Dies gilt 
um fo mehr, al3 für gewöhnlich der Kleinmeijter, anders als der Groß— 
unternehmer, feine Yehrherrnpflichten auf befondere Organe (Werk— 
meijter, Borarbeiter, Arbeiterausſchüſſe u. |. mw.) nicht zu überwälzen 
vermag. Leider ift es nicht möglich, die aufgervorfene Trage an der 
Hand ftatiftifcher Daten eratt zu beantworten. Noch immer fehlt 
es in Öfterreih an einer verläßlichen Betriebsſtatiſtik für die 
kleineren Unternehmungen, eine Lücke, die durch die ſtatiſtiſchen 
Berichte der Handels- und Gewerbekammern nicht ausgefüllt wird?. 


ı Wie mir mehrfach mitgeteilt wurde, verwenden manche Lehrherrn das 
ihnen von den Krankenkaſſen au2gefolgte Geld im eigenen Intereſſe, während fie 
gleichzeitig, troß ärztlich Zonftatierter Krankheit, den Lehrling zu fortdauernder 
gewerblicher Arbeit anhalten. So erzählt in ber Wiener Lehrlingsenquete 3.8. 
ein Zijchlergefelle, „dab ihm wegen einer Verlegung vom Arzte Unterbrechung ber 
Arbeit verordnet worden fei, der Meifter ihn aber troßdem arbeiten ließ und 
augleich da3 Krankengeld bezog.“ (Ürbeiterzeitung, Jahrg. 1897, Nr. 124.) Val. 
auch Stenogr. Protokolle der Enquete betr. die Krankenverficherung bei den Ge- 
nofjenichaftsfrantenkaffen am 20. und 27. Dez. 1891 und 6. Yan. 1892. Wien 
1893. ©. 64ff. 

2 Dal. dazu Stefan Bauer, Ter gegenwärtige Stand der öjterreichifchen 
Gewerbeftatiftif und ihre Reform. (Schmollers Jahrb., N. %., XIX. Bd., Jahrg. 

Waentig, Gewerblide Mittelftandspolitif. 16 
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Auch die Ergebniffe der Genofjfenichaftsftatiftit von 1894 erweifen 
ih in diefem Zujammenhange als unverwertbar. Denn fie ge 
währen allenfall3 einen Einblick in den ftrufturellen Aufbau des 
Kleingewerbes im allgemeinen, ohne jedoch gleichzeitig ben ber 
Einzelbetriebe aufzuhellen. Ach werde mid) demnad auf ander 
Quellen beziehen müljen. 

Zahlreiche Beſchwerden über „Lehrlingszüchtung“ werden im 
Hinblid auf die Gropftädte Wien und Prag erhoben‘. Meiſter., 
die ohne Gehilfen mit 3-6 Lehrjungen arbeiten, jeien Hier in 
den verſchiedenſten Gewerben Häufig anzutreffen. Nicht selten 
aber komme e3 auch vor, daß neben 2—3 Gehilfen die Zahl der 
Lehrlinge auf 10, 15 und Höher fteige. Freilich fteht es in der 
Provinz nit ander3?. Nur zu oft find die Gewerbeinfpeltoren 
in der Lage, die „kraſſeſten Mißverhältniſſe“ zu Tonftatieren. 
Es „blühe die Lehrlingszüchterei üppiger denn je; ſei es doch gar 
nicht3 Seltenes in einer Werkftätte feinen Gefellen, dafür aber 


1895, ©. 1345 ff.) Eine „individuelle Erfaffung” auch ber Hleinbetriebe wurde 
zum erftenmale für da3 Jahr 1890 durch die Prager Kammer verſucht. (Stat. 
Bericht über die volfämirtichaftlichen Zuftände im Bezirke ber Hanbdeld- und Ge 
werbefammer in Prag i. d. J. 1886—90. Prag 1896.) Zoch lieferte die Art der 
Verarbeitung des dabei gewonnenen Materials feine für dieſen Fall verwendbaren 
Ergebniſſe. 

1 Berichte der Gewerbeinſpektoren f. d. J. 1885, ©. 74 (Wien), 184 (Prag: 
1886, ©. 69 f. (Wien), 257 (Prag); 1887, S. 225f. (Prag); 1892, S. 67 (Wienb 
237 (Prag); 1894, ©. 59 5. (Wien), 182 (Prag); 1895, S. 47 (Wien), 184 (Pragı 
Sten. Brot. d. Gewerfichaftsenquete dv. 1892/93, ©. 15, 19, 36, 72, 74, 7,3. 
86, 103, 111, 115, 122 f., 132, 149, 151, 165, 169, 173, 186, 189. 195, 201. Ar. 
Die Arbeits: und Lohnverhältniffe der Wiener Lohnarbeiterinnen. Grgebnitt 
und ftenographifches Protofoll der Enquete über Syrauenarbeit, abgehalten in 
Mien vom 1. März bis 21. April 1896. Wien 1897. ©. 10, 16, 58, 65, il. 
131, 178. 

2 Berichte der Gewerbeinipeftoren f. d. J. 1887, S. 94 (Wiener Reuftadtt 
119 (Yinz), 270 (Pilfen), 289 (Budweis); 1890, ©. 157 (Klagenfurt); 1891, S.18 
(Klagenfurt): 1892, €. 261 f. (Reichenberg), 175 (Klagenfurt), 299 (Pilfen). 34 
(Brünn): 1893, S. 191 (Innsbruck), 271 (Budweis), 344 f. (Troppau), 368 ı dem: 
berg); 1894, S. 195 f. (Reichenberg), 339 (Ixoppau), 359 f. (Zembera): 1:9. 
191 (Innsbruck), 241 (Reichenberg), 259 (Pilfen), S. 271 (Budweis), 305 ı Prünzı 
366 (Troppau), 368 (Lemberg): 1896, S. 87 (Graz), 187 (Reichenberg), BR 
(Königgräß), 308 (Brünn), 336 (Olmütz), 360 (Troppau) — Sten. Prot. der 
Gewerbeenquete d. Abgeordnetenh. v. 1893, ©. 94, 108, 369, 404, 596 f., 5R, 
643, 901, 969, 1045, 1065 f. — Unterfuchungen über die Lage bes Handiwerlö ie 
Titerreih. (Schriften d. Ber. f. Socialpol., Bd. LXXI.) Leipzig 1896. ©. 15 
101 8., 2727. 411 ĩ. 444 f., 630, 660. 
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3—5 Lehrlinge anzutreffen“. So fanden fih, um ein bejonderg 
charakteriſtiſches Beiſpiel herauszugreifen, 1893 in einer Eifen- 
konſtruktionswerkſtätte des Troppauer Aufſichtsbezirkes neben 7 
Gehilfen 17 Lehrlinge in Verwendung!. Und in einem ſpäteren 
Berichte (1895) bemerkt derjelbe Referent, e3 ſei „in vielen klein— 
gewerblichen Betrieben die Zahl der Lehrlinge eine relativ jo hohe, 
daß eine gründliche Ausbildung derfelben im Gewerbe jchon aus 
dieſem Grunde undenkbar erjcheine”, eine Anſchauung, die übrigens 
von vielen anderen Inſpektoren geteilt wird. 

Se ungünftiger nun fich bei diefer Sachlage die Chancen des 
einzelnen Lehrling? in den überfüllten Betrieben gejtalten, möge deren 
Zahl im allgemeinen aud) geringer jein, als die Arbeiter dies 
mitunter behaupten, deſto mehr jollte fi) das Beſtreben bes 
Lehrheren unausgeſetzt darauf richten, diefen Übelftand durch er— 
höhte Gewiſſenhaftigkeit auszugleichen. Doppelt muß e3 deshalb 
befremden, daß in überaus zahlreichen Werkjtätten der Lehrling 
nicht etwa nur gelegentlich, Jondern ganze lange Perioden jeiner 
„Lehrzeit“ hindurch überhaupt nicht im Gewerbe, ſondern aus— 
Tchließli zu Häuslihen Diensten und Taglühnerarbeiten 
verwendet wird. Als unausrottbaren Mißbrauch erwähnen diefen 
Umftand nod in ihren jüngften Berichten die Gewerbeinſpektoren 
von Wien und Brag? Und völlig Harmonieren damit die Aus— 
Tagen der in den Enqueten vernommenen Erperten. „Zuerſt jind 
die Lehrlinge nichts als Laufburſchen und Handwagerlzieher — 
bei kleinen Meiſtern werden die Lehrlinge Hauptjähli zum 


1 Diefer Betrieb war übrigens auch in anderer Hinficht beachtenswert. Es 
„hatten die Lehrlinge, welche weder Koft noch Wohnung erhielten und feinen 
Lohn bezogen, ein Lehrgeld von 70—100 Gulden zu entrichten, fo daß der Gewerbes 
unternehmer aus dem Lehrverhältniffe auch einen namhaften pefuniären Nuten 
zog. Unb dabei beflagte fich derjelbe noch, daß er feitend ber Behörde für den 
ordnungsmäßigen Schulbejuch der Lehrlinge verantwortlich gemacht werde.“ 

2 Berichte d. Gewerbeinipeftoren f. d. %. 1888, ©. 200 (Brag); 1889, ©. 215 
(Prag); 1893, S. 51 (Wien); 1894, S. 59 (Wien); 1895, ©. 47 (Wien), 180 (Prag); 
1896, ©. 163 (Prag). — Gewerkichaftsenquete v. 1892/93, ©. 15, 20, 48, 75, 121, 124, 
127 f., 133, 147,169, 171, 185, 187, 200, 212, 215. — Lehrlingsenquete v. 1897, 
Arbeiterzeitung, Jahrg. 1897, Nr. 113, 118, 124, 126, 131, 134, 139, 144, 150, 
152, 164. Für jämtliche Gewerbe, deren Experten biöher überhaupt vernommen 
werden fonnten, wurde das im Text erwähnte Übel fonjtatiert. Manche Lehr: 
linge würben nicht nur jahrelang, fondern ihre ganze Lehrzeit über nur zu 
Rebenachbeiten verwandt, fo bat ihnen am Ende derjelben jegliche gewerbliche Fach⸗ 


kenntnis abgebe. 16⸗ 
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Transport des Material3 verwendet, auch müſſen fie Dienftboten- 
arbeiten verrichten — im erjten Jahre verrichtet der Lehrling nur 
Hausknechtsarbeit — der Lehrling muß in der Frühe Hausknechts- 
arbeit verrichten, meift Häusliche Arbeit, nach Tyeierabend muß er 
liefern gehen — die Lehrlinge werden zum Liefern benubt; wenn 
Roß und Wagen vorhanden find, als Aufjeher, wenn fein Rof 
da ift, müſſen fie jelbjt ziehen — in vielen Geſchäften werden bie 
Lehrlinge die eriten zwei Jahre nur zu häuslichen Arbeiten ver- 
wendet“: ſolche und ähnliche Äußerungen in ihrer unerſchöpflichen 
Fülle laſſen kaum daran zweifeln, daß man es mit einer im 
großſtädtiſchen Kleingewerbe allenthalben verbreiteten Erſcheinung 
zu thun habe. 

Daß ſich dieſe „patriarchaliſche“ Gepflogenheit in der Pro— 
vinz noch reiner erhalten habe, wird man danach kaum verwunder⸗ 
lich finden!, wie denn bezeichnender Weiſe das „Dienſtbuch“ hier 
noch längſt nicht allgemein dem geſetzlichen Arbeitsbuche gewichen 
iſt?. „Die Lehrlinge”, erklärt einer der Gewerbeinſpektoren, „ver⸗ 
bringen die meiſte Zeit mit allerlei Beſchäftigungen, die mit dem 
Gewerbe ſelbſt in keinem Zuſammenhange ſtehen. Nicht bloß, 
daß fie das Reinigen der Werkſtätte zu beſorgen, die verſchie⸗ 
denen Eßwaren und Getränte für die Gejellen berbeizujchaffen 
und Gänge der verjchiedenften Art zu machen haben, müflen fie 
oftmals auch noch der Frau Meifterin in der Küche helfen, im 
Bedarfsfalle die Kinder warten und dergl. Mit derartiger Thätig⸗ 
feit verbringt der Lehrling den größten Teil jeiner Lehrzeit 
und > hat fih nicht jelten nad) Ablauf von 4 Jahren nicht einmal 


1 Berichte der Gewerbeinſpektoren f. d. J. 1884, ©. 183 (Reichenberg), 9) 
(Lemberg); 1886, S. 281 (Reichenberg); 1888, ©. 81. (Wiener Neuſtadth: IN9, 
S. 287 (Brünn); 1890, ©. 327 (Xemberg); 1893, S. 95 (Wiener Nenftadtı, 317% 
(Olmütz), 363 (Vemberg); 1894, S. 142 (Stlagenfurt), 206 (Reichenbergi, 311 
(Olmütz), 339 (Troppau), 359 (Lemberg); 1895, S. 76 (Miener Neuftader, IF} 
(Stlagenfurt), 255 (Budweis), 366 (Troppau), 380 (Lemberg): 18%, S. 87 !ı@raı 
116 (Itlagenfurt), 130 (Trieſt) u. }. w. Gewerbeenquete d. Abgeordnetend. von 
1893, S. 352, 509, 532, 597 f., 666, 693, 730, 751, 760, 805, 819, &22, 86, 
91, 962 }., 1054 u. ſ. w. 

2 Höchſt charafteriftifch ift die folgende Gricheinung. „Lebterer Zeit,” io 
erzählt der Gewerbeinipeftor in Mlagenfurt (1896, S. 116), „fand ich auffallend 
häufig ftatt ordnungsmäßig auftgedungener Yehrlinge jogenannte — „Tienftbuben‘ 
eingeftellt; anf dem einfachen Wege diejer geänderten Nomenklatur glanbten 
mehrere beſonders jindige Meifter nicht unr die Genoffenichaftägebühren und De 
Nranfenverficherung eriparen, jondern auc die ihnen Läftigen Beſchränkungen in 
der Verwendung der Yehrlinge ungeitraft außer acht laffen zu können.“ 
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die einfachiten Handgriffe jeines Geiverbes aneignen können”. — 
„Es iſt nicht zu viel behauptet“, bemerkt ein anderer, „wenn ge: 
fagt wird, daß mander arme Lehrling gut die Hälfte feiner 
vierjährigen Lehrzeit mit Dienftboten- bez. Taglöhnerarbeiten ver- 
bringen muß, mit Gängemachen, Wagenziehen, Werkſtätten— 
ſcheuern, Waſſer-, Holz, Kohlentragen u. j. w.“ Selbft zahl- 
reihe Meifter Stellen diefen Sachverhalt nit in Abrede. Nur 
zu häufig jet der Lehrling „zuerft alles Mögliche, nur nit — 
Lehrling!” 

Sollte etwa ganz im Gegenſatze zu den Intentionen der Ge- 
werbeordnung nicht die Ausbildung des Lehrlings, jondern etwas 
ganz anderes dem Meifter als Hauptzweck des Lehrverhältniffes 
vorſchweben? Walt möchte man e3 glauben, wenn man gewiljen 
Schilderungen der Gewerbeinspeftoren ! vertrauen darf. „Mteifter, 
welche ihre Lehrlinge in den Handgriffen und Fertigkeiten ihres Ge- 
werbes entiveder jelbft unterrichten oder durch ihre Gehilfen darin 
unterweilen lafjen“, heißt e3 unter anderem, „find leider die Aus- 
nahmen. An der Regel verweilt der Meifter nur wenige Stunden 
des Tage in der Werkitätte, iſt die meifte Zeit auswärts beichäftigt, 
fümmert ſich wenig oder gar nicht um das geiftige und leibliche 
Wohlbefinden feiner Lehrlinge und überläßt fie volljtändig ſich 
jelbft 2.” Mehrfach werden Werkftätten erwähnt, in denen zahl- 
reiche Lehrlinge mit einem oder auch feinem Gehilfen „zeitweilig 
ganz allein waren”, während „der Meifter nur ab und zu, d. h. 
im Tage nur 1-2 Stunden Nadhjehau hielt”. E3 jei offenkundig, 
daß bei vielen Gewerbetreibenden „die Aufnahme von Lehrlingen 
vorwiegend dem eigennübigen Beitreben entiprungen fei, fi auf 
diefe Weiſe billige Arbeitskräfte zu verſchaffen“. Und der Wiener 
Beamte behauptet geradezu, „bei einem namhaften Teile der im 


1 Berichte ber Gewerbeinpeftoren f. d. 3. 1888, ©. 81 (Wiener Neuftadt); 
1889, ©. 58 (Wien); 1890, ©. 216 (Prag); 1891, ©. 163 (Klagenfurt); 1892, 
©. 344 (Brünn); 1893, ©. 150 (Klagenfurt), 259 (Pillen), 367 (Xeinberg); 1895, 
©. 125 (Graz), 158 (Trieſt) u. f. w. — Gewertichaftdenquete von 1892/93, ©. 78, 
84, 111, 185, 187 u. |. w. — Gewerbeenquete d. Abgeordnetend. von 1893, 
©. 184 f., 377, 532, 872 u. |. w. 

2 Beſonders auffallend ift es, daß ſich in Bädereibetrieben „der Meifter nur 
felten bei der Nachtarbeit blicken läßt, was zur Lehrlinggerziehung und Gehilfen: 
heranbildung nicht gerade beiträgt“, wie einer der Gewerbeinipeftoren (1896, 
©. 145) richtig bemerkt, während boch die Bäckermeiſter die Nachtarbeit des 
Lehrlings geradezu ala unentbehrlichen Faktor feiner Ausbildung Hinzuftellen 
lieben. 


— 2 — 


Lehrlingsverhältnifie ſtehenden Anaben. insbejondere bei ber 
Lehrlingen im Aleingemwerbe, jet nit die Ausbildung, fon- 
dern die AUsnutzung das Hauptbeſtreben!“ Auch in Arbeiter: 
freien iit dieſe Auffaftung verbreitet. , Die Arbeitgeber betrachten 
und verwenden den Lehrling nur als Arbeitstier — es giebt 
nur Wenige Meiiter, die thatſächlich einen Lehrling ausbilden. 
weil man ſich weniger um die Ausbildung fümmert, al3 darum, 
daß der Lehrling feine jogenannte Aufgabe leiftet — es giebt 
nur wenig Fälle, wo der Yehrling zum Lernen angehalten wird — 
die Lehrlinge find nur Ausbeutungsobielte — wenn die Kartoffeln 
gut geraten find. jo Fragt fi) ıder Meifter auf dem Lande), ob er 
ein Schwein, oder einen Lehrling halten toll”, alſo äußern ſich die 
GSrperten. Sogar mande Meifter Ichließen fich dieſer Anficht an. 
Es tet eine Ihatiache, „daß nur die wenigften ſich um die Lebr- 
linge umſchauen“. Auch tei dies ganz natürlich; denn der Ge- 
ihäftsinhaber wolle „aus ſeinem Geſchäfte einen Nuben ziehen 
und verwende den Gehilfen und Lehrling, ſoweit er fie einzus 
jtellen wiile, und damit fie ihm joviel Geld al3 möglich herein- 
bringen. Tas jei der Zweck des Geſchäfts und Werde immer 
jo bleiben!” 

Trei Diomente im Berhalten der Lehrherrn find geeignet. 
diefe Anihauung zu ſtützen: die abſichtliche Verheim- 
lihung wichtiger Gewerbsfenntnifje vor dem Lehrling, bie 
bösmwillige Abhaltung desjelben don anderweitiger, den 
Geſchäftsbetrieb jtörender Ausbildung und endlich die willtür- 
lihe Berlängerung jeiner Lehrzeit. 

Mag es nämlid wahr jein, oder nicht, daB, wie man erzählt", 
bei Gelegenheit einer Meifterverfammlung der Etuibrandhe einer 
der Anweſenden unter lebhaftem Beifall jeine Kollegen aufgefordert, 
die Lehrlinge fünftighin jo auszubilden, daß fie das Gewerbe 
nicht erlernen und nicht Meifter werden können; ficher ift, daß 
nicht wenige Lehrheren, aus welchen Motiven immer, nad) diejem 
Grundſatze Handeln. Wie wäre e3 denn anders denkbar. daß 
unter den in der Lehrlingsenquete? vernommenen ſoeben frei« 
gefprochenen Bädern einer nach vollendeter Lehrzeit nicht im 
Stande war, das Gebäck ſelbſt Herzuftellen, und zwei Glücklichere 





ı (Gewerkichaftsenquete v. 189293, S. 77. 
® Lehrlingsenquete von 1897, Arbeiterzeitung, Jahrg. 1897, Nr. 113, 118, 
139, 159, 152. 
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ihr Gewerbe nur mit Ausſchluß des „Einſchießens“ hatten er- 
lernen können; daß ſich die Gießerlehrlinge „in der Regel das 
Gießen nicht aneignen, weil diejes ganz allgemein den älteren Ge- 
hilfen überlafjen wird”, die der Kupferjchmiede „dag teure Material 
nur jelten in die Hand bekommen, jo daß ihnen die Arbeit 
daran fremd bleibt” ; daß von zehn Schuftergejellen nicht ein ein- 
ziger in der Lage war, einen volljtändigen Schuh anzufertigen, 
von acht Schneidern fein einziger das Zuſchneiden verſtand; daß 
Schufter- wie Schneiderlehrlingen regelmäßig das „Maßnehmen“ 
vorenthalten wird!, obwohl ihre Lehrheren diefe „Kunſt“ als 
einen jo weſentlichen Beftandteil ihres Handwerkes anjehen, 
daß fie deren Ausübung den Händlern abjtreiten? Trefflich 
hHarmoniert damit die Thatjacdhe, daß eine in den fiebziger Jahren 
zu Duppau in Böhmen gegründete Yachjchule auf Betreiben der 
dortigen Schuster wieder aufgelafjen werden mußte, weil — darin 
unterdeſſen das Zufchneiden al3 Lehrgegenjtand eingeführt worden 
war? Und warum follten Schufter und Schneider engherziger fein 
als ihre Standesgenofjen? Erklärte doc) der Vertreter der Wiener 
Juweliergenoſſenſchaft 1893 öffentlih, man könne einen Privaten 
nicht zwingen, jeine Gejchäftsgeheimnifje an den Lehrling zu ver- 
raten. Es werde deren immer geben, Die fein Meifter jeine Hilfs— 
arbeiter lehre?! — 

Noch bezeichnender ift die Stellungnahme der Meiſter gegen- 
über den gewerbliden Fortbildungsſchulen“. Scier endlofe 
Klagen wären hier zu regijtrieren und erjt vor furzem ift ihre Be— 
rech tigung von berufenjter Seite anerkannt worden. „Wie die Er- 
fahrung gezeigt”, heißt eg im Motivenberichte der Gewerbenovelle 
von 1895, „kommen die Lehrherren ihren Verpflichtungen nicht 


1 Sten. Prot. der im Gewerbeaugfchuffe de Abgeordnetenhaujes am 12., 
14. und 15. Dez. 1891 ftattgehabten Erpertije über die Lage des Schuhmadher- 
gewerbes. Wien 1892. S. 94 fi. — Gewerkſchaftsenquete dv. 1892/93, ©. 147. — 
Gewerbeenquete d. Abgeordnetenh. v. 1893, ©. 737, 740. — Berichte der Ges 
werbeinspeftoren f. d. J. 1895, ©. 255. 

2 Schuhmacdherenquete v. 1891, ©. 81. 

8 Gewerbeenquete d. Abgeordnetenh. v. 1893, ©. 184. 

+ Berichte der Gewerbeinipeftoren f. d. J. 1893, S. 114 (Linz), 241 (Reichen: 
berg), 259 (Pilſen), 368 (Lemberg); 1894, ©. 96 f. (Linz), 143 (Klagenfurt), 206 
(Reichenberg), 264 (Königgräb), 288 (Brünn), 359 (Lemberg); 1895, ©. 48f. 
(Wien), 76 (Wiener Neuftadt), 96 (Linz), 125 f. (Graz), 144 (Klagenfurt), 159 
(Zrieft), 183 (Prag), 256 (Budweis), 306 f. (Brünn), 381 (Lemberg); 1896, ©. 46 
(Wiener Neuftadt), 66 f. (Linz), 87 (Graz), 117 (Klagenfurt), 214 (Pilfen), 240 
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durchweg nad. Die Schulauffihtsorgane Haben vielfach Ber- 
anlafjung, gegen Lehrherren, welche den Schulbejud) ber Lehr— 
linge nicht nur nicht fördern und überwachen, jondern oft geradezu 
verhindern, indem fie die Lehrlinge von demjelben abhalten, 
mit Strafen vorzugehen. Biele Lehrheren begnügen fich, den 
in der Regel nicht bedeutenden Strafbetrag zu erlegen, ohne fid 
ihrer Pflicht bewußt zu werden, und fahren fort, den Lehrling 
während der Echulzeit in der MWerkitätte zu verwenden, da die 
Arbeit desjelben ihnen größere Vorteile bietet, als der Strafbetrag 
ausmacht.“ Draſtiſch Eonftatiert in demjelben Jahre der Linzer Ge- 
werbeinfpeftor: „Die Abneigung der Meifter, die gebotenen Bil: 
dungsmittel dem Lehrling zugänglich zu machen, ift eher in der Zu: 
nahme begriffen. Im Borjahre waren es noch 70/0 ſämtlicher 
Kleinmeiſter von Linz und Urfahr, welche die ihrem Schutze em- 
pfohlenen Lehrlinge zur Yortbildung in die Staat3handiwerfer- 
Thule Tchiekten, Heuer find es nur mehr 4—5Pio! Aber auch bei 
diejer geringen Zahl wird der Schulbefud), nicht ſelten durch den 
Einſpruch der Eltern ermöglicht, manchmal jelbft dann noch ge- 
hindert!.” Und Paradieſe, wie das mähriſche Städtchen Znaim, 
in welchem 1894 faſt alle, nämlich 9890 der ſchulpflichtigen Lehr: 
linge auch wirklich Unterricht genofjen, dürften zu den aller 
größten Seltenheiten gehören. 

Einen ungefähren Überbli über den thatſächlichen Umfang 
und die Ergebniffe des Bejuches ſämtlicher gewerblicher Tyort: 
bildungsfchulen der Monarchie für da3 Schuljahr 1892:93 gewährt 
die nachftehende Tabelle?: 


(Audweis), 257 (Königgrätz) 284 (Tetfchen), 308 (Brünn), 337 (Clmüß) — Ge 
werfichaftsengnete von 1892/93, ©. 13, 27 ff., 42, 49, 50, 78 ff., 116, 121, 13, 
125, 127, 132 5., 147 ff., 151, 154, 185, 187, 191, 196, 198, 201, 204, 207. 210, 
212 u. ſ. w. — Gemerbeenquete d. Abgeordnetenh. von 1893, S. 282 f., 366, 
586, 743, 903 u. ſ. w. — Xehrlingsenquete von 1897, Arbeiterzeitung, Jahrs. 
1897, Nr. 118, 118, 124, 126, 131,134, 150, 152. Auch in den Landesausſchuß⸗ 
berichten der einzelnen Sronländer und in den Berichten der Handels- und & 
werbefammern wird der erwähnten Wißftände oft gedacht. 

1 (Sanz neuerdings foll hie und da eine Mendung zum Xefferen eingetreten 
jein. In den Städten Yinz und Salzburg dauern die früheren Zuflände un 
verändert fort. (Gew.-Inſp. 1896, ©. 66 |.) 

2 Zuſammengeſtellt nad) der Ofterreichifchen Statiſtik, XLIV. ®b., 4. Hei 
Wien 1896. S. XXIV ff. Ausweiſe über die ſpäteren Schuljahre waren zur Jul 
der Abfaſſung diefer Abhandlung noch nicht erjchienen. 















J Von den eitt- 
Gröhe des | geichriebenen 
































Kronland Abfalles | erreichten das 
Fehrziel 

[abjotut| in %o Jajotut| in © 

Nieberöfterreich | 174 | 20508 | 2esı5 m 22,9 |20382| 73,0 
10 3 788 215 21,4 684. 86,1 

4 25 | 154 4106| 258 612 

Steiermart. | 19 1948 | 508) 20,7 | 1508 614 
Kärnten... 7 164) 268 | 26) 563 
rin ...| 38 J 61,7 
Trieft . . 2 04) 41,3 
Gyzu. Gradisca 3 433 
Arien 4 472 
Tirol 15 | 581 
Borarlberg 6 66,8 
Böhmen . 253 75,1 
Mäpen. . | m 60,4 
Shlefien . | B | 683 
Galizien. . | 31 49,7 
Butowina . | 4 503 
Dalmatien. | 1 740 





Rund s der eingeſchriebenen Schüler (18,4 %/0) war demnach 
am Ende des Schuljahres jpurlos aus dem Cötus verſchwunden, 
ein Deficit, das fich in manchen Kronländern auf "/4, ja, auf über 
4/g fteigert. Nur °/s von ihnen (67,6°%0) erreichten das Lehrziel, 
in einigen Provinzen kaum oder doch nicht viel mehr ala bie 
Hälfte. 12143 (14%) blieben zwar bis zum Schluffe der Schule 
treu, aber ohne Erfolg!. Da unter den 631 Fortbildungsichulen 
296 von 26391 (80,4%) Schülern beſuchte elementare „Vor— 
bereitungskurſe“ waren, jo kann die Schuld an diefem ungünftigen 
Sehrerfolge allzu Hoch gejpannten Anforderungen unmöglich beis 
gemefien werden. Welchem Umftande, darüber ſchweigt dieſe 
EStatiftit. Wohl aber geben andere die nötige Aufllärung. So 
namentli die Ausweiſe der Gewerbejchulfommiffion in Wien? 
über bie ihr unterftehenden gewerblichen Fortbildungsſchulen. 


1 Diefe Ziffer ift micht genau, unb zwar zu niedrig, da (gl. bie Galg« 
burger Zahlen!) fid) unter den Caüleen, bie „das Sehrziel erreichten“, angeblid) 
auch foldhe befinden, die nicht 6i8 zum Schluffe des Schuljahres aushielten. 

3 23. Bericht der Gewerbeichultummiffion in Wien über ihre Wirkfamteit 
im Schuijahre 1893/94. Wien 1895. ©. 20, 410, 359, und 24. Bericht |. d. 
Schmijahr 1894/95, ©. 458. 
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förieiene | 
geypriedene | Ende des 
Schüler Schuljahres 






Es erreichten 


das Lehrziel durchſchnitt⸗ 


Schuljahr 
Io lich anmwejend 








1891/92 28 129 76,6 ?/o 68,4 %o 65,1 90 
1892/93 23 965 77,7 No 70,0 %o 71,2 No 
1893/94 29 320 76,3 %o 71,5 No 70,5 lo 
1894/95 30 194 77,8 90 71,3 %o 71,3 0 


Über !/a der eingefchriebenen Schüler waren durchſchnittlich ab- 
weſend und ungefähr ebenjoviele verfehlten das Lehrziel. Deut: 
licher noch tritt der Zufammenhang beider Erſcheinungen in einer 
Statiftik für das Königreich Böhmen zu Tage, die überhaupt mur 
die zu Ende des Schuljahres noch vorhandenen Schüler in Be- 
tracht zieht!. 








Tie Schule wurde bejucht 

















Zahl ber _——_ 
Schuljahr nr ſehr „Neibig | fleißig von unzrgelmätig 
Jahres — —— — — 
ArrerE in 0 labfolut| i in — in %o 
1890/91 23 825 11 109) 47,0 | 6758 | 28,4 | 5874 | 24,6 
1891/92 25468 |11924! 46.8 | 7323 | 8,8 | 6221 | 24,4 
1892/98 98411 18724 48,8 | 7887 | 27,8 | 6700 | 289 
1893’94 31 153 11 133 48,6 ı 8658 27,8 ! 7367 | 23,6 


Ungerechnet die etwa 14/0 der eingeſchriebenen Schüler?, bie 
am Schluſſe des Schuljahres ausgejhieden waren, hatte von den 
verbliebenen auch nur die knappe Hälfte den Unterricht „jehr 
fleißig“ d. h. geſetzentſprechend bejucht, ein ganzes Wiertel that 
dies nur unregelmäßig und nadhjläffig, ein zweites hielt die Mitte 
Dabei find Niederöiterreih und Böhmen diejenigen Kronländer, 
in denen die Pflege des gewerblichen Schulweſens bisher am meiteften 


1 Bufammengeftellt bez. berechnet nach den Beilagen zu den ftenographifder 
Berichten des böhmischen Landtages, und zwar: 3. Zahresjeifion (vom Jahre 
1889) 1891/92, Nr. 175, Xdtg. 1892, Trud XXXI; 4. Jahresſefſ. (v. 189) 
1892/93, Nr. 147, Ldtg. 1892/93, Druf XXXIV; 5. Jahresfefi. (0. 1889), 18934, 
Nr. 211, Ldtg. 1893/94, Drud IX; 6. Jahresſeſſ. (v. 1889) 1894/95, Nr. 74, dig 
1894/95, Druck XVI. 

2 Ter Turchichnitt der hier in Betracht kommenden Jahrgänge wurde von 
mir bejonders berechnet. 
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fortgeſchritten ift, ſo daß es verkehrt wäre, etwa die hier ge— 
wonnenen Reſultate zu verallgemeinern. 

Überhaupt aber ſpiegelt ſich in allen dieſen Ziffern noch 
nit der wahre Sadjverhalt.e Befinden fi) doch beiſpiels— 
weiſe unter den für da3 Schuljahr 1892/93 bei den 631 Fort— 
bildungsfchulen der Monarchie eingefchriebenen 86707 Schülern 
auch 4138 erwachjene Gehilfen und Arbeiterinnen, 2997 Perſonen 
aus „anderen ala geiwerblichen Berufsjtänden” und eine auch nicht 
annähernd zu beitimmende Zahl von Fabriklehrlingen u. ſ. m. 
Bon allen drei Kategorien ift anzunehmen, daß fie die Schule 
regelmäßig und mit Erfolg befuchten!, daher fich nach deren Aus— 
ſcheidung die für die Lehrlinge des Handwerks allein berechneten 
Verhältniszahlen noch weſentlich verjchlechtern würden. 

Die Statiftit berichtet über dag Schiefal der Schulbefucher, 
fie fchweigt über die, welche dem Unterrichte von vornherein ſchuld— 
hafter Weile fern blieben?. Ihre Zahl läßt ſich ſchon deshalb 
nit ermitteln, weil es noch immer in vielen Gegenden des 
Reiches an Fortbildungsſchulen, alfo an Gelegenheit zum 
Schulbeſuche fehlt. Dies gilt in erfter Linie von den polnischen 


1 Entweber weil fie, wie die Angehörigen der beiden erften Kategorien, fich 
zum Unterrichte freiwillig meldeten, oder, wie die jugendlichen Arbeiter der 
Fabriken, für gewöhnli mit Strenge zur Erfüllung ihrer Pflichten angehalten 
wurden. Sn erfterer Hinficht vgl. den Bericht des Klagenfurter Gewerbeinſpektors 
über die rege Beteiligung an dem bei der Fachſchule für Holzinduftrie zu Villach 
eingerichteten Hoſpitantenkurſe (Gew.⸗Inſp. 1896, ©. 117 f.): „Insbeſondere lafjen 
fih Gehilfen im Alter von 20 big 40 Jahren, welche fich jelbftändig machen 
wollen, in den Kurſus einfchreiben, um noch im letzten Momente Kenntniſſe und 
Fertigkeiten zu erlangen, die fie ich Früher in ihrer Jugend und ſpäter in der Praxis 
nicht erwerben konnten. Nur dem eifernen Fleiße und der unermüdlicdhen 
Ausdauer diefer Hofpitanten ift es zu danken, wenn diefelben mit ihren dürftigen 
Borkenntniffen doch günftige Refultate erzielen. Sie arbeiten vom frühen Morgen 
bi3 zum jpäten Abend und gönnen fich oft kaum die Zeit von zehn Minuten 
zur Einnahme ihres mitgebrachten befcheidenen Mittagamahles; manche müffen im 
ftrengen Winter einen Weg von 1!/a Stunden zur Schule und zurüd maden; 
die meiften von ihnen find gezwungen, die durch Harte Arbeit im Sommer er: 
iparten wenigen Gulden für den Unterricht aufzumwenden.* Auf die Stellung: 
nahme der Fabriken zu den Fortbildungsſchulen fomme ich jpäter zurüd. 

2 Wie oben erwähnt wurde, betrug bie Zahl ber zu Beginn des Schul» 
jahres 1892/93 eingefchriebenen Schüler 86 707, nach der Genofjenjchaftsftatiftit 
von 1894 (I, ©. 12*) die ber genofjenfchaftlich aufgedungenen Lehrlinge 174405; 
doch dürfte die letztere bei weitem hinter der Ziffer der im Kleingewerbe that: 
fächlich beichäftigten zurüdbleiben. Ich glaube faum, daß ein Drittel ber letz⸗ 
teren Fortbildungsſchulunterricht genießen. 
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Provinzen und den Alpenländern, gleichzeitig aber auch von ber 
allernädhiten Umgebung Wiens!. Wo nun diefe Bedingung 
erfüllt ift, wie allenfalls in der Reichshauptftadt jelbft, mangeln 
zuverläffige Angaben über die Zahl der in den einzelnen Hand- 
werfen bejchäftigten Lehrlinge, ganz davon abgefehen, baß, wie 
ich bereit3 andeutete, au8 den zum Vergleiche Heranzuziehenden 
Ziffern der Schulbejucher die fremden Elemente nicht ausgeſchaltet 
werden fünnen. Nur zur Illuſtration möge daher die folgende 
Tabelle? dienen. 








Zahl der Wiener Lehrlinge, welche 





Gewerbe Ende 1894 geneffen- im © uljahr 1894'95 

ſchaftlich auf- die Yortbildungs: 

gedungen waren | ſchule bejuchten 
Budbinde . . . 2... 819 8361 
Dredalr . . . 1454 1007 
Fleiſchhauer und Selcher . 1012 895 
Gold: und Silberarbeiter . 734 537 
EM ... 346 206 
ofamentierer . . x... 438 21 
CS huhmader . . ... 2945 2632 
zuhegierer ren 514 395 
Tihler . >» 2 2 2002. 3368 2679 
Schneider . 2. 220. 8650 2920 
Zuderbäderr. » 2... 300 185 





1 „Bezüglich der in den gewerblichen Fortbildungsſchulen gewonnenen theo⸗ 
retiichen Ausbildung der Lehrlinge,“ bemerkt der Gewerbeinfpettor in Wiener 
Neuftadt noch 1895, „können die diesbezüglich gemachten Erfahrungen nicht als 
befriedigend bezeichnet werden. Vor allem ift Die Zahl der Schulen dieſer Art 
noch ganz unzureichend. Tür die 3600 in Yabrifen und 12672 im Kleingewerbe 
arbeitenden jugendlichen Hilf3arbeiter und Lehrlinge beftehen derzeit, einſchließlich 
der Vorbereitungsfurfe, Gremialfehulen und Fabriksſchulen, nur 27 gewerblide 
Fortbildungsfchulen, in denen rund 2960 Lehrlinge, aljo faum ein Fünftel der 
Gefamtzahl, Unterricht genießen. Die politifchen Bezirfe Brud a. d. Leitha mit 
403, Großenzersdorf mit 288, Miftelbach mit 1074, Echeibbs mit 266, Tulln mit 
605 Lehrlingen beſitzen nicht eine einzige gewerbliche Fortbildungsſchule; und ım 
politischen Bezirte Waidhofen a. d. Thaya befteht für 693 Lehrlinge nur die 
an die Fachſchule für Whreninduftrie in Karlftein angegliederte Fortbildungichule, 
die von 7 Lehrlingen beſucht wird: im Amftettener Bezirk nur Die von 
24 Schülern frequentierte Schule in Pbbſitz.“ (Berichte d. Gew.⸗Inſp. f. d. ). 
1895, S. 71.) Ahnliche Außerungen in den Berichten f. d. 3. 1896, ©. 66 
(Linz), 117 (Klagenfurt), 217 f. (Pilfen) u. ſ. w. 

3 Entnommen dem Statiftiichen Jahrbuch der Stadt Wien f. d. 3. IH 
Wien 1896. ©. 306 f., 502 ff. Hierbei ift zu berüdfichtigen, daß bie Zahl der 
genoffenschaftlich aufgedungenen Lehrlinge wohl durchgängig zu niedrig angegeben 
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Auffällig ift e8, wie ein Vergleich der Daten über den Be- 
ſuch der gewerblichen Vorbereitungskurſe mit den entſprechenden 
über die Frequenz der fachlichen Fortbildungsſchulen beweiſt, daß 
gerade die jüngeren, der Schule am wenigſten entwachſenen Jahr— 
gänge ihr am Häufigiten entzogen werden. So betrug! in den 
der Wiener Gewerbeſchulkommiſſion unterftehenden Vorbereitungs— 
kurſen die Zahl der 


a — — — das Lehrziel durchſchnitt 


ein⸗ 
Im Schuljahr | gefchriebenen erreichenden lich anweſen⸗ 
Schüler 





bliebenen 9% den in %0 
1891/92 13 561 71,6 69,2 99,2 
1892/93 13 340 72,9 69,5 63,3 
1893/94 13 013 71,7 73,2 64,2 
1894/95 13 065 14,2 73,9 64,9 











bi3 zum 
ein= das Lehrziel | durchichnitt- 
Am Schuljahr geichriebenen — erreichenden lich anweſen— 
Schüler in % in Yo  .) ben in ’o 
1891/92 6139 86,1 71,4 82,8 
1892/93 6606 85,8 75,0 82,8 
1893'94 7081 84,3 712,9 83,1 
1894/95 1694 83,9 71,9 82,9 


Hinfihtli der Stetigkeit wie der Regelmäßigkeit des Schul- 
bejuches jtehen demnach die Vorbereitungskurſe weit Hinter den 
fachlichen Fortbildungsſchulen zurück, wenn ihre Lehrerfolge auch 
ungefähr die gleichen ſind?. Als „Dienſtbub“ iſt der Lehrling 


wurde und keinesfalls derjenigen der wirklich beſchäftigten entſpricht. Mehrere 
große Gewerbe, rückſichtlich derer die Unrichtigkeit der Angaben evident war, 
mußten deshalb ausgeſchieden werden. So die Bäcker, bei denen angeblich 
neben etwa 5600 Gehilfen die Zahl der Lehrlinge nur 427 betrug, während doch 
allein 840 die Schule beſuchten! Umgekehrt erſcheinen die Ziffern der Schul: 
befucher zu Hoch gegriffen, da fie ja auch die Fabriflehrlinge umfaſſen. Branchen, 
wo dies bejonders ftören mußte, 3. B. die Metallgewerbe, blieben ebenfalld un 
berüdfichtigt. Die thatjächlichen Verhältniſſe find unzweifelhaft noch weit un— 
günftiger, als dies fchon in der Zabelle zum Ausdruck fommt. 

123. Bericht der Gewerbejhulfommiffion f. d. Schuljahr 1893/94, ©. 20, 
410, 359, und 24. Bericht f. d. Schuljahr 1894/95, ©. 458. 

2 Zu Gunften der fachlichen Fortbildungsſchulen wirft allerdings? aud) da3 
größere Anterefje, das Lehrlinge wie Meifter dem dort erteilten Unterricht ent- 
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während des erften Jahres jeiner Lehrzeit im Haufe meiftens un- 
abkömmlich. Dies bezeugen auch die ſtatiſtiſchen Jahresberichte 
des böhmiſchen Landesausſchuſſes über den Altersaufbau der Be- 
jucher jämtlicher vom Lande Böhmen jubventionierten gewerblichen 
Fortbildungsfchulen!. Es betrug nämlich die Zahl der Edhüler 
im Alter von jahren 












Ende des 
Schuljahres 











7691| 32,2 | 6231 ; 26,2 


1890 91 8673 23,8 4230 : 17,8 
189192 5356 21,1 | 7629, 30,0 | 6876 ; 27,0 | 5607 21,9 
1892/93 6445 22,7 | 8968 31,6 | 7370 | 25,9 | 5628 ° 19,8 
1893:94 1429 ° 23,8 5332 11,2 


10321' 33,1 | 8071 | 25,9 


In allen vier Yahresperioden aljo bleibt die jüngfte Alters- 
Hafje an Stärke beträchtlich Hinter der nächftfolgenden zurück, möge 
dDieje Differenz nun von vornherein beftehen, oder erſt im weiteren 
Berlaufe des Schuljahres erwachjen jein?. Aber nocd eine andere 
Tendenz madıt ſich bemerkbar, ein auffälliger Rückgang in der dritten 
und vierten. Wie der jüngere Lehrling ala Dienftbote, ift der 
geichieter gewordene dem Meiſter als Gehilfe unentbehrlid). 
Cine wachſende VBernadhläffigung des Schulbeſuches ift abermals 
die Tolge®, troßdem befanntlic” der Gewerbsinhaber die Hierfür 
gegenbringen. Tab diejes Moment jedoch nicht das ausfchlaggebende ift, gebt 
daraus hervor, daß die im Text Hervorgehobene Gricheinung ſich auch bei einem 
Vergleich der Vorbereitungsturie mit den nicht Fahlichen gewerblichen iyort: 
bildungsjchulen, wenn auch nicht ganz in der gleichen Stärke fonftatieren läßt 

I Über die Quellen diefer Zuſammenſtellung vgl. oben S. 250, Anm. 1. 

2 Tie allgemeine Voltsichulpflicht dauert in Böhmen bis zum vollendeten 
14. Jahre (Ger. v. 2. Mai 1853, R.G.-Bl. Nr. 53, 88 21, 75). Gin Zeil der 
Stinder wird demnach noch dor dem Verlaſſen der Echule in das 15. Lebensjahr 
eintreten und man könnte verfucht jein, das Zurücdbleiben der erften Altersflait 
hiermit zu erklären. Dem ift jedoch entgegenzuhalten, daß, wie dies übrigen: 
auch aus den Berichten der (Sewerbeinipeftoren hervorgeht, namentlich in länd: 
lichen Gegenden die Eltern ihre Minder noch vor Ablauf der gejeßlichen Friß 
aus der Schule nehmen, um fie ins Brot zu bringen, jo daß man alfo cher eint 
Nberjeßung der erften Altersklaſſe erwarten ſollte. Bei dem häufigen Fehlen det 
Arbeitsbücher und anderer Tofumente iſt übrigens eine genaue Kontrolle de 
Alters der Yehrlinge durch den Auflichtsbeamten fauın durchführbar. 

3 So löſt ih auch der ſeltſame Widerjpruch in den Ausfagen mander 
Erperten, von denen die einen das erite, die anderen die leßten Jahre der Yehryit 
ale diejenigen bezeichnen, während derer der Yehrling am meilten vom Schulbeiud 
abgehalten werde. 
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erforderliche Zeit ſeinen Hilfsarbeitern bis zu deren vollendetem 
18. Lebensjahre einzuräumen verpflichtet iſt. 

Auch, daß ein langſamer Wandel zum Beſſeren ſich vollzieht, 
beglaubigt die Statiſtiki. Bon allen bei den gewerblichen Fort— 
bildungsſchulen der Monarchie eingefehriebenen Schülern 


im Schuljahre fielen ab erreichten das Ziel 
1889/90 20,3 %/o 63,6 %/o 
1890/91 19,9 /o 64,4 %/o 
1891/92 19,2 %o 66,7 %o 
1892/93 18,4 %!o 67,6 °/o 


Die Zahl der Fahnenflüchtigen ift offenbar im langſamen 
Sinfen, die der erfolgreihen Schulbefucher im Steigen begriffen. 
Aber dieſe Veränderung, die ſich übrigens, wie die Betradhtung 
der einzelnen Kronländer lehrt, nur unter mannigfaden Schwan— 
Tungen durchzuſetzen vermag, dürfte weniger dem erwachenden 
Pflichtbewußtſein der Kleinmeifter als der zunehmenden Energie 
der Behörden zu verdanten fein. Wurden doch allein in Wien 
während der Jahre 1892—1895 2246 Parteien mit Geldbußen 
und Arreititrafen belegt, ungerechnet die „in jehr vielen Fällen“ 
bon der Gewerbeſchulkommiſſion an nachläſſige Lehrherren aus— 
gefandten Mahnjchreiben, wahrhaftig ein trauriges Ergebnis, wenn 
man bedenkt, daß angeſichts der Armut vieler der Schuldigen die 
Behörde ohnehin nur im äußerften Notfalle zum Strafmandate 
ihre Zufludt nimmt ®. 

Nicht die Lehrlinge? alſo, um es zum Schluſſe nochmals zu 
betonen, fondern die Meifter find es, die an den beklagten Übel- 


I Öfterreichifche Statiftit, Bd. XXVIII, 4, ©. XXIILff.; Bd. XXXV, 4, 
©. XXV ff.; Bd. XXXVIIL 4 ©. XXI1V ff; Bd. XLIV, 4 ©. XXIV ff. 

2 23. Bericht der Wiener Gewerbeichulfommiffion f. d. J. 1893/94, ©. 413f., 
und 24. Bericht |. d. 3. 1894/95, ©. 463 f. 

® Die unter den Lehrlingen hie und da verbreitete Abneigung gegen den 
Schulbeſuch richtet fich in der Hauptjache nicht gegen den Unterricht jelbft, ſon⸗ 
dern gegen jeine Zeit. Die unfelige Berteilung der Lehrftunden auf den Sonn 
tag und die Wochentag3abende bedeutet für fie eine ungebührliche Verlängerung 
der Arbeitszeit, ganz davon abgejehen, daß ihre Durch des Tages Laft und Mühe 
abgeftumpften Sinne alle Aufnahmefähigfeit verloren haben. Die Bejeitigung 
des „Schulichlafes" durch gejeßliche Berlegung der Schulftunden ift eine von allen 
Sadjverftändigen übereinftimmend geforderte Reform. Sie ift ein einfaches Gebot 
ber Gerechtigkeit, jeitdem die Novelle vom 23. Febr. 1897 im $ 99b der Gewerbe: 
behörbe das Necht verliehen, die Lehrzeit von Lehrlingen, die den Unterricht ver: 
nachläffigen bez. die Lehrlingsprüfung nicht beftehen, bis auf ein Jahr zu ver: 
längern. 
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ftänden die Hauptihuld tragen, fie, die ihre Schubßbefohlenen vom 
Schulbeſuche abhalten, fie, um ihre Entlafjung zu erziwingen, wohl 
gar „zu Ruheſtörungen aufhegen“!, viel weniger ihnen zu Hauſe 
Zeit und Gelegenheit geben, fi) auf die Stunden vorzubereiten. 
Da nun der Unterriht in den gewerblichen Fortbildungsſchulen 
faft durchgängig unentgeltlich erteilt wird, und — leider — bei- 
nahe überall am Sonntag und in den jpäteren Abenditunden der 
Wochentage ftattfindet, d. h. zu einer Zeit, wo die Beichäftigung 
jugendlicher Hilfsarbeiter überhaupt unftatthaft ift, jo giebt es 
Ion an und für ſich für dies Verhalten feine Rechtfertigung. 
Wie jollte e3 ſich gar mit der fürſorglichen Gefinnung eines Vor— 
mundes und Lehrers vertragen? — 

Da3 geltende Recht beftimmt ala Mindeftmaß der Lehrzeit 
im Handiwerf zwei, als Marimum vier Jahre, während es den 
Genoſſenſchaften überlaffen bleibt, innerhalb diefer Grenzen ge- 
nauere Verfügungen zu treffen. Nach den Angaben der Genofjen- 
ſchaftsſtatiſtik von 1894? beträgt in den 5317 Genoſſenſchaften der 
Monarchie die Lehrzeit ftatutengemäß 

2 Jahre oder weniger? bei 163 oder 3,10 


2-3 - - 31 - 47% 
224 - - 2419 - 45,4% 
3 - - 1292 = 23,0% 
3—4 - - 919 = 17,3%o 
A = - 88 = 65% 


Im Einzelfalle entjcheidet der Lehrvertrag. Und zwar wäre 
nad) dem Gejagten die vertraggmäßige TeitieBung einer zwei— 
jährigen Lehrzeit denkbar bei 2833 oder 53,20%, die einer drei» 
jährigen bei 4811 oder 90,4 90, endlich die einer vierjährigen bei 
3681 oder 69,20 der Genoſſenſchaften. 

Thatſächlich nun bildet, ſoweit überhaupt die gejeßlichen Lehr 
verträge ordnungsmäßig abgefchloffen werden, was keineswegs all 
gemein der Tall ift*, die Stipulierung einer drei= bis vierjährigen 





I Ties behauptet ausdrüdlicdy die Handelägenoffenichaft in Horn. (Gutadt: 
liche Aufßerungen der Handels: und Gewerbefammer Wien über mehrere in An 
trag gebrachte Abänderungen bez. Ergänzungen der Gewerbeordnung. Wien 189. 
S. 43 ff., bei. S. 49.) 

3 (Henojjenjchaftsftatiftif von 1894, 1. Bd., S. 207*. 

3 Weniger als zwei Jahre nur bei nicht handwerksmäßigen Gewerben! 

4 Berichte der Sewerbeinfpektoren f. d. J. 1898, S. 26; 177 (Trieft, 9, 
241 (Reichenberg), 271 (Rudweis), 344 (Troppau), 366 (Lemberg): 1894, 5. FH 
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Lehrzeit die Regel. Dies könnte an und für fich im wohlverftandenen 
Intereſſe des Lehrlings Liegen. Doch ſpricht hiergegen der Um— 
ftand, daß in Gewerben und Bezirken, wo heute noch immer das 
Zahlen eines Lehrgeldes! üblich ift, die Höhe dieſes letzteren 
einen ausfchlaggebenden Einfluß auf die Dauer der Lehrzeit aus- 
zuüben pflegt, ganz ohne jede Rückſicht auf die Schwierigkeit der 
zu exlernenden Fertigkeiten oder auf die Veranlagung des jugend- 
lichen Adepten. Ja, es zeigt ſich allenthalben die Tendenz, die 
Lehrzeit durch allerhand unjaubere Praktiken nicht etwa nur über 
ihre vertragsmäßige, jondern ſogar über ihre gejegmäßige Dauer 
hinaus künſtlich zu verlängern®. 


(Budweis), 264 (Königgräb), 359 (Bemberg); 1895, ©. 42 (Wien), 77 (Wiener 
Reuftabt), 143 f. (Magenfurt), 252, 256 (Bubweis), 307 (Briun), 366 (Txoppau), 
335 (Olmib); 1896, S. 116 (Hlagenfurt), 134 (Trieft), 239 f. (Budweis), 256 
(Königgräß), 284 (Tetichen), 336 (Olmütz) u. ſ. w- 
1 Die früher allgemein gebräucjlichen Lehrgelder von mitunter ſeht bedeutender 
‚Höhe find allgemein, namentlich aber in den Großftädten, im Schwinden begriffen, 
amd zwar in demfelben Mafe, als der Handiverksberuf in ber forialen Wertichähung 
finkt, fein geſellſchaftliches Refrutierungsgebiet- fich nach unten verſchiebt. In Ger 
werben, denen fich auch Heute noch wohlhabende Bürgersföhne zuwenden, werben, 
wie bei den Juwelieren und Zucerbädern in Wien, gelegentlich noch immer größere 
Summen (2300 Gulden!) bezahlt. (Cehrlingsenquete 1897, Arbeiterztg., Jahrg. 
1897, Nr. 126, 144.) Genauere Erhebungen über den Einfluß der Lehrgelder in 
Mähren Hat der mähriſche Gewerbeverein angeitellt. Danach dauert die Lehrzeit 
im der Negel 4 Jahre, wenn fein Lehrgeld, 2-3, wenn ein folches erlegt wird. 
Diefes betrage 3. 8. in Brünn bei den Schneidern 40-60 Gulden, bei den 
Aſchlern 100 Gulden; in Miftet 30-40 Gulden, bei zweijähriger Lehrzeit 100 
Bis 150 Gulden; in Mähr.-Schönberg 20—60 Gulden; in Mähr.-Trübau 30 bis 
100 Gulden; in Znaim 50—150 Gulden. In Sternberg, Neutitichein, Olmüb, 
Mähr-Oftran werde überhaupt keines mehr gezahlt, dagegen in Iglau nicht 
jelten eines bis zu 300 Gulden verlangt und überdies die Sorge für Wohnung, 
und Meidung den Glteen überlaffen. (Das Nleingewerbe, 10. Jahrg. 
1895, Nr. 19, ©. 148.) Ähnliche Zahlen habe ich aud) in Salzburg und Steier- 
mar feftgeftellt. Vgl. ferner Unterfuchungen über die Lage des Handwerks in 
Öfterreich, S. 15, 30, 148, 274, 305, 371, 382, 386, 445, 661. Auch hier wird 
Tonftatiert, daß Lehrgelder die Ausnahme bilden. 
© Berichte der Gewerbeinfpektoren f. d. I. 1893, ©. 96 (Wiener Neuftadt), 
150 (Hlagenfurt), 345 f. (Troppau); 1894, S. 58, 60 (Wien), 1427. (agenfurt), 
315}. (Zroppau); 1895, ©. 180 (Prag), 305 f. (Brünn), 125 f. (Graz), 335 (Ole 
müß); 1896, ©. 20 (Wien), 47 (Wiener Neuftadt), 88 (Graz), 116 (Rlagenfurt), 
134 (Zrieft) u. j. w. — Krantenfaffenenquete v. 1891/92, ©. 23, 35 f. u.j.m. — 
‚Gewerichaftsenquete d. 1892/93, ©. 82 5., 115, 121, 123, 148f., 151, 165, 189, 
195, 193, 200, 210, 2155. — Gewerbeenquete d. Abgeordnetenh. v. 1893, ©. 282f. 
414, 717, 720, 818, 8227., 845 u. j. w. — Sehrlingsenquete d. 1897, Arbeiterztg., 
Jahrg. 1897, Nr. 113, 118, 124, 126, 134, 139, 144, 150, 152. 
Baentig, Gewerbliche Mittelftandspotitit, n 
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„Es giebt Gewerbsinhaber,” bemerkt 1894 der Wiener &ewerbe- 
injpeftor, „zumeift Kleinmeifter, welche unter allerlei Vorwänden den 
Lehrling möglichit lange auszunutzen juchen, wenn biedurch aud) die 
Lehrdauer über die — zuläſſige Grenze von 4 Jahren hinaus 
gerückt wird. Der gebräuchlichſte Vorgang beſteht darin, daß der 
Lehrling erſt geraume Zeit nach ſeinem Eintritt ohne Anrechnung 
der bereits verſtrichenen Lehrzeit aufgedungen wird, wodurch ſehr 
leicht eine vierjährige zu einer fünfjährigen heranwächſt. Ein 
weiteres praktiziertes Mittel, um die Lehrzeit unter dem Scheine der 
Berechtigung willkürlich zu verlängern, iſt das ſtrafweiſe Nachlernen. 
Der Lehrherr eröffnet dem Lehrling kurz vor Beendigung der Lehrzeit, 
daß er wegen einer ſchlecht ausgeführten Arbeit, wegen Unfolgjfams 
feit u. j. w. einen oder mehrere Monate nachlernen müſſe. Es pflegt 
aber auch vorzufommen, daß der Lehrherr den Ablauf der Lehrzeit 
einfach mit Stillſchweigen übergeht; es find dann wiederholte Erinne 
rungen nötig und verjtreichen häufig viele Monate, big endlich das 
Greilprechen eingeleitet wird.” 


Daß fpeciel in Wien „Probezeiten” in der Dauer don einem 
Jahr und mehr alltäglide Erjcheinungen find, wird auch von 
zahlreichen Erperten der Lehrlingsenquete hervorgehoben. Es wird 
ſogar ein Fall erzählt, in welchem ein Schneiderlehrling 1'/s Jahr 
länger „lernen“ mußte, weil ihn der Konfeltionär, der ihn auf 
gedungen!, wieder „streichen“ ließ, nachdem er jelbft mit dem 
Stücmeifter, bei dem der betreffende arbeitete, in Streit geraten 
war. Doch begegnet man in der Provinz genau denjelben Mif- 
ftänden: 

„Der Lehrling,” jo wird aus Wiener Neuftadt berichtet, „war 
nicht jelten ohne Zehrvertrag und ohne Arbeitsbuch aufgenommen worden, 
hatte eine Probezeit von weit über drei Monaten durchzumachen, war 
mitunter erjt nad) Ablauf eines Jahres aufgedungen worden, oder es 
wurde fchließlich mit dem Freifpruche unter dem Vorwande, daß fein 
Genofjenichaftsverfammlung jtattfinde, weit über die vereinbarte ode 
laut Genofjenichaftzjtatut zu beobachtende Lehrzeit zurüdgehalten.“ — 

„Bei mehr ala 15 °/o aller infpizierten Kleinbetriebe,“ erllärt ein 
anderer Beamter, „fanden wir wenigiteng einen Lehrling „auf Probe”, 
d. h. ohne Lehrvertrag, ohne Arbeitsbuch, ohne Kranlenverficherung 
oft ſchon ſeit Monaten arbeitend. Es giebt gewifje Meifter, von dene 
behauptet wird, daß fie behufs Erfparung der genofjenfchaftlichen Aut 
ding- und Treilpruchgebühren, vor allem aber auch der SKranfer 
verficherungskoſten, überhaupt nur mit Brobelehrlingen arbeiten. Haben 


1 Anter „Aufdingen“ ift die offizielle Anmeldung bei der Genoffeniheit 7 
verftehen. Gleichzeitig erfolgt gegen Erlegung einer Gebühr die Eintragung bei 
Lehrlings in das Genoffenichaftsregifter. Diefe markiert den Beginn der eigen 
lichen „Lehrzeit". Bekanntlich ift die „Probezeit” einzurechnen. 
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fie den armen Burfchen einige Monate lang gegen ſchmale Kojt ge- 
börig ausgenügt, fo finden fie plöglich, daß der Lehrling für das 
Gewerbe „untauglich“ ſei, geben ihn unter Berufung auf Punkt 1 lit.a 
$ 101 d. G.O. weg und laffen fich einen anderen fommen , dem es 
nach einigen Monaten genau fo ergeht, wie ſeinem Vorgänger.” 

Bis auf die meuefte Zeit ſcheint ſich hierin nichts geändert 
zu haben. 

„Den oft gerügten Unfug von ungebührlich langen, nicht jelten 
bis zu 6 und 8 Monaten ausgedehnten Probezeiten,“ konſtatiert der 
Klagenfurter Gewerbeinjpeftor noch 1896, „fand ich wieder mehrmals 
dor. Dieje Lehrlinge wurden jaft immer ohne Arbeitsbuch, ohne 
Lehrvertrag, ohne Krankenverficherung betroffen, in einzelnen Fällen 
waren fie nicht einmal polizeilich gemeldet. In einem Kleinbetriebe 
traf ich zwei Lehrlinge an, von denen der eine mit jähriger, der 
andere mit 4Y/s jähriger (!) Lehrzeit aufgedungen war, wozu der Meijter 
erflärend bemerkte, daß er den zweiten Lehrling auch „Eleiden” müffe. 
Einige alte vom Meijter abgelegte Gewandjtüde und hie und da ein 
Paar neue Stiefel muß der Lehrling mit 1% Jahren Arbeit ver- 
güten.“ 

„Die Dauer der Lehrzeit,“ heißt e8 im Trie ter Bericht desjelben 
Jahres, „hängt ganz ausjchließlich von der Willkür des Lehrheren ab. 
Im allgemeinen fteht biefelbe mit ber Höhe des allenfalls vereinbarten 
Behrgeldes in direktem Verhältniffe, pflegt alfo bei Lehrlingen nicht 
pünktlich zahlender Eltern zumeijt weit über die geſetzlich normierte 
Frift Hinaus anjtandslos verlängert zu werden. In einer Schlofjerei 

Habe ich zwei Lehrlinge angetroffen, die bei feiner Krankenkaſſe an- 
ss waren; bdiefelben jtanden, obgleich jeit über 8 Monaten in 
er Lehre, nach der Anjchauung des Meifters immer noch „auf 
Probe“. Ein Buchbinderlehrling wies mir eine fajt zweijährige Lehrzeit 
nach; bei feinem ordnungsmäßig erfolgten Übertritte zu einem anderen 
Lehrheren jollte er nach Anficht des Iehteren wieder don dorne ans 
fangen.“ 

Der Grazer Inſpektor behauptet geradezu, es tendiere Die 
Heinmeifterliche Gejhäftspraris dahin, den jugendlichen Arbeiter 

„lolange als irgend möglich von feinem Ziele, Gehilfe zu werden, 
fernzuhalten”, indem man ihn „unter allerhand, zumeift nur über— 
aus ſchwer nachweisbaren Vorwänden der Möglichkeit bevaube, die 
‚bon der Genoſſenſchaft vorgefchriebene Lehrlingsprüfung abzulegen.“ 
Und was für Vorwände müſſen da nicht herhalten! 


— — ein Bäckerlehrling nach Ablauf der vertragsmäßigen 

Grunde nicht zur Prüfung angemeldet, weil ber 

“ie für ihn gezahlten SKrankenverficherungsbeiträge vorher 
en wollte; ein anderer deshalb, weil zwei Kunden, welchen er, 

| ae im Auftrag des Meiſters, täglich das Brod abgeliefert hatte, 
ben hierfür in drei Monaten aufgewachjenen Betrag roubig hgebhiebent 


un 
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waren; ein Schlofjerlehrling deshalb, weil defjen Eltern die verein 
barten Koſten für die Verpflegung in den lebten zwei Monaten nod) 
nicht beglichen hatten ; ein Schuhmacherlehrling hätte aber im gleichen 
Talle durch unentgeltliches „Nachdienen” in der Dauer don 6 Monaten 
die wegen Todesfalles nicht einbringlichen Verpflegungskoſten im an- 
geblichen Betrage von 24 Gulden abarbeiten follen; einem anderen 
Lehrling derjelben Branche wurde gar zugemutet, daß er vorher ein 
Paar nach) dem von ihm abgenommenen Maße angefertigte Stiefel zu 
bezahlen Habe, weil diefe von dem Auftraggeber ala ihm nicht paffend 
zurüdgewiejen worden waren.“ 

Aber bedarf e3 überhaupt folder Vorwände? Weiſt nicht 
das Geſetz ſelbſt gewiſſenloſen Meiftern die Wege zu feiner Um: 
gehung? Soll doc) fogar ein Genoſſenſchaftsvorſteher feine Kollegen 
Öffentlich aufgefordert haben, ihre überzähligen Lehrlinge künftig 
„al3 jugendliche Hilfsarbeiter eintragen zu laffen”!. Machtlos 
ftehen dann die Behörden auch den unerträglidäften Mißbräuchen 
gegenüber. Ein draftiiher Tal diefer Art wird 1895 aus 
Klagenfurt berichtet: Bei einem Tijchlermeifter, dem wegen fort» 
gejeßter Mißhandlung feiner zwei Lehrlinge und wegen Nidt- 
befolgung der ihm bezüglich ihrer Unterbringung erteilten Auf: 
träge da3 Recht, Lehrlinge zu Halten, auf fünf Jahre entzogen 
torden war, wurden ein halbes Jahr darauf diefelben Jungen in 
genau derjelben Weije wie früher untergebracht vorgefunden. „Der 
Meiſter hatte diejelben bei der Genoſſenſchaft als Lehrlinge ab», 
dagegen als jugendliche Hilfsarbeiter angemeldet; fie erhielten 
nad) wie vor feine Bezahlung, jondern nur Koft, Quartier umd 
Kleidung; arbeiten mußten fie genau jo wie früher. Bei der 
Gewmwerbebehörde wurde bemerkt, daß fih, nachdem die Eltern der 
beiden Buben angeblih damit einverftanden feien, nicht3 thun 
lafje?!" Und wie viele Eltern mögen ähnlich handeln, nur um 
ihre Kinder verforgt zu fehen! So mag e3 den Thatſachen 
entſprechen, wenn ein Bäckergeſelle erklärt: „Die meiften Unter 
nehmer haben 5 oder 6 Lehrlinge, von denen einige nidt am 
gemeldet find, jo daß ein Lehrling, wenn fi der Meiſter 
tweigert, ihm freizufprechen, rechtlos iſt. Der Herr jagt dann ein 
fa, er habe ihn ala Hausfnecht benukt, und nicht als Lehrling. 
Dadurch muß der Lehrling entweder um jo länger arbeiten, ober 
zu einem anderen Meifter in die Lehre gehen.” Auch die famoien 


1 Gewerkſchaftsenquete von 1892/98, S. 201. Vgl. auch S. 10,38, 77.W. 
15 f. 

2 Berichte der Gewerbeinſpektoren f. d. J. 1895, S. 148. 

s Gewerkſchaftsenquete von 1892/98, ©. 19. 
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„Dienftbuben“, deren ich Früher erwähnte, gehören natürlich Hier- 
her!. Und man verfteht das troftloje Paradoron eines Schneider- 
gehilfen: „Viele lernen und werden doch nie frei.“ 

Das Vorhandenſein einer ſtarken Tendenz zur geſetzwidrigen 
Derlängerung der Lehrzeit im Kleingewerbe fteht nad dem Ge- 
jagten außer Zweifel; ihren Umfang in exakter Weife feftzuftellen, 
ift unmöglich. Bei dem Fehlen einer Betriebsſtatiſtik, die 
übrigens auf die verjchiedenen Kategorien jugendlicher Hilfs- 
arbeiter Rüdficht nehmen müßte*, könnte nur die Genoſſenſchafts- 
ftatiftit in Frage kommen. Diefe aber verfagt ſchon deshalb, 
weil die „Probelehrlinge” nie, die „jugendlichen Hilfsarbeiter“ 
nur höchſt jelten gemeldet werden. Allenfalls ließe ſich das 
Schickſal der aufgedungenen Lehrlinge verfolgen. Doch auch in 
diefer Hinfiht ift man nicht über die erften Anfänge hinaus- 
gediehen?. Nur die für die Wiener Genofjenichaften erhobenen 
Daten mögen in diefem Zufammenhange Verwendung finden *. 











Das Lehrverhältnis wurde dor der ber 
dungenen Zeit gelöft in Fällen, 
und zivar dom 





Zahl der Lehrlinge, 
und zwar 










aufgebungen | freigefprochen| Sehrheren | Lehrling | zufammen 





1888 12254 7685 522 494 1016 
1889 14.061 8311 778 561 1339 
1890 15.028 9115 832 552 1384 
1891 16.148 10 988 905 487 1392 
1892 15351 11137 881 537 1418 
1893 16 053 11 800 969 496 1465 
1894 16 728 11785 1159 846 2005 


ı Ich erinnere auch an die von R. Schüller erwähnten „Buben“ im Wiener 
Schuftergewerbe, von denen einer 25 Jahre alt war. (Unterfuchungen über die Lage 
des Handwerks in Öfterreich, ©. 63 ff.) 

2 Die früher erwähnte Betriebsftatiftit der Prager Kammer unterfcheidet nur 
erwachſene und jugendliche Hilfsarbeiter. 

3 Erhebungen über die Zahl der während eines beſtimmten Jahres aufe 
gebungenen und freigeforodjenen Lehrlinge wurden von ber oberfteirifchen Handels 
amd Gewerbefammer Leoben angejtellt. (Bericht über die vollswirtſchaftlichen 
Derhältniffe Oberfteiermarts in den Jahren 1886—90. Leoben 1893. ©. 967 ff., 
bei. &. 977,983, 994, 1003, 1010, 1014.) Wegen ihrer Bejchräntung auf ein einziges 
Jahr und noch mehr wegen ihrer Lückenhaftigteit mußte von einer Verwertung 
abgefehen werben. Ähnliches gilt von den Angaben des Statiftifchen Handbuchs 
der fönigl. Hauptftadt Prag und der Vororte f. d. Jahr 1892. Prag 1894. 
8. 22}. 

+ Statiftiiches Jahrbuch der Stadt Wien f. d. 3. 1892, ©. 506ff.; f. d. I. 
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Die ſtarke Differenz zwijchen den Zahlen der aufgedungenen 
und der freigefprochenen Lehrlinge ift das erſte, was an bieler 
ÜÄberſicht in die Augen fällt. Sie bleibt beftehen, aud) wenn man 
berücfichtigt, daß die Summe der in einem beftimmten Jahre 
freigefprochenen nicht etwa mit derjenigen der in dem gleichen, 
fondern mit einer ungewiſſen Menge der in früheren Jahren aufs 
gedungenen Lehrlinge korrefpondiert, infofern die Dauer der ein- 
zelnen Lehrverhältniffe nicht durchgehend diejelbe ift. Yaft in allen 
Wiener Genofjenihaften ! num ift nach den Angaben des Statiftifchen 
Jahrbuches die vertragsmäßige Feſtſetzung einer 2—4 jährigen Lebr- 
zeit zuläffig.e Doch bildet thatſächlich eine 3—4jährige die Regel 
Man wird demnad vielleicht die während der Periode 1888—1891 
aufgedungenen Lehrlinge den während der Jahre 1891—1894 frei 
geiprochenen gegenüber ftellen dürfen?. Nun betrug die Zahl der 
erſteren 57491, die der leteren 45 730, d. i. im Durchſchnitte dieſer 
vierjährigen Perioden 14373 bez. 11433 jährlih. Ein Vergleich 
der Ziffern diefer beiden Zahlenpaare untereinander ergiebt eine 
Differenz von 11761 bez. 2940 Lehrverhältniffen, von denen ficher 
ist, daß fie durch Freiſpruch nicht ihr Ende fanden. Ein Teil 
davon wurde vor Ablauf der bedungenen Friſt ordnungsmäßig auf- 
gelöft. Dies geſchah 1888—1894® insgefamt in 10019, durd- 


1894, ©. 520 ff. Die Ausweiſe über die Zahl ber aufgebungenen und freis 
geiprochenen Lehrlinge gehören wegen der mit dem Aufdingen und Freiſprechen 
verbundenen Gebührenzahlung zu den relativ verläßlichften unter den von den Ge 
noſſenſchaften produzierten Ziffern. 

1 Darunter auch einige wenige Handelsgenoſſenſchaften, welche übrigens die 
gleichen Ericheinungen aufweilen und jedenfall das Gejamtbild nicht weientlid 
beeinfluffen. 

2 Ganz exakt ift dieſes Verfahren natürlich nit. So enthält die Summt 
der 1891 freigejprochenen wahricheinlich zugleich Lehrlinge, die bereits 1887 anf 
gedungen wurden, während umgekehrt ein Zeil der 1888 aufgebungenen wohl be 
reits 1890 ausjchied. Desgleichen befinden fi unter den 1894 freigeiprocenen 
auch folche, die erſt 1892 aufgedungen wurden, während einzelne der 1891 ein 
getretenen vielleicht erſt 1895 frei geworben fein werden. Da es fich mehr um ein 
Illuſtration, ala um einen ftrengen Beweis handelt, jo glaube ich mich mit bien 
Hinweis begnügen zu dürfen, zumal die einzelnen Fehler fich im großen und 
ganzen neutralifieren werden. 

8 Es mußte in diefem Falle die ganze Periode zu Grunde gelegt werden, 
da alle 7 Jahre hindurch die Möglichkeit beftand, dab eines der 1888—1891 gr . 
gründeten- Lehrverhältniſſe vorzeitig aufgelöft werde. Im übrigen gelten and 
hier die foeben beiprochenen Bedenken. Graft berechnet würde die gefuchte Zahl 
eher ein wenig hinter 1431 zurücbleiben, als fie überfteigen. 





er 


ſchnittlich in 1431 Fällen das Jahr. Es befinden ſich alſo unter 
den in der Zeit von 1888—1891 alljährlich aufgedungenen 14373 
Lehrlingen nicht weniger als je 1431, d. i. genau ein Zehntel, 
deren Schickſal in Dunkel gehüllt bleibt. Einige von ihnen mögen 
geftorben, andere verdorben jein. Die übrigen? Sie „Iernten" — 
und wurden doch nie „frei“! 

Alle dieje Symptome aber, die dem Leſer der Reihe nad) ent» 
gegentraten: die mangelhafte Verpflegung und brutale Behandlung 
der Lehrlinge, ihre Verwendung zu Dienftboten- und Taglöhner- 
arbeiten, die Lehrlingszüchterei, die Neigung der Meifter, ihren 
Schutzbefohlenen gelegentlic) wichtige Gewerbskenntniſſe und Fertig- 
Zeiten vorzuenthalten, fie am Schulbejuche zu verhindern, ihre Lehr- 
zeit gejeßtoidrig und zu ihrem offenbaren Nachteile auszudehnen, 
fie alle deuten darauf Hin, daß dev von Rechts wegen angeftrebte und 
der in Wirklichkeit verfolgte Zweck des Lehrverhältnifjes nicht mit 
einander übereinftimmen. Vielmehr laſſen ſie das letztere erſcheinen 
als das, was es nach den Intentionen des Geſetzgebers gewiß nicht 
in erſter Linie jein ſollte, als — Axbeitsverhältnis, Sofort ver— 
jchieben ſich alle jeine Perjpektiven. Der Lehrhere entpuppt ſich 
als Unternehmer, der Lehrling als jugendlicher Arbeiter, die Lehre 
als Verwendung fremder Arbeitskraft im Erwerbsintereſſe. Der 
Charakter des Lehrverhältnifies als Arbeitsverhältnis wird von 
jest ab allein noch zu analyfieren fein. 


II. Das Lehrverhältnis als Arbeitsverhältnis. 


Als Hauptübel des Lehrlingsweiens warb unter der Herr⸗ 
ſchaft der Gewerbefreiheit allgemein der Kontraktbruch bezeichnet. 
Ex namentlich verſchulde es, daß die Heranbildung eines tuͤchtigen 
Nachwuchſes ins Stoden gerate, weil jelbft der gute Lehrmeifter 
darauf bedacht jein müſſe, die Arbeitskraft des Lehrlings thuns 
lichſt auszunügen, um gegebenenfalls einen möglichſt geringen 
Schaden zu Haben!. Dem hat nun freilich die Novelle von 1885 


U Bericht des Abgeord. Heinrich Reſchauer an den Gewerbeausſchuß bes 
Abgeordnetend. (1880), ©. 12 ff., bei. 15f., 185. Nicht nur im dem geöferen 
Stäbten, auch auf dem Lande bildete der Kontrattbruch im Lehrlingeweſen ein 
alltägliches Borkommnis. Val. bei. and) den Bericht der oberöftere, Hanbeld« 1. 
Gewerbelammer zu Linz über das Ergebnis einer Enquete zur Erhebung ber Lage 
und Bebürfniffe des Kleingewwerbes in Oberöfterreih. Linz 1872, ©, 07 f., und 
ben Bericht des Landesausjcufies des Herzogtums Salzburg bett. bie Hebung und 
die Regelung bes Gewerbeweiens im Herzogtum Salzhurg. Salzburg 1482, 
©. LIT. 
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gründlich abgeholfen. Sie umgab den Lehrvertrag mit allerhand 
Kautelen, fie ſchuf ein Lehrverhältnis, dag, grundſätzlich für beide 
Kontrahenten vor Ablauf der bedungenen Lehrzeit unauflöglic, 
gleichwohl dem Mteifter Freiheit läßt, den Lehrling bindet! und 
eine in ihrer Art einzig daftehende Abhängigkeit des Arbeiter? vom 
Unternehmer involviert, weil e3 geiwiffermaßen den Wettbewerb 
der Arbeitsftellen aufhebt. Wie aber geftalteten fi) dabei die 
Beziehungen zwiſchen Arbeitgleiftung und Arbeitzlohn? 

Gemeſſen an der Arbeitszeit dokumentiert fi zunädft 
die erftere vielfach als eine ganz außerordentlide. Bor allem ift 
die Sonntagsruhe im Nleingewerbe noch immer ein un- 
erreichtes Ideal?. Und es verfteht fi, daß Hierunter in aller: 
eriter Linie die im Meifterhaufe wohnhaften Lehrlinge zu leiden 
haben, die, wie dies von zahlreichen Experten der Lehrlingsenquete 


18 101 Nr. Lit. ad. G.⸗O., der den Meifter zur vorzeitigen Auflöfung 
des Lehrverhältnifjes ermächtigt, „wenn ſich unzweifelhaft heraußftellt, daß der 
Lehrling zur Erlernung des Gewerbes untauglich ift“, wird niemals feinen Dienft 
verfagen, ganz davon abgejehen, daß ſchon die Rüdficht auf den Lehrling ge: 
bietet, ihn von einem Meifter wegzunehmen, der feiner überdrüffig geworben if. 
Daß hingegen die Beitimmungen bdesfelben $ Nr. 2 lit. a und b, die den 
Lehrling zum Austritt berechtigen, falls „er ohne Schaden für feine Gefundheit 
im Lehrverhältniffe nicht verbleiben kann, der Lehrherr feine Pflichten gröblich 
vernachläfligt, das Recht der väterlichen Zucht mißbraudt u. f. w.”, in ber Regel 
praktiſch bedeutungslos find, dürften frühere Ausführungen gezeigt haben. Denn 
würden daraus wirklich die Konfequenzen gezogen, wie viele Lehrverhältnifie könnten 
dann bejtehen bleiben? Sch verweiſe übrigen? auch auf $ 102 al. 2 und 3 der 
G.⸗O., der binnen Jahrezfrift die anderweitige Beichäftigung eines durch „Kündigung“ 
aus einem beftimmten Lehrverhältniffe ausgefchiedenen Lehrlings in demſelben Ge 
iwerbe oder in einem analogen Fabrikbetriebe ohne Zuftimmung des früheren 
gehrherrn verbietet. Dabei ift die Kündigung nur angängig, wenn der Lehrling nad: 
weislich „jeinen Beruf ändert”, zu einem „wefentlich verichiedenen Gewerbe über 
geht“, oder im elterlichen Haufe „zur Pflege, Führung der Wirtichaft oder dei 
Gewerbe3 benötigt wird.“ 

2 Berichte der Gewerbeinipeftoren f. d. 3. 1890, S. 40 f. (Wien): 1898, 
©. 54. (Wien), 164 (Graz), 177 (Zrieft), 211 (Prag), 242 (Reichenberg), 291 
(Brünn), 319 (Olmůtz); 1894, ©. 82 (Wiener Neuftadt), 110}. (Graz), 141 (Klagen: 
furt), 181 (Prag), 206 (Reichenberg), 225 (Pilfen), 281 (Brünn), 313 (Clmüp) 
355 (Lemberg); 1895, ©. 41 (Wien), 72 (Wiener Neuftadt), 141 (Stlagenfurt), 157 
(Trieft), 181 (Prag), 227 (Pilfen), 251 (Budweis), 262 f. (Troppau), 300 f. (Brünn), 
377 (Zemberg); 1896, ©. 64 (Linz), 83 (Graz). 113 (Slagenfurt), 144 (Innsbruch 
164 f. (Prag), 212 (Pilſen) u. |. w. — Gewerfichaftdenguete von 1892 98, ©. 13, 
29, 39, 125, 131, 134, 149, 151, 155, 173, 187,208, 212, 215. — Gewerbeengueke 
b. Abgeorbnetenh. dv. 1893, ©. 231, 700, 870 u. ſ. w. — Lehrlingsenquete v. 1297, 
Arbeiterztg., Jahrg. 1897, Nr. 113, 118, 124, 126, 131, 144, 150, 152, 164. 
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hervorgehoben wird, auch dann, wenn die Gehilfen feiern, oft 
bis in den Sonntag Nahmittag hinein in dev Werkftätte thätig 
fein müſſen. 

„Die Borjehrift, daß an Sonntagen alle gewerbliche Arbeit zu 
ruhen habe,“ erklärt der Wiener Gewerbeinfpektor 1893, „findet noch 
immer eine relativ geringe Beachtung, bejonders im Kleingewerbe. 
Es kann wohl gejagt werden, daß die übergroße Mehrzahl jener 
Heinen Unternehmer, deren Betrieb fich nicht durch Geräufch, üblen 
Geruch u. j. w. für Paflanten und Nachbarn auffallend bemerkbar 
macht, entweder regelmäßig ober doch einen großen Teil des 
Iahres am Sonntag Vormittag arbeiten laſſen. Die wiederholten Er- 
innerungen haben eine merkbare Befferung nicht bewirkt.“ 

Auch 1895 wird konftatiert, e3 werde „noch immer am Sonn- 
tag Vormittag bei vielen Drechslern, Federſchmückern, Hutmachern, 
Kleidermadern, Kunftblumenerzeugern, Modiftinnen, Pfaidlern, 
Schuhmachern, Tiſchlern, Wäſchern u. ſ. w. gearbeitet, wenn 
auch mehr im Geheimen und nur mit einzelnen Gehilfen oder 
Lehrlingen“. Ahnliches wird aus Prag berichtet. Je weiter man 
fi) aber von dieſen Gentren der Kultur entfernt, deſto ſchwie— 
riger ſcheint es, dem Gejege Geltung zu verſchaffen. 

„gu einem gewohnheitgmäßigen Unfug,“ jchreibt der Grazer Auf- 
fichtsbeamte, „ſcheint ſich die Praxis der Sonntagsarbeit in einzelnen 
Betrieben des Kleingewerbes aus der Metall-, Holz-, Bekleidungs- und 
Nahrungsmittelinduftrie zu entwideln. In einer Schlofferei z. B. 
mußten die Lehrlinge faſt regelmäßig am Sonntag mehrere Stunden 
arbeiten; ein Lehrling, der diefes der Gewerbebehörde anzeigte, wurde 
von bem Meifter ohne weiteres aus ber Lehre entlafjen und alle Schritte, 
die er dann bei der Genofjenjchaft machte, um wieder in die Lehre 
zurückzukommen, blieben erfolglos.” (!) 

Desgleichen wird aus Klagenfurt gemeldet, daß „von min= 
deftens der Hälfte der Kleingewerbetreibenden die Sonntagsruhe 
nicht eingehalten werde”. In der Belleidungsinduftrie werde 
allerwenigſtens „abgeliefert“ und „ausgefertigt“, die Lehrlinge 
müßten wenigſtens „austragen“. Ebenjo lauten die Schilde- 
zungen aus den übrigen Auffichtsbezivken. Wie überall, wo e3 
gilt, der Sorialpolitit ein Schnippchen zu ſchlagen, trifft man 
auch Hier das ehrjame Bäckergewerbe an der Spitze der Oppo= 
fition, die durch das Gejeg vom 16. Januar 1895, insbejondere 
durch die Vorſchrift des $ 1 über den Erſatzruheſonntag bez. Er— 
ſahruhewochentag zu erhöhter Regſamkeit angefacht worden ift. 
Erzählt doc) dev Brünner Inſpektor von einem fürmlichen Ge- 
nofjenjchaftsbeichluffe (I), die Lehrlinge von der Wohlthat des 
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Erſatzruhetages überhaupt auszuſchließen und dag neue Geſetz, 
jedoch auch dann unter entſprechenden Einſchränkungen, nur auf 
die Gehilfen anzuwenden. Noch merkwürdigere Zuftände herrfchen 
in den polnifchen Provinzen. Zu ihrer Charafteriftit genüge die 
Mitteilung, daß „die israelitiihen Gewerbaunternehmer dafelbft 
Sonntags ohne allen Anftand arbeiten.” Beſtenfalls werbe in 
Galizien wie in der Bulowina die gewerbliche Thätigkeit bei ver- 
chloffenen Thüren verrichtet. Speciel im Baugewerbe „arbeiten 
die israelitiihen Zimmermaler, Ladierer und Tiſchler an Sonn⸗ 
tagen wie an jedem anderen Tage”. 

Daß unter ſolchen Umständen nur zu Häufig jelbft am Sonn⸗ 
tage feine Zeit zum Beſuche der gewerblichen Fortbildungsſchule 
bleibt, ift begreiflih. Und dennodh wäre auch) aus anderen Grün- 
den vor allen übrigen Arbeitern gerade den Lehrlingen eine aus: 
giebige und ungeftörte Sonntagsruhe zu gönnen. Denn nahezu 
ununterbrodene Arbeit bei Tage, meift verſchärft durch 
den Wegfall der gejeglihen Arbeitspauſen und oft ver 
längert dur Ausnußung ihrer förperliden Kräfte bis 
tief hinein in die Nacht, ift während der Woche in un 
endlich vielen Fällen ihr hartes 202. 

Dabei liegen die Dinge in den beiden Großftädten!, namentlid 
in Wien, wo es den vereinten Bemühungen des Getwerbeinfpel- 
torates und der Arbeiterfchaft allmählich gelungen ift, twenigftens 
in einer Reihe von Gewerben die ärgften Auswüchſe zu befeitigen, 
noch verhältnismäßig günftig. Beſonders in jenen Kleinbetrieben, 

I Berichte der Gewerbeinipeftoren f. d. J. 1893, ©. 51 (Wien), 2101. 
(Prag); 1894, S. 49, 52 (Wien), 180 f. (Prag); 1895, ©. 37 f., 39 f. (Wien), 181 
(Prag); 1896, S. 21 (Wien), 164 (Prag). — Gewerkichaftsenquete von 18928, 
©. 10, 27, 77, 80, 121, 125, 128, 131, 151, 155, 172, 182, 196, 207f., 218, 
218 (lange Arbeit3zeit, inZbef. der Lehrlinge); S. 12, 19, 27, 64, 80, 83, 86, 10, 
110, 111, 120 f., 123, 125, 128, 131, 135, 146, 151, 164, 168, 170, 172, 187, 
202, 205, 211, 215 (Nachtarbeit), — Lehrlingsenquete von 1897, Arbeiterzeitg 
Jahrg. 1897, Nr. 113, 118, 124, 126, 131, 134, 139, 144, 150, 152, 164. Über 
die lange Arbeitszeit insbeſ. im Bäckergewerbe vgl. auch die mehrfach erwähnte 
ftatiftifche Zufammenftellung. Auf Nachtarbeit und fehlende Mittagöpaufen deuten 
auch die in der Statiſtik der genofjenfchaftlichen Krankenkaſſen (Bericht bes Ber 
bandes der genoſſenſchaftlichen Krankenkaſſen Wiens f. d. J. 1895. Wien 1%. 
S. 124.) für Bäder, Buchbinder, Buchdruder, Tachdeder, Drechsler, Faßbinder. 
Gießer, Glafer, Gürtler, Huf: und Wagenichmiede, Klavier: und Irgelbaur, 
Kleidermacher, Optiker, Pflafterer, Schloffer, Schufter, Steins und Kupferdrude, 
Zapezierer, Zajchner und Riemer, Tifchler, Zuderbäder u. |. w. nadhgewiehnt 
Mittags- und Nachtbetriebaunfälle hin. 
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bie motoriſche Kraft vertvenden, ift nach den Angaben des Wiener 
Beamten die Arbeitszeit ebenſo geregelt wie in der Großinduftrie 
und dauert dajelbft nur felten länger als 11 Stunden. Dagegen 
wechſele allerdings bei den eigentlichen Kleinmeiftern, und zwar vor 
allem bei jenen, die hauptſächlich Frauen beſchäftigen (Bettwaren- 
erzeuger, Damenjchneider, Federnſchmücker, Fächermacher, Karton- 
nageerzeuger, Modiftinnen, Pfaidler, Webtwarenzurichter, Wirt- 
warenerzeuger u. ſ. w.), die Arbeitszeit jehr oft und werde mitunter um 
1-3 Stumden überjehritten. Gerade dieje ſeien es aud), die „ihre 
im jugendlichen Alter ftehenden Lehrlinge häufig zur Nachtarbeit 
zwingen“. Dieje legteren „müßten die gleiche Arbeitszeit mit den 
Meiftern und den Gefellen einhalten und überdies nach Feier— 
abend. die Werkjtätte aufräumen und häusliche Verrichtungen be— 
forgen. Auf dieje Weife werde es, wenn dringende Arbeiten aus- 
zuführen jeien, nicht jelten 10 bis 11 Uhr nachts, bevor die Lehr- 
linge ihr Nachtlager auffuchen könnten, um dann zwiſchen 5 und 
6 Uhr früh ihr Tagewerk von neuem zu beginnen.“ Derartige 
Fälle ftrafbarer Ausbeutung würden nur zum Leinen Teile be- 
kannt. Insbeſondere gebe es „noch immer viele Kleinbetriebe, 
wo die Mittagspaufe nicht länger als die Eſſenszeit währe” und 
Bormittags wie Nachmittags „eine Betriebseinftellung überhaupt 
nicht ftattfinde“. Übereinftimmend Hiermit äußern fich die in den 
Engqueten vernommenen Experten, indem fie betonen, daß vielfach 
der Lehrlinge Arbeitszeit noch die der Gehilfen überrage; dies 
namentlich dann, wenn es den Ießteren geglückt ſei, für ſich eine 
Verkürzung zu erzwingen. Desgleihen hatten zu Prag von 
136 im Jahre 1893 daraufhin unterfuchten Mleinbetrieben nicht 
weniger als 65, d. h. aljo rund die Hälfte, regelmäßig eine bie 
normale 11 ftündige überfteigende Arbeitszeit, eine geringere nur 
27, ungerechnet die durch Saiſonſchwankungen hervorgerufenen 
Verſchiebungen. 

Noch unerfreulicheren Thatſachen begegnet man vielfach in den 
kleineren Städten und auf dem flachen Lande!. So arbeiteten bei— 


3 Über auögebehnte Arbeitszeit bez. Nachtarbeit der Lehrlinge dgl. Berichte 
ber Gewerbeinfpeftoren f. d. 3. 1893, ©. 127 (Graz), 163 (Mlagenfurt), 191 
(Snnsbrud), 233 (Reichenberg), 239 (Brünn), 319 (Olmiß), 363 (Lemberg); 1894, 
©. 94 (&ing), 117 (Graz), 140, 143 (Slagenfurt), 355 (Lemberg); 1895, ©. 71 
(Wiener Neuftadt), 92 (Linz), 156 (Zrieft), 207 (Reichenberg), 226 (Pilfen), 271 
(Königgräß), 376 (Lemberg); 1896, S. 40,47 (Wiener Neuftadt), 83 (Gray), 112, 
116 (Hfagenfurt), 180, 134 (Trieft), 144 f. (Innzbrud), 211 (Pilfen), 254 (fönig- 
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ipielaweife von den im Jahre 1895 infpizierten Kleinbetrieben des 
Auffichtsbezirtes Wiener Neuftadt 45%, im Pil ſener 47% 
regelmäßig länger als 11 Stunden. Im letzteren ift deren Zahl 
1896 weit über die Hälfte geftiegen. Und rüdfichtlich des Reſtes wird 
ausdrüdlich Eonjtatiert, daß, wenige Ausnahmen abgerechnet, nicht 
etwa eine Tendenz zur Verkürzung der Arbeitszeit, fondern Abja- 
mangel jie zwinge, auf die anderwärt3 beobachtete Ausdehnung der 
Geihäftsthätigkeit zu verzichten. Auch Hier wird darauf Hinge- 
wiejen, daß „viele Kleingewerbetreibenden ihren Arbeitern überhaupt 
feine Ruhepaufen gewähren, ſondern ihnen bloß die allernotiwendigfte 
Zeit zum Einnehmen des Mtittagbrotes geftatten, das, wie 
3. B. in Schneiderwerfftätten, oft jogar während der Arbeit ver 
ehrt werde.“ 

Beſonders Ihlimm fcheint e3 in den Alpengegenden zu 
ftehen. „Im kleineren und mittleren Gewerbe“, bemerkt ber 
Grazer Gewerbeinfpeftor, „Fand ich Arbeitszeiten in dem Aus» 
maße von 5 Uhr morgen? bi3 7 Uhr abends. Sn einer Schufter 
werfitätte außerhalb Graz wurde von 5 Uhr morgen? bis 8, ja !:.9 
gearbeitet.” Auch wird von einem Schlofjer berichtet, der „Leine 
Gejellen, aber mehrere Lehrlinge hielt und diefelben manchmal ſchon 
um 3 oder 4 Uhr früh an die Arbeit gehen und bei derjelben bis 
in die finfende Nacht hinein ausharren ließ.“ Über „geradezu 
exrorbitante Arbeitäzeiten“ beklagt jich nicht minder der Klagen⸗ 
furter Beamte, da „im Kleingeiverbe regelmäßige 13, 16, 18, 
ja 24 jtündige Arbeitszeiten innerhalb 24 Stunden leider feine 
Seltenheit jeien,“ und belegt feine Behauptung mit zahlreichen 
Beifpielen. „Eine 10 oder I1ftündige Arbeitszeit finde fi 
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gräh), 302 (Brünn), 336 (Olmütz). — Gewerbeenquete d. Abgeorbnetenh. v. 18%, 
©. 282, 284, 307, 414, 476, 585, 741, 758, 1063, 1044. — Über ftändige Nacht⸗ 
arbeit der Lehrlinge im Bäckergewerbe vgl. Berichte ber Gemerbeinfpektoren f. d. 
%. 1898, ©. 164 ($tlagenfurt), 241 (Reichenberg); 1894, ©. 148 (Klagenfurt), 242 
(Budweis), 260 (Königgräb); 1895, ©. 144 (Klagenfurt), 156 (Trieſt), 19 
(Reichenberg), 225 (Pilfen), 271 (Königgräg); 1896, ©. 111 (Klagenfurt), 14 
(Innsbruck), 182 (Reichenberg), 253 (Königgrätz), 330 (Olmüß) u. j. m. — be 
mangelhaftes Einhalten der gejeglichen Ruhepaujen vgl. Berichte ber Gewerbe 
infpeftoren f. d. 3. 1893, ©. 127 (Graz), 164 (Stlagenfurt), 257 (Pilfen), 272 
(Budweis), 291 (Brünn); 1894, ©. 140 (Klagenfurt), 206 (Reichenberg), 42 
(Budweis), 355 (Lemberg); 1895, S. 92 (Linz), 141 (Klagenfurt), 168 (Innsbruch 
226 (Pilfen), 256 (Budweis), 300 (Brünn), 376 (Lemberg); 1896, S. 41 (Wiener 
Neuftadt), 83 (Graz), 112 (Klagenfurt), 144 (Innsbruck), 212 (Pilſen), 3 
(Brünn). 
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nur bei Schriftjegern, Buchdrudern, Mechanikern und Kunft- 
ſchloſſern. Yon 6 Uhr früh bis 7 Uhr abends arbeiteten die 
meiften Schlofjer, Wagner, Tiſchler und verwandte Gewerbe. 
Überlange Arbeitszeit von 6 Uhr früh bis 10, 11 Uhr abends 
jeien bejonders in der Belleidungsinduftrie an der Tagesordnung, 
und zwar gleihmäßig für Gejellen und Lehrlinge. Regelmäßige 
Arbeitspaufen wären nur bei Schriftſetzern, Buchdrudern und Bud)- 
bindern, Maurern, Zimmerleuten und Steinmeben anzutreffen; bei 
Schuhmachern, Schneidern, Huterern und Handſchuhmachern nur 
ganz ausnahmsweiſe; desgl. bei Schlofjern, Tiſchlern, Wagnern, 
Bindern, Spenglern und ähnlichen Gewerben.“ Noch im Jahre 
1896 mußten wiederum „viele Hunderte von Kleinbetrieben, weil, 
Hier noch dazu nicht jelten bei einer Arbeitszeit von 5 Uhr früh 
bis 8 Uhr abends, den Gehilfen und Lehrlingen mittags gerade 
nur die zum Eſſen nötige Zeit gegönnt wurde, beanftandet werden. 
Die Forderung nad) der bei Schuhmachern, Schneidern, Tiſchlern, 
Huterern und analogen Gewerben doch gewiß im Sinne des $ 74a 
d. G.O. „thunlich“ erſcheinenden einftündigen Mittagspaufe ſei 
nahezu diejenige, die auf den hartnäckigſten Widerftand ftoße“. 

In Galizien gejegliche Zuftände zu finden, wird nad) früheren 
Erfahrungen wohlniemand erwarten. „Meiftens arbeitet man durch 
14—16 Stunden“, erklärt der Lemberger Inſpektor lakoniſch. 
„Die Ruhepaufen würden überall da nicht eingehalten, wo die 
Arbeiter Koft und Wohnung haben, und diejes jei die Regel. 
Wohl aber wären im Kleingewerbe jugendliche Hilfgaxbeiter jehr 
oft Bis jpät in die Nacht hinein mit regelmäßigen gewerblichen 
Arbeiten befchäftigt." Und „nur der Imftand, daß Lehrlinge auch 
zu häuslichen Verrichtungen wie zur Bejorgung von Gängen 
Verwendung jänden und infolgedejlen die Arbeit unterbrächen, 
bewirke, daß fie doch wenigſtens in etwas erleichtert und ent= 
laſtet würden” !. 

Fragt man nunmehr nach den materiellen Aequivalen— 
ten dieſer tejpektablen Arbeitaleiftung, jo tommt man wahrlich in 
Berlegenheit; man müßte, denn ernſtlich Unterkunft und Ver— 
pflegung der früher gejehilderten Art als jolche gelten laſſen wollen. 
Kleidung und Wäſche, oft auch das Bettzeug?, müſſen ſich die 


% Berichte dev Gewerbeinipeftoxen j. d. J. 1884, ©. 260. 
= „Wenn bei uns ein Lehrjunge zu einem Meifter in die Lehre tritt,* 
berichtet ein Brünner Schuftergehilfe (Schuhmacherenquete von 1891, ©. 76), „jo 
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Lehrlinge in der Regel ſelbſt beſchaffen; wo nicht, follen die ihnen 
gelieferten Stücke vielfach nicht gerade von den beften fein. Auch mit 
den Krantenverficherungskoften, die nach den Intentionen des Ge: 
ſetzes ausfchließlih vom Lehrheren zu tragen find, Hat es, wie id 
jpäter ausführen werde, nur zu oft jeine bejfondere Bewandtnis. 
Auswärts mwohnende Lehrlinge erhalten wohl auch ein Koftgeld. 
Dagegen ift von einem wirklichen Arbeitslohne nur in jelteneren 
Fällen die Rede!, d. h. im allgemeinen nur in größeren Städten, 
nur während der lebten Jahre der Lehrzeit und bei ganz be 
ftimmten Gewerben. Dies namentlih da, wo das Accordlohn- 
ſyſtem herrſcht und infolge einer weit fortgejchrittenen Speciali» 
fierung der Lehrling ſich verhältnismäßig raſch eine größer: 
Fertigkeit anzueignen vermag (Induſtriemaler, Kartonnage 
arbeiter, Pofamentierer, Pfaidler, Perlmutterdrechſsler, Gießen, 
Juweliere u. ſ. w.), oder wo eine ſolche für gewiſſe einfachere 
Verrichtungen überhaupt nur in jehr beſchränktem Maße erforder: 
lich ift, der jugendliche Arbeiter von vornherein feinen Dann 
jtellt und das ganze Anftitut des Lehrlingsweſens in vollfter 
Auflöjung begriffen ift (Schantgewerbe, Zimmerleute, Stein 
mebe, Pflafterer, Maurer). Dabei find die einzelnen Lohn- 


muß er auögeftattet fein wie eine Braut. Er muß eine Tuchent, einen Strobfad 
und Wäfche und Geld big zu 100 Gulden mitbringen.” Das Lehrvertragsformular 
einer fchlefifchen Genoſſenſchaft enthält die ſeltſame Beitimmung, daß „das Bett 
zeug, welches der Lehrling beim Eintritt in die Lehre mitzubringen bat, bei Ant 
löſung des Lehrverhältnifies in dag Eigentum bes Lehrherrn übergeben folle’ 
(Bericht der Gewerbeinfpeftoren f. d. J. 1893, ©. 344.) 

1 Die Ausführungen des Textes ruhen in der Hauptſache auf eigenen Er 
hebungen. Im übrigen vgl. Gewerfichaftsenquete v. 1892/93, S. 42, 48, 118, 
124, 111, 155, 200, 210, 222. — Das Kleingewerbe, 10. Jahrg. 1895, ©. 18 
(Enquete de3 mähriſchen Gewerbevereind). — Trrauenenquete von 1896, ©. 69, 
. 71, 82, 111, 113, 189, 469. — Lehrlingsenquete von 1897, Arbeiterzeitung 
Jahrg. 1897, Nr. 118, 118, 124, 126, 131, 134, 139, 144, 150, 152, 164. And 
bei einigen anderen ala ben im Text genannten Gewerben kommen Lehrlingk 
löhne vor, am häufigften wohl im Buchdrucergewerbe. Bei ben übrigen, ® 
3. B. den Müllern, Fleiſchhauern, Rotgerbern, Kupferfchmieden, Inftallatenren 
u. ſ. w., meift nur in größeren Betrieben und ſporadiſch. Wo überhaupt Löhne 
gezahlt werden, pflegen auch die „Überftunden“ honoriert zu werden, beögl be 
fondere Leiftungen, wie das „Haufieren“ mit Gebäd, in Form einer „Provifion"- 
(Bol. die Etatift. Zufammenftellung über die Lohn- und Arbeitsverhältnifie im 
Bäcergewerbe von 1893, bei. die Yußnoten.) 

2 Mo thatfächlich das Lehrverhältniz völlig durch das Arbeitäverhältniä ver 
drängt wurde, wie vielfach im Baugewerbe, findet regelmäßig auch vom Augen 
blicke des Arbeitsantrittes ab eine Entlohnung ftatt. 
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ſatze ſehr verſchieden. Sie richten ſich teils nad) dem Alter, teils 
nad) der Leiftungsfähigteit des Lehrlings, bleiben jedoch regel- 
mäßig ziemlich weit hinter den für die gleiche Arbeit den Gehilfen 
gezahlten zurück. Im übrigen erhalten ältere Lehrlinge meift ein 
„Sonntagsgeld“ von 10—50 Kreuzern, das aber jchon feiner 
Natur nad als eine entſprechende Entlohnung nicht angejehen 
werden fannn!. 

Je weniger alles in allem das materielle Aquivalent feiner 
Arbeitsleiftung den Lehrling für feine Mühwaltung zu entjchädigen 
vermag, defto mehr ift man berechtigt, nach einem ideellen zu fragen. 
Diefes ftellt ſich dar in Geftalt der angeblich während feiner Lehrzeit 
erlangten fachlichen Ausbildung. Da mın aber ein eigentlicher 
Lehrerfolg von der überwiegenden Mehrzahl der Aleinmeifter gar nicht 
angejtrebt wird, dieje vielmehr, wie alle Unternehmer, den jugend» 
lichen Hilfsarbeiter nicht ſowohl in feinem, als vorwiegend in ihrem 
eigenen Intereffe „verwenden“, jo entjcheidet grundjäßlich ein zu— 
fälliges Moment, nämlich der Charakter des einzelnen Gewerbe» 
betriebes, bez. die dem Lehrling innerhalb desjelben angewieſene 
Stellung darüber, welche Kenntniffe und Fertigkeiten ihm unter 
ſolchen Umftänden beigebracht werden. Einige Beiſpiele, die ich 
den Berichten über die Verhandlungen ber Lehrlingsenquete? ent— 
nehme, mögen dies illuftrieven: 

„Bei der großen Arbeitsteilung, die im Schloffergewerbe herrſcht 
ES giebt Bau-, Kunft-, Galanterie- und Blechſchloſſer, Vorhängſchloß— 
erzeuger, Schatullenſchloßmacher, Reparaturarbeiter u. j. w.) ijt es 
an und für fich ſchwer, daß der Lehrling das Gewerbe in feinem 
‚ganzen Umfange erlerne. In den einzelnen Zweigen wird er zuerjt nur 
zum Blasbalgtreten, dann zum „Draufichlagen“, Halten, Löcherbohren, 
Gußabfragen, Montieren und Ausfeilen verwendet. Die techniſche 
Ausbildung muß er exit ala Gehilfe fich aneignen. Zwei Experten, 
die bei einem Möbelichloßmacher beichäftigt waren, erklärten, nad 
Vollendung ihrer Lehrzeit nicht im jtande zu fein, ein Thürſchloß oder 
auch nur einen Schlüfjel anfertigen zu können. Gin Experte, der bei 
einem Meifter beichäftigt war, welcher Kaffeemühlen und Balancewagen 
berjertigte, verficherte, daß er nach vollendeter Lehrzeit es nicht weiter 


= Ehenfowenig wie die Sonntagsgelder kann man bie den Zuderbäders 
lehrlingen und ben jugendlichen Arbeitern im Schankgewerbe verabreichten 
Zrintgelder als „Entlohnung“ anſehen. Erſt recht nicht natürlich jene berüch- 
tigten „Douceurs*, die, Prämien für Überanftrengung, 3. B. den Lehrlingen der 
ler al Entgelt einer ihre „Aufgabe“ überjchreitenden Mehrleiftung 

auzuflichen 


‚pflegen. 
© Arbeiterzeitung, Jahrg. 1897, Nr. 118, 124. 


Vu — 


— 272 — 


gebracht Habe, als den Guß abzuputen, weil er zu nicht? anderem 
verwendet wurde; ein anderer Erperte, der lediglich bei der Zujanımen- 
jtellung von Kaffeemühlen beichäftigt war, Tonnte nachher feine Stellung 
finden, bis er einen Meifter fand, der gleichfalle Kaffeemühlen er- 
zeugte. Zwei Erperten, die bei einem Baufchloffer in Berwendung 
jtanden, wurden während ihrer Lehrzeit lediglich zu primitiven Hilfs⸗ 
arbeiten benußt. Zwei andere Erperten können über günftigere Er⸗ 
fahrungen berichten, indem fie alle Reparaturarbeiten verrichten lernten 
und auch in jenen Specialarbeiten, die eben der Meifter machte, voll» 
ftändig ausgebildet wurden.” 

Ein zweites Beiſpiel beleuchtet die betreffenden Zuftände im 
Wiener Tiſchlergewerbe: 

„Der Lehrzweck ijt verichieden, je nach dem Zweige des Gewerbes, 
e8 giebt Bau-, Möbel-, Portal» und Galanterietijchler; unter den 
Möbeltifchlern find wieder ſechs Zweige, je nach dem Stil der Möbel. 
Einer der Experten, der bei einem Möbeltifchler in der Lehre war, 
lernte einfache Möbel, Betten, Tiſche und englilche Aborte anfertigen 
und polieren, jo daß er in jeinem Gewerbe jo ziemlich ausgebildet 
war. Ein anderer Erperte, der bei einem Verfertiger von altdeutichen 
Möbeln beichäftigt wurde, lernte gar nicht? anderes ala Nachtläftchen 
machen, und auch das nicht vom Meiſter direlt, jondern wurde von 
einem Lehrling unterwieſen; er fann heute noch Leinen Tiſch machen, 
obwohl jeine Lehrzeit zu Ende if. Ein Experte, der bei einem 
Galanterietijchler war, lernte nur Kafletten für mikroſtopiſche Inſtru⸗ 
mente verfertigen. Die meijten lernen das Gewerbe erft nach der 
Lehrzeit gelegentlich im weiteren Umfange.. Im erften Teile ihrer 
Lehrzeit werden die Lehrlinge faft gar nicht zu den gewerblichen 
Arbeiten verwendet, insbejondere bei den Bau- und Möbeltifchlern, 
wo fie jchwere Wagen ziehen müſſen. Dieſe Beſchäftigung dauert 
manchmal anderthalb bis zwei Jahre. Dann erjt fommen fie zur 
Bank und helfen beim Schneiden und Hobeln mit. Nach abjolvierter 
Lehrzeit kann der Lehrling im Bautifchlergewerbe nur die primitivften 
Artikel herſtellen.“ 


Die Beruf3- und Produftionsteilung innerhalb der einzelnen 
Gewerbe, die Arbeitszerlegung innerhalb der einzelnen Betriebe, fie 
aljo jind e3, die in letzter Linie über dag Maß der fachlichen 
Ausbildung des Lehrlings entjcheiden. 

Nun kann e3 gar feinem Zweifel unterliegen, daß dieſer 
Specialifierung3progeß vor allem in den Hauptftäbten,, insbeſon⸗ 
dere in Wien, auf den verjchiedenften Gebieten bereit3 unendlid 
weit fortgefchritten ift!. Die Gewerkichaftsenguete von 1892% 


I (Gewertfchaftsenquete von 1892,93, ©. 10, 38, 38, 77, 78, 84, 87, 116, 
118, 121, 123, 125, 127, 128, 132, 135 f., 140, 147, 152, 154, 165 $., 168, 171, 
173, 188, 185 5., 186 f., 191, 195, 198, 200, 204, 215 u. ſ. w. — Lehrlingi⸗ 
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wie die Lehrlingsenquete von 1897 haben jede Illuſion in dieſer 
Hinficht zerftört. Nicht etwa nur bei Buchbindern, Kartonnage- 
arbeitern, Poſamentierern, Galanterienrbeitern, Juwelieren und 
Gifeleuren, nein, auch bei Tiſchlern und Tapezierern, Bildhauern 
und Drechslern, Schmieden, Schloffern, Spenglern, Gürtlern und 
Gießern, Kürſchnern, Riemern, Sattlern und Taſchnern, Lackierern 
und Vergoldern, Malern und Anftreihern, Steinmetzen und 
Hafnern, Huterern, Handſchuhmachern und vielen anderen Ge- 
werben ift in unzähligen Fällen ſchon aus techniſchen Gründen die 
volle Erreichung des Lehrzweckes unmöglic geworden. Sogar 
bei den Schmeidern werden „die Meifter, welche Lehren können, 
immer weniger.“ Die Teilung der Arbeit ift nicht nur durch— 
geführt bei den Aleinmeiftern, die für Konfektionäre arbeiten‘, 
jondern aud in den Kundenwerkſtätten. Die Genofjenichaft 
jeldft jagt, „unter Hundert ift einer, der etwas kann.“ Erſt recht 
tommt bei den Schuftern „eine vollitändige Ausbildung nicht 
mehr vor. Es wird heute in feiner Werkftätte mehr von einem 
Arbeiter der ganze Schuh gemacht, die Arbeit ift ſelbſt bei den 
kleinſten Meiftern fo geteilt, daß der Lehrjunge nicht im Stande 
ift, zu jehen, wie der ganze Schuh fertig wird. Er ſieht nicht 
mehr das Zuſchneiden, nicht das Mufterjehneiden; denn gerade die 
Heinen Meifter find darauf angewiejen, die Oberteile zu kaufen, 
meil fie nicht im Stande find, bdiefelben herzurichten, da fie es 
nicht geübt Haben. Der Oberteil wird vom Oberteilherrichter ge- 
tauft und dann twird der Boden darauf gemacht. Der Lehrling 
lernt aljo nur das Bodenmachen, die Sohlen annähen, ſonſt 
nichts“. Wie gejagt, befand fi) unter den zehn in der Lehr— 


enquete von 1897, Arbeiterzeitg., Jahrg. 1897, Nr. 118, 124, 126, 181, 134,139, 
144, 150, 152, 164. 

3 ‚Die Stücmeifterei beruht auf weitgehenber Arbeitsteilung. Die Speciali« 
ferung reicht Heute nicht allein bis zur Einteilung ber Schneider in Node, 
Hoſen⸗ und Giletſchneider, unter den Rockſtückmeiſtern jelbft findet man wieder 
verjehiedene Specialiften. Marche verfertigen nur Sakkos, manche wieder nur 
Gehröde u. w. Ja, es giebt Schneidereien, in welchen an der Berfertigung des 
einzelnen Steidungsftüces verjchiebene Arbeiter thätig find, wobei der einzelne 
immer mix ein und dieſelbe Arbeit verrichtet. So fand ich in einer Werlſtätte, 
wo Hojen gemacht wurden, daß ein Arbeiter immer die unteren Säume machte, 
ein amberer fpeciell bie Nähte beforgte, einer die Taſchen einfehte u. j. w. 
(Heinzic) Seiter, Die Männerfleiderergeugung in Wien, Unterfuchungen über 
die Lage des Handwerks in Öfterreich, S. 513 f.) 

2 Schuhmacjerenquete von 1891, ©. Töf. 

Waentig, Gemerblige Mittelftandapolitit. 18 
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Iinggenquete vernommenen Grperten auch nicht ein einziger, der 
einen vollftändigen Schub hätte herftellen können. 

Möchte man fi) angefichts diejer großftädtiichen Verhältnifie 
faft fragen, in welchen Gewerben denn überhaupt noch der Lebr- 
ling einer gründliden fachlichen Durchbildung gewiß fein Tönne, 
fo wird auch der Glaube, daß wenigftens die Provinz noch immer 
als Refrutierungsgebiet eines tüchtig geſchulten Nachwuchſes an- 
gefehen werden dürfe, durch die übereinftimmenden Berichte der 
ftaatliden Auffihtsbeamten Lügen geftraft!. 

„Unfere Kleingewerbetreibenden ,“ erklärt beiſpielsweiſe 189 
ber Inſpektor von Königgrätz, „find nicht mehr jene Hand 
werfer von früher; fie erzeugen heute nicht alles, was in ihr Ge— 
werbe einjchlägt, jelbfländig, ſondern find in manchen Beziehungen aui 
ben Fabrikbetrieb angewiejen, von dem fie fabritmäßig hergeſtellte 
Beitandteile ihrer Produktion ankaufen und in ihren Werkftätten zum 
fertigen Ware verarbeiten.” Gerade diefe Methode ermögliche ihnen 
oft eine erfolgreiche Konkurrenz mit der Großinduſtrie. Eben wegen 
dieſes arbeitsteiligen Verfahrens aber würden andererfeits jene Fälle 
immer feltener, in welchen Hilfßarbeiter auf Grund einer rationellen 
Beihäftigungsweife während ihrer Lehrzeit das betreffende Handwerl 
dollitändig erlernen könnten. „Wir haben 3.3. bei Infpeltionen wahr 
genommen, daß in manchen Werkitätten bloß zwei oder drei Gegen 
ſtände bergeftellt und anderen Slleingewerbetreibenden als Beftanbteile 
ihres Objeftes geliefert wurden. So arbeitete ein Klempner mit feinen 
Lehrlingen ausſchließlich Heizthüren für ein Hafnergewerbe, ein 
Schloſſer mit feinen Hilfsarbeitern bloß Beichläge für Fenſter⸗ 
rahmen u. ſ. w. Wie können dann die bei ſolchen Meiftern beichät 
tigten Lehrlinge, wenn fie während ihrer ganzen Lehrzeit nur az 
einigen Gegenftänden des betreffenden Handwerkes gearbeitet haben, alö 
ſelbſtändige Meifter konkurrenzfähig ſein ?“ 


Gerade in dem jüngſten Gewerbeinſpektorenberichte nehmen 
Klagen dieſer Art wieder einen breiten Raum ein: 

„Das profeſſionelle Kleingewerbe,“ jo wird z. B. aus Pilſen ge 
meldet, „das von Recht? wegen berufen fein ſollte, die eigentliche Pflany 
ftätte der gewerblichen Ausbildung zu jein, verfügt wohl über bei 
größte Lehrlingstontingent, Liefert aber bezüglich deren Ausbildung 
prozentuell unbefriedigende Refultate. Ein Meifter, welcher nur bie br 
ſchränkten Bedürfniffe der Kleinſtadt zu befriedigen bat, ift fchon dei 


1 Berichte der Gewerbeinfpeftoren f. d. J. 1884, ©. 183 (Reichenbeg': 
1885, ©. 260 (Brünn); 1889, ©. 291 (Brünn); 1892, &. 337 (Prag); 18, 
S. 318 (Olmüb); 1894, ©. 2238 (Pilſen); 1895, ©. 277 f. (Königgräß), ©. 34* 
(Olmütz); 1896, S. 67 (Linz), 88 (Graz), 116 (Klagenfurt), 187 (Reichenberg), 21° 
(Pilfen), 257 f. (Königgrätz), 283 |. (Xetfchen), 335 (Olmüß), 376 (Remberg), — Ge 
werbeenquete d. Abgeorbnetenh. vd. 1893, ©. 217, 597 f., 805 u. w. 
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Halb nicht im der Lage, jeinen Sehrlingen jene Fertigkeiten beizu— 
zubringen, welche fie befähigen würden, allen einft an fte geftellten 
Anforderungen zu entjprechen. Andererjeits find jchon vielfach einzelne 
Zeile des jonjt Handwerfsmäßig Hergeftellten Erzeugniffes Handels- 
artilel geworden, jo daß fich der profeljionelle Mleinbetrieb darauf 
beſchräntt, dieſe Zeile zujammenzufegen. Nur wenige Handwerke, 
deren Erzeugnifje eine jabritmäßige Mafjenproduktion nicht vertragen 
und infolge deſſen von dieſem in den Beitverhältniffen Liegenden Um— 
wandlungsprozeſſe verichont geblieben find, Haben ihren urjprünglichen 
Charakter beibehalten.” 

Ebenſo äußert ſich, um noch ein zweites Zeugnis anzuführen, 
der Olmüter Gewerbeinſpektor: 

„Die einfeitige Ausbildung der jugendlichen Hilfsarbeiter in den 
Großbetrieben wird nad und nach in das Kleingewerbe übertragen, 
indem jchon jest Specialwerkftätten betehen, in welchen nur einige 
Artilel des betreffenden Handwerkes erzeugt werden. Wenn in jolchen 
Werkftätten die jugendlichen Hilfsarbeiter auch die allgemeine Fertig- 
feit in der Handhabung des zum betreffenden Handwerke nötigen 
Merkzeuges erlangen, jo fehlt ihnen doch die Hauptfache, nämlich die 
Gelegenheit, fich auch in der Herftellung der mannigfachen Erzeugniffe 
des Gewerbes auszubilden, und es wird nicht Lange dauern, jo werben 
wir dahin gelangt jein, daß die Fachjchulen die einzige Möglichkeit zu 
einer theoretijchen und praktiſchen Ausbildung des jugendlichen Hilfs- 
perſonales bieten werben.“ 

Auch aus den Alpen! wird über das raſche Fortjchreiten des 
ſoeben geſchilderten Specialifierungsprozefjes im Aleingewerbe be- 
richtet. Trete nun, wie dies namentlich bei den kapitalkräftigeren 
Meiftern mehr und mehr in Aufnahme komme, zu dem arbeits- 
teiligen Verfahren noch die Verivendung von, Aleinmotoren und 
Arbeitsmaſchinen hinzu, jo ſchwinde für den in erſter Linie mit 
ihrer Bedienung betrauten Lehrling auch die legte Hoffnung, ſich 
in feinem Face auszubilden. — 

Was er von der Meifterlehre halte, wurde in der Gewerk- 
ſchaftsenquete? ein Arbeiter gefragt. „Gar nichts!“ Yautete die 
Antivort, „teil die wenigften Meifter zur Erziehung von Menjchen 


% Ich verweiſe im allgemeinen auf Ernft Seidlers Stubie: „Das Klein: 
gewerbe in Oberfteiermarf“ in den Unterfuchungen über die Sage des Handwerks 
in Öfterreich, ©. 389 f., beſ. ©. 396 f. 

⸗ fÜber die durch das Eindringen der majchinellen Technik in das Klein— 
gewerbe außerdem hervorgerufene Verſchlechterung der Werkftätten in janitärer 
mb ficherheitätechniicher Beziehung vgl. Berichte der Gewerbeinfpektoren f. d. I. 
1894, ©. 38; 272, 279 (Brünn), 303 (Olmüß); 1895, ©. 348 (Troppau). 

3 Gewerffhaftsenquete v. 1892/93, ©. 137 f. 

18* 
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und nod) viel weniger zum Lehrer geeignet, fondern bloß Aus- 
beutungsintereflen im Spiele find, jo daß jene den Lehrling nur 
einjeitig ausbilden. Auch ift die Lehrmethode nicht praktiſch, 
weder im Intereſſe der Induſtrie, noch des Lehrlings. Es ift 
eine Thatſache, daß weder die Meifter noch die Arbeiter den Lehr 
ling gut unterrichten können. Selbft wenn Gelegenheit dazu vor- 
handen wäre, ift der Meifter dazu unfähig, weil er jelbft einfeitig 
ausgebildet ift; dem Arbeiter aber mangelt einerfeit3 die Zeit, 
wenn er ein Akkordarbeiter ift, bei Wochenarbeitern ift eg dem Herrn 
nicht recht. Ich Halte das heutige Lehrlingsweſen für jehr jchäd- 
lich für die jungen Leute. Es giebt eine gewiſſe Partei, welche 
behauptet, daß die Jugend gegenwärtig ſehr auffallend verroht. 
Ich glaube, die Schuld Liegt daran, daß von einer Er 
ziehung überhaupt gar nit die Rede ift, wohl aber 
von einer intenliven Ausbeutung und zu langer 
Arbeitszeit. Der Lehrling ift bejjeren Gefühlen 
nicht zugänglid, weil er zu erihöpft und abge 
ſpannt iſt.“ Das Urteil ift hart, aber geredt, Es wird auf 
nicht umgeftoßen durch den Hinweis, daß fich wohl in den ver 
ichiedenften Gegenden und bei den mannigfaltigften Gewerbszweigen. 
hier in größerer, dort in geringerer Zahl, Betriebe finden, beren Or 
ganifation und Leitung noch immer eine gründliche Erziehung und 
allſeitige Durchbildung des jugendlichen Arbeiter gemwährleiften. 
Denn nicht darum handelt es fih, ob unter gewiffen Umpftänden 
auch das Lehrlingsweien den vom Gejehgeber ins Auge gefaßten 
Zweck erfüllen fünne, jondern darum, ob es deſſen Erreichung 
grundjäglich und regelmäßig garantiere. Dieje lebtere Frage aber 
war mit einem entjchiedenen Nein! zu beantiworten. Weder alö 
Schutz- und Pflege, noch als Unterrits-, noch endlich gar ald 
Arbeitsverhältnis Hat das gejehliche Lehrverhältnis feine Probe 
beftanden. Man fcheint dies Fiasko geahnt zu Haben. Was 
der Lehrling verfäumte, der Gejelle joll es nachholen. Gehen 


wir zu! 
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Zweites Kapitel, 
Der Gejelle 


Der Freiſpruch macht den Lehrling zum Geſellen. Doc) unter- 
ſcheidet fich deſſen wirtjchaftliche und ſociale Lage in vieler Hinficht 
nicht wejentlich von der des erfteren. Dies am wenigiten da, wo 
„atriarchaliſche“ Zuftände ſich exhielten, und, wie das in kleineren 
Städten und ländlichen Gegenden nod immer regelmäßig der 
Fall ift, „Koft und Logis“ einen wichtigen Beſtandteil feiner 
Tärgliden Entlohnung bilden. Wie der Lehrling, jo hat aud) er 
unter mißlichen Wohnungs- und Werkftättenverhältniffen, unter zu 
langer Arbeitszeit und Sonntagsarbeit zu leiden. Weitere Miß- 
Bräuche knüpfen fi an die Zahlung des Geldlohnes: Lohnvor- 
enthaltung und Lohnunterſchlagung, letztere zumeift in Form einer 
Unterfchlagung der vom Lohne abzuziehenden und an die Kafjen 
abzuführenden Krankenverfiherungsgelder praktiziert, find alltäg- 
liche Vorlommniffe!. Auch was die Erweiterung feiner Fach— 
kenntniſſe betrifft, befindet ex ſich grundſätzlich faum in einer 
günftigeren Poſition. Bildet dod) die „Verwendung im Gewerbe“, 
die fich beim Lehrling jo wenig bewährte, für ihn das nahezu 
ausſchließliche Bildungsmittel, joweit er nicht durch Aufwendung 
beſonderer Koften ſich Höhere zugänglich zu machen vermag. 

In einem Punkte freilich ift der Gefelle dem Lehrling über- 
legen: die freie Wahl des Arbeitsplabes fteht ihm offen. Niemand 
hindert ihn zu kommen und zu gehen, wie die Biene von Blume 
zu Blume, jo von Werkſtatt zu Werkftatt zu wandern, um aus 


1 Dal, Berichte dev Gewerbeinfpeftoren f. d. I. 1893, ©. 61 (Wien), 85f., 
89 (Wiener Neuftadt), 131 (Graz), 166 ff. (Rlagenfurt), 242 (Reichenberg), 362 f. 
(Gemberg); 1894, ©. 286 (Brünn), 309 (Olmüg), 346 (Eroppau), 357 (Lemberg); 
1895, ©. 298 (Brünn), 375 (Lemberg); 1896, S. 46 (Wiener Neuftadt), 85 (Graz) 
147 (Innzbrud) u. ſ. w. — SKrantenkaffenenquete von 1891/92, ©. 847., 88 ff., 
%, 925. — Arbeiterſchutz, 2. Jahrg. 1891, ©. 266; 3. Jahrg. 1892, ©. 27, 
106; 4. Jahrg. 1893, S. 170 u. j. w. — Bl. auch die Berichte der Arbeiter: 
zeitung über die wegen Veruntreuung von Krankenkaſſengeldern durch Meifter 
durchgeführten Strafgerichtsverhandlungen, jo 3. B. Arbeiterzeitung v. 10. April 
1896, ©. 6, dv. 12. April 1896, ©. 9, v. 3. Juni 1896, ©. 5f., d. 5. Juni 1896, 
©. 3, v. 5. Juli 1896, ©. 7, v. Juli 1896, ©. 5, v. 18. Juli 1896, ©. 5, v. 
21. Juli 1896, ©. 5, v. 5. Aug. 1896, ©. 6 u. j. w. Zahlreiche Beifpiele auch 
in ben gewerblichen Fachblättern. 









— 278 — 


jeder von ihnen einen Zeil jener umfaffenden Tachlenntnifie 
Davonzutragen, die infolge der arbeitsteiligen Zerjplitterung der 
Einzelbetriebe eine einzige ihm nur in den feltenften Fällen nod 
vermittelt. Zweckmäßig, oder nicht, würde diejes Verfahren doc 
wenigſtens theoretiſch die Möglichkeit einer alljeitigen Durchbil⸗ 
dung gemwährleiften, träte nicht feiner praktiſchen, insbeſondere 
aber jeiner methodifhen Durhführung ein zweites Moment 
bindernd in den Weg. Wie beflagensiwert nämlich des Lehrlinge 
Schickſal auch erſcheinen möge, feine materielle Eriftenz ift eine 
verhältnismäßig geficherte. Ganz anders diejenige des Gehilfen. 
Nicht Erweiterung jeines befheidenen Willens und Könnens, Er- 
werb des unentbehrliden Lebensunterhaltes wird wohl oder übel 
zum Leitmotiv feines ganzen Strebend. Und nur zu oft ift Ar 
beit3lofigfeit der erxfte herbe Gruß, mit dem die „goldene“ reis 
heit ihn empfängt. 

Oft Habe ich in Arbeiterfreifen gerade Über dieſes Mißgeſchick 
Hagen hören. Auch in Enqueten! und Fachblättern ift vielfad 
davon die Rede: 

„Es kommt Häufig vor,” bemerkt einer der Experten, „daß der 
Lehrling zwar zu intenfiver Arbeit angehalten, aber nur zu einem 
beftimmten Zeile verwendet wird, jo daß er fih nur einfeitig aus 
bildet. Wenn er dann ala Gehilfe bei demſelben Meifter gegen Lohn 
weiter arbeiten will, wird er von demjelben entlaffen und muß nun 
neuerdings in die Welt hinausgehen, an die Thüren der Werkftätten 
und Fabriken pochen und tracdhten, das, was er während feiner Lehr 
zeit ohne eigene Schuld verjäumte, nachzubolen.“ 

„Der fleine Gewerbamann,” erklärt ein anderer, „ift mit Rüdfidt 
auf die Konkurrenz der Großinduftrie, wo mit jpecialifierter und bis 
ing Detail hinein getrennter Arbeit gerechnet wird, in der Rene nicht 
in der Lage, den qualifizierten Arbeiter, der fich vielleicht im Gefchäfte 
mehrſeitig bethätigen Zönnte, zu halten, da er ihm zu teuer kommt 
und er ihn nicht in der Weife entlohnen fann, wie dies defien Quali⸗ 
fifation erfordern würde. Ein großer Teil kann nicht anders arbeiten 
als mit Lehrlingen und befigt feine qualifizierten Arbeiter, und wenn 
der Lehrling eine Teilarbeit gelernt Hat, jo ftellt er ihn aufs Pflafter, 
da er ihm den Kohn, den er einem qualifizierten Arbeiter zahlen muß, 
nicht zahlen fann, und bei der heutigen Produktionsform mit ihrer 
ipecialifierten Arbeit eine ganz furze Zeit genügt, jemand anderen zur 
Veriertigung der Zeilarbeit zu beiähigen.“ 


I Gewerbeenguete d. Abgeordnetenh. v. 1893, S. 110 f., 596. — Lehrling 
enanete v. 1507, Arbeiterzeita., Jabrg. 1897, Nr. 131, 
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Die Gewerbeinſpeltoren beſtätigen dies!. So wird aus 
Brünn berichtet: 

„Es wurde uns ſelbſt von Genoſſenſchaftsvorſtehern geklagt, daß 
manche Meiſter die Lehrlinge ſofort entlaſſen, wenn ſie ausgelernt 
find, weil fie ihnen als Gejellen einen Lohn zahlen müßten, den ihr 
Gejchäft entweder wirklich nicht verträgt, ober den fie nicht zahlen wollen, 
Oftmals ift ein folder junger Geſelle thatjächlich in feinem Handwerk 
taum als ausgelernt zu bezeichnen, was für ihm beim Suchen nach 
Arbeit um jo trauriger ift. Er wandert dann don Ort zu Ort, kann 
feinen Meifter zufriedenftellen und e8 ift filr ihn ein Glüd, wenn er 
in einer Fabrik eine pafjende Stellung findet.“ Auch „kommt e8 vor, 
daß der Lehrling weiß, daß der Lehrherr ihn entlafjen müßte, wen 
er freigefprochen würde, daher er es vorzieht, als Lehrling zu bleiben, 
wenn er nicht ficher ift, als Gehilfe Arbeit zu finden.“ 

Auch aus den Alpen twird gemeldet, daß „in einzelnen Ge- 
werbszweigen die Gepflogenheit, ſich mit Lehrlingen zu behelfen“, 
die ausgelernten aber abzuſchieben, immer mehr zunehme. Zus 
weilen erfolge letzteres gar ungefelicher Weife unmittelbar vor 
ber Freiſprechung. So wurden im Grazer Bezirk „binnen kurzer 
Zeit nicht weniger als acht Lehrlinge vorzeitig entlafjen; und ob- 
wohl ſich die Lehrheren die Verpflegungstoften für die ganze Lehr- 
zeit im vorhinein hatten zahlen laſſen, wollten fie von einer Rüd- 

- erftattung des übrigenden Betrages nicht wifjen“. () 

Zur Veranſchaulichung des erwähnten Vorganges diene eine von 
der Leitung des Fachorgans der Buchdrucker Oſterreichs „Vorwärts“ 
veranftaltete ftatiftiiche Erhebung? über das Schiejal der im 
Laufe des Jahres 1892 zu Wien freigeſprochenen Buchdruder- 
lehrlinge. Man gelangte dabei zu folgenden Ergebniffen: Frei— 
geiprochen wurden in der Zeit vom 2. Jan. bis incl. 31. Dez. 
1892 214 Lehrlinge, und zwar 158 Setzer, 43 Druder und 
Maſchinenwärter und 13 Gießer®. Ws Zeitpunkt der Erhebung 


% Berichte der Gewwerbeinfpektoren f. d. I. 1804, ©. 287 (Briinn); 1895, 
©. 125. (Graz), 306 (Brünn); 1896, ©. 87 (Gray). 

2 „Vorwärts, Zeitfchrift für Buchdruder u. derwandte Intereffen, 28. Jahrg., 
Nr. 1 vom 5. Jan. 1894: „Unfere glüdlichen Sehrlinger. 

® Nach Ausfheidung der „either“, d- i. wohl feit 2. Jan. 1892 ver- 
forbenen Gehilfen. Die 214 Schrlinge verteilen fid) auf 100 Offiginen. Davon 
Haben eine allein 12, 4 je 9, eine 6, 3 je5, 11je3, 32 je2 und 52 je 1 &ehrling 
freigefprodien. Die überwiegende Mehrzahl dürften M einbetriebe im Sinne des 
Gefeges geivefen fein. Denn 3 wurden nach dem Stat. Jahıb. d. Stabt Wien 
f. 8: 3. 1892, ©.506, im Saufe des Jahres bei der Genoffenfchaft der Buchbruder 
und Scheiftgieher inögefamt 174 Sehrlinge zu Gehilfen befördert. 


— 
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wurde die 47. Woche des Jahres 1893, d. H. der letzte Sonntag 
im Monat November dieſes Jahres, gewählt. Damals waren nun 


Setzer Drucker Gießer Zuſammen 
ohne Unterbrechung bei 
ihrem früheren Lehrherrn 66 14 6 86 
arbeitäloe . . 2 22.2. 54 20 3 77 
neuerdings in Stellung. 38 9 4 51 
Im ganzen 158 43 13 214 


Nur 86 (40,200) von allen 1892 freigeſprochenen Lehrlingen 
fanden demnach bei ihren früheren Lehrherren dauernd eine vor: 
läufige Eriftenz, während 128, nahezu 600, der Möglichkeit be- 
raubt wurden, ſich ohne Unterbredung in ihrem Berufe weiter: 
zubilden. Unter den 86 vom Geſchick begünftigten find Überdies 24 zu 
nennen, die erſt im Laufe des Oftober 1892 oder noch fpäter frei- 
gefprodhen wurden, aljo zur Zeit der Erhebung noch Tein Jahr 
oder doch nur wenige Wochen darüber Gehilfen waren. Ein Teil 
von ihnen dürfte kurz darauf gleichfalls abgeftoßen worden fein, 
und zwar aus einem Grunde, den ich jogleich näher bezeichnen werde!. 

Unter den 77 Ende November 1893 Stellenlojen waren nad 
ihrem Freiſpruche noch bei ihrem Lehrheren beichäftigt: 

Setzer Drucker Gießer Zuſammen 


bis zu 10 Wochen 92 838 1 18 
von 11—20 Wochen 8 4 1 13 
= 21-80 = 8 1 1 10 

«= 8140 ⸗ 9 3 — 12 

-41 Wochen bis 1 Jahr 13 3 — 16 

über 1 Jahr 7 1 — 8 

Zuſammen 54 20 3 77 


Von den 51 neuerdings in Stellung getretenen verblieben bei 
ihren Lehrherren: 


1 Einzelne mögen freiwillig gegangen fein. Daß viele es thaten, iſt um 
wahrjcheinlich, einmal wegen der drohenden Gefahr längerer Arbeitslofigkeit, 
zweitens, weil infolge der geringen Differenzierung der einzelnen Buchdruckereien 
ein Wechſel der Stellung im Hinblid auf bie weitere Ausbildung nur geringe 
Chancen bietet. 

3 Darunter wurden entlaffen 3 nad) 2 Wochen, 1 nad) 4, Ina 5, 1 nad 6, 
1 nad) 8 und 2 nad 9. 

3 Davon wurden entlaffen 1 nach 3, 2 nad) 4, 1 nad) 5, 2 nad 6, Ina 9 
und 1 nach 10 Wochen. 

+ Nah 5 Wochen entlajien. 
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Setzer Drucker Gießer Zuſammen 
bis zu 10 Wochen 6! 9 
8 
7 
4 
9 


von 11—20 Wochen — 3 11 

- 21-30 . 4 1 12 

- 81-40 - — — 4 
41 Wochen bi3 1 Jahr — — 9 
über 1 Jahr 4 2 — 6 
Zuſammen 38 9 4 51 


Alſo befinden ſich unter den 128 von ihren früheren Lehr— 
herren entlajjenen Gehilfen genau 51, denen gegenüber jene ihre 
„moraliiche Verpflichtung“ nicht einmal fünf Monate lang einge- 
halten haben, während ſich die verhältnismäßig große Zahl von 
25 Arbeitern, die etiva ein Jahr nad) dem Freiſprechen ihres Weges 
ziehen mußten, aus den Beitimmungen des Lohntarifes erklärt, 
der den Wochenlohn des Gejellen nach Ablauf eines Jahres von 
10 auf 12 Gulden erhöht. 


Es Hatten ferner von den 128 zur Zeit der Erhebung 


Arbeitsloſen 
Setzer Drucker Gießer Zuſammen 


ſeit ihrer Entlaſſung feine 
weitere Stellung 
1 Kondition . 


26 9 2 37 
.. 8 
3 Konditionen . » .» . 6 
en 7 
2 
4 
1 


1 13 


- 
- 


O S Sur au) 


1 11 u 


Zuſammen 54 3 77 

oe order ich Aufammen 

feit ihrer Entlafjung feine 
weitere Stellung — 
1 Kondition . 7 
2 Konditionen . 1 
- ren 4 
8 


22 
13 
8 
5 
2 
. 1 
Zulammen 3 4 51 

1 Entlaffen wurden 1 nad) 2, 1 nad) 6, 3 nad) 7 und 1 nad) 8 Wochen. 

2 I nah 2, I nach 7, 1 nad 8 Wochen entlafien. 


ko u I GN cœo 
| [| 


n u u 


eo | | | 


2 
1 
8 
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Es betrug endlich die Geſamtdauer der Arbeitslofigkeit der 
zur Zeit der Erhebung 


Arbeitsloſen 
Setzer Drucker Gießer Zuſammen 

bis zu 10 Wochen bei 10 1 — 11 
von 11—20 Wochen bei 13 6 — 19 
- 21-30 = ⸗ 8 4 1 18 

- 31-40 - - 9 4 1 14 

- 41—50 = 10 3 — 13 

- 51-60 = = 2 1 X 4 

über 60 Wochen 2° 18 — 8 
Zuſammen 54 20 3 77 


bez. neuerlich in Stellung befindlichen 
Setzer Drucker Gießer Zuſammen 


bis zu 10 Wochen bei 19 5 1 25 
von 11—20 Wochen bei 6 1 1 8 
- 21-30 - - 11 — 2 13 
- 31—40 - ⸗ 2 — — 2 
- 41-50 = - — 2 — 2 
= 51—60 ⸗ - — 1 — 1 
über 60 Wochen — — — — 

Zuſammen 38 9 4 51 


Reden dieſe Zahlen nun auch eine deutliche Sprache, ſo geben 
fie doch nur ein oberflächliches Bild der Wirklichkeit. So mußten 
einzelne diejer Freigeſprochenen oft Monate lang berumlaufen, 
ehe fie ein Unterlommen fanden. Andererfeit3 waren wieder unter 
denen mit einer geringen Zahl arbeitslojfer Wochen mehrere, denen 
e3 glücte, jederzeit jofort wieder Arbeit zu finden, troßdem fir, 
wie der Berichterftatter betont, 3—5 mal in die Lage Tamen, 
eine neue fuchen zu müflen. Alles dies kommt in der Statiſtik 
nicht zum Ausdrud. Überhaupt ift fie zunädft ja nur eine 
Muftration. Für ein beſchränktes Gebiet wird, wie ich glaube 
zuverläffig,, die frühzeitige Entlaffung der Mehrzahl der freige 
ſprochenen Lehrlinge, lange Arbeitzlofigleit und Häufiger Now 


ı 1 nach 11 Wochen entlafien, jeither ohne Arbeit, abgereift. 

2 I nad 9 Wochen entlaflen, hatte bereitd 5 weitere Stellungen, 1 ned 
11 Wochen entlaffen, hatte noch feine weitere und ift wahrfcheinlich zu einen 
anderen Berufe übergegangen. 

3 I nach 8 Wochen entlafjen, feither nicht mehr in Stellung, wahriheinlid 
bei einem anderen Berufe. 
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ditionstoechjel dieſer minderglüdlichen Konftatiert. Cine höhere 
Bedeutung aber gewinnt fie duch den Umftand, daß eines der 
beftorganifiexten Gewerbe Öfterreich® in Frage fteht, ein Gewerbe, 
defjen Produktions-, Arbeits und Unterrichtsverhältnifie einge- 
ftandenermaßen zu den günftigften gehören. Denn, wenn ſchon 
hier jo bedenkliche Erſcheinungen zur Tage treten, wie dann exft 
auf anderen Gebieten? Eine Unterſuchung der Urſachen und des 
Umfanges der Axbeitslofigkeit im Kleingewerbe wie ihrer Bedeutung 
für das Leben des Gehilfen, insbejondere im Hinblid auf feine 
künftige Meifterichaft, kann demnach, jo gewagt ein ſolches Unter- 
nehmen bei der Unvolltommenheit des zur Verfügung ftehenden 
Materials auch erſcheinen möge, in diefem Zufammenhange nicht 
umgangen werden. 


I. Die Urjaden der Arbeitslofigkeit 
im Kleingewerbe. 


Arbeitslofigkeit!, im weiteften Sinne gefaßt als das praf- 
tiſche Ergebnis des thatjächlichen Widerfpruches zwiſchen Arbeits- 
angebot und Arbeitsnachfrage, ift ein jo fompliziertes Phänomen, 
daß, wenn irgendwo, ihm gegenüber alle jchablonenhafte Behand- 
bung zu bannen ift. Und wenn man mit Recht im allgemeinen 
behauptet Hat?, daß die Axbeiterverhältniffe bei jeder einzelnen 
Unternehmung durch perfönliche und lokale Bejonderheiten ein 
mehr oder weniger eigenartige Gepräge erhalten, daß dies in 
noch weit höherem Grade von den gejamten Arbeitergruppen der 
einzelnen Produktionszweige gelte, daher denn jeder von ihnen 
feine individuelle Arbeiterfrage Habe, welche fich als das Reſultat 
jeines bejonderen Entwielungsganges, feiner bejonderen Or— 
ganifation herausftelle, jo müßte erſt recht jede politifche Maß— 
nahme zur Bekämpfung der Arbeitslofigkeit fehlſchlagen, die 
diefen individuellen Momenten nicht genügend Rechnung trüge. 
So mannigfaltig nun aber auch im einzelnen die Urſachen 
jein mögen, die allenthalben die äußerlich gleiche Erſcheinung her— 
vortreiben, fo laſſen fie fich in der Hauptfache doch ſämtlich auf zwei 
ſcharf von einander zu trennende Gruppen verteilen, je nachdem 


= Die durch Krankheit, Invalidität und Alter verſchuldete Erwerbsunfähige 
feit wird hier wie in den weiteren Ausführungen unter ben Begriff ber Arbeits- 


Tofigfeit grunbjäglich nicht fubiumiert. 
® Albin Bräf, Studien über nordböhmifche Arbeiterverhältniffe, S. 160. 
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nämlich der dem Phänomen der Arbeitslofigkeit zu Grunde liegende 
Widerſpruch zmwilchen Arbeitsangebot und Arbeitsnadhfrage prin- 
cipiel auf qualitative oder quantitative Momente zurüd- 
zuführen ift, eine Unterſcheidung, die pathologiſch wie therapeutiſch 
gleide Beachtung verdient !. 

Die Wirkung der erfteren Gruppe manifeftiert ih in einer 
allmählich fortichreitenden Verſchiebung in der qualitativen Zu- 
fammenjeßung des Lleingeiwerblichen Arbeiterperfonales, die dur 
den erbitterten Konkurrenzkampf mit der Großinduftrie erziwungen, 
durch die Specialifierung der Arbeitsfunttionen ermöglicht, durch 
dag geltende Recht befördert wird, ſich aber gleichſam reflektoriſch 
auch auf Gewerbe fortpflanzt, innerhalb deren ein Wettbewerb ber 
Betriebsformen noch nicht eingetreten ift. 

Auch) bei zahlreichen Handwerken nämlich bildet die leidige Ber- 
dDrängung der qualifizierten durch unqualifizierte 
Arbeitsträfte den Gegenftand immer häufiger twiederlehrender 
Klagen?. Dienftboten und Hausknechte, Taglöhner und mangelhaft 
ausgebildete Hilfsarbeiter fremder Gewerbe werden gelegentlich in 
bunter Reihe aufgenommen, eingeftellt und angelernt®. Auch bie 
höheren Arbeit3poften jcheinen vor diejer Konkurrenz nicht gefichert. 
„Der größte Zeil der Poliere ift nicht gelernt”, jo behauptete in der 
Gewerkichaftsenquete ein Maurer. „Der eine war ein Schufter, 
der andere ein Fleiſcher, ein Buchbinder u. |. w. Die Poliere 
jelbft brauchen feinen Schulbeſuch nachzuweiſen, e8 giebt Poliere, 
die nicht einmal jchreiben können, die ihre drei Kreuzel machen.“ 
Auch der Vertreter der Gas- und Waflerleitungsinftallateure be 
ftätigt: „Der Monteur ift gewöhnlich fein Schlofjer; Tein Spengler; 


1 Die auch bei vollem Gleichgewicht zwifchen Angebot und Nachfrage burd 
ungenügende Organifation des Arbeitänachweifes verfchuldeten Störungen bleiben 
als fefundäre Ericheinungen außer Betracht. 

8 Gewerkichaftäenguete v. 1892:93, S. 21, 27, 31, 3Af., 36, 38 f., 4,6. 
49, 61, 62, 64, 65, 74, 78, 87, %, 106, 107, 117 f., 121, 126, 128f., 1934, 18, 
156 $., 167 |, 171, 172, 185, 186, 197, 200 u. ſ. w. 

2 Ganz beſonders auffällig find die Berhältniffe der Nantifchlerei, is 
der während der jommerlichen Yauperiode „große Mafien“ ungelernter Arbeitet 
Verwendung finden. „Es find dies Die fogenannten Bauftdrer.. . Unſere meiſten 
Yautifchler haben im Sommer Bauten auszuführen, welche Arbeitern, bie met 
Partieführer find, übergeben werden. Gin folder Partieführer accordiert um 
nimmt ſich Leute. Dieſe Leute ftellt er ein. Es ift vorgefommen, daß Pflefent, 
Zimmerleute und Schloffer dabei waren. Selbſt Schmiede waren unter Mies 
Bauftörern.” (Krankenkafſenenquete v. 189192, S. 6.) 


gab, 


er ift Maurer, Wagner, Tiſchler, Weber u. f. w. Unter 600 
Montenren find vielleicht 400 ungelernte. Die geringfte Anzahl 
liefern die Mechaniker, eine große die Maurer. Ein jolder kommt 
eben nur hin, lernt eine Zeit lang, befommt ein Zeugnis und 
erjegt einen Monteur, defjen Helfer er bisher gewejen ift. Ex be- 
kommt aber einen geringeren Lohn als der gelernte.“ Ihre größere 
Wohlfeilheit alfo ift e3, die den Ungelernten ihre Überlegenheit im 
Wettbewerbe verleiht. Und es verfteht fi, daß diejenigen Ar— 
beiterfategorien den Sieg davontragen müſſen, die gerade hierin 
ercellieren: die jugendlichen und die weiblichen. 

Welch' unſaubere Rolle als billige Arbeitskraft im Klein— 
gewerbe der Lehrling zu fpielen gezwungen ift, wurde früher ge— 
zeigt. Und e8 war zu erwarten, daß diefer Umftand nicht ohne 
Folgen für die Gehilfenjchaft bleiben werde. Daß ex in der 
That zu einer fortichreitenden Verdrängung der erwachſenen Arbeiter 
führt, dürfte Leo Verkauf mit Hilfe der Krankenkaſſenſtatiſtik in 
überzeugender Weife dargethan haben!. 


I Bericht des Verbandes der Genoffenichaftstranfentafien Wiens ſamt der 
Statiftit der Verbandslaſſen für das Jahr 1894, ©. 74 ff. Eine analoge Dar- 
ftellung im Berbandsberichte von 1893, ©. 62 ff. Der Bericht von 1895 Hat aus 
befonberen Gründen auf eine neuerliche ſchriftliche Darftellung verzichten müffen; 
doc; wird ausdrücklich Hervorgehoben, die angejtellten Unterjuchungen hätten 
auch) für dieſes Jahr bie gleichen Erjcheinungen ergeben. (Dafelbft S. 64) Dem 
Berbande der Genoffenfchaftstrantentafien gehören faft ausichlieflid Heingewerb- 
liche Arbeiter an, und zwar fpeciell im Jahre 1894 die genoffenfcaftspflichtigen 
Gehilfen folgender Gewerbe: Bäder, Banderzeuger, Bettwarenerzeuger, Blas: und 
Streichinfteumentenmacher, Buchbinder u. ſ. w., Buchdruder u. |. w. Bud, Kunſt ⸗ 
und Mufitalienhändler, Büchſenmacher und Schwertfeger, Bürften- und Pinjel- 
macher, Dachdeder, Drechsler, Einjpänner, Faßbinder, Gießer, Glaſer u. |. w., 
Gold» und Metallicjläger, Graveure u. |. w., Gürtler und Broncewarenerzeuger, 
Hafner, Handſchuh⸗ und Bandagenmacher, Huf und Wagenjchmiede, Hutmacher, 
Juweliere u. ſ. w, Kamm: und Fäcermacher, Klavier» und Orgelbauer, Korb: 
flechter, Supferfchmiede, Optiker, Pflafterer, Polamentierer, Sattler, Schloffer, 
Schuhmacher, Färber, Siebmader und Gitterſtricker, Spängler, Spieltarten» 
erzeuger, Stein und Kupferdruder, Tapezierer, Taſchner und Riemer, Tijchler, 
Bergolder, Zimmerlente, Zimmermaler u. j. w., Zuderbäder. 1895 find beis 
‚getveten die Kleidermacher. Die Lehrlinge der Handwertsmäßigen Gewerbe ger 
Hören den Genoſſenſchaftstranlenkaſſen nicht an. — Verkaufs Unterjuchungen 
‚gehen won ber im allgemeinen richtigen Vorausſetzung aus, daß, infojern die Ge— 
noffenfchaftskrantentafjen Zwangstaffen im Sinne des Krankenverficherungagejehes 
find, jämtliche bei Genofjenichaftsmitgliebern in Arbeit ſtehenden Gehilfen notwendig 
auch Kaffenmitglieder jeien, jo daß jeder Austritt aus ber Kaffe ald Symptom 
eingefretener Arbeitslofigkeit aufgefaßt werben dürfe. Dabei ift freilich zu berüd- 
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Schon 1893 ward innerhalb des Verbandes der Wiener 
Genoſſenſchaftskrankenkaſſen ein eigentümlicher Zufammenhang 
zwiſchen bem Alter ber Arbeiter und ihren Entlafjungen beobachtet, 
wie letztere ſich in den wechjelnden Mitgliederzahlen der einzelnen 
Kaſſen wiederjpiegeln. Speciell für das Jahr 1894 Tonnte bie 
folgende Tabelle zufammengeftellt werden: 


Es betrug im Jahre 1894 bie 
































ei 2 
Alter Zahl der, [Bus (4) oder |E E EE |Bu- (+) oder 
in Jahren |männt. Dit: |” Abnapme | 23) Zunafme [3 5 2] Mbnaime 
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güicder m 0) 1538 za 
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8 955] 9955) 13592] 







2 1000.+ 11,2] 12 932] 2977 | 29,9 + sol +51 
21—30 |30 772) 29 075 —1697— 5,5129843| 7688| 2,6 | 28 1701—1673 — 51 
31-60 [2390128 655|— 246— 0,81 29656] 1001| 3,5 | 27538: —2118| —74 

61 u. darüber 4 1189| 49| 48 1160 — 8-32 


1245 1140 — 105— 8, 


Sufammen | 09 873] 088251048 — 13) 73020) 4795| 69 |70 400, 3220] — 4 


Nun belief ſich die Gefamtzahl der Verbandsfafjenmitglieder 
im Jahre 1894 am 
1. Januar 15. Märg 15. September 81. Dezember 
auf 80469 79293 84.097 80851. 


Es trat alfo, wie das übrigens auch Die obige Tabelle infonder 
heit rückſichtlich der männlichen Kaſſenangehörigen bezeugt, am 
15. März eine Verringerung, am 15. Sept. eine Steigerung und 
am 31. Dez. ein abermaliger Rückgang der Mitgliederzahl ein. 
eine Erſcheinung, auf deren Erklärung vorderhand nicht einge 
gangen werden fol. Wichtig dagegen ift, daß die Abnahme der 
Mitgliederzahl im März und Dezember fi ſtets auf Koften 
der Altersklaſſen von über 20 Jahren vollzog. 


fichtigen, daß regelmäßig ein Bruchteil der beſchäftigten Arbeiter micht vedhtgeitis 
oder auch wohl gar nicht bei ben Kaſſen angemeldet wirb, ein Austritt berielben 
infolge von Entlaffung demnach ebenfalls nicht ftattfinden fan. Ebenſo bleiben 
wohl einige ber arbeitslos gewordenen Gehilfen aud; während ihrer Konditioe 
Tofigteit auf eigene Koſten Saffenmitglieber. Doc kann weber dem einen ned 
dem anderen Umftande ein maßgebenber Einfluß auf bie Geftaltung bei Ge 
famtergebnifjes zugeſchrieben werden. 
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So zeigt fih am 15. März gegenüber dem Jahresanfange 
ein Abfall um 1048 Mitglieder. In Wirklichkeit aber jeht er 
fi) zufammen aus einer Steigerung der Mitglieder im Alter bis 
zu 20 Jahren um 1000 und aus einer Abnahme der Altexsklafjen 
von über 20 Jahren um 2048 Perfonen. Am 15. Sept. ift 
allenthalben eine Zunahme zu beobachten, am ftärkften freilich 
wiederum bei den umterften Altersftufen. Sie betrug hier 2327 
Perſonen, während fie fich bei den Höheren auf 1818 Perfonen 
beſchränkte. Es erfolgte jomit bei den Altersftufen von über 20 
Jahren nicht einmal die Wiedereinftellung der in der Zeit vom 
1. Jan. bis 15. März entlafjenen Arbeiter. Bis zum 31. De. 
endlich werden von den Perjonen im Alter von Über 20 Jahren 
3880 entlafjen, doppelt jo viele als bis zum September Bejchäf- 
tigung gefunden hatten, während bei den unterften Altersklaſſen 
abermals ein Anwachſen, und zwar um 660 SKafjenangehörige 
eintritt. Das Ergebnis ift, daß am 31. Dezember in der Alters- 
gruppe bis zu 20 Jahren eine Steigerung um 5637, in den 
Gruppen von über 20 Jahren eine Verringerung um 4110 Per- 
ſonen ſich herausftellt. So fehen wir denn, ſchließt der Nefe- 
zent, daß ein gewiſſer Prozentfat derjenigen Arbeiter, die das 
20. Lebensjahr überjehritten haben, nur im Sommer Beſchäftigung 
findet und bald wieder durch jugendliche, eben ausgelernte Gehilfen 
erſetzt wird, ſowie diejelben nachrücken. Letztere trifft nad) kurzer 
Zeit das gleiche Schickſal, wenn fie das 20. Lebensjahr überſchritten 
haben. Auch fie werden in den Wintermonaten durch nachrückende 
Lehrlinge erjeßt, zum Zeil aber aud) im Sommer überflüffig gemacht. 
Daß endlich unter Umſtänden die foeben freigeſprochenen Ge— 
jellen die gleiche Gefahr Laufen, Haben die einleitenden Betrachtungen 
dieſes Kapitels, inshejondere die Buchdruderftatiftit, dargethan. 

Daher tommt es denn auch), daß im Altersaufbau der klein— 
gewerblichen Gehilfenichaft gerade die jüngeren Altersklaſſen jo 
ſtark vertreten find und daß infolge der im Laufe jeden Jahres 
ſich durchſetzenden Verdrängung der älteren durch die jüngeren, 
tie aus den nachftehenden Zufammenftellungen hervorgeht, bie 
Altersverteilung am Schlufe eine ganz andere geworden ift, als 
fie es zu Beginn geweſen. 









&3 Serum ım "eve Zahl ber männlichen Bütglicber 
Jahre 129 am 


S3 15 o1 O1 02 0,1 
16-2 2.6 143 173 19,1 
21—25 23.1 35 Er 3 22,6 
2-3) 1,5 1»-5 17.3 173 
71—35 143 14,2 1 134 
—t) 93 95 9 91 
41 45 74 74 1.3 70 
46-5) 4. 49 49 45 
51-55 35 3,6 34 34 
56 19 18 19 1,7 
51-65 19 0.9 10 0,9 
66-10 05 9,5 0,4 0,4 
über 70 02 02 02 0,2 
Unbelannt 0,2 4 O4 03 


Ein Anwadien findet ih nur in den Gruppen bis zu 20 
Jahren, während alle höheren eine progentuelle Abnahme der 
Mitglieder aufweijen. Es wird dies noch deutlidder, wenn man 
die abioluten Zahlen ins Auge faßt. 









68 beitrug im Jahre 1594 die 









Alter 
männliche : — Mit⸗ 
Jahren Mitglieber- sun) ober A bnahme () glieder: 


zahl am 
1. Januar 15. März 15. Sept. 31. De. 


15 — + 2 
16 + + 230 
17 + + 10% 
1% + + 1913 
19 + 46 + 1073 
20 4043 — + 321ı 7 
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In jeder einzelnen Alterstlaffe bis zu 20 Jahren ift demnach 
eine unausgejegte Steigerung der Mitgliederzahl zu beobachten. 
Sie währt nicht bloß bis zum 15. Sept., fie jeßt ſich big zum 
Sjahresende fort. Demgegenüber begegnet man einem ebenjo ent- 
Ihiedenen Rüdgange in den Altersklaffen von 21—30 Jahren. 
Diefer Prozeß iſt zwar fein ununterbrochener das ganze Jahr 
hindurch, wohl aber tft das Endergebnis ein konftanter Abfall im 
Vergleich mit den Zahlen vom 1. Januar. 

Dabei Hat man es 1894 nit etwa mit einer Jingulären 
Erſcheinung zu thun. Die Borjahre hatten die gleiche aufzuweisen. 
Sp betrug in der Zeit vom 1. Yan. big 31. Dez. jedes der Folgenden 
Jahre der Zu wachs an Kaffenmitgliedern im Alter von 


Jahren | 1892 1898 1894 
16 154 238 260 

17 749 1086 1072 

18 1043 1990 1913 

19 643 1151 1073 

20 175 410 276 
Zufammen | 2764 | 4875 | 4594 


Dagegen während des gleichen Zeitraumes die Abnahme 
derer im Alter von 





Jahren 18921 1893 1894 
21 485 255 
22 198 639 
28 1375 961 658 
24 184 57 
25 106 133 
26 4 179 
27 199 101 
28 383 123 196 
29 215 185 
30 219 199 

Zufammen | 1708 | 1994 2602 


— — — 

1 Die Ziffern für die einzelnen Jahresklaſſen find im Verbandsberichte von 
189 noch nicht zujammengeftellt. Doch wird dort wenigſtens angeführt, daß der 
Ausfall an Raflenangehörigen im Alter von 21—25 Jahren 1375, der an folchen 
{m Alter von 26-35 Jahren 544 Berfonen betragen habe. Da fi nun nad 

Vaentig, Gewerblide Mittelftandspolitif, 19 
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Es ift von vornherein zu vermuten, daß die für die Gejamt- 
heit der Verbandsangehörigen Tonftatierte Geftaltungstendenz nicht 
bei allen einzelnen Gewerben in gleidem Maße zur Geltung 
komme. Bejonders Klar tritt jene bei den in der folgenden Tabelle 
aufgeführten Kafſen zu Tage. 





Die Zu: (+) oder Abnahme (—) der Mitglieder 











Krankenkaſſe der | ©? petrug im Alter von Jahren 
bis 20 | 21-25 | 2630 sı u. darüber 
15. März +4 | + 4 1 — % 
Buchdruderr . . 15. Sept. +3| —-10| — 11 — 94 
1a) +8 
15. März +18 | +4 + 31 + 2 
Drechsler . . - | 15. Sept. | + 213 | + 3 —6 — 45 
1.0 | HT | — 0 — 4 
15. März + | — 178 
Gürtler + | 
+67, | 
l 







Schloſſer 4 
4 
4 
Schuhmader . + 
+ 
15. März | + 50 - | — 81 — 91 
Tifchler . 15. Sept. | +64 | + ıs | + 0 + 15 
31. Dez. +21] — 31|—-186 | — 38 








Obwohl, wie dies aus anderen Ziffern noch deutlicher ber 
vorgeht, da3 Marimum des Mitgliederftandes bei den Buchdrudern, 
Drechslern und Schuhmadern in den Wintermonaten, bei ben 
Gürtlern, Schloffern und Tiſchlern zu Ende des Sommers erreidt 
wird, ift doch das Refultat bei allen das gleiche. Die jugend 
lichen Gehilfen nehmen in ununterbrochener Folge zu, die älteren 
mit oder ohne Unterbrehung ab. Nach einer vorlbergehenden 


anderweitigen Angaben hinſichtlich der 5 Altersklaſſen von 3L—85 Jahren für 
4 eine Abnahme von 304, für 1 ein Zuwachs von 98, mithin insgefamt cin Ab 
fall von 211 Perſonen ergiebt, fo ift der Rückgang der Mitglieder im Alter von 
26—30 Jahren auf 333 zu bemeilen. (Vgl. dazu Bericht des Verbandes der Ge 
noſſenſchaftskrankenkaſſen Wiens f. d. 3. 1892, ©. 59 f.) 


En ee 


Steigerung tritt bei den leßteren regelmäßig ein Rückſchlag ein, 
ſtark genug, um zu bewirken, daß die Gejamtzahl der über 20 Jahre 
alten Gejellen am 31. Dez. geringer wird, als fie es zu Beginn 
des Jahres geweſen. 

Ein abmweichendes Bild zeigen 3. B. eine Reihe von Baus 
geiverben. Hier bewegen ſich, wie die nachftehende Überficht lehrt, 
auch die Altersgruppen bis zu 20 Jahren in den Bahnen der übrigen. 









Zahl der männlichen Mitglieder im Alter von Jahren 








Kaſſe der 








31. Du. 


136[115 150/399 130) 97/109/201 106 horlaıs| 4751304 
154/208 1721937 197]176 154|185)163[286/299| 3401305 

591167 176/256 1041211/232/279 12: 18111853 1027/1637 
1561326 Ken 291]271/297,557/25° ——— 1695 754 


Dachdecker .. |1311144/408 
Zapezierer . . |1291114 187 
immerleute . | 67) 65/143 
immermaler | 73 103 448 








Bei ſämtlichen vier Gewerben nämlich bildet der 15. Sept. 
den Kulminationspunkt, von welchem Termine ab durchgängig 
ein raſches Sinken der Mitgliederzahl zu beobachten iſt. Und 
obſchon im einzelnen nicht alle dieſelbe Kurve beſchreiben, ſo gilt 
dies doch innerhalb jedes von ihnen hinſichtlich aller vier Alters— 
gruppen, eine Gleichförmigkeit, neben welcher die ſtellenweiſe vor- 
handenen Abweichungen zwar nicht verſchwinden, wohl aber zurüd- 
treten!. Wie der Bericht betont, find es ſolche Berufe, in denen 
der ehemalige „Lehrling“ faft ganz auf das Niveau des jugend- 
lichen Arbeiters herabgefunfen ift: mit Schluß der Bauperiode 
wird ex wie jeder andere überzählige unbedenklich entlaſſen?. 

Daß nun, wie behauptet, in der That eine Verdrängung 
der älteren Gehilfen durch ihre jüngeren Genofjen ftattfinde, eine 
Berdrängung, die wenigſtens als nächſte Folge wachjende Arbeits- 


4 Gine Tendenz zur Verjüngumg des Altersaufbaues ift zweifellos auch Hier 
‚zu bemerfen, insbeſondere bei Tapezierern und Zimmermalern, two, im Gegen- 
jaße zu den übrigen, die Altersgruppen bis zu 20 Jahren am 31. Dez. im Ders 
gleiche zum Stande vom 1. Januar eine nicht unbeträchtliche Steigerung aufweiſen. 

2 Namentlich bei den Zimmermalern ift ber Kontraft zwifchen dem höchften 
und bem tiefften Mitgliederſtande in der unterften Altersflafje jogar weit größer 
als in irgend einer anderen. 

19* 
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Iofigfeit der erfteren nach fich zieht, hieran wird man auch dann 
fefthalten müſſen, wenn man zugeſteht, daß der eigentümliche Altera- 
aufbau der Tleingewerblichen Arbeiterfchaft noch anderen Momenten, 
jo beiſpielsweiſe dem Einfluffe der militärifchen Wehrpflicht und der 
jelbftändigen Etablierung einzelner Gejellen, zuzufchreiben ift. Denn 
mögen dieje im Verein mit anderen Gründen allenfalls das ftärlere 
Hervortreten de3 jugendlichen Elementes erklären, al3 maßgebende 
Urſachen der nunmehr drei Jahre hintereinander beobachteten Ver⸗ 
ſchiebung zu feinen Gunften würde man fie nur dann betrachten 
fönnen, wollte mar gleichzeitig annehmen, daß ihre Bedeutung 
mit jedem Jahre gewachſen, eine Hypotheſe, die jeder thatjächlichen 
Unterlage entbehrt!. Wohl aber wird die anderwärts nicht minder 
beobachtete Verjüngung des Eleingewerblichen Arbeiterftammes auch 
von den Gewerbeinfpeftoren in dem gleichen Sinne wie hier gedeutet. 
Unleugbar führe die Wahrnehmung zahlreicher Erſcheinungen zu 
der Erkenntnis, jo wird 1895 3. B. aus Graz berihtet?, baß bei 
vielen Gewerbſsinhabern — die Inhaber fabritmäßiger Unter 
nehmungen älteren Urjprunges überhaupt und zumeift auch jene 
größerer Betriebe nicht fabrikmäßigen Charakters ausgenommen — 
die Aufnahme von Lehrlingen vorwiegend zur Heranzüchtung 
billiger Arbeitskräfte dienen. „Sind diefe aber einmal entſprechend 
ausgebildet”, heißt es weiter, „jo verdrängen diefelben Tucceffive 
die erwachſenen Arbeiter, welchen zur Beichaffung der Mittel für 
ihren Lebensbedarf oft genug fein anderer Ausweg offen bleibt, 
als fi) anderswo als Zaglöhner zu verdingen: Thatſache iſt es, 
daß Arbeiter mit Dienftzeiten von länger ala höchſtens fünf 
Sahren nur noch in den vorhin ausgenommenen Betriebsgruppen 
angetroffen werden.” — 





ı Der Einfluß der militärischen Dienftpflicht zeigt fi) übrigend auch in der 
oben (S. 289) aufgeführten Tabellen. Sie ſchwächt die Tendenz zum Anwachien 
bei den 20 jährigen, verjtärkt die zur Abnahme bei ben 21, 22 und 23 jährigen. 
während da3 Zurüdfluten der aus der Armee entlafjenen auf den Arbeitömartt 
eine Hemmung der leßteren Tendenz bei den 24, 25 und 26jährigen bemirft. 
Auch für die höheren Altersflaffen war ein fortdauernder Rüdgang zu fonfla: 
tieren. Er betrug im Jahre 1894 bei den Alterögruppen von 31—35, 36 —M. 
41—45, 46—50, 51-55, 56-60 Jahren 596, 101, 266, 164, 140, 96 Perſonen. 
Hauptiächlich für diefe Stategorien könnte der erhöhte Trieb zu felbftänbiger 
Niederlaſſung in Frage fommen. Doch werde ich ſpäter darzuthun haben, da 
(etgtere ebenjo oft eine erzwungene Folge der Arbeitslofigfeit, ala ein Alt freier 
Entſchließung ift. 

2 Berichte der Gewerbeinspeftoren f. d. J. 1895, ©. 125. 
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Nicht ganz die gleiche Bedeutung kann gegenwärtig als Quelle 
von Arbeitslofigkeit im Kleingewerbe dem Eindringen weiblicher 
Arbeitskräfte zugeiprochen werden. Böllig ausgejchlofien erſcheint 
die Verdrängung der erwachſenen männlichen Hilfsarbeiter bei 
einer Reihe von Beihäftigungen ſchon deshalb, weil fie als eigent- 
liche Domäne weiblicher Berufsthätigfeit von jeher, jei es im Haus— 
Halte, oder jelbftändig, vorwiegend von Frauen ausgeübt wurden. 
Hierher gehören vor allem zahlveiche Branchen der weitverzweigten 
Belleidungs- und Textilindustrie (Frauen- und Kinderjchneiderei, 
MWäjche-, Mieder-, Schirm-, Strohhut- und Kunftblumenerzeugung, 
Stickerei, Striderei, Wirkerei, Kravattennäherei und Wäſcherei, 
das Modiftengetverbe u. ſ. w.), einzelne Nahrungsmittelgeiverbe, das 
Gaft- und Schantgewerbe, die Kaffeeftederei und ähnliche. Da— 
neben freilich Hat ſich, wie insbeſondere die im Frühjahr 1896 
zu Wien abgehaltene Enquete über Frauenarbeit t bezeugte, die 
weibliche Arbeitskraft weit über diefe engeren Grenzen hinaus auf 
Koften der männlichen ausgedehnte Schaffensgebiete erobert. Und 
wenn aud bisher in erſter Linie die Arbeiterichaft der Groß- 
induftrie unter der durch die Fortjchritte der Arbeitsteilung umd 
der majchinellen Technik ermöglichten Einftellung weiblicher Hilfs- 
arbeiter zu Leiden hatte, jo ſcheint dieſer Prozeß doch mehr und 
mehr auch auf das Kleingewerbe hinüberzugreifen. Thatſächlich 
betrug? im Bereiche des Verbandes der Genofjenjchaftskranten- 
kaſſen Wiens die Zahl der weiblichen Mitglieder am 31. Dezember 


des Jahres 
1890 7641 oder 11,4 %0 der Gejamtzahl, 
1891 8243 = 114= =» = 
1892 9080 = 21=- = Pi 
1893 9790 - 126 = = - 
1894 10191 - 124 = = - 


1895 16188 - 16,4 

Sie ftieg demnad) 1890 bis 1895 von 7641 auf 16188 Per- 
onen, d. h. auf mehr ala das Doppelte, ein Endergebnis, das in 
erſter Linie auf den Beitritt neuer, mit weiblichen Mitgliedern ge— 
jättigter Kafjen, zum nicht geringen Zeil aber, wie fid) aus der 


% Die Verbrängung der Männerarbeit durch Frauenarbeit wird ausbrüd- 
Hich, herborgehoben in der Enquete über Grauenarbeit don 1896, ©. 3, 4, 15, 18, 
21, 41, 92, 96, 104, 152, 159, 165, 264, 277, 291, 342, 381, 420, 433, 520, 570, 
590, 592, 608, 660. 

= Berbanbabericht f. d. 3. 1894, ©. 72f.; desgl. f. d. 3. 1895, ©. 64 ff. 
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folgenden Tabelle ergiebt, auch auf ein intenſives Anwachſen der 
Frauenarbeit in einzelnen Branchen zurückzuführen iſt. 





Die, Angoß der Frauen betrug im A der gefamten 
Genoftenigaftsteanten: Mitgliederzahl am 31. Dezember des Jahres 
laſſe der 





1893 | 1894 | 1805 













638 | 63,9 64,9 











Banderzeuger . | 629 | 62,4 

Buchbinder . . 407 | 408 423 | 419 | 439 
andiehuhmader : 273 1 33 | 391 
machen. » «0. | 85 | 278 355 | 371 | 386 
ammmader. . . » 5 ll \ 396 | 485 | 81 
Pojamentierer “| sro | er6 | 687 | 688 | 707 
Auderbäder . : . . | 395 | 405 | | 35 | 437 | 26 


Am ftärkften ſcheint unter den hier zufammengeftellten Ge— 
werben die Hutmacjerei in Mitleidenfchaft gezogen. Schnellte 
doch die Zahl der meiblichen Mitglieder innerhalb einer fünf 
jährigen Periode von 23,5 0/0 auf 38,6 %io des geſamten Mit- 
gliederftandes, von 321 auf 427 empor, während die der männ- 
lichen von 1047 auf 677 herabſank. Aber auch die Banderzeuger, 
Buchbinder, Handſchuhmacher, Hutmacher, Kammmacher, PBofa- 
mentierer und Zuckerbäcker zeigen, wenn auch unter mannigfachen 
Schwankungen, die gleiche Tendenz, die noch erheblich ſtärker her- 
vortritt, wenn man die abfoluten Zahlen betrachtet. 









Die Zahl der weiblichen Mitglieder betrug 


Genoſſenſchaftskranken⸗ am 81. Dezember des Jahres 
faile der 








1800 | 1001 | 1802 








[ 

I 
Banderzeuger . . . » 478 456 520 488 | 498 559 
Buhbinder. .. . - 1765 1734 1815 1887 1980 | 2150 
ndfhuhmader.. . .| 104 | 185 | 159 | 221 ! al 
Hutmacher . . 321 342 42 41 397: 4 
Kammmadher . Fa 241 230 | 20: 35 
Bofamentierer . «| 1157 ı 1199 1420 1582 1510 | a 
Buderbäder. . . . 418 | 386 389 450 560 | 618 





Selbft in Gewerben, bei denen man ihrer Natur nad) weib- 
liche Arbeitskräfte am wenigften vermuten follte, beginnen fic 
aufzutauchen. „Wir Haben bemerkt," jagt ſchon in der Gewerl: 
ſchaftsenquete von 1892,93 ein Schloſſer, „daß die Frauenarbeit 
auch bei uns anfängt. Vor zwei Jahren waren in der genoffen- 
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ſchaftlichen Krankenkaſſe 7 Frauen angemeldet, jebt ca. 30, die bei 
den Galanteriefchloffern zum Schleifen, Buben und zum Löten 
verivendet werden.” Gin Tiſchler bemißt um diejelbe Zeit die. 
Zahl der in den Wiener Kleinbetrieben bejchäftigten weiblichen 
Arbeiter auf ungefähr 100. Sie würden angeblih nur zum 
„Seſſelflechten“, thatſächlich auch zum „Polieren und Schleifen 
mit denaturiertem Spiritus“ angehalten. Ein Spengler endlich 
berichtet ebenfalls, es ſeien „in Galanteriewerkſtätten viele Frauen 
fürs Lackieren, fürs Legen zum Beizen, zum Verzinnen u. ſ. w.“ 
angeftellt!. Die Ergebniſſe der Frauenenquete und der neueren 
Krantenkaffenftatiftit Haben diefe früheren Außerungen vollinhalt- 
lich beftätigt. Nicht nur die Arbeiterfchaft einzelner Baugewerbe 
(Dachdeckerei, Glaferei, Tapeziererei!), aud) diejenige vieler Branchen 
der Metall-, Holz- und Papierinduftrie zeigt ſich mit weiblichen 
Elementen durchſetzt, die, vielfach als „Dienftboten“ aufgenommen, 
vermöge ihrer großen Anſpruchsloſigkeit den „gelernten“ Gehilfen 
aus dem Telde ſchlagen und ihn feiner Erwerbsgelegenheit be- 
rauben?. — | 
Arbeit3lofigkeit im Kleingewerbe als lebte Folge qualitativ 
veränderten Arbeit3bedarfes wurde bisher ins Auge gefaßt. Selbit 
die äußerfte Stetigfeit des Produktionsprozeſſes würde unter den 
früher genannten Borausfegungen ihre Entftehung nicht verhindern 
können. Aber von einer joldden Gleichförmigkeit iſt bekanntlich 
nicht die Rede. Ganz abgefehen von Trijenartigen Erfcheinungen 
und anderen Anomalien®, verurſachen aucd unter normalen Ver— 
hältnifjien häufig wechſelnde Konjunkturen erhebliche Produktions- 
ſchwankungen. Und mögen jene nun als generelle da3 ganze 
Gewerbe erfaflen, wie die periodifch wiederkehrenden „Saiſons“, 
oder ala individuelle der befonderen Lage eines Einzelbetriebes 
entfpringen, wie die fingulären Abfatftodungen vieler Kleinen 
Geſchäfte, immer bewirken fie, daß die infolge einer Einſchränkung 


1 Gewerkichaftsenguete von 1892/98, ©. 121, 133 f., 168. 

2 Die gleiche Entwidlungstendenz wird für die Provinz von den Gewerbe: 
inspeftoren Eonftatiert. Vgl. z. B. Berichte der Gewerbeinjpeftoren f. d. J. 1895, 
©. 91 (Linz), 1437. (Klagenfurt). 

3 Hierzu rechne ich auch dad Abfterben einzelner Gewerbäzweige, deren Er: 
zeugniffe überhaupt außer Gebrauch fommen. Über die Krifen im Wiener 
Berimutterbrechaler- und Schuhmachergewerbe zu Beginn der neunziger Jahre vgl. 
Schwiedland, Hleingewerbe und Hausinduftrie in Öfterreih, II, ©. 130 ff., 
und bie mehrfadh citierte Schuhmacherenquete von 1891, ©. 6 ff., 13 ff. u. ſ. w. 
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der Produktion und der damit notwendig verbundenen Minde— 
rung des Arbeitsbedarfes zeitweilig entbehrlich gewordenen 
Hilfskräfte zum Teile wenigſtens ausgeſchieden, d. h. arbeitslos 
werden. 

Rechnet man auch die Feſtzeiten Oſtern, Pfingſten und Weih—⸗ 
nachten zu den Saiſons, ſo dürfte es nur wenige Branchen geben, 
deren Produktion von periodiſchen Schwankungen dieſer Art ver- 
Ihont bliebe. Und in der That hört man in der Großftadt wie 
in der Provinz von Angehörigen der verfchiedeniten Gewerbe über 
deren ungünftige Rückwirkungen auf den Arbeitsmarkt Tlagen!. 
Daß dieje Beichwerden gerechtfertigt find, läßt fih auch ſtatiſtiſch 
erweilen; am überzeugendften bei einigen Baugeiverben. So be- 
trug? im Verbande der genoſſenſchaftlichen Krankenkaſſen Wiens 
die Zahl der Kaſſenmitglieder im Jahre 











1894 1895 

Kankenkaffe dr . 15. 15. 31 1. 415 15. 31. 
Jan. März Sept. Dez. | Jan. | März ! Sept. Te. 

Dachdecker . - - 927| 1023: 1886| 935 985) 715] 16811 624 
Safer... 548 508 5801 5983| 598! 556| 5851 632 
Schlofier . - - | 4679) 4044: 4632| 4781 “mel 4480| 5614 5277 
Spengler . . . 908| 925 10811 961] Y61l 979] 1079! 103 
Zapezierer - . 904 802 1023| 8855| 8857 781| 1212' 1012 
Zifchler 2. [11670| 11 101! 11 968111555 | 11 555' 11 750) 11.648 10 772 
Bergolder . . . 5181 484 5081| 5331 538 494 510. 531 
gimmerleute ... | 1256| 1326 1705| 9288| 928! 1056| 1903 118% 

immermaler und | | f 

Anftreicher . . | 1442! 1556 3341] 1458 108 1347| 3196 1345 


| 


Am intenfivften ift während der „stillen Zeit“ der Rückſchlag 
bei den Dachdeckern und Zimmermalern. Die Zahl der erfteren 


I Sewerfichaftsenquete von 1892/93, ©. 29, 36, 39, 86, 107, 115 F., 1%. 
164, 172, 1815., 185, 191, 205 u. |. w. — Bericht über bie wirtichaftlichen Ber: 
hältniffe des Herzogtums Salzburg i. 3. 1893, ©.58, 60, 78, 93, 98, 104, 111, 
115, 123, 147, 150, 152. — Unterfucdjungen über die Lage des Handwerlse in 
Öfterreich, ©. 13, 69, 113, 139, 170 f., 183, 244, 898 f., 437 ff., 515, 620, 612. 
Erhebungen über Art und Dauer der Saifon im Kleingewerbe wurden auch 
durch die Statijtiiche Kommiſſion in Prag angeftellt. (Stat. Handbuch b. Stadt 
Prag f. d. 3. 1892, S. 210f.) Ta man fi) jedoch anſcheinend damit begmügte, 
die Genofjenschaften zu befragen, fo jind deren Ergebniffe vielfach lückenhaft und 
ungenau ausgefallen. 

2 Verbandsbericht f. d. J. 1895, S. 66 f. 
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finft 1895 von 1681 am 15. Sept. zu Ende des jahres auf 624, 
d. i. um 63 %o, die der lebteren in derjelben Zeit von 3196 auf 
1345, d.i. um 56,4 0. Ihnen zunächſt ftehen die Zimmerleute!. 
Dagegen kommen bei den Schlofjern und Spenglern, Tilchlern 
und Zapezierern, Glaſern und Bergoldern die Wirkungen der 
Saiſonſchwankungen überhaupt nit rein zum Ausdrud, weil 
außer den eigentlihen Bauhandwerkern den betreffenden Rafjen 
noch weitere Arbeiterfategorien angehören, deren Saiſon fid) mit 
derjenigen der Bauarbeiter nicht det. Aus demfelben Grunde 
muß darauf verzichtet werden, auch für andere Gewerbszweige die 
. entipredhenden Ziffern vorzuführen. Da die mit befonderer Rüd- 
fiht auf die Baugewerbe gewählten Termine für viele der 
übrigen nicht charakteriftiich find, würde man nur zu leicht eine 
falſche Borftellung gewinnen. &3 betrug 3. B. die Zahl der Mit- 
glieder bei der 





1894 1895 
Krankenkaffe dr | 5, | 15 | 15. 11.7211 | 3. 
San. | März | Sept. San. | März | Sept. | Dez. 































17 269 
10 375 


17429 
10 331 


17.099 
10 926 


17 447 
10 690 


Kleidermader . . 
Schuhmader . . 


10 983 


10 926 


10 871 


11429 


























Man könnte danad) vermuten, e3 jei für diefe Branchen die 
Zeit von Mitte März bis Mitte September eine Periode ver- 
hältnismäßig ruhigen Geſchäftsganges. Notoriſch umſchließt fie, 
wie dies übrigens auch aus der folgenden Überficht hervorgeht, 
Monate allertieffter Deprejfion. Es belief fih? nämlich 1894 die 
Zahl der vorgemerkten offenen bez. vermittelten Arbeitsftellen bei 
der Genofjenfhaft der Wiener 


1 Die Differenzen würden wahrjcheinlich noch größer jein, wenn, was gerade 
bei den Baugewerben nicht der Yall ift, die Anmeldungen zur Krankenkaſſe regel: 
mäßig erfolgten. 

2 Statiftiicheg Jahrbuch der Stadt Wien f. d. J. 1894, ©. 528. Die 
Kleidermacher haben nur die thatjächlich vermittelten, nicht die überhaupt offenen 
Stellen ausgewiejen. Überhaupt geben beide Zahlenreihen nur ein ungefähres 
Bild von dem wahren Sachverhalt, da die Aufzeichnungen der Genofjenichaften 
wenig verläßlich find. 
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Am | Kleidermacher Schuhmader 
Januar . . . 764 | 464 
Februar . . . 904 529 

ang 2. 1518 136 
Apri oo. 1828 1178 
Mai ...n 720 839 
Sun 2.2... 608 787 
Ali 2.2... 619 805 
Augıft. ... 435 598 
Geptenber. . . 892 182 
Oktober . . . 2504 1237 
November . . - 902 1164 
Dezember . . - 542 391 


Die beiden Belleidungsgeiwerbe haben aljo, was in der erften 
Tabelle gänzlich verborgen bleibt, zwei Saifons, deren Höhepunkte 
auf die Monate April und Oftober fallen. Ahnen gegenüber 
ftehen die Wintermonate Dezember, Januar, Tebruar, vor allem 
aber die Sommermonate Juni, Juli, Auguft als tote Zeiten. 
Wenn nun troßdem aud) während diejer lebteren Perioden eine 
ziemlich rege Nachfrage nad) Arbeitskräften ftattfindet !, fo beruht 
dieg in der Hauptſache auf den ganz unabhängig von den Saifon- 
Ihwanfungen raſch wechſelnden Abjahbedingungen zahlreicher 
Einzelbetriebe. Neben das regelmäßige Ebben und Fluten tritt 
ein regellojes Ab- und Zuftrömen, das man treffend ala „Flut: 
tuation” bezeichnet Hat. Namentlich die Krankentaffen haben 
hierunter zu leiden, weil das fortgefeßte Hin- und Herpendeln 
zwijchen Arbeit3lofigkeit und furzfriftiger Beſchäftigung die Kon⸗ 
trolle der Berficherungspflichtigen erjchwert, ohne daß es den 
Kaſſen möglich wäre, ſich anderweit gegen zeitweilige Ausbeutung 
durch fluktuierende Elemente ausreichend zu ſichern?. 





ı Bei der Wiener Modiftengenofjenichaft jcheint die Arbeitävermittlung 
überhaupt nur während der Saifonmonate Januar bis Mai und fpäter wieder 
im September und Dftober zu funftionieren, dagegen während ber ftillen Zeit 
uni, Zuli, Auguft und November, Dezember zu feiern. (Stat. Jahrb. d. Etabt 
Wien f. d. J. 1894, S. 528 f.) Der gelegentliche Arbeitäbebarf bürfte buch 
Aufnahme von Lehrmädchen befriedigt werden. 

2 (Snquete über Kranfenverficherung von 1891, ©. 6 f., 9, 66 ff., 70 ff. 721. 
73 f., 747. 75 f., 77, 79, 80. Schuhmacherenquete von 1891, &. 30, 126 #. 
Beionderer Art find jene fluftuierenden Elemente, die, um die Wöchnerinnenunter: 
ftüßung der Krankenkaſſen zu erringen, einzelnen Gewerben zeitweilig zu: 
jtrömen. „Das fommt ſehr häufig vor, das liegt in ber Art des Gewerbes,’ er 
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Wiederum zeigen die Zuftände beim Baugewerbe einen typiſchen 
Charakter. „Der Partieführer,” bemerkt einer dev Experten, „be— 
tommt jo und jo viel Geld vom Meifter und zahlt dann am Samftag 
die Leute nad) Belieben aus. Dann entläßt er fie wieder und nimmt 
ſich andere auf. Gewöhnlich nimmt dev Partieführer im Anfange zu 
der groben Arbeit viele unerfahrene Perfonen; die zahlt er, wie er 
will. Dann behält ex fich die befjeven zurück. Dies geht jo den ganzen 
Sommer über.“ Doc) begegnet man bei anderen Gewerbszweigen 
ganz der gleichen Erfcheinung. So jhäßt 3. B. der Delegierte der 
Tapezierer den völlig ftabilen Teil der Arbeiterfchaft nur auf Ya 
der Gejamtzahl. Namentlich werden die nicht beim Fade aus: 
gelernten Hilfsaxbeiterinnen, Näherinnen, Schneiderinnen, Mo- 
diftinnen u. ſ. w. nur ganz vorübergehend befchäftigt. Der Experte 
der Buchbinder bezeichnet insbejondere die Fluktuation in der 
Kartonnagenbrande und bei den Futteralmachern als eine 
„enorme“. Komme es doch vor, daß „eine Perfon in einer Woche 
zwei⸗ oder dreimal bei einem Meifter” in Arbeit trete. Am 
ſtärkſten jei der Wechſel bei den direkt aus der Schule ge- 
nommenen Mädchen, die dann bei verfchiedenen Gewerben gleich- 
zeitig „herumprobieren“. Von den rund 500 Mitgliedern der 
Krankenkaſſe der Glafer find ungefähr 50 ausſchließlich „Aus- 
Hilfsarbeiter“, die „nie auf einem Plate find, fondern fortwährend 
auf drei Tage, eine Woche, vierzehn Tage, drei Wochen zur Aus- 
Hilfe angenommen werden“. Auch anderwärts trifft man auf 
dieſe Inftitution. „Wir find größtenteils Aushilfsarbeiter,“ be— 
hauptet der Vertreter der Etuibrandhe. „In den Eleineren Ge— 
ichäften werden Arbeiter nur gefucht, wenn der Meifter mit den 


Härt der Delegierte der Kartonnagenbrauche. „Es find Arbeiten, die feine große 
manuelle Fertigkeit verlangen. Namentlich, ſoiche Mädchen kommen jehr Häufig 
dor, bie im 7. und 8. Monat der Schwangerichaft in Arbeit treten. Die Ge: 
werbsinhaber nehmen fie auf, weil fie billige Arbeitsträfte find. Sie verdienen 
‚ehivas und werden für den Fall der Krantheit verfichert. Es retrutieren fich 
dieſe aus den ehemaligen Arbeiterinnen, Frauen von Arbeitern, die ſonſt zu Haufe 
find und, wenn fie jchwanger werden, wieder in eine Arbeit gehen.“ Ebenſo be- 
richtet ein Pojamentierer: „Es kommen Fälle vor, daß Perfonen, welche den 
Sommer über auf einem Bau gearbeitet Haben, dann zu leichteren Arbeiten auf⸗ 
genommen werben; auch Dienftmäbchen z. B. bei ben Börtelmachern. Wenn aber 
folche Dienſtmädchen, Bauarbeiterinnen und verſchiedene andere Branden als 
Börtelmacher, Zwirner, Knopfmacher eintreten, fo fommen fie auf zwei Monate 
ober nod) fürzere Zeit herein, und wenn die Sache vorüber ift, find fie der- 
ſchwunden“ u. j- w. (Enquete über die Krantenverficherung von 1891, ©. 30 ff.) 


— 
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Lehrbuben nicht mehr vorwärt3 kann; dann nimmt man ung für 
einen oder zwei Tage auf. Nur ein Heiner Zeil ift annäherungs- 
weiſe beſchäftigt.“ Ahnlich äußert ſich ein Futteralmader. „Sehr 
viele Kollegen find wochenlang arbeitslos. Er geht ein halbes 
Jahr Ipazieren, dann fommt er in eine Werfftätte, und wenn der 
Herr eine Stunde verlangt, jo muß er fie machen!“ Unter 
ſolchen Umftänden ift eg noch ein Glück, wenn die vorübergehend 
überzähligen Axrbeitsfräfte, anjtatt entlaffen zu werden, nur „außs 
ſetzen“ müſſen?, oder, wie der Olmützer Gewerbeinfpeftor be 
richtet, von den Meiftern wechjeljeitig ausgeliehen twerden, tworaus 
fich freilich neue Übelftände ergeben ®. 

Der Verſuch, die durch die Negellofigkeit der kleingewerblichen 
Produktion hervorgerufene Fluftuation der Arbeitskräfte auch 
ſtatiſtiſch zu veranſchaulichen, ſtößt auf große Schwierigkeiten. 
Selbſt die willfährige Krankenkaſſenſtatiſtik läßt den Forſcher 
diesmal im Stich. Giebt ſie doch regelmäßig nur über den 
Mitgliederſtand zu einem beſtimmten Zeitpunkte, d. h. über das 
Reſultat von Bewegungen Aufſchluß, nicht über dieſe letzteren 
ſelbſt. Und mag der Vergleich der entſprechenden Ziffern ver 
fchiedener Monate und Jahre aud) über die Wirkungen der generellen 
Produktionsſchwankungen aufklären, jo doch nicht Über jene 
Veränderungen, die fich gleichſam im wechjelfeitigen Austaufche 
der einzelnen Betriebe unter einander vollziehen, da die Ent- 
lafjungen und Neueinftellungen fi) natürlih vielfach neutrali- 
fieren. Völlig unerläßlic erſcheint daher die Kenntnis der 
bei den einzelnen Kaſſen erfolgten Anmeldungen und Abmel- 
dungen. Beilpiele diefer Art aber babe ich nur in zwei Fällen 
ermitteln können‘. Es betrug nämlich im Jahre 1895 bei der 
Miener Krankenkaſſe der 


ı Gewerfichaftzenquete von 1892/93, ©. 75 f., 78. 

2 Auch in der Enquete über Trauenarbeit wird vielfach über das „Aus 
fegen“ geklagt. Vgl. 3. B. ©. 22, 24, 35, 36, 38, 44, 104, 121, 130, 149, 154, 
257, 290, 344, 365, 424, 432, 549 u. |. w. 

8 Berichte der Gewerbeinipeftoren f. d. J. 1896, S. 330. 

Obige Tabelle ward zufammengeftellt nach) dem Bericht ber Krantentafle 
des Gremiums der Buchdruder und Schriftgießer in Wien f.d.%.1895, S. 401. 
und dem Rechenſchaftsbericht der genofjenjchaftlichen Krankenkafſe der Tifchler in 
Wien f. d. 3. 1895, ©. 14. 
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Buchdrucker und Schriftgießer Tiſchler 


Am 1.de | Sie Ge Die Zahl. der Si | Sie Sabl ber 
Monats jemtzaBf monatlich erfolgten Bir F monatlich erfolgten 
er Mi 


it Anmel⸗ Abmel⸗ der Mit⸗ Nele | Abmel⸗ 





glieder | dungen | dungen Jglieder dungen |, dungen 
Januar 11 555 1917 1440 
Februar. 11632 1350 1030 
März 11352 1670 1942 
April 11080 2577 1907 
Dlai 11 700 2214 PAPP 
Juni 11642 1923 2157 
Juli 11 408 2819 1880 
Auguft 11 841 1955 2220 
September 11 570 2079 2198 
Oftober 11 516 1602 1799 
November . 11324 2211 1804 
Dezember . 11 642 804 1704 


31. Dezember 10 772 





Augenfällig ift zunächſt der Kontraft, der zwiſchen beiden 
Gewerben Hinfichtli der Intenſität des Arbeitswechſels befteht. 
Denn, obwohl die burchichnittliche Mitgliederzahl der Tifchlerkaffe 
(11525) nur reichlich doppelt jo groß .ift als diejenige der Buch⸗ 
druckerkaſſe (5087), überragen bie Durchfchnittszahlen der monatlichen 
An- und Abmeldungen bei der erfteren (1860 bez. 1925) die ent⸗ 
iprechenden bei der lebteren (260 bez. 250) nahezu um das adjt- 
face. Daß die Arbeitsverhältniffe der Buchdruder ſich befonders 
günftig geftalten, ward bereit3 betont. Hingegen find diejenigen 
der Tiſchler noch keineswegs außergewöhnlich ſchlechte. Und man 
müßte ſich darauf gefaßt machen, bei anderen Gewerben auf noch 
weit ſchlimmere Ergebniſſe zu ſtoßen. Das wichtigſte an den 
oben mitgeteilten Ziffern aber iſt, daß fie illuftrieren, wie ganz 
unabhängig von ben generellen Produktionsſchwankungen eine fort- 
gejette, intenfive Ylultuation der Arbeitskräfte fih vollzieht, die 
zum Zeile wohl auf das Beitreben, „fih zu verändern”, in ben 
Kreiſen der Gehilfen, in der Hauptſache jedoh auf den regellos 
wechjelnden Arbeitsbedarf der Kleinmeifter zurückzuführen fein 
dürfte. Erwägt man zuguterleßt, daß bei einem durchſchnittlichen 
Mitgliederfitande von 11525 Berfonen, von denen wahrfheinlih 
ein erheblicher Zeil Händig beihäftigt war, die Krankenkaffe der 
Tiſchler, ungerechnet die zahfreihen Berläumniffe im Aalle fur 
friftiger Einflellung, im Berlauie des Jahres 1895 insgelamt 
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22311 An- und 23094 Abmeldungen zu verzeichnen hatte, jo er- 
hält man ein Bild des Arbeitsmarktes im Wiener Tifchlergetverbe, 
da3 zu den erniteften Betrachtungen anregt '. 


I. Ber Umfang der Arbeitsloſigkeit. 


Daß mädtige Faktoren auch im Kleingewerbe fortdauernd auf 
die Entftehung von Arbeitslofigkeit hinwirken und daß diefe Er- 
ſcheinung in den verjchiedenften Gegenden und bei den mannig- 
faltigften Gewerben heimiſch geworden ift, wird fi nad) den Er- 
gebniffen der bisherigen Unterſuchung kaum noöch beſtreiten Lafien. 
Gleichwohl ift es unmöglich, den Umfang des Übels, d. h. die 
Zahl der in den einzelnen Gewerbszweigen davon Betroffenen 
fowie die Dauer ihrer Konditionglofigfeit, auch nur annähernd zu 
beftimmen. Eine ftaatlidje Arbeitslojenftatiftit, wie fie jüngft in 
Deutichland verſucht wurde, fehlt in Öfterreih. Die Genoffen- 
Ichaften, die als gejeliche Arbeitsvermittlungorgane noch am 
eheften in der Lage wären, leidlich zuverläffige Auskunft zu er- 
teilen, haben ihre Pflicht verfäumt*. So ift man im allgemeinen 
auf die jporadiichen Hußerungen der Experten in Gewerbeenqueten 
angetviejen, deren Depofitionen, ganz abgejehen von ihrer Lücden- 
baftigfeit, ficher nicht ohne weitere Prüfung als jolide Grund: 
lagen angefjehen werden dürfen®. Genauere ftatiftiide Daten ver- 
mag ih nur Hinfihtli de8 Buhdruder- und des Hut- 
machergewerbes beizubringen. Beide Beifpiele ergänzen fi, 
infofern die Arbeitslojenftatiftit der Buchdruder die Lage ber Ge: 


1 Den Arbeitsmwechfel im Nleingewerbe zu erfafien, hat auch bie Leobener 
Nammer verjucht. (Bericht über die vollswirtichaftlichen Verhältniffe Cherfteier- 
marks i. d. J. 1886— 1390. Xeoben 1893. ©. 974, 982, 991, 1001, 1009, 1013.) 
Xeider erwieſen fich bei genauerer Prüfung die beigebradhten Taten ala zu lüden: 
haft und zu unzuverläjfig, als daß ich fie Hätte verwerten können. 

* Beicheidene Anjäbe zu einer Arbeitslofenftatiftit im Stat. Handbuch der 
Stadt Wien f. d. J. 1894, S. 524 ff., wo für einige Genofjenichaften die Zahl 
der vorgemerften Stellenjuchenden, der offenen Arbeitspläße und der durch bie 
genoſſenſchaftliche Arbeitsvermittlung untergebrachten Stellenlofen nachgewielen 
wird. Angaben derjfelben Art auch im Stat. Bericht der Handelds und Gewerbe: 
tammer Brünn f. d. J. 1890. Brünn 1894. ©. 482 ff. 

3 (Sewerfjchaftsenquete von 1392/93, S. 20, 76, 78 $., 108, 117, 134, 16, 
170 5., 184, 196, 211, 212 u. ſ. mw. Gewerbeenquete d. Abgeordbnetend. v. 129, 
S. 147, 176, 305, 446, 665, 1044 u. ſ. w. Bericht über die wirtichaftlichen Ber 
hältnijfe des Herzogtums Salzburg f. d. I. 1893, ©. 58, 60, 62, 69, TE, W, 
98, 104, 112. 
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hilfen unter verhältnismäßig günftigen, diejenige der Hutmacher fie 
unter bejonder3 mißlichen Produktionsbedingungen mwiederjpiegelt !. 

Die erjtere?, ein Werk der Leitung des 1894 gegründeten 
Verbandes ſämtlicher Vereine der Buchdruder, Schriftgießer und 
vervandten Gewerbe Öfterreih!, umfaßt ſämtliche Kronländer 
der Monardie. Und da den 6305 Verbandsangehörigen nur 
1466, d. i. 18,86 °/o aller Beichäftigten, als outsiders gegenüber- 
Itehen, jo Liefert fie für das Jahr 1895 ein ziemlich getreueg 
Abbild der Wirklichkeit ?. 





2 |2285 Im ganzen | Ganzjährig 
2 5358 Im Arbeitzjahre Arbeitsloſe 
Arbeitslos 52ganzen zu 300 Tagen | in Po ber 
2 1.82 Zage |=ganzjährig durchſchnittl. 
a [755 Arbeitalofe | Mitgliederzahl 
infolge Krantheit . | 2026 | 33,47 66 807 | 183 3,02 
am Orte (unterftüßt) 644 10,64 27 881 93 1,54 
am Orte (nicht unter: 
übt)... .. 568 9,38 23 352 78 1,29 
auf der Reife (unter: 
übte) » -» . .| 797| 183,17 18 943 63 1,04 
Zuſammen 





1085 | 66,66 | 186388 | 417 J 6,89 


Es waren alfo nicht weniger ala 2009 erwerbsfähige Ge- 
hilfen, d. i. 33,19 0/0 aller VBerbandsmitglieder, insgeſamt 70176, 
pro Kopf je 34,93 Tage, oder, in Arbeitsjahre umgerechnet, 234 
bez. 3,87 0/0 ein volles Jahr arbeitzlos. Dabei ift jedoch in Be— 
tracht zu ziehen, daß, wie fich aus der obigen Tabelle ergiebt, 
unterdefjen Krankheit tiefe Lüden in die Reihen der Geiverb3- 
thätigen riß und dadurch gleichzeitig Arbeitägelegenheit für einen 


1 Die Hutmacherei Öſterreichs ift gerade in dieſen Jahren einem in 
rafcheftem Tempo verlaufenden Umwälzungsprozeß unterworfen. Vgl. dazu die 
Abhandlung Franz Humitſchs, „Die Bedeutung der Statiftif”, in der Freien 
Hutmaderzeitung, 19. Jahrg. 1896, Nr. 2—7. 

2 Bericht des Verbandes der Vereine der Buchdruder, Schriftgieber und ver: 
wandten Gewerbe über feine Thätigkeit 1894—18%. Wien 1896. ©. 31 ff. 

8 Freilich ift nicht zu vergefien, daß gerade. die dem Verbande nicht 
angehörenden Gehilfen großen Teils minderwertig und baher der Gefahr ber 
Arbeitslofigkeit in höherem Grade ausgeſetzt find, und daß ferner auch die 
in „fabrikmäßigen“ Betrieben befchäftigten in die Statiftif einbezogen wurden. 
Letzterer Umftand fällt bei dem Borherrichen des Kleinbetriebes nicht wejentlich 
in? Gewidt. 
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Teil der Überzähligen ſchuf; und daß die Dauer der Stellen- 
loſigkeit aller am Orte und auf der Reife nicht unterftüßten 
Arbeitälofen fid einer genauen Kontrolle durch die VBerbands- 
leitung entzog!, weshalb die betreffenden Angaben wahrſcheinlich 
bedeutend hinter den Thatſachen zurüdbleiben. 

Genauere Angaben über da3 Schickſal der einzelnen Arbeits- 
Iojen liegen für 633 am Orte unterflüßte Verbandsmitglieder vor*. 
Es entfallen auf fie 1209 Vakanzen, die fi) folgendermaßen ver- 
teilen. Es waren 393 einmal, 118 zweimal, 53 dreimal, 29 vier- 
mal, 12 fünfmal, 9 ſechsmal, 4 fiebenmal, 4 achtmal, 2 neunmal, 
4 elfmal, 1 zwölfmal, 1 dreizgehnmal, 2 vierzgehnmal und 1 fed- 
zehnmal arbeitslos. Bon den 1209 Tonditionglos gewordenen 
Arbeitern find nur 940 in Stellung getreten, 73 auf die Reife ge- 
gangen, 16 auf den Krankenſtand gelommen, 99 ausgefteuert 
worden, 9 zum Militär eingerüdt. Bei 2 Mitgliedern wurde der 
Unterftüßungsbezug ſiſtiert; 70 endlich blieben mit Schluß des 
Jahres im Unterftüßungsftande. Unter den 940 neu angetretenen 
Stellungen wurde in 317 Yällen, d. H. bei mehr ala "is aller, 
eine Konditionsdauer big zu 14 Tagen Tonftatiert; und zwar eine 
eintägige in 194, zweitägige in 40, dreitägige in 20, viertägige 
in 11, fünftägige in 1, jechstägige in 2, fiebentägige in 21, acht⸗ 
tägige in 1, neuntägige in 4, zehntägige in 3, elftägige in 8, 
zwölftägige in 4 und endlid eine vierzehntägige in 8 Yällen. 
303 diejer kurzen Konditionen entfielen allein auf Wien und 
man follte denten, daß dieſe ungünftige Lage des Wiener Axbeits- 
marftes zu lebhafterem Ortswechſel anregen müßte. Iſt dies an- 
ſcheinend troßdem nur in geringem Maße der Yall?, fo giebt der 
Verbandabericht über das Schidjal der auf der Reife unterſtützten 
Arbeitslojen die nötige Erklärung *. 

Es unternahmen die 797 oben ausgewieſenen Reifenden in# 
geſamt 1308 Reijetouren, und zwar 474 je eine, 200 je zwei, 85 


I Tie ausgefteuerten oder noch nicht unterftüßungsberechtigten Mitglieder 
haben fein nterefle daran, die Verbandäleitung über die Dauer ihrer Arbeit 
(ofigfeit genau zu informieren. 

2 Merbandsbericht, S. 22 }. Die Hier ausgewieſene Zahl örtlich unterftüßter 
Arbeitslofen differiert aus unbefannten Gründen von der anderwärtö genannten 
um 11 Perſonen. 

8 Mur 86 der 797 reiſenden Mitglieder waren in Niederöfterreich verein 
angehörig. (Berbandabericht, <. 19.) 

+ Verbandsberidht, <. 19 ff. 
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je drei, 22 je vier, 10 je , 2 je ſechs, 3 je fieben und einer 
endlich acht innerhalb Oſterreichs, wovon nachweislich nur 
192 durch Eintritt in eine Stellung ihr Ende fanden. Ferner 
gingen Reifende über die Grenze nad) Ungarn 144 mal, nad) 
Deutichland 577 mal, nad) Italien 38 mal, in die Schweiz 81mal, 
nad Rußland I mal, in fonditionslofen Aufenthalt 9. Krank wur» 
den 12, zum Militär rückte ein 1, während mit Jahresſchluß 8 
auf der Reife verblieben und 242 ihre Tour ohne Nachweis be- 
endeten. Nach Anficht des Berichterftatters dürfte der größere Teil 
auch der letzteren in Stellung getreten fein. Immerhin führt, 
wie es jcheint, im Buchdrudergewerbe die Wanderfchaft nur in 
jelteneven Fällen zu dieſem Ziele. Verringert doch gerade die 
für den Einheimifchen vorteilhafte Stetigkeit feiner Produktions— 
bedingungen für den von auswärts Zugereiften die Chancen eines 
glüdlichen Untertommens. Wie groß jene alles in allem ift, geht 
aus ber nachfolgenden Tabelle hervor!. Es wurden nämlich 
Arbeitälofe am Ort und auf der Reife unterjtügt im Monat 


Januar 155 Juli 319 
Februar 121 Auguft 395 
März 131 September 404 
April 166 DOftober 395 
Mai 254 November 338 
Juni 330 Dezember 230. 


Die Zahl der unterftügten Arbeitslofen war demnad) am 
niedrigften im Februar mit 121 oder 2,0 %0 der durchichnittlichen 
Mitgliederzahl (6053), am höchſten im September mit 404 bez. 
6,7 90, eine Differenz, die man im Vergleich zu anderen Gewerbs- 
zweigen als eine außerordentlich geringfügige bezeichnen muß. 

Ein wejentlich anderes Bild entrollt die Arbeitslojenftatiftit 
des Hutmachergewerbes?. Sie ward entworfen von der Leitung 
des Unterftügungsvereins der Hutmachergehilfen Niederöfterreichs, 
bezieht ſich alſo nur auf einen relativ bejchränkten Kreis von Ge— 
werbsangehörigen. Doch fällt diejer Umftand um deswillen nicht 
allzuſchwer ins Gewicht, weil jpeciell Wien fich mehr und mehr 
zum Produftionscentrum der öfterreichijchen Hutmacherei heraus- 


Berbandsbericht, S. 24. 
2 Freie Hutmacherzeitung, 19. Jahrg. 1896, Nr. 4 dom 15. Febr. 1896, 
S. 1f. Eine vergleichende Überficht der wichtigften Daten für mehrere Jahre in 
ber Arbeiterzeitung vom 4. April 1896, ©. 6. 
Waentig, Gewerblige Mittelſtandspolitit. 20 
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gebildet Hat!. Thatfählid nun wurden im Jahre 1895 unter 
durchfchnittlich 930 Vereinsangehörigen 487 oder 52,4 %o, d. i. über 
die Hälfte, von Arbeitslofigkeit betroffen. Meldungen erfolgten 
im ganzen 1110. Und zwar geſchah dies bei 204 Perſonen einmal, 
134 zweimal, 93 dreimal, 44 viermal, 9 fünfmal, 2 ſechsmal und 
bei 1 endlih adtmal. Die Gejamtdauer der Arbeitslofigteit 
aller 487 Dtitglieder belief fi) auf 6015 Wochen, pro Kopf auf 
12,35 Wochen, d. i. ein volles Bierteljahr?. Sie war jedoch bei 
den einzelnen Arbeiterfategorien ſehr verſchieden und erreichte 
bei den mindeft begünftigten die Durchſchnittsgröße von 38, bei 
den beftgeftellten die von 6,5 Wochen. Im einzelnen waren 
arbeitslos: | 
bis zu 1 Woche 26 Mitglieder, 


- = 3 Wochen 30 = 
durch 3— 5 = 80 = 
= 6—10 - 114 = 
- 11-15 = 97 = 
- 620° - RR — 
- 21—25 = 28 ⸗ 
- 26-390: 28 - 
= 81—35 - 14 = 
- 36-40 - 8 - 
= 41—45 ⸗ 41 = 
- 46-50 = 1 Mitglied, 
über 560 = 3 Mitglieder. 


Dabei feien noch immer „jene Armen nicht eingerechnet, welde 
ihr Ränzlein paden und abreifen müſſen, weil für fie gar keine 





ı Michtiger ift, daß nur die befjergeftellten Arbeiter bem Verein angehören, 
daher die thatfächlichen Zuftände noch ungünftiger fein dürften, ala fie fchon in 
der Statiftif erjcheinen. So betrug 3. B. die Mitgliederzahl des Unterftügungs: 
vereines 1894 durchichnittlich 932, während allein die Wiener Hutmachergenoflen 
ſchaft Ende desſelben Jahres 1071 männliche und weibliche Gehilfen aufzuweilen 
hatte. 

2 Bon Intereſſe ift, daß die durchichnittliche Dauer der Arbeitälofigfeit 
pro Kopf bei den unterftüßten und nicht unterftüßungsberedhtigten Mitgliedern 
nicht die gleiche ift. Cie betrug bei den erſteren 13,73, bei den lekteren 9,46 
Wochen. Auch in früheren Jahren zeigt fich diejelbe Erſcheinung. Ob bier 
Unterfchied auf den größeren Eifer der nicht unterflüßungaberechtigten ober auf 
die billige Rückſichtnahme der gewerfichaftlichen Arbeitsvermittlung zuräd: 
zuführen ift, muß ich dahingeftellt jein Laffen. Vielleicht wirkte beides zujammen. 
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Ausfiht if, in der Millionenftadt arbeiten und leben zu 
fönnen” !. 

Wie nachteilig jih in der That gegenüber dem Buchdruder- 
gewerbe die Arbeitsverhältniffe der Hutmacher geftalten, möge die 
folgende Überficht veranſchaulichen. Es betrug nämlich die Zahl 
der arbeitsloſen WBereinsmitglieder 


am 1. Januar 191 am 1. Juli 188 
= = Februar 145 = = YAuguft 123 
- = Mär 108 = = September 68 
- = April 96 - = Dftober 50 
= = Mai 182 = = November 94 
- = Yumi 148 = Dezember 197. 


Zwei ſcharf getrennte Brobuftiongperioden. deren Kulmi- 
nationspunfte zu Beginn des Frühjahres und des Herbftes zu 
ſuchen find, darakterifieren das Arbeitsjahr des Hutmadjergedilfen. 
Mit 50 oder 5,4 9o der Vereindangehörigen erreichte die Zahl der 
Arbeitslofen ihren tiefften Stand. Es find im Verhältnis faft 
ebenjoviele, als die Buchdrucker ſchlimmſten alles zu beklagen 
hatten. Sie ftieg am höchſten den 1. Dezember mit 197 oder 
21,2 %o, indem fie fich binnen zwei Monaten vervierfachte. Über 
I/s der Mitglieder waren ohne Erwerb, um zum Teile wohl 
monatelang vergeblich auf einen neuen zu harren. — 

Dürftig und lüdenhaft ift das Material, das ich vorlegen 
fonnte, um die Bedeutung der Arbeitslofigkeit? im Kleingewerbe 


1 Dabei war das Jahr 1895 durchaus fein bejonderz jchlechtes. Schlimmer 
noch war das vorhergehende. Bei einem ungefähr gleichen durchſchnittlichen 
Mitgliederftand (937) weift die DVereinzftatiftit 1209 Arbeitlosmeldungen und 
958 (99,6 °/o) arbeitzloje Mitglieder aus, die ım ganzen 8011, pro Kopf 14,55 
Wochen ftellenlog waren. (Freie Hutmacherzeitung, 18. Jahrg. 1895, Nr. 3 v. 
2. Tebr. 1895, ©. 1.) Die Jahre 1892 und 1893 Hielten ungefähr die Mitte. 
(Bgl. Hutmadjerzeitung, 16. Jahrg. 1893, Nr. 7, ©. 6, und 17. Jahrg. 1894, 
Nr. 13, ©. 1.) 

2 Verſchlimmert wird das Übel noch durch die Mangelhaftigfeit der den 
Genofjenichaften übertragenen, von ihnen aber nur fehr unbefriedigend durch- 
geführten Arbeitövermittlung; ferner durch die gejeßwidrige Behandlung der 
Arbeitsbücher feiteng einzeltter Unternehmer, mögen jene nun durch unzuläffige 
Eintragungen entwertet, als Pfandobjeft zurüdbehalten oder den Gehilfen auf 
andere Weiſe entzogen werden. Arbeiter ohne Arbeitsbücher follen nicht auf: 
genommen werden, eine Beftimmung, die allerdings häufig übertreten wird. Vgl. 
dazu Berichte der Gewerbeinfpeftoren f. d. %. 1898, ©. 63 (Wien), 99 (Wiener 
Neuftadt), 366 (Lemberg); 1894, ©. 262 (Königgrätz), 285 (Brünn); 1895, ©. 42 

20 * 
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zu beleuchten. Immerhin wird es genügen, um zu beweifen, daß 
die wirtſchaftliche Eriftenz einer breiten Schicht feiner Arbeiter 
ſchaft eine durchaus aleatorifche if. Hält man fih nun gleich— 
zeitig vor Augen, daß nach den Intentionen des Geſetzes eine 
zweijährige Gehilfenzeit ausreichen fol, um den freigefprochenen 
Lehrling zur Selbftändigkeit, zur Meifterfhaft zu reifen, jo wird 
man ſich eines ungläubigen Lächelns kaum erwehren können. Nicht 
genug damit, daß zahlreiche Gefellen ganze Monate auf dem 
Pflafter anftatt in der Werkftätte verbringen, ein Los, dem 
regelmäßig gerade die minderwertigen Arbeitäfräfte zum Opfer 
fallen, während die beſonders qualifizierten au während ber 
ftillen Zeit „durchgefüttert" werden, treibt fie die Furcht vor 
Arbeitslofigkeit!, auch dann in ihrer Stellung auszuharren, 
wenn die Art ihrer Beihäftigung ihrer weiteren gewerblichen 
Ausbildung nit förderlich ift. Und letzteres wird nur zu Häufig 
der Tall fein. Erheiſcht doch ſchon der gefunde Menfchenverftand, 


(Wien), 73 (Wiener Neuftadt), 302 (Brünn), 379 (Lemberg); 1896, ©. 17 
(Wien), 214 (Pilſen). — Gewerbeenquete d. Abgeorbnetenh. v. 1898, &. 210 ff, 
389, 583 ff., 821, 902, 947, 1062 u.f. w. 

1 Wie ftark dieſes Motiv wirkt, beweift der Umſtand, daß nicht felten 
ſchwer franfe Arbeiter fich nicht entjchließen können, ihre Stelle aufzugeben. 
So wird in der erwähnten Statiftif der Bäderarbeiter von 1893 mitgeteilt, daß 
1891 in Wien Gehilfen bei der Arbeit ausharrten, die erkrankt waren 





an Bäder Zuderbäder 

Tubertuloie -. . . . 18 5 
Tcippr . 2... 63 14 
weichem Schanker . . 10 4 
primärer Syphili3 . 11 — 
ſekundärer Syphilis. 8 2 
kontagiöſer Bindehaut— 

entzündung. .. 1 1 
näflender Flechte . . 58 10 
Sräke . » 2 2.0. 8 _ 
Berlegungen -. ... 50 7 


Troß geringer Produktionsſchwankungen ift infolge intenfiver Lehrlingazlchtung 
die Arbeitälofigfeit im Bäckergewerbe eine auffallend große. So wird berichtet 
(Gewerbeenquete d. Abgeordnetenh. von 1893, S. 1044), daß fi) 1892 in Wim 
neben 3900 beichäftigten 1200, in Prag neben 1100 beichäftigten 400 Arbeiter 
ftändig ohne Arbeit fänden. Auch wird behauptet, daß bie genoffenkchaftluhe 
Arbeitsvermittlung in Wien nur nach 5—6 monatlicher Konbditionslofigkeit in 
Anipruch genommen werden dürfe. — Nach dem Verbandabericht der Wiener de 
noffenichaftäfranfentaffen für 1895 (S. 100) haben in biefem Jahre auch 73 
Kleidermacher und 123 Schuhmacher troß Behaftung mit Krätze ihre Arbeit fort 

geſetzt. 
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daß der Unternehmer den entlohnten Arbeiter mit einer Thätig- 
keit betraue, deren Technik dieſer beherrſcht, nicht aber mit einer 
ſolchen, die ex erſt erlernen muß. Je geringer demnach die 
Kenntniſſe und Fertigkeiten eines beftimmten Gehilfen, deſto ge- 
ringer auch die Zahl der Arbeitspläße, die ihm offen ftehen*, 
defto drohender für ihn die Gefahr der Arbeitslofigeit, defto ent- 
fchiedener jeine Abneigung gegen einen Stellenwechjel, defto größer 
endlich auch die Wahrjcheinlichteit, daß die Mangelhaftigkeit feiner 
Ausbildung niemals eine volle Korrektur erfahre! 

Nicht alſo das Ergebnis einer weiſen Socialpolitit, jondern 
purer Zufall ift es, wenn troß alledem im Verlaufe der gejeßlichen 
Frift eine gründliche und alljeitige Bildung zu Stande kommt. 
Und die Behauptung, daß der Befähigungsnachweis als Mittel 
der Socialpädagogit das Emporkommen eines tüchtigen Nach— 
wuchſes garantiere, das Eindringen umreifer Elemente in den 
Kreis der Selbjtändigen verhindere, einen wirkſamen Schub biete 
„gegen Unerfahrenheit und ungenügendes Können, gegen Schleuder- 
produktion umd unfolide Ware“, ift nichts anderes als eine ge— 
dantenloje Phraje, die nicht allein jeder fachlichen Begründung 
entbehrt, jondern, wie unzählige Beifpiele beweiſen, im jchroffiten 
Gegenſatze zur Wirklichkeit fteht. Ohne fein Willen vertieft, feinen 
Willen geftählt, feinen Geſchmack entwidelt, feine Hand geſchult 


NAls Beiſpiele erwähne ic) jenen Schlofjerlegrling (Wiener Lehrlingsenquete 
von 1897, Arbeiterzeitg., Jahrg. 1897, Nr. 118), der während feiner Lehrzeit Lediglich 
bei ber Zufammenftellung von Kaffeemühlen beichäftigt geweſen und folange nicht 
unterfommen fonnte, bis ex einen Meifter fand, der ebenfalls Staffeemühlen verfertigte, 
jenen Pojamentierlehrling (ebenda, Arbeiterzeitg., Jahrg. 1897, Nr. 131), der ala 
Gehilfe feine Arbeit fand, weil er nur bag Schnurdrehen erlernte, jenen Juwelier: 
Teheling (ebenda, Arbeiterzeitg., Jahrg. 1897, Nr. 126), der bei einem Kinferl- 
macher fagonnierte Ringe und Boutons verfertigte und in dieſer Eigenſchaft als 
Gejelle nur bei 6 Meiftern Verwendung finden fann u. ſ. w. Sehr begeichnend 
find auch die Ausführungen Leiters über die Folgen der Specialifierung in der 
Wiener Schneiderei: „Sie vermittelt dem Arbeiter zwar den Vorteil daſcheren 
Arbeitens: er wird befähigt, fich auf eine fpecielle Arbeitsleiftung beſonders „ein- 
aufchießen“, büßt aber dadurch allmählich an Geſchicklichteit für andere Verrich- 
tungen in feinem Gewerbe ein. Der Stüdmeifter und jeine Gehilfen jchmälern 
Hierdurch ihre Arbeitögelegenheit und verjchärfen ihre Abhängigkeit. Der Stüd- 
meifter für Hofen fann ſich nur um Aufträge für Hofenanfertigung bewerben, 
der Satloſchneider fich mur dort anbieten, wo Beftellungen für Saklos vor- 
Hiegen u. j.w. In gleichem Grabe ift der Gehilfe nur auf beſtimmte Stückmeiſter 
angewiejen." (Unterfuchungen über bie Lage de Handwerks in Üfterreich, 
©. 514) 
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zu haben, giebt er den jugendlichen Handwerfsmann bem ſtürmiſchen 
Wogenprall des wirtſchaftlichen Daſeinskampfes preis, einzig aus 
gerüftet mit der geſetzlichen Befugnis, für alles erlittene Ungemach 
an anderen ſchlimme Vergeltung zu üben. Denn, baß er au 
dem kleinen Meifter in jeiner teuer erfauften „Selbftändigteit“ 
fein behäbiges Dafein zu fichern vermag, wird fich jogleich erweiſen. 


Drittes Kapitel. 
Der Meifter. 


Ginleitungsweije ward bereit3 hervorgehoben, daß der Be 
fähigungsnachweis die Tendenz entiwidele, einer gewiſſen Schidt 
der geiverblichen Bevölkerung beftimmte Erwerbsquellen augjchließ- 
Lich zu ſichern. Da nun allein die „handwerksmäßige“ Erzeugung 
von Handwerksprodukten den gejeglichen Beſchränkungen unter 
liegt, Fabrik, Verlag und Handel grundjäglih davon unberührt 
bleiben!, jo läßt fih a priori jagen, daß der damit verfolgte 
Zweck nur höchſt unvollkommen erreiht werden könne. Aud 
klarer dentende Meifter täufchen fich Hierüber nit. „Wie kann 
man,“ To fragt einer untoillig, „von dem Kleinen Manne mit 
den geringen Mitteln den Befähigungsnachweis verlangen, während 
andere, welche von den Verhältniſſen begünftigt find, noch über: 
dies ein Privilegium befommen? Das kommt mir fo vor, wie 
wenn man Kaninchen dadurch ſchützen will, daß man Gitter in- 
zwiſchen aufftellt und es dennoch dem Fuchs und Habicht ermög- 
licht, in den Stall zu dringen?!” Andere bezeichnen ihn geradezu 
als „eine Belaftung de3 Kleinen Mannes, der fi der größer 


1 Beachte jedoch 8 38 Abi. 3 d. G-D.: „Der Inhaber eines Hanbeli 
gewerbes im engeren Sinne darf die handwerksmäßige Herftellung ober Ber 
arbeitung von Gewerb3erzeugniffen nur dann betreiben, wenn ex den VBorkhriften 
bes 8 14 bez. der handwerfsmäßigen Gewerbe entiprocdhen hat”, in feiner Be 
deutung für die Stonfeftion, infofern Konfektionäre, die fi, ohne ben Befähigumnge 
nachweis zu befißen, neu etablieren, badurch gezwungen werben, ſich bei ihm 
Produktion der Vermittlung „befugter” Meifter zu bedienen. Da dies inbei meifteni 
ohnehin geichieht oder doch ohne Störung des Betriebes gefchehen kann EStüd⸗ 
meifterfyftem!), fo darf eine erhebliche Beeinträchtigung ber Verleger in jener Te 
ftimmung wohl nicht gejehen werben. 

2 Gewerbeenquete d. Abgeorbnetenh. von 1898, ©. 278. 
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Produzent nicht entziehen ſollte“, und verlangen ſeine Ausdehnung 
oder mit nadten Worten feine Aufhebung. „Bis jebt,“ erklärt 
ein biederer Schneidermeifter aus Laibach, „hat uns jeder Be— 
fähigungsnachweis gejhädigt, für uns Hat er feine Bedeutung. 
Denn e3 ift nod) niemandem eingefallen, eine Hofe zu flicken oder 
Schuhe zu doppeln, wenn ex es nicht gelernt Hat. Das ift noch 
nie geſchehen, jeit die Welt ftcht. Wenn alfo der Befähigungs- 
nachweis nicht auf die Großproduftion ausgedehnt wird, um auch 
dieſe zu behindern, fo nüßt er ung nichts, dann bedanken wir una 
ſchön dafür umd wir würden jagen: Geſchwind auch den jeßt be— 
ftehenden Befähigungsnachweis aufheben!“ Alſo, um e3 nochmals 
zu betonen: nur innerhalb der vom Geſetze geſteckten Grenzen 
Heingewerblicher Berufsthätigkeit vermag der Befähigungsnad- 
weis feine Wirkſamkeit zu entfalten. Er „ihüßt” den Handwerts- 
meifter vor dem Andrängen folder, die e8 werden wollen, den 
Angehörigen einer beftimmten Branche vor den Übergriffen derer 
anderer Branden in jeine Produktionsiphäre. Aber ſchützt ex 
auch wirklich? Und in welcher Weife gejchieht dies? 


I Die Kontkurrenzbeihränfung. 


Eine exakte Beantwortung der Frage nad) der zeitriktiven 
Wirkung des Befähigungsnachweiſes ift ausgejchloffen. Nicht nur die 
Unzuverläffigteit und Lückenhaftigkeit des vorhandenen ftatiftiichen 
Materiales?, mehr noch ſteht jeine Vieldeutigkeit einer hierauf 


3 Gbenda ©. 570, 783 f. 

® Bei dem Mangel einer ftantlichen Gewverbeftatiftit fieht man fich auf die 
der Handels» und Gewerbefammern angewiejen. Über deren Grundlagen Stefan 
Bauer, Der gegemwärtige Stand der öſterreichiſchen Gewerbeftatiftit und ihre 
Reform. (Schmollers Jahıb., N. F. 19. Jahrg. 1895, ©. 13457.) Begeichnend 
für ihre Verlaßlichteit ift die Außerung des Berichterftatters derjenigen Kammer, 
bie zum erftenmale eine neue Erhebungsmethode in Anwendung brachte: es habe 
ſich babei gezeigt, „wie mangelhaft die Grwerbfteuerfatafter gewejen, auf Grund 
deren die früheren Betriebszählungen erfolgt fein." (Stat. Bericht über die 
voltswirtjehaftl. Zuftände im Bezirk der Handels» und Gewerbefammer in Prag 
4. d. 3. 1886-1890, S. IV, 40*5) Zur Unzuverläffigteit gejellt fich Sücten- 
Haftigteit. Gegeben ift regelmäßig nur die Unternefmerzahl zu einem beftimmten 
Zermin. Die Differenz zwiſchen ihr und berjenigen eines früheren Zeitpunttes 
veranjchanlicht jeboch noch feinesiwegs das Maß der unterbejfen erfolgten Ber- 
änderungen (Betriebseröffnungen und Auflöfungen!), deren Ichtes Nejultat fie 
vielmeht nur ift. Daher Liehe fich eine ſehr intenfin veftringierende Wirkung 
des Befähigungsnadweifer denken, ohne daß biefe in der Statiftif deutlich hervor» 


ka 
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gerichteten Unterſuchung bindernd im Wege. Hängt doch offenbar 
der Wechſel in der Zahl der felbftändigen Unternehmer Teines- 
wegs ausſchließlich oder auch nur in erfter Linie von den hin— 
fihtlich des Gewerbeantritt3 giltigen Rechtsnormen, jondern da⸗ 
neben von einer ganzen Reihe anderer Umftände ab, während e3 
völlig unmöglich ericheint, Art und Maß ihres bei verjchiedenen 
Branchen und bei derfelben wiederum an verſchiedenen Orten ab» 
weichenden Einfluſſes auch nur ungefähr zu beftimmen. Immer 
wird man daher zu einem Reſultate gelangen, da3 weiteren 
Schlüſſen nur mit großer Vorſicht zu Grunde gelegt werden Tann 
und der Ergänzung wie Beftätigung aus anderen Quellen bedarf. 

Dennoch empfiehlt e3 fi, von den ftatiftiiden Daten aus 
zugehen. Gewählt wurden als Unterfuchungsgebiete die Kronländer 
Schleſien und Salzburg, bejonder3 weil die betreffenden 
KRammerberichte gerade auch für die kritiſchen Jahre 1882 bez. 1889 
genauere Angaben enthalten. Beide Beifpiele ergänzen fi) glüd- 
lich, injofern die Ausmweife der Troppauer Kammer die Ent: 
twiellungstendenzen eines induftriereihen und eben gelegenen, 
diejenigen der Salzburger die Zuftände eines induftriearmen und 
gebirgigen Landes twiederjpiegeln. Gerne hätte ih Schlefien umd 
Salzburg die Großftadt Wien an die Seite geſtellt. Tas 
Statiftiihe Jahrbud Liefert die nötigen Ziffern, jedoch bis in bie 
neunziger Jahre hinein nur für die inneren Stadtbezirfe.. Da nun 
gerade die Vorſtädte als Hochburgen de3 Kleingewerbes zu be 
trachten ſind, überdies hier wie in anderen Großftädten ein Ab- 
ftrömen der Eleingewerblichen Bevölkerung aus dem Centrum nad 
der Peripherie jtattfindet, jo mußten jene Daten unberüdfichtigt 
bleiben. 

Es betrug im Bezirke der Troppauer Kammer! die Zahl 
der jelbftändigen Gewerbetreibenden Ende des Jahres 


treten müßte. So könnte beiipielsweife die Einſchränkung der Betriebderöffnungen 
gleichzeitig eine Steigerung der Stonlurrenz verhüten, die Lage der beftehenben 
ichäftsauflöjung abſchwächen. Weide Bewegungen würden id) ceteris paribes 
neutralifieren, die vorher an den Unternehmerzahlen beobachtete Entwicklunge⸗ 
tendenz vielleicht andauern und, ohne daß man ihrer gewahr geworben wäre, doch 
eine intenfive Wirkung des Befähigungsnachweiſes ftattgefunden haben. 

1 Statiftifcher Bericht über die voltswirtfchaftlichen VBerhältniffe Schlefien 
im Jahre 1890. Troppau 1890. S. 188 ff. Tie in diefer wie in ber folgenden 
Tabelle zwiſchen die Ziffernreihen eingeichobenen Zeichen charakterifieren bie herr 
Ichende Gntwidlungstendenz. Und zwar bedeutet + auffteigende, — fintende 
Tendenz, — Ctabilität. 
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Im Gewerbe der | Io 1875 | 1880 | 1883 | 1885 1890 


Bäder . . . . 7383| — 707 — 6661| — 655 | + 665 | — 633 
Binder. -. » »1 281 — 12|— 167 — 1656| + 1383| — 161 
Drechſsler . . 96 — %ı + 9I|+ 84-4 89I|+ 8 
Fiaſchhauer und 
.. 22 — 8571 — 798 — 759 4 786| + 835 
datg 141|— 17|—- 1565| — 9834 95 — 44 
ürſchner 14 | — 130 — 112 — 86 + 92 — 88 
Riemer 71 — 68 — 67 — 8|+ &8|+ © 
Sattler IIO — 90 -* 108 + 10|+ 121| + 129 
Schloſſer 204 — 200 + 203 — 190 — 1851 — 171 
Schneider 984 | — 804 — 748 + 7834| 4 934 | + 1017 
Schuſter 1763 | — 1688 | + 1743 | — 1611 | + 1685 | + 1967 
Spengler 67 -— Al + 944 — %| + %| + 13 
Zapegterer 12! + 1i+ 293/- 19I|+ 2|I|+ 23 
Tiſchler 809 | — 805 — 80 — 7711 4 88 | -+ 867 
Bag | MI 87 | + 3 
Zimmermeifter . I + 8I— Si+ 8I|+ Dl+ 5 
Zuderbäder . . 76 | — 712 | + 7 | + 80 | — 7 | = 71 


Für den Salzburger! Kammerbezirk lauten die ent- 
ſprechenden Ziffern: 


Im Gewerbe der | 102 1875 | 1880 1882 | 1885 | 1890 








Bäder . » . . | 209 | + 216 | + 239 | — 205 | + 231 | + 2833 
Binder. . . . 93 +5|I| +11) — 8| +15 | + 119 
Dreier . . .| al m / + Bl - i8 - 8 +0 
—— und 

.. 99 | + 200 + 3836 | — 202 | + 218 | + 337 
ame. ...Lal+ 2|1- 2|- 90!+ 9o|+ 3 
üddhner. .. | ul+ 12 — 8 u - 6 
Riemer. . . -» 4|+38|—-8|- 2) — 1 + 2 
Sattler. . . . 58 — 51 + 70 — 1|I|+ 6565| — 82 
Shlfier . . .| 1| + na] + 72 — @ | + 714 78 
Schneider . . . 1 376 | + 417 | — 349 | — 315 | + 323 | + 973 
Schufter . - . | 540 | + 577 | + 621 | — 551 | + 622 | + 634 
Spengler . . . 4 | + 393|+ 5|+- 45 + 6 | + 9 
Tapezierer. . 2|+ 17 — 16 — b5|+ 16| + 7 
Tiſchler .. 188 | — 1837 | + 972 | — 223 | + 44 | + 261 
Wagner . - 5 137 | + 138 | + 19 | > 149 | + 165 | + 168 
immermeifter . 3l +51 + 8389| — 1| + 80| + 9% 
uderbäder . . 3|I|+ 19|+ 3 | — 17|- 17 | + 19 


1 Bufammengeftellt nach dem Bericht des Lanbesaugfchuffes des Herzogtums 
Salzburg betr. die Erhebungen über die Regelung des Gewerbewejend im 
Herzogtum Salzburg, S. XXXVI ff., und dem Stat. Bericht über die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniffe des Herzogtums Salzburg i. b. %. 1886—189%. Salz. 
burg 1892. ©. 79 fl. 
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Will man nun aus diejer Statiftit überhaupt einen Schluß 
ziehen, jo kann e3 allein diejer fein, daß die Einführung des Be- 
fähigungsnachweiſes nicht nur nicht konkurrenzmindernd, jondern 
fonturrenzverfhärfend wirkte. Am deutlichiten tritt dies 
in Schlefien hervor, wo feit. Beginn der fiebziger Jahre im großen 
und ganzen eine finfende Tendenz vorherriäte, die fich 1883 mit 
einem Sclage vorübergehend oder dauernd in eine jleigende ver- 
wandelte. In Salzburg war im allgemeinen zwar auch während 
der fiebziger Jahre ein Aufſchwung zu beobachten, doch zeigt ge 
rade 1880—1882 fein einziges Gewerbe einen Zuwachs. Bon da 
ab ändert fi) das Bild. Und 1882—1885 wie 1885—1890 hatte 
unter fämtlihen Branchen nur je eine unbedeutende Verlufte zu 
beflagen. Dabei ift von einer Hebung der Lage de3 Handwerks 
nicht3 zu jpüren. Schon da3 gleichzeitige Anwachſen der Gewerbe— 
beivegung ſpricht für das Gegenteil. 

Die Urfachen der in der Statiftif zu Tage tretenden Erſcheinung 
beleuchtet in draftifcher WWeife die Klagenfurter Kammer. „ene 
Geſetz,“ To Heißt es in einem ihrer Berichte, „gab durch die Ein- 
teilung und verjchiedene Behandlung der Gewerbe als freie, hand- 
werfsmäßige und fonzejfionierte den Anftoß, daß viele Arbeiter, 
welche bisher als freie Arbeiter für Gewerbetreibende, für Handel 
geihäfte oder für den Markt gearbeitet hatten, ihre Beihäftigung 
noch rechtzeitig anmeldeten, um fo der Notwendigkeit eines Be 
fähigungsnachweiſes zu entgehen, und daß andere dies bei der 
Bildung der Genoſſenſchaften thaten, um der Anzeige unbefugten 
Gewerbebetriebes auszumeichen. Die Steuerbehörden brachten aber 
nun teil3 jelbjtändig, teils über Anregung von Gewerbetreibenden 
oder Genofjenichaften unter die Gewerbe auch folche Beicäl- 
tigungen, die früher al3 zur Kategorie der Hausinduftrie gehörig 
behandelt worden waren. So vermehrte fi) die Zahl der Wagner, 
Binder, Schufter, Schneider, die der letzteren z. B. um 184 u. j. m. 
Man brachte aber auch im ganzen Lande noch 66 Kleidermacher 
und 68 Weißnäherinnen neu zuftande, von benen viele einig 
Wochen des Jahres in diefer Eigenſchaft Teine Beſchäftigung 
hatten und früher überhaupt nur dann als Gewerbetreibende ber 
handelt wurden, wenn fie ihre Beihäftigung an einem beftimmten 
Standorte regelmäßig oder doch mit Gehilfen betrieben. So wurden 
noch 9 Hechler, 3 Wollfartatfcher und 30 Holzſchuhmacher, die 
früher unter die Tagwerker geraten waren oder ihre Arbeiten 
neben der Landwirtſchaft im Winter betrieben, unter die Gewerbe 
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treibenden aufgenommen. Die Zahl. der legteren nahm zu, aber 
von einem Aufſchwung des Gewerbeweſens kann feine Rede jein!.* 
Unter diefen Umftänden hatte wohl jener Schneidermeifter nicht 
ganz Unrecht, der in der Gewerbeenquete von 1893 ärgerlich aus— 
rief, genügt Habe der ganze Befähigungsnachweis bisher nie 
mandem als der Finanzbehörde oder dem rar. „Es haben fi) 
eben fo viele Leute in der Furcht, daß fie jpäter kein Patent mehr 
befommen werden, zum Getverbe gemeldet, daß jetzt alle Gewerbe 
überfüllt find, daß wir heute mindeftens noch für 30 Jahre ver- 
pflegt find, namentlich in den Eleinen Städten.“ 

In allen den Fällen, in denen die Zunahme der jelbftändigen 
Getverbetreibenden eine jozujagen fiktive war, infofern die neu hinzu— 
tretenden Meifter bei ihrer früheren Thätigkeit verharrten, nur daß 
fie nunmehr Steuern dafür entrichteten, bezw. ſchuldig blieben, 
war die Änderung wirtſchaftlich bedeutungslos. Anders in jenen, 
two es ſich um eine wirkliche Etablierung handelte. Und dieje 
waren gewiß nicht minder zahlveich. Ähnlich wie 1859 die Einfüh- 
zung dev Gewerbefreiheit, jo erzeugte jegt die des Befähigungsnach- 
weiſes den Glauben, daß ein goldenes Zeitalter des Handwerks 
angebrochen jei. Die rauhe Wirklichkeit zerftörte diefen Traum 
und viele mögen bittere Erfahrungen gemacht haben. Auch jetzt 
folgte der Flut eine Ebbe, bis das Gleichgewicht fich wieder 
hergeftellt hatte umd die Entwicklung ihren ruhigen Fortgang 
nehmen konnte. Augenfällig kommt dieſer Vorgang in der fol- 
‚genden Ziffernzeihe zum Ausdruck, die ich dem Statiſtiſchen Hand- 
buch der Stadt Prag entnehme?. Es betrug nämlich während 
der Periode 1881—1892 die Zahl fämtlicher 


3 Statiftifcher Bericht über die vollswirtſchaftlichen Zuftände Kärntenz, 
1879—1897, Slagenfurt 1888. ©. 157. 

© Gewerbeenquete d. Abgeordnetenh. von 1893, S 734. Die gleiche An- 
ſchauung wird vertreten von einem Erperten der Wiener Schuhmacjerenguete von 
1891, ©. 74: „Statt da ber Befähigungsnachtweis hätte dahin wirten follen, 
daß nicht fo diele Meifter werden, daß der Meifter, der ſchon jein Gewerbe gehabt 
‚Hat, gewiffermaßen vor der Stonkurvenz gefchüßt twerde, hat der Befähigungsnad;e 
weis das Gegenteil bewirtt, 3 find viel mehr Meifter, als dor dem Befähigungs- 
machweis.“ Bol. auch Unterfuchungen über die Lage des Handwerks in Öfterreich, 
©. 56f., 136, 2327., 527, 606 u. |. w. 

Die Tabelle wurde zufammengeitellt aus den Nachweiſen des Stat. Hand» 
‚Buches der fgl. Hauptftabt Prag u. d. Vororte f. d. J. 1881 ff. Die früheren 
Jahrgänge konnten nicht verwendet werden, weil die mit ber inneren Stabt un» 
trennbar verbundenen Vororte darin unberückfichtigt blieben. 
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Gewerbe: & b _ 
Im Sahre - anmeldungen eiverbes 
und Konzeſſionen zurüdlegungen 

1881 1937 1647 
1882 2262 2683 
1883 2903 2408 
1884 1989 2036 
1885 2203 1857 
1886 2530 1617 
1887 2203 1916 
1888 2372 2169 
1889 2447 2237 
1890 2472 2015 
1891 2596 1783 
1892 2508 1895 


Tür die Gemwerbeanmeldungen bildet da3 Jahr 1883 den 
Kulminationzpuntt. Der vorübergehende Abfall von 1884 if 
nad) dem unerhörten Emporjchnellen des Vorjahres Taum zu 
verivundern. Es folgt bis Ende 1886 ein weiteres rapides An- 
wachſen, das nad) einem zweiten Rückſchlag 1887 in eine allmähliche. 
wohl der Zunahme der Bevölkerung entſprechende Aufwärtsbe- 
wegung übergeht. Eine abweichende, doch ebenjo charakteriſtiſche 
Tendenz zeigen die Geiwerbezurüdlegungen. Ihre Zahl, am höchften 
1882, ſinkt von da ab Schnell und unausgeſetzt, um 1886 ihren tiefften 
Stand zu erreichen, troßdem man in Anbetracht der durch die 
plöglicde Vermehrung der Betriebe verfchärften Konkurrenz eher 
da8 Gegenteil erwarten follte. Jetzt ändert fi) das Bild, de 
viele der neu entitandenen Meifter fi auf die Dauer in ihrer 
felbftändigen Stellung nicht zu erhalten vermögen. in ſchnelles 
Anwachſen der Zahl der Gemwerbeniederlegungen bis 18890 
leitet jchließlich ebenfall3 zu einer normalen Entwidlung über. 

Wenn nun aber aud) allem Anfcheine nad) die Einführung 
de3 Befähigungsnachweiſes zunächſt konkurrenzverfchärfend wirkte, 
bat dieſer fich nicht vielleicht dennoch gleichzeitig oder wenigſten 
ſpäterhin als Reſtriktionsmittel bewährt? Ob dies geſchehen 
konnte, hängt grundſätzlich davon ab, ob der formellen Anderung 
der den Antritt eines Gewerbes regelnden Rechtsſätze überhaupt 
eine materielle Bedeutung zukam, indbefondere davon, ob 
etwa vor dem Inkrafttreten der Novelle von 1883 eine irgend 
wie nennenswerte Zahl „handwerfsmäßiger" Betriebe von Per 
jonen eröffnet wurde, die den nachmals geforderten Befähigungi 
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— in der einen oder anderen Form nicht hätten erbringen 
Önnen, 

In Öfterreich Haben meines Wiffens Erhebungen hierüber nicht 
ftattgefunden. Wohl aber zwölf Jahre fpäter in Deutjchland. Und 
zu welchem Ergebnifje gelangte man? Bon den 59592 verjchiedenen 
Bundesſtaaten des Reiches angehörenden Handiwerksmeiftern männ- 
lichen Geſchlechts, deren Betriebsverhältniffe im Sommer des 
Jahres 1895 ſtichprobenweiſe unterfucht wurden, Hatten nicht weniger 
als 57666 oder 96,8 %o eine Lehrzeit durchgemacht, und zwar 
96,1°/0 bei einem Handwerfsmeifter und nur 0,7 %o in einem Fabrit- 
betriebe. Die bei weitem überwiegende Mehrzahl von ihnen war 
aljo aller Geiwerbefreiheit zum Trotz „handwerksmäßig“ vorge 
bildet. Nur eine verſchwindende Minderheit, 3,2 %/0 waren es 
nicht. Doc) befinden fi) unter den 1926 Meiftern der letzteren 
Art auch die in Blinden-, Taubſtummen- und Gefängnisanftalten, 
beim Militär oder in Lehrwerkftätten, Fach- und Fortbildungs- 
ſchulen Herangebildeten, deren genaue Zahl zwar im einzelnen 
nicht ermittelt wurde, indeſſen jo beträchtlich jein dürfte, daß die 
ber eigentlichen Wildlinge auf ein Minimum zufammenjchmilzt !. 
Iſt nun etwa anzunehmen, daß die betreffenden Zuftände 
vor 1883 in Oſterreich erheblich andere geweſen, als in dem 
fommerziell tie induftriell weit fortgejchritteneren Deutjch- 
Land, in Oſterreich, dem klaſſiſchen Sande feſt eingewurzelter Ge- 
mwohnheiten und althergebrachter Traditionen? Dies hieße doch 
wohl die Dinge auf den Kopf ſtellen. Geltene, die Gejamt- 
lage des Handwerks ſchwerlich beeinfluffende Ausnahmen abge— 
zechnet, würden demnach ſchon vor dem Jahre 1883 alle diejenigen, 
welche ſich als Meifter felbftändig niederlafien wollten, in der 
Lage gewejen jein, die Zurüclegung einer Lehr- und Gejellenzeit 
oder doch eine entjprechende Vorbildung nachzuweiſen, falls ihnen 
damals Zeugniffe hierüber ausgeftellt worden wären. Und man 
darf mit Fug und Recht behaupten, daß der Befähigungsnachweis 
ſchon deshalb nicht konkurrenzvermindernd wirken konnte, weil 
er mur forderte, was von der großen Mafje bereit3 vorher 


% Erhebung über die Verhältniffe im Handwerk. Veranftaltet im Sommer 
1895. Bearbeitet im faif. Statift. Amt. Berlin 1895. S. S4ff. Hier auch 
Nachtweife über die Dauer der Lehrzeit. Sie betrug mehr als 2 Jahre, das öfter- 
zeichifche Mindeftmaß;, bei 80,6; u. zu. 2—8 bei 56,9%, 3—4 bei 18,80, 
4-5 bei 3,8%, 5—6 bei 0,7%, über 6 bei 0,4%. Eine Lehrzeit von 1-2 Jahren 
Hatten Hinter fich 12,1 Yo. 
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geleiftet wurde, die gejeblih neu errichtete Schrante mithin in 
Wahrheit nur eine jcheinbare war. 

Eben darum aber Tann der heute wohl allgemein zugeftandene 
Miberfolg des Befähigungsnachweiſes auch weder der Umgehung 
des Geſetzes noch einer angeblich allzuliberalen Dispen3er- 
teilung jeitens der Gewerbebehörden zugejchrieben werden. Zwar 
läßt ſich nicht beitreiten, daß Fälle der erfteren Art fich gelegent- 
lich ereignen!, doc) gehören fie verhältnismäßig zu den Seltenheiten, 
weil im allgemeinen die Verſuchung dazu fehlt. Am bäufigften 
noh mag e3 ſich zutragen, daß Inhaber fabrilmäßiger Unter: 
nehmungen ihre Betriebe nad) Bedarf auf den Umfang band- 
wertsmäßiger zuſammenſchrumpfen laſſen, um fie als ſolche troß 
mangelnden Befähigungsnachiweijes fortzuführen. Wie vielen aber 
ftehen denn auch nur die Mittel zu Gebote, um diefen doch recht 
koſtſpieligen Umweg einjchlagen zu können? Nicht ausgefchloffen 
ift e3 ferner, daß jemand fi für Geld und gute Worte ein 
Lehr- oder Arbeitszeugnis verſchaffe. So wird beilpieläweije im 
Hinblid auf das Wiener Schirmmachergewerbe berichtet ?, daß von 
von den Al bei der Genoſſenſchaft aufgedungenen männlichen 
gehrlingen einige in einem wirklichen Lehr- oder Arbeitsverhält- 
nifje überhaupt nicht ftehen. Es jeien dies Handlungsgehilfen und 
Praftifanten, die ſich aufdingen und freifprechen laffen, um ge 
gebenen Falls in Zukunft den Befähigungsnachweis für die Schirm- 
macherei erbringen zu können. Thun aber die Genofjenjchaften 
nur einigermaßen ihre Pflicht, jo find Praktiken diefer Art gan 
außerordentlich erſchwert. Und daß, wie man behauptet, ein 
Unternehmer zeitweilig „Lehrling“ in jeinem eigenen Gejchäfte 
gewejen, das unterdeilen auf den Namen eines Strohmannes be 
trieben mwurde?, Hat man erft recht als Kuriofität zu betrachten. 


1 Gewerbeenquete d. Abgeordnetenh. dv. 1893, ©. 92, 246 f., 567, 569 f., 653, 
656, 735, 770, 787, 876, 1004 f. u. ſ. w. Erhebliche Mißſtände fcheinen aud in 
diefer Hinficht nur in Galizien zu beftehen. So berichtet der Lemberger Gewerbe 
inſpektor: „Ein großer Übelftand iſt auch der, daß manche Gewerbe, zu ber 
Antritt eine bejondere Befähigung erforderlich ift, von Unternehmern angetreten 
und betrieben werden, welche die erforderliche Ausbildung gar nicht genoflen 
haben bez. die Befähigung nicht befiten. Namentlich gilt die don dem band 
werfsmäßigen Bäckergewerbe.“ (Berichte d. Gew.⸗Inſp. f. d. J. 1895, S. U) 
Beichäftigen diefe „Handwerker“ nun, wie es im jüngften Referate heißt, and 
noch vielfach „Handlanger” anftatt gelernter Gehilfen, jo muß das Gebäd u 
Galizien oft recht appetitlich fein. (2er. f. 1896, ©. 376.) 

® Unterfuhungen über die Lage des Handwerks in Öfterreidh, S. 14. 

3 Gewerbeenquete d. Abgeordnetenh. v. 1893, ©. 178. 
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Ähnliches gilt Hinfichtlich der behördlichen Dispenser- 
teilung!. Mlerdings mußte zur Vermeidung unerträglicher 
Härten namentlich während der erften Jahre nad) Einführung des 
Befähigungsnachtweifes von der gejeglichen Dispensermächtigung 
häufiger Gebrauch gemacht werden. Dabei handelte e3 fich jedoch 
regelmäßig nicht um Perfonen, die für ihr Gewerbe überhaupt nicht 
vorgebildet geweſen wären, jondern um ſolche, die nur nicht in 
der Lage waren, dies urkundlich zu beweiſen. Bon Galizien und der 
Bukowina abgejehen, über deren Behörden lebhaft geklagt wird, 
dürfte die Erteilung von Dispenfen nur noch in ländlichen Be— 
zirken einige Bedeutung haben, ohne daß dabei von einer Beein— 
trächtigung berechtigter Intereſſen die Rede jein könnte. Klare 
Einfiht in den wahren Sachverhalt gewährt eine von der Brünner 
Kammer bearbeitete Statiftif?. Dana) wurden in ihrem 
Bezirke während der Jahre 1887—1894 im ganzen 794 Dispenje 
erteilt, nämlich: 


1887: 179 1890: 194 1893: 40 
1888: 213 1891: 75 1894: 22 
1889: 112 1892: 49 


d. i. im Durchſchnitt diefer Periode 99,25 das Jahr, eine Ziffer, 
die jedoch) bereits 1891 nicht mehr erreicht wird?, Was aber 
Hatte es für die Geftaltung des Wettbeiverbes im Handwerk zu 
bedeuten, wenn, und zwar unter Zugrundelegung der Gejamt- 
zahl der Betriebe Ende 1890, im Durchſchnitte jährlich 0,52 %/o 
der vorhandenen Unternehmungen mit Dispens angetreten wurden *? 
Mit Recht erklärt der Referent der Kammer, aus den vorgeführten 
Ziffern exhelle jedenfalls das Eine; Wenn der Befähigungsnad)- 
weis nicht im Stande geweſen, die ſchwierige Lage des Kleinge— 


1 Ebenda ©. 609, 772, 892 f., 913, 916 u. ſ. w. 

2 Sıummarifcher Bericht d. Handels und Gewverbefammer Brünn f. d. 3. 
1894. Brünn 1895. S. 10 ff. Durchgeführt wurde die Unterfuchung für ins— 
gefamt 41 Gewerbe, darımter alle wichtigeren „Handiwerte*. 

% Diefe finkende Tendenz zeigt ſich auch im Wiener Kammerbezirt. So 
wurde bie Sammer 1885 25 mal, 1886 25 mal, 1887 6mal, 1888 5mal, 1889 
Tmaf, 1890 4mal und 1891 nur mehr einmal um Begutachtung von Dispens- 
gefuchen angegangen. (Vgl. Sihungsprototolle, Jahrg. 1885, ©. VI, 1836 &. VII, 
1887 ©. VII, 1888 ©. VII, 1889 ©. VII, 1890 ©. VIII, 1891 ©. VII) 

4 Hinter der Durchſchnittegiffer 0,52%0 blieben namentlich zuriick; die Buch- 
binder 0,19%, Haudſchuhmacher 0,23 %0, Hutmacher 0,47 %0, Kleidermacher 
0,44 %, Stupferfchmiede 0,44 %, Schloffer 0,29 %, Schuhmacher 0,40 %, Spengler 
0,13 %, Tiſchler 0,48 %, Wagner 0,33%, Schmiede 0,45 9%. 
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werbes zu bejjern, jo jei an diefer Thatfache nicht feine Umgehung 
durch die von den Behörden erteilten Dispenſe ſchuld. 

Doch jelbit da, wo ausnahmsweiſe das geltende Recht bie 
Entitehung neuer Handwerksbetriebe wirkſam verhindert hat, kann 
von einem „Schutze“ Teine Rede jein. Allerdings, weder der aus— 
ſchließlich im Handel, noch der allein in der Hausinduftrie! vor- 
gebildete Eriwerbsthätige wird je daran denken dürfen, ein „Dand- 
wert" im Sinne des Gejetes handwerksmäßig zu betreiben. Was 
aber hindert ihn, dem „befugten“ Kunden- oder Stüdmeifter als 
Berleger oder Heimarbeiter Konkurrenz zu machen? Und bedeutet 
dieje notwendige praftifche Konfequenz etwa — Erhaltung de 
Handwerks? 


U. Die Gewerbeabgrenzung. 


Befähigungsnachweis und Abgrenzung der Gewerberechte find, 
wie früher bereit3 hervorgehoben wurde, Korrelate?. Macht bie 
Einführung des erjteren den Betrieb beftimmter Handwerke grund- 
ſätzlich zum Monopole derer, die ihn erbringen können, fo ergiebt 
ſich alsbald auch die Notwendigkeit, den Umfang diejes Monopoles 
feftzuftellen, während andererfeit3 eine formell beftehende Gewerbe 
abgrenzung ihre praktiſche Bedeutung verliert, fobald es prin- 
cipiell jedwedem freigeftellt wird, jeine Produftionsiphäre nad 
Belieben auszudehnen. In beiderlei Hinficht Yiefert Hfterreich 
harakteriftiiche Beiſpiele. Denn, wenn fich gleich nad) dem Inkraft⸗ 
treten der Novelle von 1883 jener viel verjpottete „rojchmäufe 
frieg“ enttwidelte, der da3 geſamte Sleingewerbe ber Monardhie in 
ein reifiges Feldlager verwandelte, jo bildete die Ara der Gewerbe: 
freiheit in diefer Hinfiht eine Periode tiefften Tyriedenz, obwohl 
die rechtlichen Vorausſetzungen für die Entfaltung diefer Streitig- 
feiten im Grunde genommen ſchon damals gegeben waren. 

Daß nämlid der Umfang der Produktionsbefugnis eines be 
jtimmten Unternehmer? aus dem Anhalt feines Gewerbeſcheines. 


1 Eine Handeldmin.-Entich. v. 6. Juli 1886 3. 20399 verbietet für biekn 
Fall jogar die behördliche Dispenserteilung. 

3 Dal. dazu namentlih Thilo Hampke, Der Befähigungsnachweis m 
Handwerf. Jena 1892. ©. 83 ff. — Sigmund Mayer, Die Aufhebung bei 
Befähigungsnachweifes in Öfterreich. Leipzig 1894. ©. 51 ff. — W. Etiebe, 
Der Befähigungsnachweis. (Schmollers Jahrb., N. F., 19. Jahrg. 1895, S. 541) 
Richard Schüller, Tie öfterreichifche Handwerkergeſetzgebung. (Braung Ari 
f. Soc.:Gefeßgb. u. Etat., XI. Bd., 1897, S. 381 ff., bei. 388 ff.) 
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bez. feiner Kongeffion zu entnehmen jei, verordnete bekanntlich be- 
reits das Patent von 1859. Da nun die bis dahin beftehenden Rechts- 
normen nur infoweit außer Kraft gejeßt wurden, als fie mit 
denen der neuen Gewerbeordnung unvereinbar waren, jo rettete, 
mit Mataja ! zu reden, „faft der. ganze Wuft von alten Hoftanzlei= 
defreten, Handwerksordnungen u. |. w. über den Umfang der 
einzelnen Gewerbsbefugnifie fein vergilbtpapiernes Dajein“. Denn 
darüber, welche Gegenftände 3. B. ein Schloffer, ein Tiſchler, ein 
Schneider anfertigen dinfe, beftimmte das Patent nichts. Und 
bejaß aud) jeder Gewerbetreibende fortan das Recht, „alle zur voll- 
kommenen Herftellung feiner Erzeugniſſe erforderlichen Arbeiten zu 
vereinigen,“ jo war doch die Frage, was feine, nämlich des Schloſſers, 
Tiſchlers, Schneiders Erzeugniffe jeien, wie bisher nach den alten 
Vorſchriften zu beantworten. 

Ein getwiffer Anreiz zu gewerberechtlichen Streitigkeiten lag 
auch zu jener Zeit in dem geltenden Steuerrecht, injofern der 
Inhalt des Gewerbeicheines die Grundlage für-die Bemeffung der 
Erwerbfteuer abgab?. War e8 doch offenbar nicht gleichgiltig, ob 
ein ausſchließlich als Tiſchler verhältnismäßig niedrig einge- 
ſchätzter Handwerker daneben die Schlofferei oder Tapeziererei be— 
trieb. In der That finden ich bis in die jechziger Jahre hinein 
in den Situngsprotofollen der Wiener Kammer Gutachten über 
den Umfang einzelner Gewerbe, wenn auch in äußert beſchränkter 
Zahl?. Denn eine gerechtere Verteilung der Steuerlaft war auch 
ohne Bejchneidung der wirtjichaftlichen Bewegungsfreiheit zu er— 
zeichen und die Kammern thaten das Ihrige um chikanbſen Um— 
trieben die Spite abzubrechen. So entjchied die genannte beiſpiels— 


Bitt or Mataja, Die geiehgeberifche Beglüdung des Handiverts in 
Öfterreich. (Die Nation, 3. Jahrg, Nr. 10 d. 5. Dez. 1882, ©. 142.) 

® Über die damalige Erwerbfteuer vgl. I. M. Chlupp Ritter von 
Chlonau, Syftematiiches Handbuch der direkten Steuern in den vom Reiche 
zate vertretenen Königreichen und Ländern der öfterreichiichen Monarchie, 7. Aufl. 
Wien 1881, ©. 145. 

= Sigungsberichte der Wiener Kammer, Bd. I, Jahrg. 1867, Sihung vom 
13. Rov., Punft XVI; ®b.I1, Jahrg. 1875, Sit. v. 1. Sept., Punkt XV; 3b. UI, 
Jahrg. 1877, Sitg. dv. 27. Juni, Punft II; Jahrg. 1878, Sitg. v. 27. Febr, 
Punkt XIX; Jahrg. 1879, Sikg. v. 28, Mai, Bunt XIV—XVIT, v. 23. Juli, 
Punft IX, dv. 1. Oft., Puntt II, v. 22. Oft., Puntt IT u. j w. Beachtensweri 
it die mit dem Ynwachen der Gewerbeberegung eintsetende Vermehrung ber 
Streitfälle zu Ende der fiebgiger Jahre. 

Baentig, Gewerbliche Mittelftandspolitit. 21 
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weiſe in einem Gutachten vom 13. Nov. 1867 über den Umfang der 
Gewerberechte der Baum- und Schaftwollweber und der Seidenzeug- 
macjer bezüglich der fraglichen Befugnis zur Verfertigung von 
Halbjeidenwaren ausdrüdlich dahin: „jedem folle geftattet fein, zu 
erzeugen, was er wolle, da des Staates Antereffe ausreichend ge 
wahrt ei, wenn jeder Produzent nad) Maßgabe der Art und des 
Umfanges feines Betriebes befteuert werde,“ d. h. fie entjchied, ſtreng 
genommen, überhaupt nicht. Und es wären die alten Vorfchriften 
mit der Zeit wohl völlig in Vergeſſenheit geraten, hätte nicht die 
Novelle von 1883 fie von den Toten heraufbeichiworen. 

Durch die Einführung des Befähigungsnachtveifes nämlid 
erhielten die Säbe, daß der Umfang eines Gewwerberechtes nad 
dem Inhalte des Gewerbeſcheines, bez. der Konzeffion zu be 
urteilen, der gleichzeitige Betrieb mehrerer Gewerbe nur bei Bor- 
handenfein der gejeglichen Erfordernifje geftattet jei, eine völlig 
veränderte Tragweite, die ſich namentli auch in ber Special- 
beftimmung des $ 38 Abſ. 3, daß der Inhaber eines Handelöge 
werbes die handwertsmäßige Herjtellung oder Verarbeitung von 
Gewerb3erzeugniffen nur nad) Erbringung des betreffenden Be 
fähigungsnachweiſes betreiben dürfe, unzweideutig darakterifierte. 
Und wenn 8 37 der G. ©. auch fernerhin jedem Gewerbe 
treibenden die Freiheit beließ, alle zur vollkommenen Herftellung 
jeiner Erzeugnifje nötigen Arbeiten zu vereinigen und bie hierzu 
erforderlien Gehilfen auch anderer Gewerbe zu halten, jo ver 
ftand fich doch von ſelbſt und ward überdies durch eine Ent- 
Iheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 19. Auni 1889 
(3. 2228, B. Nr. 4757) auch ausdrüdlich feftgeftellt, daß, ſoweit & 
fih dabei um die Ausübung handwerfsmäßiger Gewerbe handele, 
unter jene „Arbeiten“ nur diejenigen zu rechnen feien, die nad 
Maßgabe der für jein Gewerbe erlangten Befähigung der betreffende 
Gewerbsinhaber auch wirklich auszuüben im Stande fei. 

Damit ward die Frage nad) dem Umfang „jeines Gewerberechtes 
zur Kardinalfrage in der wirtichaftlichen Eriftenz des Heinen Mannes, 
da ihre Beantwortung wenigſtens principiell zugleich über das Maß 
jeiner Erwerbsgelegenheit entſchied. Nicht nur die Handwerker, aud 
die Kleinhändler wurden von dem Tieber angeftedt. Ein allge 
meiner Sturmlauf auf die Gewerbebehörden begann, welche Ießteren. 
fo gut e8 gehen wollte, den Löwenanteil der ihnen neu aufge 
bürdeten Arbeitzlaft auf die Kammern ala begutachtende Organ 


a 


abzuwälzen juchten!. Und unerſchöpflich ſcheint die Quelle diejer 
Streitigteiten. Schon find ganze Bände gewerberechtlicher Gutachten 
und Entjcheidungen erflofjen und kodifiziert?. Doch ift noch immer 
kein Ende abzujehen. Wie auch, da das gewerbliche Leben einer 
Hydra gleicht, der für jeden abgefchlagenen zwei neue Köpfe erwachſen, 
da jede Verſchiebung der gewerblichen Produftionsverhältnifie, jede 
Veränderung der Arbeitsteilung neue Differenzen erzeugt, ganz 
davon abgejehen, daß die Anfichten der Kammern und Behörden 
in den verfchiedenen Gegenden oft weit auseinander gehen, die Ent- 
ſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes die Jurisdiktion der 
unteren Inftanzen für künftige Fälle der gleichen Art nicht binden, 
ſomit auch die älteren Streitigkeiten niemals endgiltig aus der 
Welt geſchafft werden®, 

Es ift gewiß verlodend, fich in einer heiteren Schilderung 
der beluftigenden Kreuz- und Querzüge jenes Eleingewerblichen 
Guerillakrieges zu ergehen. Und der Humorift wie der Satiriter, 

wenn ſie feine Akten duxchftöbern, werden überreiches Material finden 
zur Illuſtration jenes ewigen Grundgedantens aller Komödie, daß 
die menschliche Thorheit ohne Grenzen ſei. Ich meinesteils möchte 
anderen Autoren auf diefes dankbare Gebiet nicht folgen, zumal 
das ganze Schaufpiel neben feiner komiſchen eine ſehr ernfte Seite 
hat. Wenn Bäcker und Zuckerbäcker fich darüber in den Haaren 
Tiegen, welchem von beiden das ausſchließliche Privileg dev Her- 
ftellung von Gugelhupf, Zwieback und Fajchingstrapfen zuftehen 
ſolle, jo wird man zunächſt darin kaum mehr als eine lächerliche 
Poſſe erblicken. Das Minifterium des Innern nun entſchied am 


So Hatte beifpielsweife allein die Wiener Kammer bereits im Jahre 1883 
18 derartige Gutachten abzugeben, 1884: 27. 1885: 64, 1886: 64, 1887: 104 u.j.w. 
(Sihungsberichte, Jahrg. 1883, S. VIII; 1884, ©, VII; 1885, ©. IX ff.; 1886, 
S. X fi.; 1887, ©. IX fi. u. ſ. w.) 

2 Entj—eibungen von Behörden und gutächtliche Außerungen über den Um: 
fang der Gewerberechte. Supplement zu allen Ausgaben der Gewerbeordnung 
(Manz). Wien 1886 ff. — Sammlung von Gutachten und Entſcheidungen über 
ben Umfang der Gewerberechte, mach amtlichen Quellen Heransgegeben von 
Friedrich Frey und Rudolf Mareſch. Wien 1894 und 1897. 

3 Bol 5. 2. Unterfuchungen über die Lage des Handwerts in Öfterreich, 
&.579 f., wo über bie Enti—heidung des Verwaltungsgerichtähofes das Mabnehmen 

| und die bamit in Widerſpruch fiehende Praxis der Unterbehörben ber 
richtet wird. Da Streitigkeiten nur in felteneren Fällen bis zur höchſten Inftanz 
verfolgt werben, jo herricht vieljad) in nächfigefegenen Gebieten ein ganz ver- 
ſchiedener Rechtszuftand. 
21r 


— 
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7. Zuli 1886 dahin, daß die Herftellung aller jener Gebädforten 
in die ausfchließliche Berechtigung der Bäder falle, bei welchen 
Mehl als Hauptbeitandteil, Zuder und andere Zuſätze Hingegen 
entiweder gar nicht, oder nur ala Nebenbeftandteile in Anwendung 
fommen, daß demnacd die Bereitung von Ziviebad unzweifelhaft 
ausſchließlich den Bädern zuzuſprechen fei, jedoch auch die Er 
zeugung von Theegebäck ihnen nicht verwehrt werden könne, fo. 
weit die obige Vorausſetzung zutreffe. Mag es nun auch vielleidt 
für den Kunden gleichgiltig jein, ob er feinen Zwieback, feinen 
Napfkuchen, jeine Faſchingskrapfen vom Bäder oder vom Zuder- 
bäcder bezieht, nicht gilt das für den Produzenten. Wie Richard 
Weißkirchner! hervorhebt, hat man mit jener Entjeheidung „that⸗ 
ſächlich die Grenzen der beiderfeitigen Gewerbsbefugniſſe zu 
Gunften der Bäder verſchoben und die Gejchäftsverhältniffe der 
Heinen Konditoren in Wien ungemein nachteilig beeinflußt. Zahl» 
reihe Bäder führen Ziwiebad, Theegebäd u. dgl. in ihren Läden, 
wodurch der Abſatz der Konditoreien Schon um vieles abgenommen 
hat.“ Dies umfomehr, als ihnen nad) Lage der Dinge jede Mög. 
Yichkeit fehlt, diefen Ausfall durch Ausdehnung ihrer Produktion 
in anderer Richtung wett zu machen. 

Die Abgrenzung der Gewerbe, wie fie fi) als notwendige 
Konſequenz des Befähigungsnachweiſes unter dem Einfluffe der 
behördlichen Jurisdiktion allmählich entwidelt bat, erweift fid 
alſo doch minder harmlos, ala dies vielleicht auf den erften Blick 
icheinen könnte. Folgerichtig durchgebildet, führt fie zu einer 
primitiven Produktions: und Verteilungsordnung, deren Grund 
principien zu erforfchen von größter Bedeutung ift. Es wird ge 
nügen, daraufhin ein einzelne® Gewerbe zu unterjucdhen, weil bie 
an ihm Eonjtatierten typiſchen Ericheinungen in höherem oder 
in geringerem Grade auch bei allen übrigen hervortreten müſſen. 
Ich wähle dazu die Tiſchlerei; einmal, weil ihre Technik und 
ökonomiſchen Funktionen im allgemeinen als befannt vorausgefeht 
werden dürfen, mehr noch, weil ihre mannigfaltigen Beziehungen 
zu vielen anderen Branchen fie als ein beſonders geeignetes Unter 
ſuchungsobjekt erkennen laflen. — 

Wer ift ein Tiichler ? 

Die erfloffenen Gutachten und Entſcheidungen wiſſen feine 
befriedigende Antwort zu geben. Die Tifchlerei teile fich in fo 
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1 Unterſuchungen über die Lage des Handwerks in Öfterreich, €. 4, 19. 
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mannigfadhe Zweige, daß in größeren Städten ein einzelner 
Handwerker überhaupt nur jelten wirklich alle jene Artikel 
verfertige, auf welche fich feine Gewerbsbefugnis erſtrecke. Zu— 
meift verlege man fi) auf die Herftellung befonderer Gegen- 
ftände und begeichne fi) aud danach als Möbel-, Bau-, 
Galanterie-, Kommerzial-, Kiften-, Seffel-, Modell-, Billard» 
Klavier u. ſ. w. Tiſchler, eine Differenzierung, die jedoch feinem 
Speeialiften die Berechtigung entziehe, einen anderen oder jelbft 
alle einzelnen Zweige des Gewerbes jelbftändig auszuüben. Ins— 
bejondere könne dem Tiſchlergewerbe als „Stammgewerbe“ nicht 
etwa irgendivelche gewerbliche Funktion deshalb verloren gehen, 
weil fie, im Laufe der Zeit mit Beftandteilen anderer Branchen 
verjchmelgend, die Bedeutung eines jelbftändigen Gewerbes erlangt 
Habe!. Danach befindet ſich das Tiſchlergewerbe unzweifelhaft 
in einer glänzenden Lage. Bilden doch alle jene zahlxeichen 
Formen der Holzbearbeitung, wie fie ſich während eines jahr- 
hundertelangen technifch- ökonomischen Entwicklungsprozeſſes aus 
feinem Schoße hevauslöften und verjelbftändigten, nach wie vor 
einen integrierenden Beftandteil feines rechtlichen Wirkungs- 
kreiſes. Freilich, eine ſcharfe Begriffsbeftimmung und Abgrenzung 
wird auf diefem Wege nicht erreicht. Unentjchieden bleibt vor 
‚allem, inwieweit die Tiſchlerei in die Produktionsſphäre auch ſolcher 
Branchen übergreifen dürfe, die fich als ihre Spielarten nicht wohl 
betrachten lafjen; unentſchieden auch, inwieweit fie ſelbſt dem 
Invektiven diefer Konkurrenzgewerbe ausgeſetzt fei. Deren nun 
laſſen ſich in der Hauptjache drei Gruppen unterjcheiden: Gewerbe 
erſtlich, die zur Sertigftellung ihrer Produkte der Tijchlerarbeit 
bedürfen (Baumeifter, Zimmerleute, Miühlenbauer, Sattler und 
Taſchner); ferner jolche, die an der Erzeugung beftimmter Gegen- 
ftände gewifjermaßen ebenbürtig teilnehmen (Schlofjer, Tapezierer, 
Drechsler, Bildhauer und Holzſchnitzer); endlich Gewerbe, deren 
Beihilfe der Tiſchler zur Vollendung feiner Ware nicht zu ent 
behren vermag (Glafer, Ladierer, Anftreicher, Vergolder umd 
Schriftenmaler). 

Den Gewerben der erften Kategorie gegenüber befindet ſich die 
Tiſchlerei in der Defenfive. Was zunächſt den Wettbewerb ber 
Bau- und Zimmermeifter betrifft, jo hat nad) langjährigen 


1 Frey-Marejh, Sammlung von Gutachten und Entſcheidungen über den 
Umfang der Gewerberechte, I, ©. 555, 5697. 
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Streitigkeiten das Geje vom 26. Dez. 1893 betr. die Regelung 
der Tonzejfionierten Baugewerbe in 88 2 und 4 endlich dahın 
entſchieden, daß ſich „hinfichtlich jener Arbeiten, welche in den 
Berehtigungsumfang eines konzeſſionierten oder handwerksmäßigen 
Gewerbes (Tiſchler, Schlojjer, Glaſer, Anſtreicher, Spengler u. f. w.) 
gehören, der Baumeifter bez. Zimmermeifter ausnahmslos der zu 
ben betreffenden Arbeiten berechtigten Gewerbsinhaber zu be 
dienen habe.” Da nun nad) $ 2 desjelden Gejetes der Baumeifter 
nur befugt ift, „Hochbauten und andere verwandte Bauten mit 
Bereinigung der Arbeiten der verjchiedenen Baugewerbe zu leiten 
und mit eigenem Hilfsperjonale auszuführen,” und unter den 81 
aufgezählten „Baugewerben” die Bautilchlerei nicht genannt wird, 
jo ift wenigſtens formell der Tiſchler vom Wettbeiverbe des 
Baumeifter befreit!. Nicht jo von demjenigen des Zimmer 
meiſters. Bleibt doch die Trage offen, welche Holzarbeiten als 
in den „Berechtigungsumfang“ des Tiſchlergewerbes gehörig anzu⸗ 
fehen feien, worüber das Baugewerbegejeß feine Andeutungen ent 
hält?. Und wenn $ 4 dem Zimmermann ausdrüdlich das Recht 
zuſpricht, „Bauten, welche in ihrer Wejenheit Holzkonſtruktionen 
feien, zu leiten und auszuführen”, jo liegt für diefen die Ber 
ſuchung doppelt nahe, fi) in ſolchen Fällen auch der Herftellung 
von Thüren, Fenſtern und gröberen Einrihtungsftüden aus Holz 
zu bemädtigen. Die Kammergutachten gelangen zu dem &r- 
gebnig?, daß eine Scharfe Trennung der Befugnis beider Parteien 
undurhführbar jei, injofern beiſpielsweiſe die Anfertigung von 
Tenfter- und Thürſtöcken unzweifelhaft zur Berechtigung der 


ı Ührigend hat, wie die Dinge heute Liegen, der Bauunternehmer im 
allgemeinen fein Intereſſe daran, die Bautifchlere und Baufchlofferarbeiten in 
eigene Regie zu übernehmen, weil das unter ben Bauhandwerlern eingeriffem 
wechieljeitige Unterbieten ihm ohnedieg wohlfeilfte Lieferung ſichert. (Vgl. 8 
Unterfuchungen über die Lage des Handwerks in Öfterreih, ©. 650, 652 ff., und 
Bericht über die volfswirtichaftlichen Verhältniffe de3 Herzogtums Galzbury 
i. %. 1893, ©. 88.) Andernfalls ließe fich das Geſetz auch mit Leichtigkeit umgeben 
Braucht doch der Bauunternehmer nur einen willfährigen Tifchler- oder Schlofler 
meifter anzuftellen, den er mit der Aufnahme der ihm erwünfchten Arbeiter 
betraut. 

2 Die Kammer Yeldfirch glaubt, die im Baugewerbegefeß vorgenommene 
Abgrenzung zwilchen den Gewerben ber Baumeifter und Zifchler ohne weiteres 
per analogiam auf die Zimmermeifter übertragen zu dürfen. (Frey⸗Mareſch, 
II, ©. 321.) 

°: Frey: Mareich, I ©. 599 ff.; II, ©. 315 f., 320 ff. 
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Tiſchler gehöre, anderſeits aber auch den Zimmerleuten nicht wohl 
verſagt werden könne. Im allgemeinen falle der letzteren Branche, 
als einem „bejondere praktijche und theoretifche Schulung voraus- 
jeßenden Baugewerbe, die Herftellung der bei einer Baulichkeit 
vorkommenden Holzkonftruktion zu. Doc ſei ihm nicht ver 
wehrt, auch „die Detailarbeiten aus Holz bei einem Bauwerk ſowie 
ganz einfache Einrichtungsſtücke herzuftellen, joweit des Zimmer- 
mann praktifche Befähigung dies ermögliche. Vom Tifchler ſeien 
die weiter vorkommenden, feineren Inſtallations- und Aus— 
ſchmückungsarbeiten auszuführen. Borzubehalten jei ihm nament- 
lich die DVerfertigung aller feineren Gattungen von Möbeln.“ 
Vielfach ſucht man fich über feine Natlofigkeit durch tarative 
Aufzählungen Hinwegzuhelfen, auch wird betont, daß vor allem 
die Iofalen Verhältniſſe, daneben aber die jpecifiiche Befähigung 
des einzelnen Handwerkers und der Wille des Kunden ausichlag- 
gebend feien. Inter ſolchen Umftänden war e3 eine erlöfende That, 
ala eine der Kammern auf den ingeniöſen Gedanken verfiel, die 
Verwendung des „Leimes“ zum Unterſcheidungsmerkmal beider 
Gewerbe zu erheben, eine Idee, die alsbald ihren Siegeslauf durch 
die ganze Monarchie antrat’. Die Bozener Kammer z. B. er— 
klärt ſchlankweg, die Zimmerleute feien berechtigt, alle Bautiſchler— 
arbeiten auszuführen, zu deren Verbindung von ihnen fein Leim 
verwendet werde. Dränge dieje Anficht durch, jo wäre das goldene 
Zeitalter der Zimmermeifter angebrochen. Denn es muß ja nicht 
unbedingt geleimt werden ?. 

Starke Meinungsverjchiedenheiten beftehen bezüglich der Ab- 
grenzung des Mühlenbaugewerbes?. Während die einen es 
als jelbftändigen Gewerbszweig hinftellen, zu deffen Ausübung der 
Tiſchler als folder keinesfalls berechtigt exjcheine, glauben andere 
Kammern die Tifchlerei als „Stammgewerbe“ vor ſolchem Ber- 
luſte fügen zu müſſen. Insbeſondere jei das Legen von Fuß- 
böden, Mahlzugböden, das Einziehen von Gründl und das Aufs 
ftellen eines Walzenftuhles ſchon deshalb als Gewerbeübertretung 


Frey⸗Mareſch, S. 557f., 604 ff.; II, ©. 264 f. 

a igens bemerkt die feherijche Brünner Kammer mit Recht, daß jedes 
Gewerbe gejeglich befugt jei, fich jedes beliebigen, ihm zweckdienlich erjcheinenden 
Materiales zu bedienen, daher aus ber Art der zur Verwendung gelangenden 
Werkzeuge und Robftoffe mit nichten ein Schluß auf den Umfang der Gewerber 
rechte gezogen werden dürfe. (Frey-Marefc, I, ©. 718.) 

Frey⸗Mareſch, I, ©. 569 fj.; II, ©. 163. 
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nit zu betrachten, weil es „einem Tiſchler nicht verwehrt werden 
könne, verihiedene Mühlenbeftandteile zu machen.“ Einige endlich 
ftellen ihre Entideidung auf das Maß der techniſchen Vollendung 
des in Frage fommenden Produktes ab. Demnach fei die Er- 
zeugung von Moftmühlen und Moſtpreſſen „von ber einfachen 
alten Konſtruktion“ unbedenklich dem Tiſchler zu überlaffen; des- 
gleichen die Herftellung von Beutel- und Cylinderfäften. Denn 
ed ericheine diejer hierzu „Eraft feines Handwerk volllommen 
befähigt und daher (?) auch berechtigt.“ Gehöre freilich „ver- 
möge ihrer größeren mechaniſchen Vollendung“ eine derartige Vor— 
richtung in die Kategorie der Maſchinen, jo jei ihre Anfertigung 
nicht Sache des Tiſchlers, wie beilpielsweile die von „Betreidepuß- 
mühlen ausnahmslos zur Befugnis der mechanifchen Gewerbe“ 
zu rechnen jei!. 

Gegenüber den Sattlern, Taſchnern und Riemern bildet 
den ftreitigen Punkt die Kofferproduftion®. Übereinftimmend hat 
man dahin erfannt, daß ein einfacher Holzkoffer, d. h eine Truhe, die 
bloß einen Anftri von Farbe erhalte und mit einem Schloß und 
Scharnieren verjehen jei, als reine Tijchlerarbeit charakterifiert 
werden müſſe, während die Diontierung von Koffern, deren Gerüft 
oder Gehäufe zwar aus Holz beſtehe, jedoch weiter mit Pappe, 
Leinwand, Leder u. ſ. w. überzogen fei, ausfchließlich der Produk⸗ 
tionsſphäre der Sattler, Tajchner und Riemer angehöre. 

endet man fich zur zweiten Gruppe der Kollifionsgewerbe, 
jo jtößt man zunächſt auf die Kontroverjen zwiſchen Tifchlern und 
Schloſſern über die Berechtigung zum Anbringen von Schlöfjern 
und Beichlägen an Thüren, Fenſtern, Pfoften u. |. w.d. Die 
übertwiegende Mehrzahl der Kammergutachten bat ſich dafür aus— 
geiprochen, daß zur Anfertigung diefer Arbeiten beide Gewerbe glei) 
mäßig befugt jeien, ein Votum, dem auch dad Minifterium des 
Innern beipflichtete. Der Verwaltungsgerichtshof hat fich diefer 
Auffafiung nit anzuſchließen vermocht, vielmehr am 16. OH. 
1895 (B.-.-€. Nr. 4900) dahin entſchieden, daß ein auf ben 


1 (Gerade die Berfertigung von Getreidepugmühlen wird freilich von anderen 
wieder als ſpecifiſche Zifchlerarbeit bezeichnet. (Frey: Mareich, I, S. 569; IL 
©. 265). 

2 Frey: Marejic, 1, S. 566 ff. 

3 Frey-Mareſch, ©. 571 ff., 580 ff.; II, €. 270ff., bei. ©. 273f. Dir 
Befugnis der Tifchler, Grzeugniffe der Möbeltifhlerei mit Scharnieren, 
Schlöſſern und Beichlägen zu verjehen, wird überhaupt nit angefodten 
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Betrieb des Tijchlergewerbes lautender Gewerbejhein zum An— 
ſchlagen von Schlöffern und Beſchlägen an jelbftgefertigten 
Fenftern, Thüren und Hausthoren bei Neu- und jonftigen Bauten 
im allgemeinen gar nicht und ausnahmsweiſe nur dann beredhtige, 
wenn gewwiffe fpecielle, in dem Nxteil genau bezeichnete Arbeiten 
vorlägen, welde eine bejonders umfichtige Behandlung des 
Holzes und jorgfältiges Einfügen der vom Schlofjer vollfommen 
zugerichteten Beichlagteile erfordern, da fich im übrigen Fenfter, 
Thüren und Thore, jobald diefe nur in ihren Holgbeftandteilen 
fertig geftellt feien, als „das Erzeugnis des Tifchlergewerbes bei 
Bauten“ im Sinne des $ 37 d. G.O. darftellten !. 

Von nicht minder großer Tragweite ift die zioifchen 
Tiſchlern und Tapezierern jchwebende Streitfrage?, ob näm— 
lich erftere befugt fein follen, die von ihnen ſelbſt gefertigten, 
bez. ihnen zur Reparatur übergebenen hölzernen Einrichtungs- 
ſtücke auch zu polftern und zu überziehen, ferner die geſamte 
Ausftattung einer Wohnung oder einzelne Arbeiten dieſer Art 
gelegentlich zu. übernehmen und zu dieſem Zwecke Tapezier- 
artikel auf Lager zu Halten. Die Anfichten find geteilt. Einen 
Mittelweg jucht die Reichenberger Kammer: jelbft zu polftern und 
zu tapezieren, jet den Tiſchlern verwehrt, frei aber müſſe es ihnen 
ftehen, von befugten Gewerbalenten gepolfterte Möbel zum Ver— 
Taufe zu halten. Gerade hieran aber nehmen andere Kammern 
Anftog. Ein falomonijches Urteil fällte die böhmiſche Statt- 
halterei. Es jei zu unterfcheiden: bilde an beftimmten Möbeln die 
Zifchlerarbeit die Hauptfache, jo fei auch der Tischler berechtigt, 
zu tapezieren; andernfalls jeien Tapezierarbeiten dem Tapezierer 
vorzubehalten, welcher alsdann auch die nötigen Tifchlergehilfen 
bejchäftigen dürfe. Wie wenig damit gewonnen ift, zeigt das Votum 
der Innsbruder Kammer, daß bei aller Art von Polftermöbeln 
die Tifchlerarbeit das MWejentliche, die Tapezierarbeit nur die 
weitere Ausführung jei, der Tiſchler mithin auf Grund des $ 37 


* Die Ausnahme trifft zu „bei Vaugegenftänden, wo die Anbringung der 
Beichlägeteile die letzte Ausftattung des Objektes bildet, z. B. bei polierten Thüren, 
‚Spaletten u. j. w., ferner bei jeingearbeiteten Portalen, bei holzſchwachen Glas» 
thüren, bei welchen das Einftemen große Sorgfalt erfordert, und endlich überall 
dort, wo ebleres Material als das Holz der Tanne, Fichte, Föhre und Buche 
om Tiſchler Verwendung findet.‘ Daß das Beichlagen nicht ſelbſt gefertigter 
hüren, Fenfter u. . w. erft recht umterfagt ift, verfteht fi) von jelbit. 

® Frey-Mareih, I, ©. 591 ff; D, ©. 2777. 
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d. G.⸗O. auch zur Ausübung der lebteren berechtigt erjcheine, 
während umgelehrt die Linzer Kammer mit Recht darauf hinweiſt, 
daß eine ſolche Auslegung des Gejeßes die Tilchlerei zum 
„Univerjalgewerbe“ erhebe, die Selbitändigkeit des Tapezier⸗ 
getverbes geradezu vernichte!. | 

Sehr ungünftig erjcheint die rechtliche Stellung der Drechaler, 
Holzbildhauer und Holzſchnitzer?. Bon feiner Seite wird 
beftritten, daß der Tiſchler berechtigt jet, alle gedrechjelten und ge 
ſchnitzten Gegenftände, deren er zur Ausftattung feiner Waren be 
dürfe, in eigener Regie herftellen zu laffen, wenn auch nicht, damit 
ex professo Handel zu treiben. Insbeſondere dem „Kunfttifchler“ 
ſtehe zu, Schnibereien jeder Art, jo 3.8. „Bilderrahmen big zur 
feinften Ausführung”, anzufertigen und feil zu halten. Bon ent- 
ſprechenden Übergriffen der beeinträchtigten Branchen in die Sphäre 
der Tifchlerei kann natürlich feine Rede fein. 

Bei weitem am jchlimmften ergeht es der dritten Gewerbe 
gruppe. Daß, fompliziertere Fälle abgerechnet, dem Tiſchler die 
„Befähigung“ zum Einglajen? nicht abgelprocdhen werden könne, 
darüber herrſcht Einverſtändnis. Vermöge doch allenfalls „jede 
Hausfrau das Einjeten vorgerichteter Fenſtertafeln auszuführen“, 
da die größte Sorge, die Beihaffung der für den einzelnen 
Tenfterrahmen paſſenden Glasicheiben, ihr bereitwillig von den 
- Gemilchtwarenhandlungen abgenommen werde. Einige Kammern 
ziehen hieraus die Konjequenz: nur zum „gewerdsmäßigen Betriebe 
de3 Fenſtereinſchneidens“ jei der Tiſchler nicht befugt. Andere 
Icheuen hiervor zurüd. Denn ed müfle, wie eine von ihnen er 
Härt, das dur 8 37 d. G.«O. den einzelnen Gewerbetreibenden 
zugejprochene Recht „eine Grenze haben und könne nicht bis zur 
Vernichtung eines ala handwerksmäßig bezeichneten Gewerbes au 
gedehnt werden”. Bilde nun erfahrungsgemäß das Einglaſen 
neuer Fenſterrahmen das Hauptgefhäft und den Hauptertwerb des 
Glaſers, fo werde eine Verdrängung desjelben aus dieſem Arbeit 
gebiete einer Beſchränkung auf Reparatur zerbrochener Tyenfter- 
Icheiben gleihfommen. Wenigſtens die Glasarbeiten an „Haus 
beftandteilen” jollen ihm beshalb vorbehalten bleiben, ohne ba 


ı Aus bem gleichen Grunde ift nach Anficht der Sammer Graz bew 
Tiichler auch die DVerfertigung von Drahtmatragen zu verwehren. (Frey: 
Mareſch, II, ©. 45 f.) 

2 Frey⸗-⸗Mareſch, I, S. 532 ſ., 555f.; U, ©. 268. 

3 Frey-Mareſch, I, S. 162ff., 545 f., 559 ff.; II, S. 265, 390. 


Te 


fich eine Rechtsgrundlage für dieſe Unterſcheidung auffinden ließe 
Erſt zeit gilt Iefteres von einem Gutachten, das dem Glaſer 
gleichjam zur Entſchädigung die Verfertigung und den Verkauf 
von goldenen umd anderen gehobelten oder geſchnitzten Leiften und 
Rahmen zubilligt, mit der abfonderlichen Begründung, e8 „mühe, da 
die Herftellung des Rahmens die Vorausſetzung für die jedenfalls 
dem Glaſer zuftehende Einglafung bilde, erſtere als eine zur voll 
kommenen Herftellung des Handwerksproduktes des Glaſers er— 
forderliche Arbeit gelten“. Würde doch, falls dieſe Auffaſſung 
haltbar wäre, dem Glaſer konſequenter Weiſe „als Vorausſetzung 
der Einglaſung“ auch die Verfertigung von Thüren und Fenſtern, 
Spinden und Schränken freizugeben ſein, womit die Gewerbe— 
abgrenzung praktiſch beſeitigt wäre. 

Genau in derſelben Lage befinden ſich Anſtreicher und 
Lackierer!. Im allgemeinen einigte man ſich dahin, daß nur die 
gewerbsmäßige Übernahme der betreffenden Arbeiten den Tiſchlern 
zu verjagen, hingegen das Anftreichen und Ladiexen der von ihnen 
angefertigten oder ausgebefjerten Hausbeſtandteile und Eins 
richtungsſtücke ihnen zuzugeftehen ſei. Allerdings täufchte man 
fich nicht darüber, daß eine folgerichtige Anwendung des $ 37 d. 
G.O. auf alle Erzeugniffe des Tifchlergewerbes „das handwerks- 
mäßige der Anftreicher und Ladierer überflüſſig mache, zumal es 
in ländlichen Gegenden vorwiegend auf Holzwaren angewiejen fei“, 
daher denn eine der Kammern, zweifellos in flagrantem Wider- 
ſpruche mit dem Geſetz, den Tiſchlern die Befugnis, „von ihnen 
erzeugte Waren anzuftreichen und zu lackieren“, rundweg ab« 
ſpricht. Eben deshalb wollen andere ihnen nur im Bereiche ber 
Meöbeltifchlerei volle Bewegungsfreiheit wahren, die Produkte der 
Bautijchlerei dagegen bis auf eine oberflächliche Grundierung dem 
nächſtberechtigten Gewerbe vorbehalten. 

Etwas günftiger ift die Pofition devVBergolder’. Zwar 
find auch fie den Übergriffen der Tiſchler ausgeſetzt, doch em- 
pfangen fie wenigſtens ein gewiſſes Aquivalent, infofern ihnen die 
Berechtigung zugeftanden wird, Bilderrahmen zu verfertigen, dieſe 
aud mit hölzernen Rückwänden zu verjehen und die hierzu nötigen 
Tiſchlergehilfen zu Halten. Sie verdanken dieſe Vorzugsftellung in 
der Hauptſache dem Umftande, daß die handwerlsmäßige Probultion 


3 Grey-Mareic, 1, S. 543 f.;,I1, ©. 262 ff, 269, 278 fl, 
2 Sreg-Mareic, 1, ©. 548; II, ©. 265, Mraff., 28bf. 
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der zur Heritelung von Rahmen verivendeten Leiften mehr und 
mehr durch die fabritmäßige verdrängt wurde, jo daß von einer 
Beeinträchtigung des Tiſchlergewerbes kaum noch die Rede fein kann. 

Einzig die glüdliden Maler?! tragen in ihrem Streit über 
da3 Bemalen der vom Tilchler gefertigten und angeftrichenen 
Firmentafeln einen glänzenden Sieg davon, da aud) Ladierer und 
Anſtreicher nur ganze Flächen gleichmäßig und eintönig mit Farbe 
zu belegen hätten, wogegen das Bemalen in verjchiedenen Figuren, 
Farben und Schattierungen, mit oder ohne Schablone, alſo aud 
insbeſondere das Bemalen mit Schriftzeihen ausſchließlich Sache 
des Malergewerbes jei. — 

Legt man fi) nunmehr abermals die Yrage vor: Wer ift ein 
Tifchler? jo erhält man die verblüffende Antwort: Ein Hand- 
werker, der innerhalb gewiſſer Grenzen nah Bedarf und Ber: 
mögen tiſchlert und zimmert, fchlofjert und tapeziert, drechjelt 
und jchnigt, verglaft und vergoldet, anftreicht und Iadiert, und 
dies alles vielleiht auf Grund der wichtigen Thatjache, daß er ala 
ehemaliger Lehrling eines befugten Meifter8 zwei Jahre lang 
Hausfnechtsdienfte leiftete, den Reſt feiner Lehrzeit primitive Holz- 
arbeiten herjtellte und ſich als Gehilfe zwei weitere Jahre in 
diefer Löhlichen Fertigkeit vervolllommnete! 

Hieraus geht zunädjft das Eine hervor, daß der durch bie 
Gewerbeabgrenzung geſchaffene rechtliche Wirkungskreis eines bes 
ftimmten Gewerbes durchaus nicht notwendig in einem ent- 
ſprechenden Berhältniffe zu jeinem Befähigungsnachweiſe ftebt, 
mithin auch das Grundprinzip jener erfteren nicht in dem Be 
ftreben zu ſuchen ift, Können und Dürfen des einzelnen Gewerbe 
treibenden mit einander in3 Einvernehmen zu jeßen. 

Es ergiebt fich ferner, daß eine feharfe Scheidung der Pro- 
duktionsſphären aller einzelnen Branchen aus praftifchen Gründen 
nicht durchgeführt werden konnte. Denn, wie die Tifchler und viele 
ihrer Konkurrenzgewerbe, |potten nad) den Angaben der Kammern 
auch die Bäder und Zuckerbäcker, Fleiſchhauer und Selcher, 
Riemer und Sattler, Sattler und Wagner, Wagner und Schmiede, 
Schmiede und Schloffer, Schloffer und Spengler, Spengler und 
Kupferichmiede und nicht wenige andere allen dahin gerichteten Ber 
ſuchen?. Ya, es kommen gelegentlic) die gewagteften Mittel zur 


a Frey-Mareſch, I, ©. 548 ff.; II, ©. 278 ff. 
2 Frey⸗-⸗Mareſch, I, S. 121, 371 ff., 429 ff. 444 ff. 450 ff, 457 fl. 
506 ff. u. |. w. 
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Anwendung, um nur eine leidlich feite Baſis für die geforderte Ent- 
ſcheidung zu gewinnen. So wird die Bereditigung der Sattler 
zum Anftreichen, der Wagner zum Verkaufe jertiger Wägen auf 
eine Hofverordnung von 1807 und eine Hoflammerverordmung 
von 1812 geftüßt; die Frage nad) dem Gewerbeumfang der Sattler 
auf Grund dev Handwerksordnung von 1752, die nad den Be— 
fugniffen der Schloffer mit Hilfe der Stahl- und Eifenarbeiter- 
verordnung von 1785 beantwortet; zur Abgrenzung des Schlofjer- 
und Schmiedehandwerks die Wiener Jnnungsordnung von 1750, 
die Ordnung für das Hufichmied- und Wagnerhandwert in Ober: 
öfterreich don 1776 ſowie Hofverordnungen von 1785 und 1799 
herangezogen u. ſ. w.! Und alles das am Ende des 19, Jahr- 
hunderts! 

Dennoch hat ſich unter dem Drucke rechtlicher Notwendigkeit 
innerhalb gewiſſer Schranken in der That eine Gewerbeabgrenzung 
durchzuſetzen vermocht. Und wie iſt dieſe ausgefallen? War man 
fich dariiber klar, daß eine ſolche niemals die Vermehrung oder 
auch nur die Sicherung von Erwerbsgelegenheit, fondern nur eine 
entjprechende Verteilung der an und für fid) vorhandenen, mit 
Hin aud) nie die Erhaltung des Handwerks, jondern auch im bejten 
Falle lediglich die Wahrung dev Integrität feiner einzelnen Branchen 
nad) Maßgabe der allgemeinen Wirtschaftslage zur Folge haben 
Tönne, jo mußte man davauf bedacht jein, deren Produktions— 
ſphären und damit auch die wirtichaftlichen Chancen der einzelnen 
Unternehmer möglichſt gleichwertig zu geftalten, um eine Auf- 
jaugung oder Verdrängung der einen durch die andern zu ver 
hüten. Ich laſſe dahin geftellt, ob dies Bemühen von Erfolg 
hätte gekrönt jein können. Sicher gelangte man in Wirklichkeit 

zu dem entgegengejeten Ergebniſſe. Durch den $ 37 d. ©. O. 
gezwungen, die problematijche Frage nad den fpecififchen Pro- 
dukten der verjchiedenen Getwerbe zu beantiworten, ward man dazu 
gedrängt, an techniſche Momente anzufnüpfen, ein Verfahren, das 
dtonomiſch notwendiger Weife zum Nachteile der Vertreter aller 
pecialifierten ausjchlagen mußte?. So ſchuf man ein Handwerks- 


1 Frey-Marejc, I, ©. 331,628; 398,407 f., 429 f. 431, 436, 438 u. |. w. 
= Eo ftehen beifpielsweife in der vom Handelsminifterium zufammengeftelften 
Lifte Handiwerfömäfiger Gewerbe die Bürftenbinder, die Glajer, die Korbflechter, 
die Sebzelter und Wachszieher, die Seiler, die Siebmacher und Gitterftrider, die 
Bergolder, die Simmermaler, die Anftreicher und Lackierer auf der einen Seite 
den Buchbindern u. j. w., ben Grzeugern mufifalifcher Inſtrumente, den Fein— 
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patriziat mit ausgedehnten Arbeitsfelde und daneben ein Prole- 
tartat mit minimalem Wirkungskreiſe, das felbft in diefem nicht 
einmal vor den Übergriffen des erfteren gejchüßt if. Dem Reichen 
zu geben, was man dem Armen ohne Entſchädigung genommen, 
die alten „Stammgewerbe“ mit meitgehender Beiwegungsfreiheit 
auszuftatten, die nachgeborenen in den Schlingen des Befähigungs- 
nachweiſes zu erdrofjeln, das iſt in Wahrheit die Grundtendenz 
der Gewerbeabgrenzung nad) geltendem Rechte. Und nur dem Um- 
ftande, daß die Judikatur bisher vor einer Tonjequenten Anwendung 
des Geſetzes zurückſchreckte, ift es zuzuschreiben, wenn defſen 
praktiſche Konſequenzen einigermaßen erträgliche geblieben ſind. 


Das Ergebnis. 


So gelangt man denn unfehlbar zu dem Reſultate, daß der 
Befähigungsnachweis die Erwartungen ſeiner Freunde nach keiner 
Richtung hin erfüllt; weder hinſichtlich des Lehrlings, noch des Ge— 
ſellen, noch endlich des Meiſters. Aber nicht genug damit! Weit 
davon entfernt, die Exiſtenz eines kraftvollen Kleingewerbes zu 
garantieren, untergräbt er im Verein mit anderen Momenten 
innerhalb des Rahmens der gegebenen Wirtſchaftsordnung ſeine 
Lebensbedingungen. 

Man tröftet ſich gern damit, daß auch das heutige Handwerk 
noch immer einen Stamm tüchtiger Lehrmeifter aufzuweiſen babe. 
Es iſt zu Eonjtatieren, daß ihre Zahl im Abnehmen begriffen iſt. 
und zwar nicht etwa nur, weil die jüngere Generation den zu 
ftellenden Anforderungen in immer jelteneren Yällen genügt. 
jondern mehr noch, weil gerade die beitqualifizierten Unternehmer 
fh von ihrem alten Lehrberufe Iosjagen. „Immer größer wird 
die Zahl der Meifter”, erklärt 1896 der Klagenfurter Gewerbe 
injpeftor, „welche rundweg erklären, daß fie mit Lehrlingen nichts 
mehr zu thun haben wollen, und nur jelten jeßt ein Meifter feinen 
Stolz darein, durch Heranbildung eines tüchtigen Nachwuchſes 


zeugichmieden u. ſ. w., den Mechanikern u. j. w., den Bofamentierern u. 1. ®- 
den Schloſſern, den Schmieden, den Zafchnern u. f. w., den Tiſchlern auf ber 
anderen als ebenbürtige „Handwerke“ gegenüber. Iſt es notwendig im einzelnen 
darzuthun, daß die rechtliche Lage der erfteren Kategorie mit Rüdficht auf ihm 
Erwerbsſphäre viel ungünftiger ift als diejenige der Ießteren? 
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feinem Handwerk zu nüßen“ ?. „Oxbentliche Meifter,“ bemerkt ein 
Experte, „die ihre Lehrlinge nicht bloß aus egoiftifchen Gründen 
in die Lehre nehmen, fondern auch darauf bedacht find, daß dieſe 
etwas lernen, nehmen heute oft gar keine Lehrlinge mehr auf.“ — 
Thatſächlich,“ jagt ein anderer, „findet man bei Gemwerben, die 
ſchon im Niedergange find, in größeren Werkftätten, imo 
etwas zu lernen wäre, feine Lehrlinge, jondern man findet fie 
meift bei ganz Eleinen Meiftern“?. Ich jeldft habe auf meinen 
Werkſtättenwanderungen häufig die gleiche Erfahrung gemacht. 
„Beutet man fie nicht aus,“ jo vertraute mir ein anicheinend gut= 
fitwierter Schufter an, „jo hat man feinen Nuten, und thut man 
es, jo ift es auch nicht jhön.“?. Nur aus Gefälligkeit oder 
gegen ein hohes, ärmeren Eltern unerſchwingliches Lehrgeld laſſen 
fich für gewöhnlich tüchtige und zuverläffige Handwerker noch 
dazu herbei, die „Schererei“ der Lehrlingsausbildung auf ſich zu 
nehmen. 

Regelmäßig find es alfo gerade die ungeeigneten Lehrwerkftätten, 
die dem jugendlichen Nachwuchſe ihre Pforten am beveitwilligiten 
öffnen, eine Thatſache von um jo größerer Tragweite, als auf ab- 
jehbare Zeit deren unmittelbare Hebung ausgefchloffen fein dürfte. 
Iſt nämlich) feiner Natur nad) an dem Grundübel, der mangelhaften 
Fahbildung ihrer Leiter, überhaupt nur wenig zu ändern*, jo be= 


1 Berichte d. Gewerbeinſpeltoren f. 1896, ©. 116. 

2 Gewerbeenguete d. Abgeorbnetenh. v. 1893, ©. 164, 369. 

*Desgleichen erhielt ich in Kleinbetrieben größeren Umfanges auf meine 
Frage: „Beihäftigen Sie Sehrlinge?“ häufig die Harakteriftifche Antwort: „Nein, 
aber Haustnechte!“ Diefe Zdentifizierung der Funktionen eines Lehrlings und 
eines Haustnechts giebt zu denten. 

* Hie und da, jo 3.2. in Wien, Prag und Pilfen, Hat man mit der Ein— 
richtung von Meifterfortbildungsturjen insbejondere für dad Schuhmachergewerbe 
begonnen. Doc; müßten, falls man damit in dem bisherigen Tempo fortfährt, 
wohl ganze Generationen vergehen, ehe von einer nennenswerten Beſſerung des 
Gejamtzuftandes bie Rede fein könnte. Wohl aber Hat fich bei diefer Gelegenheit 
die grenzenlofe fachliche Unwiſſenheit zahlreicher Meifter in einem geradezu er— 
ſchredenden Lichte gezeigt. „Vor dem Beginn des Unterrichts in dem Kurſen,“ 
Heißt es in dem Bericht des Handelsminifteriums über die Verwendung des zur 
Förderung des Sleingewerbes bewilligten Kredites während des Jahres 1895 
(S. 29), „war faft feiner von den unter fo vielen (258) Bewerbern als die vor- 
ausfichtlih tühtigften ausgewählten Freguentanten im Stande, Mufter 
‚zu zeichnen umd Leiften zu jchneiden, Die Anatomie bes Fußes war ihnen völlig fremd, 
zu gewerblicher Buchführung und zur Nalkulierung der erzeugten Ware fehlten faft 
alle die mötigjten Begriffe. Die Hälfte der Kursbeſucher war am Beginn nicht 
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gegnen auch anders geartete Beſſerungsverſuche faſt unüberwind- 
lichen Schwierigkeiten. Schon die „fänzliche Mittelloſigkeit 
des Meiſters“ läßt nach den Worten der Gewerbeinfpeftoren ! in zahl⸗ 
reichen Fällen alle Reformbeftrebungen ausficht3log erfcheinen. „Ins⸗ 
bejondere die Wohnungskalamität,” erklärt der Klagenfurter Be— 
amte, „hängt aufs innigfte zufammen mit der traurigen wirtſchaft⸗ 
lichen Lage, in welcher fich ein großer Zeil unjerer Kleingewerbe⸗ 
treibenden befindet. Diele Kleine Meiſter wohnen mitſamt ihrer 
Familie derart beſchränkt und janitätswidrig, daß fie oft geradezu 
das Mitleid des infpizierenden Beamten herausfordern: in einem 
tleinen Zimmer, das Merkftätte, Wohnung und Küche barftellt, 
lebt die ganze Familie, groß und klein, ob gejund oder krank; 
hier wird im Sommer und Winter von früh morgen? bis fpät 
abend3 geaxheitet, gekocht, gewaſchen, gejchlafen, meift ohne jeden 
anderen Luftwechſel, ala dag Öffnen der Thüre mit fi) bringt“. 
Hier ift da3 Gewerbeinfpeftorat ad absurdum geführt. Hier giebt 
e3 nichts anzuordnen, ſchon weil die objektive Möglichkeit einer 
Anderung fehlt. 

Wo diejes nun nicht der Tal ift, macht fich alsbald ein anderes 
Hinderni3 geltend: da3 tiefe Kulturniveau der großen 
Maſſe der Kleinmeifter ?, inZbejondere der Mangel einer genaueren 
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im Stande, rihtig Maß zu nehmen, Oberteile herzurichten und zu fteppen: ein 
Drittel der Befucher fonnte den Boden nicht richten, insbeſondere nicht das Turch 
nähen, fondern Hatte nur das Nageln gelernt.” Die Mehrzahl habe dann tüdy: 
tige Fortjchritte gemacht. „Immerhin haben fi 13 (25% unter ausgeluchten 
Leuten!) mehr oder weniger bildungsunfähig erwiejen.“ 

1 Berichte der Gewerbeinipeftoren f. d. %. 1893, ©. 84 (Wiener Neuftabt:, 
202 (Brag), 282 (Brünn); 1894, ©. 92 (Linz), 135 (Klagenfurt), 210 (Reichen 
berg): 1895, ©. 89 (Linz), 176$. (Prag), 219 (Pillen); 1896, ©. 21 (Wien, 
36 (Wiener Neuftadt), 179 (NReichenberg), 249 Königgrätz), 285 (Zetichen), 375 
Kemberg). 

2 (Sinen gewiſſen Maßſtab des allgemeinen Bildungsniveaud der Bevölle⸗ 
rung Öfterreiche giebt die Zahl der Analphabeten. Nach Rauchberg (Die Be 
völkerung ſterreichs, ©. 226 f.) konnten 1890 von je 100 über 6 Jahre alten 
Perſonen männlichen bez. weiblichen Gejchlechts 27,77 bez. 31,08 weder fchreiben 
noch lefen, 3,77 bez. 6,75 nur das Ichtere. Seit 1880 ift eine wejentliche Veiſe 
rung zu verzeichnen (S. 230), die jedoch naturgemäß nur die jüngeren Alters 
klaſſen betrifft. Übrigens zeigen die einzelnen ſtronländer bedeutende Tifferenyn: 
am höchſten fteht Vorarlberg, wo nur 8,15. bez 3,23% der über 6 Jake 
alten Berfonen weder lejen noch jchreiben fonnten, am tiefften die Bulowina, Ge 
lizien und Talmatien, wo nahezu reſp. weit über "/s fich in ber gleichen Lag 
befanden. Unter dem Turchichnitt ftehen auch Kärnten, Krain und das Kill 
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Geſetzeskenntnis, eines ausgeprägten Rechtsgefühls, überhaupt jeden 
Verjtändnifjes für die focialpolitifchen Yorderungen der Gegen- 
wart. „Was vor allem bei der Anjpizierung von mehr ala 1000 
Kleinbetrieben wahrgenommen werden mußte,“ heißt es z. B. im 
Klagenfurter Bericht für 1894, „das ift die ſtaunenswerte Un- 
fenntni3 des Gewerbegeſetzes, welche jelbft bei intelligenten Meiftern 
anzutreffen ift und welche allein ſchon die zahlreichen Übertretungen 
beinahe aller einſchlägigen gejeglichen Vorſchriften erflärlich macht. 
Ich habe im Laufe des Betriebzjahres mit nicht wenigen Genofjen- 
ſchaftsvorſtehern (!) geiprochen, die ein Gewerbegeſetz noch nie gejehen, 
geſchweige denn je gelefen Hatten“!. Ein Schuhmachermeifter, 
welcher mit vier Lehrlingen arbeitete, und dem durch den Getwerbe- 
inſpektor auf das nachdrücklichſte die geſetzlichen Beſtimmungen 
vorgehalten werden mußten, antwortete grob: „So? das wäre 
ganz etwas Neues! Wovon ſoll ich denn nachher meine Steuern 
zahlen?“ — „Was geht mich das Geſetz an?“ erwiderte ein 
anderer Meiſter, der überdies Genoſſenſchaftsvorſteher(!) war, bei 
derfelben Gelegenheit. „Sein Arbeiter müfje von 5 Uhr früh bis 
7 Uhr Abends thätig jein und, wenn es Not thut, auch bis 
Mitternacht, denn da3 hänge einzig und allein von der Arbeit und 
nicht dom Gejege ab!" — „Die Unluft der Meifter, den zur Be— 
Hebung der Übeljtände getroffenen Anordnungen zu entfprechen,” 
fonftatiert der Pilſener Inſpektionsbericht noch 1895, „findet 
oft in den heftigſten Entgegnungen Ausdrud. Viele glauben, daß 
folche Anordnungen den unberechtigten Anforderungen der Arbeiter 
entipringen, und vermeinen, zur Bornahme geeigneter Änderungen 


land. Selbftverftändlich find die Analphabeten am ftärfften unter der ländlichen 
Bevölkerung vertreten. Doch bildet, wie fich fogleich zeigen wird, gerade dieſe 
augenblidlich das wichtigfte Refrutierungsgebiet des Handwerks. 

i Berichte der Gewerbeinfpeftoren f. d. J. 1894, ©. 128. Kein Wunder, 
daß im Sleingewerbe der ganzen Monarchie die gejelichen Beitimmungen über 
Die Arbeitäbücher der Lehrlinge, die Führung von Arbeiterverzeichnifien, die 
Abfaffung von Arbeitsordnungen u. ſ. w. regelmäßig Übertreten werden. Vgl. 
Berichte d. Gewerbeinjpeftoren f. d. 3. 1898, S. 56 f., 62f., 99, 101, 129, 161 f., 
192, 272, 292, 319f., 366 f.; 1894, ©. 112f., 128, 138, 181, 264, 285, 355 f., 
359; 1895, ©. 42f., 73, 124, 142, 157, 182, 228 f., 252, 274, 301, 331, 349 f., 
378; 1896, ©. 18f., 43. 114f., 145f., 165, 213f., 236, 256, 281f., 304, 
333 f., 374f. — Der Verſuch, die Rechtzfenntnig der Kleinmeifter durch Vertei⸗ 
lung von Drudjachen zu erweitern, ift gejcheitert, weil dieje felbft in Wien un: 
gelejer bez. unbenußt blieben. (Vgl. 3. B. Berichte d. Gewerbeinipeftoren f.d. J. 
1896, S. 18f., 44.) 

Baentig, Gewerblide Mittelitandspolitit. 22 
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um jo weniger angehalten werden zu können, al® 3.3. die jebigen 
Schlafſtellen im Berhältnifje zu den zur Zeit ihrer eigenen Lehr- 
jahre als Schlafräume dienenden Stallungen und Heuböden als 
nennenswerte Verbejjerungen zu betrachten ſeien.“ — „Die Reform- 
vorſchläge,“ To klagen andere Beamten, „werden entweder nicht 
beachtet, oder mit Hinwei3 auf die dem Lehrheren feiner Zeit 
widerfahrene Behandlung direlt abgelehnt. Jeder Eleinfte Erfolg 
in diefer Richtung exheifche viel Mühe und Überredung in jedem 
einzelnen Falle.“ Deshalb jei „wenig Hoffnung für eine 
durchgreifende Veränderung vorhanden, jo lange jene 
Rategorie von Gewerbetreibenden beftehe, die, jelbft in Ent: 
behrungen und kümmerlichen Berhältniffen aufgewachſen, das 
Bedürfnis und die Wohlthaten des Arbeiterjchußes nicht zu 
würdigen vermöge.“ 

Beſonders nachteilig wird durch diefe Sadjlage die Stellung 
nahme der Meifterichaft zum Schulbeſuch ihrer Lehrlinge beein- 
flußt. „Anläßlich des Verſuches, ältere Mteifter davon zu Überzeugen, 
daß heute in jedem Berufszweige eine Summe theoretifcher Kennt⸗ 
niffe unumgänglich erforderlich ift, die nur durch andauernd 
fleißigen Schulbefuch erworben werden könne, hört man nidt 
jelten, ja, regelmäßig die Einrede: Zu meiner Zeit war das alle 
nicht da und dennoch) habe ich e3 zu einem gewiflen Wohlftande 
gebracht. Oder die andere: Entweder guter Lehrling, oder braver 
Student — beides zugleih läßt fich nicht erreihen! Wird nun 
aber einem ſolchen Meifter entgegengehalten, daß gerade ihre 
Lehrlinge nicht nur Teine Kenntniffe, jondern auch die relativ ge 
ringften Fertigkeiten aufweifen, jo kann man hierauf ftet3 die leicht 
zu ahnende Antwort hören: Und ich foll den Jungen noch gar in 
die Schule jhiden? Dabei bleibt ihm ja um fo weniger Zeit 
übrig, etwas Ordentliches im Gejchäft zu erlernen. Daß in der 
artigen Fällen,“ jo fjchließt der DBerichterftatter, „jeder weiter 
Verſuch, einer beijeren Erkenntnis Eingang zu verſchaffen, aud 
fernerhin Scheitern wird, ift leider als eine That: 
lade anzujehen!.“ 

Dieſe Konftellation nun, die Abnahme der tauglichen, die 
Vermehrung der ungeeigneten Lehrwerkftätten und endlich die Aus 
fichtslofigkeit der auf eine unmittelbare Hebung der leßteren ge 





I Berichte der Gewerbeinjpeftoren f. d. J. 1889, ©. 95; 1888, S. 150. 
1894, S. 264; 1895, ©. 126, 221, 349; 1896, ©. 249 u. |. w. 
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richteten Reformbemühungen, muß doppelt verderblich wirken, da 
gleichzeitig da3 zuftrömende Lehrlingsmaterial eine fortlaufende 
Verſchlechterung erfährt. Klagen hierüber reichen bis in das 
17. und 18. Jahrhundert zurüd. In älterer Zeit von den Kamera— 
liften, fpäter von den Kammern erhoben, erhalten fie neuerdings 
durch die Bejchiwerden zahlreicher Meifter ihre Beftätigung. Er- 
hebungen haben ergeben, daß ſich der Nachwuchs im Handwerk 
vortwiegend aus den unterften Bevölkerungsfchichten, aus den Ab— 
fömmlingen von Arbeitern und Taglöhnern, Häuslern und Klein- 
bauern, und zwar in allererfter Linie aus der Landbewohnerſchaft 
rekrutiert. Die Fortſchritte der Agrartechnik ſetzen ländliche Arbeit3- 
fräfte frei, welche in die Städte wandern, um ſich gewerblichen 
Berufen zuzumwenden!. Nur fo ift das Beftehen jenes bereit3 in 
den fiebziger Jahren blühenden Handels mit den aus den ländlichen 
Gegenden Böhmen? und Mähren? nad) Wien importierten Kindern 
zu begreifen, die von armen, gewifjenlofen oder leichtgläubigen Eltern 
an Geelenverfäufer, „Pan-tatos“, abgetreten, unter allerhand 
lodenden Borjpiegelungen in die Großftadt verführt und Hier 
gegen ein billiges verichadhert werden. Aber nicht nur Wien, 


1 Damit harmoniert, was Rauchberg (Die Bevölkerung Öfterreiche, 
S. 90 ff.) über die inneren Wanderungen berichtet. Hiernadd waren im Durch⸗ 
fchnitte der Monarchie nur 65,2 0/0 der ortsanweſenden Bevölferung in der Ge: 
meinde des Aufenthaltsortes geboren. Die im Bevölkerungsaustauſch verlierenden 
Länder waren Kärnten, Krain, Görz und Gradisca, Böhmen, Mähren, Schlejien 
und Galizien. Am intenfivften war der Verluſt in Böhmen und Mähren, Görz 
und Gradisca, der Gewinn in Niederöfterreih (Wien!) und Zriefl. Uber den 
„Zug nach den Großftädten”, insbe). Wien, Graz, Trieft, Prag, Brünn, Vemberg 
und Krakau vgl. ebenda ©. 131ff. Allein 55,29 %0 der ortsanweſenden Be: 
völferung Wien? waren anderwärts geboren. 

2 Bericht über den erjten öfterreichiichen Schuhmadhertag in Wien. Wien 
1873. ©. 295: „Im Frühjahr und Herbfte jeden Jahres gehen in den Ort: 
fchaften des nordöſtlichen Böhmens Männer, meift abgefeimte Seelenverfäufer, 
herum, die den Eltern ihre 10—14 jährigen Kinder unter dem VBorwande, in 
Wien Lehrheren zu wiflen, abloden, für ein Reifegeld von 3—10 Gulden da3 
Verſprechen geben, für fie zu jorgen, und dann in Trupps von 30 oder 40 zu 
Fuß nah Wien ziehen und fie hier 2—5 Gulden pro Stüd an Meifter verhan: 
bein.“ Noch in der Frauenenquete von 1896, ©. 59, wird mit bejonderer Riüd- 
ficht auf dag Kunftblumengewerbe über „direkten Mädchenſchacher“ berichtet. Val. 
im allgemeinen aud) Gewerkichaftsenguete von 1892/93, S. 18f., 77, 122, 183, 
148. — Frauenenguete von 1896, ©. 325, 332, 376, 381, 498 u. |. w. — Lehr⸗ 
Yinggenquete von 1897, Arbeiterzeitung, Jahrg. 1897, Nr. 113, 124, 139, 
150, 164. 
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Prag und Trieft, kleinere Städte zeigen diejelbe Erfcheinung. So 
ſchwankt nad) den Ergebnifjen einer im Sommer 1895 durch den 
mähriichen Gewerbeverein veranftalteten Engquete der Anteil des „ge 
werblichen Mtittelftandes“ zwiſchen 5% und 300 / der in die Lehre 
tretenden Kinder. Doc wird die leßtere Grenze anſcheinend nur 
in Ausnahmefällen, wie in den nordmähriihen Städten Mtähr.- 
Trübau und Mähr.-Schönberg, erreiht, während 3.3. in Stern- 
berg der gejamte gewerbliche Nachwuchs faft ausſchließlich den 
ärmiten Arbeiterihichten entftammt. Im allgemeinen, führt der 
Referent aus, werde zutreffen, was im Gutachten des Neutitjcheiner 
Gewerbevereins genauer erläutert ſei, daß nämlid Söhne aus 
dem wohlhabenden Mitteljtande ſich nur ganz ausnahmsweiſe, 
Söhne von Handiwertern nur dann dem Gewerbe zumenden, 
wenn fie beftimmt ſeien, das väterliche Geſchäft zu übernehmen. 
Allenthalben bilde die ländlie Bevölkerung das widhtigfte 
Refrutierungsgebiet!. 

Schon aus diefem Grunde jcheinen die Klagen über die Minder 
wertigfeit de3 Fleingewerblichen LZehrlingsmateriales vollberedhtigt. 
Doch wird diefer Übelftand in neuefter Zeit noch verſchärft durch eine 
befondere Tendenz, den der jocialpolitifhen Überlegen- 
heit der Großinduftrie entipringenden „Zug in die Fabrik“. 
„Glücklich der Lehrling, der in einer der wenigen Fabriken Unter 
funft findet, welche Lehrlinge herausbilden!” ruft der Klagenfurter 
Gemwerbeinfpeftor aus, und der Prager bemerkt: „Es muß ohne 
weiteres zugegeben werden, daß die Lehrlinge in den Fabrik— 
betrieben, einige wenige Fälle ausgenommen, im Berhältniffe zu 
ihren Genoffen im Kleinbetriebe eine in jeder Beziehung be- 
neiden3werte Stellung einnehmen. Nicht nur, daß ihre 
Arbeitszeit das Maß ihrer Törperliden Fähigkeiten nicht über 
fteigt, und daß jene für ihre Ausbildung fein Lehrgeld zu ent» 
richten haben, im Gegenteil ihren Leiftungen entſprechend entlohnt 
werden; fie werden auch in Wirklichkeit in ihrem Fache tüchtig 
berangebildet und zum Beſuche der gewerblichen oder fachlichen 
Fortbildungsſchulen ftreng angehalten.” Allerdings ift in manden 
Branden, wie in den Trärbereien, Spinnereien und MWebereien, 


1 Das Kleingewerbe, 10. Jahrg. 1895, Nr. 19, ©. 146f. Söhne wohl 
habender Gewerbetreibenden werden, wenn fie dem Handwerk treu bleiben, merk 
in Fachſchulen audgebildet. 
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eine gewerblide Ausbildung im eigentliden Sinne des Wortes 
nieht mehr zu erreihen. „Der Knabe oder das Mädchen wird ver- 
ſuchsweiſe dem erfahrenen Arbeiter zur Hand gegeben, und gelingt 
es ihm, ſich die nötigen Griffe bald anzueignen, was öfters 
höchftens vier Wochen beanſprucht, jo ift die gewerbliche Ausbildung 
beendet und der Betreffende wird in die Kategorie der eigentlichen 
. Arbeiter eingereiht.” Anders in jenen Fabriken, die dem „pro= 
feffionellen Gewerbe ihren Urfprung verdanken,“ wozu nad) dem 
Pilfener Auffichtsberiht von 1896 bejonders die Fabriken der 
Metallwaren- und Maſchinen-, der keramiſchen und der Holz- 
induftrie zu rechnen find. „In diejen giebt es nur wenige unter- 
geordnete Arbeitöverrichtungen, die eine gewerbliche Ausbildung 
nicht erforderten, während die wichtigſten ohne dieje nicht denkbar 
find. Der jugendliche Arbeiter diejer Fabriken ift gezwungen, 
jeine Lehrjahre durchzumachen, und wird aud) dank der hier faft 
allgemein der Ausbildung jugendlicher Arbeiter geſchenkten Auf- 
merllamteit in den meiften Fällen zu einem tüdhtigen 
Berufsarbeiter herangebildet.“ 

Aber auch in Branchen, in denen ſie eine gründliche , fach⸗ 
liche Erziehung nicht mehr gewährleiſtet, trägt die Großindufſtrie 
den Sieg davon. So konftatiert der Olmützer Inſpektor, ſchon 
„der Umftand, daß die Lehrlinge in den Großbetrieben eine kürzere 
Lehrzeit hätten als im SKleingewerbe, daß fie dort gewöhnlich, 
wenn auch mit Eleineren Beträgen, entlohnt würden, wogegen fie 
oft bei einem Kleinen Meifter noch ein Lehrgeld zahlen müßten, 
ftatt etwas zu verdienen, endlich die geregelteren Verhältnifſe bezüg- 
lich der Arbeitszeit u. ſ. w, brächten es mit fi), daß der Schule 
entwachjene Yünglinge den Yabriten zuftrömen, infolge defjen es 
im Kleingewerbe ar geeigneten Lehrlingen mangele.” An mancen 
Orten ift nad) der Verficherung des Reichenberger Beamten „die 
Einfiht der Bevölkerung in dieſe Verhältniſſe bereit3 ſoweit 
fortgeichritten, daß die Meifter überhaupt feine Lehr- 
linge mehr befommen. Die Eltern find der Anfiht, daß 
e3 für fie und die Kinder zweckmäßiger ift, wenn die lebteren 
gleih in die Fabrik eintreten,’ wo fie entjprechenden Lohn bei 
geeigneter Berwendung erhalten, al3 wenn fie diejelben erft 
mehrere Jahre ein Handwerk lernen laſſen, dafür Lehrgeld be- 
zahlen und damit doch nur das Nejultat erzielen, daß der Lehr⸗ 
ling, nachdem er audgelernt, in die Fabrik gehen muß, weil er 
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nit imftande ift, ala Gehilfe bei einem Gewerbe unterzu- 
fommen !.“ 

Rekrutiert fi) alfo die Mafje des gewerblichen Nachwuchſes 
ſchon ohnehin aus fulturell niedrigftehenden Schichten, jo ift 
dieſes Material überdies einem focialen Auslejeprozeß 
unterworfen, bei welchem die induftriellen Großbetriebe ſozuſagen 
den Rahm abjchöpfen. Naturgemäß zunächſt den Kindern ihrer 
eigenen Arbeiter den Worzug gebend, fehen fich die Yabrilanten 
hinfichtlich ihres noch ungededten Bedarfes an jugendlichen 
Arbeitskräften in der Regel einem Angebote gegenüber, das ihnen 
volle Wahlfreiheit fichert. Und e3 wäre Thorbeit, von dieſer 
Chance nicht Gebrauh zu machen. Daß lebtered in der That 
geichieht, zeigt fich bejonderd deutlich an Gewerben, die fi) in 
Arbeiterkreifen außergewöhnlicher Beliebtheit erfreuen. So wird 
aus Wien berichtet: „In einigen Gewerbefategorien, wie nament⸗ 
lich im eleftrotechnifchen Gewerbe, im Gewerbe der Buchdruder, 
Lithographen, Mechaniker, Mafchinenbauer u. ſ. w., ift der An- 
drang don Lehrlingen jo groß, daß es guter Empfehlungen bedarf, 
um einen Lehrling unterzubringen. In diefen Gewerben werden 
infolge de3 großen Angebotes auch höhere Anſprüche an den auf 
zunehmenden Lehrling bezüglich Alters, Schulbildung, Törperlicher 
Entwidlung, Entrichtung eines Lehrgeldes u. ſ. w. geftellt, als 
die im allgemeinen fonft üblih ift. So 3. B. wird in den Ge- 
werbefategorien der genannten Art, in3bejondere in den fabrik— 
mäßig betriebenen Unternehmungen, die Aufnahme eines Lehr— 
lings häufig an die Bedingung des zurüdgelegten 15. Lebensjahres 
wie der Abjolvierung der Bürgerfchule, beziv. des erften Jahr⸗ 
ganges einer Mittelfchule geknüpft ?.“ Und daß man es keines— 
wegs mit einer fingulären Erſcheinung zu thun Hat, beweift 3. 2. 
der Umftand, daß bei manden Fabriken der Brünner Maſchinen⸗ 


1 Berichte der Gewerbeinfpeftoren j. d. J. 1888, ©. S1f. (Wiener Reu- 
ftabt); 1889, ©. 214 f. (Prag); 1890, ©. 157 (Klagenfurt); 1892, S. 3361. 
(Prag); 1893, ©. 160, 163. (Klagenfurt); 1894, ©. 135 f. (Nlagenfurt), 41 
(Budweis), 287 (Brünn); 1895, ©. 46 (Wien), 75 (Wiener Neuftadt), 95 (Linz), 
126 (Graz), 131, 134 (Klagenfurt), 183 (Prag), 255 (Budwei?), 335 (Ülmäpl 
366 (Zroppau); 1896, ©. 46 (Wiener Neuftadbt), 67 (Linz), 159 (Prag), 187 
(Reichenberg), 216 (Pilſen), 283 f. (Tetſchen) u. ſ. w. Vgl. auch Schuhmacherenquete 
von 1891, S. 100. 

2 Berichte der Gewerbeinſpektoren f. d. J. 1894, ©. 59f. 
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induftrie Lehrlinge oft ein bis zwei Jahre in Vormerkung ftehen, 
ehe te thatfächlich aufgenommen werden können !. 

Überall alfo, wo Klein- und Großbetrieb als Konkurrenten den 
Arbeitsmarkt betreten, zieht leßterer vermöge feiner ſocialpolitiſchen 
Überlegenheit die edleren Elemente de3 jugendlichen Nachwuchſes an 
ih, um dem Handwerke den minderwertigen Reft zu überlafjen, 
der gelegentlich kaum genügt, um die Nachfrage zu deden. Trei- 
lich, nur jehr allmählich weiß dieje Tendenz fich durchzuſetzen und 
nit in allen Branchen kann davon die Rede fein. Um fo ver- 
derblicher wirkt ein andere® Moment: in die ungünftigften Lebens— 
bedingungen hineingedrängt und jeglichen Arbeiterfchußes entblößt, 
verfallen die minder begünftigten zum großen Zeile einer rapiden 
Degeneration, die aud in der Krankenkaſſenſtatiſtik unver- 
fennbar zum Ausdrud kommt. Es betrug? nämlich die Zahl der 
Sterbefälle in Prozenten der Gejamtzahl bei den 


er Verbandes der 


der Allgemeinen 
Wiener Genofjen- 


der Wiener Bezirks: 











Arbeiterfrantentafie 

Mitgliedern ſchaftskrankenkaſſen in Wien | krankenkaſſe 
im Alter von _ 

Jahren im Jahre 

1894 | 1895 | 1894 | 1895 | 1894 | 1895 

bis 30 41,6 41,6 28,8 28,6 307 | 314 

31-60 51,9 50,8 58,5 58.4 59,7 60,0 
61 u. darüber | 6,5 7,6 12,7 13,0 9,6 8,6 

















Bei den leßteren beiden Kaſſen, denen die großinduftriellen 
Arbeiter angehören, find ſonach 1895 nur 28,6 %/0 bez. 31,4 /o im Alter 
von höchſtens 30 Jahren geftorben. Ihre Mitglieder erreichen aljo im 
allgemeinen ein höheres Alter als die dem Kleingeiwerbe angehörigen 
der Verbandskaſſen mit 41,6 0. Daß die aber nicht etwa allein 
mit der früher erwähnten Verfchiedenheit des Altersaufbaues der 
Kafenmitglieder zufammenhängt, zeigt die folgende Tabelle. 

(Siehe die Tabelle S. 344, oben.) 
Die Mitglieder der Verbandskaſſen, d. h. die Hleingewerblichen 


Arbeiter, erliegen aljo ihren Erkrankungen am häufigften, fie ver- 
mögen ihnen die geringfte Widerſtandsfähigkeit entgegenzufeßen. 


1 Das Kleingewerbe, 10. Jahrg. 1895, Nr. 19, ©. 147. 
2 Verbandsbericht der Genoſſenſchaftskrankenkafſen Wiens f. d. 3. 1895, 
©. 102 f., 108 ff. 
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Auf 100 Erkrankungen fommen Sterbefälle 


beim Verbande der | bei der Allgemeinen | 


bei der Wiener 








‚ Mitglieder | Wiener Genofien- | Axbeiterfrantentaffe 
im Fa ſchaftskrankenkaſſen in Wien Bezirkskrankenkaffe 


im Jahre 
1894 | 1895 | 1894 | 1895 














bis 20 2,0 28 1,3 11 18 17 
21-30 34 25 2,3 19 23 20 
31-40 4,1 37 2,6 19 27 2,6 
4150 58 49 33 32 3.9 49 
51-60 82 65 48 41 54 | 4 
61-70 94 82 8,3 80 121 59 
über 70 10,4 10,7 171 12,8 08 | 12 
Unbelannt 2,8 1,9 — — — — 
Inagefamt | 41 | 3,6 | 29 | 25 | 31 | 34 


Und zwar gilt dies auch fon von den jüngeren Nahrgängen. 
Die Unbilden der Lehrzeit haben ihre Gejundheit zerrüttet; Tein 
Wunder, daß Tuberkuloje die übertwiegende Mehrzahl der Opfer 
fordert. 





Durchſchnittsalter 


Wiener Genoſſenſchafts⸗ An Zubertuloſe der an Tuber⸗ 


ſtarben in °/o der 








krankenkaſſe der kuloſe Berftorbenen 
Sterbefälle | in Jahren 
Räder .: 2 2 220. 45,2 38,00 
Budbinder -. ». » 2... 79,6 27,10 
Buchdruder. -. ». -» . - 61,8 34,47 
Sreehdler. . . 20... 712 33,47 
Bürtler . » > 2 2002. 60,0 37,00 
Hutmader . » . 2... 80,0 29,33 
Sumeliere . . 74,1 38,75 
Kamm⸗ und Fechermacher 55,5 27,00 
Kleidermacher . . . 76,8 30,42 
Rofamentierer . . . . . 63,3 35,10 
Sdlolier. -. . » 2... 78,2 33,47 
CS huhmaderr . . . . . 79,7 30,04 
Zapegierer rn. 71,4 28,55 
Tiihler - . 2 2 202. 77,0 33,41 
Buderbäder . ». . 2... 83,3 | 24,20 


| | 


Nach den Angaben des Verbandsberichtes belief ji im Jahre 
1895 innerhalb des Verbandes die Zahl der Todesfälle infolge 
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von Erkrankungen der Athmungsorgane, alle Fälle von Tuberku— 
loſe al3 Lungentubertuloje gerechnet, auf nicht weniger als 71,3 %Vo 
aller. Im Jahre 1894 bezifferte fie ſich ſogar auf 74,4 Po. 

Mangelhafte Ausbildung und körperliche VBerfümmerung, das 
find die jpecifiichen Eigenjchaften der breiten Maſſe der Eleinge- 
werblichen Arbeiterſchaft, wie ſie durch das Lehrlingsweſen in 
feiner heutigen Yorm an einem in der Hauptjadhe von vornherein 
wenig taugliden Menichenmaterial jyftematiih herangezüchtet 
werden. Immerhin giebt es Ausnahmen und vielleicht in nicht zu 
geringer Zahl. Dennoch find die fortwährenden Klagen der Meifter 
über den fühlbaren Mangel an tüchtig gefhulten Arbeitern im 
Kleingewerbe nur zu begreiflich. Übt doch im weiteren Verlaufe 
der ſoeben charakteriſierte Ausleſeprozeß wie auf die Zufammen- 
feßung der Lehrlinge auch auf die des Gehilfenperjonales einen 
enticheidenden Einfluß aus. In allen Brandhen, wo er hoch— 
qualifizierter Hilfskräfte bedarf, entreißt der Großbetrieb dem 
Handwerk jeine beiten Gejellen, die im allgemeinen diefem Rufe 
um jo bereitwilliger folgen, al3 die großinduftrielle Produktion, 
von den früher erwähnten Vorzügen ganz abgejehen, ji) im 
Ganzen genommen größerer Stetigkeit erfreut, namentli unter 
den gefürchteten Saiſonſchwankungen in geringerem Maße zu 
leiden Hat!. 

Gerade die Arbeitsloſigkeit nun äußert eine weitere nach— 
teilige Wirkung. Auch die Überzähligen wollen ja leben, objchon es 
öfters ſchwer ift, zu jagen, wovon, da eine geregelte Arbeitslojen- 
verlicherung größeren Stiles wohl nur bei den Buchdrudern befteht, 
etwaige Erjparnifje in der Regel bald aufgezehrt find. Im Sommer 
bilden die Bau- und Schankgewerbe die Sammelbeden für Kondi- 
tionsloſe aller Brovenienz, im Winter müfjen vielfach die Kranten- 
kafſen al3 Berficherungsfonds herhalten, Schneefchaufeln und andere 
Aushilfsarbeiten füllen die Lücken aus?. Dennoch geht es nur zu 


1 ch vermweife 3. B. auf die wejentlich geringere Dauer der saison morte 
in den Proßniber Kleiderfabriten gegenüber der im Handwerk beobachteten. 
(Unterfuchungen über die Lage des Handwerks in Öfterreich, S. 487 ff.) 

2 „Aughilfstellner, das find meift Leute, die ein gewiſſes Alter erreicht 
haben und feinen Poften mehr erhalten, die fich im Prater fortwurfteln müſſen. 
Diele gehören anderen Branchen an.“ (Gewerkichaftzenquete von 1892/93, ©. 211.) 
Bol. auch Unterfuchungen über die Lage des Handwerks in Öfterreih, ©. 64, 
439, 626. 
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häufig nicht ohne Schulden ab. Bettfrau, Herbergawirt und Krämer 
helfen vorübergehend aus. Viele freilich werden in ber toten Zeit 
buchitäblid von ihren Mädchen und Frauen unterhalten. „Wenn 
mein Weib nicht was verdiente”, jagt ein Arbeiter! lakoniſch, „fo 
könnte ich nicht Ieben.“ Ledige wandern wohl aud) wochen- und 
monatelang von einer Naturalverpflegftation zur andern, machen 
unliebfame Bekanntſchaft mit dem Schubwagen?, oder fallen fchließ- 
lid dem Lumpenproletariat anheim?. Aber noch einen Ausweg 
vergaß ich zu nennen, die jelbftändige Etablierung. So unge 
eignet die Gelegenheit ift, jo häufig wird fie ergriffen. Und wenn 
der tüchtige Arbeiter in geficherter Stellung für gewöhnli nur 
geringe Neigung empfindet, einem unficheren Glüde nachzujagen, 
darf der Arbeitzlofe billig wagen, e3 auf die Probe zu ftellen, weil 
er nicht3 zu verlieren hat. In der Regel geihieht dies ohne Kapital 
und, was noch verhängnißvoller ift, ohne genügende Gefchäfts- 
fenntni3. Sind e8 doch gerade die mangelhaft ausgebildeten Ge— 
jellen, welche, der Gefahr der Arbeitzlofigkeit am ftärkften ausge— 
jeßt, au) am Ichwerften eine Stellung finden und demgemäß am 
eheften der Verſuchung unterliegen müſſen, ſich ala „Meiſter“ 
niederzulafien. Häufig ift dann die Anmeldung des Gewerbes 
eine reine Yormalität, der damit verbundene Erwerb des Rechtes, 
Lehrlinge zu beſchäftigen, die Hauptſache. Spärlihe Kundenarbeit, 
joweit fie überhaupt vorhanden war, wird binnen kurzem durch 


I Gewerkſchaftsenquete von 1892/93, ©. 79. 

2 Selbſt der Nachweis einer regelmäßigen Arbeitzlojenunterftüung fichert 
nicht vor diefem Schickſal! 26 derartige Fälle werden im Thätigkeitäbericht des 
Buchdruderverbandes für 1894-96, ©. 20, erwähnt. 

3 „Wir in der Hauptftadt wifjen,“ bemerkt der Buchdruder Höger, „um 
Eie in den großen Städten Öfterreich® werben dasſelbe gefunden haben, ba 
fagen wir, 200 Perſonen unferer Branche fich hier aufhalten, von denen man 
das ganze Jahr nicht weiß, daß fie überhaupt eriftieren. Sowie aber eine Lohn⸗ 
bewegung im Zuge ift, tauchen dieje 200 auf ber Oberfläche auf und müflen 
unterftügt werden. Sie müffen gewillermaßen gelauft werben, damit fie mad 
nicht in die Trudereien hineinfallen und bei unſeren Leuten Deroute erzeuges 
Und dann giebt e8 auch wieder jehr viele Leute, die nur Eaifonarbeiter find, die 
im Winter in einem Gewerbe recht gerne arbeiten, bie aber im Sommer, fobald 
ed ſchön wird, aufhören, Luft an der Arbeit zu haben.” (Verhandl. d. zweiten 
öfterr. foc.sdem. Parteitages v. 1891, ©. 59.) Vergl. auch Gewerbeenguete bei 
Abgeordnetenh. v. 1893, ©. 447, 449, 665. — Schuhmacherenquete von 1891, 
e. 65. 11f., 23 f. 
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Heimarbeit erſetzt. Der Reft ift Lehrlingszüchtung, womit dann 
der geſchilderte Kreislauf von neuem anhebt. 

Immerhin könnten gar mande diefer Kleinen Arbeitsunter- 
nehmer ihr Auskommen finden, wären fie vieljeitig vorgebildet 
und überdies berechtigt, fc) den mannigfaltigften Bedürfniffen ihrer 
Kundſchaft anzupaſſen, um nicht vielen etwas, fondern wenigen vieles 
zu fein. Giebt e3 doch in jeglichem Haushalte zahlloſe Fälle, die das 
Eingreifen einer techniſch geſchulten Hilfskraft erfordern, während 
e3 unzweckmäßig ift, mit ihrer Erledigung größere Gefchäfte zu 
betrauen. Ein verbogener Haken, ein geloderter Nagel, ein zerrifjene 
Tapete, ein verſchobener Vorhang, ein zerbrochener Rahmen, ein 
wackeliger Tiſch, eine beftoßene Politur, eine zertrümmerte Scheibe, 
alles dies find Leiden, denen am beften abgeholfen wäre, wenn, mit 
den Gebräuchen des Haufes vertraut, ein einziger als wahrer 
spiritus familiaris für fie alle auffommen könnte. Die Entftehung 
und viel mehr noch die Beſchäftigung eines jolchen Univerſalhand— 
werkers ift in Öfterreich durch den Befähigungsnachweis unmöglid) 
geworden. Denn mag, um bei dem einmal gewählten Beiſpiel zu 
‚bleiben, der Tiſchler innerhalb der feiner Zeit genauer bezeichneten 
Grenzen tiſchlern und zimmern, jehloffern und tapezieren, drechſeln 
und ſchnitzen, verglafen und vergolden, anftreihen und Ladieren, 
verboten ift es ihm, in fremdem Haufe, wohin ev gerufen wurde, 
um einen Tiſch zu flicken, gleichzeitig den Dachſtuhl auszubefjern, 
ein lockeres Schloß zu befeftigen, eine Draperie aufzuhängen, eine 
Zapete zu verfleben, ein Fenfter zu verglajen, einen Rahmen zu 
vergolden, eine Diele zu ftreichen, einen Läufer anzunageln, und 
zwar auch dann, wenn er dieje Arbeiten zur beiten Zufriedenheit 
feines Auftraggebers ausführen könnte. Ja, e8 müßte ftveng ge— 
nommen ein Hausherr, der etwa gleichzeitig in jeinem Haufe nur 
fteben verſchiedene Nägel einzuhämmern hätte, aud) fieben Profejfio- 
niften, nämlich einen Dachdecker, einen Zimmermann, einen Spengler, 
einen Schlofjer, einen Schmied, einen Tifchler und einen Tapezierer 
holen laſſen, um den Anforderungen des Gejeges gerecht zu werben. 
Daß ex das fein bleiben läßt, brauche ich wohl nicht zu verfichern. 
Wohl aber xuft er fich den Hausmeifter oder einen Dienftmann 
von der Straße herauf, der ihn in wenigen Minuten und für 
einige Kreuzer von feinen Schmerzen kuriert. 

Genau in derjelben Richtung, d. h. fundenentfrembdend, 
wirkt die aus $$ 36 ff. d. ©.-D. ſich ergebende grundjägliche Trennung 


kn 
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don Gewerbe und Handel, nur daß anftatt der Arbeitzleiftungen bier 
MWarenlieferungen in Betracht Tommen. Nichts enfpricht mehr 
dem thatſächlichen Bebürfniffe, ala daß der Handwerker auch die 
von ihm nicht gefertigten Gebrauchsartikel des betreffenden Kon⸗ 
fumgebietes auf Lager halte; jo 3. B. der Frileur Bürften, Kämme 
und Schwämme, Parfums, Eſſenzen und Seifen, der Buchbinder 
Papier, Tinte und Federn, überhaupt Schreibutenfilien aller Art, 
der Tapezierer jederlei Gegenftände, die zur Ausſchmückung von 
Wohnräumen dienen können, u. ſ. w. Inſtinktiv fucht fie 
der Kunde bei ihm, da jein Intereſſe regelmäßig dahin geht, feinen 
Bedarf bei möglihft wenigen Lieferanten zu deden. Aber aud 
der Gewerbsmann kommt dabei auf feine Rechnung; denn, je 
mannigfaltiger die Beziehungen zwijchen beiden Zeilen, defto größer 
die Intenſität des perjönlichen Verkehrs, defto enger das Band, 
das beide miteinander verknüpft. Die Gewerbeabgrenzung hat diefe 
günftige Geftaltungstendenz zerftört. Der Kunde, in vieler Hin- 
ſicht ausichließlich auf den Händler angewieſen, wird gewahr, daß 
er auh im übrigen des Handwerkers entraten kann, und das 
ökonomische Princip der Bedarfsdeckung verleitet ihn dazu, von 
diefer Gelegenheit Gebrauh zu machen. Der Kleingewerbetrei- 
bende aber verliert Hierdurch feinen Abſatz felbft in Fällen, in 
denen er ihn bei gewandter Gejhäftsführung recht wohl zu er 
halten vermödhte. 

Gleichzeitig drängt diefe Entwidlung zu einer bedentlichen 
Hhypertrophie des Kleinhandel3, der troß hoher Befteuerung 
unter dem Regime des Befähigungsnachweiſes ganz unzweifelhaft die 
günftigften Chancen hat und gerade die unternehmenden Elemente 
dem Handwerk entfremdet, wo die Gewerbeabgrenzung träge Indo— 
lenz ſchützt, thatkräftige Initiative behindert!. Dies zeigt fid 


I Vgl. dazu die intereffanten, über ben Gemijchtwarenverfchleit angeftellten 
Erhebungen der Wiener Kammer: Bericht betr. bie Regelung bes Gemifkchtwarer 
verſchleißes. (Protofolle d. nied. öfterr. Handeld- und Gewerbefammer, Jahrg 
1893, Beil. 1, 3. 2818/1893.) Ferner Statiftifche Arbeiten d. Brünner Handeli- 
u. Gewerbefammer. Gewerbezählung des Brünner Kammerbezirkes nad en 
Stande vom 1. Juni 1897. Brünn 1897. ©. XIII f. Aus ihren Grgebniffes 
kann nad) Stefan Bauer ber Schluß gezogen werden, „dab die gegenwärtige 
Gewerbepolitit durch die Eindämmung des freien Gewerbebetriebes eine Neil 
von jelbftändigen Unternehmereriftenzen dem Handelsbetriebe zugeführt habe 
Menn überhaupt, jo habe die einfchränfende Politik in diefer Richtung gewirkt." 
Man denke 3. B. an die Beſchränkung der Tiſchler in der Koffererzeugung, bet 
Ausführung von Tapezierarbeiten u. ſ. w. 
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vor allem in den Städten, vielfad) aber auch auf dem Lande. 
Denn nicht der Handwerker, der Gemifchtiwarenverfchleißer, dem 
häufig ſchon der Vertrieb des Monopoltabaks die Kunden in den 
Laden treibt, beherricht das Dorf, während fich jelbft Schufter und 
Schneider oft nur mit Mühe neben ihm zu behaupten vermögen. 
Iſt aber der Nachteil diejer Tendenz, die der Befähigungsnachweis 
allermindeiten® befördert, nicht weit größer als der Schaden, den 
die gegenwärtig nahezu völlig befeitigte Konkurrenz der Strafhaus- 
arbeit! ehemal® dem Kleingewerbe zufügte, größer auch als der 
Nuten, den ihm je des Staates neuerworbene Kundichaft? zu 
gewähren vermag? 

Nach alledem ift e8 wahrlich feine Übertreibung, wenn ic) 
früher erflärte, daß der Befähigungsnachweis mit feinen Anner- 
inftituten die Eriftenzbedingungen eine8 den modernen Bedürfniffen 
angepaßten Kleingewerbes ſyſtematiſch untergrabe. Bleibt man 
auf der betretenen Bahn, jo naht die Stunde, wo auch dem „Ge- 


ı über die frühere Zeit vgl. C. I. Haud, Die Strafhaußarbeit. Ein Not- 
ruf der Gewerbetreibenden und der Arbeiterbevölkerung Öfterreichd. 3. Aufl. 
Wien 1886. Protokolle der nied. öfterr. Handela: u. Gewerbefammer, Jahrg. 1886. 
Beil. 7, 3. 2900/1886. (Komiteebericht, betr. die Konkurrenz der Strafhaugarbeit.) 
Protokolle der Reichenberger Handels- u. Gewerbefammer, Jahrg. 1886, ©. 136 ff. 
(Bericht des erften Komitees über die Reform der Strafhausarbeit.) Die Reform 
wurde angebahnt durch die Verordnung d. Yuftizminifteriums dv. 12. April 1885, 
3. 5456, betr. die Regelung der Lohn: u. Preistarife für die gewerblichen Arbeiten 
in Strafanftalten. (Verordnungsblatt d. 8. K. Yuftizminifteriumg 1. Jahrg. 
1885.) Vgl. auch die Mitteilung im Verordnungsblatt, 2. Jahrg. 1886, ©. 129. 
Seitdem ift, wie gejagt, die gewerbliche Strafhausarbeit jo gut wie befeitigt. 
Über die neuere Geftaltung fiehe Walter Schiff, Zwangsarbeit: u. Beſſerungs⸗ 
anftalten in Öfterreich. (Statiftifche Monatzfchrift, 21. Jahrg. 1895, ©. 110 ff.) 
Ferner Bericht des nied. öſterr. Landesausſchuſſes über feine Amtswirkſamkeit 
1893/94, ©. 363 ff., Zwangdarbeitd- u. Beſſerungsanſtalten, und Bericht des 
Landesausſchuſſes über die mähriihen Zwangsarbeitsanſtalten i. J. 1898. (Prot. 
d. mähr. Landt., Nr. 422 db. Beil. L. H. ai 1895.) 

2 &3 Handelt fi um die Heranziehung des SKleingewerbes zu Heeres⸗ 
Lieferungen. Bol. darüber Stenogr. Prot. d. Delegationen des Reichsrates, 
XXXI. Seſſ., S. 119 ff. Zufammenftellung über die Beteiligung der Klein: 
gewerbetreibenden der Schuhmacher», Sattler: und Riemerprofeffion an den Heeres: 
Lieferungen f. d. 3. 1895 u. 1896. Daſelbſt auch Nachweife über die früheren 
Jahre. Es wurden 3. B. 1895 im ganzen 10586 Schufter und 201 Sattler und 
Riemer mit Lieferungen in einem durchichnittlichen Werte von je 27,84 Gulden 
bez. 329,50 Gulden beteilt. Die Ergebnifle f. d. J. 1896 lagen noch nicht ab: 
geichloflen vor. 
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werbefreunde” fein Handwerk gelegt werden wird. Schon heute 
aber mag er angeficht3 der traurigen Lage ſeines immer tiefer 
fintenden Schüßlings treuherzig die Worte ſprechen: 

Seh ich dich, befter Mann, nur an, 


Weiß nicht, was mich nach deinem Willen treibt; 
Ich Habe ſchon ſoviel für dich gethan, 


Daß mir zu thun faft nichts mehr übrig bleibt. 
Denn e3 geht zu Ende. — 


Zweiter Abfchnitt. 
Die Zwangsgenoſſenſchaft. 


Dorbemerfung. 
Der Unterjuhungsgegenitand. 


Tas Gejeß! beftimmt: „Unter denjenigen, welche gleiche oder 
verwandte Gewerbe in einer oder nachbarlichen Gemeinden betreiben, 
jamt deren Hilfsarbeitern (Gehilfen, Gejellen, Lehrlingen) ift der be- 
ftehende gemeinjchaftliche Berband aufrecht zu erhalten und, infofern 
er noch nicht vorhanden, nad) Einvernehmung der Handel3- und Ge- 
werbefammer, welche diesfall3 die Beteiligten zu hören hat, ſoweit 
e3 die örtlichen Berhältniffe nicht unmöglich machen, durch die Ge- 
werbebehörde herzuftellen.“ Es Tann jedod) „eine Genoſſenſchaft nad 
Umftänden auch die Gewerbetreibenden und Hilfsarbeiter mehrerer 
Gemeinden und verichiedenartiger Gewerbe umfafjen” (3106). Auch 
dürfen ſolche Korporationen „zur befieren Wahrung ihrer Inter⸗ 
efien Verbände errichten, welche entiveder aus den gleichartigen 
und verwandten oder aud) aus verjehiedenartigen Genofjenjchaften 
durch freien Beitritt gebildet werden Tönnen“ ($ 114). Die Ge- 
noſſenſchaft ift Zivangsvereinigung. Und zwar ift ipso jure „Dtit- 
glied“, wer „in ihrem Bezirke das Gewerbe, für welches diejelbe 
beſteht“, jelbftändig und nit „fabrikmäßig“ betreibt (SS 107 f.), 
„Angehöriger”, wer als Gehilfe oder Lehrling bei einem Genofjen- 
Ihaftsmitgliede in Arbeit oder in der Lehre fteht, für die Dauer 
des Arbeit3- oder Lehrverhältnifies ?. 


ı Sämtliche Angaben nad der Novelle von 1883, die für die folgende 
Unterſuchung in erfter Linie maßgebend ift. 
2 Übrigens läßt fi) die Tauer der Genofienfchaftsangehörigteit der Gehilfen 
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Der geſetzliche Zweck der Genoſſenſchaft „beſteht in der Pflege 
des Gemeingeiſtes, in der Erhaltung und Hebung der Standesehre 
unter den Genoſſenſchaftsmitgliedern und Angehörigen, ſowie in 
der Förderung der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen ihrer 
Mitglieder und Angehörigen durch Errichtung von Vorſchuß— 
kaſſen, Rohſtofflagern, VBerkaufshallen, durch Einführung des ge- 
meinſchaftlichen Maſchinenbetriebes und anderer Erzeugungs⸗ 
methoden u. ſ. w. Insbeſondere liegt ihr ob: 

a) die Sorge für die Erhaltung geregelter Zuftände zwiſchen den 
Gewerbsinhabern und ihren Gehilfen, befonder3 in Bezug auf den 
Arbeitsverband, ſowie die Errichtung und Erhaltung von Ges 
noflenjchaftsherbergen und die Einführung einer Zuſchickordnung; 

b) die Vorſorge für ein geordnetes Lehrlingsweſen durch Er- 
lafjung von der behördlichen Genehmigung zu unterbreitenden Be 
ftimmungen: 

über die fachliche und religiös-fittlihe Ausbildung der Lehr⸗ 
linge; 

über die Lehrzeit bei nicht handiwerfsmäßigen Gewerben, bie 
Lehrlingsprüfungen u. dergl., ſowie die Überwachung der Ein- 
haltung dieſer Beitimmungen, dann die Beftätigung der Lehr 
zeugniſſe; 

über die Bedingungen für das Halten von Lehrlingen über- 
haupt, ſowie über da3 Verhältnis der leßteren zur Zahl der Ge- 
hilfen im Gewerbe; 

ec) die Bildung eines jchiedsgerichtlichen Ausſchuſſes zur Aus: 
tragung der zwiſchen den Genofjenichaftsmitgliedern und ihren 
Hilfsarbeitern aus dem Arbeits-, Lehr- und Vohnverhältnifie ent- 
jtehenden Streitigkeiten; dann die Förderung der ſchiedsgericht⸗ 
lichen Anftitution zur Austragung von Streitigkeiten zwiſchen den 
Genojjenihhaftsmitgliedern ; 

d) die Gründung oder Förderung von gewerblichen Tachlehr- 
anftalten (Fachſchulen, Kehrwerkftätten u. dergl.) und die Beauf- 
fihtigung derſelben; 








aug dem Geſetz nicht klar erſehen. Nah 8 120 Ab}. 7 d. G.O. „können Gehilfen, 
welche bereits durch 6 Wochen außer Arbeit ftehen, an der Gehilfenverfammlung 
nicht teilnehmen und werden der ihnen anvertrauten Funktionen verluftig”. 
woraud im Gegenjaße zum Wortlaute des $ 106 („die Hilfsarbeiter der zu eimer 
Genoſſenſchaft vereinigten Gewerbainhaber find Angehörige der Genoffenkhaft”) 
zu Schließen wäre, dab fie während der Dauer diefer 6 Wochen Genofienkhafti- 
angehörige blieben. 
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e) die Vorſorge für die erkrankten Gehilfen durch Gründung 
von Krankenkaſſen oder den Beitritt zu bereit beftehenden; 

f) die Fürſorge für erkrankte Lehrlinge, inſofern nicht bereits 
die geſetzliche Verpflichtung des Lehrheren eintritt; 

eg) die alljährliche Erftattung von Berichten über alle jene Vor— 
kommniſſe innerhalb der Genoſſenſchaft, welche für die Aufftellung 
einer Gewerbeftatiftit von Weſenheit find. 

Außer diefen regelmäßigen Berichten haben die Genofjen- 
ſchaften über die ihren Zweck berührenden Verhältniſſe an die Be- 
hörden und an die Handels- und Gewerbefammer ihres Bezirkes 
über Verlangen Auskünfte und Gutachten zu erftatten und 
tönnen in dieſen Beziehungen auch aus eigenem Antriebe dieſe 
öffentlichen Organe behufs Förderung ihrer Zwecke in Anſpruch 
nehmen.” ($ 114.) 

Es ift zu umterfuchen, intvieweit die 1883 geplante zwangs— 
genofjenjchaftliche Organifation, die ja in der Hauptjache eine 
jolche des Kleingewerbes ift, zur Durchführung gelangte und ob‘ 
fie ihren geſetzlichen Zweck erfüllte. Inſofern fie jedoch an frühere 
Verſuche anknüpfte, deren Ergebniſſe möglicherweife nicht ohne 
Einfluß auf die jpätere Geftaltung geblieben find, ift einleitungs- 
weije auf jene zurüczugreifen. 


Erſtes Kapitel. 
Bünfte, Innungen und Genofjenihaften vor 1883. 


Bünfte und Innungen vor 1859 befanden ſich in einem Zu- 
ftande troftlojen Verfalles. Das Jahr 1848 hatte ihnen den lebten 
Reſt gegeben. In den Hauptftädten, namentlich) dann, wenn 
größere Korporationsvermögen ihnen eine Art Rüdhalt verliehen, 
mochten fie noch) hie und da eine gewifje, wenn auc regelmäßig 
unerfreulihe, Thätigkeit entfalten. Viel ſchlechter jtand es im 
ben Kleinftädten, am jchlimmften auf dem Lande. „Das Zunft 
weſen auf dem Lande,“ jo berichtet ein Ökonomijcher Schriftfteller 
jener Tage, „bietet uns ein Bild der Verirrung und geiftigen 
Verſunkenheit, wie es in den Städten ſchwerlich jeinesgleichen 

würde. Wir können daraus erjehen, bis zu welchem Grade 
finnlojen Gebahrens ein gebantenlojes Hängen an Kängjt ver⸗ 


Baentig, Gewerbliche Nittelftandspolitif. 
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roſteten toten Formen ohne Weſen führen kann. Bei den meiſten 
dieſer Zünfte haben ſich die alten Förmlichkeiten erhalten: die 
feſtlichen Zuſammenkünfte, die Fahnen, die Kaſſen, aber eben nur 
die Kaſſen aus Blech und Eiſen, mit Schloß und Riegel. Im 
Innern derfelben ift in den meiften Fällen nichts; deshalb nichts, 
weil die Vereinsgelder unregelmäßig eingehen und gar oft nidt 
eingetrieben werben können, denn die Privilegien find häufig ent- 
weder längft vermwittert, oder bei Feuersbrünften und bei anderen 
Gelegenheiten im Laufe der Zeit verloren gegangen“ !. Der Ber- 
faffer ſchildert die Zuftände des nordöftlichen Böhmens. Zahl 
reiche Kammerberichte aus den verjchiedenften Zeilen der Monarchie 
gelangen zu dem gleichen Ergebniffe und. werden durch die aus 
jener Beit überlieferten ftatiftiihen Daten beglaubigt. 

So betrug in Niederdfterreich? Anfang der fünfziger 
Jahre die Zahl der Gremien, Innungen und innungsmäßigen 
Vereine 
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Y 3. Piesling, Nationalöfonomifche Briefe aus dem norböftlichen Böhmen, 
©. 71. Über den Verfall der torporativen Unterftügungsthätigkeit vgl. namentlid 
auch den Bericht der Handels- und Gewerbefammer Prag über die Arbeitslöhne 
und bie zur Unterftüung der Gewerbsarbeiter beftehenden Anftalten im Prager 
und Pardubiher Kreife. Prag 1851. ©. 39 ff., bei. 41. 

® Die Tabellen wurden berechnet nad) der Statiſtiſchen Überficht der wid 
tigften Produktionszweige in Öfterreich unter der Enns, herausgeg. von der 
niederöfterr. Handels: und Gewerbekammer. Wien 1855. ©. I1ff., 68 ff, 206f 
356 ff., 480 ff. Die betreffenden Erhebungen wurden 185153 veranftaltet 
Unter den aufgeführten Verbänden find viele nicht berufsgenoffenfchaftlice, 
ſondern gemifchte Vereinigungen. Auch find fie keineswegs ſämtlich Zmangir 
verbände, ſondern großenteild nur „freie innungsmäßige Vereine zu wohlthätigen, 
fittlichen und religiöfen Zwecken“. Cine weitere Verarbeitung der in ber Gtatifit 
fonft enthaltenen Angaben ſchien aus formellen Gründen undurchführbar. Berl 
übrigens Rudolf Kobatſch, Das öſterreichiſche Gewerberecht unb feine bevor 
ftehende Reform, Conrads, Jahrb. f. Nat.-Öf. u. Gtat., 8. F.. XL DB 1896 
©. 785 ff., bei. ©. 700 ff. 
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Diejenige der gewerblichen Verbände 
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Danach hatten, ungerechnet die 16 Korporationen von unbe— 
tannter Größe, in ganz Niederöfterreich 96, d. 5. nahezu Y/ aller, 
nicht mehr als 10, volle 247, d. h. mehr als Y/a, nicht über 20 
Mitglieder. Nur 153, d. i. wenig über Ys, konnten mehr als 50 
Angehörige aufteilen, und fieht man von Wien ab, fo fand 
fih im ganzen Kronlande eine einzige Korporation, die über 
mehr ala 200 verfügte. Ebenjo bezeichnend ift die Ginnahmen- 
ftatiftit. Ungefähr "/r, in Wien fogar "/s aller Verbände, beſaßen 
überhaupt feine Ginnahmen. Von den übrig bleibenden 617 
hatten 65, d. h. über "ho, Einnahmen nur bis zu 10 Gulden 
jährlich, 383, aljo weit über die Hälfte, ein Einkommen bis zu 
50 Gulden, 485, d. i. über ?/s, ein ſolches bis zu höchſtens 100 Gulden. 
Korporationen mit Revenuen über 500 Gulden trifft man fat 
ausſchließlich in Wien. In einem der vier Kronlandsbezirke, im 
Kreije über dem Manhartsberge, gab es keine einzige Vereinigung, 
deren Einnahme die Summe von 200 Gulden überjchritten hätte. 

Dabei lagen, wie die ftatiftifchen Erhebungen der Brünner 
Kammer beweifen?, die Verhältniffe in Niederöfterreich, nament- 


? Darunter auch diejenigen, Hinfichtlich deren es zweifelhaft ift, ob fie über 
Haupt feine Einnahmen Hatten, oder fi) nur nicht darüber auszuweiſen vers 
mochten. 

2 Bericht der Handels: und Gewerbefammer in Brünn über die gewerbs- 
und handelsſtatiſtiſchen Verhältniffe ihres Bezirkes i. J. 1851. Brünn 1854. 
S. TIff., Anhang ©. 2. Das darin enthaltene Material wurde bereit ver- 
‚arbeitet von Ferdinand Schmid in feinen Statiftiichen Studien tiber die Ent- 
wicklung der öfterreichiichen Gewerbegenoſſenſchaften mit befonderer Nüdficht auf 
die Wiener Genoffenjehajten, Statiftiiche Monatsjrift, 14. Jahrg. 1888, ©. 167 fi., 
223 ff. Die ftatiftifchen Tabellen des Textes wurden feiner Arbeit entnommen 
und ftichprobenmweife nachgeprüft. 

23* 
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lich in Wien, noch keineswegs beſonders ungünſtig. In ihrem 
Bezirke nämlich gab es Ende des Jahres 1881 Innungen 
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Eine Innung hatte ihr Vermögen nicht ziffermäßig ausgewieſen. 
2 Auch diejenigen Innungen umfaffend, von denen wegen der Geringfägig 
teit der Ginnahmen und Außgaben feine Rechnung geführt wurde. 











Demnach waren 1851 im Brünner Kammerbezirk 844 Zünfte 
und Innungen, und zwar 610 einförmige und 234 gemifchte, vor— 
handen. Von ihnen befaßen genau %s nicht mehr als höchſtens 10, 
nahezu ®/s nicht über 20 Mitglieder. Drei allein hatten deren 
mehr als 200 aufzuiweifen. 611 unter 843, d. i. faſt a, ver— 
fügten überhaupt nicht über Vermögen, und dasjenige des Reſtes 
iſt bis auf Ausnahmen kaum der Rede wert. Rund Ys jümt- 
licher Korporationen hatten weder über Einnahmen noch Aus- 
gaben zu berichten und bei weit über ?/s der übrigen ſchwanken 
beide zwifchen 1 und 50 Gulden. 

Nach weiteren Angaben der Kammer? belief ſich damals das 
Gejamtvermögen der gewerblichen Verbändeauf 224114 Guld. E.=M., 
wovon jedoch) allein %s auf die Innungen in Iglau und Brünn ent= 
fallen. Auch hier verteilt fich diefe Summe wiederum auf ſehr wenige 
Korporationen: 188416 Gulden, d. i. 2/4 des Gefamtvermögens, wer⸗ 
den von ben Tucher- und Weberzünften und der Jglauer Mälzerichaft 
in Beichlag genommen. Wie wenig bleibt da für die andern! 
Unterftügungszwerfe werben zwar faft von allen Innungen noch ver— 
folgt, doc) fehlt es xegelmäßig an geordneten Einrichtungen. Meift 
erjcheint die Innungskaſſe als Unterftügungsfonds, jeltener werden 
von Meiftern oder Gehilfen bejondere Beiträge geleiftet. Doc 
bleiben, auch wo dies der Fall ift, Höhe und Art des Unter- 
Hüßungsanipruches gewöhnlich unbeftimmt®. Demgegenüber wird 


2 Huch diejenigen Innungen umfafjend, von denen wegen ber Geringfügigs 
teit der Einnahmen und Ausgaben feine Rechnung geführt wurde. 

294.00. ©. 83ff. 

3 Don ber Innungskaffe getrennte und ſtatutariſch geordnete Kaſſen für 
Unterftüung der Meifter in Krankheit u.f. w. wie ihrer Witwen und Waiſen 


— 
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hervorgehoben, daß „die Verwendung der Innungsgelder für Schmau- 
fereien, unverhältnigmäßige Beſoldung der Innungsporftände und 
andere teils ungejeßliche, teils überflüffige Ausgaben nicht fo ganz 
felten verkomme.“ Erwägt man endlich, daß von den im ganzen 
38 751 jelbftändigen Gewerbe- und Hanbeltreibenden des Kammer- 
bezirkes überhaupt nur 20222, aljo nur wenig über die Hälfte 
aller, inforporiert find, fo wird man ſich eine richtige Vor- 
ftellung von der geringen Bedeutung diefer Reſte genoſſenſchaft - 
lichen Lebens machen können. ‚ 

Sollte nun in Mähren die geoßinduftrielle Entwicklung un 
günftig eingewirkt haben? Vielleicht! Ausſchlaggebend jedoch 
kann ihr unmittelbarer Einfluß nicht geweſen ſein. Zeigt doch 
das abgelegene Bergland Steiermark ein analoges Bild. Es 
betrug nämlich 1853 im Grazer Kammerbezirke! die Zahl der 
vorhandenen Innungen 
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finden ſich nur bei 9 einförmigen und 2 gemifcten Innungen. Eigentliche Ger 
jellenlaben haben nur 30 einförmige und 12 gemiſchte Verbände aufzuweiſen 

4 Bericht der Grazer Handels und Gewerbefammer über bie gewerbs . m 
Handeläftatiftiichen DVerhältniffe ihres Bezirkes f. d. 3. 1858, ©. 112ff. Bel 
dazu wiederum Ferdinand Schmid a. a. D. 


u - 


Es beſaßen alſo von den 265 Innungen, über deren Mitglieder 
zahl Daten vorliegen, 87, d. i. genau Ys aller, nicht mehr ala 
höchſtens 10, 195, d.i. %/4, nicht über 30 Mitglieder und nur 29 deren 
mehr als 50. Won den 262 Korporationen, deren Wermögensver- 
hältnifje bekannt find, Hatten 107, d. i. über °/, ein Vermögen 
überhaupt nicht aufzuweiſen. Unter den übrigen 155 vermochten 
74, d. i. rund die Hälfte, nur einen Kafjenbeftand bis zu 50 Gulden 
zu verzeichnen. Bloß 5 verfügten über mehr als 500 Gulden. 
Eine regelrechte Finanzwirtfhaft, und exft recht eine wirkſame 
Unterftüßungsthätigteit war demnach ſchon durch die Armjeligkeit 
der zur Berfügung ftehenden Mittel ausgejchloffen. In der 
That jcheint jene bereit zu Beginn der fünfziger Jahre erloſchen 
geweſen zu fein. 

Auch im Grazer Kammerbezirk ift nur noch ein Teil der jelbftän- 
digen Gewerbetreibenden inforporiert: 6279 der legteren Art ſtehen 
5942 Wilde gegenüber. Gleiches wird aus dem Reichenberger 
Kammerbezirk berichtet, wo Ende des Jahres 1860 von 63592 
nur 28014 den insgefamt 959 Zünften und Innungen angehörten!. 
Berüdfichtigt man endlich, daß in einigen Provinzen des Reiches, 
jo namentlih in Südtirol und Krain, Görz ımd Gra— 
disca, Jftrien und Trieft?, desgleidhen auch in einzelnen Ge- 
bieten Galiziens und der Bukowina? ein gewerbliches Korpo- 
rationsweſen entweder nie beftanden hatte, oder bereits eingegangen 
war, jo wird man annehmen dürfen, daß bei Erlaß des Patentes 
don 1859 allerhöchitens die Hälfte dev gewerbliden Unternehmer 
in Innungen, bez. freien innungsmäßigen Vereinen organifiert 
und ihrer problematifchen Segnungen teilhaftig war. Bekanntlich 
verfuchte die neue Gewerbeordnung diefem mißlichen Zuftande ein 
Ende zu machen. Eine univerjelle Organijation ſämtlicher Handel» 
und Geiwerbetreibenden der Monarchie wie ihrer Hilfsarbeiter 
jollte den geſunkenen Gemeingeift neu beleben und zugleich eine 
Reihe jocialpolitifch bedeutungsvoller Zwecke verwirklichen. Wie 
gelang diefer groß angelegte Plan? 

„Es find mir Fälle befannt“, erklärt 1883 ein Experte, 


* Bericht der Reichenberger Handels- und Gewerbefammer über die Jahre 
1857—1860. Neichenberg 1862. ©. 263 ff., 269. 

® Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., I. Seſſ, S. 1630, 1649, 1669. 

® Protokolle der am 24. April 1895 ftattgehabten Plenarfigung der Brodyer 
Handels» und Gewerbefammer, ©. 3. 

+ Enquete über die Arbeiterſchutzgeſetzgebung von 1883, ©. 126. 


ka 


— 3560 — 


„Fälle, welche beweijen, daß bei ung mit Ausnahme der Steuer: 
angelegenheiten in der Durchführung der Geſetze eine große Ge- 
mätlichteit herricht.“ Diefe „Gemütlichkeit“ oder, beſſer geſagt, 
bureaufratifche Willkür, ein Überbleibjel langjähriger abfolutiftifcher 
Traditionen und, wie befannt, noch heute eine dharakteriftifche 
Eigentümlichteit öſterreichiſcher Verwaltungspraxis, mußte fid 
doppelt geltend machen zu einer Zeit, da der alte Kaijerftaat jo- 
eben erft in die geordneten Bahnen des Konftitutionalismug ein- 

lenkte. Jedenfalls hat fie dahin geführt, daß das VII. Hauptftüd 
de3 Patentes von 1859 durch eine Art von Rechtsgeſchäft, d. h. 
durch ſtillſchweigende Übereinkunft der intereffierten Faktoren, 
außer Kraft gejeßt wurde !. 

Sp jehr man nämlid am grünen Tiſche die Vorzüge der 
neuen Genoſſenſchaften gepriejen hatte, jo geringen Anklang fan: 
den fie, wie ſich fogleich nach dem Inkrafttreten des Geſetzes her- 
auäftellte, bei den Nächitbeteiligten. Schon die unteren Gewerbe— 
behörden, welche die geplanten Verbände hätten ins Leben 
rufen follen, waren ihnen nicht geivogen. Bon alteräher gewohnt, 
innerhalb ihres Iofalen Wirkungskreiſes ziemlich unbefchräntt zu 
walten, und durd) die früheren Erfahrungen gewihigt, fonnten fie 
nur wenig Luft verjpüren, ihre Alleinherrſchaft fortan mit Selbft- 
verwaltungsorganen zu teilen, von denen ſie Traglos feine Er 
leihterung, jondern eine Mehrbelaſtung zu erwarten hatten. Erft 
recht widerſetzten ſich die Gewerbetreibenden Jelbft ihrer Aktivierung. 
Namentlich die Mitglieder der alten Zünfte und Innungen, denen 
da3 neue Gejeß ihr Zodesurteil geſprochen hatte, klammerten fi 
an ihre Privilegien und weigerten jih um jo hartnädiger den 

1 jibrigens wirkte diefe lare Auffafjung auch auf bie Theorie hinüber. Ge 
hat M. von Etubenraud (Handbuch des öfterreich. Gewerberechtes. Win 
1860. ©. 186) aus der Beftimmung bes $ 106, daß der „gemeinjchaftliche Ber: 
band ſoviel, als möglich, Herzuftellen ſei“, jchließen wollen, daß „fein abfoluter 
Zwang zur Bildung von Genoſſenſchaften im Geſetze ausgeſprochen worden jei‘. 
Sollte durch jene VBorjchrift den Behörden auch die Möglichkeit offen gehalten wer 
den, auf die Bildung von Genoſſenſchaften da zu verzichten, wo unüberwindlice 
Hinderniffe dem im Wege ftänden, jo entſprach es gewiß nicht ber ratio legis, daß 
der Behörden und Gewerbetreibenden freies Belieben darüber entjcheiden ſolle. 
Die öffentliche Meinung zweifelte nicht im geringften am formellen Beſtehen bed 
Genoſſenſchaftszwanges. Wäre doch andernfalls die Einbringung unb Beratung 
des auf feine Bejeitigung gerichteten Antrags Skene finnlos gewejen. Gerade ber 
Zwangscharakter der Genofjenichaften war e8 ja auch, über ben man ſich bei ber 
DVorberatung des Gejekes jolange nicht hatte einigen können. 
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Genoſſenſchaften beizutreten, als fie davon eine Schmälerung 
im Genuß ihres Korporationsvermögens befürchten mußten. 
Nicht viel anders jtand e3 mit den übrigen. War bei ihnen 
der Eorporative Gemeingeift ohnehin ausgeftorben, jo wurde er 
durch die Ausfiht auf Genoſſenſchaftsumlagen und Kranken— 
Tafjenbeiträge, Einführung von Sciedsgerichten und Regelung 
des Lehrlingswejens gewiß nicht zu neuem Leben erweckt, am 
wenigjten bei den Großinduftriellen, die fi in ihren Inter 
effen überdies durch das Übergewicht der Kleinen Leute bedroht 
fahen. Und wie hätten endlich gar die Arbeiter fid) für Organi- 
jationen erwärmen können, in denen fie wohl beherrfcht, aber nicht 
einmal ordnungsmäßig vertreten jein follten? 

Hierzu kam noch, daß auch viele Kammern, deren thätige Mit- 
wirkung nicht wohl entbehrt werden konnte, nad) der einen oder 
anderen Rihtung Schwierigkeiten bereiteten. Einzelne, jo die von 
Roveredo, Laibad und Trieft, lehnten jenes Anfinnen kurzer 
Hand ab!. Andere, wie die Kammern von Innsbrud, Bozen 
und Feldkirch, jehten der behördlichen Aufforderung wenigſtens 
einen paffiven Widerftand entgegen ?. Die Mehrzahl ſuchte zwar 
den Schein des Nechtes aufrecht zu erhalten, exteilte dabei jedoch 
Ratſchläge, die ſich gejeßlich gewiß nicht begründen ließen. So 
verlangte beijpielsweife die Linzer Kammer geradezu, „mur freie 
Vereinbarung durch Überzeugung von der Zweckmäßigkeit nad) Maß- 
‚gabe der fpeciellen Landes-, Orts- und Gewerbsverhältnifje folle 
den Grundpfeiler der neuen Genoſſenſchaft bilden. Eine zwangs— 
weiſe Vereinigung der Genofjen wider ihren ausdrüdlichen Willen 
möge niemals Platz greifen.“ Die beftehenden Zünfte, betont die 
Kammer Olmütz, „ſeien nicht gewillt und pekuniär auch nicht 
in der Lage, die Pflichten des $ 114 auf ſich zu nehmen, und 
würden fich andererjeit3 jeder Einverleibung und Teilung wider— 
ſetzen.“ Wenigftens müſſe den Großinduftriellen geftattet werden, 
ſoweit fie fich zu den betreffenden Leiftungen verpflichten, den Ge— 
noſſenſchaften fern zu bleiben. Auch die Brünner Kammer will 
e3 bei einer Reorganijation der alten Innungen und Zünfte be= 
wenden lafjen. „Gegenwärtig nicht intorporierte Gewerbe jeien 
nur auf Verlangen einzuverleiben oder mit anderen zu einer Ge— 


Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., I. Seſſ, S.1632, 1669; Auftria, Wochen- 
ſchrift f. Vollswirtſchaft und Statiftit, 12. Jahrg. 1860, I. Bd., S. 5047. 
£ ® Sten. Prot. d. Abgeordnetenh., I. Sefj., S. 1632. 
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noſſenſchaft zu vereinigen, die mit einer Yabrilsbefugnis ver- 
ſehenen Etabliffement3 nur auf ihren eigenen Wunſch in eine 
Genoſſenſchaft einzureihen. Ein imperatives Vorgehen habe nur 
da einzutreten, wo augenfällige Anomalien oder die im $ 114 
borgejchriebenen Zwecke der Genofjenichaften es unerläßlich machen.“ 
Ähnlich äußern fich die Kammern Piljen, Troppau, Klagen: 
furt, Salzburg und Kralau, lebtere mit der fonderbaren 
Begründung, daß „die durch die Tradition geheiligten JIn⸗ 
ftitutionen der Zünfte und Innungen nicht zerftört werden 
dürften.” In ihrer Anftruftion zur Regelung des Genofjenjchafts- 
weſens heißt es ausdrücklich: „Kine Genoſſenſchaft entfteht aus 
dem freiwilligen Zufammentritt mehrerer arbeitäverwandter Ges 
werbetreibenden” oder, „je nach den Bedürfniffen der Beitretenden, 
aus Mitgliedern einer oder mehrerer der bisherigen Innungen 
und Zünfte” Allenthalben wird über unüberwindliche Hinderniffe 
geklagt, nicht zum mindeiten da, wo man ernftliche Organifatione- 
verjuche unternimmt, wie 3. B. in Wien und Prag. 

Kein Wunder aljo, daß der dem Parlamente 1861 durch den 
Handelsminifter abgejtattete Bericht über die Yortichritte der Ge 
noſſenſchaſtsbildung äußerft mager ausfiel. Zwar Tonnte man 
darauf hinweiſen, daß in Wien von 78 eingeteilten Genoffenfchaften 
bereit3 67, von 66 ın Prag genehmigten 43, von 20 in Reichen— 
berg geplanten, 14 Tonjtituiert feien; daß in 28 der insgeſamt 
207 Bezirke des flachen Landes von Böhmen die Errichtung von 
188 Genoſſenſchaften gänzlich durchgeführt, in weiteren 106 Be 
zirken 1012 „Tonftituiert” wurden, während in 69 ihre Bildung 
doch im Werden begriffen ſcheine. Was aber wollte dies befagen, 
zumal da, wie einige Abgeordnete behaupteten, im Olmützer 
Kammerbezirk, in Tirol und Vorarlberg, in Salzburg, 
Krain und Yıltrien bisher auch nicht eine einzige zu ftande ge 
kommen war?? 


1 Bal. dazu die Situngsberichte der Kammern aud dem Jahre 1860 in 
Auftria, 12. Jahrg. 1860, 1. Bd., ©. 161 ff., 222, 240 f., 294 f., 382 f., 368, 395 ff. 
397 f., 419 ff., 531f., 567 f., 579 ff., 628 f., 647, 682 f.; II. Bb., ©. 39f., 3791, 
349 u. |. w. — Sten. Prot. d. Abgeordnetendh., I. Eefi., S. 1608, 1688. — Biertel- 
jahräfchrift d. mähr. Gewerbevereing 1862, 1. u. 2. Heft, S. 26 ff. — Bericht 
der vereinigten 1. u. 2. Sektion d. niederöfterr. Handeld- und Gewerbelammet 
über die Regierungsvorlage einer neuen Gemwerbeordmung vom Jahre 1880. Wien 
1882. (Sigungsprotofolle, Beil. 3. 1299:1882.) ©. 18. 

2 Sten. Prot. d. Abgeordnetend., I. Seff, S. 1660; 1632, 1649, 1662, 1678. 
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Scheint num die Duchführung des Patentes von Anfang an 
eine jehleppende gewejen zu fein, jo kam fie von jet ab vollends 
ins Stoden. Zwar unterblieb bekanntlich die formelle Aufhebung 
der betreffenden Gejegesbeftimmungen, doch galt dieſe nichtsdefto- 
weniger als bejchlofjene Sache, jo daß keines der berufenen Organe 
ſich fernerhin noch gemüßigt fühlte, mit Exnft für die Errichtung der 
mißliebigen Ztwangsverbände zu wirken. Vielmehr fielen mit dem 
Aufſchwung des wirtichaftlichen Liberalismus während der ſechziger 
Jahre diefe jamt ihren jocialpolitichen Aufgaben der Vergefjen- 
heit anheim. Und jo wenig wurde man ihrer im praktifchen 
Leben gewahr, daß man e3 völlig verfäumte, jene „Kränfung des 
Prineips der wirtfhaftlichen Freiheit” endlich auszumerzen. Allen 
aber, denen es ernftlich um einen engeren Zufammenjhluß zum 
Zwecke gemeinfamen Handelns oder wechjelfeitigen Schutzes zu thun 
war, jhufen das neue Vereinsgeſetz von 1867 und das Geje über 
die Erwerbs- und Wirtjhaftsgenofjenichaften von 1873 erwünſchte 
Gelegenheit zu freier Bethätigung. Und die Statiftit! zeigt, daß 
man davon Gebrauch zu machen wußte. 











Vereine in Öfterreich | 1867 | 1870 | 1875 | 1880 
Am gangen nun. 4831 | 8088 | 12766 | 15831 
darunter 
Bildungzverie . . 22.» 77 191 296 288 
Konfumbereime » 2 2 0 0. 63 402 399 246 
Produltivaffociationen . . . - 12 Al 110 101 
Gewerbliche Fachvereine . 1 a 166 170 
Deren x Seföederung von Se 
werbe und Handel . . 28 49 32 135 
Kranfenunterftägungs- u. Leichen: : 
— | ae] rag 20 | 2788 
Politiiche Vereine. . 2... - _ 339 532 429 


Nicht alle dieſe Vereine find ſpecifiſch gewerbliche, nicht alle 
ihre Mitglieder gehören der gewerbetreibenden Bevölkerung an. 
Immerhin ftellte die letztere unzweifelhaft ein anjehnliches Kon— 
tingent und die raſche Entwicklung dieſer freien Verbände dürfte 
beweiſen, wie wenig der Charakter der gejeglichen Zwangsgenofjen- 
ichaften dem etwa vorhandenen Organiſationsbedürfniſſe Genüge 
zu leiften vermochte. Wie aber geftaltete ſich unter folgen Um— 
ftänden das Schidjal der Reſte mittelalterlichen Korporations- 
weſens? 


Statiſtiſches Jahrbuch, 1. Jahrg. 1882, ©. 89 ff. 
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Was zunähft Wien betrifft, jo mußte mangels zuverläffigen 
Materials auf eine genauere Darftellung verzichtet werden". 
Die Daten einer von der Kammer veröffentliddten Genofjenjchafts- 
ftatiftit für die Jahre 1861—65°? find nach den eigenen Worten 
de3 Referenten „viel zu unvollftändig, die Nachweifungen viel zu 
wenig homogen und die Mittel zur Kritik und Ergänzung der 
aufgeitellten Zahlen jo ungenügend” ®, daß fidd eine Reproduktion 
der tabellariihden Zufammenftellungen nicht verlohnen würde. 
Und für die fpätere Zeit find umfaffendere Erhebungen über den 
Stand de3 Genoſſenſchaftsweſens nicht einmal mehr verjudt 
torden. Im übrigen war nad) Angabe der Kammer in Wien Dtitte 
der jechziger Jahre die Konftituierung von 102 Genofjenjchaften 
gelungen. Auch ergiebt fich aus der erwähnten Statiftit wenigftens 
foviel, daß einige von ihnen über namhafte Stammvermögen 
verfügten, Einnahmen und Ausgaben der Meifter- wie Gejfellen- 
kaſſen zum Teil eine beträchtliche Höhe erreichten und daß größere 
Summen für Krantenpflege, Unterftüßung armer Mitglieder und 
andere gemeinnüßige Ziele zur Verwendung gelangten. Will man 
endlich einer Denkjchrift des Wiener Gewerbegenofjenichaftstages vom 
Sabre 1869 Glauben jchenten, jo entfalteten wenigftens die diejem 
Berbande angehörenden Korporationen aud) eine gewiſſe Wirkſamkeit 
auf den Gebieten der Arbeitsvermittlung, der chiedögerichtlichen 
Thätigteit u. j. w.*. Aber gerade in lebterer Hinfiht fällt die 
Wiener Kammer ein ungünftiges Urteil. „Eine nicht allzugroße 
Zahl von Männern ausgenommen, die verdienitlich wirkten,“ Heißt 
es in einem Enquetebericht von 1868, „hat man die einzelnen 
Aufgaben diefer Korporationen nicht erfüllt. Die Organe der 

I Eine ftaatliche Genoffenfchaftaftatiftit fehlt für die ältere Zeit. Man if 
auf die Berichte der Handels- und Gewerbefammern angewiejen. Bielfach lücken 
haft und im einzelnen wohl auch nicht immer ganz zuverläffig, geftatten bie vor 
bandenen Bruchſtücke in ihrer Gejamtheit gleichwohl, fich ein zutreffendes Urteil 
über die praftifche Bedeutung der damaligen Genofjenjchaften zu bilden. 

2 Eine Genotfenichaftaftatiftit der Wiener Hammer in Statiftit der Boll 
wirtichaft in Niederöfterreich 1855—1866, II. Bd., ©. 665 ff. 

8 Dajelbft S.750. „Am meiften Vertrauen,“ Heißt e8 im Wericht, „mögen 
noch die Angaben rüdfichtlich der bei den Kleingewerben befchäftigten Perfomen 
verdienen, objchon auch in diejer Beziehung die ziffermäßigen Ausweiſe mangel 
haft erjcheinen und jedenfall weit hinter der Wahrheit zurädbleiben bürften.” 
Eine Prüfung diefer „vertrauenswürdigften" Zahlen mußte von allen weiteren 


Berfuchen abjchreden. 
4 Die Wiener Gewerbegenofjenichaften i. 3. 1868. Wien 1869. S. 3. 





— 365 — 


Genoſſenſchaft unterliegen es vielfach oder verftanden es nicht, 
die ernſte Teilnahme ihrer Mitglieder fir das gewerbliche Unter- 
richtsweſen und ein gedeihliches Zufammenwirken in allem, was 
Handel und Induſtrie zu fördern vermag, anzuregen und lebhafter 
zu entwickeln. Sie befehräntten fich darauf, einiges für die Kranken- 
pflege und Armenpflege zu thun, und meinten, ihre Aufgabe damit 
erfüllt zu haben“. Als „Kaſſierer des Spitals” bezeichnen ihre 
Genoſſenſchaften vielfach auch die Meifter jelbft?. „Was wollen 
wir eigentlich an diefer Zwangsgenoſſenſchaft ändern?” fragt einer 
von ihnen in der Enquete von 1873/74 unmwillig®. „Sie kommt 
mir vor, tie ein morjches Haus, welches noch eine gute Thür hat 
und auf welches zivei neue Stockwerke gebaut werden jollen.“ Und 
damit jprach ex wohl die Wahrheit. 

Immerhin gab es doc) in Wien überhaupt Genoſſenſchaften; 
ganz anders auf dem Lande. Zwar führt die Kammerftatiftit von 
1865 für ganz Niederöfterreich ausſchließlich Wiens im ganzen 
399 derartige Verbände auf, doch bemerkt der Referent ſchon da— 
mals, daß ihre „Bildung noch bedeutend zurücgeblieben und auch 
feine Hoffnung vorhanden ei, diejelbe wejentlich zu fürdern, ehe 





3 Sihungsberichte der Wiener Kammer, Bb.I, Jahıg. 1868, ©. 271. Eine 
genauere Darftellung des genofjenichaftlichen Unterſtützungsweſens und feiner Erfolge 
zu Ende der jechziger Jahre in „Ergebniſſe der Unterfuchung über die in Fabrifen 
und Gewerben Nieberöfterreichs beftehenden Einrichtungen zum Wohle ber Arbeiter.“ 
Wien 1869. ©. 45 ff. 

2 € Hing dies zufammen mit den Beſtinmungen des ſog. Verpflegs- 
foftennormales (Hoftzld. dv. 18. Febr. 1897 und Hoftzld. d. 10. März 1848, vgl. 
2eo Geller, Öfterreichifche Berwaltungsgefege, II. Bd. Wien 1890, ©. 160 ff), 
denen zufolge Meifter und Innungen, bez. Genoffenfhaften zur Berichtigung der. 
Kranfenhausverpflegsfoften für die erfranften Gehilfen und Lehrlinge vers 
pflichtet waren. Bei der finanziellen Mifwirtjehaft der alten Zünfte waren zum 
Zeil ſehr bedeutende Spitaljhulden aufgelaufen, die, von ben Genofjenichaften 
übernommen, fich im Verlaufe der jechgiger und fiebaiger Jahre dielfach noch weiter 
vermehrten. Verſchlimmert ward das Übel noch dadurch, daß größere Städte mit 
eigenen Spitäleen natürlicher Weije zum Sammelpunfte der anderwärts er— 
trantten Gehilfen wurden. Genaueres darüber vgl. Sten. Brot. d. Abgeordnetenh., 
L Seſſ, ©. 16795. — Die Wiener Gewerbegenoſſenſchaften i. I. 1868, ©. 297. 
— Situngsprotofolle d. Wiener Kammer, II. Bd., Jahrg. 1871, Situng vom 
10. Mai 1871, Puntt 21. — €. v. Plener, Die Gewerbegejeggebung in Öfter- 
weich, ©. 795. — Schuhmacherfachblatt, 1. Jahrg, Nr. 2 dv. 20. April 1878. — 

Sericht bes Abg. Löblic) an bie Mitglieder des Gewerbeausſchuſſes der vereinigten 
Linten in der Morgenpoft, Nr. 17 vom 17. Jan. 1882, Beil, 

® Protofolle der allg. öffentl. Enquete über die Cage des Kleingeiwerbes in 

Niederöfterreich von 1873/74, S. 316. 
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dafür eine neue geſetzliche Baſis gefunden werde” !. Die Ergeb- 
nifje der Engquete von 1873’74 haben diefe Befürchtung beftätigt. 
Einftimmig Tonftatieren die Bezirkshauptleute von Neunkirchen, 
Lilienfeld, Amftetten, Krem3, Horn und Zwettl, daß in ihren 
Bezirken überhaupt noch Teine Genoflenihaft ins Leben getreten 
fei, und die von Stein, Baden, Brud a. d. Leitha, St. Pölten, 
Scheibbs, Korneuburg und Miſtelbach müſſen wenigſtens zugeftehen, 
daß ihre Organijation nicht über die allererften Anfänge hinausge— 
diehen, ihre Wirkſamkeit gegebenenfall3 eine durchaus unerfprieß- 
liche jei?. Auch Icheint in diejer Hinfiht bis zu Beginn ber 
achtziger Jahre eine weſentliche Anderung nicht eingetreten zu fein ®. 

Ganz analogen Erjcheinungen begegnet man in Brag und Um- 
gebung. Die Abneigung gegen die neuen Genofjenichaften, fo be- 
richtet die Kammer 1865, jei eine allgemeine. Sie gründe fid 
zumeift auf die Belorgni3, daß den Gewerbegenofjen durch das 
neue Inſtitut wohl Laften, aber feine Vorteile erwachſen würben. 
Wo ehedem Zünfte vorhanden geweſen, habe deren Umwandlung feine 
bejonderen Schtwierigkeiten gefunden; wo Hingegen Genofjenjchaften 
erft hätten neu errichtet werden follen, jeien die heterogenften 
Sintereffen geltend gemacht worden, daher ſich die geplante Reor- 
gantjation jahrelang Hinausgezogen habe*. Angeblich beftanden im 
Sabre 1865 


nn. 
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13 | 5298 85 668,70 
133 | 10734! 6342,89 
1292 | 9937, 6948,48 
85 | 6.686 1647.16 


Prag - - - . 
Prager Kreis . 
Caslauer Kreis. 
Ehrudimer Kreis 









Summa | 413 | 32 655 | 50 606,73 


I Statiftit der Volkswirtſchaft in Niederöfterreich 1855—66, II. Bb., ©. 666. 
Genauere ©. 710 ff. 

2 Protokolle der Sleingewerbeenquete vd. 1873/74, &. 247, 258, 256, 39 
264 u. ſ. w., 627 ff., 633, 636 ff. 

3 Gutachtliche Außerungen über den Entwurf einer neuen Gewwerbeorbuumg, 
herauageg. vom k. k. Handeldminifterium. Wien 1879. ©. 81. 

* Statiftiicher Bericht der Handels- und Gewerbelammer Prag f. d. J. 
1865. Prag 1867. ©. 37 ff. 
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Demnach umſchloß der Prager Kammerbezirk 1865 im ganzen 
413 Genoſſenſchaften, denen jedoch nur wenig über die Hälfte 
der Gewerbetreibenden, nämlich 32.655 von 59646, einverleibt 
waren. Gelbft im Prager Vorftadtbezirt Smichow gab es noch 
immer feine einzige Genoſſenſchaft und in den Bezirken Hotowic, 
Neuftrahic und Schlan des Prager, Hohenmauth, Landskron, Leito- 
miſchl und Wildenſchwert des Chrudimer Kreifes waren die ge- 
planten Organifationen jedenfalls nicht über das Stadium der aller- 
erſten Vorbereitungen hinaus gediehen. Von den 413 vorhandenen 
ſcheinen nur einige Prager eine merkliche Thätigkeit zu ent 
falten. Aber aud) dieſe hält ſich innerhalb befcheidenfter Grenzen. 
So wurden für Unterftügung von Gewerbsleuten und deren Wit- 
wen und Waifen 1864 zufammen 4814,50 Gulden, für diejenige 
von Gehilfen 2554,76 Gulden verausgabt, in Anbetracht der 
Größe der Stadt gewiß teine glänzende Leiftung. Desgleichen 
betrug das Gejamtvermögen der 7 Gehilfenkaffen nicht mehr als 
2016,93 Gulden, jodaß auf jede einzelne von ihnen durchſchnitt- 
Lich kaum 300 Gulden entfielen. Wie es mit der Leiftungs- 
fähigfeit der übrigen 340 Genofjenichaften außerhalb Prags be— 
ſchaffen ift, zeigt deutlich ſchon ihr Vermögensſtand. Nicht 
weniger als 215 unter ihnen bejaßen überhaupt feinen Kreuzer. 
Bon den 125 anderen verfügten nur 16 iiber mehr als 200 Gul- 
den, 21 hatten ein Vermögen von 1—10 Gulden, 43 eines von 
11—50 Gulden, 24 eines von 51—100 Gulden und endlich 21 
ein joldes in Höhe von 100—200 Gulden aufzuweifen. Daß 
man mit jo geringen Mitteln feine größeren Erfolge erzielen 
konnte, verfteht fich von jelbft. Über die weitere Entwicklung 
des Genofjenjchaftswejens ihres Bezirkes ſchweigt die Kammer. 
Nur über dasjenige der Stadt Prag wird jpäter von anderer Seite 
berichtet, Doc) geht aus den jpärlichen Angaben zur Genüge her— 
dor, daß die Zahl der Verbände von einiger Bedeutung noch 
immer eine äußerft geringe ift !. 

Siatiſtiſches Handbuch der Stadt Prag f. d. I. 1881, S. 112. Cs 
beftanden danach 1881 im ganzen 78 Genofienidjaften. Nır 49 vermochten über 
die Zahl ihrer Mitglieder Auskunft zu geben. And zwar hatten deren 1-10 5, 
11—50 20, 51—100 14, 101—200 6, 201—500 3, über 500 nux eine Genofjen: 
ſchaft. Über ihre Vermögensgebarung haben fi) 44 ausgewieſen. Es vers 
zeichneten Einnahmen in Höhe von 1-50 Gulden 4, 51100 Gulden 7, 101 bis 
500 Gulden 15, 501—1000 Gulden 4, 1000-5000 Gulden 10, 5—10000 Gulden 
3, über 10000 Gulden eine Genofienfchaft. Es verausgabten endlich 1-50 Gulden 

8, 51-100 Gulden 4, 101—500 Gulden 17, 501—1000 Gulden 3, 1001-5000 
| ‚Gulden 10, über 5000 Gulden 2 Genoſſenſchaften. 
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Je weiter nun die einzelnen Berwaltungsgebiete von den 
Gentren großftädtifchen Lebens abliegen, defto größer die Hinder- 
niſſe, welche fid) der Durchführung des Gewerbepatentes entgegen- 
ftellten. Sehr ernft jcheint man e3 damit im Reichen berger 
Bezirke! genommen zu Haben. Konnte doch der Berichterftatter 
der Kammer bereit3 1862 vermelden, es Habe, „infolge des neuen 
Gewerbegeſetzes gelodert, der alte Zunftverband größtenteils den 
geſetzlich vorgefchriebenen Genoflenichaften Pla gemadt. Schon 
feien die meiften der früheren Zünfte und Innungen in Genoffen- 
Ihaften umgewandelt und deren Statuten von der k. T. Statthalterei 
genehmigt worden.“ Welch unberechtigtem Optimismus man fid 
damals Hingegeben hatte, bewies eine 1866 veranftaltete Erhebung. 
Denn fie zeigte, daß in den Bezirken Gabel, Gablonz, Tannwald, 
Friedland, Böhmiſch-Aicha, Benatef, Dauba, Jungbunzlau, Weiß- 
waſſer, Chlumeß, Hotic, Liebau, Neupaka, Rochlitz, Poli, Senftenberg, 
Auſcha, Auffig, Karbitz, Schludenau und in zahlreichen Ortfchaften 
anderer Bezirke die Genoſſenſchaften wohl „errichtet“, aber nicht 
fonftituiert, oder doch nicht ins Leben getreten waren. Angeblid 
betrug die Zahl der Zünfte und Innungen, bezw. Genofſenſchaften 


Am Kreiſe | 1860; 1866 


| 
Gitihin . . . | 205 155 

| 

I 


Bunzlau . . . 257 182 
Königgräß . - - 230 151 
Reitmerig . . . 267 200 





Im Kammerbezirk | 959 


Die Zahl der beitehenden Verbände hätte fih alfo in ber 
Zeit von 1860—66 nicht nur nicht vermehrt, jondern bedeutend, 
nämlid um 271, d. i. um über ein Viertel, verringert. Wohl 
mögen einzelne der früheren, wegen ihres geringen Umfanges 
leiftungsunfähigen Innungen bei der Reorganijation zwangsweiſe 
zujammengelegt worden fein. Doch hätte diefe Verminderung 
unter normalen Berhältnifjen zum Zeile dur die Begründung 
neuer audgeglichen werden müfjen. Unter den lebteren befinden 


1 Bericht der Reichenberger Handeld- und Gewerbelammer über die Jaber 
1857—60. NReichenberg 1863. S. 263 fi. — Bericht über die Jahre 1864-68. 
Reichenberg 1868. S. 147 ff. 
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ſich auch mehrere fpecifijch großinduftrielle Genoſſenſchaften. So 
im Bezirke Trautenau eine jolde der Flahsipinnfabrifanten, 
im Tetjchener eine der Schiffsbaumeifter, im Warnsdorfer eine 
der Fabrifanten ſchlechthin. Anderwärts, wie in den Bezirken 
Königgräß, Reichenau, Böhmifch-Leipa, Leitmeritz, Raudnitz, 
Rumburg und Loboſitz, find die Vertreter der Großinduftrie anderen 
Genoſſenſchaften, meist denen der Handeltreibenden einverleibt. 
Über den Erfolg diefes Erperimentes wird nichts berichtet. Wohl 
aber lautet das allgemeine Urteil auch diefer Kammer durchaus 
abfällig. Bis auf einige wenige Gewerbeforporationen in ben 
größeren Städten, wie 3. B. das Handelsgremium und die 
Tuchmachergenoſſenſchaft in Reichenberg, „Habe fich die übertviegende 
Mehrzahl damit begnügt, Statuten zu verfaffen und fi) zu kon— 
ftituieren, ohne weiter den Intentionen des Genoſſenſchaftsgeſetzes 
eine bejondere Beachtung zu ſchenken.“ Nicht einmal die Auf- 
zeichnung der Gejellen und Lehrlinge könne man durchſetzen. „Won 
regelmäßigen Ausſchußverhandlungen fei nur jelten die Rede, und 
dränge nicht die Gewerbebehörde mit Ernft darauf, jo würden 
jelbft die Jahresverfammlungen unterbleiben. Diele Genofjen- 
ſchaftsvorſteher ſeien entweder allen Einfluffes bar, oder ihrem 
Ehrenamte nicht derart ergeben, um auf die Erreihung der vor— 
gejchriebenen Zwecke eifrig hinzuwirken. Denn, daß folde, wenn 
auch projektiert, zur Durchführung kämen, gehöre zu den Aus— 
nahmen.“ Widerwillen gegen die ganze Eintichtung und mangelndes 
Verſtändnis für die genoſſenſchaftlichen Aufgaben jeien die Gründe 
des unbejtreitbaren Mikerfolges. 

In andern böhmifchen Kammerbezirken das gleiche Bild. So 
beftanden nad) einer 1867 veröffentlichten Genoſſenſchaftsſtatiſtik 
der Kammer Budweis! im ihrem Bereiche um die Mitte der 
jechziger Jahre insgefamt 331 Korporationen, von denen 55 nicht 
mehr ala 20, nahezu */s nicht mehr als 50 und nur 21 über 100 
Mitglieder zählten. In den politiſchen Bezirken Patzau und 
Selcan war das Inſtitut der Genoſſenſchaft überhaupt noch nicht 
ins Leben getreten und der Referent betont, daß es auch ander- 
wärts höchjtens in den größeren Städten lebensfähig erſcheine. 
Namentlic) von den Gewerbetreibenden auf dem Lande werde es als 
eine unliebjame Maßregel betrachtet, die Lediglich ihre Auslagen ver- 


3 Jahresbericht d. Handels- u. Gewverbefammer in Budweis f. d. J. 1861/66. 
Bubweis 1867. ©. 207 ff., und Hauptbericht f. d. I. 1866-70. Yudweis 1872. 
©. VI, X. 
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mehre. Doc aud) in den Städten werde fein Zweck nicht genügend 
erfannt und gewürdigt. Insbeſondere habe ſich ein harmoniſches Zu: 
ſammenwirken aller Glieder de3 Verbandes zur Hebung des Ge: 
werbes bisher nur bei jehr wenigen Genoffenjchaften geltend ge- 
macht. Regelmäßig dienten fie ausjchließlic ala Leichenbeftattungs- 
vereine und Bereine zur Verherrlichung kirchlicher Feſte. Genau 
dasjelbe wird 1870 aus dem Piljener Kammerbezirt gemeldet‘. 
Bon den 304 Genofjenihaften, deren Statuten genehmigt wurden, 
ſeien 155 auf dem Papier geblieben. Aber auch von den übrigen 
149 werde eine genoſſenſchaftliche Thätigkeit im Sinne des 8 114 
d. ©.-D. nicht entfaltet. 

Bejonder3 ungünftig geftaltete fich die Entwidlung im Kron⸗ 
lande Mähren? Hier bewirkte die Durdführung des Patentes 
von 1859 wohl eine völlige Zertrümmerung ber alten Zünfte umd 
Sinnungen, ohne daß jedoch hieran anfchließend eine entjprechende 
Reorganifation des gewerblidden Korporationswejen? auf neuer 
Grundlage erfolgt wäre. Es betrug nämlich die Zahl der Zünfte 
und Innungen bezw. Genofjenfchaften im Brünner Kammerbezirk: 


Im politifchen Bezirt | 1851 | 1855 1875 1880 


Stadt Brünn . . - 60 — 6 6 
:  Sglau 35 — 1 2 
Znunaim 24 — 1 4 
YAupiB . . ... 22 — — — 
Boskowitz 60 — — — 
Brünn.. 83 — — 1 
Datidi - - -» . - 95 — — _ 
Gaya » -» 2... 30 — — — 
Göding. 14 — — 1 
Salau. . 2... 37 — — — 
Kromau -. - -» .- .» 12 — — — 
Großmeieritih - 36 — — — 
euftadtl -. . - - .- 65 — — 1 
Nikolsburg 19 — 1 1 
Treebitih - -. - . - — 1 1 
rübauu -» .» .- 64 — — — 
Wiſchau. 68 — — — 





1Nach Ferdinand Schmid, Statiſtiſche Studien, S. 175. 
3 Statiſtiſcher Ausweis f. d. J. 1851. Olmütz 1853..6. 6. Überſicht⸗ 
tabelle I. — Statiſtik der Induſtrie des Bezirkes der Handels⸗ u. Gewerbefammer 


Prünn. Brünn 1881. ©. 267 ff. — Statiftit der Inbuftrie Mährens. rim 
1888. 1. Bd., ©. 759 ff. 
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Es lauten die entjprechenden Ziffern für den Kammerbezirk 
Olmütz; 
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Demnach Hatte Mähren 1851 im ganzen 1681 Zünfte und 
Innungen aufzuweifen. Bereits die fünfziger Jahre zeigen einen 
raſchen Auflöfungsprogeß, der, durch die Einführung der neuen Ge— 
werbeordnung verjtärkt, fich in bejchleunigtem Tempo bis in die fieb- 
ziger Jahre hinein fortjegt. Offenbar unter dem Einfluffe der reaktio— 
nären Strömung macht fi) von da ab eine aufjteigende Bewegung 
bemerkbar, die den Stand des Jahres 1880 von 53 Genoſſenſchaften 
berbeiführt. Doc wiſſen die Kammern über irgend welche 
günftigen Folgen dieſes Umſchwunges nicht? zu berichten. 

Auch in den Alpenländern hat ji die Hoffnung auf eine 
neue Blüte Torporativen Lebens nicht erfüllt. So waren nad) 
einem Berichte der Linzer Kammer? in Oberdfterreich bis 


* Das Fehlen der entfprechenden Ausweiſe f. d. J. 1851 ift auf eine ver- 
änberte Einteilung der politifchen Bezirke zurüdzuführen. 

2 Bol. dazıt auch die Ausführungen des Neferenten der Brünner Kammer 
im ber Statiftif der Induſtrie des Bezirkes der Handels: und Gewerbefammer in 
Brünn. Brünn 1881. ©. 267. 

® Statiftifche Daten betr. die voltswirtſchaftlichen Verhältniſſe Oberöfter- 
reichs. Linz 1870. ©. 53. 
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1870 exit 90 Genofjenichaften entftanden. Und feldft diefe wenigen 
icheinen in der Mehrzahl ohne jede praftifche Bedeutung!. „Die 
Bildung der Genoſſenſchaften,“ heißt es in einem Gutachten der 
Salzburger Kammer? von 1882, „jcheiterte an der Teilnahm- 
Iofigfeit der Gewerbetreibenden und e3 kamen jene fohin weder 
in der Stadt noch im Lande Salzburg zu ftande.” Nur die bau- 
fälligen Refte alter Zunftverbände haben ſich hie und da zu Unter 
ftüßungszmweden erhalten. Im Innsbrucker Kammerbezirke? 
beiwirkte das Patent von 1859 gleihfalld nur eine Lockerung der 
ehemaligen Innungen, ohne daß „beileres oder überhaupt irgend 
etwas an deren Stelle getreten wäre”, während in Wälſchtirol, 
wo es bereit3 vor 1859 feine gewerblichen Korporationen gegeben 
hatte, einfach alles beim alten blieb‘. Auch in Kärnten® wurden 
die Beitimmungen über das Genoſſenſchaftsweſen nicht durd- 
geführt; ebenjo wenig in Krain®. „Die jeltenen Vereine,“ bemerkt 
die Laibacher Kammer, „die no im Lande beftehen, entbebren 
jedes gewerblichen Charakters und haben nur den humanitären 
Zweck, die veritorbenen Mitglieder auf Vereinskoſten zu beftatten. 
Einzig in der Stadt Laibach haben fich die Bäderzunft und die 
Schuhmacherzunft erhalten und den Namen Genofjenichaften an- 
genommen.“ Und erft recht find im Küftenlande wie in Dal— 
matien die Verſuche, gewerbliche Verbände im Sinne des Ge 
ſetzes ins Leben zu rufen, „gänzlich gejcheitert” ". 

1 Bericht der oberöfterr. Handeld- u. Gewerbelammer in Linz über bag Er- 
gebni3 der vom Handelsminiſter angeordneten Enquete zur Erhebung ber Lage 
und Bedürfniffe des Sleingewerbes. Linz 1872. ©. 125f. 

2 Bericht des Landesausſchuſſes des Herzogtums Salzburg über eine mm 
Sahre 1882 vorgenommene mündliche und fchriftlicde Enquete, S. LXVI, 7. 

8 Bericht der Handeld- und Gewerbefammer Innsbruck f. d. J. 1871— 7. 
Innsbruck 1876. ©. XL. 

Gutachtliche Auberungen über den Entwurf einer neuen Gewerbeorbnuumg- 
Wien 1879. ©. 83. 

5 Statiftiicher Bericht über die volkswirtſchaftlichen Zuftände KHärnienö 
1879—1887. Klagenfurt 1888. ©. 155. Über die Entwidlung bes Genofiew 
ſchaftsweſens in Steiermark enthalten die Kammerberichte (ray und Veoben) fein 
Material. Doch wird man annehmen dürfen, daB fie eine anloge gewefen. 

6 Statiftifcher Bericht der Handels- und Gewerbelammer Laibady f. 1870. 
Laibach 1872. ©. 99. Daß es fich in ber That nur um eine Namengänberumg 
handelt, beweift die ausführliche Schilderung des Referenten. So war beilpieli- 
weiſe die Bäckergenoſſenſchaft auf 14 Mitglieder beichränft. 

Gutachtliche Außerungen über den Entwurf einer neuen Gewerbeorbnung- 
Wien 1879. ©. 82. 
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Was ſchließlich die Karpathenländer anbelangt, fo beklagt 
ſich 1868 die Lemberger Kammer!, daß „durch die jofortige Auf- 
Hebung des Zunftverbandes und ohne daß an deſſen Stelle die 
Gewerbegenofienshaft getreten wäre, ein dhaotifcher Zuftand 
herbeigeführt worden jei, in weldem das Gewerbe noch immer 
ſchwebe.“ Und ein neuerer Bericht der Kammer Brody? führt 
aus, daß nad) dem Aufhören des Innungsweſens in ihrem Be- 
zirke eine langjährige Stagnation geherrſcht Habe und erſt ſpäter 
und zu verſchiedenen Zeiten eine Reihe von Genoſſenſchaften fich 
gebildet, denen eine jegensveiche Wirkſamkeit jedoch kaum nad- 
gerühmt werden könne. — 

Nach alledem bot zu Beginn der achtziger Jahre das gewwerb- 
liche Korporationswejen den Anblick allgemeiner Auflöfung. Und 
«3 wäre verkehrt, fich in diefer Erkenntnis duch eine Genofjen- 
ſchaftsſtatiſtik irre machen zu laſſen, welche die Regierung als 
Beilage des Motivenberichtes ihres Gejegentiwurfes von 1880 dem 
Parlamente unterbreitete®. 

(Siehe die Tabelle auf S. 374.) 

Der begleitende Text führt aus*, daß eine ziffermäßige 
Unterſcheidung zwiſchen den gewerblichen Korporationen, die 
ihre Einrichtung auf Grund der beftehenden Gewerbeordnung 
reformiert, und jenen, die dies nicht gethan haben, undurch— 
führbar geweſen ſei. Doc) ftehe jo viel feit, daß diejenigen 
der erfteren Art fi) den anderen gegenüber in einer überwiegend 
großen Anzahl vorfänden. Erinnert man ſich nun, daß beijpiels- 
weiſe die Zahl der Genoſſenſchaften Mährens fi) nad) den Aus- 


ı Gutachten der Lemberger Handels und Gewwerbefammer an bie Hohe E. £. 
Statthalterei betr. die Hebung des Gewerbewejens. Lemberg 1868. ©. 6f. 

® Bericht an das Handelsminifterium im „Protofolle der am 24. April 1895 
ftattgehabten Plenarfigung“ der Brodyer Handels: und Gewerbefammer, ©. 3 ff. 
Diele Genoffenjchaften Haben weniger als 10 Mitglieder, jo z. B. die Schmiede 
in Brzezan mit 3 Meiftern, 3 Gejellen und 5 Lehrlingen und die Weber in 
Zarnopol mit 4 Meiftern, 1 Gejellen und 2 Sehrlingen. 

8 Gntwurf einer Gewerbeordnung jamt Motiven. Wien 1880. &. 100. 
Sonderbar muß es übrigens berühren, daß die Regierung dieſe Statiftit dem 
Parlamente „zur Orientierung über den derzeitigen Stand der Genoſſenſchaften“ 
vorlegte, da fich aus der Genoffenjchaftsftatiftit des Handelsminifteriums von 1894 
(8b. I, ©. 8*) ergiebt, daß die betreffenden Ziffern aus dem Jahre 1874 ftammen. 
‚Ferner muß es Kolumne 1 unter Böhmen anftatt 1450 heißen 1150 und Kolumme 3 
unter Schlefien anftatt 66 lauten 76. Nur bann ergiebt die Addition der ent- 
ſprechenden Zahlen die richtigen Summen. 

+ Entwurf, ©. 97 f. 
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weiſen der Kammern 1880 auf 53 belief, während fie nah 
obiger Tabelle 1874 nicht weniger ala 224 betragen Haben foll, jo 
wird man darauf verzichten, länger bei einer Zufammenftellung 
zu verweilen, deren einzelne Elemente jo geringe Glaubwürdigkeit 
verdienen !. 

Die Gewerbegenofjeniaft, daran ziweifelte im Grunde wohl 
niemand?, war aljo in der That „ein morjches Haus“. Wir 
aber ftand es mit feiner „guten Thür”, dem gewerblichen Unter 
ftüßungswefen , defien Regelung und Ausbildung das Patent von 


ı Nicht einmal ala eine Statiftit der Zunftrefte kann man fie gelten Lafer 
Es wurde nämlich 1894 auch die Zahl berjenigen auf Grund des Gefepes de⸗ 
1883 errichteten Genoſſenſchaften konftatiert, bei denen Innungen n. dergL, die 
vor 1883 beftanden, ala Vorläufer eruiert werden fonnten. Davon fanden fh 
in Nieberöfterreich 301, Cberöfterreich 99, Salzburg 17, Gteiermart 134, Kürten 
16, Kain 7, Tirol 11, Vorarlberg 27, Böhmen 1212, Mähren 358, Echlefien da 
Galizien 127, Butowina 28. (Genoffenfchaftäftatiftit v. 189, I, S. 210°.) Er 
viele Zünfte, Innungen u. dergl. müſſen alfo vor 1888 allermindeftena in Ötr 
reich beftanden haben. Doch führt ein Vergleich dieſer mit den Ziffern der Zabel 
in einzelnen Kronländern zu bedeutenden Differenzen. 

2 gl. insbeſondere Gutachtliche Äußerungen von 1879, ©. 73, m 
Ferdinand Schmid, Statiftifche Unterſuchungen, S. 174 ff. 


— 35 — 


1859 ihr vertrauensſelig Übertragen hatte? Daß fie auch) in diefer 
Hinſicht die gehegten Erwartungen betrog, lehren die Ergebniffe 
einer zu Ende der ſiebziger Jahre veranftalteten Exhebung!. 











Genoſſenſchaft⸗ 

Genoſſen | Iche Aranfen- Sonſtige 

Sand ſchaften kaſſen und Unter-| gewerbliche 

(1874) Rüsungatafien Hilfekaffen 

(1879) 

Niederöfterreih . - 222 68 143 
Oberöfterreih . . - 300 3 70 
Salbug - . . - 16 = 4 
Steiermark 126 7 35 
Kärnten . 28 = 12 
Kin ... »- . 1 - 16 
Küftenland . . 1 1 10 
Zirol und Vorarlberg 27 1 61 
öhmen . . . - 1150 14 268 
Mähren . 224 13 103 
Sälefien . 77 = 4 
Galizien —* 379 9 18 
Bufomina . . . - 19 _ - 
Dalmatien. . - » — — — 
Zuſammen 2570 116 844 








Nur 116, d. i. 4,5 90 der für das Jahr 1874 ausgewiejenen 
gewerblichen Verbände, find demnach ihrer gejeglichen DVerpflich- 
tung zur Errichtung don Krankenkaſſen nachgekommen, während 
außerhalb ihres Bereiches deren 844 emporwuchſen. Won jenen 
116 Kaſſen entfällt auch noch die reichliche Hälfte auf ein ein- 
ziges Kronland, nämlich auf Niederöfterreich mit Wien. Salz- 
burg, Kärnten, Krain, Schlefien und die Bulowina beſitzen über- 
haupt fein derartiges Inftitut. Und was wollen die elenden 14 
Kafjen für das große Königreih Böhmen bedeuten? 

Aber nicht einmal dieſe 116 entiprechen ſämtlich den Bebürf- 
niffen. Schon die Angaben der Statiftit über ihre Mitglieder- 
zahl erwecken ſchwere Bedenken. Dieſe war unbekannt bei 15 
Kafjen. Sie betrug 


Statiſtit der gewerblichen Hilfskaſſen in ben im Reichsrate vertretenen 
ändern ber öfterr.-ungar. Monarchie i. 3. 1879. Bearb. v. Stat. Depart. des 
Handeleminift. (Nachrichten über Induftrie, Handel u. Verkehr, XVII. Bo., 1880), 
©. I, XI; 1. Abtlg., ©. 1ff., 6; 2. Abtlg., ©. 156ff. Die Zahl der 
Genoſſenſchaften nach der amtlichen Erhebung vom Jahre 1874. (Entwurf von 
1880, &. 100.) 
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weniger als 50 Perſonen bet 20 Kafſen 
25 


50—100 — = = 
101—200 = - 17 = 
201—300 = : 6 = 
301—400 = — 6 = 
401—500 = :- 5 =: 

501-1000 = - 14 - 
über 1000 :- 8 - 


Schlägt man, was unbebentlid; geſchehen darf, die 15 Kaflen 
von unbelannter Größe zu ben Eleineren, jo ergiebt fi, daB 
etwa die Hälfte aller nicht mehr ala 100, nur 22 mehr als 500 
Mitglieder aufzuweiſen hatten. Dabei werden 40 Hafen aus— 
ſchließlich durch Beiträge der Gehilfen geipeift, 69 von beiden 
Zeilen, 7 allein von den Arbeitgebern erhalten. 23 gewähren nur 
Barunterftüßung, 28 nur Spitalverpflegung, bez. unentgeltliche 
ärztliche Hilfe und Meditamente, 65 beides, und zwar meift alter 
nierend. Höhe und Dauer der Krantenunterftüßung find ſehr 
verichieden,, jedoch, wie die Statiftit beglaubigt, Häufig in um 
genügendem Ausmaße feitgefeßt. Trotzdem fchließen 24 Kafſen 
ihr letztes Rechnungsjahr mit einem Defizit, während 29 eine 
geregelte Finanzgebarung überhaupt nicht zu beſitzen ſcheinen. 
Nur in Wien dürfte das genoſſenſchaftliche Krankenkafſenweſen 
zu einer nennenswerten Entfaltung gelangt fein. Und wie weit 
es hinter berechtigten Anforderungen jelbft hier zurüdigeblieben if, 
darüber lafjen die gründlichen Unterfuhungen ſachverſtändiger 
Krititer nicht den leiſeſten Zweifel!. 


weites Kapitel. 
Die genoſſenſchaftliche Organijation jeit 1883. 

Die Entbindung der Großinduftrie vom Beitrittszwange, die 
Einführung gefonderter Gehilfenverbände, dies die beiden wid: 
tigen, die genofjenfchaftliche Organijation als ſolche betreffenden 
Neuerungen der Novelle von 1883. 





I Vol Ferdinand Schmid, Statiftifche Studien, S.232ff., und Verich 
über die Induftrie, den Handel und die Verlehröverhältniffe in Nicberöfterreih 
1881. Wien 1882. ©. 376 ff. 
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Bildete num die Reform des gewerblichen Korporationsweſens 
eine der Hauptforderungen de3 Handwerkerprogrammes, jo hätte 
man erwarten jollen, daß wenigftens von Seite der Meifter die 
Reorganijationsbeftrebungen der Behörden und Kammern bereit- 
willigite Förderung erfahren würden. Thatſächlich war dies 
nicht der Fall, jelbft nicht in Niederöfterreih mit Wien, dem 
eigentlichen Site dev Handwerferbeivegung!. So erſchienen 3. 8. 
von den 1824 durch befondere Einladungsjchreiben der Wiener 
Kammer zu einer Vorberatung einberufenen Gewerbetreibenden 
der Hauptftadt nur 510, aljo nicht einmal ein Drittel. 
Schlimmer noch ftand es mit dem Bejuche der zu dem gleichen 
Zwecke von den betreffenden Bezirkshauptleuten abgehaltenen 
Berjammlungen außerhalb Wiens. Unter 898 Gewwerbetreibenden 
aus 38 Ortſchaften fanden ſich beijpielsweife bei einer Vor— 
beiprehung in Gmünd nur 38 (darumter aus Gmünd jelbft 21 
von 120), bei der in Schrems eingeleiteten nur 95 (davumter 
aus Schrems und Niederichrems 54 von 117) ein. Ferner be- 
teiligten fi) von 828 Intereſſenten aus 33 Ortſchaften an der 
Berfammlung in Waidhofen a. d. Thaya nur 160, bei der in 
Großfiegharts ungefähr 130. Es erjchienen von 265 Gewerb3- 
leuten aus 20 Ortſchaften bei der Beiprehung in Litſchau nur 
80, von 359 aus 21 Ortſchaften bei der in Dobersberg nur 73, 
Die in Komeuburg veranftaltete Verfammlung endlich wurde 
zwar von vielen aus dem Gerichtäbezirfe Korneuburg, aber nur 
von wenigen aus dem Bezirke Stoderau und von gar niemanden 
aus dem Bezirte Wolkersdorf bejuht. So konnte der Präfidial- 
bericht der Wiener Kammer von 1885 mit Recht behaupten, „ein 
reges Intereſſe an der Genofjenichaftebildung ſei auf Seite der 
Handel- und Gewerbetreibenden leider nicht zu merken gewejen, 
obgleich) die Vernehmungen gemeindeweije, aljo möglichſt bequem 
für die Beteiligten geſchehen jeien.“ 

Nicht jelten fließen die Verſuche von Genoſſenſchaftsgrün— 
dungen jogar auf energiſchen Widerſpruch. Es gebe nur wenige 
Gerichtsbezirke, Eonftatiert derjelbe Präſidialbericht, wo derartige 
Ablehnungen mit oder ohne jede Begründung nicht vorgekommen 
jeien. Rundweg erklärten 3.3. die Gewerbetreibenden in Scheibling- 
Tirchen, einer Genoſſenſchaft nicht beitreten zu wollen. Denn aus 
früheren Zeiten wifje man nur zu gut, daß ſolche Innungen 


I Sigungsprotofofle der Wiener Kammer, Jahrg. 1884, ©. 66 ff.; Jahrg. 
1885, ©. Lff. 
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„niemandem nicht nur keinen Nuben, jondern nur Schaden 
brachten“. Man bitte daher, daß man „von einem ſolchen Bei- 
tritte verſchont bleibe“. Ebenſo wweigerten fi einflimmig die 
Gewerbetreibenden von Olbersdorf und Putzing, von Oberhauben- 
tal, Untermallebern, Steinabrunn und Tiefenthal, desgleichen eine 
Reihe von Gemeinden im Steuerbezirt Korneuburg, ſowie in den 
politiiden Bezirken Baden, Wiener-Reuftadt (Land), Neunkirchen 
u. |. w. Die Eugen Leutchen von Schleinbach wollen mit ihrem 
Beitritt wenigſtens erft warten, bis „die Genoſſenſchaften fid 
bewährt haben werden“. 

Noch viel zahlreiher waren jene Fälle, in denen einzelne 
Gewerbetreibende für ihre Perjon, entweder weil fie feine Hilfe 
arbeiter bejchäftigten, oder weil der Umfang ihres Betriebes ein 
zu geringfügiger fei, außerhalb des genoſſenſchaftlichen Verbandes 
zu bleiben wünjchten. Insbeſondere die Zugehörigkeit zu alten 
Zünften und Innungen, deren formelle Aufredhterhaltung aus 
ſachlichen Gründen mit dem Geſetze unverträglid jchien!, wurde 
häufig gegen eine Ankorporation ins Feld geführt. Oft waren 
heftige Konflikte unvermeidlich, die jahrelang der endgiltigen Bei—⸗ 
legung harrten. Und die Behörden hatten einen ſchweren Stand. 
Wenn e3 troß peinliher Sorgfalt und unermüdlicdder Thätig- 
feit nicht allenthalben gelang, den gejetlihen Anforderungen 
Genüge zu leiften, jo kann man hierfür in Niederöfterreid 
twenigften? die mit der Durchführung der genofjenjchaftlichen 
Organifation betrauten Faktoren nicht verantiwortlid” machen. 

Ob gleiches auch für alle anderen Provinzen gilt, möchte 
ih dahin geftellt jein laſſen?. Sicher ift, daß man dort den- 


1 Nach den Angaben der Hammer fanden fi) damals? auf dem Lande zw 
meift jchwache, Heine Innungen aus früherer Zeit von völlig willfürlicher fach⸗ 
ficher Zufammenfegung und territorialer Begrenzung. So verteilten fich die 7 
Mitglieder der Zimmermeifterinnung in Ybbs auf die Gerichtöbezirte Ybbs, 
Perienbeug, Melt und Scheibbs; die Fleifcherinnung in Wolkersdorf umfaßt 
ebenfalls 4 Bezirke, die in Mödling fogar deren 8, die Schneiderinnung in Perch 
toldsdorf den ganzen politiichen Bezirf Baden. Die Baumeifter-, Maurer und 
Steinmeßinnung in Perchtoldsdorf erftredte ihren Bereich über mehrere politiſche 
Bezirke, die Maurerinnung in Korneuburg den ihren gar über ben ganzen Kreiö 
unter dem Manhartsberge. 

2 Die Kammern haben die Entwidlung des Genofjenfchaftäweiens in ihren 
Bezirken von jeßt ab genau verfolgt. Es würde zu weit führen, auf Die Einzelheiten 
näher einzugehen. Intereſſenten verweife ich auf Stat. Bericht über d. voltäwirtkb- 
Verhältniſſe Oberöfterreichd 1881-85. Linz 1887. ©. 81ff., 168. — Teigl. i- 
1886—90. Linz 1892. ©. 257 ff. — Stat. Ber. über d. volfäwirtich. Berhält- 
niffe Salzburga 1886—%0. Salzburg 1892. S. XXXI, 180 ff. — Ber. über b. 
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jelben Hinderniffen begegnete, und beſonders diefem Umftande ift 
es zuzufchreiben, wenn das Organifationswerk nur langſame Fort- 
ſchritte machte. Es erfolgte! nämlich auf Grund des Geſetzes 
dom 15. März 1883 
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voltswirtſch. Verhältniffe Oberfteiermarts 1881—85. Leoben 1887. ©. 382 ff. — 
Desgl. f. 1886-90. Leoben 1893. ©. 14 ff., 65 ff. — Stat. Ber. über d. volts- 
wirtſch. Zuftände Kärntens 1879-87. Klagenfurt 1888. ©. 155 ff. — Stat. 
Ber. d. Handels u. Gewerbefammer Innsbruck f. d. J. 1885 bez. 1881-85. 
Innabrud 1889. ©. 175 ff, 304 ff. — Stat. Ber. d. Handels: u. Gewerbefammern 
Bozen u. Junsbruck f. d. 3. 1890. Bozen u. Innsbrud 1894. S 5095. — 
Stat. Bericht d. Handels- und Gewerbefammer Budweis 1875—85. Budweis 
1887. ©. VIff. — Stat. Ber. d. Handels- u. Gewerbefammer Eger f. d. J. 
1881-86. Eger 1887. ©. 37ff., 44ff. — Desgl. f.d. 3. 1886-90. Eger 1898. 
©. 108 fj., 124. — Stat. Ber. über d. vollswiriſch. Zuftände d. Pilſener Kammer: 
bezirts 1886—90. ©. IV. — Stat. Ber. über Induſtrie und Gewerbe Mährens 
i. d. 3. 1881-85. Brünn 1887/89. ©. 407 ff., 437 ff. — Stat. Ber. d. Handels» 
u. Gewerbefammer Brünn über die volfswirtic. Zuſtände in ihrem Bezirke 1890. 
Brimn 1894. ©. 311 ff. — Stat. Ber. über d. vollswirtſch. Verhältnifie Schlefiens 
1890. Zroppau 1894. ©. 377 fi. — Ber. d. Brodyer Handels und Gewerbe 
fammer 1886-90. ©. 7, 229 ff. 
ı Genoffenfcaftsftatiftit von 1894, I, ©. 210*. 
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Hiernach ſcheint das Jahr 1883 faſt ausſchließlich mit Vor⸗ 
bereitungen ausgefüllt worden zu ſein. Erſt 1884 beginnt eine 
regere organiſatoriſche Thätigkeit, die im Durchſchnitte der 
Monarchie 1885 ihren Höhepunkt erreicht. Allmählich ſchwächer 
werdend, pflanzt fie ſich unter mannigfachen Schwankungen bis in 
die neunziger Jahre hinein fort. Doch iſt die Entwicklung in 
den einzelnen Kronländern nicht überall die gleiche. Am eifrigſten 
haben ſich die Behörden in Kärnten, Tirol, Vorarlberg, Mähren 
und Schlefien ihrer Aufgabe angenommen. Es folgen Nieder⸗ 
und SOberöfterreih, Steiermarl, Galizien und die Bukowina. 
Krain und Böhmen maden den Schluß, während im Küftenlande 
und in Dalmatien ihre Bemühungen nahezu erfolglos geblieben 
find!. Speciell in Böhmen laffen fi zwei ſcharf getrennte 
Drganijationzperioden unterjcheiden. Offenbar Hat es bier erft 
eines energijchen Winkes aus Wien bedurft, um dem Geſetze zur 
Durchführung zu verhelfen. 

Bejondere Schwierigkeiten bereitete die Errichtung ber ge 
nofjenichaftlihen Gejellenverbände. Tyrüherer Erfahrungen 
eingedent, tweigerten fi) nämlich die Arbeiter zunächft durchweg, 
den Gehilfenverfammlungen beizutreten. „Abftinenzpolitit“ war 
die Lofung, die namentlid) von den damals vorherrſchenden radi- 
faleren Elementen ausgegeben wurde. Die bejonneneren freilich 
verurteilten diefe Zaktil?: „Wir werden unſere Meifter zwingen, 
die Genofjenichaften zu gründen, und fie bei ihrem Worte nehmen, 
daß da3 frühere Zunftiwejen reaftiviert werden muß,” ruft Höger, 


1 Daß man auch hier zu organifieren verfuchte, beweijen die 1886, 1887 und 
1891 veranftalteten Erhebungen über den damaligen Stand bes enichafts- 
weſens. Vgl. Auftria, 38. Jahrg. 1886, ©. 108f.; Öfterreichiicder Otonomiſt, 
21. Jahrg. 1888, Nr. 11, ©. 86; Darftellung des Standes bes gewerblichen Ge 
noſſenſchaftsweſens 1891, Wien 1891. Zufammengeftellt in ber Genoſſenſchafte⸗ 
ftatiftit von 1894, I, ©. 8*. In Anbetracht ihrer geringen Zuverläffigkeit, wie 
dieſe ſich aus einem Vergleich mit den entjprechenden Ziffern der obigen Tabelle 
ergiebt, darf auf eine Reproduktion jener ftatiftifchen Überfichten verzichtet 
werden. 

2 Dal. dazu „Die Zukunft“, Nr. 39 v. 12. Mai 1881: Die Bewegungen 
des Mittelftandes und die Socialdemofratie, tr. 51 v. 10. Nov. 1881: Der & 
trinfende und fein Strohhalm, Nr. 76 v. 23. Nov. 1882: Tas KHleingewerbe. — 
„Wahrheit“, Nr. 17 v. 7. Sept. 1883: Zur Genofienfchaftsfrage. — „Zer Bolt 
freund“ (Brünn), Nr. 1v. 9. Yan. 1886: Über die reaktionären Beftrebungen 
im Gewerbeftande. — „Die Arbeiterftimme* (Brünn), Nr. 16 v. 18. Aug. 1887: 
Die Sorcialdemofratie und der Mittelftand. — „Gleichheit", Nr. 23 v. 9. Juni 
1883: Die Genofjenjchaften. 


HE 


einer der begabteften Arbeiterführer, im Sommer 1883 auf dem 
Wiener Buchdruckertage aus, und ein anderer Delegierter bemerkt: 
„Das neue Genoſſenſchaftsgeſetz wird von guten Erfolgen be= 
gleitet jein. Die Herren werden gezwungen fein, etwas für uns 
zu thum*?. Die Rückſicht auf die den Genofjenfchaften an— 
gegliederten Krantenkaffen, deren Verwaltung man nicht in den 
Händen der Unternehmer laſſen wollte, gab ſchließlich den Aus— 
ſchlag. Und wenn auch infolge der nad dem Inkrafttreten der 
Novelle von 1885 ausbrechenden Streitigkeiten über den recht— 
lichen Wirkungstreis der Gehilfenverfammlungen einzelne Ges 
hilfenausſchüſſe von Wiener Genoſſenſchaften noch mehrfach 
demiffionierten?, jo zeigten doch im allgemeinen die Arbeiter 
fortan bereitwilliges Entgegentommen, während nunmehr um— 
gekehrt der Gebrauch, den dieje von ihren Verbänden machten, 
ſchwerlich nad) dem Sinne der Meifter und Behörden fein konnte 
und wenigjtens in jpäterer Zeit deren Intereffe an einer konſe— 
quenten Durchführung der geplanten Organifation weſentlich ver— 
minderte. Ihr thatjächliches Fortjchreiten läßt ſich aus der bei- 
gefügten Tabelle erſehen?. Es erfolgte nämlich auf Grund des 
Geſetzes vom 15. März 1883 
" (Siehe die Tabelle auf S. 382, oben.) 


Wiederum bildet im Durchſchnitte des Reiches das Jahr 1885 
den Höhepunkt einer Entwicklungskurve, die von da ab allmählich, 
diesmal ziemlich gleichmäßig und faft ohne Unterbrechung, herab- 
finkt. Doc weiſen aud in diejem Falle die einzelnen Kron- 
länder gewiſſe Unterjchiede auf. Tirol und Vorarlberg gehen 
voran. Es folgen Oberöfterreidh, Salzburg, Steiermarf, Kärnten, 
Galizien und die Bukowina, jpäter erſt Niederöfterreich, Böhmen, 
Mähren und Schlefien. Krain und das Küftenland find aber- 
mals die Nachzügler. Dalmatien fehlt gänzlich *. 


* Verhandlungen des öfterr. Buchdruckertages in Wien, 29. Juni bis 1. Juli 
1888, ©. 10. 

2 9. Mataja, Die gefehgeberifce Beglückung des Handwerts in Öfterreich, 
„Die Nation‘, Nr. 11 v. 12. Dez, 1885, ©. 1555. — „Gleicheit", Nr. 1 d. 
25. Dez. 1886, ©. 5f.: Der Magiftent und die Genoffeniaften, Nr, 8 v. 
12. Febr. 1897, ©. 4ff.: Eine Gpifode aus der Genoffenjgaftsbildung. 

3 Genoffenichaftäftatiftit von 1894, I, ©. 211%. 

+ Bol. das oben ©. 380, Anm. 1 gejagte. 
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2 a5 Gejamtergebnis der behördlichen Crganijationabeftrebungen 
ftellte fi im Jahre 1894 folgendermaßen bar!: 








Gehilienvertammlungen 

in oder 2222 Gehilfenverfamm- 

abiofut Genoiien SEES lungen in %o ber 
Ichaften Ess See 


Yand 


Genoſſen⸗ 
ſchaften 





Niederöfterreih . | 585 74,2 

Sheröfierreih . | 669 83,5 1,6 
Calzburg . 112 29 25,9 10,8 633 
Steiermarf 346 175 30,6 113 38,1 
Kärnten 81 42 51,9 12 46,9 
Kain.» . .| 36 6 ! 167 5,6 717 
Trieft u. Gebiet 5 5 100,0 — 0,0 
Gorz u. Gradiska | — — — — — 
Iſtrien ... 2 1 50,0 — 50,0 
Zirol -. - 2.12% 106 43,2 95 423 
Vorarlberg . . 76 41 53,9 88 40,8 
Böhmen -. . . 1 2015 952 47,2 11,7 41,1 
Mähren . . .| 469 313 66,7 3.4 299 
Schlefien . . . | 204 90 44,1 8,8 47,1 
Galizien . . .I 455! 404 88,8 10,8 0,9 
Buflowina. . . 51! 47 92,2 5,9 ‚9 
TSalmatin . | —-— ii - — — — 


Zuſammen 


Zuſammengeſtellt, bezw. berechnet nach der Genofſenſchaftsſtatiſtik von 1804 


rm 
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Neben 5317 Meiſtervereinigungen wurden alſo 3196 Gehilfen- 
verbände errichtet, d. 5. nur 60,1% der erfteren erhielten ein 
ſolches Seitenftüd. Berückſichtigt man, daß 9,3 0/0 aller Genofjen- 
ſchaften iiberhaupt Teine Gefellen umſchloſſen, jo bleiben doch noch 
immer 30,6%, d. i. ein volles Drittel der in Frage kommenden, 
die der gejehlichen Gehilfenverfammlung entbehrten. Auffällig ift, 
daß die Verhältniszahlen der einzelnen Kronländer fo ftarf von 
einander abweichen, ohne daß diefe Thatſache in deren wirtichaft- 
licher Verſchiedenheit ihre Erklärung fände. Am breiteften durch- 
geführt jeheint die Gehilfenorganijation in Trieſt und Gebiet, 
ſowie in Galizien und in der Bukowina, nähftdem in Ober- und 
Niederöfterreih; am weiteften damit rüdftändig find Krain, 
Salzburg, Schlefien und Kärnten. Dieje Gruppierung führt 
die induftriell und kommerziell höchft entwickelten Städte Trieft 
und Wien mit ihrer Umgebung an die Seite Galiziens und 
der Bukowina, Schleften an diejenige Kärntens. Sie erregt Be— 
denten und Zweifel, die jedoch erſt jpäter genauer geprüft 
werden follen. 

Sicherlih war nad zehnjähriger Geltung der Novelle von 
1883 die genofjenjchaftliche Organijation felbft äußerlich noch 
keineswegs beendet. Auch der Referent des Handelsminifteriums 
beftreitet dies nicht‘. Am weiteften fortgejchritten erſcheine die 
Genofienfhaftsbildung in jenen Ländern, in denen wenigſtens 
zum Zeile auf bereits früher beftehenden gewerblichen Ver— 
einigungen habe fortgebaut werden können, wie insbefondere 
in Nieder- und Oberöfterreih, Salzburg, Steiermark, Böhmen 
und Mähren. Bedeutend mehr zurücgeblieben jei dieſelbe in 
Krain und Küftenland, in Tirol und Vorarlberg, Galizien und 
der Bukowina. Neben Dalmatien befite noch immer Südtirol 
wie Görz und Gradisfa aud nicht eine einzige Genoſſenſchaft. 
Ein ungefähres Bild vom wahren Sachverhalt entrollt die nach— 
ftehende Tabelle ®. 


1 Genoffenjchaftsftatiftit von 1894, I, ©. 9*. Vgl. auch Gewerbeenquete 
d. Abgeordnetenh. von 1893, ©. 346, 736, 1032, 1034, 1067 u. j. w. Ver: 
ſchiedentlich beflagen fich die Gewerbetreibenben darüber, daß die genofjenichaft- 
liche Organifation feitens ber Behörden nicht mit dem Eifer betrieben worden 
jei, wie dies zu wünſchen gewejen wäre. 

? Genofjenidaftsftatiftit von 1894, I, ©.226*. Die Zahl der jelbftändigen 
Gewerbetreibenben nach der Berufsftatiftit vom 31. Dez. 1890, die der Induftrials 
und Hambdelögewerbe nach einer vom Handelsminifterium bearbeiteten Statiftif 
ber öfter. Induftrie nad) dem Stande vom 31. Dez. 1890. 












Seibftänbige | Induſtrial⸗ ſchafts 
Land — gewerbe am 30. Ami 








Nieberöfterreih . . | 17593 | 126155 119157 
Shberöftrreih . - 37210 | 38 655 34 246 
Salzburg. - . - 8111 7971 1583 
Eteiermarf . . . 38 125 39 514 41968 
Hürnten ee. 11 602 13 762 10 791 
Krain. ». .» 13 992 13 761 3662 
Srieft und Gebiet . 16 925 5818 1055 
Görz und Grabisfa 7415 4715 — 
N . 2.0. 1228 4979 273 
Iiıtol -. » 2... 31149 30 524 13 841 
Rorarlberg . . - 7 482 9484 7 760 
Röhmen -. -. .. 266 677 225 173 178 446 
Möhren - - » .» 86 101 79 300 77849 
Edlefin . . . - 22685 20 806 19 694 
Galizien . . . - 156 641 82 599 33 105 
Bulowinn . . . 16 696 10 660 4 955 
Salmatin . . . 7696 6 533 — 
Zuſammen 910 9738 : 720409 | 554 385 


Zwar dürfen aus verſchiedenen Gründen die Ziffern der 
dritten Kolumne nicht ohne weiteres mit denen der beiden erften 
verglichen werden, jchon deshalb nicht, weil bekanntlich nidt 
fämtliche Unternehmer genofjenfhaftspflidhtig find. Dennoch wirb 
man fi) ſchwerlich verrechnen, wenn man annimmt, daß rund 
ein Viertel der leßteren Kategorie ſamt ihren Gehilfen und Lehr 
lingen nad) wie vor außerhalb der geſetzlichen Organifation fleben. 

Immerhin wurden, wie gefagt, 5317 Genofienfchaften gegründet, 
teil Fachgenoſſenſchaften und Genofjenihaften verwandter Ge 
werbe, teils jolche mehrerer nicht vertvandter Gewerbe und Kollektiv 
genofjenjchaften,, die ſich auf die einzelnen Kronländer folgender 
maßen ! verteilen: 

(Siehe die Tabelle auf S. 385.) 

Nur 552 oder 10,4% aller Verbände find demnach reime 
Fachgenofſenſchaften, 440 oder 8,30/0 jolche verwandter Gewerbe, 
2493 oder 46,9% Genoſſenſchaften mehrerer nicht verwandter 
Gewerbe und endlich 1832 oder 34,4% Kollektivgenofſenſchaften 
Mit der berufsgenoſſenſchaftlichen Grundlage des gewerblichen 
Korporationsweſens fieht es alfo übel aus. Denn, fchlägt man 


ı Genoflenichaftsftatiftit von 1894, I, S. 200*. 
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jelbft die Genofjenjchaften verwandter Gewerbe zu den Fach— 
genoſſenſchaften, was in Anbetracht dev gerade zwiſchen den Mit- 
gliedern der erſteren häufig wiederkehrenden gewerblichen Grenz- 
ftreitigfeiten durchaus nicht unbedenklich ift, jo würden doch nur 
992 oder 18,7%, d. i. kaum Y/5 aller, als berufsgenoſſenſchaftlich 
organiftert zu betrachten fein. Allerdings haben ſich die Ver- 
hältnifje in den einzelnen Kronländern abweichend geftaltet. Über 
dem Durchſchnitte ftehen außer dem Küftenlande Niederöfterreich 
mit 37,4%, Kain mit 25,0%, Steiermart mit 21,9% und 
Dberöfterreich mit 19,50 Berufsgenofjenichaften, wogegen dieſer 
Kategorie in der Bukowina nur 9,8%, in Schlefien nur 11,700, 
in Vorarlberg 11,8%, in Salzburg und Böhmen je 14,3% an— 
gehören!. Reine Fachgenoſſenſchaften giebt es fir 104 verſchiedene 
Gewerbe?. Am ftärkften beteiligt ift das Schuhmachergewerbe 


4 Nur ungenügend ausgeglichen wird biefer Übelftand dadurch, daß eine 
verhältnismäßig große Zahl von Genofienicaftsmitgliedern und Angehörigen auf 
die beiden erſten Kategorien, nämlich 20,2 Yo aller Mitglieder und 38,4 %0 aller 
Angehörigen auf die 18,7 % Fachgenoffenfchaften und Genoffenjchaften verwandter 
Gewerbe entfallen. (Genofjenichaftsftatiftit von 1894, I, S. 200%.) Denn noch 
immer vereinigen bie 81,3% Genoſſenſchaften anderer Art bie überwiegende 
Mehrzahl der Mitglieder und Angehörigen auf ſich. 

* Genofjenjcaftöftatiftit von 1894, I, S. 215* ff. 

Waentig, Gewerbliche Mittelftandöpolitit. 3 
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mit 147. Ihm ſchließen ſich an die Müller mit 49, die Kleider—⸗ 
macher mit 41, die Bäder mit 23, die Fleiſchhauer mit 22, die 
Weber mit 15, die Tiſchler mit 12, die Lohnkutſcher und Faß- 
binder mit je 11, die Rauchfangkehrer mit 10, die Frifeure und 
Gaftwirte mit je 9, die Stider und Brauer mit je 8, die Tud- 
macher mit 7, die Zimmermeifter, Uhrmacher und Spengler mit 
je 6, die Schmiede, Kürſchner, Korbflechter, Holz- und Kohlen 
händler mit je 4 Genofienfchaften, während die übrigen fad- 
genoſſenſchaftlich vertretenen Gewerbe nur über 1—3 folder 
Korporationen verfügen. 

Auch Hinfichtli) des territorialen Umfanges der einzelnen 
Verbände ergeben ſich große Differenzen. 
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Nieberöfterreich | 81 10) 9 85 
Sheröfterreich 66, 506 19 17 52 
Salzburg F 318 1 20 5 
Steiermart . . - 1 5 66 27 
Kämten. 2. - 14 il 2 14 _ 
ER _ a — 12 _ 
Trieſt und Gebiet — —1 5 * 
Sörz und Gradista | — | — | — — - — 
Itrien. 2 2 — —_ = _ 
Ziel. 4: 4. 2 10 172 3 18 17 
Vorarlberg . 40 3 — - _ 
Vöhmen . 139 | 1752| 31 62 al 
Mähren . | 36 2 76 5 
Schlefien - u) 1600| 2 28 3 
Galizien 2 1360| 16 0 5 
Qulowina . . » 1 135) 2% 14 1 
Talmatin..:| -| - -| - _ = 
Zufammen u | 485 231 




















Es erſtrecken ſich demnach 78,3 °o, d. i. nahezu */s aller Ge 
nofjenjhaften, über mehrere Ortsgemeinden, und zwar desſelben 
politiichen Bezirkes. Fügt man jene 231 bez. 111 Hinzu, bie 
mehrere Ortögemeinden verſchiedener politiſcher Bezirke oder den 


Genojſenſchaftsſtatiſtit von 1894, I, S. 202*. 
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ganzen politifchen Bezirk umfafjen, jo hat man mit 4505, d. i. 
84,7 %0 der Korporationen, zu rechnen, in denen ein direkter Verkehr 
der leitenden Organen mit den einzelnen Mitgliedern, wenn nicht 
ausgeſchloſſen, jo doch erſchwert, eine regelmäßige Überwachung 
diefer letzteren undurchführbar ift. Unter jenen Genofjenjchaften, 
deren Wirkungskreis ſich über einen ganzen politifchen Bezirk aus- 
dehnt, find namentlich die Fachgenoſſenſchaften vertreten. Meift 
handelt es fid) um Gewerbsleute, „welche im Intereſſe des berufs- 
genofjenjchaftlichen Momentes aus den mehreren, innerhalb diejes 
Bereiches mit dem Umfange iiber einen Gerichtsbezixk oder auch 
nur einige Gemeinden desjelben beftehenden Kollektivgenoſſenſchaften 
ausgejchieden und zu einer Genoſſenſchaft für den ganzen politifchen 
Bezirk vereinigt wurden !." Die Müllerei, das Gaft- und Schant- 
gewerbe, ferner der Handel ftellen das Hauptlontingent. Sogar 
Landesgenoſſenſchaften erwuchſen auf diefe Weije, deren es, von 
Trieſt abgejehen, je vier in Salzburg und Steiermark, je eine in 
Mähren und Schlefien, mithin im ganzen 10 giebt. Es find die 
Kaminfeger in Salgburg, Steiermark, Mähren und Schleften, die 
Kunft- und Handelsgärtner, die Preßgewerbe und die Spengler 
in Salzburg, die Buchdrucker und Schriftgießer, die Pferdefleiich- 
Hauer, die Photographen, Lithographen, Steindruder und ver- 
wandten Gewerbe in Steiermart. Nur 812, d. i. 15,3 %0 aller 
Genoſſenſchaften, find Hinfichtlich ihres örtlichen Umfanges auf 
eine einzige Oxtögemeinde bejchräntt, darunter 485 oder 9,1 0, 
deren Bezirk mit dem politifchen identifch, aljo gleichfalls ein ziem= 
lich ausgedehnter iſt. Die einzelnen Kronländer zeigen diesmal 
nur geringfügige Unterfchiede. Auffällig ift jedoch, daß Vorarl- 
berg bejonders viele, Steiermark nur außerordentlich wenige Ge— 
noſſenſchaftsbezirke in der Größe einer einzigen Ortsgemeinde auf- 
zuweiſen hat, ſowie daß ſolche in der Größe eines politifchen Be— 
zirkes oder darüber hinaus in dem exftgenannten Sande überhaupt 
fehlen. Endlich beſitzen weder Vorarlberg, noch Kärnten, Krain 
oder das Küftenland Verbände, deren Umfang ſich über Gemeinden 
mehrerer politifcher Bezirke erſtreckte, während dieſe in allen 
übrigen Ländern, namentlich aber in Niederöfterreih, Tirol und 
‚Steiermark, veihlich vorhanden find ®, 


3 Genoffenfehaftsftatiftit von 1894, I, ©. 14*. Es verfteht fi, dab die 
Größe des territorialen Umfanges dieſer Fachgenofſenſchaften den Vorteil des ber 
rufsgenoſſenſchaftlichen Momentes teilweije neutralifiert. 
® Auch über den Sitz ber einzelnen Korporationen hat das Handelsmini-— 
25* 
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Als drittes für die Leiſtungsfähigkeit der gewerblichen Kor⸗ 
porationen bedeutungsvolles Moment ihrer Organiſation erſcheint 
ihre numeriſche Stärke. Nachweislich gehörten im Jahre 
1894 den 5317 Genoſſenſchaften der Monarchie im ganzen 1247 088 
Perjonen an, und zwar 554 335 ala Mitglieder und 692 753 als 
Angehörige (518348 Gehilfen und 174405 Lehrlinge), deren Ber 
teilung auf die Genofjenfchaften der einzelnen Kronländer aus ber 
folgenden Tabelle ! erfichtlich ift. 
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554335 | 518348 | 174405 | 1247088 
Ve u en 
692 753 


9817 


Zujammen 


l 

Niederöſterreich. 585 119157 | 218581 52 123 389 861 
Dberöfterreih . 660 34 246 26 552 6 382 67 180 
Salzburg - .- . - . 112 7533 79% 1398 16 921 
Steiermark . .. . 346 41 968 29 996 10 804 82 768 
Rürnten ...... 81 10791 7948 2935 21647 
Krain .». 2... 36 3 662 2420 1056 718 
Frieft und Gebiet . 5 1055 2 226 527 3 808 
Görz und Gradiska. — — — — — 
Sitten . » 2... 273 307 ’ 624 
Tiol. . . 22.0. 220 13 841 11 328 2407 27576 
Vorarlberg 

öhmen. ..... 
Mähren...» .. . 
Shlefien . . . . . 
Galizien .... . 
Bulowina. . . . . 
Dalmatien. . . . - 





fterium Erhebungen veranjtaltet. (Genoffenfchaftäftatiftit von 1894, I, S. 14* 
u. 214*.) Dana Hatten von 5317 Genofjenfchaften 1760 oder 33,1 Yo ihr 
Sitz an Orten mit bis zu 2000 Einwohnern, 1643 oder 30,9% an Orten mil 
über 2000 bis 5000, 1896 oder 35,7 Yo an Orten mit über 5000 Einwohnern, 
endlich 18 oder 0,3% ihn am Wohnfite des jeweiligen Vorſtehers. Die ei" 
zelnen Kronländer zeigen ſtarke Verfchiedenheiten, ohne daß biefe durchweg im berx 
abweichendem wirtichaftlichen Charakter eine ausreichende Erklärung fänben. 

1 Genofjenjchaftäftatiftit von 1894. I, ©. 201*. Die Zuverläffigleit ber 
mitgeteilten Ziffern bleibe dahingeftellt. Das Hanbelsminifterium gründet ſein 
Angaben auf die Berichte der politifchen Landesſtellen. Es ſchweigt barüben 
aus welchen Quellen dieje ihre Sachkenntnis gefchöpft. Sollten es nur bie Ge 
nofjenichaften jelbft und ihre Ausweiſe untontrolliert geblieben fein, fo würde mas 
den Ergebniffen diefer Erhebungen mit großer Skepfis gegenüberftehen müſſen. 
(Genoifenschaftsftatiftit von 1894, I, ©. 7*) Die Mitgliederzahl von 44 Ge 
noffenichaften konnte nicht eruiert werden; bei einer unbeftimmten, angeblich mict 
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Daß die einzelnen Provinzen an den Gefamtjummen in jehr 
verſchiedenem Maße partizipieren, ift in Anbetracht ihrer abweichen- 
den Größe, Bevölkerungsdichtigkeit und wirtſchaftlichen Reife ge- 
wiß nicht verwunderlich. Wohl aber, daß die zu Tage tretenden 
Differenzen vielfach in feinem entſprechenden Verhältniffe zur Zahl 
der vorhandenen Genofjenichaften ftehen. So übertrifft, um nur 
ein charakteriftiiches Beiſpiel hervorzuheben, die Ziffer der Ge- 
nofjenjchaftsangehörigen Niederöfterreichs bei weitem diejenige 
Böhmens, obſchon dies legtere Sand eine ungleich größere Menge 
von gewerblichen Verbänden umſchließt, ein Gegenſatz, der auf eine 
jehr verſchiedene Stärke der Korporationen beider Provinzen hin— 
deutet. Thatſächlich entfallen denn auch durchſchnittlich auf eine 
Genoſſenſchaft 











Im Sande Mitglieder | Gehitfen | Sehelinge °) Zufammen 

Niederöfterreich . . 203,7 373,6 89,1 

Oberöfterreich . 519 402 97 101,8 
Salgbung. . :. - 673 713 195 151,1 
Steiermart . 1213 7 31,2 2392 
Kämten ..... 1831 98,1 36,2 267,4 
— —— 101,7 672 298 198,2 
Srieft und Gebiet . | 2110 445,3 105,3 761,6 


Görz und Gradisfe . = 


> 
888282 


—— 
8* 
3 
= 
S 
I 


8 
* 
io 
& 

















Dana) umfaßt eine Genofjenihaft im Durchſchnitt der 
Monarchie 234,6 Perjonen, und zwar 104,3 Mitglieder, 97,5 Ge- 
Hilfen und 32,8 Lehrlinge. Aber nur wenige Provinzen nähern 
ſich diefer Norm. Sie ſchwanken vielmehr innerhalb einer Skala, 
deren Fußpunkt durch Oberöfterreich mit einem Durchſchnitt von 


großen Zahl wurde möglicher Weife feitens der Austunftsorgane das VBorhanden- 
fein don Angehörigen überhaupt in Abrede geftellt, während thatfächlich nur 
deren genaue Ziffer nicht feftgeftellt werden konnte. (A. a. D. I, ©. 12* u.202*, 
Arm.) 

! Genofjenfchaftzftatiftit von 1894, I, ©. 14*. 
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101,8, deren Spite durch Trieft mit einem joldden von 701,6 Per⸗ 
fonen gebildet wird. Im einzelnen beftanden! Genofjenichaften 





= Mit Mitgliedern und Angehörigen 

Sm Lande 8 
= I|sig 30 über 30 jüber 150Jüber 300Jüber 600) über 
) bis 150 bis 300 bis 600 |bi3 1500] 1500 


























Niederöfterrih . . 985 11 195 186 91 52 41 
Dberöfterreih . - - 660 52 503 83 16 5 — 
Salzburg 112 5 73 25 6 8 — 
Steiermark 3461 7 14 | 19 62 14 4 
Härten. - -» . .» 811 — 26 28 21 6 — 
Krain. 2... 36 2 15 9 8 1 — 
Trieſt und Gebiet . 51 — — — 1 4 — 
Sarg und Gradisfe. | — — | — — — — — 
Iſtrien. 2 — — 1 1 _ — 
Tirol...... 2201 12 ;ı 163 30 11 4 — 
Vorarlberg.... I —i 8 19 11 2 — 
Böhmen..... 2015 I 62 : 119 493 178 46 16 
Mäheen. - ... 469 5 a! 1235| 18 35 7 
Sählefien - - | 24] 2| 12 | 72 20 5 3 
Saliiien . .».. 455 | 37 275 | 2 2 9 3 
Butowina . » . . 51 28 2 1 _ 
Dalmatien. . . . — — — — 

Zuſammen ufammen | 5817 | 195 | 2er | 12 | ee | m | m 195 | 2879 | 1352 | 58 — 187 | 14 


Mehr als die Hälfte aller Genoſſenſchaften, 2879 oder 54,2 %, 
verfügen demnad über 30—150 Mitglieder und Angehörige, 1358 
oder 25,4 %/o über 150-300, 586 oder 11,2 % über 300-600. 
Korporationen mit einem Perfonenftande bis zu 30 oder über 600 
finden fi nur in geringerer Zahl; erftere hauptſächlich in Ober 
öſterreich und Galizien, letztere in Niederdfterreih mit Wien, 
Böhmen mit Prag und in Mähren. Überall jedoch begegnet man 
neben ziwergenhaften Verbänden, darunter vollen 72 mit 10 und 
weniger Meiftern, wahren Mionftregenofjenichaften, deren Berjonen- 
ftand ji) in die Tauſende erhebt, zwischen ihnen dann den mannig- 
faltigiten Abftufungen, obgleich die numerische Stärke bes ein- 
zelnen Verbandes, 3. B. im Hinblid auf feine finanzielle Leiftungs- 
fähigteit, gewiß nicht bedeutungslos ift. - 

Welches formale Moment man aljo auch ins Auge faffen 
möge, ob die fachliche Zuſammenſetzung, den territorialen Im: 
fang, oder die numerifche Stärke, nad) einem ſyſtematiſch durchge: 
führten Organifationsprincip wird man vergeblich ſuchen. Allent- 


1Genoſſenſchaftsſtatiſtik von 1894, I, ©. 203*. Bergl. oben S. 8 
Anm. 1 am Ende. 


— BUN 


halben tritt dem Bejchauer eine wahrhaft verblüffende Vielgeftaltig- 
keit entgegen, bie ſeltſam mit der Thatjache fontraftiert, daß alle dieje 
Korporationen nicht nur einen und denjelben Zweck, nein, ein höchſt 
tompliziertes Syftem von gleichen Zwecken erfüllen jollen. Aber 
leben fie denn überhaupt, entfpricht der äußeren Form eine 
innere Energie? Das ift die nächite Frage, die ſich gebieteriſch 
aufdrängt. Das Handelsminifterium erteilt hierauf keine er— 
ichöpfende Antwort. Es müfje hervorgehoben werden, bemerkt fein 
Referent ', daß fi) unter den für das Jahr 1894 ausgewieſenen 
Genoſſenſchaften auch ſolche befinden, „welche entweder gar feine 
oder doch nur ſehr geringe genoſſenſchaftliche Thätigkeit entfalten.” 
Sie beſchränke ſich im letzteren Falle vielfach auf die Einhebung 
von Beiträgen und Umlagen der Mitglieder. Doch jeien auch 
dieje Verbände in die Statiftit aufgenommen worden, „weil fie 
einerjeits ein im Sinne des Geſetzes genehmigtes Statut beſitzen 
und weil andererjeit3 die Landesftellen nicht in allen Fällen, in 
denen eine Genoſſenſchaft feine Thätigkeit entfaltet, Hiervon Mit» 
teilungen machten, aud ein zuverläffiger, für alle Fälle pafjender 
Maßſtab dafür, warn eine Genoſſenſchaft, als definitiv feine 
Thätigkeit mehr entwickelnd, endgiltig aus der Darftellung auszu- 
ſcheiden wäre, nicht leicht gefunden werden könne.“ Glucklicher— 
weiſe fehlt es nicht an Material, um diefe Lücke der Statiftit 
auszufüllen, 

Unftreitig den günftigften Boden fand die genoſſenſchaftliche 
Drganijation in Niederdfterreid) mit Wien. Gleichwohl haben 
die Erhebungen der Wiener Kammer vom Jahre 1895 zu wenig 
befriedigenden Refultaten geführt. 176 der 585 Genofjenjchaften 
des Kronlandes haben die ausgejandten Fragebogen unbeant- 


3 Genoffenfchaftsftatiftit von 1894, I, ©. 9*. Über die Statiftit im all- 
gemeinen vgl. Leo Verkauf, Die gewerblichen Genoſſenſchaften in Öfterreich, 
Handelämufeum, X. Bd, 1895, Nr. 45 u. 46, und Victor Mataja, Die ge- 
werblichen Genoſſenſchaften in Öfterreich, Conrads Jahrb. f. Nationalök, u. Stat., 
3. %, XI. 3b. 1896, ©. 718. Das Handelsminifterium hat nämlich den 
Stand des Genoſſenſchaftsweſens nicht unmittelbar erhoben, fondern aus Abs 
fcheiften, in „einzelnen Fällen“ aud) aus den Originalen von Genoffenichaftsitatuten 
zu erichliehen gefucht (Statiftit, I, S.6*). Da mum diefe Statuten nicht frei er- 
wuchſen, ſondern in zahlreichen Fällen vetroyiert wurden, jo Liegt in dem Vor— 
Hanbenjein derartiger Dokumente noch feinerlei ſichere Gewähr für die reale Eriftenz 
oder gar für die Lebensthätigteit der betreffenden Verbände. 

®? Bericht über die Induftrie, den Handel und die Verkehrsverhältniſſe in 
Nieberöfterreich i. 3. 1895. Wien 1896. ©. XLIV ff. 
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wortet gelaflen, weitere 213 über ihre praktiſche Thätigkeit im 
jahre 1895 jo gut wie nicht? berichtet. Suche man nun auf 
Grund der anderen 196 Referate zu einem abjchließenden Urteile 
über die genoſſenſchaftliche Wirkſamkeit zu gelangen, ſo ergebe 
ih, daß. „von der mehr oder weniger exakten Durchführung 
ihrer regelmäßigen Berwaltungsaufgaben abgejehen, die Mehr: 
zahl ihren ausfchließliden oder hauptſächlichen Beruf darin er 
blickte, die Intereſſen ihrer Mitglieder dur das Erſtreben 
eines Einfluffes auf die Gejeßgebung und Verwaltung, durch die 
Forderung bejtimmter jtaatlider Maßregeln oder dur Ab 
lehnung anderer zu wahren.“ Hie und da jeien wohl auch 
Anſätze zu unmittelbarer wirtichaftlicder Bethätigung zu be 
merken. Im allgemeinen aber bilde ein jehr bedeutendes Hinder⸗ 
nis genofjenfhaftlicder Beitrebungen die Intereſſeloſigkeit 
der Mitglieder, die wieder in einer falſchen Auffaffung von 
den Zwecken der Genofjenichaft ihren Grund Habe. So werde 
ganz offen von einem Erlahbmen der Torporativen 
Thätigkeit geiprocdhen, da dieſe ja doch nichts „erzwecken“ Tönne. 
In den Subdetenländern das gleiche Bild! „Das Genofjenjchafts- 
weſen überhaupt, insbeſondere aber auf dem Lande”, konftatiert 
die böhmiſche Statthalterei !, „Eränkelt nicht etwa durch bie 
Schuld und angebliche bureaufratifche Bevormundung der Ge: 
iwerbebehörden, wie e3 oft vorgeworfen wird, ſondern an der eigenen 
Indolenz und an dem Mangel des wünfchenswerten Interefſes. Es 
giebt nur twenige Genojjenihhaften, welche den ihnen durch das 
Geſetz und die Statuten vorgezeichneten Zweck erreichen Bei 
vielen werden die Beiträge nicht eingehoben, Teine Ausſchußfitzungen 
abgehalten und das Gewerbsintereſſe in feiner Richtung gepflegt.“ 
Die Prager Kammer |priht von einer „drohenden Lockerung des 
Senofjenjchaftsverhältniffes.“ Die Budweiſer verficdert, daß „die 
Genofjenichaft gegenwärtig ein mehr oder weniger leerer Begriff 
und nur ein gewifjes Evidenzorgan jei“ ?. Der BPiljener Gewerbe 
injpeftor betont, daß, wenn die Gewerbeforporationen überhaupt 
organifiert feien, die Erfüllung der ihnen durch das Geſetz zuge 
dachten Aufgaben eine höchſt mangelhafte erſcheine. „Biele Ge 
1 Zujammenftellung der qutachtlichen Äußerungen über mehrere in Antrag 
gebrachte Abänderungen bezw. Ergänzungen der Gewerbeordnung. Gutachten ber 
polit. Yandesbehörden. Wien 1893. ©. 6, 24, 55. 
N mnfietung u. |. w. (Gutachten der Handels⸗ u. Gewerbelammerz 
u. |. w.) ©. 6, 9. 
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werbetreibenden können in der Genofjenjchaft keine Vorteile für 
ſich oder ihr Gewerbe erblicken, jehen fie vielmehr als eine Laft an. 
Demzufolge zahlen fie ihre Beiträge nicht, melden ihre Lehrlinge und 
Gehilfen nicht an und verhalten ſich überhaupt ganz paffiv.“ 
Auch dev Tetſchener Beamte beftätigt dies: „Es entſpreche der 
Wahrheit, wenn man jage, daß die Genofjenfchaften nur auf dem 
Bapiere eriftieren!." Ja, ſelbſt gereiftere Gewerbsleute ftimmen in 
dieſes abfällige Urteil ein?. Wenn man berückſichtige, bemerkt beifpiels- 
meije der Vorfteher der Kunftgewerbegenofjenfchaft in Karlsbad, daß 
jo viele Genoſſenſchaftsverſammlungen mit Beihlußunfähigteit zu 
tampfen haben, daß faft in allen Genoſſenſchaften die Vorſtands- 
mitglieder gewifjermaßen nur die drei Jahre abwarten, um dann 
jofort von ihren Stellen fich zurückzuziehen, und wenn man end» 
lid) die pofitiven Ergebniſſe der genofjenfchaftlichen Thätigkeit be 
trachte, jo tomme man zu der Anjchauung, daß dieje Organifation 
doch nicht einem tiefgefühlten Bedürfniſſe entſpreche. „Wenn 
jemand die Genofjenichaft gebraucht hat, jo war es bis jeßt immer 
nur darum, um den Gewerbebetrieb eines anderen einzujchränfen. 
Bis jet war dies immer die Hauptjache‘. Eine von ihm und 
wenigen anderen gegründete Fortbildungsſchule ſei gegenwärtig 
„ber einzige Kitt, der die Genoſſenſchaft noch zufammenhalte.“ 
Ahnlich der böhmifchen erklärt in Übereinftimmung mit den 
Kammern des Kronlandes die mährijche Statthalterei?, daß 
die Gewerbeforporationen den gehegten Erwartungen nad) feiner 
Richtung entſprochen. „Die Intereſſeloſigkeit, welche diejer 
Inſtitution entgegengebracht wurde, und die Unzufrieden- 
heit, die im Gewerbeftande herrfche und noch künſtlich genährt 
werde, drücke die Genofjenjchaft einerjeits zu einem Schein— 
dajein, andererjeits zu einem Tumfmelplaß der unzus 
friedenen Elemente herab.“ So jei denn bisher, jene Fälle 
ausgenommen, wo derartige gemeinjame Anftalten von den alten 
Zünften und Innungen übernommen wurden, oder wo man unter 
dem Druck der Verhältniffe einige wenige Schlachthäufer errichtet 
habe, der Statthalterei fein einziger bekannt geworden, in dem ge— 
meinjame Anftalten zur Förderung der Intereffen der Mitglieder 


1 Berichte d. Gewerbeinfpeftoren f. d. J. 1892, ©. 2995.; f. d. I. 1896, 
234. 
= Gewerbeenquete d. Abgeordneten. d. 1893, ©. 549 ff, beſ. auch 483, 552. 


® Zufommenftellung u. }. w. (Gutachten d. polit. Behörden), ©. 7, 55. 
(Gutachten d. Handels: und Gewerbefammern u. |. w.), ©. 113. 
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errichtet worden wären. Die Gründung und Erhaltung von 
Genoſſenſchaftsherbergen, jowie die Einführung von Zuſchickord⸗ 
nungen babe nur in den jeltenften Fällen ftattgefunden. Tas 
Lehrlingsweſen fei durchaus ungeregelt. Schiedsgerichtliche Aus- 
Ihüffe wären wohl gebildet, würden aber nur ganz ausnahms- 
weiſe in Anſpruch genommen. Yür die Erridtung von Fachlehr⸗ 
anftalten gefchehe nur jehr wenig, es werde jogar dagegen gearbeitet. 
Die Begründung von Krankenkaſſen jei nur unter dem Zwange 
des Krantenverficherungsgejeßes erfolgt. Regelmäßige Berichte zu 
ftatiftiichen Zwecken ſeien nie erftattet worden. 

Will man einem Berihte der Troppauer Kammer! 
Glauben ſchenken, jo „entwickeln die gewerblichen Genofjenfchaften 
Schleſiens eine anerfennensiwerte Thätigkeit und find eifrig be 
müht, den ihnen im $ 114 d. G.«O. geftellten Aufgaben gerecht zu 
werden.” Es wird ſich jpäter Gelegenheit finden, ihnen genauer 
auf den Zahn zu fühlen. Nach einer Äußerung bes Troppauer 
Magiitrates haben jelbft mehrere der in der Landeshauptftadt er 
richteten Verbände „bis Heute nur ein dürftiges Scheinleben 
gefriſtet.“ 

Eher noch ſchlimmer liegen die Dinge in den Alpenländern. 
Schon in Oberöſterreich? wird über „den Indifferentismus 
der Genoſſenſchaften“ im allgemeinen, bejonders über die noch viel- 
fach jchlummernde Thätigfeit der Kleineren unter ihnen geklagt. 
Genoſſenſchaftsverſammlungen ſeien häufig beſchlußunfähig, wohl 
habende Meiſter dabei überhaupt nie vertreten. 

Bon 68 Genoſſenſchaften des gewerbfleißigen Ländchens Vor⸗ 
arlberg? entwickeln angeblich nur zwei „Rührigkeit und Thätig⸗ 
keit,“ nämlich die kaufmänniſche Genoſſenſchaft von Bregenz und bie 
Stidereigenofjenichaft von Luftenau, aljo gerade feine „Handwerker 
verbände. Die übrigen „führen ein äußerft ftilles und unbelannte 
Leben.“ So habe 3. B., wie fi aus einem Rundſchreiben ber 
Kammer Teldfirch ergebe, eine Genoſſenſchaft von 52 Mitgliedern 
nur 4 Geihäftsftüde im Jahre erledigt und 3 Generalverfamm- 
lungen abgehalten, eine zweite von 46 habe zwar 10 Geſchäfts— 





! Bericht über die volkswirtſch. VBerhältniffe Schlefiena i. J. 1890. Troppar 
1894. ©. 379 f. Zufammenftellung u. |. w. (Gutachten der Magiftrate u. |. w-ı 
©. 43. Gewerbeenquete d. Abgeordnetenh. dv. 1893, ©. 722. 

2 Zujammenftellung u. ſ. w. (Gutachten d. Handels⸗ und Gewerbelammern 
u. ſ. w.) ©. 109. Gewerbeenguete d. Abgeorbnetenh. v. 1898, &. 272, 291. 
8 Gewerbeenquete d. Abgeordnetenh. dv. 1893, ©. 589. 
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ftüce, dafür aber weder eine Ausſchußſitzung noch eine General» 
verfammlung aufzuweiſen. Drei weitere Korporationen von 56, 
80 und 83 Mitgliedern hätten vollftändig geruht. Eine letzte mit 
316 habe ziwar einmal im Plenum getagt, dafür aber auch nicht 
ein einziges Schriftftück ausgefertigt. 

Bon der großen Mehrzahl der Salzburger! Genofjen- 
ſchaften ift „aus dem Geſetze nicht der Gedante der wirtjchaft- 
lichen und focialen Kooperation, jondern nur jener dev Prohibition 
der freien Konkurrenz und der freien twirtjehaftlichen Bethätigung 
des Individuums aufgenommen worden.“ Seht wenige nur, und 
zwar aus früher beftehenden Innungen und Gremien hervorge- 
gangene Fachgenoffenihaften hätten im Sinne des $ 114 d. 6.-D. 
gewirkt. Im übrigen ftelle fich die pflichtmäßige Thätigkeit der 
Genoſſenſchaften als eine äußerft geringfügige dar. Sie ftehe in 
feinem Berhältniffe zum großen Apparate, der, „auf Zwang be— 
zuhend, notdürftig, offen gefagt, nur auf den Schein hin funktio— 
niere.“ Bor allem gelte dies von den ländlichen Genoſſenſchaften. 
Desgleichen aber auch von der überwiegenden Mehrzahl derer der 
Stadt Salzburg, obgleich dieje bis auf wenige Ausnahmen reine 
Fachgenoſſenſchaften oder doch ſolche verwandter Gewerbe jeien. 
Ständig werde don den Genofjenjchaftvorftehern über die volle 
Zeilnahmlofigkeit der Mitglieder, die Beſchlußunfähigkeit dev Ver— 
jammlungen, den Mangel an Vertrauen, die Verweigerung jeden 
Einblickes in die Betriebsverhältniffe des einzelnen, die Nichtan- 
meldung von Gehilfen und Lehrlingen, den hartnädigen Wider- 
ftand gegen die Einhebung von Beiträgen, Gebühren und Um— 
Tagen geklagt. „Die Kleinen Meifter beſchweren fid) darüber, daß 
ihnen die Genofjenfchaften keinerlei Vorteile bieten, während die 
größeren aus begreiflichen Gründen von ihnen überhaupt nichts 
wiſſen wollen.“ 

In Tirol find, wie ein Experte? draſtiſch bemerkt, die 
meiften Genoſſenſchaften „eingejchlafen“. Er jeldft, vier Jahre lang 
Genofjenjchaftsvorfteher, habe jein Amt niedergelegt, weil ex ger 
jehen, daß „nichts zu machen ſei.“ In dev That lautete bereits 
der Bericht der Inusbrucker Kammer? für die Jahre 1881—85 


1 Bericht der Kammer Salzburg f. d. 9. 1893. Salzburg 1894. ©. VII ff. 
Zufammenflellung u. ſ. w. (Gutachten der polit. Lanbeebehörden), ©. 4, 23; 
(Gutachten der Dagiftrate u. |. w.), ©. 3. 

2 Gewerbeenquete d. Abgeorbnetenh. von 1898, ©. 355. 

Innsbruck 1889, ©. 204 ff. 
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ziemlich ungünftig. Könne man fich doc nicht verhehlen, daß ber 
Erfolg der Genoſſenſchaftsbildung ein geringer fei, da außer der 
Thatjache der Organifation fi) nur wenige Anhaltspunkte dafür 
böten, daß fich die gewerblichen Korporationen der ihnen zuge: 
dachten Hohen Ziele bewußt jeien. Vielfach würden dieſelben als 
Anftitute aufgefaßt, die nur dazu da jeien, den Steuerbehörbden in 
die Hände zu arbeiten. Und „diejes Mißtrauen verwandle fid in 
offene Anfeindungen, wenn auch nur einmal jener wohl imaginäre 
Hauptziel, der als der leicht gangbarfte und bei dem Gros der 
Gemwerbetreibenden zumeift anjprechende propagiert werde, näm- 
Lich die möglichfte Abfperrung der Genofjenfhaftsmitglieder und 
der Schuß derjelben gegen eine vermehrte Konkurrenz durch Ent- 
ftehung neuer Gewerbe, nicht vollftändig zur Geltung gelange.“ 
Dennoh war die Kammer damals imftande, eine Genofjenjchafts- 
ſtatiſtik! zu entwerfen, welche beweift, daß, wenn nicht von 
allen, jo doch von der Mehrzahl der beftehenden Verbände eine ge 
wiſſe TIhätigfeit entfaltet wurde. Wie der Kammerbericht ? von 
1894 bezeugt, find dieje Zeiten vorüber. Eine allgemeine „Ber 
fumpfung der Genoſſenſchaften“ ift eingetreten. Bon einer Gtati- 
ftit habe abgejehen werden müſſen, da fi) die ganze Inſtitution 
in einer troftlojen Lage befinde. Die allmählidde Erkenntnis, 
daß die Genoſſenſchaften nicht geeignet feien, eine Steigerung der 
Konkurrenz zu verhüten, habe den „genoſſenſchaftlichen Sinn er 
falten” laſſen. Eine Verwirklichung ihrer wichtigſten Aufgaben 
jei nahezu als ausgeſchloſſen zu betrachten. Finde fich Hierfür im 
Innsbrucker Bezirk, namentlid in der Stadt Innsbruck, bie und 
da noch einiges Verſtändnis, jo fehle dies, wie aus Zufchriften 
von Genofjenjchaftsvorftehern hervorgehe, völlig im Bozener 
Kammerbezirk. Bon dorther werde berichtet, daß die Genofjenfchaften 
nur auf dem Papiere ftehen, ihre Mitglieder nicht bekannt jeien, 
weil Perjonalveränderungen nicht mehr angemeldet würden, daß 
Genoſſenſchaftsverſammlungen fchon feit Jahren nicht mehr ge 
tagt, die Obmannzftelle niemand weiter ausfüllen wolle u. f. m. 
daher man beichloffen habe, auch feine neue Wahl mehr vorzu—⸗ 
nehmen, fondern die Genoſſenſchaft „ihrer verdienten Ruhe zuzu⸗ 


I Ebenda S. 175 ff. 
2 Stat. Bericht d. Handeld- u. Gewerbefammern in Bozen u. Innäbrud 


f. d. 3. 1890. Bozen und Innsbruck 1894. ©. 509 fi. 
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führen.” Ebenſo wird von anderer Seite! konſtatiert, daß im 
Tiroler Genoſſenſchaftsweſen eine „völlige Apathie“ eingetreten jei, 
daß die Mehrzahl der Gewerbeforporationen nur ein „Scheinleben” 
führe und einer totalen „Verfumpfung“ entgegengehe- 

In Steiermark trifft man auf analoge Erſcheinungen?. 
Schon 1889 mußte der Grazer Gewerbeinjpektor geftehen, es 
habe der ewige Streit um Perfonalfragen und andere Hleinliche 
Dinge dahin geführt, daß „das anfangs vorhandene Intereſſe 
der Mitglieder an der genoſſenſchaftlichen Inftitution ſich mit 
jedem Jahre mehr verlor und allmählih immer mehr An 
gehörige des Handwerks, darunter gerade nicht die jchlechteften, ſich 
der Teilnahme und Mitarbeit im Ausſchuſſe wie in den Verfamm- 
lungen entſchlugen“. Die fpäteren Gutachten der Behörden bezeugen, 
daß bei den „jet wahrnehmbaren, nicht gerade anheimelnden 
Genofjenjchaftszuftänden” von einer Wendung zum Beſſeren 
feine Rede jein kann. Nur in einzelnen Fachgenoffenichaften jei 
wenigſtens teilweiſe eine erfreuliche Negjamteit zu beobachten. 
Aber jelbft in Graz fehle dem Gros der Gewerbetreibenden das volle 
Berftändnis für Weſen, Zweck und Bedeutung der Genoſſenſchaft, 
oder jei doch nur jehr mangelhaft entwidelt, daher es komme, daß 
ſelbſt hier die von $ 114 d. ©. DO. feftgeftellten Aufgaben „nur 
widerwillig, bez. am liebſten gar nicht erfüllt würden." Die ge- 
werblichen Genoſſenſchaften Oberſteiermarks, erklärt der Sekretär 
der Kammer Leoben? gerade heraus, „haben ſich im großen und 
ganzen durchaus unfähig erwieſen, die ihnen vorgezeichneten 
Zwecke zu verwirklichen. Bei und werden die Gewerbetreibenden 
an bie Griftenz der Genofjenjchaften in der Regel nur durch die 
Eintreibung der Umlagen erinnert, fein Wunder, daß fie von ihnen 
nicht mehr verlangen, als daß dieje möglichft wenig von ihnen 
verlangen mögen. Um das Lehr- und Lohnverhältnis kümmern 
fie ſich nur fehr wenig. Die ihnen abverlangten Gutachten laufen 
ſpärlich und oft verfpätet ein und find übrigens von problematifchem 


3 Sufammenftellung uf.iw. (Gutachten d. polit. Sanderbehörben), ©. 541.5 
(Gutachten d. Hanbdels- u. Gewerbefammern u. j. w.) ©. 5, 110. — Berichte der 
Gewerbeinfpeftoren f. d. J. 1890, ©. 192. 

® Berichte der Gewerbeinfpeftoren f.d. J. 1889, ©. 129, Zufammenftellung 
njw. (Gutachten d. polit. Sandesbehörben), ©. 4, 53f.; (Gutachten d. Magiftrate 
uf. m), ©. 42; (Gutachten d. Handels: u. Gewerbefammern), ©. 109. 

unterſuchungen über die Sage des Handwerks in Öfterreich, S. 406. 
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Werte. Bon einer Vertretung gemeinfamer gewerblicher Inter⸗ 
eſſen ift hierzulande nichts zu ſpüren.“ 

In Kärnten der gleide Auflöfungsprozeß !. Es ſtellte fi 
in mehreren Orten heraus, erzählt der Klagenfurter Gewerbe 
inſpektor, daß ſchon vor geraumer Zeit der Genofſſenſchaftsvorſteher 
und alle Ausfhußmitglieder ihre Mandate niedergelegt und das 
Genofjenichaftsfiegel an die Bezirkshauptmannſchaft zurückgeſandt 
hatten. „Es fand ſich niemand, der mit den Genofjenichaftsange- 
legenheiten noch irgend etwas zu thun haben wollte.” Selbft in 
einer größeren Stadt hatten bereit? jeit mehreren Jahren feine 
Genoſſenſchaftsſitzungen mehr ftattgefunden, e8 wurde fein Lehr 
Iingsfatafter geführt, e3 wurden auch troß Anmeldung keine Lehr- 
verträge und feine Lehrbriefe mehr außgeftellt u. f. w. Daß bie 
gewerblichen Korporationen in Krain und dem Küftenlande 
erft recht nur „ein Scheinleben friften”, wird nach ben anderwärts 
gemachten Erfahrungen wohl niemanden mehr erftaunen 2. 

Es bleiben die KRarpathenländer Wenigſtens in dieſem 
Paradieje des Kleinbetriebes hätte, jo Jollte man vermuten, der auf 
geftreute Samen aufgehen müjjen. In der That fcheinen die Ge 
werbeverbände dort eine gewiſſe Rolle zu jpielen. Nur entipridt 
dieje ſchwerlich den Intentionen des Geſetzgebers. „Die Genoffen- 
ihaften, reſp. ihre Vorſtehungen,“ jo berichtet der Gewerbeinſpektor 
in Lemberg?, „befaſſen ſich mit allen möglidden Sachen, nur nicht 
mit jenen, für welche das Geſetz fie eigentlich ins Leben gerufen 
hat. Sie befaffen ſich weder mit der Pflege des Gemeingeiftes in 
der Erhaltung und Hebung der Standesehre unter den Genoffen- 
ihaftsmitgliedern und Angehörigen, noch mit der Förderung der 
gemeinjamen gewerblichen Intereſſen durch Errichtung von Bor. 
ſchußkaſſen, Rohftofflagern, Verkaufshallen u. ſ. w. Sie tragen 
feine Sorge für die Erhaltung geregelter Zuftände zwiſchen Ge 
werbsinhabern und ihren Gejellen, fie Haben keine ſchiedsgerichtlichen 
Ausſchüſſe zur Austragung der zwiſchen den Genofjenichaftsmit- 
gliedern und ihren Hilfsarbeitern aus dem Arbeit3-, Lehr⸗ und 
Lohnverhältniſſe entjtehenden Streitigkeiten. Sie haben gar nichts 
zur Begründung und Yörderung von gewerblichen Yachlehran- 


1 Berichte der Gewerbeinfpeftoren f. d. 3. 1896, ©. 116. 

2 Zufammenftellung u. j. w. (Gutachten ber polit. Landesbehörden) €. 54. 

3 Berichte d. Gewerbeinipeftoren f. d. 3. 1890, ©. 334; 1893, S. 3: 
1894, S. 359; 1895, ©. 380. 
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ftalten beigetragen und noch weniger übertvachen fie den Beſtand 
der Lehrlinge. Hauptſächlich, oder vielmehr, beſſer geſagt, aus— 
ſchließlich befaſſen ſich die Genoſſenſchaften mit der Schlichtung 
von Streitigkeiten der einzelnen Mitglieder unter einander, und 
zwar meift wegen perjönlicher Angriffe, und weiter mit der Ein- 
treibung der Beiträge ihrer Mitglieder und der verfchiedenen 
Zaren für das Einſchreiben und Freiſprechen der Lehrlinge, in 
welch letzterer Richtung fie geradezu rückſichtslos vorzugehen pflegen. 
Es ift daher auch fein Wunder, wenn das handwerks mäßige 
Gewerbe immer mehr in Verfall gerät“. 

Damit übereinftimmend äußern fi) die Kammern!. „Bes 
trachtet man die zahlxeichen Genofjenjchaften in den Städten und 
Städtchen“, bemerkt die Kammer Krakau, „jo findet man, da 
diefe Korporationen aus Leuten zufammengefegt find, die beinahe 
feine Intelligenz und ein Pflichtgefühl beſitzen. Es find im Grunde 
noch immer die alten Zünfte, die e8 fich zur Aufgabe machten, 
verjchiedene Gaben zu jammeln, von den Mitgliedern für Frei- 
ſprechungen Gebühren einzuheben, ferner darnach zu ftreben, jede Konz 
kurrenz hintanzuhalten, um einen möglichit hohen Verdienft zu er— 
zielen. Unjere heutigen Genoſſenſchaften üben keinen günftigen 
Einfluß auf die Entwidlung des Gewerbes aus, im 
Gegenteil, jie unterdrüden dasjelbe. Die Kammer würde 
gern der Erweiterung ihres Wirkungskreifes zuftimmen, wenn 
irgendwo Berbände eriftierten, welche überhaupt fähig wären, die 
ihnen obliegenden Pflichten, wie fie der Gejeßgeber im $ 114 d. ©.-D. 
ſo ſchön jehildert, zu begreifen. Aber Leider giebt es jolche nicht”. 
Daher „hat fich denn auch jeit der Einführung der Genofjen= 
ſchaften im Geifte der Gemwerbegejeesnovelle das Handwerk gar 
nicht gehoben und es ift bloß die eine Anderung eingetreten, daß die 
Genoſſenſchaften willkürlich und protektioniſtiſch bei Freiſprechungen 
vorgehen und, unbekümmert um ihren eigentlichen Wirkungskreis, 
nur um eine ſchöne Fahne, um gremiales Erſcheinen bei Feier— 
lichleiten, um die Sammlung von Einlagen, über welche fie ent» 
weder gar nicht abrechnen, oder welche fie zu andern Zwecken ver- 
enden, bejorgt find, ſonſt aber alles auf die Geiverbebehörben 
abwälzen". Dies gilt für den MWeften. „Die oftgaliziichen Ge— 
nofjenjchaften,“ erklärt die Kammer Brody, „Legen im Argen und 


? Zujammenftellung u. ſ. w. (Gutachten d. Handels u. Gewerbefammern u.f. w.), 
©. 105f., 104; (Gutachten d. polit. Landesbehörden), ©. 56 f. 
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entſprechen nicht im geringften den Erwartungen. In kleine Ber 
bände zerjplittert, können fie weder kulturell noch Humanitär aud) 
nur da3 geringfte leiften. Sie befiten kaum eine untergeordnete 
Schreibkraft und rehtfertigen überhaupt ihre Eriftenz 
nicht.“ — 

Sp endet denn die Betrachtung der genofjenjchaftlichen Orga- 
nifation mit einer ungeheueren Enttäufhung. Zeigt fle doch da 
jenes Bild, welches die Statiftit des Handelsminiftertums davon 
entwirft, nicht viel mehr ift als eine trügeriihe Tata Morgana. 
Man glaubt, eine Fülle ſprofſenden Lebens vor fild zu jeben. 
Thatſächlich jteht man vor einem Trümmerfeld, deffen eintönige 
Ode nur felten durch eine lachende Oaſe unterbrochen wird. 
Die überiviegende Mehrzahl der 5817 Genoſſenſchaften Öfter- 
reichs find tote Formen; und zwar in der Hauptſache verlaffene 
MWohnftätten, nicht etwa ſolche, die erft der künftigen Benutzung 
harten; nit Anfänge, ſondern — Reſte. Und das Genofien- 
ſchaftsweſen, auch in jeiner neuen Geftalt, lebt fich nicht ein, 
wie man zumeilen noch immer behaupten hört, es lebt fich auß, 
nachdem die von der Maſſe der Tleinen Leute an feine Durd 
führung gefnüpften Hoffnungen fi unerfüllbar erwiejen Haben. 
In die verſchwimmenden Konturen diefes düfteren Gemäldes bie 
twichtigeren Einzelheiten einzuzeichnen, bleibe dem folgenden Kapitel 
vorbehalten. 


Drittes Kapitel. 
Das genofienihaftlice Leben der Gegenwart. 


Die Pflichten und Rechte des 8 114 der G.O. Iaffen fih 
unter drei Hauptgefihtspuntte ordnen. Die Genofjenjchaft foll 
einmal fein eine Schule Torporativer Selbftverwaltung zur Er 
haltung des focialen Friedens; zweitens ein jelbftthätiges Organ 
focialer Gewerbepolitik; drittens endlich ſoll fie die zur Erreichung 
der genannten Zwecke notwendigen pefuniären Mittel aufbringen 
und verwalten. Nach allen drei Richtungen wird man ih 
Wirkſamkeit zu prüfen haben. 


Ma. 


I. Die Genoſſenſchaft als Schule forporativer 
Selbftverwaltung zur Erhaltung des 
jocialen Friedens. 


Pflege des Gemeingeiftes, Hebung der Standesehre unter 
Mitgliedern und Angehörigen, ſowie Förderung der gemeinfamen 
gewerblichen Intereffen, insbejondere auch durch ſchiedsgerichtliche 
Austragung entftandener Streitigkeiten aus dem Arbeits-, Lehr- 
und Lohnverhältniffe, bezeichnet das Geſetz als die exfte umd 
wichtigſte Aufgabe [dev gewerblichen Ziwangsvereinigungen, zur 
deren Erfüllung Genoſſenſchaftsverſammlung und Vorftehung auf 
der einen, Gehilfenverfammlung und Ausfhuß auf der anderen 
Seite einträdhtiglich zufammentoirken jollen. Einen abjolut ver- 
läßlichen Maßftab für die Entwiclung ſpecifiſch korporativen 
Lebens ausfindig zu machen, mag ſchwer fallen. Immerhin wird 
man die Zahl und Frequenz der abgehaltenen Berfammlungen 
und Ausfhußfitungen wie die Menge der exledigten Gejchäfts- 
ftüde als einen relativ brauchbaren in Betracht ziehen dürfen. 
Da die Genoſſenſchaftsſtatiſtik des Handelsminifteriums fich hier— 
über ausſchweigt, ift man auf andere Quellen angewieſen. 

Nah den Angaben des Statiftifchen Jahrbuches der Stadt 
Wien! wurden im Jahre 1894 bei 125 Genoſſenſchaften 275 
Meifterverfammlungen und 693 Ausſchußſitzungen einberufen, wo— 
von jedoch nur 227 (82,5%) bez. 677 (97,70%) beſchlußfähig 
waren. Dieſe letzteren verteilen fich auf die einzelnen Korpora— 
tionen folgendermaßen: 

(Siehe die Tabelle auf ©. 402.) 

Weit über Ys aller Wiener Genoſſenſchaften (ſämtlich Fach— 
genofjenjchaften oder ſolche vertvandter Gewerbe!) Haben fich aljo 
darauf beſchränkt, eine einzige für die Dechargeerteilung unentbehr- 
liche Plenarverfammlung abzuhalten. Mehr als ®/4 haben es 
nicht über Höchitens zwei gebracht. Fünf Berfammlungen, die 
größte Zahl, Hatten zu verzeichnen die Einfpänner, die Spiritus-, 
Liquenr- und Ejfigerzeuger, die Ziergärtner und die Zimmer- 
meifter, jamt und jonder3 feine „handwerksmäßigen“ Gewerbe! 
Zahlreicher find die Ausfhußfigungen. Einige Korporationen 
haben darin jogar recht Erkleckliches geleiftet, an der Spike die 


= Statiftiches Jahrbuch der Stadt Wien f. d. 3. 1894, ©. FE 
Baentig, Gewerbliche Mittelſtandspolitit. 
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Generals: von Genofjen- 
verfammlungen Ichaften 
| 


Wiener Kaufmannſchaft mit 28, die Einfpänner mit 19, bie 
Bimmermaler mit 16, die Bau- und Steinmeßmeifter, Bild- 
bauer, Fleiſchſelcher, die Hernaljer Kaufmannſchaft, die Papier 
und Schreibreguifitenhändler, endli die Schilder- und Schriften 
maler mit je 14 Sitzungen, abermals nur zum geringeren Zeile 
ſolche handwerksmäßiger Gewerbe. Ganze 27 Genofjenjchaften 
twußten über diefe Seite ihrer Thätigkeit nicht einmal Auskunft 
zu geben. Dabei deutet das Vorherrſchen der Ausſchußfſitzungen 
darauf hin, daß die Korporationsgeſchäfte in der Regel nicht unter 
twerfthätiger Anteilnahme der Gejamtheit der Genofjen, fondern 
von Keinen Gliquen erledigt werden. In der That ift die erftere 
im Nüdgang begriffen. Betrug doch die Zahl der einberufenen 
Genoſſenſchaftsverſammlungen gegenüber den 275 des Jahres 18%, 
1892: 342 und 1893: 355, wovon allerdings nur 285 bez. 291 
beichlußfähig mwaren?®. 

Ähnlichen Zuftänden begegnet man im Brünner Kammer 
bezirk®. Es wurden dafelbft 1890 von 184 Genoſſenſchaften 271 


Ausſchuß⸗ 


von Genofſen⸗ 
fitzungen 


ſchaften 
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ı Tiefe Genofjenichaft, e3 ift die der Küchengärtner, ftellte im Jahre 18% 
ihre gefamte Thätigfeit ein. (Etat. Jahrbuch d. Stadt Wien f. 1894, &. 506, 
Anm. 16.) 

2 Tarunter auch Genofjenjchaften, bei denen man vergefien, die Zahl ber 
Ausſchußſitzungen zu erheben. (Stat. Jahrbuch d. Stadt Wien f. 1894, S. 5%, 
Anm. 11.) 

8 EStatiftifches Jahrbuch der Stadt Wien f. d. J. 1892, ©. 492: deigl 
f. d. 3. 1893, S. 478. 

* Statiftifcher Bericht der Handeld: und Gewerbelammer Brünn über bie 
volfswirtichaftt. Zuftände in ihrem Bezirke i. J. 1890. Brünn 1894. ©. 312 #. 
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Generalverfammlungen und 691 Ausſchußſitzungen einberufen, von 
denen jedoch nur 223 (82,3 0/0) bez. 621 (89,9 %/0) abgehalten iver- 
den fonnten. Und zwar betrug die Zahl der 
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Viele Korporationen aljo haben überhaupt nicht im Plenum 
getagt; ganze 114, d. i. weit über die Hälfte aller, fi mit einer 
einzigen Generalverfammlung begnügt, nur 48 es auf deren 2 ge- 
bradt. Etwas beijer jteht es mit den Ausſchußfitzungen. Bier, 
fünf und mehr find feine Seltenheit. Doch gilt in diefer Hin- 
fiht das oben bezüglih der Wiener Genoſſenſchaften Gefagte. 
Auch bier ift eine Beſſerung gegen früher nicht zu Tonftatieren!. 
Zwar zeigt ein Vergleid mit den für 1886 erhobenen Daten 
eine jcheinbare Steigerung der Torporativen Thätigleit um 1490 
bez. 110/0, aber doch nur eine fcheinbare, weil erftlic dem Auf- 
ſchwung einiger Bezirke ein beträchtlicher Rückgang in anderen gegen- 
überfteht, und mehr noch, weil 1886—1890 die Zahl der Ge- 
noſſenſchaften um 120, diejenige der Mitglieder und Angehörigen 
um über Y/s (33,78 %/0) zugenommen hat. 

Noch ungünftiger liegen die Dinge im Salzburger Rammer- 
bezirt?. Bon jeinen 108 Genoſſenſchaften waren 1890 6 ent» 
weder noch nicht Tonftituiert, oder doch nicht ins Leben getreten. 
Die übrigen 102 hatten zujammen 133 Generalverjammlungen 
und 272 Ausfehußfigungen aufzumweiien, während die Zahl der 
einberufenen nicht erhoben ward. Und zwar wurden abgehalten 


1 Genaueres ebenda ©. 454. Die Erhebung erfolgte 1886 abweichend von 

der 1890 bejolgten Methode. 
2 Statiftiicher Bericht über die volkswirtſchaftl. VBerhältniffe des Herzogtums 
Salzburg i. d. J. 1886-90. Salzburg 1892. ©. 180 ff. 
26* 
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Volle 73 Genoſſenſchaften, d. i. rund %/4 aller, haben dem- 
nach nur die eine obligate Generalverfammlung abgehalten, dar 
unter auch 16 der 23 auf berufsgenoflenfchaftlicher Grundlage ruhen: 
den Korporationen der Stadt Salzburg. Sechs haben jelbft darauf 
verzichtet. Mit den Ausſchußſitzungen fteht es diesmal eher noch 
ſchlimmer. 20 Verbände, d. i. "/s, verhielten fi) Überhaupt paffiv 
und ein weiteres. Drittel gelangte nicht über eine Situng hinaus. 
Die meiften, im ganzen 24, wurden von der Salzburger Fleischer 
innung abgehalten, obwohl gerade diefe nur ein einziges Mal 
im Plenum tagte. Ein Bergleih mit dem Stande früherer Jahre 
läßt fi nur bezüglich der Bezirfe Salzburg Stadt und Um— 
gebung durchführen. Es regiftrierten deren Genoſſenſchaften 1886 
70 Generalverfjammlungen und 188 Ausihußfitungen, 1890 da- 
gegen 85 bez. 203. Man könnte daher von einem geringfügigen 
Aufſchwunge der forporativen Thätigkeit reden, wenn nicht inner- 
halb diejes Zeitraumes die Zahl der Verbände um 7 geftiegen 
wäre! und überdies der Zunahme bei den einen ein Abfall bei 
vielen anderen gegenüberftände ?. 

Da nun die in einer Großftadt, in einem gewerbfleißigen 
und eben gelegenen, endlich in einem induftriearmen und gebirgigen 





I Einer wurde vollftändig neu gegründet, 6 andere vermochten 1886 feine 
Auskunft zu geben, darunter 3. B. die Genofjenjchaft der Maler und Anftreider 
in Salzburg mit allein 6 Generalverfammlungen und 13 Ausfchußfigungen im 
Sahre 18%. 

2 Einen Aufſchwung zeigen 3. B. hHinfichtlich der Ausſchußfitzungen, nic 
der Seneralverfammlungen, die Salzburger Yleifcherinnung, die Genofjenkhaften 
der Fiaker und Lohnkutſcher, der Kleidermacher und ber Gafthof- und Hotel: 
befißer. 
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Lande beobachteten Erſcheinungen ala typifche zu betrachten find, 
infofern die betreffenden Verhältniſſe ſich wahrſcheinlich ander- 
wärt3 vielfad ungünftiger, nirgends aber beſſer gejtaltet haben 
dürften, jo muß der Verſuch, vermittelt einer äußeren Organi- 
ſation den genoſſenſchaftlichen Geift zu erweden, im großen und 
ganzen al3 gefcheitert angejehen werden. Denn von einem korpo— 
rativen Zuſammenwirken kann natürlich bei der großen Maſſe 
jener Verbände, die gar feine oder doch nur eine einzige General- 
verfammlung abgehalten haben, nicht die Rede fein; um jo 
weniger, ala oft genug jelbft dieje eine in Wirklichkeit faum jenen 
Namen verdient. Häufig wurde mir geflagt, daß bei ordnungs— 
mäßig angefagten „Generalverfammlungen“ fich nicht einmal die 
Ausihupmitglieder vollzählig einfinden, und der Worfteher der 
Salzburger Schneidergenofjenichaft 3. B. Tonftatiert!, daß bei 
einem Mitgliederjtande von etwa 120 Perjonen nie mehr als 
15—18 dem ergangenen Rufe Yolge leiften. Regelmäßig müſſe 
eine zweite Verſammlung abgehalten werden, die dann nach $ 119 
der G.⸗O. „ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen“ giltige 
Beichlüffe fallen darf. Beſchlußunfähigkeit alfo iſt das Leiden, 
an dem unzählige Genofjenjchaften Franken, obiwohl die Statuten 
in dieſer Hinfiht wahrlih nicht zu hohe Anforderungen ftellen ?. 
Und fol man etwa diefe privaten Konventikel ala Außerungen 
forporativen Lebens gelten lajjen? 

Wie wenig in der That die äußerliche Organijation die 
große Mafje der Gewerbetreibenden zu einem foldden zu er- 
ziehen vermochte, beweift unter anderem der Umftand, daß von 


I Bericht der Salzburger Kammer f. d. %. 1898, ©. 102. 

2 So fordern 3. B. die Statuten der Wiener Kleidermacher⸗ und Tifchler- 
genofienichaften zur Beichlußfähigkeit die Anwefenheit von je 200 Mitgliedern bei 
einem durchſchnittlichen Mtitgliederftande von 6250 bez. 2750 Perſonen, die ber 
Buchbinder die von 100 bei einem Stande von 920, die der Majchinenbauer und 
Mechaniker die von 50 bei einem Stande von 450, Die der Modiften umd der 
Buderbäder die von 30 bei einem Stande von 710 bez. 405. Häufig beitimmen 
die Statuten, dab mindeſtens Ya, Ya, Us, Ye u. ſ. w. der ftimmberechtigten Mit: 
glieder anmejend fein müſſe. Nirgends fand ich in den von mir geprüften 
Statuten ber Genofjenfchaften verfchiedener Kronländer, dab die Anmwejenheit von 
mehr ala 1/s der Mitglieder verlangt worden wäre. Welch große Rolle trotzdem 
die Beichlußunfähigfeit fpielt, ergiebt fih daraus, daß die Genoſſenſchaftsvorſteher 
vielfach die Mitglieder durch gedrudte Yormulare gleichzeitig mit der Haupt: 
derfammlung auch zu einer zweiten einladen, deren Termin um 1—2 Stunden 
ſpäter angeſetzt ift. 
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der Befugnis des $ 114 der G.-O., zur befjeren Wahrung der ge- 
werblichen Intereſſen eigene Genofjenjchaftsverbände zu errichten, 
nur in ſehr beichränkten Maße Gebrauch gemacht worben ift!. 
Nah amtlichen Ausweiſen gab es deren 1895 im ganzen 28°. 
Den Anfang madten 1885 die Genofjenihaften der Stadt Linz. 
Es folgte 1886 ein Verband in Böhmen, 1887 einer in Schlefien, 
1888 ein zweiter in Oberöfterreih. Erſt feit 1890 kam die Be 
wegung in raſcheren Fluß. E3 wurden in diefem Jahre allein 6, 
1891 2, 1892 1, 1893 2, 1894 abermal® 6 und 1895 endlid 
2 ſolche Verbände gegründet, während zur Zeit der Erhebung bie 
Errichtung zweier weiterer in Ausficht ftand. Damals betrug 
die Zahl 









ſämtlicher |der Genoſſen⸗ Den den einzelnen nach ddialic 


Im Kronland Genoſſen⸗ ſchaftsver⸗ eböriaen Ges intorporierien 
ſchaften bänbe Ei Gaften allen 







Niederöſterreich . 585 s | 9,21,7 195 
Dörröfterreich .. 660 4 77623 6 
Salzburg . - . 112 1 21 21 
Steiermarft . . . 346 2 15, 8 23 
Kärnten...» 81 1 ? _ 
Kran. » 2... 36 — — — 
Küftenland . . . 7 — — — 
Tirol..... 220 1 47 47 
Vorarlberg . . - 76 1 29 29 
Böhmen.... 2015 8 84 4 3 206 
Mähren..... 469 1 30 30 
Schleſien. . - - 204 1 82 82 
Galizien...» 455 — — — 
Bukowina... 51 — — — 
Talmatien ... — — — — 

Zuſammen 5317 | 23 | _ 569 


1 Charakteriſtiſch ift die folgende Außerung des Sekretärs ber Kammer 
Leoben: „Die Agitation behufs Gründung von Genofienfchaftsverbänden findet 
bei ung jehr wenig Anklang. Es hat jchwere Mühe gefoftet, zwei folder Ber 
bände ins Leben zu rufen. Aus eigener Wahrnehmung tann ich berichten, bei 
im abgelaufenen Sommer der erfte, lange vorbereitete Verbandstag des Genoflen 
fchaftsverbandes für den politiichen Bezirt Brud a. db. Mur namentlih am 
dem Grunde äußerft fpärlich bejucht war, weil gleichzeitig in einem benachbarten 
Orte — eine Militärmufiffapelle konzertierte. (Unterfuchungen über bie Lex 
des Handwerfs in Öfterreich, S. 404.) 

2 Genoſſenſchaftsftatiſtik von 1894, II, S. 1245 ff. Der ältefte Verbard 
war der in den fechziger Jahren gegründete „Wiener Genofienfchaftstag”, vor 
dem oben vielfach die Nede war. Er mußte fich vor einigen Jahren zu einem 
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Außer Dalmatien befiten demnach auch Krain, das Küften- 
land, Galizien und die Bulowina feine derartigen Verbände. 
Aber, noch bezeichnender, nicht weniger als fünf der vorhandenen 
wußten nicht einmal über die Zahl der ihnen angehörenden 
Genoſſenſchaften Auskunft zu geben. Will man ihre Stärke der 
durchſchnittlichen Größe eines der übrigen (31,6) gleichjeßen, ſo 
wären insgeſamt 727 oder 13,790 aller Genoſſenſchaften zu Ver— 
bänden vereinigt, gewiß fein Zeugni3 von organtjatoriicher Kraft, 
wenn man erwägt, daß jene Bewegung ſich behördlicher Protek— 
tion zu erfreuen hat. 

Über dieje leichenhafte Blutleere vieler Korporationen darf 
man fi auch nicht durch die zum Teil recht erhebliche Zahl der 
von ihnen ausgefertigten Gefchäftsftüde hinwegtäuſchen Lafien!. 
Es erledigten nämlid) im Jahre 1890 Genoſſenſchaften in den 
Kammerbezirten 
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Geſchäftsſtücke Brünn Troppau | Salzburg 

02 14 32 12 

1— 10 39 41 28 
11— 20 35 49 ° 28 
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3l— 40 16 15 7 
41— 50 15 | 4 
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8l— 9 1 2 1 
91— 100 2 2 1 
101— 200 16 4 4 
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Genoſſenſchaften 184 


Beinahe (Brünn) oder weit mehr als die Hälfte (Troppau 
und Salzburg) der Genoffenihaften aller drei Kammerbezirke er- 


Berbande im Sinne des $ 114 d. G.O. umwandeln, nachdem feine Auflöfung 
wegen politifcher Umtriebe erfolgt war. 

1 Stat. Bericht d. Handels- u. Gewerbefammer Troppau f. d. 3. 1890, 
©. 379ff. Betreffend die Kammerbezirte Brünn und Salzburg vgl. die früheren 
Gitate. Für Wien fehlen bie betreffenden Daten. 

2 Darunter auch jene, die ſich über ihre zweifellos geringfügige Gejchäftz- 
thätigfeit nicht auszuweifen vermochten. 
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ledigten demnach gar feine oder doch nicht mehr ala 20 Geſchäfts— 
ftüde im Jahre. Und nur im erftgenannten ift von einer 
regeren Gejchäftsthätigkeit in weiterem Umfange die Rede. Immer— 
hin zeigt ein Vergleich mit früheren Jahren, daß diefe im Wachen 
begriffen iſt. Es belief fich beifpielsweife im Brünner Kammer- 
bezirk die Gefamtzahl der ausgefertigten Stüde 1890 auf 10315 
gegenüber 5813 im Jahre 1886, und zivar entfielen davon durch> 
Tchnittlich auf eine Genoſſenſchaft im erfteren Jahre 56, im lebteren 
38, jo daß die gleichzeitige Zunahme der Korporationen allein 
zur Erklärung diejer Ericheinung nicht genügt’. Wohl aber ift 
darauf zu verweilen, daß eine wirklich intenfive Geichäftsthätig- 
feit nur bei verhältnismäßig wenigen Verbänden zu beobachten 
ift?, daß ferner der Steigerung bei den einen ein beträchtlicher 
Rückgang bei anderen gegenüberfteht? und daß endlich dem bloßen 
Ausfertigen von Schriftftüden feitens einzelner Funktionäre ohne 
Rückſicht auf deren Inhalt faum irgend welche höhere Bedeutung 
beigemeflen werden darf. Bei den größeren Brünner Genojfen- 
Ichaften* handelt es fih 3.3. „namentlid) um Krankenkaſſen- und 
geiverberechtliche Angelegenheiten“. Erſtere knüpfen an die ftaat- 
liche Zivangsverficherung, leßtere an die gejeglichen Beftimmungen 
über den Befähigungsnachweis an. Wer möchte in ſolcher Ge- 
Ichäftsthätigfeit ein Symptom für das Yortichreiten forporativen 
Zuſammenwirkens erbliden? — 

Nur ein GSeitenftüd zu den Meifterverbänden bilden die 


1 Im Salzburger Bezirk finden fich analoge Erfcheinungen; für den 
Troppauer war ein derartiger Vergleich undurchführbar. 

2 So entfielen in Brünn Stabt von jämtlichen 3548 im Jahre 1890 er: 
ledigten Gefchäftsftücen allein 1941 auf die Genoflenichaft der Baugewerbe, 624 
auf die ber Gaft- und Kaffeehausinhaber, d.i. im ganzen 2565, fo dab für jämt: 
liche anderen 23 Korporationen nur reichlich Ys übrig bleibt. 

° Ein Abfall war im Brünner Kammerbezirk zu Tonftatieren bei den Ge- 
nofjenichaften der politifchen Bezirte Bostowig, Gaya, Iglau Land, Groß-Mefe- 
ritſch, Nikolsburg, Trebitſch, Mähriſch-Trübau. Beſonders im Salzburger 
Kammerbezirk finden fi) ſtarke Gegenſätze. So ftieg die Zahl der Geſchäftsſtücke 
in Salzburg Stadt bei der Genoſſenſchaft der Gafthof- und Hotelbeſitzer von 71 
im Jahre 1886 auf 146 i. J. 1890, bei der Genoflenfchaft der Fiaker und Lohn» 
futfcher von 32 auf 84, bei der Genofienichaft der Fleiſchhauer von 40 auf 70, 
bei derjenigen der Baugewerbe von 33 auf 75. Sie fant dagegen bei ber 
Genoſſenſchaft der Friſeure und Barbiere von 49 auf 25, beim Handelsgremium 
von 245 auf 169, bei der Genoſſenſchaft der Kaminfeger von 245 auf 169, bei 
der Genofjenjchaft der Gruppe V f. d. Gerichtsbezirk Neumarkt von 137 auf 59 u. f. w. 

* Bericht der Brünner Kammer f. 1890, S. 455. 
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„Behilfenverfammlungen” Bon den 125 Wiener Ge- 
werbeforporationen hatten im Jahre 1894 zunächſt 18 entweder 
überhaupt feine Hilfsarbeiter aufzuweiſen oder „die Verhältnifie 
der Genofjenihaftsangehörigen im Sinne der Gewerbeordnung 
noch nicht geregelt”. Im übrigen wurden aßgehalten 


bon Gehilfen- 
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156 | 107 | 445 | 107 


Es hatten demnad die 107 aftivierten Gehilfenvertretungen 
im ganzen 156 Plenarverfammlungen zu verzeichnen. Wolle 12, 
d. i. 1/0, verhielten ſich unthätig. Dies dürfte teilweife auch) von 
jenen gelten, hinfichtlich deren genauere Angaben fehlen. Bon den 
übrigen hielten 28 je eine, 42 je 2, feine jedoch mehr ala 4 Ver— 
fammlungen ab. Etwas beſſer fteht e8 mit den Ausſchußſitzungen, 
deren Geſamtzahl ich auf 445 belief. Zwar ruhten 15 Gedilfen- 
organifationen, denen ſich nicht wenige unter jenen 31 mit un- 
befannter Ausſchußthätigkeit anfchließen dürften. Dafür aber 
haben 36 mehr als ſechsmal im Jahre und eine immer nod) be- 
deutende Zahl ungefähr allmonatlih im Ausſchuſſe getagt. Ein 
Vergleich mit früheren Jahren ift wegen der Lüdenhaftigteit des 
Material undurhführbar. Doc jcheint die genofjenfchaftliche 
Thätigkeit auch der Gehilfenvertretungen im allgemeinen abzu- 
nehmen?. Beihlußunfähige Plenarverfammlungen wie Ausſchuß— 
fitzungen find ebenfalls keine Seltenheit ?. 


1 Nach) Angabe des Statiftifchen Jahrbuches der Stadt Wien 1. c. haben 
einige Gehilfenvertretungen die Auskunft verweigert. Doch müßte bei ftrifter 
Durdführung des 8 120, Abi. 9 d. G.⸗O. die Genoſſenſchaftsvorſtehung wenigfteng 
über die Zahl der abgehaltenen Gehilfenverfammlungen unterrichtet fein. 

2 Es beitrug die Gefamtzahl der ausgewieſenen Plenarverjammlungen 
1892: 175, 1893: 174, 1894: 156. 

° Bon 185 im Jahre 1894 einberufenen Generalverfammlungen waren nur 
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Bon den 184 Genofjenichaften de Brünner Kammerbezirkes! 
befaßen 1890 behördlih genehmigte Gehilfenvertretungen 127. 
Konftituwiert waren darunter 110, die insgeſamt 113 General» 
verjammlungen und 105 Ausſchußſitzungen einberiefen, wovon 
jedoh nur 96 oder 85,0%0, bez. 87 oder 82,9% beichlukfähig 
waren. Und zwar wurden im Berichtsjahre abgehalten 











Generalver: von Gehilfen- | Ausichuß- von Gehilfen- 
fammlungen | vertretungen | fißungen | vertretungen 
| 

0 42 0 | 72 

1 46 1 17 

2 18 2 9 

3 2 3 3 

4 2 4 5 

5 1 

6 3 





96 | 110 | 87 | 110 


Es Haben aljo 42 oder über "/s aller Gehilfenvertretungen 
fein einziges Mal im Plenum, 72, d. i. weit über die Hälfte, 
nit einmal in Ausſchüſſen getagt. Nur eine verſchwindende 
Minderzahl entfaltete eine irgendwie beachtenswerte Thätigkeit. 
Und der Umstand, daß felbft Kammern, die im übrigen ziemlid 
eingehend von dem Leben der Genofjenfchaften berichten, fich über 
die Wirkſamkeit der Gehilfenorganifationen ausſchweigen, deutet 
darauf Hin, daß die anderwärts zu beobachtenden Erfcheinungen 
eher noch ungünftiger find. Ihre Erklärung findet diefe auf den 
eriten Blick überraſchende Thatſache in dem Fortfchreiten der Ge 
werfichaftsorganijation?, welche gerade die regſameren Elemente 
der Arbeiterfchaft abforbiert und den Genoſſenſchaften entfrembdet. 
Bezeichnend dafür ift die Klage des Obmannes der Wiener 
Drechslergehilfen, daß der Bericht des Gehilfenausjchuffes von 
Jahr zu Jahr erſchwert werde, teil die Gewerkſchaft die Arbeiten 
des Gehilfenausfchufjes übernehme, jo daß dieſem lekteren nır 





156 oder 84,3 %0 beichlußfähig. Bezüglich der Ausſchußfitzungen fehlt es an ge 
nügendem Material. 

ı Auch die Daten ber Brünner Kammer find Tüdenhaft (Bericht, S. Hl) 
ein Vergleich mit früheren Jahren undurchführbar. 

2 Ich verweife im einzelnen auf den Thätigfeitsbericht ber Gewerfkhafti 
tommiffion Öfterreich® für 1894—96, €. 22, 47 ff. 
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verbleibe, was dort übrig gelaſſen werde; das ſeien die Kranken— 
Taffenangelegenheiten!. Wie den Schnecken ihr Haus, jo dienen 
vielfach den Gewerkichaften die genoſſenſchaftlichen Gehilfenverfamm- 
lungen als bloße Schugvorrichtung, in die fie ſich verkriechen, jo- 
bald Gefahr im Anzuge ift, und die fie in ruhigen Zeiten 
höchſtens benußen, um vermittelft ihrer die Krankenkaffen zu be— 
herrſchen oder irgend welchen Vorftoß gegen die Meifterjchaft 
einzuleiten. 

Aus dieſer ihrer Auffaſſung machen die Arbeiter auch gar fein 
Hehl. „Wir wiſſen ganz gut,“ bemerkt 1890 einer ihrer Führer?, 
„daß diefe Maßregel ein verlottertes Syftem ift, das der gegen- 
wärtigen Zeit nicht mehr entiprit. Wir find der Anficht, daß 
durch das Zwangsgenoſſenſchaftsweſen falktiſch für den Fortſchritt 
nichts geſchieht. Wir haben vielmehr die überzeugung, daß man nur die 
Abficht Hatte, mit dieſen Zwangsgenoſſenſchaften den Kleingewerbe— 
treibenden einerſeits eine in Wirklichkeit hoffnungsloſe Ausficht 
zu bewahren und die Arbeiter andererjeits von politifhen Be— 
mwegungen fernzuhalten. Hier in Wien haben wir mit den ſo— 
‚genannten Kleingetverbetreibenden zu kämpfen, die heute die Ober- 
hand haben und die in der Genofjenichaft dominieren. Wollen 
wir fiegen, jo müfjen wir den Feind ſuchen, welcher wieder in 
den Genoſſenſchaften Liegt." Noch draftiicher charakteriſiert ein 
anderer Redner die Ziele der Gehilfenpolitit: „Die Genoſſenſchaft 
ift von außen nicht zu befämpfen, deswegen müffen wir fie von 
innen heraus zum Berften bringen. Sie willen ja, wenn ber 
Feind im Vorwerk fiht, jo kann er die Feſtung chikanieren. 
Wir müſſen danach traten, daß der Genoſſenſchaftsſchimmel 
zwei Bügel erhält, und zwar einen für die Gehilfen. Der 
Schimmel wird dann nicht wiſſen, wohin er gehen joll, und da- 
bei werden wir Nuten haben.“ 

Daß unter ſolchen Umftänden an ein harmonifches Zufammen- 
wirken beider Organifationen zur Üüberbrückung der jocialen Klaſſen- 


Fachblatt der Drechsler, 7. Jahıg. 1896, Pr. 13, ©. 4. 

3 Derhandlungen des erften öfterr.-ung. Tifchlertages in Wien am 7. und 
8. Sept. 1890. Wien 1890. ©. 23 ff, 317, aud) 27. Vgl. ferner Sten. Proto- 
Eoll der im Arbeiterfammerausichuffe abgehaltenen Enquete betr. die Errichtung 
von Arbeiterfammern, ©. 7, 11, 81,49, 59, 62,65f., dagegen ©. S4ff., 163 ffı, 
168. Endlich, die Verhandlungen des erſten joc-dem. Parteitages von 1888/89, 
©. 51; des zweiten Parteitages von 1891, S. 63, LILf. des beiten Parteitages 
bon 1892, ©. 109 u}. w. 
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gegenfäbe kaum zu denken ift, leuchtet ein. Zwar hat der Gejek- 
‚geber verſucht, einen dauernden Kontakt zwiſchen beiden Parteien 
berzuftellen, indem ex die Meifter ermächtigte, zu jeder Berfamm- 
lung der Gehilfen eine Vertretung zu entjenden, und weiter ver- 
ordnete, es jeien umgelehrt auch zu jeder Meifterverfammlung 
Gehilfen mit beratender Stimme beizuziehen (88 119 |. der G.-D.). 
Do Hat dieje Einrichtung wohl gelegentlich zu allerhand ſtanda— 
Löfen Auftritten, zur Herftellung eines friedlichen Einvernehmen 
nur in den feltenften Fällen geführt. Eine wirkliche Verſtän—⸗ 
digung erſcheint bis auf weiteres ſchon deshalb ausgeſchloſſen, 
weil die Mafje der KHleinmeifter noch immer die Gehilfenjchaft 
als gleichberechtigten Faktor nicht anerkennen will. „Kommt & 
dann,“ jo bemerkt der Innsbrucker Gewerbeinfpeftor!, „wie ih 
folches bei jchmwebenden Strites mehrmals zu beobachten Gelegen- 
heit Hatte, auch noch vor, daß die Meifter ihren Hilfsarbeitern 
an Bildung und Anftand bedeutend nachſtehen und ſich gegen bie 
durch den Zeitfortfchritt bedingten Einrichtungen ablehnend ver 
halten, dann erjcheinen derartige Genofjenichaften nur als Hemm- 
ſchuh einer Beſſergeſtaltung der betreffenden Gewerbe. Die durch 
den allzu engen Beobachtungs- und Wirkungskreis der maß 
gebenden Mitglieder folder Genoſſenſchaften bedingte Denkungs- 
weile und Borftellungsart verfhärfen meift noch die 
Scheidewand zwiſchen den Arbeitgebern und Hilfs- 
arbeitern, anftatt die entgegengefeßten Ziele anzu- 
ftreben.“ 

Hieraus erklärt es fih wohl aud, daß nur 28.1 %o aller 
Genoſſenſchaften den Gehilfen jtatutarifch eine Vertretung im Ge 
noſſenſchaftsausſchuſſe gemäß 8 119e d. G.“O. eingeräumt haben®. 
Diejenigen von Kärnten, Trieft, Vorarlberg, Schleftien, Galizien und 
der Bukowina verhielten ſich grundjäßlich ablehnend, nur wenige 
(1,8—3,5 %0) ließen fi in Oberöfterreih, Salzburg und Tirol 
dazu herbei, einige mehr (20,9—49,9 9/0) in Böhmen, Niederöfter- 
reich, Steiermark und Mähren, nur in Krain über die Hälfte 
(83,3 90). Doch haben wohl auch Hier die flatutarifchen Be 
fimmungen nur in jeltenen Fällen praktiſche Anwendung ge 
funden. So leben denn Meifter- und Gejellenverband, ſoweit fie 
überhaupt „Leben“, miteinander wie Kate und Hund. Namentlid 


1 Berichte der Gemwerbeinipeftoren f. d. 3. 18%, S. 192. 
° Genoſſenſchaftsſtatiſtik von 1894, I, S. 205 *. 
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bei Arbeit3einftellungen und Ausſperrungen verwandeln 
fie jich in feindliche Kriegslager. Geharnifchte Noten fliegen herüber 
und hinüber, von einer vermittelnden Thätigkeit der Genofjenichaft 
it feine Rede. Auch die amtliche Strifeftatiftit ! weiß von 
ſolchen Friedenswerken nichts zu berichten, was gegebenen alles 
ficherlich gejchehen wäre, da über das Eingreifen vermittelnder 
Organe gleihfalls Erhebungen veranftaltet worden find. 

Wie hätten ſich aber auch die Genoſſenſchaften ihrer ſchwie— 
rigen Aufgabe bei focialen Kämpfen gewachlen zeigen follen, wo 
fie doch nicht einmal perſönliche Streitigkeiten befriedigend 
zu ſchlichten vermochten. So fand zuvörderſt „die Errichtung 
Tchiedsgerichtlicher AInftitutionen zwecks Beilegung von Differenzen 
der Genoffenihaftsmitglieder untereinander nur in 
fehr beſchränktem Maße ftatt“ ?, jodaß die amtliche Statiftit auf 
eine ziffermäßige Darjtelung verzichtete. Speziell in Wien find 
ſolche in den Statuten ſämtlicher Korporationen vorgefehen, jedoch 
bisher nur bei wenigen und in ganz vereinzelten Fällen in Wirt- 
ſamkeit getreten ®. 

Nicht viel günſtiger lauten die Nachrichten über die ſchieds— 
gerichtlichen Ausſchüſſe zur Beilegung von Streitigkeiten zwiſchen 
den Gewerb3inhabern und ihren Hilfsarbeitern. Ahr 
Stand erhellt aus der folgenden Tabelle *. 

(Siehe die Tabelle auf ©. 414.) 


Es beſaßen demnach angebli 3049 oder 57,3 9/0 aller Ge- 
noſſenſchaften derartige ſchiedsgerichtliche Ausſchüſſe. Auch wenn 
man berüdfichtigt, daß dieje für 3197 oder 60,1 %o fungieren und 
daß weitere 522 oder 9,8 0/0 Feine Ausſchüſſe bilden konnten, weil 
e3 an Gehilfen fehlte, jo bleiben noch immer 1598 oder 30,1 %o, 
die jene gejeglich gemwährleiftete Inſtitution entbehren. Wie viele 
ber ausgewieſenen Schiedsgerichte thatſächlich ins Leben getreten, 
bleibt unaufgeklärt. Doch wird man nach anderweitigen Erfah: 
zungen bezweifeln dürfen, daß dies überall, namentlid) in der 
Bulowina, Galizien und Oberöfterreih, two auf dem Papiere die 


1 Die Arbeitzeinftelungen und Ausfperrungen im Gewerbebetriebe in Öfter- 
reich während des Jahres 1895. Wien 1897. ©. 26, 38, 44, 50ff. (Zabelle 1, 
Kolumne 12, betr. die vermittelnden Organe.) Als ſolche fungierten in der Regel 
Gewerbebehörden und Gewerbeinfpektoren. 

2 Genofjenichaftzftatiftit von 1894, I, ©. 18*. 

3 Etatiftifches Jahrbud) der Stadt Wien f. d. 3. 1894, ©. 604, Anm. 1. 

Genoſſenſchaftsſtatiſtik von 1894, I, ©. 204*. 
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Schiedsgerichtliche Ausſchüſſe 





Genoſſen⸗ 
vand ſchaften in %o der 
abjolut Genofjenichaften 

Niederöfterrih . . 585 406 69,4 
Oberöfterreih . . » 660 524 79,4 
Salburg . .» . . 112 26 23,2 
Steiermart. . . » 346 165 47,7 
Kärnten . . .. 8 32 39,5 
AN - 2: 0 02. 36 7 19,4 
Trieft und Gebiet 5 4 80,0 
Görz und Gradiska. — — — 
Sftrien . » 2... 2 1 50,0 
io ...0.. 220 73 33,2 
Vorarlberg 76 41 53,9 
Böhmen 2015 936 46,5 
Mähren. . . . » 469 283 66,3 
- Shlefien . . . . 204 98 48,0 
Galiiien . .. .» 455 405 89,0 
Bulowina . . . » 51 48 94,1 
Dalmatien.... — — _ 





Zufammen | 9317 | 3049 | 57,3 


ſchiedsgerichtliche Organijation am weiteſten fortgejchritten er- 
Tcheint, im vollen Umfange gejchehen jei. 

Selbft in Wien?! ift der gegenwärtige Zuftand ein wenig be- 
friedigender. Es hatten nämlich von den 125 Genofjenjchaften 1894 
im ganzen 23 überhaupt noch feine genehmigten Statuten; dar- 
unter allerdings 18 Verbände ohne Hilfsarbeiter, weiter aber die 
Genoſſenſchaften der Bildhauer mit 815, der Induſtriemaler mit 922, 
der Bapierhändler u. ſ. w. mit 18, der Spielfartenerzeuger mit 
176 und endlich der Wäſcher und Wäſcheputzer mit 2342 Ange- 
hörigen. Bon den übrigen 102 hatten nur 93 einen wirklich kon— 
ftituierten Ausſchuß aufzuweisen. Bei 7 war dies noch nicht, bei 
2 nicht mehr der Tall. Zu erjterer Kategorie gehören die Genoſſen— 
ihaften der Fiaker mit 478, der Gemilchtiwarenverfchleißer mit 
206, der Hotelier ? mit 2210, der Kaufmannſchaft zu Sechshaus 
mit 443, der Spiritugerzeuger mit 347, der Stuccaturer mit 376 
und der Zahntechniter mit einer unbeftimmten Zahl von Ange- 
hörigen. Aufgelöft hatten fich die ſchiedsgerichtlichen Ausſchüſſe 
der Genoſſenſchaften der Huf- und Wagenjchmiede mit 1320 und 


1 Statiftiiches Jahrbuch der Stadt Wien f. d. J. 1894, ©. 502 fi., 604 . 
2 Angeblich fonftituierte fih ein Ausſchuß am 12. Jan. 1895. 
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der Webwarenzurichter mit 1080 Angehörigen, ſodaß noch immer 
für etwa 10000 Eleingeiwerbliche Hilfsarbeiter Wien ein ſchiedsge— 
richtlicher Ausſchuß nicht zur Verfügung fland. 

Trotz Bermehrung der Arbeiterfhaft und Verſchärfung der 
Klafjengegenjäße it die Zahl der eingebrachten Klagen jeit 1890 
im Sinken begriffen. Sie betrug ! 

i. J. 1888 bei 65 Ausſchüſſen? 1438 Klagen 
2450 


= = 1889 - 84 ⸗ ⸗ 
= = 1890 = 89 ⸗ 2505 = 
= = 1891 - 90 5 2053 = 
- = 1892 = 93 = 2053 — 
= = 1893 - 3 = 2015 = 
= = 184 - 92 = 1869 ⸗ 


Diefe Abnahme ift um jo auffälliger, ala ſeit 1892 auch die 
in Krantenkafjenangelegenheiten eingebrachten Klagen in die Sta- 
tiftit einbezogen wurden, man aljo eher eine Steigerung erwarten 
müßte?. Die nähere Bekanntſchaft mit den genofjenichaftlichen 
Schiedsgerichten jcheint einen Zeil der Intereſſenten von ihrer 
weiteren Benutzung abgeſchreckt zu haben. Für die Richtigkeit diejer 
Deutung ſpricht auch die folgende Überficht‘. Es intervenierte 
nämlich auf Antrag der Parteien die Wiener Polizeibehörde bei 


Streitigfeiten zwiſchen Lehrherren und Lehrjungen 
i. J. 1883 in 2257 Fällen 


= = 1884 - 2585 = 
= = 1885 - 2272 = 
= = 1886 = 1708 = 
= = 1887 = 1147 = 
- = 188 - 429 - 
= = 1889 - - 


409 


1 Die Ziffern für 1888 und 1889 nad) dem Stat. Jahrbuch d. Stadt Wien 
f. d. J. 1892, ©. 539. 

2 Es wurden in bie obige Tabelle nur diejenigen Ausſchüſſe aufgenommen, 
Hinfihtlich deren verläßliche Angaben vorhanden waren. Aus diefem und an- 
deren Gründen mußten die im Statiftifchen Jahrbuch angeführten Ziffern mehr: 
fach richtig geftellt werden. Die Zahl der Klagen blieb von diejen Verſchiebungen 
unberührt. 

8 Bringt man jene in Abrechnung, jo lauten die betreffenden Ziffern für 
die Jahre 1892—1894: 2044, 1995 und 1801. 

* Die Bolizeiverwaltung Wiens i. 3. 1883, ©. 110; 1884, ©. 106; 1885, 
©. 45; 1886, ©. 33; 1887, ©. 37; 1888, ©. 36; 1889, ©. 36; 1890, ©. 46; 
1891, ©. 56; 1892, ©. 41. Seitdem nicht mehr veröffentlicht! 


— 46 — 


i. 3. 1890 in 458 Fällen 
ze = 1891 = 387 = 
« = 1892 = 578 = 


Parallel laufend mit der fortichreitenden Begründung Tchiedsgericht- 
licher Ausſchüſſe! macht ſich zunächit eine Verminderung der frieden3- 
richterlichen Thätigkeit der Polizeibehörde bemerkbar. 1888, an- 
Iheinend auf höheren Wink, ändert fi) die ganze Praris. Es 
- wird aber nach den Worten des damaligen Polizeiberichtes „von 
den Parteien noch immer häufig die Intervention der Polizeibe- 
hörde angerufen und meift per officium boni viri ein Ausgleich 
erzielt. Iſt dies nicht möglich, werden die Parteien an die Genojjen- 
ſchaft gewieſen.“ Ihren tiefiten Stand erreicht die Zahl der 
Interventionsfälle 1891, um 1892 plößlich wieder emporzufchnellen. 
Wahrſcheinlich Hat diefe Bewegung angehalten, da die Zahl der 
aus dem Lehrverhältniffe bei den genoſſenſchaftlichen Schiedsge- 
richten eingebrachten Klagen in den folgenden Jahren augenfällig 
abnimmt ?. 

Insbeſondere nun im Jahre 1894 wurden bei den 93 jchied3- 
gerichtlichen Ausſchüſſen, wie bereit3 erwähnt, 1869 Klagen einge- 
bracht, und zwar 696 aus dem Arbeits-, 805 aus dem Lohn, 300 
aus dem Lehrverhältniffe, 68 endlich in Kranfentaflenangelegen- 
heiten. Hiervon wurden 444 zurückgezogen, 236 wegen Inkompetenz 
abgewiefen, 810 durch Vergleich und 379 durch Erkenntnis erledigt. 
Natürlich waren die einzelnen Ausſchüſſe in jehr veridhiedener 
Weiſe beteiligt. Doch ſcheint hierfür keineswegs die Stärke der be- 
treffenden Korporationen allein maßgebend geivefen zu fein. 31, ein 
volles Drittel, traten überhaupt nicht in Wirkſamkeit; darunter 
die Schiedögerichte einiger Zwerggenoſſenſchaften, ferner ſolcher Ver— 
bände, die ausfchließlich oder doc) vorwiegend weibliche Hilfgarbeiter 
umfaffen ; endlich aber auch Ausſchüſſe, deren Verhalten weder in 
der geringen Zahl noch in der Nachgiebigkeit der Genofjenichaft3- 
angehörigen eine genügende Erklärung findet. So namentlich 
die Schiedsgerichte der Anftreicher und Ladierer, Banderzeuger, 
Buhdruder und Schriftgießer, Einfpänner, Plattierer, Rotgerber, 
Seideniwarenerzeuger und Weißgerber, deren Genofjenichaften jämt- 


1 Don den im Jahre 1894 in Thätigkeit befindlichen 93 Ausſchüſſen wurden 
fonftituiert 1886: 14, 1887: 23, 1888: 25, 1889: 18, 1890: 5, 1891: 4, 1892: 
2, 1893; 2. 

2 Sie betrug 1892—1894: 499, 348 und 300. 
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Stand männlicher Gehilfen und Schelinge zu 


184 Genoſſenſchaften des Brünner Kammerbe- 
890 nur 113 genehmigte Statuten, 107 thatjädh- 
te Ausſchüſſe, die im ganzen bei 373 Streitigkeiten 
d davon 306 durch Vergleich, 67 durch Urteil erledigten. 
it, bemerkt der Referent der Kammer, ftelle ſich 
größeren Städten als eine relativ unbedeutende her— 
winde faſt ganz auf dem flachen Lande. Sie war 
in den Bezirken Brünn Stadt, Boskowitz, Nikolsburg 
n Sand, viel geringer in Iglau Stadt, Znaim Stadt, 
und Datſchitz. In Gaya, Iglau Land und Großmeſeritſch 
Schiedsgerichte zwar im Sinne des Geſetzes aktiviert, 
niemals in Thätigteit. 
hnend für die praktiſche Bedeutung dev genofjenjchaft- 
richte ift der Umfang ihrer Judikatur in Kranken— 
heiten. Nach amtlichen Angaben ® wurden 1894 im 
ganzen Monarchie 255 derartige lagen bei ihnen 
Davon entfielen volle 127 auf Böhmen, 48 auf Nieder- 
21 auf Mähren, d.h. auf erſteres Land die Hälfte, auf 
‚über 4 jümtlicher Streitfälle?! Allerdings erklärt der 
ftatter, daß dieſe ftatiftifchen Daten allein nicht geeignet 
enden Aufſchluß über die Zulänglichteit der der— 
tehenden jchiedsgerichtlichen Jnftitution zu geben.” Biel- 
man fie ergänzen. 
rt nach ihrer Konftituierung werden in einer Reſolu— 
‚politifchen Vereines „Wahrheit“ in Wien vom 31. Oft. 
ſchiedsgerichtlichen Ausſchüſſe der Genoſſenſchaften als 
h, unwirkſam und ſchädlich“ bezeichnet und gleichzeitig 


x Kammerbericht f. d. J. 1890, ©. 479. 
Gebarung und die Ergebniſſe der Krantheitsſtatiſtik der nach dem 
April 1886 betr. die Krankenverſicherung der Arbeiter eingerichteten 
n im Jahre 1894. Wien 1896. ©. 42f, 1485. 
$$ 41 umd 58 lit. c des Geſetzes vom 30. März 1888 find bie 
ftlichen Schiedsgerichte in Krautenlaſſenſtreitigkeiten ausjchlieh- 

, ihre Urteile jogar unanfechtbar. Aus ber verichtwindenden Zahl 

Kronländer; entfallenden Klagen hat man zu ſchließen, daß dort 
Schiedsgerichte diefer Art funktionieren, jo daß bie betreffenden. 
ı bei den ‚orbentlichen Gerichten ausgefochten werben. Dies gilt, auch 
igt, daß die Genoſſenſchaftstrankenkaſſen in jenen Provinzen 

find, dal. unten S. 432, 446. 
Gewerbliche Nittelftanbspolitit, 27 
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mit ihrer Abſchaffung die Ausdehnung der Kompetenz der Gewerbe— 
gerichte auf die Angehörigen aller getwerblichen Betriebe gefordert !. 
Erſt recht werden fie in der Arbeiterfammerenquete von 1889 ? einer 
vernichtenden Kritik unterzogen und nicht beiler ergeht e3 ihnen 
1892 in der Enquete über den Gejetentwurf betr. die Einführung 
von Einrichtungen zur Förderung des Einvernehmens zwiſchen 
Gemwerbaunternehmern und ihren Arbeitern?. Sie „fungieren“ 
zwar, bemerkt einer der Experten, „aber find doch ſozuſagen für 

niht3 da." Denn „das Schiedsgericht enticheidet, aber e3 hat 
nicht die richtige Autorität; der Herr macht doch, was er will, 
und der betreffende Arbeiter kommt in jehr vielen Yällen zu 
Schaden.” Meiteres Belaftungsmaterial förderte die Kranten- 
kaſſenenquete von 1891/92 zu Tage‘. Mit alleiniger Ausnahme 
de3 Delegierten der Handelsangeftellten erklärten fich jämtliche 
Experten gegen die genofjenjchaftlicden Schiedsgerichte: entweder, 
teil diefe gar nicht oder doch nicht in gejeßlicher Weiſe Eonjtituiert 
feien und aus diefen wie anderen Gründen nicht funktionierten, 
oder, weil ihre Urteile willfürlich, bez. die Richter aus notorischer 
Geſetzesunkenntnis unfähig feien, das Recht zu finden, endlich, 
weil überhaupt die ganze AInftitution des Vertrauens der darauf an- 
gewiejenen entbehre. So verjichert beijpielsmweije der Vertreter der 
Riemer und Tafchner: „Unfer Schiedsgericht hat mich zur Über- 
zeugung gebradjt, daß wir für die Abſchaffung der genoſſenſchaft— 
lichen Schiedsgerichte fein müſſen; denn die Schiedögerichte, die 
heute funktionieren, find wertlos. Bei uns ift der Fall der: Elagt 
der Gehilfe, jo jagt der Meifter, er brauche fih dem Schiedsge— 
richte nicht zu unterwerfen, und fommt nicht zur Verhandlung. 
Wird nun ein Gehilfe vom Meifter geklagt, fo können Sie ſicher 
fein, daß wir ihm fagen, er jolle fi gleichfalls nicht unter- 
werfen. Wir haben uns dahin geeinigt, daß wir ein Schiedäge- 
richt nit mehr wählen, weil das ganze Schiedsgericht für ung 
Humbug ift °.” Desgleichen berichtet derWiener Gewerbeinfpeftor ©: 


1 Arbeiterfammerenquete von 1889, ©. 119. 

8 Ebenda ©. 119, 142, 150f., 186. 

8 Enquete von 1892 ©. 120, 132, 137, 163. 

Krankenkaſſenenquete von 1891/92, ©. 96 ff. 

5 jibrigen® find es keineswegs nur bie Gehilfen, welche ihre Mandate 
niederlegen, auch die Meifter thun dies, fobald Streitigkeiten zwijchen ihnen und 
dem Gehilfenausfchuß ausbrechen. Vgl. 3. B. Arbeiterzeitung vom 4. Dez. 1896, 
S. 8, und vom 11. Juli 1897, ©. 7. 

6 Berichte der Gewerbeinipeftoren f. d. 3. 1898, ©. 38f., 293. Bgl. au 
Gewerbeenquete d. Abgeorbnetend. v. 1893, S. 56, 175, 447. 
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„zu den jchtedsgerichtliden Ausſchüſſen der Genoſſenſchaften haben 
die Arbeiter fein großes Vertrauen. Viele diejer Schiedsgerichte 
funktionieren überhaupt nicht, weil entweder die Schiedsrichter 
aus dem Stande der Gewerbsinhaber oder jene auß dem Stande 
der Gehilfen von den Sitzungen fern bleiben. Bei anderen ge— 
nofjenichaftlidden Schiedsgerichten werden wenigſtens die Sitzungen 
unregelmäßig abgehalten, bi3 jeweils genügendes Material ange- 
häuft ift. Es vergehen unter ſolchen Umständen öfters Monate, bi3 
eine Klage zur Austragung gelangt, da e3 zu gejchehen pflegt, daß 
ber Kläger der an ihn ergangenen Borladung feine Folge leiftet 
und die Berhandlung vertagt werden muß. Aber jelbft dann, 
wenn der Arbeiter ein zu feinen Gunften lautendes jchiedsgericht- 
liches Urteil in Händen hat, vergehen häufig viele Wochen und 
muß nicht jelten die Hilfe der Gewerbebehörden angerufen werden, 
bevor er den zugeſprochenen Betrag erhält... Es giebt Tälle 
genug, daß Arbeiter gerechte Forderungen fallen laſſen, weil fie 
fh nicht zu helfen wiſſen, und dieſe Hilfloſigkeit trägt 
mit dazu bei, in den Betroffenen das Gefühl der Un— 
zufriedenheit gu erzeugen und zu nähren!”. 

Steht es nun fo in Wien, wie dann erft in den kleineren 
Städten und auf dem flahen Lande, in den Alpen oder gar in 
Galizien? In der That find die ſchiedsgerichtlichen Ausſchüſſe nur 
ein Abbild der Genoſſenſchaft im Kleinen. Wo e3 überhaupt 
gelang, fie ing Leben zu rufen, entwickeln fie unter bejonders 
günftigen Bedingungen eine gewiſſe Thätigfeit, um gerade dann 
zu verſagen, wenn man ihrer am meijten bedarf. Und weit davon 
entfernt, die Klaſſengegenſätze zu überbrücden, ift ihre Wirkſamkeit 
vielmehr die Urſache fortgefegter Reibungen und damit immer er- 
neuter Störungen des jocialen Friedens. Zu gleichen Teilen aus 
Meiftern und Gehilfen zufammengefeßt, empfängt in3befondere das 
ſchiedsgerichtliche Spruchkollegium feinen ſpecifiſchen Charakter 
durch die Perſon des Obmannes, der, in periodiſchem Wechſel das 


1 Einige beſonders draſtiſche Fälle vgl. Krankenkaſſenenquete von 1891/92, 
S. 105. Unter anderem wird von einem Arbeiter berichtet, der, von einer Kaſſe 
zur anderen herumgefchickt, nirgends fein Recht finden konnte, bis er endlich ftarb. 
Wertvolles Material zur Beurteilung ber genofienjchaftlichen Schiedagerichte auch 
in den Arcbeiterfachblättern. Vgl. 3. B. Tiichlerzeitung, 4. Jahrg. 1893, Nr. 18, 
©. 1; 5. Jahrg. 1894, Nr. 19, ©. 3; Nr. 20, ©. 2; Freie Schuhmacherzeitung, 
1. Jahrg. 1894, Nr. 15, ©. 3; Nr. 19, ©. 1; 8. Jahrg. 1895, Nr. 2, ©. 2; 
Ar. 14, ©. 2, 

27* 
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eine Mal der Unternehmer», das andere Mal der Arbeiterfchaft 
entnommen, bei Stimmengleichheit den Ausichlag giebt. Schon 
diefer eine Umftand genügt, um bei allen principiellen Streitig- 
feiten den ganzen ſchiedsgerichtlichen Mechanismus ind Stocken 
zu bringen, und e3 entjpricht der Wahrheit, wenn einer meiner 
Gewährsmänner erklärte, e3 jei noch die beite Seite diejer In— 
ftitution, daß man ſich für gewöhnlich ihrer nicht zu bedienen brauche. 
Dennoch iſt letzteres bei genofjenfchaftlichen Krankenkaſſenſtreitigkeiten 
grundſätzlich der Fall. Und der Socialpolitiker wie der Juriſt werden 
e3 gleich erftaunlich finden, daß allen Beſchwerden Sachverftändiger 
zum Txob ! eine jo korrupte Yurizdiktion in jo wichtiger An- 
gelegenheit jich jahrelang hat erhalten Tünnen ?. 


I. Die Genoſſenſchaft als ſelbſtthätiges Organ 
focialer Gewerbepolitit. 


Mit papageienhafter Geſchwätzigkeit wiederholen die Genofjen- 
ſchaftsſtatuten die dag Lehrverhältnis betreffenden Beftimmungen 
des Gewerbegeſetzes. Insbeſondere betonen auch fie, daß nur dem 
taugliden Meifter die Ausbildung von Lehrlingen anvertraut 
werden dürfe. Eine zweckmäßige Organifation der Lehrſtellen— 
vermittlung hätte die Erfüllung dieſer Vorſchrift weſent— 
lich erleichtern müffen. Dennod) Haben fih von den 96 Wiener 
Genoſſenſchaften?, deren Mitglieder im Jahre 1894 Lehrlinge 


1 Bol. neuerdings Protokoll des erjten öfterr. Krankenkaſſentages vom 28., 
29. und 30. Juni 1896. Wien 1896. ©. 40, 44, und Leo Berfauf, Tie Re- 
form der öfterreichiichen Kranfenverficherung, Handelamujeum, IX. Bd. 1894, 
Nr. 50, ©. 703. „sch glaube nicht," bemerkt der betreffende Referent, „daß jich 
eine Stimme dagegen erheben wird, wenn ich age, daß heute von einer wirklichen 
Judicatur nicht gejprochen werden kann. Die Kaflenfchiedsgerichte haben fich als 
ganz ungzulängliche Mittel erwiejen, um wirklich unparteiifche, objektive Urteile 
zu jchöpfen. Ich nehme feine einzige Kafjenkategorie aus. Beſonders kraß tritt 
diefer Umstand bei den Betriebskrankenkaſſen und den Schiedögerihten der 
Genoſſenſchaften zu Tage“. 

2 Auch das Geſetz vom 27. Nov. 1896 betr. die Einführung von Gewerbe: 
. gerichten hat hieran nicht? geändert. Zwar beftimmt es in 8 4 lit. e, es fei bag 
Gewerbegericht auch zuftändig in „Streitigkeiten aus der Angehörigfeit an Pen: 
fiond» oder andere Unterſtützungskaſſen“, jedoch nur, „fofern nicht bie Schieds⸗ 
gerichte der Unfallverficherungsanftalten oder die Schiedögerichte der Krankenkaſſen 
oder andere ftatutenmäßige Schiedsgerichte einzutreten haben.” Somit bleibt 
vorderhand wohl alles beim alten. 

3 Stat. Jahrbuch d. Stadt Wien f. db. 3. 1894, S. 520 ff. 
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beichäftigten, mehr als die Hälfte, nämlich 52, völlig paſſiv ver- 
halten. Weitere 3, die feine Auskunft gegeben, dürften ebenfalls 
diefer Kategorie zuzuzählen fein. Darunter befinden ſich die 
Bäder, die Bau- und Steinmeßmeilter, die Gürtler, die Kleider- 
macher, die Pfaidler, die Zijchler u. ſ. w., ſämtlich Korporationen 
mit einem außerordentlich Hohen Lehrlingaftande. Bei den übrigen 41 
find die betreffenden Leiftungen entiveder kaum der Rede wert, oder 
ftehen do in feinem Verhältnis zur Zahl der überhaupt auf- 
gedungenen Lehrlinge. Befriedigende Rejultate erzielte eigentlich 
nur die Genoffenichaft der Fleiſchhauer, bei der von 168 neu 
eintretenden 150 durch die Genofjenfchaft untergebracht wurden. 
In weitem Abftand erft folgt ihr die Genofjenfchaft der Trifeure, 
bei der auf 246 nur 142 Lehrlinge diefer Art entfielen. 
Dabei geht die genoſſenſchaftliche VBermittelungsthätigteit im 
ganzen unzweifelhaft zurüd. Denn e8 betrug! die Zahl der 
aufgedungenen Lehrlinge vermittelten Lehrjtellen 


1892 15 351 2615 
1893 16 053 1683 
1894 16 728 1461 


Abjolut und mehr noch relativ ift demnad) eine bedeutende 
Abnahme der durch die Genoſſenſchaften vermittelten Lehrpläße zu 
fonftatieren; und zwar trifft dies, wie fi) aus den nachſtehenden 
Ziffern ergiebt, au) für die Fälle zu, in denen jene unbedingt 
verpflichtet wären ?, für die Unterbringung des Lehrling zu forgen. 


4 aufgelzße In ſolchen Fällen ander- 
En e wärts untergebrachte 


Lehrlinge 
1890 1384 914 
1891 1392 704 
1892 1418 322 
1893 1465 403 
1894 2005 376 


1 Für die Jahre vor 1892 fehlt es an Ausweiſen. 

2 Nach 8 103a der G.⸗O. Haben die Genoſſenſchaften „in Fällen, wo das 
Lehrverhältnis ohne Verſchulden des Lehrlings vor Ablauf ber Lehrzeit aufgelöft 
wurde, für die weitere Unterbringung des Lehrlingd bei einem anderen zur Ge: 
nofienschaft gehörigen Lehrheren Sorge zu tragen.” Wie viele diefer Art fih 
unter ben jämtlichen vorzeitig aufgelöften Lehrverhältniffen befinden, ift nicht zu 
fonftatieren. Doch ift nicht anzunehmen, daB ihre Zahl fi in ber Periode 
18901894 vermindert habe. 


Wie gering thatfächlich die praftiiche Bedeutung der genofjen- 
ſchaftlichen VBermittlungsthätigkeit ift, geht namentlich auch daraus 
hervor, daß daneben in Wien noch ſechs andere Inſtitute: dag 
ftädtifche Lehrlingsnachmweifeamt, der Gentralverein für Lehrlings— 
unterbringung, der katholiſche Meifterverein, die Kongregation der 
frommen Arbeiter, der Verein zur Beförderung der Handwerke 
unter den inländiihen Israeliten und endlich der Gentralverein 
für Vermittlung von Lehrftellen an Mädchen vollauf beichäftigt 
waren, um nur da3 dringendite Bedürfnis zu befriedigen, und daß 
ihre Wirkſamkeit diejenige der Genoſſenſchaften rund um das drei- 
fache überftieg!. Denn es wurden 1893 und 1894 gegenüber den 
von den lebteren untergebradhten 1683 bez. 1461 Lehrlingen durch 
jene ſechs Inſtitute 6263 bez. 5788 Lehrlinge placiert, darunter 
99 0/0 in Wien jelbft, und zwar faft ausfchließlich bei Deitgliedern 
‘eben derjelben Korporationen, die ihren geſetzlichen Verpflichtungen 
in jo überaus läffiger Weiſe nachgefommen find ?. 

Statiſtiſche Angaben über die genofjenfchaftliche Lehrftellenver- 
mittlung in der Provinz habe ich nicht erlangen können. Wohl 
aber wird aus Brünn berichtet, daß eine 1887 von anderer Seite 
gegründete Gentraljtelle für Lehrlingsvermittlung wegen „aus— 
gebliebener Unterftüßung ſeitens der Gewerbetreibenden jelbit“ drei 
Jahre jpäter wieder habe aufgelafjen werden müljen?. PBerjönliche 
Erhebungen haben zu den ungünjtigften Ergebnifjen geführt. Und 
man darf ſich verfichert halten, daß der in Wien beobachtete 
Stand anderwärt3 nur ausnahmsweise erreicht und wohl nirgends 
übertroffen wird. 

Lie man fich die Lehrftellenvermittlung entgehen, jo hätte 
man doch ber Lehrlingszüchtung entgegenarbeiten können. In 
der That Haben alle Genoſſenſchaften bi3 auf 520 oder 9,8 Po, 
die offenbar wenige oder gar feine Lehrlinge umfaſſen, ents 
iprechende Beftimmungen in ihre Statuten aufgenommen*. Doch 
berühren dieje bei 4565 oder 85,8 0 der Korporationen ausschließlich 
Meifter ohne Gehilfen, nur bei 232 oder 4,4 0/0 auch ſolche 
mit Gehilfen, jo daß ftreng genommen bei 95,1 %/o aller in Be— 
trat kommenden Genofjenichaften die Lehrherrn freie Hand 


1 Stat. Jahrbuch d. Stabt Wien f. d. J. 1894, ©. 543 ff. 

2 Dal. auch Lehrlingsenquete von 1897, Arbeiterzeitung, Jahrg. 1897, 
Pr. 118, 118, 124, 126, 131, 139, 144, 150, 152. Allgemein wird fonftatiert, daß 
eine geregelte Lehrftellenvermittlung nicht beftehe, daß in ber Regel zufällige Bes 
tanntfchaft, private Empfehlung und Annoncen als Surrogate dienen. 

8 Unterfuchungen über Die Lage des Handwerks in Öfterreih, S. 660. 

* Genoffenichaftzftatiftit von 1894, I, S. 207*. 
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haben, jobald fie auch nur einen einzigen Gejellen aufnehmen. 
Denn die dem Normalftatut des Handelsminifteriumg ! entnommene 
und in den Specialjtatuten immer iwiederlehrende Wendung, e3 
dürften „Gewerbetreibende, welche Gehilfen beichäftigen, Teine fo 
große Zahl von Lehrlingen halten, daß e3 den Lehrheren dadurd 
unmöglich werde, feiner geſetzlichen Verpflichtung in Betreff der 
geiwerblichen Ausbildung derfelben nachzukommen,“ erweiſt ſich in 
der Praxis als eine bedeutungsloje Phraſe. Angeblich? betrug die 
Zahl der von den Genofjenihaftsmitgliedern 1894 beichäftigten 





1 Lehrling 


Gehitfen Lehrlinge auf Gehilfen 








Niederöſterreich . - 218 581 52 123 4,2 
Oberöſterreich . . 26 552 6 382 4,2 
Salzburg . . . .» 7990 1398 8,7 
Steiermark 29 996 10 804 2,3 
Kärnten . 7948 2 935 2,7 
Kain . 2 2... 2 420 1056 2,3 
Trieft und Gebiet . 2 226 927 4,2 
Görz und Gradiska — — — 
Iſtrien. 2... 307 44 7,0 
Io .:..... 11 328 2407 4,7 
Vorarlberg 5 263 490 10,7 
Böhmen 120 344 51 688 2,3 
Mähren 44 552 23 395 1,9 . 
Schleſien 18 499 5 212 3,5 
Galizien . 19 694 14 344 1,4 
Bufowina . - . . 2 648 1600 1,6 
Dalmatien. . . . — — — 


Zuſammen 518 348 174 405 3,0 


Danad entfiel im Durchſchnitt der Monarchie auf je drei 
Gehilfen ein Lehrling, eine entjchieden unbefriedigende Relation, 
beſonders, wenn man erwägt, daß die angegebene Zahl der. 
Lehrlinge weit hinter der Wirklichkeit zurücbleiben dürfte, weil 
die große Mafje der „Probelehrlinge“ und erſt vecht die jugend- 
lien Hilfsarbeiter ohne ausgejprochenen Lehrlingscharafter un- 
berüdfichtigt blieben, oder, was noch bedenklicher ift, den Gehilfen 
zugezählt wurden®. Aber diefes Durchſchnittsverhältnis erſcheint 


1B. von Weigelsperg, Kompendium bes Gewerbeweiend. Wien 18983. 
©. 225. 

2 Senofienichaftsftatiftif von 1894, I, S. 201*. 

3 Der Referent bemerft nämlich (S. 12*), daß die Genofjenichaftsange- 
börigen „ohne weitere Unterjcheidung des Arbeitsranges in Gehilfen und Lehr- 
Uinge getrennt wurden, derart, daß alle nicht im Lehrverhältnis ftehenden An- 
gehörigen unter ben erfteren begriffen erſcheinen.“ 
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überhaupt bedeutung3los, jobald man die einzelnen Kronländer 
ins Auge faßt.. Allerdings ftand in Salzburg erft auf 5,7, in 
Iſtrien auf 7,0, im Ländchen Vorarlberg jogar erſt auf 10,7 Ge- 
hilfen 1 Lehrling in Verwendung; dafür aber in Steiermark ſchon 
auf 3,8, in Kärnten auf 2,7, in Krain und Böhmen auf 3,3, in 
Mähren auf 1,9, in der Bulowina auf 1,6 und in Galizien gar 
ſchon auf 1,4 Gehilfen ein Lehrling! Wie wenig gerade Die 
Genofjenihhaftert jener Tendenz zur Verdrängung der erwachjenen 
. Hilfsarbeiter im Kleingeiwerbe entgegenwirkten, erhellt noch deut- 
lider au3 folgender Betrachtung. Es hatten nämlid von ſämt— 
lichen 5317 Genofjenichaften der Monarchie im Jahre 1894 auf- 
zuweijen !: 

161 oder 3,0 %o nur Lehrlinge, aber gar keine Gehilfen ; 

342 oder 6,4 %/o doppelt ſoviel oder noch mehr Lehrlinge ala 
Gehilfen; 

670 oder 12,6 Yo mehr Lehrlinge als Gehilfen, wenn auch 
nicht doppelt jo viele; 

115 oder 2,2 9/0 ebenjoviel Lehrlinge ala Gehilfen; 

1235 oder 23,2 0/0 weniger Lehrlinge ala Gehilfen, aber 
immer noch mehr al3 die Hälfte der leteren; 

838 oder 15,80/0 weniger Lehrlinge als Gehilfen, aber doch 
noch zwiſchen einem Drittel und der Hälfte diefer. 

Nur in 1323 oder 24,8 %0 aller Genoſſenſchaften reichte die 
Zahl der Lehrlinge nicht an das Drittel der Gehilfenzahl heran, 
während 269 oder 5,1. Yo nur Gehilfen, 280 oder 5,3 lo weder 
Lehrlinge noch Gehilfen befaßen und 84 oder 1,6 %/o endlich Feine 
Auskunft zu geben vermochten?. Demnach überftieg bei 3361 oder 
63,2 0/0 der Genoſſenſchaften die Zahl der Lehrlinge die Durch— 
ſchnittsrelation 1:3, und zwar befanden fi darunter nicht 
weniger ala 1288 oder 24,2 9/0 aller, die ausschließlich Lehrlinge, 
deren mehr ala Gehilfen oder doch mindeſtens ebenfoviele zu ver- 
zeichnen hatten ?. 


ı Genoflenichaftsftatiftit von 1894, I, ©. 212 *. 

2 Genofjenfchaftaftatiftif von 1894, I, ©. 203* wirb die Zahl ber Ge- 
nofjenjchaften ohne Angehörigen auf 353 beziffert; das gäbe abzüglich ber 
©. 212* ausgewiefenen 84, bei denen „eine Vergleichung mangels Angaben nicht 
borgenommen werden fonnte,“ 269. Doch wird ebenda die Zahl der Genoflen: 
Ichaften ohne Lehrlinge und Gehilfen mit 280 angegeben. 

3 Das bei vielen Genofjenichaften zu beobachtende Mißverhältnis zwiſchen 
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Auch von einem merklichen Fortſchritt im Vergleich zu früheren 
Zeiten iſt nichts zu verſpüren. Es beſaßen nämlich von den 
Zünften, Innungen und Genoſſenſchaften des Kammerbezirkes 

















Gehilfen eg. Lehr 


linge 


Ben — 
Nur Lehrlinge . . - , 

nge als Ge- 
ie at 112| 348 

joviel Lehrlinge al 

en.» 20 62 

Weniger Lehrlinge, aber 

doch mehr als Ye der 
Gehilfen. ... - - 120| 37,8 

Weniger Lehrlinge als 
/s der Gehilfen . . 19,7 


Zufammen 


der Zahl der Gehilfen und Lehrlinge tritt am ftärkften Hervor beim Gewerbe, 
weniger beim Handel. Cine jcharfe Scheidung läßt ſich in Anbetracht der vielen 
gemifchten Korporationen nicht vornehmen. Doch beſaß z. B. das Gremium 
der Wiener Kaufmannſchaft (Niederöfterr. Nr. 53) 15376 Gehilfen, 2592 Lehr— 
Kinge; die Gandelsgremien in Linz (Oberöfterr. Nr. 16) 476 Geh., 147 Lehel; im 
Salzburg (Salzburg Nr. 11) 348 Geh., 90 Lehrl.; in Graz (Steiermart Nr. 31) 
943 Geh., 234 Sehel.; in Magenfurt (Kärnten Nr. 8) 116 Geh., 76 Lehel; im 
Raibad) (rain Nr. 6) 202 Geh., 83 Lehrl.; in Junsbruck (Tirol Nr. 8) 367 
Geh., 113 Lehrl.; in Prag (Böhmen Nr. 26) 1928 Geh. 227 Lehrl.; in Brünn 
(Mähren Nr. 13) 208 Geh., 122 Lehrl.; in Olmük (Mähren Nr. 34) 215 Geh., 
125 Lehrl.; in Troppau (Schlefien Nr. 10) 169 Geh., 83 Lehel. u. ſ. w. (Ges 
noffenihaftaftatiftit von 1894, I u. IL, Zabellenteil.) Die zahlreichen Vertreter 
des Vitlualien · und Gemijchtwarenhandels bejchäftigen meift weder Gehilfen noch 
Lehrlinge. In fleineren Städten zeigen fich hie und da ungünftigere Relationen; 
doch Handelt es fich dort meift nur um niedrige Zahlen. 

2 Die Daten für die Kammerbezirfe Brünn 1851, Graz 1853, und Bud— 
weis 1866 nad) Ferdinand Schmid, Statift. Studien, ©. 191 ff.; bie für die 
Hammerbezirte Prag 1865 und Neichenberg 1866 nach eigenen Berechnungen auf 
Grumb bes Berichtes der Handels- und Gewerbefammer in Reichenberg d. J. 
1864—1866, Reichenberg 1868, ©. 149 ff. und des Statiſtiſchen Berichtes der 
Hanbels- und Gewerbefammer in Prag f. d. I. 1865, Prag 1867, ©. 42 fi. — 
Korporationen ohne Angehörige bez. folche, Hinfichtlich deren die Ausweife fehlen, 
‚blieben unberücfichtigt. Gleiches gilt bezüglich der nächften Tabelle, die auf 
Grund ber Genoffenchaftsftatiftit don 1894, I, S. 186* ff., zufammengefteitt 
wurde, 
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Die entſprechenden Ziffern für das Jahr 1894 lauten: 


























Brünn Graz Prag |Reichenberg| Budweis 
Gehilfen bez. Lehr: 
Tinge 52131213215 
3813 
———— 18 
Nur Gehilfen 4| 22] 22 84| 11] 23] 2 
Nur Lehrlinge . 2) 11] 6 33] 26) 5,5] 2 
Mehr Lehrlinge als Ge- 
bilfen » 2 2. . 50 127,5] 48 18,3 
Ebenfoviel Lehrlinge ala | 
Sehilen 2... 8 16| 6) 383 
Weniger Lehrlinge, aber | 
doc) mehr als Ya der | 
Gehilfen BR 95 152,2] 99 |37,8 
Weniger Lehrlinge als | 
Ya der Gehilfen . - | 154 81309 103 | 21,6 


Zufammen |182 | — [a2 — — | 580| FB [es | - 





WIN man nun aus einem Bergleiche beider Tabellen über- 
Haupt irgendwelche Schlüffe ziehen!, fo läßt fi nur für ben 
Kammerbezirk Reichenberg ein auffallender Umſchwung Tonftatieren. 
Und diefer ift ein ſcheinbarer?. Im übrigen haben wohl Ver— 
ſchiebungen fattgefunden, doch ohne daß darum eine erhebliche 
Befjerung der Gefamtlage eingetreten wäre. Allenthalben und 
teilteife ſehr bedeutend hat die Zahl jener Genoſſenſchaften ab- 
genommen, beren Mitglieder ausfchlieglich Gehilfen bejchäftigen, 
und dementſprechend diejenige der beiden in den Zabellen 
zulegt genannten Arten ſich gefteigert. Der indbejondere im 
Brünner Kammerbezirk zu Tonftatierende Rüdgang folder Korpo— 
rationen, deren Mitglieder fi nur mit Lehrlingen behelfen, wird 
durch eine Zunahme in anderen Bezirken ausgeglichen. Die Ver- 


268 ift zu berüdfichtigen, daß während ber fünfziger und ſechziger Jahre 
etwa bie Hälfte der Gewerbetreibenben nicht infoporiert war und daß ferner 
durch bie Reorganifation von 1883 vielfach eine neue Einteilung geſchaffen wurbe. 

® Die Entwidelung im Reichenberger Kammerbezirk ift eine durchaus abe 
norme. Gie erflärt fi) daraus, daß daſelbſt während ber fechziger Jahre in 
größerem Maßftabe der Verſuch gemacht wurde, auch bie Großinduftrie in bie 
genoffenfhaftliche Organifation einzubeziehen. Die in den Fabriken graffierenbe 
Kinderarbeit, fowie die Berüdfichtigung der von verlegten „felbftänbigen“ Meiftern 
im Gewerbe befegäftigten Angehörigen mögen bie Zahl ber außgewiefenen „Lehre 
linge“ dermaßen gefteigert Haben. Seit bem mit dem Jahre 1883 erfolgten Auss 
ſcheiden der Großinduſtrie fügt ſich ber Reichenberger Bezirk zwanglos in ben 
Rahmen der übrigen ein. 
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ſchiebungen in den beiden mittleren Kategorien heben einander 
zum großen Teile auf. Überdies deuten die örtlichen Differenzen 
darauf Hin, daß man die etwaigen Veränderungen der unmittel- 
baren Einwirkung des Genoſſenſchaftsweſens kaum zuzufchreiben 
habe. 

Über die ftatutarifche Regelung der Lehrzeit durch die Ge- 
nofjentchaften war bereit3 in anderem Zufammenhange zu berichten !. 
Auch wurde dargethan, daß von einer fonjequenten Durchführung 
jener Beftimmungen nicht die Rede ſei. Es erübrigt, zu kon— 
ftatieren, daß die gewerblichen Korporationen, anftatt den auf eine 
willfürliche Verlängerung der Lehrzeit gerichteten Beitrebungen 
ihrer Mitglieder entgegenwirken, ihnen häufig geradezu Vor— 
ſchub leiften. Keineswegs bei allen Genoſſenſchaften nämlich darf 
das Aufdingen und Freiſprechen der Lehrlinge zu jeder beliebigen 
Zeit vorgenommen werden. Nur bei einem reichlichen Viertel der 
96 hierfür in Betracht fommenden Wiener Verbände? ift dies bei- 
Ipiel3weije der Fall. Bon den übrigen wurden befondere Termine 
angejett, und zwar mitunter in recht geringer Zahl. Bei 10 
Genoſſenſchaften findet da3 Aufdingen oder Freiſprechen in jedem 
Monat nur einmal, bei 33 nur einmal in jedem Bierteljahr, bei 
5 nur zweimal, bei einer endlich, derjenigen der Schiffsmüller, gar 
nur einmal alljährli ſtatt. Verſäumt der Lehrherr fahrläjfig 
oder abfichtlih den betreffenden Termin, jo muß der Lehrling 
meiſtens bi3 zum nächſten warten. Je größer nun die Zahl der 
Mitglieder und je ausgedehnter der Genofjentchaftsbezirk, deito 
ſchwerer ift eine genauere Kontrolle durchzuführen, deſto lockender 
auch die Berfuhung für den einzelnen Meifter, ſich dem rechtlichen 
Zwange zu entziehen. Kein Wunder, daß namentlich in länd- 
lihen Gegenden jene Praxis zu fchiweren Mißſtänden führt. 
„Unfere Genoſſenſchaft ift jehr lau”, bemerkt? ein Experte aus 
Kärnten, „fie jebt oft für Lehrlinge, welche ſchon 3 und 4 Jahre 
lernen und lange freigefprochen werden follten, feinen Termin feſt 
und ebenjo gelingt eg manchmal ſchwer, einen Lehrbrief zu er- 
Halten.” Ahnliches wird gelegentlich von den Gewerbeinſpektoren 


1 Siehe oben ©. 256 ff. . 

3 Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Wien f. d. J. 1894, ©. 502 ff. 
Statiftifche Daten über Genoſſenſchaften außerhalb Wiens ftehen nicht zur Ber: 
fügung. 

8 (Gewerbeenquete des Abgeorbnetenh. von 1898, ©. 308. 
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berichtet! und perſönliche Erfundigungen haben zu dem gleichen 
Kejultate geführt. 

Daß die Anjtitution der Gehrlingsprüfung häufig in ber- 
jelben Richtung wirkt, wird danach faum noch überraschen. Eine ſolche 
findet ſich vorgeſchrieben? in den Statuten von 4282 oder 80,5 %/o 
aller Genoſſenſchaften. Am ftärkften find Korporationen diefer 
Art vertreten in der Bukowina (98,0 %o), in rain und Ober- 
dfterreich (95 9/0) und in Schlefien (90,7 0/0); nur in Mähren hat 
ih die größere Menge (59,1 %o) ablehnend verhalten. In— 
twieweit die flatutarifchen Beftimmungen zur Durchführung ge- 
langten, ward nicht erhoben. Doc jcheinen fie in der Haupt- 
ſache tote Buchſtaben geblieben zu fein. Dies darf man ſchon 
daraus fchließen, daß in der Gewerbeenquete von 1893 jo viele 
Meifter für die Einführung jener Prüfungen plädierten. Nur die 
berufsgenofjenichaftli” organifierten Korporationen der größeren 
Städte und auch diefe nur zum Teil haben folche eingerichtet ®, 
deren praftiicher Wert jedoch auf das lebhaftefte beitritten wird *. 
In der Regel Handelt es fih um ein MWiederaufleben des alten 
Meijterjtücdes in abgeſchwächter Form. Auch die früheren Miß— 
bräuche ftellten ſich alsbald wieder ein®, jo daß 3. B. bie Grazer 
Schloſſergenoſſenſchaft eine Punze anſchaffen mußte, um die mehr- 
malige Verwendung desfelben Gegenftandes zu verhüten. Aber 
noch andere Konjequenzen ergaben ſich. „Wir haben,” jo erklärt ® 


1 Berichte der Gewerbeinspeftoren f. db. 3. 1895, ©. 77; 1896, ©. 88. 

2 Genoſſenſchaftsſtatiſtik von 1894, I. ©. 207*. Die Prüfung ift eine theo- 
retifche, eine praftifche, oder beides. 

8 Gewerbeenquete bed Abgeordnetenh. von 1893, ©. 79 ff., 179, 131, 218, 
378 f., 295 f., 569, 631, 655, 732, 768, 828, 910, 1051 u. |. w. Unterjuchungen 
über die Lage des Handwerk? in Öfterreih, ©. 31, 185, 149, 275, 305, 445, 
460, 517. Lehrlingsenquete von 1897, Arbeiterzeitung, Jahrgang 1897, Nr. 134, 
139, 144, 150. 

* Gewerkichaftgenguete von 1892/93, ©. 37, 83, 87, 113, 119, 121 f., 128, 
133, 137, 150, 152, 164, 167, 172, 185, 188, 192, 195, 203, 204, 215 u. ſ. w. 
Mit Recht bemerkt Ernft Seidler (Unterfuchungen über Die Lage des Hand: 
werk in Öfterreich, S. 405): „Was hier verlangt werden müßte, ift für bie 
Mehrzahl der Kandidaten unerreichbar, und was thatfächli verlangt werden 
ann, hält die Mittelmäßigkleit vom jelbftändigen Gefchäftsbetriebe nicht zurüd.“ 
In der That erfcheint jede wirkliche Prüfung folange finnlog und ungerecht, ala 
nicht dem Lehrling, bez. dem Gehilfen die objektive Möglichkeit geboten wird, fich 
entiprechend darauf vorzubereiten. 

5 Gewerbeenquete des Abgeordnietenh. von 1898, S. 295 f., 378, 828. 

6 Gewerbeenquete des Abgeorbnetenh. von 1893, ©. 962. 


der Vorſteher der Wiener Fleiſchſelchergenoſſenſchaft mit Stolz, 
„Ion jeit Jahren die Gehilfenprüfungen eingeführt und da— 
duch ſehr ſchöne Erfolge erzielt. Bei jeder Freiſprechung 
fommt es vor, daß 4—10 Lehrlinge bei der theoretijchen Prüfung 
nicht entſprechen und auf ein halbes oder ganzes Jahr zurückge- 
wieſen werden, um das nachzuholen, was fie verjäumt haben.“ 
Fälle diefer Art werden mehrfach auch von den Gewerbeinjpeftoren 
erwähnt!; jo noch in feinem jüngften Berichte durch den Grazer 
Beamten deren 5, in denen „das vom Lehrling vorgelegte Gejellen- 
ſtück don den Prüfungstommifjären der Genoſſenſchaft nicht appro= 
biert wurde, was zur Folge hatte, daß die betreffenden Lehr: 
linge verhalten wurden, ein Halbes oder ein ganzes Jahr 
nachzulernen, ohne daß eine derartige Bedingung im Lehr- 
vertrage ſchon Früher ftipuliert geweſen, oder daß in jedem einzelnen 
Falle nur der Unfleiß des Lehrlings und nicht auch die beſonderen 
Berhältnifje der Werkitatt, in der ex feine Lehre genofjen, an dem 
Mißerfolge des Kandidaten mit ſchuld gewejen wären.“ Die mit 
ihrer ſchonungsloſen Härte gegen den Lehrling feltfam kontra— 
ftierende Toleranz der genofjenjchaftlichen Organe gegen den gewifjen- 
loſen Meifter ift es, die namentlich auch in Arbeiterkreiſen böjes 
Blut macht ?. 

Wie wenig es im großen und ganzen den Genofjenfchaften 
alle die Jahre hindurch um die Förderung der fachlichen Aus— 
bildung des gewerblichen Nachwuchſes zu thun war, zeigt am 
beiten ihre Stellungnahme zum Fortbildungsſchulweſen. 
63 betrug ®nämlich die Zahl der 


% Berichte der Gewerbeinfpeltoren f. d. 9. 1891, ©. 60; 1898, ©. 96,368; 
1896, ©. 88. 

® Gewertichaftsenquete von 189293, &. 186, 195. Gewerbeenquete des 
Abgeorbmetenh. von 1893, ©. 218, 258, 284 f., 597. 

3 Die erften drei Kolumnen nach der Genoffenichaftsftatiftit dom 1894, T, 
©. 207*. „Für die Aufführung einer gewerblichen Fortbilbungsfehule als ger 
moffenfehaftliche Inftitution,* bemerkt der Neferent (5. 7*), „wurde als Grund: 
jaß feitgehalten, daß biefe nur dann erfolgte, wenn bie betreffende Genoffenfchaft 
minbeftens exftens auf die Seitung der Schule (3. B. durch Vertretung im Schul- 
ausichuffe) einen mahgebenden Einfluß nimmt, und zweitens gleichzeitig. durch 

| Zuwendung don Geldmitteln (Subventionierung), oder durch Beftellung eines 
| 
| 





Lolales oder don Lehrmitteln in finanzieller Hinſicht und in einer nicht uner 
heblichen Weiſe das Beftehen der Schule unterftüht, wenngleich auch von 
anderer Seite (Staat, Land, Gemeinde, Handels» und Gewerbefammer u. j. m.) 
‚Subventionen in höherem Ausmaß gewährt werden.“ Kolumne IV nad) der 
Öfterreichifchen Statiftit XLIV. Bd., 4. Heft, ©. XXV. Die Zahl fämtlicher 
Sihulen dürfte bis 1894 erheblich geftiegen fein. 
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1 
Genofienichaften (1894) gewerblichen 
Fortbildungs⸗ 





Land bei denen 
Fortbi 2 in 0 ihulen 
im ganzen Ohne pe letterr in Hol darge 

ſtehen 











Niederöſterreich . . 585 30 5,1 174 
Dberöfterriih . . - 660 4 0,6 10 
Salzburg . . . - 112 — — 4 
GSteiermaf . . » 346 11 3,2 19 
Kärnten . .. - 8 6 7,4 7 
Kain 222... 36 1 2,8 13 
Trieft und Gebiet . 5 — — 2 
Görz und Gradista . — — — 3 
Iſtrien.... 2 — — 4 
Tirol...... 220 1 0,5 15 
Borarlberg. . . » 76 — — 6 
Böhmen. » ... 2015 ol 2,5 253 
Mähren. -. . - » 469 12 2,6 70 
Schlefien 204 6 3,0 15 
Saljjien . - .» 455 — — 31 
Bukowina.... 51 — — 4 
Dalmatien.... — — — 1 

Zufammen | 5817 | 122 | 28 631 





Alſo nur 122 oder 2,3 0/0 aller Genofjenichaften haben ſich 
um die Hebung de3 gewerblichen Tyortbildungsunterrichtes bemüht. 
Diegenigen Salzburg, des Küftenlandes, Vorarlbergs, Galiziens 
und der Bukowina haben völlig darauf verzichtet. Nicht viel beijer 
fteht es in Zirol und Krain. Im übrigen entfallen von den 30 
derartigen Schulen Niederöfterreich3 allein 24 auf Wien, von den 
51 böhmilchen 14 auf Prag, von den 12 mähriſchen je 2 auf Brünn 
und Olmüß. Hingegen findet fih in Graz, Laibach und Inns— 
brud nur je eine, in den Landeshauptftädten Linz, Salzburg, 
Klagenfurt, Trieft, Troppau, Lemberg, Krakau und Czernowitz auch 
nicht eine einzige folche „genoſſenſchaftliche Schule!. Bedenkt man 
endlich, daß von den 631 für dag Schuljahr 1892/93 ausgewieſenen 
Tortbildungsichulen der Monarchie noch nicht einmal "is dieſer 
Kategorie angehören und daß auch jene 122 nur zum geringften 
Zeile genoſſenſchaftlicher Initiative ihren Urſprung verdanken, jo 
mag man ermeffen, was aus Ofterreich8 gewerblichem Schulwejen 
geworden twäre, hätte man ſich auf die Opfertwilligfeit der Hand- 
werferverbände verlaflen! Sind doch, wie die folgende Über- 


ı Genofjenichaftsftatiftit von 1894, I, S. 104* ff. 





ficht ! darthut, ſelbſt ihre finanziellen Beitragsleiftungen fo gering, 
daß man ohne Schaden für da3 Ganze auf diefe ſchäbigen Almoſen 
verzichten könnte. 









‘ Einnahmen aus 


SE 225 
253 Mittel der — 
Unterrichtsanſtalten ELSE | ae oflene —— 
228 Handelägremien = n.E 
| in Gulden as 









1. Lehranftalten für gewerbliche Haupt: 


991 434 2 705 0,3 %0 

2. Fahnen für "einzelne gewerbliche 
weige? . .. 919 707 3 061 0,3 9/0 
3. Allgemeine Handwerkerichulen ... 85 153 270 0,3 9/0 
4 Öffentliche Zeichenfhulen . .I 29773 370 1,2 %0 

5. Gewerbliche Fortbildungsfchulen: 

a. aus dem ende bare, Ge— 
werbeſchulfonds dotierte 258 237 657 0,3 Yo 
b. alle anderen . . . 2.1 433 023 20 478 4,73 %/o 


Ebenſowenig befriedigt endlich die genofjenfchaftliche Kranfen- 
verjiderung der Lehrlinge. Zwar fette der $ 1 d. Gef. vom 
30. März 1888 dem langjährigen Schlendrian dadurch ein Ziel, 
daß er jene in die ſtaatlich vrganifierte Zwangsverſicherung 
einbezog. Doch ermächtigte Art. I d. Gef. v. 4. April 1889 die 
Behörden, die bei den Mitgliedern einer Gewerbegenofjenichaft in 
Verwendung ftehenden Lehrlinge von der VBerficherungspflicht, d. h. 
in3bejondere von der Angehörigkeit zur Bezirksfrantentafle, zu be- 
freien, jofern die betreffende Genofjenichaft im Sinne des 8 114, 
Abi. 2, lit. f. d. &.-D. die Fürſorge für die erkrankten Lehrlinge 
nah Maßgabe der geſetzlichen Beitimmungen übernehme. Wie 


ı Öfterreichifche Statiftif, XLIL. Bd., 1. Heft, ©. LXI, LXIV f., LXVIIL, 
LXIX, LXXII, LXXIV. 

2 Die thatjächlichen Gejamteinnahmen diefer Schulen beliefen ſich auf 
954204 Fl. Da jedoch die Beiträge ber Genofjenfchaften zur Erhaltung der 
Fachſchulen für Korbflechterei nicht bejonderd ausgewieſen wurden, fo mußte diefe 
Kategorie audgefchieden werden. Ihre Einnahmen betrugen 34497 Fl., davon 
aus Mitteln von Bezirkövertretungen, Kammern, Gemeinden und Genoffenfchaiten 
zufammen 2370 Fl. Der rejultierende Fehler dürfte alfo bedeutungslos fein. 

8 Die zur Erhaltung diefer Schulen erforderlichen Mittel werden in be» 
fonderer Weije aufgebracht. (Bergl. Statiftit, ©. LXX f.) Daher die Gering- 
fügigfeit der genofienichaftlichen Beiträge. Die Leiftungen jener Korporationen, 
die fi duch Gründung und Förderung „Fachlicher” Fortbildungsſchulen in Wien 
berborgethan, ericheinen in ben Ziffern der Rubrik 5b obiger Tabelle. 
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aus der jolgenden Tabelle! erhellt, haben eine Reihe Genofjen- 
Ihaften von diefer Vergünftigung Gebrauch gemadit. 













—V A‘ 5 Ei » 
5 = Ss=e_ |SE-| 32 
Sand SE a | 55er 
28 = EI Iaeco | 83° 
SE 62) &38 &8 = 
Niederöfterreih . 34 339 
Dberöfterreih . . 595 
Salzburg .. 225 
Steiermarf . 1536 
Kärnten 212 
rain . . 128 
Küftenland — 
Tirol.. — 
Vorarlberg 34 
Böhmen . 3 620 
Mähren 4 379 
Schleſien 1834 
Galizien 2074 
Bukowina 


Dalmatien . 


3ufammen | 5317 | 174.405 | 819818 | 284 | 48 976 


Daß die ftatiftifchen Amter zweier Minifterien bei ihren 
gleichzeitigen Erhebungen zu jo verjchiedenren Ergebnifjen gelangten, 
dürfte ſich daraus erklären, daß für die Aufnahme einer Kaffe in 
die Statiſtik des Handelsminiſteriums ſchon die erfolgte Statuten- 
genehmigung maßgebend war, ohne Rüdficht darauf, ob die be- 
treffende bereit3 ins Leben getreten, beziehentlich noch funktionierte®. 
Nah den allein verläßlicdhen Ziffern der Kranfentaffenftatiftit 
beftanden im Jahre 1894 insgeſamt 284 Lehrlingstrantenfaffen, 
denen im ganzen 48976 oder 28,0 %0 der beichäftigten Lehrlinge 
einverleibt waren®. Abgejehen von den 46 Kaſſen der Wiener 


I Die erften drei Kolumnen nach der Genofjenjchaftsftatiftit des Hanbela- 
minifterium® von 1894, I, S. 17* und 208* f. Die Zahl der Lehrlingskrantens 
kafſen für Oberöfterreich wird das eine Mal mit 13, dag andere Mal mit 12 an- 
gegeben. Sollte 13 die richtige Zahl fein, was bag Wahrfcheinliche ift, jo wäre 
bie in beiden Fällen gleichlautende Summe 313 unhaltbar. Kolumne 4 und 5 
nach der Krankenkafjenftatiftil des Minifteriums des Innern: Die Gebarung und 
bie Ergebniſſe der Krankheitzftatiftit u. ſ. w. f. d. J. 1894, ©. 156 f. 

2 Genoflenichaftaftatiftit von 1894, I, ©. 6*. 

8 Nach der Senoffenichaftsftatiftif gehören die 313 ausgewieſenen Kaſſen im 
ganzen 388 der Genofienichaften an, da 25 unter ihnen zur BVerficherung ber 
Lehrlinge zweier ober mehrerer Korporationen dienen. Daneben haben 27 Ge» 
bilfentrantentaffen die Verfiherung von Lehrlingen mit übernommen. 


ee 


ERBEN 


Genoſſenſchaften mit 31481, d. i. durchſchnittlich je 684 Mit- 
gliedern, ift das Größenverhältnis vielfach ein außerordentlich 
ungünftiges, Entfallen doch im ganzen auf die übrigen 238 Kaſſen 
der Monarchie nur 17495, d. i. durchſchnittlich 74 Mitglieder, 
eine Durchſchnittsſtärke, die in einzelnen Kronländern überſchritten, 
dafür in andern auch nicht annähernd erreicht wird. Sie betrug 
3- B. in Galizien 109, in Niederöfterreich 95, in Mähren 78, in 
Schleſien und Salzburg 56, in Oberöfterreih 46, in Vorarlberg 
gar nur 17. Ob unter ſolchen Umftänden die wenigjtens in 
Niederöfterreich und den Subdetenländern zu beobachtende Ver— 
mehrung diefer Leiftungsunfähigen Verfiherungsinftitute" eine er— 
freuliche Erſcheinung zu nennen jet, kann man mit Recht bezweifeln. 
Und ein anderes Moment tritt Hinzu, um die Abneigung hier— 
gegen zu verftärken. 

Die Verwaltung der Lehrlingskrankentaffen liegt in den 
Händen der Meifter. Denn nad) $ 34 d. Gef. v. 30. März 1888 
betr. die Krankenverſicherung ift Für jene verficherungspflichtigen 
Mitglieder, die ein Axbeitsverdienft in Geld nicht beziehen, der 
Berficherungsbetrag in feinem vollen Umfange vom Arbeitgeber 
allein aus eigenen Mitteln zu leiften. Nahe läge e3, die fälligen 
Beiträge ratenweife und an furzfriftigen Terminen von den 
einzelnen Lehrheren einzufordern. Doc) hat dies Verfahren keines— 
wegs allenthalben und auch, two e3 gejchehen, mehrfach nur er— 
gänzungsweife Anwendung gefunden. Selbſt in Wien, wo dieje 
Angelegenheit noch am beften geordnet ift, deden, wie es 
ſcheint?, nur 14 der vorhandenen 46 Kafjen ihren Bedarf durch 
allwöchentlich, weitere 12 ihn durch monatlich, vierteljähr- 
lich, halbjährlich oder auch nur jährlich eingeforderte Raten. 
Andere 17 begnügen ſich mit der Einhebung von Pauſchalſummen, 
die als Zufchlag zu den Aufding- und Freiſprechgebühren gleich- 
zeitig mit diejen an die Genoſſenſchaft abzuführen find; 3 end- 
lich bedienen fi eines kombinierten Verfahrens. Nun wird be— 
hauptet, daß in den lebigenannten Fällen häufig eine gejeh- 
widrige Abwälzung dev Verfiherungspflicht vom Lehrheren auf 
den Lehrling jtattfinde. Zwar zahle formell der Meifter, doch 


1 HHre Zahl betrug 1892 214, 1893 255, 1894 284. Die Übrigen Lehr⸗ 
linge find in ben Bezixtstrantenkaffen verfichert. 
® Die in der Genofjenjchaftsftatiftit von 1894, I, ©. 1ff. unter dev Rubrit 
„Genofienichaftliche Kranten: und Unterſtützungslaſſen“ enthaltenen Angaben find 
nicht immer ganz prägis. 
Waentig, Gemerblige Mittelftandspolitit. 28 
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lafje fih der Urfprung des von ihm hinterlegten Geldes um fo 
weniger fontrollieren, al3 auch die erwähnten Gebühren vielfach 
vom Lehrling getragen und vom Lehrheren nur abgeliefert würden. 
Es wird fich fpäter Gelegenheit bieten, die Berechtigung dieſes 
Vorwurfes genauer zu prüfen. 

Wie immer diefe Unterfuhung ausfallen möge, die Bilanz 
der genoſſenſchaftlichen Thätigkeit im Hinbli auf die Regelung des 
Vehrlingamejens endet mit einem gewaltigen Defizit. Zwar ift 
nicht zu leugnen, daß gelegentlich einzelne Genoſſenſchaftsvorſteher 
ein tiefere3 Verſtändnis befundeten und fi für ihre Perſon redlich, 
wenn aud mit geringem Erfolge, bemühten, einen Wandel zu 
Ihaffen!. Am allgemeinen aber fällen die Sacdjverftändigen, 
namentlich die Geiwerbeinfpeftoren, ein vernichtendes Urteil?: 

„Die jahrelangen Bejtrebungen der Gewerbebehörden, die wenig 
befriedigenden Zuftände Hinfichtlich der gewerblichen Ausbildung jugend- 
licher Hilfgarbeiter zu beifern, Haben, ſoweit dag SKleingewerbe in 
Trage kommt, einen merkbaren Erfolg nicht ergeben,” konſtatiert der 
Miener Beamte noch 1896. „Der den Genofjenichaften wiederholt 
erteilte Auftrag, pflichtgemäß Für ein geordnetes Lehrlingsweſen zu 
forgen und die Genojjenichaftsmitglieder zur Erfüllung der betreffenden 
Vorſchriften zu verhalten, ift nahezu fruchtlos geblieben.” An 
den ungeregelten Lehrlingsverhältnifien, jo wird aus Tetſchen bes 
richtet, „tragen im Sleingewerbe in erjter Linie die Genofjenjchaften 
Schuld, welche die ihnen obliegende Verpflichtung der Vorſorge für ein 
geordnetes Lehrlingsweſen und den gewerblichen Nachwuchs nur Außerft 
mangelhaft, in den meiften Fällen gar nicht erfüllen.” Die 
Genofjenichaiten, wird aus Budweis gemeldet, „kümmern fich mit ge= 
ringen Ausnahmen jehr wenig um dag Wohl und Wehe der Lehr- 
fing. Dann und wann übermittelt eine oder die andere Genofjen- 
Ichaft einen Entwurf von Bejtimmungen über die Lehrlingsprüfungen 
der Gewerbebehörde. Darin bejteht jo ziemlich ihre ganze Yürforge 
für das Lehrlingsweſen.“ Bis jekt (1895) ſei der betreffende 
Beamte „nicht in der Lage, auch nur eine einzige Genoſſenſchaft 
namhaft zu machen, die fich in der bewußten Richtung hervorgethan 
hätte.” Und der Pilſener Inſpektor fügt hinzu, daß „die Vorſtands— 
mitglieder zur Überwachung bes Lehrlingswefens ſchon deshalb nicht 
befähigt jeien, weil fie im eigenen Gewerbe diefelben Fehler begingen, 


1 Berichte der Gewerbeinſpektoren f. d.%. 1893, S. 95 f. (Wiener Reuftadt), 
242 (Reichenberg); 1895, S. 77 (Wiener Neuftadt), 183 (Prag); 18%, ©. 46 
(Wiener Neuftadt), 166 (Prag). 

8 Berichte der Gewerbeinipeftoren f. d. 3. 1894, ©. 117 (Graz), 2342 (Bubd- 
weis), 359 (Lemberg); 1895, ©. 42 (Wien), 77 (Wiener Neuftabt), 232 (Pilfen), 
256 (Budweis), 305 (Brünn), 381 (Lemberg); 1896, S. 19 (Wien), 67 (Ling), 87 
(Sraz), 116 (Klagenfurt), 284 (Tetichen), 375 f. (Lemberg). 
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die fie an anderen zu tadeln hätten’. Aus den Alpenländern ertönen 
diejelben Klagen und wie jollte e& in Galizien beſſer ftehen? „Im 
den zehn Jahren meiner hierortigen Amtsthätigkeit,“ erklärt der Ger 
werbeinfpeftor in Lemberg, „it mir fein einziger all befannt 
geworden, daß von Seiten einer Öenoffenjchaftsvorftehung irgend etwas 
getan worden wäre, um bie Bilbung der Lehrlinge zu heben. Alles, 
was in dieſer Richtung in Galizien und in der Bulowina gejchieht, 
ift ausfließlich der Jnitiative von Perfonen zu danfen, welche 
eit mit dem Gewerbe als ſolchem nichts zu thun Haben!“ — 


Ich habe dieſer Kritik nichts hinzuzufügen !. 


| Fürjorge fir den arbeitslojen und Unterjtüßung des 
arbeitsunfähigen Gejellen find die Aufgaben, welche die 
Genoſſenſchaft gegenüber dem erwachjenen Hilfsarbeiter zu erfüllen 
hat. In erfterer Hinficht gelangte das Handelsminifterium? bei 
jeinen Erhebungen zu folgendem Rejultate: 



















Genoſſen⸗ Gefellen- uſchick- 

Kronland ſhaften herbergen Rufhaujer ungen 
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3 Auch gereiftere Lehrlinge Gaben ertannt, daß die Vertretung ihrer 
Jutereffen von den genoffenjchaftlichen Organen nicht zu erwarten ſei. Neuer 
dings tauchen namentlich in Wien Lehrlingsvereine auf, die, von ben Gehilfen bes 
‚günftigt, ſich allen Anfeindungen der Meifter zum Trotz zu eigenartigen Kampf- 
organifationen nach Analogie der Gewerkſchaften auswachien dürften. Vergl. 
darüber namentlich Vorwärts! Zeitichrift für Buchdrucker und verwandte Gewerbe, 
2. Jahıg. 1894, Nr. 43, ©. 179; Nr. 47, ©. 195; 29. Jahrg. 1895, Pr. 24, 
©. 117; Ro. 30, ©. 144; Nr. 8, ©. 27 f. u. |. w. — Freie Hutmacher 
zeitung, 17. Jahrg. 1894, Nr. 24, ©. 3. 

2 Genoffenfchaftsftatiftit von 1894, I, ©. 18*, 205*. 
28* 
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399 Gejellenherbergen, 2 Rufhäufer und 19 Zuſchickordnungen, 
das ift alles, was die Genoſſenſchaftsſtatiſtik über Beftrebungen 
zur Befämpfung der Arbeit3lofigkeit anzuführen weiß. Nur 7,5 %o 
aller Korporationen befiten Herbergen. Bon diefen entfällt 
rund die Hälfte au) Böhmen. In größerer Zahl finden fie ſich 
nurnoch in Oberöfterreih und Schlejien, in welch leßterem Lande 
fie auch prozentuell (19,7 0/0 der Genoſſenſchaften) am ftärkften 
vertreten find. Rufhäufer fennen nur die Bäder und Kleider: 
mader Wiend. Auch die 14 Zufhidordnungen Niederöfter- 
reichs wurden ausſchließlich von Wiener Korporationen erlaſſen. 

Zur Beurteilung der genofjenichaftlihen Arbeit3vermitt- 
lung! giebt gewifje Anhaltspunkte das Statiftiiche Jahrbuch ber 
Stadt Wien?. Danach hatten 1894 von den 107 Hierfür in Betracht 
fommenden Korporationen 79 bejondere „Arbeitsvermittler" an- 
geftellt. Als ſolche fungierten angeblich in 32 Fällen der Genofjen- 
ichaftövorfteher, in 10 ein anderer dazu beftimmter Meifter, in 5 
der Herbergavater, in 8 der Gehilfenobmann, in 9 ein eigener 
Beamter, in 25 endlich eine „andere Perſon“, und zwar faft aus— 
ſchließlich Genoſſenſchaftsfunktionäre als Buchhalter, Kaffierer, 
Sekretäre, Aktuare, Kanzliſten und Anjager?, nur bei den Bett— 
arenerzeugern ein gewählter Gehilfe. Bei einzelnen Genofjen- 
ichaften Tonkurrieren mehrere Organe: bei Glaſern, Anduftriemalern, 
Kürſchnern, Poſamentierern und Tuchſcherern Genoſſenſchaftsvor— 
ſteher und Gehilfenobmann, bei Hafnern und Schmieden erſterer 
und der Herbergsvater. Allein in den Händen des Gehilfen— 
obmannes liegt die Vermittlung bei den Gürtlern, Optikern und 
Kupferſchmieden. In zwei Fällen endlich wirken Unternehmer und 
Arbeiter zuſammen. Bei den Kunſtblumenerzeugern nämlich ver— 
mittelt die Krankenkaſſenleitung, bei der Wiener Kaufmannſchaft 
ſteht die Thätigkeit der betreffenden Beamten wenigſtens unter der 
Kontrole eines aus Prinzipalen und Gehilfen zuſammengeſetzten 
Überwachungsausſchuſſes!. 


ı Eine Erhebung des Handelsminiſteriums über die Arbeitsvermittlung iſt 
im Zuge. ®Bergl. auch Yriedrich Probſt, Uber Einrichtungen für Arbeits: 
vermittlung. (Stat. Monatsſchrift, 19. Jahrg. 1893, ©. 201 ff., bei. 202 ff.) 

Stat. Jahrbuch der Stadt Wien f. d. 3. 1894, ©. 524 ff. Tie Ge: 
nofjenjhaften der Anftreicher, der Sechshauſer Kaufmannſchaft wie der Stein» 
und Kupferdruder haben fich über Vermittlungsorgane nicht ausgewieſen. 

3 Für die weiblichen Hilfsarbeiter im Bäckergewerbe vermittelt die Frau 
bes erſten Genoſſenſchaftsanſagers. 

* Ahnlich anſcheinend bei den Wagnern, denn es wirb neben dem Bers 
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Ausnahmen abgerechnet, liegt demnach die genoſſenſchaftliche 
Arbeitsvermittlung in den Händen der Arbeitgeber, eine Thatſache 
die au in der Wahl des Vermittlungslotals zum Ausdruck 
fommt. Als joldes diente in 62 Fällen die Genoffenfchaftstanzlei, 
in 7 die Herberge, in 9 die Gehilfenkrankenkaſſe, in weiteren 9 
endlich ein „anderes Lokal“ ; und zwar werden ausdrücklich genannt 
das Nufhaus der Kleidermacher, die Wohnung des Arbeitsver— 
mittlers bei den Bettivarenerzeugern, die der Frau des Anjage- 
meiſters bei den Bädern für weibliche Hilfsarbeiter und ſchließlich 
das Syphonumtauſchlokal bei den Sodawaſſererzeugern. Bei einigen 
Genoſſenſchaften ſtehen mehrere Lokale in Gebrauch: bei den Kaffee— 
fiedern, Modiftinnen und Pojamentierern Kanzlei und Kranken- 
laſſe, bei den Hafnern Kanzlei umd Herberge, bei den Schmieden , 
und Kuürſchnern alle drei Örxtlichkeiten. 

Zuverläſſige Angaben über die Erfolge diefer Vermittlungs- 
thätigteit fehlen. Sicher ift nur, daß von den erwähnten 79 
Genoſſenſchaften ganze 9, darunter die der Bau- und Steinmeh- 
meifter, Buchdrucker und Schriftgießer, Buchhändler, Vergolder, 
Bimmer- und Dekorationsmaler, eine folche überhaupt nicht ent= 
falteten und weitere 3, die der Büchſenmacher, Faßbinder und 
Simmermeifter, wenigftens keine Aufſchreibungen führten. Bon 
den 67 übrigen Genofjenjchaften jollen 1894 insgefamt rund 
47000 Stellenjuchende untergebracht worden fein, eine völlig un= 
glaubwürdige! Ziffer! Aber, ſelbſt wenn fie der Wahrheit ent- 
Ipräche, müßte man fie bei einem Gehilfenftande von über 196000 
in Anbetracht der früher charakteriſierten Gejtaltungstendenz des 
Heingeterblichen Arbeitsmarktes als äußerft niedrige bezeichnen, 


mittlungsmeifter ein Komitee von 8 Meiftern und 8 Gehilfen genannt, und 
neuerdings bei ben Zuckerbäckern. (Unterfuchungen über die Lage bes Handwerts 
in Öfterreih, ©. 17). 

* 68 wurden nämlich neben genau 46937 vermittelten Arbeitspläßen nur 
42771 Urbeitjuchende und 24563 vafante Stellen ansgewiejen, während mar 
ein ganz anderes Zahlenverhältnis erwarten ſollte. So betrug 3. B. 1894 beim 
Verein für Arbeitsvermittlung in Wien die Zahl der ftellenfuchenden Arbeiter 
11646, die der vorgemerkten freien Arbeitsplähe 5989, bie ber untergebrachten 
Arbeiter 4812. 

© Man erinnere fich, daß, wie oben S. 301f. erwähnt wurde, allein bei ber 
SKrantenkaffe der Miener Tifchler 1895 nachweislich 22311 Anmeldungen erfolgten, 
mithin allermindeftens ebenjoviele Arbeiter biejes einen Gewerbes neu im Arbeit 
traten. Auch ift die im Text genannte Gejamtziffer der beichäftigten Gehilfen 
ungenau, wahrjcheinlich zu niedrig. Val. dazu Stat. ——— d. Stadt Wien 
fd. 3. 1894, ©, 502, Anm. 1. 
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Thatſächlich werden in weitem Umfange von Meiftern und 
Gehilfen auch derjenigen Genoſſenſchaften, die Arbeit vermitteln, 
andere Organe in Anſpruch genommen. So die Fach- und Ge- 
werfvereine bei den Anftreichern, Bädern, Bildhauern, Buch— 
- deudern, Buchbindern, Bürften- und Pinſelmachern, Drechslern, 
Juwelieren, Kaffeefiedern, Handelögeiverben, Kürfchnern, Metall- 
gewerben aller Art, Riemern, Schuftern, Stein- und Kupferdrudern, 
Stuccaturern, Tapezierern, Tiſchlern, Bergoldern, Zuderbädern u... ; 
Privatvermittler und Agenten bei den Gaft- und Schanf- 
gewerben, Kaffeefiedern, Milcdmeiern, Modiftinnen, Naturblumen- 
bindern, Wäſchern und Wäſcheputzern, Schuftern und Schneidern 
u. f. w.; die Heitungen! bei Bettiwarenerzeugern, Bildhauern, 
Graveuren, Handelagewerben, Pfaidlern, Schirmmadern, Tape- 
zierern u. j. w.; der Berein für Arbeit3vermittlung be 
fonder3 bei den Metallgewerben, Tiſchlern u. ſ. w. Schenken 
und Wintelherbergen, endlich das namentlich bei den Bau- 
arbeitern und Kutſchern gebräuchliche, Umſprechen“ machen den 
Schluß?. 

Vor allem die Gehilfen haben eine eingefleiſchte Abneigung 
gegen die genoſſenſchaftliche Arbeitsvermittlung?; und man muß 
geftehen, mit gutem Grunde. 

„Unfere Erfahrungen,” Heißt es in einem Memorandum der 
Wiener Gehilfenausfchüffe vom Jahre 1893, „haben ung belehrt, 
daß in jämtlichen Genoffenjchaften ohne Ausnahme die Arbeitspermitt- 
Yung im Argen liegt. Ya, in den meiften Genoſſenſchaften herrichen 
derartig forrumpierende, erbärmliche Zuftände, daß es höchſte Zeit ift, 
mit der genofjenfchaftlichen Arbeitsvermittlung gänzlich aufzuräumen. 


1 Bol. auch Stat. Monatzichrift, 21. Jahrg. 1895, ©. 643 f. Arbeitövermitt: 
Yung durch Zeitungsannoncen. (Ergebniffe einer am 10. Nov. 1895 an den Wiener 
Tageblättern vorgenommenen Stichprobe.) 

2 Sin zahlenmäßiger Vergleich zwiſchen den Erfolgen der Vermittlungs: 
thätigkeit der Genoffenfchaften und anderer Organe ift mangeld verläßlichen 
Materials undurchführbar. Doch erwähne ich, daß angeblich (Statiftifches Jahr⸗ 
buch ber Stadt Wien f. d. 3. 1894, ©. 530, 532, 537 f.) i. 3. 1894 in Wien 
vom Vereine für Arbeitsvermittlung 4812, vom Afylverein für Obdadhlofe 3057, 
von fonftigen induftriellen und kaufmänniſchen Vereinen inkl. Gewerkichaften 
7333 Arbeitspläße vermittelt wurden. Nach einer fpäteren Erhebung wurden 
1895 duch die Wiener Gewerkichaften von 12176 ftellenfuchenden Arbeitern 
6343 untergebracht. (Thätigfeitsbericht der Gewerkichaftsfommilfion f. d. J. 1894 
bis 1896, Tabelle IV.) 

8 Memorandum des Verein? zur Yörderung gewerblicher Intereſſen. Wien 
1893, ©. 15 f. — Protofoll des 2. Gewerkichaftälongrefles, ©. 91 f. 
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Beiſpielsweiſe find bei der Genoffenjchaft der Gajtwirte die Gehilfen 
as sen Hilfsarbeiter gezwungen, die Privatvermittlung 
Anſpruch zu nehmen, weil fie durch die genoffenfchaftliche Arbeiter 
vermittlung feine ordentliche Beichäftigung erhalten fünnen. Bon 
dieſen Privatvermittlern werden fie auf das unverjchämtefte aus- 
gebeutet; für befondere Poſten müſſen mitunter 30-50 Gulden Ber- 
mittlungshonorar gezahlt werden. Bei der Genoſſenſchaft der Bäder 
in Wien ift der Gehilfe exft nach, fünfmonatlicher Arbeitslofigteit be- 
rechtigt, die Arbeitsvermittlung in Anfpruch zu nehmen. In den 
meiften anderen Genofjenjchaften find ähnliche Verhältniffe. Die Per- 
er welche die Arbeitsvermittlung bejorgen, find meiftens derart 
orrumpiert, daß nur Arbeit erhält, wer einen bejtimmten Betrag zu 
opfern imjtande it. Obwohl das Gejeh die Genofjenjchaften ver— 
ichtet, Tür eine umentgeltlichet, geregelte Arbeitsvermittlung zu 
en, jo eriftiert dennoch feine Genofjenfchaft, wo dies ftrifte nach 
den gejeglichen Bejtimmungen gefchieht. In den genofjenfchaftlichen 
Arbeitsvermittlungen beſtehen verjumpfte, niederträchtige Bußände, 
die, jolange jene bejtehen werben, unausrottbar find.” 
Neuerlich find diefe Dinge wieder auf dem zweiten Gewert⸗ 
ſchaftskongreſſe zur Sprache gekommen. 
„Es wird der Unfug bis zum Exceß getrieben,“ bemerkt der 
„Die Unternehmer haben den größten Einfluß. Es iſt bei 
den Bädern jeitgeftellt worden, daß man Arbeitsbücher zu unterjt ge- 
legt Hatte, die zu oberjt gehörten, wenn es fich darum handelte, uns 
liebjamen Elementen feine Arbeit zu verfchaffen. Es find dadurch 
Seute bis zu zwei Jahren arbeitslos geworden?, Auch bei dem 


3 Ginige Genoffenfchaften haben regelrechte Vermittlungsgebühren eingeführt. 
Sie betrugen bis vor furzem bei ben Fleifchhauern je nad) der Arbeiterfategorie 
4, 2 und 1 fl, find jeboch newerbings auf 80, 50, 40 und 20 fr. ermäßigt 
worden. (Zeitgeift 9. Jahrg. 1895, Nr. 8, ©. 3.) Bei ben Gaftwirten befteht 
eine Vermittlungsgebühr von 10 Kr. bis 5 fl. und überdies eine Einſchreibe— 
gebührt von 30—50 Kr.; bei den Schmieden eine Anmeldegebühr von 10 Kr.; bei 
ber Wiener Kaufmannfchaft eine Vermittlungsgebüht von 50 Kr. (Statiftifches 
Jahrbuch der Stadt Wien f. d. I. 1894, ©. 544 fi) 

2 Bis dor kurzem zwang die Wiener Bädergenofjenfchaft die Gehilfen, neben 
den Arbeitsbüchern nod) „Eindingbücher“ zu führen, die, unter Umgehung ber hin: 
Fihtlid, der erfteren geltenden Vorfchriften, gelegentlich zu Eintragungen benuht 
wurden und nebenbei ber Arbeitsvermittlung dienten. Die von den Arbeitslojen 
auf der Genoſſenſchaftskanzlei eingelieferten Bücher wurden nämlich ftoßtweife ger 
‚orbnet und die neu Hinzutretenden zu unterft eingefchoben. Frei werdende Arbeits- 
pläge follten geumdjälich an die Inhaber der obenauf Liegenden Bücher vergeben 
werben. Natürlich war der Willfür Thür und Thor geöffnet. An Stelle ber 
Eindingbücher traten nachmals fogenannte „Kontrolbücher‘, bis ein Handels- 
‚minifterialerlag vom 23, März 1895. 3. 5336 diefem groben Unfug ein Enbe machte. 
Doch ſcheint das Syſtem der Arbeitevermittlung bis auf die neuefte Zeit im weſent ⸗ 
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Schneidern find ſolche ſchöne Sachen zu Tage gefördert worden !. 
Arbeit befommt, wer mit unlauteren Mitteln danach trachtet, fich 
Arbeit zu verſchaffen!“ 


Allgemein beſchwert man fi) über Parteilichteit und Be— 
ftechlichkeit der genoſſenſchaftlichen Funktionäre. „Wer fchmiert, 
der fährt!” das jei recht eigentlich das Princip ihrer Wirkſamkeit. 
Douceurs in der Höhe von 5—10 Gulden feien feine Seltenheit ®. 
Und wo man mit diefen Mißftänden nicht zu Tampfen habe, fehle 
es doh an einer exakten Organijation und an einer: präzijen 
Handhabung des Vermittlungsgeſchäftes, wie fie der Tebhafte 
Verkehr auf dem Arbeitsmarkte unbedingt erfordere®. Die 
Ihlimmften Auswüchje finden fi in den fogenannten „Her— 
bergen”. 

„Dehrere Genofienichaften,“ jo berichtet der Wiener Gewerbe- 
infpeftor *, „haben den Betrieb ihrer Herbergen an Wirte vergeben. 
Diefe Verbindung von Wirtshaus und Rufhaus hat im Laufe ber 
Jahre Zuftände geichaffen, welche für die arbeitjuchenden Geſellen aller 
Art Nachteile mit ſich bringen. Abgeſehen davon, daß der im Gaſt⸗ 
bauje in Geſellſchaft von Kameraden weilende Gehilfe zum Zechen 
förmlich angelodt wird, it er, da Gaftwirt und Herbergavater reſp. 
Dienftvermittler in einer Perſon vereinigt find, naturgemäß gezwungen, 
den erjteren günftig zu jtimmen, um lebteren für fi) geneigt zu 
machen und von ihm die Zumweifung einer guten Arbeitzitelle zu er- 
wirken. Es iſt naheliegend, daß hierdurch der Dienftvermittler Leicht 
zum Ausbeuter werden Tann. Es wird beijpielaweije geklagt, daß 
nad einem in derlei Herbergen beitehenden Uſus jeder neue Arbeiter 
ein gewiſſes Quantum Bier als Einjtandsgeld zahlen muß, daß 


lichen dasſelbe geblieben zu ſein. In der Provinz haben fich die Eindingbücher 
ſtellenweiſe noch immer erhalten. Vergl. z. B. Bericht der Gewerbeinſpektoren f. 
d. J. 1896, S. 146 (Innsbruck). 

1 Bergl. dazu die charakteriſtiſche Schilderung Friedrich Leiters in ben 
Unterfucjungen über die Lage des Handwerks in Öfterreih, ©. 521 f., und 
Arbeiterzeitung v. 6. Mai 1896, ©.5, „Die Arbeit3vermittlung ber Schneider”. 
Ah kann die Wahrheit diefer Darftellung Leiter? aus eigener Anfchauung bes 
ftätigen. 

2 Ausdrüclich erwähnt in dem Protokoll des 1. Öfterreichsungariichen Bäcker⸗ 
tages in Wien d. 7.—9. Dez. 1890. Wien 1891. ©. 19, und in der Freien Hut- 
macherzeitung, 14. Jahrg. 1891, Nr. 28, ©. 3. 

3 Vergl. auch Unterfuchungen über die Lage des Handwerks in Öfterreich, 
©. 89, 119, 415, 489, 629f., 676. — Frauenquete v. 1896, ©. 8, 20, 24, 29,45, 
168, 417, 496, 642. Am ungünftigften ift Die Lage der weiblichen Hilfsarbeiter. 
Das Umfragen Herricht bei ihnen vor. Eine geregelte Arbeitävermittlung fcheint 
nahezu ganz zu fehlen. 

4 Berichte der Gewerbeinipeftoren f. d. %. 1893, ©. 40. 
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Arbeiter, welche merken lafien, daß fie etwas Erſparniſſe Haben, mit 
der Zuweilung eines Poſtens bingehalten werden u. j. w. Die Er- 
bebungen, welche diesbezüglich in einem fpeciellen Yalle gepflogen: 
wurden, haben thatjächlich dag Vorhandenſein von Übelftänden der er- 
wähnten Art ergeben.“ 

Schon im Jahre 1888 geißelte die „Gleichheit” in einer 
Artikelferie neben anderen Mißbräuchen dieſe Herbergen!. Doch 
iſt anfcheinend ſeitens der Genoffenfchaften nichts geichehen, um jenem 
Treiben ein Ende zu machen. 

Über die vermittelnde Thätigfeit der Provinzialgenoſſenſchaften 
liegt ein mitleidiges Dunkel ausgebreitet. Nur im Brünner 
Kammerbezirt wurden meines Wiſſens Erhebungen darüber ge- 
pflogen?. Es ergab fi, daß im Jahre 1890 dajelbft von den 51 
ftädtiichen Korporationen die reichliche Hälfte, nämlich 31, von den 
133 ländlichen dagegen nur 25, d. i. rund Vs, die Arbeit3vermittlung 
auf eigene Koften „geordnet“ hatten. Die Lüdenhaftigteit des vor- 
bandenen Material3 verbietet, ein abjchließendes Urteil über deren 
Erfolge zu fällen; auf Grund des zur Verfügung ftehenden könnte 
es nur ungünftig lauten. Perſönliche Nachforſchungen namentlich in 
den Alpenländern haben ergeben, daß felbft in den größeren Städten 
die genoſſenſchaftliche Arbeitsvermittlung von verjchtwindender 
Bedeutung ift. Beten Falles führen der Genoſſenſchaftsvor— 
fteher, ein bejonderer „Einbringmeifter” , der oft gleichzeitig An- 
fager ift, oder der Herbergsvater meiſt ungeregelte Aufſchreibungen 
über die vafanten Stellen, die nad) freier Willkür an die zugereiften 
Gejellen verteilt werden. Alle in Wien beobachteten Mißbräuche 
ftehen natürlich auch) Hier in vollftem Flor. 

Wie wenig im großen und ganzen die Genoſſenſchaften ihrer 
Aufgabe gerecht zu werden vermochten, geht daraus hervor, daß 
fi regelmäßig die Arbeitzvermittlung auf anderem Wege voll- 
zieht. Syn vielen Gegenden bildet no immer das Umfragen der 
Arbeitslofen die gebräudjlichfte Form, daneben die entgeltliche 


1 Gleichheit, 2. Ihrg. 1888, Nr. 3, S. 6; Nr. 4, S. 4. f; Nr. 5, S. 3 f.; Nr. 7, 
S. 4. So heißt es damals von der Kürſchnerherberge: „Die ſogenannte Herberge 
iſt ein Schandfleck. Ihr Ziel iſt kein anderes, als einigen arbeitsſcheuen Indivi⸗ 
duen, die ſich hauptſächlich aus Saufbrüdern rekrutieren, Gelegenheit zu geben, 
den ganzen Tag auf unerfahrene Zugereiſte zu paſſen und dieſe, wenn fie bie 
Berhältniffe nicht kennen, ordentlich zu rupfen.“ 

2 Statiftifcher Bericht der Brünner Kammer f. d. 3. 1890, ©. 480 ff. 
Bergl. auch Unterjuchungen über die Lage bes Handwerks in Öfterreich, ©. 278, 
308, 372, 462. 
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Vermittlung dur) Agenten, Zubringer, Dienftmänner, Schenf- 
wirte, die den Arbeitsmarkt monopolifieren und jeden Zahlungs- 
unfähigen ausichließen!. In den größeren Städten beginnen die 
Gewerkſchaften fi zu regen?, in ländlichen Bezirken ent- 
wideln vor allem die Naturalverpflegftationen? eine höchſt 
erſprießliche Wirkſamkeit. Wurden doh im Laufe des Jahres 
1894 von den 
136 Stationen Niederdjterreichd 9329 Arbeitspläbe 


144 - Steiermarks 5640 = 
102 = Oberöfterreih8 3479 ⸗ 
21 = Vorarlberg . 420 = 
28 ⸗ Schleſiens 348 ⸗ 


vermittelt‘. In Böhmen, wo dieſe Inſtitution erſt vor kurzem, 
aber ſofort in großem Stile zur Durchführung gelangte, belief 
ſich die Zahl der in der Zeit vom 1. Nov. 1896 bis 31. Oft. 
1897 durch die Arbeitsämter der 265 Stationen untergebraditen 
Stellenlofen auf 253135. Für Mähren fehlen die ziffermäßigen 


1 Vergl. auch Protokoll des 1. Bädertages, ©. 17, 23, und Sten. Protokoll 
der Verhandlungen des 2. Bärertages in Wien vom 2.—4. April 189%. Wien 
1893. ©. 104 f., 109 $., 111 f. 

2 Thätigfeitäbericht der Gewerkſchaftskommiſſion f. 1894-96, ©. 483 ff. 
Tabelle IV. Bon ben 660 Gewerkſchaften und Bildungvereinen, die unter den 
darüber befragten 1330 antworteten, befaßen eine Arbeitövermittlung 572. Das 
von führen jedoch wiederum nur 172 genaue VBormerfungen, jo daß, abgejehen 
von den Wiener, eine zahlenmäßige Feſtſtellung ihrer Erfolge ausgeſchloſſen ift. 

8 Eingeführt durd die Landesgefeßgebung, und zwar zuerft in Nieder 
öfterreich durd) Gejeh dv. 30. Mai 1886, danady in Mähren, Steiermark, Cher: 
Öfterreich, Vorarlberg, Schlefien und zulekt in Böhmen durch Geſetz v. 20. April 
1895. Dazu vgl. Joſef Schöffel, Die Inftitution der Naturalverpflegftationen 
und ihre Einwirfung auf die Eindämmung des Landitreicher: und Bettelunweſens 
in Niederöfterreih. Wien 1887. Ferner Friedrich Probft, Die Naturalver: 
pflegftationen in Öfterreich, Statiftiiche Monatsfchrift, 20. Jahrg. 1894, ©. 65 ff. 
Endlich die laufenden Berichte der Landesausſchüſſe der Provinziallandtage. 

* Bericht des niederöfterreichifchen Land.-Ausſchuſſes über feine Amts—- 
wirkſamkeit für 1894/95. Wien 1895. ©. 337. — Eten. Prot. über d. Si. d. 
fteterm. Zandt., VII. Landt.:Per., 6. Seſſ. 1895/96, Beil. 4, ©. 22. — Rechen: 
ſchaftsbericht d. oberöſt. Land.-Ausſch. f. 1895. Linz 1896. ©. 175 f. — Eten. 
Sitzungsber. des vorarlb. Landt., VII. Per., 6. Seſſ., Nr. 4 d. Beil. — Sten. 
Ber. über d. Verhandl. d. fchlef. Landt., 33. Seſſ., Nr. 3 d. Beil., ©. 14 f. 

5 Vergl. die Landesausschußberichte i. d. Beil. zu d. Sten. Ber. b. böhm. 
Landt., 2. Jahr.-Seff. von 1895, Nr. 133, Druck LIII und Nr. 610, Trud CCXXI, 
©. 27 ff. 105. 
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Angaben. Doc jollen dort die gleichen Erfolge zu beobadjten 
ı 


Wie die Arbeitsvermittlung gehört au die Arbeits— 
Tofenunterftüßung zu den gejeßlichen Obliegenheiten der Ge- 
noffenjchaften, injofern ihnen die Errichtung und Erhaltung von 
Genojjenjhaftsherbergen aufgetragen wurde. Deren Ger 
jamtzahl vom Jahre 1894, 399 in der ganzen Monarchie, wurde 
bereit3 genannt. Und zivar handelt es ſich nur nod in Ausnahme- 
fällen um Handwerksherbergen alten Schlages. In der Regel befteht 
die ganze Leiftung der Genoſſenſchaft in der Beiftellung des Lokales, 
ober in der Bezahlung eines Herbergszinfes, bez. eines Honorarz an 
den Herbergsvater und Häufig ift die fogenannte Herberge ein ge— 
wöhnliches Gafthaus, in welchem der reiſende Gehilfe gegen Erlegung 
‚einer beftimmten Summe Aufnahme findet, im übrigen jedoch voll- 
ftändig fich felbft überlafien bleibt ®, 

Speciell in Wien? hat die großjtädtifche Entwicklung das 
Herbergsweien untergraben. Zwar befigen einige Genofjen- 
ſchaften, jo unter anderem die der Bäcker, Buchdruder, Faßbinder, 
Schmiede, Hutmacher, Kürſchner, Notgerber, Sattler, Wagner, 
Weißgerber, Zimmermeifter, noch immer Herbergen, doch ent— 
ſprechen dieſe, wovon ich mich mehrfach durch den Augenschein über— 
zeugte, nad) Größe und Einrichtung auch nicht den beſcheidenſten 
Anforderungen. Sie find geradezu Karikaturen. Andere Korpo— 
tationen, jo 3. B. die der Anftreicher, Glajer, Handſchuhmacher, 
Kammmacher, Nadler, Metallichläger, Schirmmacher, Korbflechter, 
Uhrmacher, Vergolder, gewähren gelegentlich Barunterftügungen bis 
zul Gulden. Wie gering ihre praktiſche Bedeutung, ergiebt fich ſchon 
aus der Höhe der Gejamtauslagen diefer Art. Letztere betrugen 
1894 bei den Nadlern 2 Gulden, den Schirmmachern 3 Gulden, 
den Korbflechtern 4 Gulden, den Metallichlägern 16,15 Gulden, 
den Kammmachern 18 Gulden, den Vergoldern 21 Gulden, in feinem 
Falle mehr als bei den Glajern mit 113 Gulden. Gerade die 
‚größten Genofjenjchaften verhalten ſich ablehnend. Von einer den 


3 Hinfichtlic Mährens vgl. d. Statiftifchen Bericht der Brünner Aammer 
fd. 3. 1890, ©. 480 f. 

2 Ein typijches Beifpiel diejer Art ift das Gafthans zum Stönigätiger im 
Graz, eine Allerweltsherberge, die faft allen Grazer Genoſſenſchaften gleichzeitig 
‚zu dieſem Zwecke dient. Gelegentlich findet man freilich auch „Herbergen“, bie 
bedenklich an Bordelle erinnern. 

” Statiftiiches Jahrbuch der Stadt Wien f. d. J. 1894, ©. 618. 
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modernen Bedürfniſſen angepaßten Organiſation der Arbeitsloſen— 
unterſtützung iſt nirgends eine Spur zu finden. 

In der Provinz zeigen ſich die gleichen Erſcheinungen. So 
erteilten 1890 im Brünner Kammerbezirk ! im ganzen nur 43 
(30 in Brünn, Iglau und Znaim, 13 in den ländlichen Bezirken), 
alfo kaum "as aller Genojjenichaften, derartige Unterftüßungen ; 
und zieht man diejenigen ab, bei denen nicht die Korporation ala 
folche, fondern die einzelnen Meifter es thaten, bleiben nur 34. 
Die Unterftübung beftand in einem Zehrgeld bei 19, in einem 
Nachtlager (ev. auch Verpflegung) und Zehrgeld bei 7, im Nadıt- 
lager allein bei 9, in Naturalien und Gejchenten bei 8 Genofjen- 
ſchaften. Die Barunterftüßung, welche in einem Betrage von 
10 Kreuzern aufwärt3 ausgezahlt wird, hat regelmäßig den Cha- 
rakter eines Almoſens, nicht den eines geordneten Zuſchuſſes. Sie 
wird in manden Fällen überhaupt lediglih nah dem Kaflen- 
beftande, nad) Würdigfeit, nad) Bedürftigfeit vergeben. Erhebungen 
in den Alpenländern endeten mit den gleichen Refultaten. Nur 
daß die Abfindung der Umſprechenden durch die einzelnen Meifter 
hier vorherrichend ift. 

Abermals find es Gewerkvereine und Naturalver- 
pflegjtationen, melde, die einen vorwiegend in den größeren 
Städten, die andern auf dem flachen Lande, in die entftandenen 
Lüden eintieten. So wurden in der Zeit vom 1. Jan. bis 
30. Juni 1896 ſeitens der Gewerkſchaften Öfterreich? don den im 
ganzen veraußgabten 300 760,76 Gulden für 

Reifeunterftüßung -. - . -» . . 11969,16 Gulden, 
Arbeitzlofenunterftüäßung am Ort 5006768 = 


zufammen 62036,79 Gulden 
veriwendet?, jo daß der Jahresbetrag fih auf rund 125000 
Gulden belaufen haben dürfte. Allen voran haben ſich die Buch— 
druder und Schriftgießer in dieſer Richtung ausgezeichnet?, 


! Statiftifcher Bericht der Brünner Kammer f. d. J. 18%, ©. 485 f. 

2 Thätigkeitäbericht der Gewerkſchaftskommiffion f. 1894-96, ©. 47 ff. und 
Tabelle VII. Dazu kommt die Unterftüßungsthätigfeit der Arbeiterbildungss 
vereine, von denen im erften Halbjahr 1896 nachweizlich zu dieſem Zwecke 
1981,08 fl., im Jahre etwa 4000 fl. auägegeben wurden. (A. a. O., ©. 45 f. 
u. Tab. V. u. VI) Es ift überdies zu berüdfichtigen, daß zahlreiche Gewerk⸗ 
ſchaften und Vereine die ausgejandten Fragebogen nicht rechtzeitig beantworteten, 
mithin in die Statiftif nicht aufgenommen werden konnten. 

8 Sch verweiſe auf den früher genannten Thätigfeitäbericht des Verbandes 
der Vereine der Buchdrucker, Schriftgieher und verwandten Berufe Öfterreichs 
f. b. J. 1894—96. 
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nächſt ihnen die Hutmacher und Metallarbeiter. Unter den am 
weiteften zurücgebliebenen Gewerben befinden ſich die Schneider und 
Schufter. Welche Bedeutung ferner die Naturalverpflegitationen 
gerade für die wandernden Gejellen erlangt haben, erjteht man 
daraus, daß 3.3. von den 142281 Perfonen, die 1894 in den 118 
mähriſchen Stationen Aufnahme ſuchten, nicht weniger ala 110988 
Handwerksburſchen waren und unter den am 31. Dez. 1894 in 
den 144 fteiermärkifchen Stationen gezählten 494 Reijenden jogar 
deren 4631. Sie dürfte noch erheblich fteigen, wollte man in 
Zufunft bei der weiteren Auzgeftaltung dieſer Inſtitution neben 
den bisher fat ausſchließlich maßgebenden Polizeirückſichten auh 
Tocialpolitiide Erwägungen walten laſſen?. 

Auch der arbeitgunfähige Gehilfe würde fich vermutlich) 
noch immer in der gleichen Lage jehen, wie zu Ende der fiebziger 
Sahre, hätte nicht die gejeßliche Einführung der Krankenverſiche— 
rung den Genoſſenſchaften einen träftigen Impuls verliehen, indem 
fie den Meiftern nur die Wahl ließ, eigene Kafjen zu gründen oder 
den Bezirkskrankenkaſſen beizuftenern. Über den thatfächlichen 
Stand der Gehilfenkrankenkaſſen im Jahre 1894 unterrichtet die 
folgende Überficht®. 


1 Bandt.- Blatt über d. Sitz. d. mähr. Landt., Beil. Nr. 1227 L. H. ai 
1895, P. 69. — Sten. Prot. über d. Si. des fteierm. Landt., VII. Landt.-Per., 
6. Seſſ. 1895/96, Beil. 4, ©. 250 f. 

2 Die gegenwärtige Einrichtung der Stationen bringt es leider mit ich, 
daß gebildetere Arbeiter fie nur im äußerſten Notfalle auffuchen. Über die Ur: 
fache vergl. ben Artikel „Auf der Verpflegftation* in der Arbeiterzeitung vom 
12. San. 1896, ©. 4. „Der humane Zug, von dem fich der Gefeßgeber habe Leiten 
laflen, jei allzufehr beeinflußt von ber Furcht, daß durch eine beffere Verpflegung 
die Arbeitzlofigkeit zur Erholung, die Arbeitjuche zur Vergnügungsreife werden 
könne. Aber abgejehen hiervon, liege in der ganzen Einrichtung etwas Demütigen- 
des und Bettelhaftee. So das Abgeben de Arbeitöbuches, wobei in jeber 
Station eine Marke mit dem Ortönamen ind Büchel geflebt und die nächlte 
Station marſchroutemäßig ala vorläufiges Reifeziel eingetragen werde; dann 
da3 Bitten um Holz und Kohle. Der Stationsvorftand, ein gutgenährter Mann, 
könne oft nicht begreifen, wie es ben fchlecht genährten und zerlumpten Reifenden 
an einem fchönen Herbft: und Frühlingstage frieren könne. Endlich das ftunden- 
lange Warten auf das Efjen (Fifolen, Linfen, Erbfen und eingebrannte Erdäpfel), 
das in einer gemeinfamen großen Schüffel jerdiert werde. Das jehe einer Ab: 
fütterung ähnlich und erinnere an den Sautrog. Habe es da ein Sträfling 
nicht weit beiler ala ein Arbeitzlojer?" — 

° Kolumne 1—3 nad) der Genoffenichaftäftatiftit von 1894, ©. 16*f., 205* 
und 208*. Die Ziffern auf ©. 16* f. ftimmen nicht alle mit den anderwärts 
ausgewiejenen überein, die bifferierenden find in Klammern beigefügt. Die Ko— 
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Genoſſen⸗ gsx; Kranken⸗Kranken-VDurchſchnitt⸗ 

Land Ichaften | Gehilfen —aſſen kaffen ah eraabi 
Nieberöfterreih . . 585 218581 | 149 142 191 105 
Oberöſterreich . - 660 26552 | 125 (124) 126 16 162 
Salburg . . . . 112 7990| 14 14 3 150 
Steiermatft . . - 346 29 996 70 ( 69 42 7979 
Kärnten . 8 7948 7 5 303 
Krain.. ... 36 2420 4 3 250 
Liſnland ... 0 I 588 07 4 1356 

wm . 2.2.0. 

Borarlberg . . -| 76 5.263 25 ( 51) } 50 7165 
Böhmen . . . » | 2015 120 344 | 348 238 58 142 
Mähren . . . - 469 44552 | 104 101 23 789 
Sclefien . . . - 204 18499 | 58 54 1634 
Galizien . . . . 455 19694 | 76 48 8249 
Bulowina . . . 51 2648| 21 11 1016 
Dalmatien . . -» — — — — — 


Zufammen | 5317 | 518348 | 1080 (1029)| 883 | 326 900 


Wiederum ein auffälliger Kontraft zwifchen den für die 
gleiche Zeit vom Handelsminifterium und dom Minifterium des 
Innern ausgewieſenen Zahlen! Aus früher erwähnten Gründen 
halte ih mich auch diesmal an die lebteren. Danach nun be— 
fanden 1894 im ganzen 833 genoſſenſchaftliche Gehilfenkranten- 
faflen, denen insgeſamt 326900 oder etwas über ®/s der intorpo- 
rierten Gehilfen angehörten, mehr als die Hälfte der lekteren 
übrigens nur in Niederdfterreich, Oberöfterreih, Küftenland und 
Mähren!. Und zwar gab e3 

mit weniger ala 10 Mitgliedern 3 Kaſſen, 
mit 11—- 23 . 38 = 


⸗ 26— 50 : 108 = 
- 51— 100 -= 207 = 
= 101— 200 - 208 = 
=» 201— 500 .- 18 2 


- 501-1000 : 8 - 
- 1001-5000 . 46 - 
über 5000 - 8 — 


lumnen 4 und 5 nad der Statiftik des Miniſteriums des Innern: Die Ge 
barung und Ergebnifle der Krankheitsſtatiſtik i. 3. 1894, ©. 18, 74 f. 

1 Einige Gehilfenkrankenkaſſen gehören zweien ober mehreren Genofjen- 
ſchaften an. Unter den 1030 in bex Genofienichaftäftatiftif außgewiejenen be⸗ 
finden fich deren 147 oder 14,3 %0, jo daß angeblich 1894 im ganzen 1475 Kor» 
porationen, oder 27,790 aller, mit folchen Kaflen verjehen waren. 
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Es umfaßten aljo 351 oder 42,13 % aller Krankenkaſſen 
weniger ala 100 Mitglieder und darunter befinden ſich eine ganze 
Reihe, die man vom verficherungstechniichen Standpunkte aus als 
wahre Spottgeburten bezeichnen muß. Wie mag es dann exft 
mit jenen 200 ausjehen, auf deren Erwähnung das Minifterium 
des Innern don vornherein verzichtete? Daß in der That die 
Drganifation der Genoſſenſchaftskrankenkaſſen eine beſonders un— 
zweckmaäßige ift, wird noch deutlicher, wenn man ihnen die Be— 
zirkskrankenkaſſen gegenüberſtellt. Es Hatten nämlich im Jahre 
1894 von allen 


Genoſſenſchafts⸗ Bezirts⸗ 

trankentaſſen trantenlaſſen 

bis zu 200 Mitgliedern 67,10 % 5,74 90, 
201— 500 Mitglieder 20,17 = 31,42 = 
501—1000 = 6,25 = 27,83 = 
1001—5000 = 5,52 = 32,14 = 
über 5000 5 0,96 = 2,87 = 


Ein Vergleich beider Ziffernreihen, jo bemerkt der Minifterial- 
referent, laſſe wohl feinen Zweifel darüber, daß die Organifation 
der Genoſſenſchaftskrankenkaſſen einer Neform dringend bedürfe. 
Daß dieje in erfter Linie jene Kaffen zu treffen habe, welche ver— 
möge ihrer minimalen Mitgliederzahl den ihnen durch das Kranken— 
verficherungsgejeg auferlegten Verpflichtungen! durchaus nicht ge— 
wachjen fein könnten, verftehe ſich von jelbft. Damit wäre von 
‚berufener Seite anerkannt, daß die grumdjähliche Anlehnung der 
Krankenkafjenorganifation an diejenige der Genoſſenſchaften in 
zahlreichen Fällen zu Abfurditäten führt? 





Nach den Angaben ber Genofienfchaftsftatiftit waren ftatutengemäß bie 
Kaffenleiftungen gleich den gejehlichen Minimalleiftungen bei 734 oder 71,3%0, 
größer als dieſe bei 32 ober 3,1%, unvergleichbar mit ihnen bei 264 ober 
25,6% ber genoſſenſchaftlichen Krantentaffen. Letztere Kategorie überwiegt in 
Niederöfterreich, wo fie 65,8% aller ausmacht. 

? Die Mehrzahl jener Genoflenichaftstranfenfaffen, deren Lebens» und 
Keiftungsfähigkeit feinem Zweifel begegnet, findet ſich in den größeren Städten. 
‚So umfaflen bie 75 Genofienjchaftstrantenfafjen Wiens allein 176841 Mitglieder, 
mithin mehr als alle übrigen 758 mit nur 150059 zufammengenommen. Hier 
‚gelangte man auch am früheften zur Errichtung von Verbänden höherer Ord⸗ 
mung. Der fozialiftiiche Verband der Genoſſenſchaftstrankenkafſſen Wiens wurde 
‚bereits erwähnt. (Siehe oben S. 285.) Er gründete ein eigenes Relonvaleszenten - 
Heim (Bericht des Verbandes f. 1895, ©. 15 ff.) in Königfietten und ermöglicht 
feinen Mitgliedern unter bejonders günftigen Bedingungen ben Kurgebrauch in 
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Aber noch mehr! Berechnungen Verkaufs! Haben ergeben, 
daß ungefähr ein Drittel der vom Geſetze verficherungspflichtig 
erflärten Perſonen fich der Beitragzleiftung rechtswidrig entzieht. 
während im Erkrankungsfalle gleichwohl viele von dieſen Antprud) auf 
Unterftübung erheben, die ihnen von den Kaflen auch nicht verlagt 
werden dürfe. So mußten beiſpielsweiſe während des Jahres 
1895 von der genoſſenſchaftlichen Krankenkaſſe der Tiſchler in 
Wien bei einem durchichnittlichen Mitgliederftande von 11525 
Perjonen nicht weniger ala 3007 Eingaben, und zwar 2694 ere- 
kutive Einhebung rüdftändiger Krankenkaſſenbeiträge betreffend 
und 313 Anzeigen wegen unterlaſſener Anmeldung der Gehilfen, bei 
den magiftratiichen Bezirksämtern erftattet werden?. Da die An- 
meldung der Arbeiter wie die Ablieferung der Beiträge ausſchließ— 
lich Sache der Arbeitgeber ift, fo find auch dieje allein für deren 
Unterbleiben verantwortlih zu machen. Aufgabe der Genoffen- 
ſchaft wäre es geweſen, durch getwiffenhafte Überwachung der Zahl 
der beichäftigten Gehilfen diefem Unfug entgegenzuarbeiten. Doc 


Karlabad und Piftyan. (Arbeiterzeitung von 13. April 1897, ©. 6.) Troßdem 
bat fich der Verband über behördliche Chikanen zu beflagen. (Bericht f. 1895, 
©. 18 ff.) 1893 entftand ein antifemitifcher Konkurrenzverband „der genofien- 
ſchaftlichen Gehilfen: und Lehrlingsfrantenfaffen in Wien”, dem zunächſt 8 Ge- 
hilfen- und 21 Lehrlingskrankenkaſſen beitraten. Bon ben erfteren (Bettwaren: 
erzeuger, Friſeure, Mafchinenbauer und Mechaniker, Plattierer, Schirmmacher, 
Spengler, Uhrmacher und Weißgerber) find die der  Bettwarenerzeuger und 
Spengler zu dem anderen Verbande abgefallen. Das Überwiegen ber ausſchließ— 
lich von den Meiftern verwalteten Lehrlingskrankenkaſſen ift bezeichnend. 

I! Leo Verkauf, Die Reform der öfterreichiichen Kranfenverficherung, 
Handelömufeum, IX. Bb., Nr. 50, ©. 702. Die Zahl der Wilden wurde nad) 
ber einen Berechnung auf 1025366, nad) der anderen auf 853618 fetgeftellt. 

2 Nechenfchaftäbericht der genofjenjchaftlichen Krankenkaſſe der Tiſchler in 
Wien f. d. 3. 1895. Wien 1896, ©. 10 f. Bon ben erfteren Anzeigen waren 
bi3 Ende bes Jahres 1548 oder 57,46%, von den letzteren 160 oder 51,11%o er: 
Vedigt. In 239 oder 15,4%/0 der Fälle von Anſuchen um exefutive Einhebung 
erwies ſich der Gejamtbetrag von 1845,07 fl. mangels? Dedung uneinbringlid. 
„Wenn wir in Betracht ziehen,” heibt es weiter, „daß faum mehr als bie Hälfte 
der Eingaben erledigt erſcheint und von diejen wenigen ein Betrag von 1845,07 fl. 
uneinbringli war, dieſer uneinbringliche Betrag aber zweifellos zu ®/s den 
Arbeitern vom Lohne in Abzug gebracht wurde, fo ergiebt fich, daß ein bedeuten- 
der Teil der Gewerbeinhaber jeden moralifchen Halt entbehrt und Gelder für fich 
verwendet, die ihm von Seite der Arbeiter zur Abfuhr an die Krankenkaſſe nur 
anvertraut wurden.“ 


TE T 
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it mir fein Fall bekannt geworden, wo dies auch nur ernſtlich 
verſucht worden wäre!. 

Al Pioniere des Verſicherungsweſens, eine Rolle, die ihnen 
bereits durch das Patent von 1859 zugedacht war, haben fich die 
Genoſſenſchaften demnach keineswegs bewährt. Denn, wo ihre 
Krankenkafſen, wie dies teilweije unleugbar in Wien der Fall 
ift, Erſprießliches leiften, führen fie meiftens unter der Leitung 
der organijierten Arbeiterichaft ein unabhängiges Dafein und ge— 
beihen eher trotzdem, al3 weil fie „genoſſenſchaftliche“ Inftitute find. 
Noch weniger haben jene freitvillig Pflichten übernommen, deren 
Erfüllung das Geſetz ihnen nicht ausdrüdlic Übertragen wollte. 
Das Fehlen einer Alters- und Invaliditätsverficherung und das 
einer Unfallverficherung für die Mehrzahl der Hleingewerblichen 
Arbeiter bringt ſchwere Nachteile für diefe letzteren mit ſich?, führt 
weiter aber auch zu einer erheblichen Schädigung der Krankenkaſſen. 


1 Übrigens wird dieſes Treiben durch das Gejeh begünftigt, da die Auf ⸗ 
decung der unterlaffenen Anmeldung feine anderen Folgen nach ich zieht, als 
die Nachzahlung dev Beiträge, und, wenn man den Angaben hierüber Glauben 
Ächenfen darf, gelegentlich durch die Behörden unterftüßt. „Die öffentlichen Or- 
‚gane*, heißt es in einer Rejolution des Krankentaſſentages, „von deren Verſtänd- 
nis und Energie ber Erfolg jeder Socialveform abhängt, haben fich zur ftrikten 
Durdführung der Arbeiterverficherung als ungeeignet erwieſen.“ (prototolle 
des 1. Krankenkaffentages, ©. 54 f) Magen, unter Anführung zahlreicher Bei- 
fbiele, in ber Kraukenlaſſenenquete von 1891/92, ©. 81 ff.; Bericht des DBer- 
Bandes ber Genoffenichaftsttantentaffen Wiens f. d. I. 1895, ©. 20 fi.; Proto: 
Zoll des Krankenfafjentages von 1896, ©. 53 ff. So verfichert beiſpielsweiſe die 
Wiener Kranfenkafje der Buchdrucker 1895, es jei bisher „ſehr Häufig vorge 
Tommen, daß über Anzeigen der Kaffe wegen unterlafener Anmeldung die erſte 
Einvernehmung ber betreffenden Gewerbsinhaber erfolgte, die hierauf bezüglichen 
Akten aber nad) Verlauf von mehr als 6 Monaten ber Kaffe überjendet wurden 
mit bem Vermerk: Amtshandlung konnte wegen ber mittlerweile eingetretenen 
Verjahrung nicht durchgeführt werden‘. Erft dor kurzem Habe bie Statthalterei 
diejer Praris ein Ende gemacht. (Bericht der Kaffe f. b- 3. 1895, ©, 15.) 

2 Bergl. 88 1 fi. d. Gef. v. 28. Dezember 1887 betr. bie Unfallverficherung 
ber Arbeiter und Art. I d. Gef. v. 20. Juli 1894, betr. die Ausdehnung ber 
Unfallverficherung. Dazu Leo Verkauf, Die Reform der Unfallverficherung 
in Öfterreih, Bra uns Ardiv für Sog. Gejehgebung und Stat, VII. Bd. 1894, 
S.42 ff. Über die Häufigkeit Hleingewerblicher Betriebsunfälle vergl. auch den 
Bericht des Verbandes der Genoffenichaftstranfenfaffen Wiens f. d. I. 1895, 
©. 114 ff. Ihre Zahl belief fi 1895 innerhalb des Verbandes auf 2766. Sie 
waren am häufigften bei ben Bädern (169), Buchbinbern (86), Buchdrudern (101), 
Drechslern (214), Schmieden (100), Kleidermachern (91), Schlofiern (405), Schuh: 
macjern (147), Tiſchlern (463), Zimmerleuten (204). 

Baentig, Gemerblige Mittelftandspolitit. 29 
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„Die Kaſſen,“ bemerkt Verkauf, „find gezwungen, die Anvaliden 
jahraus jahrein mitzufchleppen, fie find gezwungen, die durch das 
Alter erwerbsunfähig gewordenen, wenn auch nicht Franken Perſonen 
zu unterſtützen. Haben die Krankenkaſſen die jtatutenmäßig bejtimmte 
Friſt hindurch die Unterftüßung gewährt, dann ijt den invaliden Per- 
jonen noch immer die Möglichkeit geboten, für kurze Zeit in ein an— 
deres Arbeitsverhältnis zu treten, um dann neuerdings Anſpruch auf 
Gewährung des Krankengeldes gegen eine andere Krankenkafje zu er- 
werben. Ein jolches Wandern von Kaſſe zu Kaffe oder auch mehr- 
fache Inanſpruchnahme derſelben Kaffe in kurzen Intervallen gehört 
in der That nicht zu den Seltenheiten !.” 


Troßdem haben die Genofjenichaften Teinerlei Gegenmaßregeln 
getroffen?. Vielmehr bilden fie die Herde einer dem ſocialpoli— 
tiſchen Fortſchritt feindlichen Agitation?, während die Gewerk— 
Ihaften ihnen auch auf diefem Gebiete mehr und mehr den Rang 
ablaufen *. — 


Nur wenige Worte noch über die Wirkfamleit der Genojjen- 
Ihaften zu Gunften ihrer Mitglieder. Durh Errichtung von 
Vorſchußkaſſen, Rohftofflagern, Verkaufshallen, dur) Einführung 
gemeinſchaftlichen Maſchinenbetriebes und anderer Produftions- 
methoden jollen fie zunächſt die wirtſchaftliche Leiftung3- 
fähigfeit der Meifterichaft erhöhen. Hatte nun in früherer Zeit 


1 Leo Verkauf, Die Reform der Krankenverfſicherung, ©. 702. Protokoll 
bez 1. Krankenkaſſentages, ©. 44 ff. 

2 Bei einigen wenigen Wiener Genofienichaften beftehen Stiftungen für 
Unterſtützungszwecke, die jedoch unter die genoffenschaftlichen Veranftaltungen nur 
zum geringften Teile zu rechnen find. (Statiftifches Jahrbuch der Stadt Wien 
f. d. 3. 1894, ©. 600 ff.) Ahnliches mag auch in der Provinz hie und da vor» 
handen fein. Bei einer oberöfterreichifchen und zwei böhmischen Genoſſenſchaften 
finden fih Vorſchußkafſſen für Arbeiter. (Genoſſenſchaftsſtatiſtik v. 1894, S. 19*.) 

8 Gewerbeenquete bes Abgeorbnetenh. v. 1893, ©. 62 ff., 167 ff., 224 ff., 
261 f., 290, 310 f., 346 f., 371 f., 394 f., 455 f., 484 f., 554 ff., 590 f. u. |. w. 
— Protokoll über die in der Zeit v. 25. Nov. bis 5. Dez. 1895 geführten Ber: 
handlungen de3 durch Experte verftärkten Berficherungsbeirates betr. angeregte 
Abänderungen des Arbeiterunfallverficherungsgejehes. Wien 1896. ©. 7 f, 11 ff, 
16, 23, 31 f., 41, 49, 56 $., 59, 61 ff., 67 ff. u. |. w. 

* Bon den Öfterreichiichen Gewerkichaften wurben im 1. Halbjahr 1896 für 
Kranken⸗ und Invalidenunterftüßung 70194,51 fl., für Umzugskoſten und Weis 
hilfe in Not: u. Sterbefällen 6483,67 fl., im Sabre aljo zufammen rund 
153400 fl. ausgegeben. Allen voran ftehen Buchbruder und Hntmacher. 
(Thätigfeitzbericht der Gewerkichaftstommilfion f. 1894—96, ©. 49, Tab. VII.) 
Bon den Bildungsvereinen wurden bie betreffenden Summen nicht gefondert aus⸗ 
gewielen. Bezüglich der Lüdenhaftigkeit biefer Angaben gilt das früher gefagte. 
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die Gewerbefreiheit den Geift werkthätiger Initiative nicht zu erwecken 
vermocht!, jo hat ihn die Ara des Befähigungsnachweiſes exrft 
recht nicht zur Entfaltung gebracht?. Nur 31 Einrichtungen dieſer 
Art weiß die Genoſſenſchafisſtatiſtik anzuführen®, und zwar 8 in 
Böhmen, je 6 in Niederöfterreih und Mähren, 4 in Oberöfter- 
zeich, je 2 in Tirol und Schlefien und je 1 in Salzburg, Kärnten 
und Galizien. Darunter find 11 Rohftofflager, wovon 4 ver— 
bunden mit einer Warenhalle und 1 mit einer Lehrwwerkftätte, 
ferner I Warenhalle, 1 Organifation für Heereslieferungen, 5 
Schlachthäuſer, 1 Walkmühle, 1 Tuhwalte und Spinnerei, 
1 Schafwollwäjcherei und -Färberei, 1 Beftellamt, 1 Spar- und 
Kreditverein, 1 Mahlordnung, 1 Umtauſchlokal für Sodawaffer- 
ſyphons, 1 Modelljammlung und 5 gemeinjchaftliche Arbeits- 
majchinen. Zugegeben nun, daß dem Handelsminifterium eine 
oder die andere ſolche Einrichtung entgangen jein könne, größeren 
Wert wird man diejer Seite der genofjenfchaftlichen Thätigkeit 
gewiß nicht beizumefjen haben. Dabei find einige dieſer Unter 
nehmungen, freng genommen, überhaupt nicht „genoſſenſchaft- 
liche“, fondern Privatunternehmungen einer beſchränkten Gruppe 
don Mitgliedern, oder ftehen doch wenigſtens in der Praxis nur 
einer privilegierten Minderzahl zur Verfügung’. Daß die Ab- 
änderung de3 $ 115 d. ©.-D. eine Befferung herbeiführen werde, 
iſt zu bezweifeln®. Denn es ift micht abzujehen, wie fie das 


⁊Vergl. Gewerbeenquete der Wiener Kammer v. 1873/74, ©. 602 ff., 610 ff., 
und dazu Bericht der Handels» und Gewerbefammer f. d. Erzh. Öfterreich u. d. 
‚Enns f. d. 3. 1872—74, ©. 669, 674. Werner Sihungsprotofolle der Wiener 
Kammer, Jahrg. 1882, S. 196, und Die Genoffenjchaft, Organ des allgem. Ver: 
bandes ber Erwerbs- u. Wirtihaftsgenoffenfhaften in Öfterreich, 9. Jahrg. 1882, 
Nr. 48, ©. 245 ff,; Nr. 50, ©. 258. 

2 Dergl. au) Carl Wrabeg, Jahresbericht für 1896 über die dem allger 
meinen Verbande der auf Selbſthilfe beruhenden deutſchen Erwerbs: und Wirtz 
ſchaftsgenoſſenſchaften in Öfterreich angehörigen Genoffenichaften. Wien 1897. 
©. X, XVIf, 12f 

= Genofjenichaftsftatiftit v. 1894, I, S. 18* f. u. 205*. 

So ber Rohftoffverein der Wiener Korbflechter und die genoſſenſchaftliche 
Warenhalle ber Tiſchler mit 44 bez. 80 Mitgliedern. (Stat. Jahrbuch d. Stabt 
Wien f. 1894, ©. 613.) Ferner die Rohſtoffgenoſſenſchaft der Prager Schufter und 
‚bie Möbelhalle der Tiſchlergenoſſenſchaft in Prag. (Unterfuchungen über die Lage 
des Handwerts in Öfterreich, S. 174, 188 ff.) 

5 &o wurde 3. B. die Waltmühle und Spinnerei der Iglauer Tuchmacher- 
genoſſenſchaft durch ein Konfortium der Innung abgepachtet. 

8 Nach $ 115 Ubi. 2 d. G.O. durfte bisher „zu den im Abi. 1d. $ 114 

29* 
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Grundübel genoſſenſchaftlichen Lebens, den Mangel an Einficht, 
Gemeinfinn und Thatkraft, zu heilen vermödhte!. 

Wie jehr es aber gerade hieran fehlt, zeigt unmwiderleglid) 
die Paffivität der gewerblichen Korporationen gegenüber der wirt- 
Ihaftliden Notlage vieler ihrer Mitglieder. Konnten doch 1894 hei 
fämtlichen 5317 Genofjenichaften nur 42 Meifterfrantentafien 
nachgewieſen mwerden?, unter denen aller Wahricheinlichkeit nad 
mehrere nicht einmal funktionieren. Davon entfielen allein 22 
auf Böhmen, 10 auf Niederöfterreih, 4 auf Mähren, 3 auf 
Schlefien, 2 auf Steiermark und 1 auf Tirol. In Oberöfterreidh, 
Salzburg, Kärnten, Krain, Küftenland, Vorarlberg, Galizien und 
der Bukowina hat man fich überhaupt nicht gerührt?. Dazu 
ift die praftiiche Bedeutung auch der beftehenden Kaffen eine ver- 
hältnismäßig geringe. ALS Berficherungsvereine im Sinne de3 
Vereinsgeſetzes vom 26. Nov. 1852 (R.-G.:Bl. Nr. 253) find fie 
zwar den Beitimmungen de Verficherungsregulativg vom 18. Aug. 
1888 (R.G.-Bl. Nr. 110) unterworfen. Doch ift die Mitglied- 
ſchaft eine völlig freiwillige, jo daß fih in der Regel nur eine 
Heine Gruppe der Genofjenidhaft3mitglieder daran beteiligt, 
während die große Maſſe ihnen fern bleibt. So belief fich bei- 


genannten und zu anderen ähnlichen gewerblichen Gejchäftsunternehfmungen auf 
gemeinjchaftliche Rechnung und zur Herftellung oder Beftandnahme von gewerb- 
lichen Anlagen behufs gemeinjchaftlicher Benutzung, außer in Yällen, wo derlei 
gemeinjchaftliche Anlagen aus öffentlichen Rüdfichten errichtet oder angeordnet 
werden, fein Mitglied oder Angehöriger der Genoſſenſchaft wider feinen Willen 
zur Teilnahme herangezogen werden.“ 8 115a d. Novelle v. 23. Februar 1897 
hat die Enjcheidung hierüber in die Hände einer qualifizierten Majorität gelegt. 

1 Ein genaueres Referat über die wirtichaftlichen Beftrebungen einzelner 
Genoſſenſchaften Niederöfterreich® im Bericht der Wiener Kammer f. d. J. 1895, 
©. Lff. Bezeichnend ift die folgende Äußerung : „Über den Beftand von Anftalten 
zum gemeinfamen Bezuge von Rohmaterial oder zur gemeinfamen Verwertung der 
Produkte wird nur felten berichtet. Der Grund hiervon liegt darin, daß bie 
meisten derartigen Anftalten, wenngleich zum Zeile über Initiative der Genofjen- 
ihaft ing Leben gerufen, do ein don derfelben gänzlich unabhängiges 
Dafein führen“ (©. LIV.) 

8 Genoſſenſchaftsſtatiſtik v. 1894, I, S. 18*, 208* f. 

° Mohl aber bejtimmen im Widerfpruch mit den Erläſſen db. Hand.-Min. 
v. 4. Yan. 1884, 3. 12424, v. 18. Dez. 1884, 3. 34047, und dv. 27. März 
1886, 3. 9655, 10 Statuten von Gehilfenfranfenfaffen in Galizien, Oberöfter: 
rei” und Böhmen, daß den betreffenden Kaſſen auch Meifter beitreten bürfen, 
und bie einer größeren Anzahl galizifcher Genoſſenſchaften, daß den Mitgliedern 
und ihren Wittiwen nad) Ermeijen der Vorftehung Unterftüßungen aus Korpora⸗ 
tiongmitteln gewährt werden können. 


pr 
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ſpielsweiſe Ende 1895 der Stand der Meiſterkrankenkaſſe der 
Wiener Tiſchler auf 179 Perfonen, obwohl zur felbigen Zeit 
der Genofjenichaft, nebenbei gejagt, einer der bejtgeleiteten, 2829 
Meifter angehörten !. 

Außer den Meifterkrantentafjen werden in der Genoſſenſchafts- 
jtatiftit von 1894 noch 23 „andere Unterſtützungskaſſen“ auf- 
geführt?, davon 14 in Böhmen, je 2 in Niederöfterreich, Tirol 
und Schleſien und je 1 in Oberöfterreih, Kärnten und Krain, 
Kafjen, die angeblich in erſter Linie den Meiftern und deren An- 
gehörigen, teilweife aber auch den Gehilfen zur Verfügung ftehen. 
Und es find endlich auch jene vielfach aus der Vorzeit über— 
fommenen „humanitären Fonds und Stiftungen“ zu erwähnen, 
die ſich in größerer Menge namentlich als Annerinftitute der 
Wiener Korporationen vorfinden. Verfehlt wäre e8, ihre Leiftungen 
ohne weiteres den Genofjenjchaften anzurechnen. Denn fie werden 
in der Regel wohl von genofjenjchaftlichen Organen verwaltet, nicht 
aber aus den Mitteln der Korporationsmitglieder exhalten®. 
Thatſachlich ift man, feltene Ausnahmen abgerechnet, weder in 
Wien noch in der Provinz über das leidige Almoſenſyſtem hinaus- 
gefommen*. Nirgends find die zerfallenden Reſte des Zunftweſens 


2 Rechenfchaftsbericht der Genoffenfcjaft der Tifchler in Wien f. d. J. 1895. 
Wien 1896. ©. 8 f. Das Statiftiiche Jahrbuch der Stadt Wien f. d. I. 1894, 
©. 601, jehweigt über die Mitglieberzapl der ausgewieſenen 9 Meifterkranten 
faffen, von denen auch nur 7, die ber Bettwarenerzeuger, Gemiſchtwarenverſchleißer, 
Juweliere, Kürſchner, Optiter, Schloffer und Tifchler, Angaben über ihre Ber- 
mögensgebarung machten. Der Gefamtvermögenzftand Ende 1894 belief fich auf 
22136,09 fl., ihre Jahreseinnahmen auf 13934,70 fl., ihre Ausgaben auf 
1034548 fl. Bon ben lehteren entfielen auf Kranfenunterftügung, Arzt und 
Meditamente, Spitals- und Berrdigungstoften 8345,93 fl; auf Verwaltungs 
toften und fonftige Ausgaben 1999,55 fl., d. i. nahezu Ys der Ausgaben. Bei 
einzelnen Kaſſen ift das Verhältnis noch weit ungünftiger, und zwar durchaus 
nicht ettva nur bei den dor kurzem erſt gegründeten. 

® Genojienidajtaftatiftif von 1894, I, ©. 18*, 209*. 

3 Vergl. darüber Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Wien f. d. 3. 1894, 
©. 609 fi. 

* So wurden z. B. 1895 von der Wiener Tifchlergenoffenfchaft an verarmte 
Mitglieder 1413,50 fl. verteilt, und zwar don den Zinfen ber Kaiſer Franz 
Jofej-Stiftung an 2 bürgerl. Mitmeifter je 21 fl., von ber befugten Witttwen- 
fiftung im März und September die Zinfen von je 90 fl., beidemal an 18 Bitt- 
fteller A 5 fl., an 31 ehemalige Mitglieder im Bürgerverforgungshaufe als Weihe 
nachtagejchent je 5 fl., zufammen 155 fl, und an 202 jeweilig Vedürftige zu 
jeder Quartalszeit in Beträgen zu 5, 2 u. 1,50 fl., zufammen 1036,50 fl. (Rechen- 
i&jaftsbericht, ©. 6.) Bon jümtlichen 123 Wiener Genoſſenſchaften wurden 1894 
in dieſer Weile für „Unterftügungen und fonftige Humanitäre Zwecke“ größten 
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durch Tebensfähige, den Bedürfniffen der Neuzeit angepaßte Ein- 
richtungen erjeßt worden. Beſten alles ift alles beim Alten ge- 
blieben!. — 


Kann man nad) alledem ernftlich behaupten, daß die Zwangs— 
genoſſenſchaften ala felbftthätige Organe ſocialer Gewerbepolitik 
ihrer verantiwortungsvollen Aufgabe gerecht getvorden? Wie fie 
ala Korporationen ihre eigenen Pflichten verabjäumten, erwieſen 
fie ſich auch ungeeignet, die einzelnen Mitglieder und Angehörigen 
zur Erfüllung der ihrigen anzuhalten, obwohl e3 ihnen keines— 
wegs an Mitteln gebrad, um einen energiſchen Drud auf wider- 
ftrebende Elemente auszuüben. Räumt doch $ 125 d. G.-O. 
den Borftehungen ausdrüdlich die wichtige Befugnis ein, bei 
Berlegung der Genofjenfhaftsvorichriften über die Kontravenienten 
angemefjene Ordnungaftrafen, ala Verweiſe und Geldbußen bis 
zu 10 Gulden, zu verhängen, welche letzteren auf Antrag eventuell 
von den politiichen Behörden zwangsweiſe einzutreiben find®. 
Wenn dieſe einfchneidende Beitimmung ihren Zweck verfehlte. jo 
liegt die nad) dem einmütigen Urteile der Gewerbeinſpektoren? 


teils aus Stiftungsmitteln 55703 fl. verausgabt, eine lächerlich geringe Summe. 
Über die im Brünner Kammerbezirk üblichen primitiven Unterftügungsformen 
bei 2 Brünner Genofjenichaften werden die Unterftüßungen dur Sammlungen 
aufgebraht! — vergl. Stat. Bericht der Brünner Hammer f. d. %. 1890, 
©. 485 f. Erhebungen in den Alpenländern führten zu den gleichen Refultaten. 

1 Ob die Abänderung des 8 115 d. ©. O. (fiehe oben ©. 451 Anm. 6), 
hierin einen Wandel fchaffen wird, infofern die Genofjenichaften die Befugnis 
erhalten, unter gewiſſen Umftänden Zwangsfaffen zu fchaffen, bleibt abzuwarten. 

2 Die einzelnen Yälle genauer zu bejtimmen, in denen die Borftehung 
Drdnungzftrafen diefer Art verhängen darf, ift den Statuten überlaffen. Wie 
weit man daraufhin gegangen ift, beweiſe folgendes Beifpiel. Es verfügt 
8 18 Abi. 3 der Statuten der Genofjenichaft der Kleidermacher, Handſchuhmacher, 
Pojamentierer u. ſ. w. im Gericht3bezirt Leoben eine Ordnungsſtrafe „bei 
Berlegung des Gemeingeiftes, der Standesehre, der gemeinjchaftlichen gewerblichen 
Intereſſen, bei Nichtbeachtung der Statuten, der Borjeriften und Anordnungen 
der Vorſtehung und bei Übertretung der Beftimmungen über die Evidenthaltung 
ber Matrifel, die Gehilfenbücher und das Lehrlingsweien, überhaupt in allen 
Fällen, in welchen nicht die Kompetenz der gerichtlichen oder politifchen Behörben 
eintritt.” (I) Daß gelegentlich derartige Strafen verhängt werden, bezeugt 3. B. 
der Statiftifche Bericht der Brünner Kammer f. d. 3. 1890, S. 312ff. Vergl. 
insbeſondere Nr. 115, 117, 153, 154, 158, 170, 172, 177 des Genofienichafts- 
ſchemas. 

8 Berichte der Gewerbeinſpektoren f. d. J. 1890, S. 193 (Innsbruck); 1892, 
©. 300 (Pilſen); 1893, ©. 213 (Prag), 368 (Lemberg); 1894, &. 117 (Graz), 
128 (Klagenfurt), 288 (Brünn), 340 (Zroppau); 1895 &. 168 (Innabrud), 300 
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dor allen Dingen daran, daß die Mehrzahl der genoſſenſchaft- 
lichen Funktionäre ſchon perfönlich ihrem Amte nicht gewachjen 
it. Häufig fehle es an den elementarften Vorbedingungen: 
‚genügender Gejegestenntnis, ausgebildetem Nechtsgefühl, jocial- 
politiſchem Verſtändnis. Nicht felten ftoße man auf Genofjen- 
ſchaftsvorſteher, die „eingeftandenermaßen mit der Schreib- und 
Leſekunſt auf jehr geipanntem Fuße leben“, oder die „ein Ge- 
werbegeſetz noch nie gejehen, geſchweige denn je gelejen haben”. 
Andere jeien fich zwar ihrer Pflichten bewußt und vielleicht auch 
‚geneigt, ihnen nachzukommen, jeheuten fich aber aus Gejchäfts- 
interefje oder um des lieben Friedens willen, ihren Kollegen 
energiſch entgegenzutreten, und verkröchen fih, um Anfein- 
dungen von diefer Seite zu entgehen, lieber hinter den Gewerbe- 
inſpektor und die politifche Behörde. Thatſache jei es, daß die 
Genoſſenſchaft als Aufjichtsbehörde vielmehr felber fortgeſetzter 
Überwachung bedürfe, die befonderen Organen, am beften dem 
Gewerbeinjpektorate zu übertragen jei!. 

Daher kommt e3 denn auch, daß die zur öffentlichen Dis- 
kuſſion geftellten Anträge auf Erweiterung der rechtlichen Kom— 
petenziphäre der Genofjenfchaften außer von den enragierten 
Zünftlern auf Grund der bisherigen Erfahrungen nahezu von allen 
Sachverſtändigen einftimmig abgelehnt wurden. Nicht etwa nur 
die Vertreter der Arbeiterſchaft, die ungeredhtes Vorgehen gegen 
unliebfame Elemente befürchten, auch die Behörden und Kammern, 
ja, ſelbſt zahlreiche Experten aus Handwerkerkreifen äußerten ſich 
bezeichnenderweiſe dahin, daß. wolle man die Amtsthätigkeit der 
Behörden noch mehr, als dies ſchon ohnehin der Fall, zu Gunften 


(Brünn). Vergl. auch Gewerbeenguete d. Abgeordnetenh. von 1893, ©. 218, 234 
367, 547, 925. 

% Hieraus ergiebt ſich aber auch, daß die nad) $ 127 d. G⸗O. „zur Über 
wachung eines gejegmäßigen Borganges bei den Genofjenjchaften“ behördlich be— 
ftellten „eigenen Kommiffare“ im allgemeinen ihren Zweck verjehlten. In den 
größeren Städten mögen fie allenfalls noch einen gewiſſen Einfluß Haben, „auf 
dem Sande aber, da fieht es“, wie ein ſehr umverbächtiger Zeuge betont, „in dieſer 
Beziehung ganz armfelig aus. Da fönne man am Sonntag jo manchen ala 
Genoffenfgaftstommiffär funktionieren jehen, der am Montag als Gemeindebiener 
Bettellente zu jangen hat, am Dienstag Steuerzettel auszutragen, am Mittwoch, 
Schub weiſen muß u. ſ. w.“ (Ausſage bes Zeugichmiedes Eh in Ried auf bem 
dritten Hatholifentag von 1892, S. 205). Wie ſolche Perjonen, denen nach der 
Angabe desjelben Gewährsmannes für jede Amtshandlung von ber Genoſſenſchaft 
auch noch ein bejonderes Honorar auszufolgen ift, zur Hebung bes forporativen 
Lebens beitragen follen, ift wirklich ſchwer zu jagen! 
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der gewerblichen Korporationen beſchneiden, tiefgreifende Störungen 
des gewerblichen Lebens unvermeidlich ſeien, weil eine un— 
parteiiſche, ſtreng ſachliche Geſchäftsbehandlung von deren Organen 
nicht erwartet werden könne!. 

Welchen Wert bei dieſer Sachlage endlich die Genoſſenſchaften 
als fachliche Auskunftsorgane in gewerblichen Angelegen— 
heiten haben, iſt leicht zu erraten. Viele von ihnen, man kann ohne 
Übertreibung jagen die überwiegende Mehrzahl, weigern ſich 
grundſätzlich, die „Materialſammler“ des Staates zu fein. Gie 
laſſen die an fie geftellten Anfragen unbeantiwortet oder erledigen 
fie in einer Form, die ungefähr dasſelbe bedeutet?. Kein Wunder, 
daß die Kammern ſich in der Regel außer ftande jehen, die Be- 
hörden über da8 Leben der Genoſſenſchaften aufzuklären, da häufig 
auch die hartnädigiten Anjtrengungen an der Widerjpenftigfeit der 
Vorſteher fcheitern®. Oft genug freilich fehlt es dieſen ſelbſt 


1 Gewerkſchaftsenquete von 1892/93, S. 19, 28, 37, 128, 132, 137, 152, 
166, 168, 184, 185, 187, 194, 203, 214 f. — Gewerbeenquete des Abgeordnetend. 
v. 1893, ©. 196, 246, 297 ff., 498, 494, 502 f., 520 ff., 553, 588, 608, 636, 
656 f., 661, 684, 809, 1058 f. u. |. mw. — Gutachtliche Außerung d. Hand. u. Gew. 
Kammer in Wien u. |. w. v. 1893, Vorbericht, ©. 28, 36 f., 39 f. — Zufammen- 
ftelung der gutachtlichen Äußerungen über mehrere in Antrag gebrachte Ab: 
änderungen bez. Ergänzungen d. Gewerbeordnung dv. 1893. (Gutachten der poli- 
tiichen Landesbehörden), ©. 4 ff., 24 ff.; (Gutachten der hHauptftädtifchen Magiftrate 
u. ſ. w.), ©. 3 ff, 19 ff.; (Gutachten der Handelg- u. Gewerbefanmern u. ſ. w.), 
©. 4 ff., 45 ff 

2 So antworteten bei Gelegenheit einer in den Jahren 1892/93 ſeitens der 
Miener Kammer veranftalteten Umfrage über die Reform der Gewerbeordnung 
von 577 Genofjenichaften nur 216, darunter jedoch 125 Korporationen, die fi) 
darauf beichräntten, die in Trud gelegten Antworten des allgemeinen nieberöfterr. 
Gewerbegenofjenichaftsverbandes für das flache Land zu unterzeichnen, fo daß im 
Grunde genommen nur 15,7 %o aller ein Votum abgaben, davon die weit über 
wiegende Mehrzahl in Wien. (Gutachtliche Äußerungen der Handels- und Ge: 
werbefammer in Wien u. |. w. v. 1893, ©. 4 ff.) Diefelbe Erfcheinung wurbe 
1895 fonftatiert. (Bericht über die Induſtrie, den Handel und die Verkehrs⸗ 
verhältniffe in Niebderöfterreich i. 3. 1895, S. XLIV f.) Ähnliches wird aus 
Vorarlberg berichtet. Ein Rundjchreiben der Kammer jei überhaupt jummarijch 
vom Gentralverbande der Genofjenfchaften in Luſtenau erledigt worden, beffen 
Antwort, heftographifch vervielfältigt und an die einzelnen Korporationen verteilt, 
dieſen als Mufter gedient habe. Die Feldkircher Genoflenichaften hätten den hefto: 
graphierten Bogen nicht einmal abgejchrieben, jondern ihn, mit den fieben Ge- 
noſſenſchaftsſtempeln verjehen, der Sammer eingeliefert. (Gewerbeenquete bes 
Abgeordnetend. von 1893, ©. 489.) 

8 So konnte die Zroppauer Kammer dad notwendige Material „teilweife 
nur durch Intervention der Behörden beichaffen und auch dann nicht verhindern, 
daß von 202 Genofjenichaften 6 jede Antwort fchuldig blieben. (Stat. Bericht 
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an der notwendigen Sachtenntnis, jo daß die ihnen mit Mühe 
und Not abgeprekten Angaben voller Glaubwürdigkeit entbehren. 
Denn nur wenige Genofjenjchaften giebt es, die über die Zahl 
ihrer Mitglieder und der bei ihnen aufgedungenen Lehrlinge, ge— 
ſchweige denn über diejenige der Gehilfen oder gar über ihre Ge- 
ihäftsthätigkeit und Finanzgebarung nad) jeder Richtung Hin wirt- 
lich zuverläffige Auskunft zu erteilen vermöchten!. Geſchieht dies 
teogdem, jo find ihre Mitteilungen vielfach) tendenziös gefärbt?, 
was natürlich erſt recht dann zutrifft, wenn es ſich um die fach— 
manniſche Beurteilung gewerbepolitiiher Maßnahmen handelt. 
Doch ift e3 ſchwer begreiflich, wie man anderes erwarten konnte. 


II. Der Genoſſenſchaftshaushalt. 


In der Erkenntnis, daß die Verwirklichung der in $114d. G.-D. 
genannten Zwecke die Verfügung über ein gewiſſes Maß finanzieller 
Mittel vorauzjege und daß diefer Bedarf nur in jelteneren Fällen 


über d. vollswirtſch. Verhältniffe Schleſiens i. J. 1890, ©. IV, 379.) Nur im 
Brünner Kammerbezirk ift es bei der lehten Erhebung gelungen, ſämtliche aus- 
geſandten 184 Fragebogen wenigitens zurüczuerhalten, teilweiſe jedoch) erſt nach 
diermaliger Mahnung und im Verlaufe von zwei Jahren. (Stat. Bericht ber 
Brünner Sammer f. d. J. 1890, ©. 445.) Und das find noch die günftigeren 
Fälle. Vergl. dagegen 3. B. Stat. Bericht der Handels» und Gewerbefammern 
Bozen und Innsbruck f. d. I. 1890, ©. 509, und Stat. Bericht über bie 
doltstwirtichaftl. Verhältnifie im Pilfener Kammerbezixt f. d. 3. 1886/90, ©. VI, 
u. J. w. 

*Vergl. die längeren Ausführungen Stefan Bauers im Statiſtiſchen 
Bericht d. Brünner Kammer fd. 3. 1890, ©. 445 ff. Über bie Zahl der bei 
den Genofjenfchaftsmitgliedern beichäftigten Gehilfen wurden feitens der Genofjen- 
ſchaften bisher mir in jeltenen Fällen beſondere Liſten geführt. Wo es verjucht 
wurde, ſtieß man auf große Schwierigkeiten. Ja, «8 konftatierte die Wiener 
Tifchlergemoffenfchaft in ihrem Rechenfchaftsbericht f.d. I. 1895 (©. 7 f.) geradezu, 
dab „von Jahr zu Jahr im Verhältniffe des Zuwachſes dev Angehörigen der 
‚Genofjenihaft das Anmelden derjelben in ftetem Rücfgange begriffen jei.* Übrigens 
braucht man nur die Genoſſenſchaftsſtatiſtik des Stat. Jahrbuches d. Stadt Wien 
zu durchblättern, um ſich von der Lüdenhaftigkeit und Unzuverläffigkeit ber ges 
noſſenſchaftlichen Austunftserteilung durch den Augenschein zu überzeugen. Als 
braftifches Veifpiel erwähne ich, dab die Bädergenoffenjhaft Ende 1894 die Zahl 
ber Gehilfen auf 2720 beziffert, während diefe nad) Angabe der Krantentaffe 5621 
betrug (Stat. Jahrbuch d. Stadt Wien f. d. J. 1894, S. 502.) Ähnliche Bei 
ſpiele ließen fich in großer Menge anführen. 

2 &o haben die Genoffenjchaften 3. B. ein Intereffe daran, die Zahl ber 
beidjäftigten Lehrlinge möglichft Elein ericeinen zu Laffen. 
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aus dem Ertrage eines bejonderen Korporationsvermögend erde 
gedeckt werden können, ermäcdhtigte man die Genoſſenſchaften, hin- 
fihtlid der Einhebung von Umlagen und Gebühren auf 
ſtatutariſchem Wege rechtlich bindende Verfügungen zu treffen. 
($ 126 d. G.O.) 

Über die Einnahmen der erfteren Art erfährt man 
aus der Genofjenjchaftsftatiftit des Handelsminifterrums! nur fo 
viel, daß ftatutengemäß die jährlichen Erforderniffe bei 2755 oder 
51,8 %/o der gewerblichen Korporationen nad) dem Ermwerbitener- 
gulden auf die Mitglieder umzulegen find. Bei den übrigen 
2562 joll dies auf irgend eine andere Weife gejchehen, worüber 
zum Teil die näheren Beitimmungen fehlen. Ob und in welcher 
Höhe ſolche Umlagen wirkli zur Einhebung gelangen, ver- 
ſchweigt die Statiftil. Doch hat fih allem Anjcheine nach diefe 
Form der Bedarfsdedung in weiterem Umfange nur bei den Ge— 
nofjenichaften der größeren Städte eingebürgert. So forderten 
1894 unter den 125 Wiener Korporationen? nicht weniger ala 
121 von ihren Mitgliedern regelmäßige Yahresbeiträge ein. Da— 
gegen geſchah dies 1890 im Brünner Kammerbezirt® nur bei 
40, d. i. faum / aller, und in Schlejien* um diejelbe Zeit 
gar nur bei 13 von 202 Genojjenihaften. In den Alpenländern 
werden meines Willens felbft in größeren Orten Umlagen nur 
ausnahmsweiſe eingehoben. Und in den polnifchen Provinzen 
dürfte e3 nicht anders fein. Hieraus aber folgt, daß die Umlagen 
und Jahresbeiträge der Mitglieder im Kreiſe der genofjenichaft- 
lihen Einnahmen im allgemeinen eine jehr untergeordnete 


1 Genoſſenſchaftsſtatiſtik v. 1894, I, S. 205 *. 

8 Statiftiiches Jahrbuch d. Stadt Wien f. d. 3. 1894, ©. 510 ff. Ihre 
Höhe ſchwankt zwiſchen 0,80 und 40 Gulden. Auch die Modalitäten ihrer Be: 
meffung im konkreten Einzelfalle find jehr verichieden geordnet. 

3 GStatiftifcher Bericht d. Brünner Sammer f. d. J. 1890, ©. 314 ff. In 
7 der 18 politiichen Bezirke des Kammerbereiches wurden feine Beiträge erhoben. 
Ihre Höhe betrug bei 11 Genoflenichaften big zu 50 Kreuzer das Jahr, bei 7 
50 Kreuzer bis 1 Gulden, bei 11 1 biß 2 Gulden, bei 4 2 bis 5 Gulben, bei 
1 über 5 Gulden. Bei 6 Korporationen endlich wurde fie nach der Zahl der 
beichäftigten Arbeiter oder nach der Größe der bezahlten Erwerbfteuerfumme be- 
meſſen. 

Statiſtiſcher Bericht über d. volkswirtſchaftl. Verh. Schlefiens f. d. J. 
1890, ©. 379 ff. Und zwar betrug ber Jahresbeitrag der Mitglieder bei 5 Ge— 
noflenichaften bis zu 50 Kreuzer, bei 4 50 Kreuzer bis 1 Gulden, bei 2 1 bis 
5 Gulden, bei 2 über 5 Gulden. Dabei hatten 9 Genofjenfchaften die Auskunft 
derweigert. 
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Stellung einnehmen, eine Thatſache von doppelter Bedeutung, weil 
es die einzigen finanziellen Leiſtungen ſind, die von den Korpo— 
rationsmitgliedern als ſolchen aus eigenen Mitteln beigeſteuert 
werden müſſen. 

Keineswegs gilt dies von den Inkorporationsgebühren, 
deren „Exlag” nad) 8107 d. 6.0. (Nov. d. 23. Febr. 1897) ſchon 
bei der Anmeldung des Gewerbes, bezw. bei der Bewerbung um 
ein Eongejftoniertes Gewerbe auszuweifen iſt“. Denn dieje werden, 
ſoweit e3 ſich wenigſtens um die Etablierung von Gejellen handelt, 
von den letzteren aufgebracht. Nach den Angaben der Genofjen- 
ſchaftsſtatiſtik von 1894* wird bei 187 oder 3,5 %0 der Korpora- 
tionen, am ftärkjten vertreten in Salzburg, Tirol und Vorarl- 
berg, eine jolche Gebühr überhaupt nicht erhoben. Bei 90 oder 
1,7 %0 bemißt fie fich nach der Höhe des von dem neueintretenden 
Mitgliede gezahlten Erwerbſteuerſatzes. Im übrigen beträgt fie 


bis zu 1 Gulden bei 639 od. 12,0 %0 der Genofjenfchaften, 
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Verhältnismäßig am niedrigſten bemeſſen find die genoſſenſchaftlichen 
Beitrittsgebühren in Vorarlberg (63,1 9/0 der Genoſſenſchaften bis 
zu 2 Gulden), in Mähren (54,6% bis zu 2 Gulden) und in 
Schleſien (49,0% bis zu 2 Gulden), am höchſten in Salzburg 
(75,0 %/0 über 10 Gulden), Galizien (42 %0 über 10 Gulden), Tirol 
(28,6 %/o über 10 Gulden) und Kärnten (27,3%0 über 10 Gulden). 
Bebeuten nun ſchon Beitrittsgebühren von mehr ala 10 Gulden 
für den mittellofen Anfänger eine jehr erhebliche Belaſtung, fo 
müſſen jolche in Höhe von 30 bis 100 Gulden, wie fie fi) 1894 
durchaus nicht allzu ſelten vorfinden?, den Betrieb bejtimmter 
Gewerbe an gewiffen Orten geradezu zum Monopole Befikender 


1 Genoffenfehaftsftatiftif v. 1894, I, S. 204° |. 

» Gebühren von 100 Gulden vergl. Genoffenfchaftsftatiftit von 1894, 1, 
Genoff. Nr. 37, 48, 53 Nicberöfterreich; Nr. 3 Salgburg. Bis zu 50 Gulden bei 
zahlreichen Genoffenfcaften im Vezirte Salzburg-Umgebung (I, ©. 298 ff.) und 
in Stäbten Arafau und Lemberg (I, ©. 1118 ff). 
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machen, obwohl 8 113 d. G.O. die Einſchränkung der Gewerbe- 
freiheit durch genoſſenſchaftliche Satzungen ausdrüdlich verbietet !. 
| Eine weitere Einnahmequelle der Genofjenichaften bilden die 
beim Aufdingen und Treifprechen der Lehrlinge zu erlegenden 
Aufding- und Yreifprehgebühren. Es Hatten? 1894 
Korporationen deren Höhe feſtgeſetzt auf Gulden 











Und zwar 0 |bi3zull 1—2 2—3 | 34 4—5 über 5 
Aufdinggebühr 408 1312 | 2566 142 114 155 20 
Treifprechgebühr | 448 8312 | 1461 | 2082 418 485 116 























Einige hundert Genoſſenſchaften erheben demnach überhaupt 
nicht Gebühren diefer Art. Es dürften im mejentlichen jolche fein, 
deren Mitglieder jür gewöhnlich feine Lehrlinge beſchäftigen. Im 
übrigen find jene verhältnismäßig am Höchften bemeffen in Krain, 
Galizien, Schleſien und Tirol, am niedrigften in Steiermarf, 
Borarlberg, Kärnten und Oberöfterreih. Den Vogel abgeſchoſſen 
hat die Genoſſenſchaft der Müller in Salzburg. Sie verlangt 
für da3 Aufdingen und Freiſprechen zufammen die runde Summe 
von 21 Gulden. 20 Gulden betragen beide Gebühren bei zwei Ge- 
noſſenſchaften in Böhmen und je einer in Kärnten und Galizien; 
18 bei einer anderen galiziihen, 16 Gulden, exkl. 4 Gulden 
Schreibgebühren, bei einer böhmiſchen, 15 Gulden bei weiteren 
zwei galiziſchen Genofjenichaften® u. j. w. 


1 Daß man bei Feſtſetzung der Gebühr gelegentlich den Zweck der Kon⸗ 
kurrenzbeſchränkung anftrebte, ergiebt fich aus folgenden Beifpielen: Die Handels⸗ 
gremien ber fteieriichen Städte Marburg und Pettau (Genoffenſchaftsftatiſtik, I, 
©. 334, 338) fordern eine befondere Gebühr von 100 Gulden bei Erridtung von 
Wanderlagern, die Genofjenjchaft der Friſeure in Innsbruck (I, ©. 426) eine Ge: 
bühr von gleicher Höhe bei Errichtung von Yilialen, einige Salzburger For: 
porationen eine ſolche bis zu 50 Gulden (I, ©. 298 ff.), wenn ber Antritt „neue 
errichtete Gewerbe” in Frage fteht. Übrigens hat $ 115 d. Novelle v. 28. Febr. 
1897 eine Revifion der Statuten und eventuell eine Herabjegung „unverhältnis⸗ 
mäßig hoch bemeffener” Gebühren angeordnet. Doch find die dahin gerichteten 
Derjuche auf heftigen Widerftand der Intereſſenten gejtoßen (vergl. 3. B. Ver⸗ 
handlungen d. Hand. u. Gew.:ftammer Brünn i. %. 1897, ©. 202 ff., bei. 209 f., 
und Verhandlungen d. Hand. u. Gew.:fammer Graz i. %. 1897, ©. 286 ff., 
bei. 239) und dürften fich größtenteild im Sande verlaufen. 

2 Genoſſenſchaftsſtatiſtik v. 1894, I, S. 206 *. 

3 Genoſſenſchaftsſtatiſtik v. 1894, I u. II, Genoſſ. Nr. 18 Salzburg; Nr. 79 
Kärnten; Nr. 240, 978, 1797 Böhmen; Nr. 257, 332, 333, 413 Galizien. 
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Nun wären Hohe Aufding- und Freiſprechgebühren an und 
für fich noch gar fein Übelftand. Müßten fie doch der Lehrlings- 
züchtung entgegenwirken. Wie wenig man dies beabfichtigte, be— 
weift freilich jchon der auffällige Umftand, daß faſt überall die 
Aufdinggebühren niedriger bemeſſen find als die Freiſprechgebühren, 
offenbar, um das Zuftrömen der Lehrlinge zu erleichtern, ihr 
Adfliegen zu erſchweren. Aber ganz abgejehen davon, Tönnte 
jelbftverftändlich die Gebührenzahlung den erwähnten Erfolg nur 
dann nad) ſich ziehen, wenn fie von Seite der Meifter geleiftet 
würde. Da das minifteriele Normalftatut und mit ihm. wohl 
die Mehrzahl der genofjenichaftlichen Specialitatuten fich über 
dieſe wichtige Frage ausjchweigen, fo entſchied bis zum Früh— 
jahr 1897 hierüber grundjäßlich der Lehrvertrag! und e3 wurde 
ſchon längft geklagt, daß viele Lehrherren es verftänden, Die 
Zahlung der ganzen Gebühr oder doch eines Teiles derjelben auf 
den Lehrling bez. deſſen Angehörige abzumwälzen?. 8 115 d. Nov. 
v. 23. Tebruar 1897 hat allen Zweifel behoben. Er Hat jene 
furzer Hand dem Lehrling aufgebürdet und damit einen Schritt 
von größter Tragweite gethan?®. 

Inſofern nämlich die vor Eröffnung eines jelbftändigen Ge- 


I Bezeichnend für den allgemeinen Gebraud find jedoch Beftimmungen, die 
ausnahmsweiſe, 3. B. bei Armut des Lehrlingd, ausdrüdlich die Gebühren dem 
Meifter aufbürden (Gen. Nr. 285 Steiermark) oder auch völlige Befreiung ein- 
treten laſſen (Gen. Nr. 303, 311, 346 Steiermarf; Nr. 227, 318, 516, 522, 528 
Böhmen; Nr. 128, 142 Schlefien). Hie und da haben fich mittelalterliche Bräuche 
erhalten. So namentlich in Tirol die Gebührenbefreiung (Gen. Nr. 162) oder Er- 
mäßigung (Gen. Nr. 7, 48, 63, 75, 77, 78, 79, 81, 83, 85, 165, 166 u. f. w.) 
für Meiftersjühne In Galizien findet fich die Verpflichtung des Lehrlings zur 
Erlegung eines befonderen Zujchuffes in Höhe bis zu 2 Gulden „für Eirchliche 
Zwecke“ (Gen. Nr. 66, 67, 75, 83) oder zur Bezahlung einer Geldjumme (3 Gulden) 
an die Gehiljenverfammlung bei Gelegenheit des Freiſpruches (Gen. Nr. 96, 98). 
Die Genofjenichaft der Büchjenmacher in Ferlach (Gen. Nr. 22 Kärnten) zwingt 
Die in der Fachſchule ausgebildeten Lehrlinge gar zur nachträglichen Leiftung der 
ihr unter ſolchen Umftänden entgangenen Gebühren! 

2 Dergl. bei. Lehrlingsenquete v. 1897, Arbeiterztg. Jahrg. 1897, Nr. 118, 
124, 126, 131, 134, 139, 144, 150, 152, 164. 

3 Ich erinnere auch an die Gefahren, die auß diefer Beftimmung für ben 
Lehrling Hinfichtlich einer gejeßwidrigen Verlängerung feiner Lehrzeit entftehen. 
Das Geſetz trifft feine Verfügung für den Fall, daß der Lehrling die Freiſprech⸗ 
gebühr nicht zahlen Tann, obwohl die Genofjenfchaft, geftüßt auf $ 115, die Amta- 
handlung verweigern wird, wie fie es gelegentlich ſchon früher gethan. Ein 
draftiicher Fall diejer Art in der Lehrlingsenquete von 1897, Arbeiterztg., Jahrg. 
1897, Nr. 189. 
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werbebetriebes an die Genoſſenſchaft abzuführenden Inforporationg- 
gebühren in der Hauptfache von Handwerksgeſellen, die Aufding- und 
Hreilprehgebühren von den Lehrlingen getragen werden, erſcheint 
die genoſſenſchaftliche Einnahmenwirtſchaft von rechtswegen auf 
geiftungen der Angehörigen bafiert!. Dies unbedingt da, wo 
Umlagen der Mitglieder überhaupt nicht erhoben werden ; Häufig aber 
aud), wo dies geſchieht, weil viele Meifter ihre Beiträge jchuldig 
bleiben und die Erefution im Verwaltungswege von der Vorftehung 
aus Kameradſchaft nicht eingeleitet wird, oder ihren Zweck ver- 
fehlt?. So betrugen® beijpielsweife 1894 die Aktivforderungen 
und Rüdftände bei den Wiener Genofjenjchaften der 


Bau- und Steinmegmeifter 8097 Gulden, 
Dredäler . ». 2 2 2...937 — 
Gaftwirte -. . . 2». ..10799 - 
Kaffeefieder. : . » . . 55298 - 
Kleidermader . . . . . 35743 5 
PBfaidler - © > 0 2000. 2044 - 
Schilder- u. Schriftenmaler 2338 - 
Schuhmader . - . » . 3400 = 
Siihler . © » 2 2020. 15549 - 
Und man dürfte faum fehlgehen, wenn man einen bedeutenden 
Bruchteil diefer Summen auf Rüdftände genoſſenſchaftlicher Um— 
lagen zurüdführt*. Desgleidden hatten 1890 von den 184 Genofjen- 


1 Dies jcheint in der That die Abficht des Gejehgeberz zu fein. Denn 
nur „im übrigen“, nämlich foweit diefe Gebühren und die Zinfen vorhandenen 
Korporationsvermögens nicht ausreichen, find nach $ 115 d. G.-D. Abi. 5 fürberhin 
Umlagen von den Mitgliedern einzucheben. 

2 Die Genofienichaftsumlagen teilen nur das Schickſal der Erwerbftener. 
Sp wurden in Wien f. d. J. 1894 Erwerbfteuern vorgefchrieben im Geſamt⸗ 
betrage von 6391305 Gulden, eingezahlt 5025135 Gulden; es blieben rüdftändig 
aus dieſem und früheren Jahren 3084691 Gulden und wurden wegen Uneinbring- 
lichkeit definitiv abgejchrieben 391595 Gulden. (Statiftifches Jahrbuch d. Stadt 
Wien f. d. J. 1894, ©. 175 ff.) 

° Statiftiiche® Jahrbuch d. Stadt Wien f. d. 3. 189, ©. 516 ff. „Die 
Mehrzahl ber Genofjenichaften erwähnt in ihren Rechnungsausweiſen die Aktiv» 
und PBaffivrüdftände nicht.” Es können aus biefem Grunde nur einige wenige 
Beilpiele vorgeführt werden. 

Teilweiſe find es auch NRüdftände an Einverleibungsgebühren, die man 
bis zum Inkrafttreten der Novelle von 1897 ebenſo häufig jchuldig blieb. So 
werden im Rechenjchaftsbericht der Wiener Tijchlergenoffenichaft f. d. I. 1895 
(S. 10) inggefamt 17871 Gulden (7157 Gulden Einverleibungsgebühren und 10714 
Gulden Meifterumlagen), in bem ber Drechalergenofjenichaft desfelben Jahres 
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ihaften des Brünner Kammerbezirkes! 119 Forderungen in Höhe 
von 16760,56 Gulden zu vermerken, wovon 16495,56 ausſtehende 
Leiftungen von Korporationsmitgliedern waren. Derſelben Er- 
iheinung begegnet man endlih aud im Salzburger Bezirk®. 
Diefen ſchwankenden und ungewiljen Exträgnifjen gegenüber 
bilden die Lehrlingd- und neuerdingd auch die Einverleibungs- 
gebühren eine gejicherte Einnahmequelle. Wie groß ihre Bedeutung 
jelbft bei den Wiener Genofjenjchaften ift, deren Yyinanzgebarung 
halbwegs geordnet erjcheint, zeigen die folgenden Ziffern. Es be— 
liefen fih® im Jahre 1894 die Gejamteinnahmen von 120 Kor— 
porationen auf 551 870,77 Gulden. Davon waren 
Vermögenzerträgnifie - . . . 125019,27 Gulden, 
Umlagen. . . 00... 18774815 = 
Ginverleibungsgebühren . .... 106524,77 - 
Aufding- und Freiſprechgebuhren 72431,24 - 
Sonftie. ... .. 60147,34 = 


Hiernach überragt zwar die Summe der gezahlten Umlagen die 
der beiden Gebührenarten zufammengenommen nicht unerheblich. 
Dog iſt dies bejonderen Umftänden zugufchreiben, vor allem dem, 
daß volle 19 Genoſſenſchaften, die unter jener Rubrik zum Teil 
Beträge von mehreren Taufenden angeben, die Einnahmen aus 
den Umlagen überhaupt nicht gejondert, vielmehr nur mit Ein- 
verleibungs- oder auch Lehrlingsgebühren verquidt ausweiſen“. 


(S. 20) 10147 Gulden (2905,50 Gulden Einverleibungsgebühren und 7241,50 
Gulden Meifterumlagen) ala rüdftändig bezeichnet. Nach dem Rechenichaftsbericht 
der Wiener KHleidermachergenofjenichaft von 1894 (S. 15) find an Einverleibungs⸗ 
gebühren 18243 Gulden rüdftändig, obwohl im Laufe des Jahres bereit? 3017 
Gulden ala uneinbringlich abgefchrieben wurden. Über die ausftändigen Umlagen 
fehlen die Angaben. Eingezahlt wurden 7641,70 Gulden (5.8). Bei einer Mit: 
gliederzahl von 6255 und einer Umlage von 1,40 Gulden (Statiftiiches Jahr⸗ 
buch d. Stadt Wien f. d. %. 1894, ©. 506, 511) hätten etwa 8700 Gulden 
eingehen müljen. 

1 Statiftifher Bericht d. Brünner Kammer f. d. J. 1890, ©. 469 ff. 

8 Statiftifcher Bericht d. Salzburger Kammer f. d. %. 1886-90, ©. 180 ff. 

° Statiftifches Jahrbuch d. Stadt Wien f. d. J. 1894, ©. 510 ff. 

Ferner dem Umftande, daß fi) unter den Wiener Genofjenichaften mehrere. 
befinden, deren Mitglieder wenige oder gar feine Lehrlinge beichäftigen, wohl aber 
ziemlich bedeutende Summen dur) Umlagen aufbradhten; allen voran das 
Gremium der Wiener Kaufmannichaft mit 23544 Gulden, ferner die Genoffen- 
ichaften der Branntweinichänfer mit 3403 Gulden, Buchhändler mit 1254 Gulden, 
Kommerzialgüterbeförderer mit 1015 Gulden, Großfuhrwerfsbefier mit 1122 Gulden, 
Großhändler mit 1600 Gulden, Kleinfuhrwerkabefiter mit 2122 Gulden, Brenn- 
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Im übrigen gab es nicht weniger als 16 Genoſſenſchaften, bei 
denen erſtere nicht einmal an den Ertrag der Lehrlingsgebühren 
heranreichten. Und noch viel öfter iſt wenigſtens das Verhältnis 
aller drei Einkommensarten ein unbefriedigendes. So betrug z. B. 
die Summe der 


Einverleib.- Sehrlingd- 


bei der Genofjenfchaft der ‚min ben Sebübren ‚ge vüben 
Anftreider. - > 2 2020202920 440 715 
Buhdruder . » > 2 2.2...1979 158 2255 
Dredsler . » 2 2 43800 817,50 2766 
Taßbinder . . » > 22.2... 156,20 108 627 
Teinzeugfhmiede. -. -. -» .» . 230 82 648 
Gürtler. . 2 2 2413 590 1 678 
Hutmader-. - » » 2 2.2... 720,386 150 773 
Kleidermader . . . „7641,70 8911 10182 
Mafchinenbauer und Mechaniker 737,20 733 3136 
Modiftinnen . » © 2 2 0202.859,25 752 1802 
Shloffer . . . 2 2 887,50 1112 ° 6830 
Schuhmader -. . . 2 2... 3494,12 4324,50 4088,55 
Sihler. . > 2 2202020. 3384 4247,50 83188 
Wagner. . 2 > 2329 156,50. 576 
Bimmermaler . . . 2.20. 564,81 503 715 


Indeſſen Tann überhaupt die Einnahmenwirtichaft der Wiener Ge- 
nofjenichaften als typijche nicht angejehen werden. Dies beweiſen 
die Erhebungen im Brünner Kammerbezirt!. Zeigte fich doch), daß 
1890 die Aufding- und Treifprechgebühren bei 84 von 161 Genoffen- 
Ihaften, alfo bei mehr al3 der Hälfte, 70—100 %/o, bei 42, alfo 
einem Biertel, 50-70 %0 und nur bei weniger als einem Viertel 
1—50 9/0 der Gejamteinnahmen ausmachten. Und anderwärts mögen 
ſich dieſe Ziffern eher noch ungünftiger geftalten. 

Um fo wichtiger wäre eine genaue Kenntnis von der Berwen- 
dung der auf diefe Weile angefammelten Fonds. Leider genügen 
die vorhandenen Daten faum, um auch nur deren Grundrihtung 
aufzuhellen. Speciel von den 120 Wiener Genofjenichaften ? 


materialienhändler mit 1720 Gulden, Marktviftualienhändler mit 3210 Gulden, 
Sodamwaffererzeuger mit 1673 Gulden u. ſ. w. 

I Statiftifcher Bericht d. Brünner Kammer f. d. 3. 18%, ©. 474 f. 

2 Etatiftifches Jahrbuch d. Stabt Wien f. d. 3. 1894, ©. 511 ff. 
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wurden 1894 insgeſamt 436 052,15 Gulden verausgabt. Davon 
entfielen auf 
die Verwaltung der Genofjenichaften . . 277398,73 Gulden, 
die Berivaltung de3 unbeweglichen Genoſſen—⸗ 


ſchaftsvermögens . . . .  68798,81 n 
da3 Schulmweien! . . .  17765,11 = 
Spitalverpflegstoften un Beiträge zu ‚ger 

noſſenſchaftlichen Krankenkaſſen? . . . 6 877,96 - 
Unterftüßungen und jonjtige humanitäre 

Bmede? 2 2 2 een 465703,93 = 
fonftige Ausgaben . . 2 2 2.2.2..19507,61 . 


Weit über 34 aller genofjenfhaftliden Ausgaben, nämlich 
346 197,54 Gulden, wurden demnah als „Berwaltungsfoften” 
gebucht. Welcher Art jedoch ſowohl diefe als die weiter aus— 
getwiefenen 19 507,61 Gulden „jonftiger" Ausgaben jeien, läßt fi), 
verftreute Andeutungen abgerechnet, aus dem Statiftifchen Jahrbuche 
nicht erjehen. Wohl aber ergiebt fich aus den Rechenſchaſtsberichten 
einiger größerer Wiener Genofjenichaften, daß die Auslagen für 
die Erhaltung des Ammobiliarbefißes, die Kanzleierforderniffe, 
Remunerationen, Gehalte, Provifionen und Aushilfen regelmäßig 
Geldfummen verjchlingen, die zu den Aufwendungen im Intereſſe 
der Zwecke des 8 114, insbejondere für da3 gewerbliche Schul- 
weſen, die Arbeitsvermittlung, das Schiedsgericht u. f. w. in 
feinem Berhältniffe jtehen. Und dieſe Relation jcheint ſich um 


ı Zuſchüſſe zu den fachlichen Fortbildungsſchulen. 

2 Die den genoffenfchaftlichen Gehilfen: und Lehrlingskrankenkaſſen geleifteten 
Gründungs: und Unterftüßungsbeiträge. — Größte Bedenken muß es erregen, 
dat bei vielen Genoſſenſchaften Bruchteile der von dem Lehrling zu zahlenden 
Aufding: und Freiiprechgebühren zur Erhaltung der Lehrlingskrankenkaſſen ver- 
wendet werden (Stat. Jahrbuch d. Stadt Wien f. d. %. 1894, ©. 594, Anm. 2), 
da dieje nach den ungzweideutigen Worten des Geſetzes grundjäßlich den Meiftern 
obliegt. So wurden, um ein bejonder3 charakteriftiiches Beifpiel zu erwähnen, 
von den 10896,75 Gulden Jahreseinnahmen der Lehrlingskrankenkaſſe der Wiener 
Tiihlergenofienichaft i. J. 1895 nicht weniger ala 10470 Gulden auf diejem 
Wege aufgebracht. (Rechenichaftsbericht f. d. %. 1895, ©. 12.) Noch Schlimmer 
ift e3 freilich, wenn nicht einmal mehr der Schein gewahrt und das von der Ge: 
noſſenſchaft normierte Krankenkaſſenpauſchale einfach dem Lehrling aufgebürdet 
wird. (Vehrlingsenquete v. 1897, Arbeiterztg., Jahrg. 1897, Nr. 124, 126, 139.) 

8 Sin der Hauptjache wohl aus den Mitteln der früher erwähnten befonderen 
Fonds und Stiftungen. Siehe oben ©. 453. 

+ Darunter Ausgaben für Heraudgabe bez. Subventionierung von Zeitungen. 

Waentig, Gewerblide Mittelftandspolitit. 30 
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fo ungünftiger zu gejtalten, je Eleiner die betreffenden Korporationen 
find. So entfielen beiſpielsweiſe 1890 von den Gejamtauglagen 
der Genoſſenſchaften des Brünner Kammerbezirtz ! allein 44,35 9/0 
auf Gehalte des Genoſſenſchaftsvorſtehers, des Genofſenſchafts- 
ſekretärs, Herbergavaterd, Diener, Anſagers u. |. w., 13,07 %o 
auf Kanzleierfordernifle, 9,12 0/0 auf Mietzinje des Genoſſenſchafts— 
Iofales bez. der Herberge, und endlich "/s auf andere nicht Tpeci- 
fizierte Auglagen, nämlid) Steuern, Gebühren, Afjefuranzen, Sub- 
ventionen, Unterjtüßungen, Stipendien, Diäten, Stempelitrafen, 
Poſtporti, Inſerate, Zuftellgebühren, Zeitichriften. Bei allen 
kleineren Genoſſenſchaften ift ferner von der Aufftellung eines ge- 
regelten Haushaltsplanes, wie er fih, wenn auch in recht primi- 
tiver Form, gewöhnlich bei den größeren findet, feine Rede?, daher 
denn „Fälle unordentlicher und leichtfinniger Verwaltung der Ge- 
noſſenſchaftsgelder“ durchaus nicht zu den Seltenheiten gehören. 
Sie mehren fi, wie die öſterreichiſche Gewerbezeitung betont ®, 
jelbft bei den Wiener Korporationen in den lebten Jahren derart, 
daß „über furz oder lang die Gewerbebehörde ſich werde gezwungen 
jehen, dagegen bejondere Maßnahmen zu treffen” *. 

Es wäre verkehrt, die Geringfügigfeit der genoſſenſchaftlichen 
Ausgaben für jocialpolitifche Zwecke dem Fehlen der notwendigen 
finanziellen Mittel zuzufchreiben. Mag dies in Ausnahmefällen, 
. namentlich auf dem Lande, gerechtfertigt fein, im allgemeinen ge— 
wiß nit. Geftanden mir doch gelegentlic) Genoſſenſchaftsvor— 
fteher offen ein, daß man da3 Einheben von Umlagen ſchließlich 
fiitiert, weil man mit dem aufgelaufenen Gelde nichts Rechtes 
anzufangen gewußt habe. In der That iſt von einem Mangel 
diefer Art, der übrigens in der Regel durch eine gejüindere 


I Statiftifcher Bericht d. Brünner Kammer f. d. %. 1890, ©. 464 ff.. 

2 Bezeichnend ift die Antwort eine Genoſſenſchaftsvorſtehers auf eine 
darauf bezügliche Anfrage der Brünner Kammer: „Genaue Rechnung, wie ver- 
langt, führen wir nicht; ift unſer Geld und wollen eg nüglich verwenden.“ 

8 Öfterreichifche Gewerbezeitung, 6. Jahrg., 1895, Nr. 36, ©. 2. Bergl. 
auch Arbeiterzeitung v. 26. Juni 1896, ©. 4: „Ein chriſtlich-ſociales Genofien- 
ſchaftsidyll.“ 

Dies iſt durch 8 115 der Novelle v. 23. Febr. 1897 inſofern geſchehen, 
als beftimmt wurde, es dürften von den Einverleibungsgebühren nur ®/s, von den 
Lehrlingagebühren nur Ya zu den laufenden Ausgaben verwendet werden. Das 
letzte Viertel der erfteren jei „Fruchtbringend anzulegen“, die übrige Hälfte der 
leßteren nur zu ſolchen Zweden zu verwerten, „welche der Ausbildung der 
Lehrlinge oder fonftigen Intereſſen derjelben zu gute fommen.“ 
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Fundierung der Einnahmen unſchwer behoben werden Könnte, nur 

wenig zu ſpüren. Vielmehr zeigen insbefondere die Geſamt— 

einnahmen der Wiener Genofienfcaften!, mit den Gejamt- 

ausgabe verglichen, ſchon feit Jahren einen erheblichen, und zwar 

wachſenden Überſchuß. Es betrugen nämlich die 

im Jahre Gejamteinnahmen Gejamtansgaben Einnahmenüberjchüffe 
1892 462608,92 Guld. 422703,94 Guld. 39904,98 Guld. 
1893 503061,06 = 431825,78 = 7123528 = 
1894 551870,77 = 43605215 - 11581862 - 


Einnahmen wie Ausgaben find im Steigen begriffen?, aber in 
ſehr verſchiedenem Tempo. Ein raſches Anwachſen der Überſchüſſe 
iſt die notwendige Folge. Allerdings trifft dies nicht für ſämt— 
liche Korporationen zu. Unter 120 endeten 1894 ſogar 30 mit 
einem Defizit. Doch handelt e3 fich faft durchweg nur um Kleinere 
Genoſſenſchaften und minimale Beträge, die da3 Gejamtergebnis 
nicht beeinfluſſen. 

Eine etwas abweichende Geftaltungstendenz macht ſich im 
Brünner Kammerbezirke geltend®. Zwar haben ſich auch hier 
1886 wie 1890 Einnahmenüberſchüſſe ergeben, doch ift ihr Ge— 
jamtbetrag innerhalb dieſer Periode um mehr als "/s, nämlich 
von 14644,63 Gulden auf 8122,79 Gulden, herabgefunten. Eine, 
wenn auch unbedeutende, Verminderung der Einnahmen um 0,4 %/0 
und demgegenüber ein erhebliches Anwachſen der Ausgaben um 
31,2% führten zu diefem Nejultate. Genügt zur Erklärung 
der leßtgenannten Erſcheinung die feit 1886 erfolgte Begründung 
bezw. Konſtituierung zahlreicher neuer Verbände, jo hätte dieſer 
Umftand in Verbindung mit dem Anwachſen der Zahl der Ge— 
werbetreibenden eine gleichzeitige Steigerung der Gefamteinnahmen 
hervorrufen müfjen, wenn nicht die in Handiwerterkreifen immer 
weiter um ſich greifende Abneigung wider das Genofjenjchafts- 
weſen in entgegengejeßter Richtung gewirkt Hätte. Nur in den 
Städten mit eigenem Statut umd in jehr wenigen Landbezirken 


% Statiftifches Jahrbuch d. Stadt Wien f. d. 3. 1894, ©. 510 ff. 

2 Die Angaben Hinfichtlich früherer Jahre blieben aus formellen Gründen, 
deren Grörterung ſich nicht verlofmen wiirde, unberückfichtigt. Es wuchfen unter 
den Einnahmen vor allem die aus den Vermögenserträgnifien, Einverleibungs- 
gebühren und Iahresbeiträgen der Mitglieder, unter den Ausgaben namentlich 
bie genoffenichaftlichen Verwwaltungstoften. 

3 Statiftifcher Bericht d. Brünner Kammer f. d. J. 1890, — fi 
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ift eine Aufwärtsbewegung zu beobachten, die durch die umgekehrte 
in allen anderen völlig ausgeglichen wird. 

Endlich haben auch die Genoſſenſchaften des Salzburger 
Kammerbezirkes einen dauernden Einnahmenüberſchuß aufzumeijen!. 
Diefer ift jedoh auch Hier von 8379 Gulden im Jahre 1886 auf 
5912 Gulden im Jahre 1890, d. i. etwa um Ya herabgefunfen, 
und zwar infolge einer Verminderung der Gefamteinnahmen um 
11,8 %/o und einer Vermehrung der Gefamtausgaben um 6,8 jo. 
Noch deutlicher erhellt der wahre Sachverhalt, wenn man da3 
Schickſal der einzelnen Verbände verfolgt. Unter den 51 Genofjen- 
Ichaften, bezüglich deren die betreffenden Angaben für beide Ter- 
mine vorliegen, befinden ſich joldde mit Einnahmen bez. Ausgaben 
in Höhe von Gulden 






































50— | 100— | 200 | 800 | 400 |500-- | 750— | über 
Einnahmen J— 100 | 200 | 300 | 400 | 500 750 1000 | ı 
1886 2 6285 5 4 2 8 1 
1890 10 11 18 6 4 2 2 1 2 
) 
| . 
50— 100 _ 200 — | 300— | 400— | 500— | 750— | über 
Auägaben | 1-50 | 100 | w 300 2 400 kr 00 | 750 | 1000 | 1000 
1886 5 | 12 ıl!-|I 
1890 30 9 ı 2 1 — 























Hinfichtlich der Einnahmen wie der Ausgaben hat ſich demnach 
während der Periode von 1886 — 1890 innerhalb derjelben Kor— 
porationen eine Verſchiebung zu Gunſten der unteren Kategorien 
vollzogen. Zur Antipathie der Genofjenfchaftsmitglieder gegen 
jede finanzielle Belaftung gejellte fi) der Widerwillen der Ge— 
nofjenihaft3organe gegen ihre Amtsthätigfeitt. Mehr und mehr 
beſchränkt man fi) darauf, Gebühren einzukaſſieren, hiermit die 
unvermeidlichen Gelegenheitsausgaben zu beftreiten und den Reft 
aufzufpeihern, ohne ſich weiter um die Vorfchriften des $ 114 d. 
G.⸗O. zu befümmern. — 


1 Berechnet nad d. Statiftifchen Bericht d. Salzburger Kammer f. d. J. 
1886—%, ©. 180 ff. Es wurden abfichtlich nur jene Korporationen berüdfichtigt, 
die bereit? 1886 in Thätigfeit ftanden. 


— 469 — 


Schon vor zehn Jahren hat Yerdinand Schmid! betont, es 
führe die genoſſenſchaftliche Finanzgebarung, ſich ſelbſt überlafien, 
faſt mit Notwendigkeit zu einer unfruchtbaren Vermögensauf— 
Häufung. Die neuere Entwidlung bat ihm Recht gegeben. Hält 
man fi) vor Augen, daß im Verlaufe der fünfjährigen Periode 
von 1889 — 1894 das Gejamtvermögen der Wiener Genofjen- 
ſchaften nachweislih von 1997571 Gulden auf 2473535 Gulden 
anwuchs?, jo gewinnt man einen ungefähren Begriff von der 
praftiichen Bedeutung, diefer Tendenz. GSelbftverftändlich tritt fie 
nicht bei allen Korporationen in gleicher Antenfität hervor; am 
entichiedenften bei denen, die von ihren Vorgängern namhafte 
Stammvermögen übernahmen. Am einzelnen belief fich 1894 das 
angegebene Vermögen auf 


mehr al3 250000 Gulden bei 3 Genofjenihaften, 
200 000— 250 000 - - 1 ⸗ 

150 000 - 200 000 - - 1 - 
100 000 — 150 000 - - 1 - 
50 000—100000 - - 8 ⸗ 
25 000— 50000 - - 6 - 
10 000— 25000 - - 9 . 
5 000— 10000 - - 17 - 
1000— 5000 - - 44 - 
bis zu 100 = = 8 : 


Vermögenslos endli waren im ganzen fünf. 

Berhältnismäßig noch weit ftärfer hat in der Zeit von 1886 
bi3 1890 das Gefamtvermögen der Genofjenichaften des Brünner 
Kammerbezirkes? zugenommen. Es wuchs von 49215,60 Gulden 


ı Ferdinand Schmid, Statiftifche Studien, S. 247 ff. 

2 Statiftifches Jahrbuch d. Stadt Wien f. d. J. 1892, ©. 500; f. d. J. 1894, 
©. 516 ff. Davon unbewegliches Vermögen 1118250 Gulden bez. 1404 966 Gulden. 
Die Schulden und Paffivrüdftände wurden 1894 auf 322576 Gulden veranichlagt. 
Die Angaben der Genoſſenſchaften find auch in diefer Hinficht lückenhaft und 
unzuderläffig. Die Mehrzahl von ihnen erwähnt in ihren Rechnungsausweiſen 
die Aktiv: und Paflivrüdtände, dann das Inventar gar nicht, oder führt die 
zum Inventar gehörigen Gegenstände ohne Wertangabe an. Die in den oben 
genannten Ziffern fich Ipiegelnde Vermögensvermehrung mag darum zum Teile 
eine fjcheinbare fein. Daß fie ſich jedoch in weitem Umfange auch thatfächlich 
vollziehen muß, beweifen jchon die bedeutenden  Einnahmenüberjhhüffe, die all» 
jährlich fapitalifiert werben. 

° Statiftiicher Bericht d. Brünner Kammer f. d. 3. 1890, ©. 469 ff. 
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auf 111 214,80 Gulden, d. i. um 125,97 %o. Die während diejes 
Zeitraumes erfolgte Vermehrung der Verbände und die größere 
Genauigkeit der Erhebung des Jahres 1890 dürften nicht ohne 
Einfluß geweſen fein. Daß fie nicht ausfchlaggebend waren!, 
beweift die feit 1886 eingetretene Verſchiebung zu Gunften der 
Korporationen mit einem höheren Vermögenzftande. Es betrug 
nämlic) in Prozenten aller die Zahl der Genoſſenſchaften mit 
einem Vermögen in Höhe von Gulden 





50 ⸗ 100— 
Am Jahre | 1—50 | 100 1% 1% 


1000 10.000 | 10.000 


| 5— | über 





6,3 | 12,7 
— — 
19,0 712 9,8 
686,7 568222 68 — 112 
1890 — — I 


13,0 56,8 30,2 


Es hätte fich alſo innerhalb der bezeichneten Friſt der Anteil 
der Korporationen mit einem Vermögen von über 500 Gulden 
um 20,4 %0 gehoben. Und ganz der gleiche Vorgang läßt ſich im 
Salzburger Kammerbezirte? beobachten. Hier betrug in Pro— 
zenten aller Genofjenihaften die Summe derer mit einem Ber- 
mögen in Höhe von Gulden 


50— | 100— | 500—- | 1000—- | 5— | 


über 
500 | 1000 | 5000 10.000 | 10.000 







2 
1886 
88 48 14 
95168 481 179 116 — u | 
1890 —— U 
26,3 43,1 | 30,6 


1 Übrigens kann es fich in beiden Fällen nur um Genofienfchaften mit 
einem niebrigen Vermögenzftande handeln. Größere Vermögen finden fi in 
erfter Linie bei jenen, die an die alten Zünfte und Innungen anknüpfen. Gerade 
folche beftanden bereits 1886, auch konnte ihre Finanzlage ber Kammer kaum 
entgehen. 

2 Statiftifcher Bericht d. Salzburger Kammer f. d. J. 188690, ©. 180 ff. 
Die obige Zufammenftellung nach eigenen Berechnungen. 
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Es iſt demnach während der Periode 1886—1890 eine Ver— 
ſchiebung zu Gunſten der Genoſſenſchaften mit einem Vermögen 
von über 500 Gulden um 16,60 eingetreten. Sie ift geringer 
als die im Brünner Kammerbezirk feitgeftellte, aber um jo be- 
merfenswerter, als die Zahl der Korporationen ſich unterdeffen 
verdoppelte, jo daß gerade die unteren Kategorien fortgejet einen 
lebhaften Zufluß erhielten. Wie raſch die Vermögensvermehrung 
fich gelegentlich) vollzog, mögen die folgenden Beifpiele illuftrieren. 
Es wuchs das Korporationsvermögen der Holz= und Papierarbeiter 
in Salzburg von 141 Gulden im Jahre 1886 auf 1002 Gulden 
im Jahre 1890, das der Kleidermacher von 269 Gulden auf 
2246 Gulden, das der Gafthof= und Hotelbefiger von 1350 Gulden 
auf 2712 Gulden, das der Genofjenschaft Gruppe VII für den 
Gerichtsbezirk Hallein von 596 Gulden auf 1385 Gulden, das der 
Genofjenichaft Gruppe VI für den Gerichtsbezirk Neumarkt von 
106 Gulden auf 1078 Gulden, das der Genofjenfchaft Gruppe VI 
für den Gerichtsbezixt Salzburg Umgebung von 188 Gulden auf 
1625 Gulden u. ſ. w. Und mag diefe Kapitalanfammlung je nad) 
den bejonderen Umftänden jchneller oder Iangjamer vor fich gehen, 
nur in jeltenen Fällen findet, ſoweit man den ftatiftijchen Angaben 
Glauben ſchenken darf, eine dauernd rücläufige Bewegung ftatt, 
die dann als ein Symptom völliger Zerfegung aufzufaſſen fein 
dürfte. — 

So erſcheint denn ganz Öfterreich mit gewerblichen Zwangs— 
ſparkaſſen überjäet, deren Mittel nad) dem heute geltenden Recht 
überiviegend oder ganz ausfchließlich von den Gehilfen und Lehr» 
lingen aufgebracht, aber nur zum geringjten Zeile in ihrem, ja 
nicht einmal im wahren Intereſſe der Meifter verwendet, jondern 
meift ftumpffinnig aufgefpeichert oder leichtfertig vergeudet werden. 
Auch als Haushalt verleugnet die Genoſſenſchaft nicht ihren gewerbe- 
politiihen Charakter. Wenn man jedoch, und wohl mit Recht, 
behauptet hat, es bilde das Miteigentum an einem größeren 
Korporationsvermögen noch den fefteften Halt der auseinander 
ftrebenden Genofjen, jo weiß man nad) Lage der Dinge wahrlic 
nit, ob man ſich diefer Thatſache freuen, oder fie beklagen joll. 
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Das Ergebnis, 


Gleich der Unterſuchung des Befähigungsnachweiſes endet 
auch diejenige der Zwangsgenoſſenſchaft mit einem negativen 
Reſultate. Zu dieſem Mißerfolge mögen äußere Umſtände bei— 
getragen haben, den Ausſchlag gaben ſie nicht. Denn ſeine 
Haupturſache liegt tiefer. Wie alle anderen ſocialen Gebilde iſt 
auch die Genofſenſchaft an und für ſich eine bloße Form ohne 
eigene Subftanz. Sie empfängt all ihren Lebensinhalt von ihren 
Elementen und hat überhaupt Realität nur ala deren Funktion, 
als Inbegriff ihrer „genoſſenſchaftlichen“ MWechjelbeziehungen. Nur 
wenn Form und Anhalt, Mittel und Zweck einander ent|pradden, 
fonnte das geſteckte Ziel erreicht werden. Wenn lebteres nicht 
geihah, To erklärt e3 fich daraus, daß die genannte Borbedingung 
nicht erfüllt war. 

Nicht ſämtliche in einer Genoſſenſchaft zufammengefaßten 
Individuen nehmen an ihrer Willensbildung teil. Gar nicht die 
Lehrlinge, die überhaupt nicht ala Subjekte, ſondern ausschließlich 
als Objekte Torporativen Handelns in Betracht fommen. Auch 
die Gehilfen nur in fehr geringem Umfange. Denn entjcheidenden 
Einfluß haben diefe nur auf die Verwaltung der Krantentafle 
und allenfall3 auf die Tchiedsgerichtliche Thätigkeit!. Maßgebend 
find allein die Meifter. Sie beherrfchen die Genofjenihaft, nur 
mit ihnen hat man im allgemeinen zu rechnen. 

Dieſe herrſchende Gruppe ſelbſt ſetzt fi) aus heterogenen 
Beſtandteilen zuſammen; häufig aus Angehörigen differenter Be- 
rufe, regelmäßig aus ſolchen verſchiedener Klaſſen. Flickſchneider, 
Heimarbeiter, Stückmeiſter, Kundenſchneider und Konfektionär, 
ſämtlich „ſelbſtändige“ Gewerbetreibende, dabei aber Vertreter 
abweichender, oft widerſtreitender Intereſſen, wirken als gleich: 
berechtigte Faktoren zuſammen. Natürlich fehlt für gewöhnlich 
eine einheitliche Willensrichtung. Die Meinungen gehen aus— 
einander, die Majorität entjcheidet und die breite Maſſe der Kleinen 








1 Nah $ 120a d. G.:0. gehört in den Wirkungskreis der Gehilfenvderfamm- 
lung „die Wahrnehmung und Erörterung der Intereſſen der zur Genofjenichaft 
gehörigen Gehilfen“, nicht auch derjenigen der Lehrlinge, wie erft vor furzem der 
Berwaltungsgerichtshor wiederum entjchieden hat (Arbeiterzeitung v. 28. Mai 1897, 
©. 3), und auch erfteres nur, joweit „die Förderung diefer Intereſſen den Zweden 
der Senofjenichaften nicht widerftreitet” (2), Ein Zwang auf die Meifter kann 
nicht ausgeübt werden. 
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Leute trägt den Sieg davon, während die wirtjchaftlich und kulturell 
höher ftehenden Elemente, vorausgeſetzt, daß jolche überhaupt ver— 
treten find, dor ihnen das Feld räumen müfjen oder, die Erfolg- 
Lofigkeit ihrer Bemühungen einſehend, fich freiwillig aurüdziehen. 
Wie nach) der Sage die Ratten das finfende Schiff, fliehen fie jene 
Verbände, in denen für die vorwärts Strebenden, die freudig 
Schaffenden kein Raum vorhanden iſt. 

Und nunmehr lege man fich ehrlich die Frage vor, ob jene 
wahren Herren der Genoſſenſchaft ein Intereſſe daran haben, im 
Sinne de3 Gejeßes zu wirken. Werben fie etwa den Gemeingeift 
pflegen, während jedes Handwerk im Streite um die Abgrenzung 
der Gewerberecht jein Heil von der Beeinträchtigung der Übrigen 
erhofft? Werden fie die Schiedsgerichte fördern, vor denen fie 
nur zu oft als Beklagte erſcheinen müſſen? Werden fie die Aus— 
beutung der Lehrlinge bejeitigen,, obwohl doch gerade fie ſich auf 
dieſe Praxis angewieſen jehen? Werden fie für die Ausgeftaltung 
des gewerblichen Schulwejens eintreten, während fie jedem neuen, 
durch Wiſſen und Können überlegenen Konkurrenten forgenvoll 
entgegenbliden? Werden fie die Arbeitslofigfeit bekämpfen, bie 
ihnen niedrige Löhne ſchafft? Werden fie Rohjtofflager umd 
MWarenhallen errichten, von denen in der Hauptjache doch nur die 
beſſer geftellten wejentlichen Nuten ziehen? Werden fie geneigt ° 
fein, zu welchem Zwecke immer finanzielle Laften auf fich zu 
nehmen, da fie doch für ſich und die ihrigen faum das Nötigſte 
erübrigen? Es hieße meines Erachtens die praktifche Bedeutung 
„locialer" Gefühle in Handwerferkreifen und mehr noch das Maß 
ihrer wirtſchaftlichen Einficht überſchätzen, wollte man diefe Fragen 
ernſtlich bejahen. Jedenfalls aber hat die Erfahrung dem Skeptiker 
Recht gegeben. 

Iſt num aud) von dem Gros der Aleingewerbetreibenden jo 
gut wie nichts zu erwarten, jo könnten doch einzelne energiſche 
Perjonen in leitender Stellung bei der Indolenz der anderen über 
deren Köpfe hinweg mancherlei durchſetzen. In der That ift dies 
gelegentlich geſchehen. Nur hängt die Wahl der Genofjenjchafts- 
beamten ja ebenfalls von dem Willen der Majorität ab, um 
dementſprechend auszufallen. Überdies find, tie einer der Ge- 
werbeinſpektoren hervorhebt, „die gegenfeitigen Beziehungen ber 
Mitglieder mitunter jo unerquicklich, daß es fich feiner weder 
zur Ehre noch zum Vergnügen anrechnet, Obmann zu fein. Nur 
zu oft werde unter ſolchen Verhältniffen der Gleichgültigſte und 
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Ohnmächtigſte zu diefem Ehrenamte berufen”!. Auch die Hand- 
werker jelbft beftätigen dies. Es „würden heute leider nicht immer 
die fähigften und eifrigften Genofjienfhaftsmitglieder zu Funktio— 
nären gewählt, jondern mehr die geduldigiten. Das Syftem des 
leidlihen Fortfrettens jei auch den Genoſſenſchaften in Fleiſch 
und Blut übergegangen” ?. Und wie manden Borftehern bin ich 
jelbjt begegnet, die für alles andere geeigneter erſchienen, als 
gerade für diefen verantiwortungsvollen Poſten! 

Aber ſelbſt da, wo bei den führenden Perſönlichkeiten aus— 
nahmsweiſe guter Wille und ausreichendes Verſtändnis für die 
Aufgaben der Genofjenihaften vorhanden waren, konnten dieſe 
aus formellen Gründen nur bejcheidene Erfolge erzielen. Hat 
man do, nad Analogie der berühmten Dienftbotentategorie, 
ein geiverbepolitifches „Mädchen für alles“ geichaffen, deſſen ge— 
forderte Vielgeſchäftigkeit feine Eonftitutionelle Leiſtungsfähigkeit 
bei weitem überfteigt, weil die Mannigfaltigkeit feiner Funktionen 
mit der Einförmigkeit feiner Organijation im Widerſpruche fteht. 
So wird ſich 3.3. nur in Verbänden mit jehr beſchränkter Mtit- 
gliederzahl eine forgfältige Überwachung des Einzelnen durch die ge- 
noſſenſchaftlichen Organe ermöglichen laffen. Aber gerade jene find 
völlig außer jtande einigermaßen leiftungsfähige Unterftühungg- 
“ Fallen ing Leben zu rufen. Reine Fachgenofſenſchaften werden im 
großen und ganzen den Gemeinfinn am beften zur Entfaltung 
bringen. Je ftärker aber unter den Genoffen das Gefühl wechiel- 
feitiger Gemeinbürgfhaft, defto größer die Gefahr des Cliquen- 
weſens, der Proteftion, der parteiiihen Rechtsſprechung in den 
ſchiedsgerichtlichen Ausſchüſſen, Nachteile, die in gemifchten Ver— 
bänden weit weniger zu fürdten find. Am eheften noch werden 
ftreng Iofale Vereinigungen fih um die Gründung und Förderung 
geiwerblicher Schulen bemühen; denn nur in diefem alle können 
jämtlihe Lehrheren von den gemeinjchaftliden Aufwendungen 
profitieren. Andererfeit3 fordert die Belämpfung der Arbeitz- 
lofigfeit gerade interlofale Einrihtungen, die etwa in einer 
Landesgenoſſenſchaft viel leichter und wirkſamer herzuftellen wären. 
U. |. w. Je beifer alfo ihrer Form nad) eine beftimmte Genofjen- 
ſchaft dem einen ihrer gejeßlichen Zwecke angepaßt ift, defto un— 
tauglicher erjcheint fie regelmäßig zur Erfüllung anderer, ein 


1 Berichte der Gewerbeinfpektoren f. d. 3. 1890, S. 192. 
2 Bericht des 3. Katholitentages, S. 208. 
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Dilemma, aus welchem es, wie immer man organiſieren möge, 
ſolange keinen Ausweg giebt, als man das Princip der will- 
kürlichen Kumulation der Aufgaben beibehält. 

So krankt denn die Genofjenshaft in ihrer heutigen Form 
an unheilbaren Schwächen. Sie ift ihrer Anlage nad) verfehlt. 
Und Zufall, faft ein Wunder wäre es, wenn eine oder die andere 
wirklich das vom Geſetzgeber geftecte Ziel erreichte. Man deute 
doch nicht auf die einzelnen, weit über die Lande verftreuten Kor— 
porationen, von denen fich die einen in diefer, die anderen in jener 
Hinficht „bewährten“. Niemand beftreitet, daß unter gewiſſen 
Umftänden auch eine „Genoſſenſchaft“ etwas Leiften könne. Aber 
beweiſt dies etwa für die Zweckmäßigkeit der ganzen Organifation ? 
Wie würden jene Verteidiger wohl über Gerichte urteilen — die 
Genoſſenſchaften find ja Behörden —, von denen man jagen müßte, 
daß zwar regelmäßig ihte Gejchäftsbehandlung fchleppend, ihre 
Rechtsſprechung gejeßwidrig, ihre Richter beftechlich ſeien, was 
jedod nicht Hindere, daß man gelegentlich auch bei ihnen zu jeinem 
Rechte gelange? Und waren jene vielgepriefenen Erfolge viel- 
leicht die Frucht des Genoſſenſchaftszwanges, oder nicht viel mehr 
das Ergebnis freier perjönlicher Initiative? 

Daß in vielen Verbänden das Handwerk mit „fremden“ Ele 
menten durchſetzt ift, worüber fich die Zünftler ftrenger Obfervanz 
mit am bitterften beklagen, ift, bei Lichte bejehen, wohl ihr ger 
ringſter Fehler. Entfalten doch im allgemeinen die Handels- 
genofjenichaften verhältnismäßig noch die größte Regjamkeit, 
während gerade typiſche Reinkulturen des alten Handwerks den 
Anblick erſchreckender Verſumpfung darbieten. Und wie könnte 
man befjeres erhoffen, jobald man ſich das Geiftesleben der 
großen Mafje jeiner Vertreter klar vergegenmwärtigt? „In Er— 
mangelung einer Jnduftrie und ihrer erdrüdenden Konkurrenz,” 
bemerkt die Kammer Brody!, „jollte man meinen, daß das 
Kleingewerbe in Galizien einen goldenen Boden habe und ſich 
träftig entwidele. Dies ift jedod nicht der Fall. Die ver- 
ſchiedenen Handiverte werden meift, namentlich) in kleineren Orten, 
mittelmäßig geübt. Die Meifter verharren dort träge in den von 
den Bätern überfommenen primitiven Verhältniffen, arbeiten wie 





% Bericht der Brodyer Handels und Gewerbefammer über den Zuftand des 
Handels, der Gewerbe und der Verfehrsverhältnifie im Kammerbezirte f. d. I. 
1B86—90. Brody 1892. ©. 7. 
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fie, handhaben diejelben Werkzeuge wie jte, liefern diefelben Waren 
und Geräte wie fie und bleiben jeder Neuerung, jeder Verbeſſerung 
und jedem Fortichritte unzugänglid. Die Koch- und Eßgeſchirre, 
die Aderbaugeräte, die Hauseinrichtung, die Gewebe und Geflechte, 
die Kleidung, die Hütten und Scheunen — alles, alles blieb und 
bleibt unverändert, wie fie in der Vorzeit waren. Kein Haud) 
von außen Tann diefe Indolenz aufrütteln. Die Bildung der 
Genoſſenſchaften Hat in diefer Richtung nichts erzweckt; fie ver- 
folgen weder die ihnen gejtedten Fulturellen, noch humanitären 
Ziele, fie bilden weder Schulen für die Gefunden, noch Spitäler 
für die Kranken. Die Beiträge find ungenügend, fließen ſpärlich 
ein und werden ohne Rechnungslegung irgendivie verwendet." — 

Vielleiht giebt es feinen jchlagenderen Beweis für den un- 
wiſſenſchaftlichen Charakter öfterreihiicher Mittelftandspolitit! als 
die dem Genoſſenſchaftsweſen zu Grunde liegende naive Vorftellung, 
e3 werde eine von den Inſtinkten einer ſinkenden oder doch zurück— 
gebliebenen Bevölkerungsſchicht beherrfchte Organisation nicht allein 
da3 Handwerk zu neuer Blüte bringen, ſondern aud) die Kraft 
haben, auf höheren Befehl eine Reihe der ſchwierigſten Probleme 
moderner Wirtſchaftspolitik gleichſam aus dem Stegreife zu Löjen. 
In beiderlei Hinfiht täufchte man fih. Und die Genoſſenſchaft, 
gewifſermaßen der Eckſtein im jocialpolitifhen Syjteme von 1859, 
wurde mehr und mehr zum Stein des Anftoßes für alle weiteren 
Fortſchritte auf diefer Bahn. Denn der blinde Wahn, daß jene Kor- 
porationen fich zuguterlegt doch noch einleben würden, hielt davon 
ab, die Löſung der ihnen zugewieſenen wichtigen Aufgaben auf 
anderem Wege zu verjuchen. Und jomweit man fi) von jenem 
Irrtume befreite, wie 3. B. Hinfichtlid der Krankenverficherung, 
ſcheute man gleichwohl zum offentundigen Nachteil der Sache 
davor zurüd, mit träftiger Hand in die genoſſenſchaftlichen Prä- 
rogativen einzugreifen. Man pfropfte friſche Reiſer auf einen 
kranken Stamm, um diefen zu verjüngen; erreichte aber nur, daß 
auch jene entarteten. Daher glaube ich der Zuftimmung aller vor- 
urteilälofen Kritifer des öſterreichiſchen Genoſſenſchaftsweſens in 
feiner heutigen Form gewiß fein zu dürfen, wenn id) behaupte, 
daß nur auf feinen Trümmern eine wirkſame und den wahren 


1 Bergl. auch das Referat des Profeſſor von Philippovich in den Ber: 
Handlungen der am 23., 24. und 25. Sept. 1897 in Köln a. Rh. abgehaltenen 
Generalverfammlung des Vereins für Sorcialpolitit. Leipzig 1898. ©. 72 ff., 
bei. 80 ff. 
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Intereſſen de3 Kleingewerbes dienende Wirtfchaftspolitif durch— 
geführt werden könne. Nur fürchte ih, daß man die Erfahrung 
jenes Zauberlehrlingg machen wird, der die Geifter, die er mut— 
willig rief, nicht wieder los werden Konnte, bis auch in Öfterreich 
der große Meifter kommt, deſſen alle harten, und fie mit einem 
madtvollen 

In die Ede, 

Beien, Beſen! 

Seid’3 geweſen! 
zur ewigen Ruhe eingehen heißt. 


Schlußbetrachtung. 


— 


Wie immer fih die Zukunft des Kleingeiwerbes, jei es als 
Handwerk im engeren Sinne oder als kleinkapitaliſtiſche Unter- 
nehmung, gejtalten möge, die reaktionäre Gewerbepolitif hat feine 
Lage in feiner Hinfiht gebeffert. Und das Recht, welches aus— 
ging, die Wirtſchaft zu meiftern, hat allenthalben den Fürzeren 
gezogen. Warum wohl, da ihm ein entjcheidender Einfluß auf 
deren Geftaltung im allgemeinen doch gewiß nicht abgejprodhen 
werden Tann? Schon Comte hat den Grundjaß aufgeltellt, e3 
müſſe jeder wirkſame focialpolitifche Eingriff fih harmoniſch ein= 
fügen in den Zufammenhang der gegebenen jocialen Ordnung und 
an deren immanente Entwicklungstendenzen anfnüpfen. Gegen die 
eine wie gegen die andere Regel hat man verjtoßen. 

Ihrem Wefen nach der ftädtifchen Tauſchwirtſchaft angepaßt, 
mußten Befähigungsnachweis und Ziwangdinnung innerhalb des 
Rahmens der Fapitaliftiihen Verkehrswirtſchaft ihren Dienft ver- 
jagen. Wie unpafjende Räder in einem komplizierten Mechanis- 
mu3, haben jie allerhand Störungen hervorgerufen, ohne jedoch den 
natürliden Gang der Entwicklung aufzuhalten. Dahin ift das alte 
„Gewerbe“ mit jeiner urwüchſigen Verſchmelzung von Beruf und 
Haushalt, Eriwerb3- und Genußgemeinfchaft, mit feinem einheit- 
lien Produktionsprozeſſe und feinem engbegrenzten, aber ge= 
fiherten Abſatzgebiete. Erloſchen der deutfch- genoffenfchaftliche 
Geift, der die ftädtifche Urgemeinde und ihren Sprößling, die 
zünftige Innung, belebte und in ihnen feine ſchönſten Blüten 
trieb. Verſchwunden damit aber aud) die unentbehrlichen Voraus- 
jegungen für die finngemäße Wirkfamkeit von Rechtsnormen, die 
ihren Zwed, „Erhaltung des Handwerks“, um fo weniger erreichen 
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tonnten, als fie die treibenden Faktoren des gewerblichen Lebens 
der Gegenwart: die Entfeffelung des Verkehrs und die Akkumu— 
lation des Kapitals, die Entfaltung des Großbetriebes und die 
Konzentration des Abſatzes, die Differenzierung der wirtichaftenden 
Andividuen und die Specialifierung ihrer Funktionen, die Heraus- 
bildung von Klaſſengegenſätzen und die Entftehung entſprechender 
ſocialer Gruppen, nahezu unberührt ließen. 

Hier alfo wäre der Hebel einzuſetzen geweſen, wollte man im 
Ernſte eine Wirtſchaftsordnung ſchaffen, in der das Handierk, 
die kleine Arbeitsunternehmung, wie dereinft die herrſchende Stel- 
tung hätte einnehmen können, wollte man wirklich zur ftädtijchen 
Tauſchwirtſchaft der Vorzeit zurückkehren. Und es läßt ſich nicht 
leugnen, daß die Öfterreichifche Gewerbepolitit, vorderhand aller- 
dings nıre in bejeheidenden Anfähen, diefem legten Biele zuftrebt!. 
Nur bewegt fie ſich damit gewiß nicht in der in Öfterreich ſo— 
wohl wie in Deutjchland durch ein intenfives Anwachſen der 
Bevölkerung der wirtichaftlichen Entwicklung vorgezeichneten Rich— 
tung. Was würde es denn bedeuten, wollte man durch Lähmung 
von Großinduftrie und Handel den handwerksmäßigen Kleinbetrieb 
auch da konſervieren, wo er fich im Wettbewerbe der Betriebs- 
formen nicht jelbft zu erhalten vermag? Unbedingt eine erhebliche 
Verſchlechterung der Technik. Zunächit wäre es jehr zweifelhaft, 
ob alsdann Volksmaſſen, wie fie ſich gegenwärtig in den ge= 
nannten Ländern vorfinden, ihren Bedarf an Gewerbsproduften 
überhaupt in der früheren Form noch deden könnten. Wenn nicht, 
jo müßte ſchmählichſte Abhängigkeit eines ſolchen Kleingewerbe— 
ftantes vom Auslande die unvermeidliche Folge fein. Aber ſelbſt 
wenn e3 gelänge, gäbe es doch feine Zollſchranken, hoch genug, 
um die Überflutung eines ſolchen Landes mit fremden Induftrie- 
erzeugniffen zu verhüten. Und man hätte die Erhaltung des 
Handwerks durch den wirtſchaftlichen Ruin der Nation erkauft. 
Ja, es müßte dieje, wäre fie wie die deutfche darauf angewiejen, 
einen erheblichen Teil ihrer Nahrungsmittel im Austauſch gegen 
Induftrieprodukte zu erwerben, geradezu verhungern. Denn mit 


* Hierher gehört ein Teil der oben (S. 218) aufgeführten Gejehe. Ganz 
aus ber Rolle fällt man freilich, wenn man gleichzeitig darauf ausgeht, das 
Kleingewerbe mit Motoren und Arbeitsmafchtnen auszurüften. DBgl. Bericht des 
Handelsminifteriums über die Verwendung des zur Förderung des Kleingewerbes 
bewilligten Kredils während d. I. 1892—94. Wien 1895, ©. 3 ff. 
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dem Spinntade wird man ja wohl nicht auf dem Weltmarlte 
fonfurrieren wollen, und wo wäre da die Grenze zu ziehen? — 

Erwägungen diejer Art mögen auch die öfterreichijche Regierung 
vorläufig von einer Tonjequenten Durchführung der inaugurierten 
Handwerkerpolitit abgehalten Haben. Man Hat fih damit be 
gnügt. dem Kleingewerbe jeinen Wettbewerb dadurch zu erleichtern, 
dag man der Großinduftrie durch jocialpolitiihe Maßnahmen die 
Arbeitsfräfte zu verteuern jucdhte und ihrem Konkurrenten den 
jugendliden Nachwuchs opferte. Mit Recht Hat bereit3 die 
färntner Landesregierung betont!, „es Tönne doch wohl nicht im 
Ernte angenommen werden, daß das Kleingewerbe jeinen Beftand 
nur dadurch Friften dürfe, dab e3 auf Grund geſetzlicher Befugnis 
jeinen Arbeitern ungünftigere Arbeitsbedingungen auferlege als 
das Großgewerbe; denn, wenn dem wirklich io wäre, läge die 
worderung nahe, daß der Kleinbetrieb überhaupt an der Grenze 
feiner Taleinäberedtigung angelangt ſei.“ Tod bat, wie mir 
ſcheint, die vorliegende Unteriuhung überdies den Nachweis er- 
bracht. daß dieſes auf Erhaltung des Handwerks berechnete Eyflem 
wohl gelegentlid) dem einzelnen Geichäftsmanne gewitle Erleichte- 
rungen veridhaften mag. ſein Hauptziel aber verfehlt, weil es 
in feinen weiteren Koniequenzen nicht. wie dies doch notwendig 
wäre. zur Seranbildung eines körperlich und geiftig tüchtigen 
Stammes Eleiner Arbeitäunternehmer. ſondern vielmehr zur Empor: 
züchtung einer in jeder Hinficht unbrauchbaren gewerblichen Krüppel⸗ 
garde rührt. 

Tamit aber berühre ich gewiñnermaßen die partie honteuse 
und zugleich den Kernpunkt jener „Mittelitandäpolitit“, deren 
ganze Tragweite man erit zu ermeiien vermag. wenn man fie in 
ihrem Verhältnis zu dem Grundgeiege aller wirtidaftliden Ent- 
widlung betradtet. Dieie legtere nämlich it cin doppelter An= 
vanñungsprozeß. Die Vermehrung der Bevölkerung. die Steigerung 
ibrer kulturellen Bedürinine. die Verichäriung des Taſeinskampfes 
drängen gebieteriſch dazu. die menidhlide Arbeit immer ergiebiger 
zu geftalten. die einzelnen mwirtidaftlidhen Anititutionen mit den 
fterig wachienden Anforderungen auts neue in Einklang zu bringen. 
Indem nun ein Stein des alten Gebäudes rad dem anderen durd) 


Srismmestleng Der geiadti:den Noterungen 28er nee in Qntrag 
gebrzär Aninrungen bez. Ergönunger Mr wemmwberztzung Die VI Heupt- 
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einen neuen exjeßt wird, erhält auch die Volkswirtſchaft ala Ganzes 
ihlieglich einen abweichenden Charakter. Allmählich erwächſt eine 
neue Ordnung und damit ein neues Milten, das wohl in jeiner 
Gejamtheit einer größeren Zahl von Individuen reichere Bedikrf- 
nisbefriedigung gewährt, gleichzeitig aber an die durchſchnittliche 
Leiſtungsfähigkeit des einzelnen erhöhte oder doch bejondere An— 
ſprüche ftellt und jene Bevölkerungsſchichten zum Tode verurteilt, 
die fich den leßteren nicht anzubequemen vermögen. Regelmäßig 
werden es diejenigen fein, die einer früheren Form des Wirtſchafts- 
lebens in außergewöhnlichem Maße angepaßt waren. Ein großer 
Zeil der Handwerkerbevölterung befindet fich heute in diejer Lage. 
Nicht die ganze; denn ein gewiſſer Prozentſatz hat ſich empor- 
gearbeitet, ein anderer fi) mindeftens nicht verſchlechtert. Der Reft 
feeilich ſinkt und — leidet. Aber nicht der Rüdgang der Betriebs- 
form „Handwerk“ ift die Haupturfache diefer Erfeheinung, ſondern 
die Unfähigkeit jener Elemente, fi) in die neue Ordnung der 
Dinge hineinzufinden und ihre veränderten Chancen nad) Kräften 
auszunußen. Inftinktiv fühlen fie, daß es für fie nur eine Rettung 
giebt: die Rückkehr zu ‚einer einfacheren Wirtjchaftsform, deren 
Weſen fie verftehen, deren Technik fie allein beherrſchen. Da num 
bei fteigender Bevölkerungsziffer diefer Ausweg verjchlofen er— 
ſcheint, jo jollte man denken, könnte es für den Socialpolitiker 
teine dringendere Aufgabe geben, als wenigftens die Fortpflanzung 
diefes Typus zu verhindern. Befähigungsnahweis und 
Bmwangsgenojjenihaft zühten ihn. Und wenn fie auch 
auf die Dauer jein Ausfterben nicht werden verhindern können, 
weil die Triebkräfte des wirtichaftlichen Lebens fich ſtärker zeigen 
werden als die Machenjchaften herrſchſüchtiger Parteien, jo dürfen 
ſich die letzteren doch rühmen, diejen Prozeß nach Möglichkeit ver 
zögert, den jocialen Leidenszuftand verlängert zu haben. 

Erſt, wenn diejes ganze traurige Syſtem einer kurzſichtigen 
Klaſſenpolitik abgewirtſchaftet und die Erkenntnis ſich Bahn ge- 
brochen haben wird, daß die künftliche Erhaltung einer bkonomiſch 
wie jocialpolitifch minder Leiftungsfähigen Betriebsform, jelbjt 
wenn dieſe innerhalb des Bereiches dev Möglichkeit läge, nicht den 
wahren Intereſſen eines wirtſchaftlich aufftrebenden Volkes ent— 
ſpricht und daß eine den gegebenen focialen Dajeinsbedingungen 
unzureichend angepaßte Bevölkerungsſchicht am wenigſten dadurch 
aus ihrer Zwangslage befreit wird, daß man fie in ihren reaktio— 
nären Inſtinkten beftärkt; wenn man ferner Sue haben 

Baentig, Gewerblihe Mittelftandspolitit. 





— 482 — 


wird, daß in dem undermeidlichen Wettlampfe der Nationen um 
die wirtſchaftliche und Tulturelle Weltherrichaft diejenige obfiegen 
muß, die den Gegnern in ihrem Unternehmertum das höchſte Maß 
patriotiſchen Pflichtbewußtſeins, in ihrer Arbeiterſchaft die größte 
Summe vitaler Energie und in ihrer Wirtſchaftsordnung die beft- 
entwidelte Arbeit3organtiation wird entgegenftellen können, dann 
mag auch die Zeit für eine neue realiftifche Gewerbepolitik ge= 
Tommen fein. 

Eine jolche wird ſich gewiß nicht unterfangen, den in feiner 
Notwendigkeit erfannten ſocial-ökonomiſchen Entwidlungsprozeß zu 
meistern, jondern wie ehedem fich bemühen, ihm die Wege zu ebnen. 
Weder bei den Foſſilien der Vergangenheit, noch bei den Schatten 
der Zukunft wird fie Rettung vor den Unbilden der Gegenwart 
juchen, vielmehr dieje leßtere jelbft beim Worte nehmen. Feſthaltend 
an dem Principe wirtihaftlider Selbftverantwortlidkeit 
der Individuen, wird fie ihr Augenmerk darauf richten, jedem 
das Seine zu geben, d. h. das ungerechte Spiel des Zufalls auszu- 
gleichen und dem einzelnen in jenen Wechjelfällen beizuftehen, denen 
perfönlicde Tüchtigkeit allein nicht gewachſen erjcheint. Bor 
allem wird fie die traurige Lotterie des Lehrlingsweſens mit ihren 
zerrüttenden Yolgen zu bejeitigen und durch eine den modernen 
Produftionsbedingungen angepaßte Unterrihtsorganifation zu er- 
jeten haben. Sie wird ſich hüten, die friſch pulfierenden Kräfte 
des MWirtichaftslebens in jchablonenhafte Zwangsverbände ein- 
zufargen, um jo mehr aber die naturwüchſig entftandenen unter 
ihre ſchützenden ittide nehmen, um allen denen ihre volle Für— 
forge angedeihen zu laffen, die freudig gewillt find, fich jelbft zu 
helfen. Sie wird darauf verzichten müfjen, Kapital und Arbeit in 
alter Weiſe zu verknüpfen, dagegen durch fortichreitenden Ausbau 
de Verſicherungsweſens die durch) die gegebene Wirtichafts- 
organiſation bedingte und perjönlich unverjchuldete Eriftenzunficher- 
beit der allein auf Lohneinlommen angewiejenen Bevölkerungs⸗ 
Ihichten zu bannen ſuchen. Ste wird der gewerblichen Arbeit in 
ihrer wachſenden Specialifierung nit ihren äfthetifchen Reiz zurück⸗ 
erobern Tönnen, wohl aber in Verbindung mit einer fortfchreitenden 
Erziehung des ganzen Volles zur Kunft deren frohe Botſchaft, 
Luft am Dafein zu haben, in die Maflen tragen und damit viel- 
leicht einem neuen, vorwiegend künftlerifch geſchulten Handwerk feine 
fünftige Stätte bereiten. Sie wird mit alledem gewiß fein ſorgen⸗ 
freies Paradies geichaffen haben, immerhin eine Welt, die wenigftens 


dem Tüchtigen, aus welcher jocialen Schicht er entftamme, ein ge⸗ 
deihliches Yortlommen verheißl. Denen aber, die der Tommenden 
Zeit mit ihren Sorgen und Kämpfen trübe entgegenbliden, den 
Kleinmütigen und Zufunftsunfrohen möchte ich zur „Beherzigung“ 
Goethes herrlichen Troſtſpruch ins Stammbuch ſchreiben, der da 
alſo lautet: 

Feiger Gedanken 

Bängliches Schwanken, 

Weibiſches Zagen, 

Angſtliches Klagen 

Wendet kein Elend, 

Macht dich nicht frei. 


Allen Gewalten 

Zum Trotz fich erhalten, 
Nimmer ſich beugen, 
Kräftig fich zeigen 
Rufet die Arme 

Der Götter herbei! 
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